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UND  DRR  RRCHTSWLSSRNSrHAFT 

Riinni.F  Stammt  rr. 

Einleitung.  In  unabsehbarer  Menge  reihen  sich  die  Rechte  und 
Gesetze  der  Völker  aneinander.  Es  ist  eine  bunte  Fülle,  eine  mannigfaltige, 
stets  wechselnde  Schar,  die  hier  an  unserem  Auge  vorüberzieht  Wie 
mögen  sie  in  Ortinung  und  Einheit  sich  fugen?  In  welcher  gleichmäßigen 
Methode  kann  man  sie  allgemein  überschauen  und  systematisch  beherrschen? 
Wo  ist  ein  fester  Halt  der  Gedanken,  von  dessen  Standort  aus  das  wilde 
Getümmel  der  Einzelheiten  sich  kritisch  richten  und  bestimmen  läßt? 

Der  erste  Versuch  einer  Antwort  auf  solche  Fragen  betrifft  wohl  zu- 
meist  das  einheimische  und  das  im  Augenblicke  geltende  Recht  Man 
sammelt  den  besonderen  Inhalt  der  einzelnen  Satzungen  und  Einrichtungen 
unserer  Zeit  und  unseres  Landes,  sucht  Sinn  und  Bedeutung  und  praktische 
Sonderfolgen  der  technisch  geformten  Paragraphen  des  gesetzten  Rechtes 
klarzulegen  und  die  vielverschlungenen  positiven  Normen  übersichtlich 
d.ir7ustftllen. 

Doch  was  ist  es  denn,  das  also  hier  sich  eingefunden  hat?  —  Nun,  RechobeKrig. 

die  „rechtliche"  Regelung  dieses  Gemeinwesens.  —  Aber  woran  erkennt 
man,  ob  eine  Norm  hierher  gehört  und  nicht  vielmehr  einem  anderen 
allgemeinen  Begriffe,  al^  dem  des  Rechtes,  zu  unterstellen  ist?  VV'as  ist 
das  „Recht"? 

Ks  würde  nicht  ausreichend  sein,  zur  Beantwortung  dieser  Frage  eine 
gewisse  äußere  Beschreibung  von  Regeln  zu  versuchen,  die  im  großen 
und  ganzen  —  nach  einer  Art  stillschweigender  Verabredung  einer  An- 
zahl von  Schriftstellern  —  als  „rechtliche"  Sätze  bezeichnet  werden;  denn 
dieses  würde  keine  sachlich  genügende  Abgrenzung  noch  Begriffs- 
bestimmung sein  und  könnte  die  Gewähr  der  Vollständigkeit  nicht  über- 
nehmen: weder  für  den  beschriebenen  Gegenstand,  noch  in  dessen  hervor- 
gehobenen Eigenschaften.  Und  es  geht  nicht  an,  den  Begriff  „des" 
Rechtes  etwa  aus  gehäufter  Aufzählung  von  besonderen  Rechts- 
erfahrungen herausziehen  zu  wollen;  da  doch  jede  einzelne  „rechtliche" 
Tatsache  schon  eine  eigene  Anwendung  des  allgemeinen  Begriffes  „des" 
Rechtes  ist  und  diesen  deshalb  zu  ihrer  Feststellung  logisch  voraussetzt 
Statt  dessen  ist  nötig,  das  Ganze  der  sozialen  (nicht:  der  „rechtlichen") 
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n  Rudow  StammlIR:  Wesen  des  Rechtes  und  der  Rechtswissensduit 

Erfahrung  zu  untersuchen,  da  in  dem  Problem  des  gesellschaftlichen 
DasMDS  der  Meoachen  der  Redilagedaiike  zweifellos  auftritt,  und  in  diesem 
die  allgemdii  enuögltcheDden  Bedingungen  fOr  den  Begriff  des  Rechtes 

durch  kritische  Besinnung  festzustellen  und  in  seinem  foimalen  Verhältnis 
zu  Moral  und  Sitte  und  willkürlicher  Gewalt  zu  bestimmen. 

Hierbei  tritt  jedoch  vor  allem  anderen  und  von  vornherein  ein  Merkmal 
hervor,  das  unbestritten  dem  Rechte  als  "solchem  eignet:  das  Moment  des 
rechtlichen  Zwanges.  Ks  ist  nicht  nötig,  über  dessen  Erschaffung  und 
Eridinrng  an  dieser  Stelle  sdion  eine  bestimmte  Vorstellung  nch  zu 
machen,  es  genügt  zum  Entwerfen  der  Fragestellung  die  Beobachtung, 
daß  jede  juridische  Ordnung,  eben  in  ihrer  Eigenschaft  als  „rechtUche", 
den  Anspruch  erhebt,  ein  ihr  widerstrebendes  Wollen  niederzubeugen  und 
das  von  ihr  gereg"elte  Verhalten  der  Unterstellten  auch  tatsächlich  zu  er- 
wirken. Es  ist  dieser  Zwangsanspruch  des  Rechtes,  der  dann  nicht  selten 
einer  grundsätzlichen  Anzweifltmg  unterlegen  ist,  in  besonderer  Art  in  der 
Neiudt  inm  der  Theorie  des  Anarehismua.  Und  einem*  solchen  Zweifel 
kann  wieder  nur  durch  theoretische  Begründung  des  Rechtszwaages 
begegnet  werden,  eine  Begründung»  von  der  in  sich  klar  ist,  daft  ne  auf 
das  Wesen  des  Rechtes  in  unbedingt  allgemeiner  Art  zurückzugehen 
hat,  dairetfen  nicht  auf  die  Betrachtung  des  besonderen  Inhaltes  einer 
he>ti:TitMti  ii  rechtlichen  Ordmmir  g-estützt  zu  werden  vermag. 

Ailüui  auch  wenn  jemand  gerade  den  gegebenen  Inhalt  eines  ge- 
schidlUidien  Rechtes  kritisdi  ansieht»  so  bedarf  er  zu  «nem  sachHdi  ab> 
wägenden  Urleil  dnes  allgemein  geltenden  MaAstabes.  Dean  hier  koamit 
der  «gene  Zweifel,  der  nie  zu  unterdrücken  ist:  Ob  eine  bestimmte  Regel, 
die  von  Rechts  wegen  positiv  besteht,  so  denn  auch  sein  sollte?  Ent- 
spricht die  gerade  geltende  rechtliche  Norm  oder  Einrichtung  in  ihrer  beding- 
ten I-age  dem  Gedanken  der  Gerechtigkeit?  Ist  unter  den  vorliegenden 
Umständen  diese  oder  jene  Bestinunung  des  Rechtes  die  richtige? 

IMe  Frage  nach  dem  Wesea  des  Rechtes  ISst  t&dx  daher  in  drei 
Aufgaben  auf: 

1.  Was  ist  Recht?  Welcher  allgemeine  Begriff  liegt  also  jeder 
Rechtsbetrachtung  unbedingt  zugrunde,  damit  sie  überhaupt  eine  „rechtp 
liehe«  mit  Fug  heißen  kann? 

2.  Begründung  der  verbindenden  Art  des  Rechtes:  Wie  ist  es 
zu  begreifen,  daß  jedes  Rechtsgebot,  gleichviel  wie  sem  iühalt  laute,  nur 
weil  es  ebe  „rechtliche''  Nonn  ist,  Gehorsam  richtigerwose  fordern  darf? 

3.  Wann  ist  der  Inhalt  einer  Rechtsnorm  sachlich  begründet? 
Was  für  ein  einheitliches  Verfahren  hat  der  „rechtlich"  Wollende  zu 
beobachten,  wenn  der  besondere  Inhalt  seines  Wollens  richtig  sein  soll? 

Alle  drei  Probleme  haben  das  gemeinsam,  daß  sie  sich  durch  das 
bloße  Betrachten  der  Besonderheiten  von  bestimmten  geschichtlichen 
Rechten  nicht  erledigen  lassen.  Die  hierbei  zu  entwickelnden  Begritfe 
und  Ldwen  haben  unbedingt  bei  jedem  denkbaren  Rechte  Anwendung  zu 
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finden.  So  muß  auch  die  Lösvmg  in  einer  eigenen  grundlegcndea 
Methode  beschafft  werden,  deren  Verfolgung  von  dem  Darlegen  des  be- 
sonderea  Inhaltes  dieser  oder  jener  Rechtsordnungr  iinabhangig  ist 
Man  wird  der  uns  gestellten  Aufgabe  nur  genügen  können,  wenn  man  in 
kritischer  Selbstbesinnung  die  empirischen  Daten  des  sozialen  Bewaft1>> 
seins  zerg-liedert  und  die  formalen  Beding-ung-en  klarlegt,  unter  deren 
einheitücher  Verwertung  allein  eine  Antwort  auf  die  eben  genannten  drei 
Fragen  möglich  erscheint  Das  System  der  also  überall  vorausgesetzten 
Bedingungen  gegenstandlicher  Rechtserkenntnis,  seine  theoretische  Be- 
deutun^f  und  praktiscfae  Anwendung  bilden  nun  des  genaueren  den  Gegen- 
stand unserer  Betrachtung. 

Dw  dadurch  geforderte  Besinnung  ist  in  ihrem  Grunde  eine  Aufgabe 
des  wissenschaftlichen  Denkens.  Sic  bedarf  des  bewußten  Heraus» 
schälens  der  Grundfrage,  des  Handhabens  einer  kritisch  gefesteten  Methode, 
der  Stütze  einer  allgemeingültigen  Theorie.  Ohne  das  mögliche 
Zurückgehen  auf  eine  einheitliche  Grundlehre  muß  jedes  richtende 
Urteil,  das  irgendwie  in  rechtlidien  Dingen  ergeht,  blofi  von  subjek- 
tivem Werte  sein  und  d«r  objektiven  Begründung  emangeln.  Im 
gewöhnlichen  Leben  beruft  man  sich  zwar  häufig  auf  sein  „Rechtsgefuhl".  »XMiMcriiu«. 
Aber  das  würde  nur  heißen  können,  daß  jemand  ein  allgemeingültig 
richtiges  Urteil  über  rechtliche  Fragen  ganz  „von  selbst"  aus  seiner 
geistigen  Organisation"  her  bekäme.  Ks  wäre  jene  Berufung  im  K^me 
also  nur  die  Angabe  einer  mystischen  Herkunft  eines  angeblich  begrün- 
deten kritischm  UrteileSf  aber  keinesw^s  eine  systematische  Begründung 
dieses  letzteren  sdbst»  das  vielmehr  jeder  Aiuweiftung  der  (tiiexb^  er- 
fahrungsmäßig zahlreicben)  Gegner  schutzlos  preisgegeben  sein  müAte. 
Die  Frage  nach  Begriff  und  Begründung  des  Rechtes,  wie  die  Aufgabe, 
worin  der  Gedanke  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit,  das  ist  der  grund- 
sätzlichen Richtigkeit  eines  rechtlichen  Wollens,  sein  sachliches  Merkmal 
habe,  wird  durch  jene  Aufstellung  einer  unerklärten  und  rätselhaften  £nt- 
stehungsweise  nicht  beantwortet  In  der  Tat  b^<»nmt  aber  auch  kein 
Mensch  die  allgem^gültiigen  Gedanken  Ober  Redit  und  Gerechtigkeit 
mit  auf  die  Welt  Sie  werden  von  jed^  einzdnen  unter  vielen  besonderen 
Eindrücken  erst  erworben.  In  diesem  Sinne  heifit  das  viel  berufene 
„Rechtsgefuhl**  nichts  anderes,  als:  zufallig  und  unvollständig  zusammeop 
geraffte  Rechtskenntnis  und  Rechtsbeurteilung. 

Dem  gegenüber  ist  es  ja  weithin  bekannt,  wie  unsere  Probleme  seit 
alten  Zdten  das  Nachdenken  der  Menschen  in  eindfinglicher  Weise  be* 
schiftigt  haben.  Von  besondrem  Intmresse  sind  fBr  ^e  Kultur  der 
Gr^genwart  drei  Grundrichtungen,  die  dne  Antwort  auf  die  vorhin  ge- 
schilderten Aufgaben  zu  liefern  unternommen:  Das  Naturrecht^  die  historische 
Rechtsschule  und  die  materialistiscl'e  Geschichtsauffassung.  Wir  wollen 
zuerst  diese  drei  verschiedenen  Theorien  über  das  Wesen  des  Rechtes 
erörtern. 

a» 
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A.  FrtttMT«  R««litetbeoriAii. 

L  Das  NaturrechL  Wenn  in  einer  entwickelten  Kultur  Schäden 
sich  zdgen,  wenn  die  best^enden  Zustände  io  vielem  unbegraftich  oder 

auch  nur  allzu  verwickelt  werden,  so  flüchtet  gar  mancher  gern  cur 
„X.itur"  zurück.  Sie  ist  es,  die  ?.lsdann  einen  festen  Halt  gegenüber 
■wiiikürlichem  und  entartetem  Treiben  und  Begehren  liefern  soll.  So  ist 
auch  zu  allen  Zeiten  versucht  worden,  dem  positiv  geordneten  Rechte 
entgegen,  das  nur  zu  oft  fehlerhaft  und  mfiUUg  erschien,  ein  natür- 
liches Recht  zu  en^edcen,  ein  Recht,  das  „mit  uns  gebwen  ist**. 

Dieser  Gegensatz  ist  der  am  meisten  be^rochene  in  der  ganzen 
theoretischen  Betrachtung  des  Rechtes.  Er  tritt  in  besonders  scharfer 
und  klarer  Weise  in  der  Rechtsphilosophie  der  Grriechen  hervor,  ist  dann 
im  Mittelalter  von  der  Kirche  und  der  scholastischen  Philosophie  aufrecht- 
erhalten und  gepflegt  worden  und  hat  sich  in  verschiedenen  Ausführungen, 
Begründungen  und  Nutzanwendungen  bis  in  unsere  Tage  erhalten.  Es 
würde  an  dieser  Stdle  zu  weit  Ähren,  den  einzelnen  Syst^en  natur- 
rechtlicher Richtung  in  genauer  Darlegung  zu  fblgen;  firagt  man  aber, 
welches  der  geraeinsam  imterliegende  Gedanke  ist,  der  freittdl  weder  von 
seinen  Vertretern  noch  seinen  Gegnern  immer  klar  ausg-esprochen  worden 
N»tarr«clit.  ist^  SO  entspricht  ihm  diese  Begriffsbestimmung:  Naturrecht  ist  ein 
Recht,  das  in  seinem  Inhalte  der  Natur  entspricht  —  Dabei  ist 
als  «die  Natur",  die  hier  als  Maßstab  für  den  Inhalt  des  Rechtes  auf- 
tritt, ein  Doppelte  auigencnnmen  worden:  bald  die  Natur  des  Menschen, 
bald  die  des  Rechtes. 
Kaiur  äös  In  erster  Unie  hat  man  von  alters  her  versucht,  die  menschliche 
Meaachaa.  7,,  verwerten.  Besonders  stark  geschah  dies,  als  Hugo  Grotius  es 

unternahm,  in  dieser  Weise  eine  allgemeingültige  Grundlage  des  Rechtes 
zu  finden,  die  von  jeder  Unterstützung  durch  kirchliche  Lehre  uuabhängig- 
sd,  und  die  auch  ein  Atiietst  als  wissenschaftlich  feststehend  anzunehmen 
habe.  Die  Natur  dachte  man  sich  dabei  als  bestimmte  Grundeigenschaften, 
die  einem  jeden  Menschen  allgem«ngultig  und  in  unbedii^ter  Weise  zu^ 
kämen.  Welche  Eigenschaften  dies  jedoch  wären,  darüber  gingen  die 
Ansichten  standig  weit  auseinander.  Grotius  gab  als  solche  den  appcfifua 
socictatis  an,  den  natürlichen  Trieb  des  Menschen  nach  dauernder  und 
friedlicher  Vereinigung  mit  seinesgleichen,  Hobbes  umgekehrt  die  Furcht 
des  einen  vor  dem  anderen,  aus  der  in  Ermanglung  des  Rechtes  ein 
heUum  omtnium  conira  omnes  entspringen  würde;  Pufendorf  verwies  auf 
den  Selbsteiiialtungstrieb  aller  Lebewesen  und  auf  die  natSrllche  ifilf- 
losigkeit  (imbecillUas)  des  Menschen,  die  ihn  zu  einer  diese  überwindenden 
Geselligkeit  fsociaühis)  führen  müs-^c,  lind  Thomasius  berichtigte  dieses 
in  der  Aufstellung  des  menschlichen  Grundtriebes,  möglichst  lang  und 
glücklich  zu  leben.  —  Und  diese  Verscliiedenheit  der  Angaben  setzt  sich 
bis  in  die  neue  Zeit  fort,  in  der  die  Berufung  auf  „die  menschliche  Natur** 
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namentlich  in  der  Literatur  des  Sozialismus  ihre  Rolle  spielt  Hier  ist  sie 
bald  zu  dessen  Empfehlung-  erfolgt,  wie  in  dem  utopischen  Aufbau  des 
Phalansthre  des  Fourier,  bald  zu  seiner  Bekämpfung-  iing-ezogen  worden, 
z.  B.  von  Ad.  Wagner,  Schäfer  u.  a.,  die  den  sozialistischen  Staat  mit  der 
menschlichen  Natur  fOr  unvereinbar  erklären  und  nun  allerdings  als 
Kamzug  dieser  bald  die  WirtschafUicbkdti  bald  auch  deren  GegeateU, 
verbunden  mit  dem  Trieb  nadi  Ehre  und  Auaadichnui^,  sowie  das  Frdheits» 
gefühl  an  lieben. 

In  der  Tat  i«=t  dos  H  ran/iehen  der  „Natur"  des  Menschen  bei  dem 
Bearbeiten  der  naturrcchtlichen  Aufgaben  metiiodisch  ungeeignet  gewesen. 
Denn  wenn  luan  alle  geschichtlichen  Besonderheiten  in  den  Kigenscliaften 
und  Theben  der  Menschen,  wodurch  üe  sich  in  der  Erfahrung  zweifellos 
voneinander  untersdidden,  wegläßt,  so  bleibt  überhaupt  nichts  übrig»  als 
physiologische  Anlagen,  die  der  Ausbildung  und  Erziehung  noch  harraa. 
EBeran  ändert  auch  der  Hinweis  auf  die  „Eigenliebe"  eines  jeden  Menschen, 
als  natürliche  Triebfeder  behauptet,  deshalb  nichts,  weil  dies  in  sich  noch 
undeutlich  und  vag  bleibt.  Es  bleibt  offene  Frage,  in  welcher  Stärke  und 
in  was  für  einer  Richtung  den  einzelnen  die  Liebe  zu  sich  selbst  treibt 
oder  hinreißt  Schon  die  gewöhnUche  Beobachtung  liefert  liier  genug 
Material  zur  Feststdlung  der  allergrößten  Verschiedenheiten  in  der  Ver* 
folgui^  der  Zwecke»  auf  deren  Art  und  Wdse  hier  ja  aUes  ankommt 
Die  rechte  Art  der  Zwecksetzung  ist  eben  nicht  von  Natur  dem 
Menschen  eingepflanzt.  Er  bringt  sie  nicht  mit  auf  die  Welt;  noch  auch 
entwickelt  sie  sich  an  ihm,  als  natürlichem  Lebewesen,  in  natumotwendiger 
imd  bei  allen  Menschen  völlig  gleicher  Weise.  Vielmehr  muß  er  zu 
der  genannten  Art  des  WoUens  erzogen  imd  angeleitet  und  angehalten 
werden.  Folglich  ist  für  das  richtige  Wollen  nicht  eine  natürliche  Art 
des  Menschen  ein  unbedingter  und  allgemeingültiger  Maßstab,  sondern 
dieser  muß  erst  als  eigene  Gesetzmäßigkeit  der  Zwecke  kritisch  eingesehen 
und  dargelegt  werden  und  ist  nicht  von  einer  nicht  recht  faßbaren  mensch- 
lichen „Natur",  sozusagen,  von  außen  her  zu  erwarten. 

Die  zweite  Richtung  des  Naturrechtes  geht  auf  die  Natur  des  Katar  d« 
Rechtes  zurück.  Hier  heißt  das  Wort  „Natur"  dasselbe  wie  Wesen. 
Es  wird  mithin  nadi  dem  obersten  einheitlichen  Grundgedanken  gefragt, 
nach  weidiem  Begriff  und  Anwendung  des  Rechtes  überiuuqjit  einen  vexw 
staadlidien  J^nn  haben  kann,  um  danach  begründete  Rjeditssltz«  weiterhin 
aufzustellen. 

Der  schärfste  schöpferische  Denker  dieser  Richtung  war  Rousseau: 
Du  contrat  social  ou  principcs  du  droit  publique  (1762^.  Er  fragt:  Wie  an 
die  Stelle  von  willkürlicher  Gewalt,  die  in  der  Geschichte  bisher  uuauf- 
horlidli  erlebt  worden  ist,  ein  innerlich  begründeter  Zustand  des 
Rechtes  gesetzt  werden  könne?  Dies  s^  nur  mö|^ch,  wenn  man  den 
obersten  Gedanken  des  Rechtes  im  Sinne  eines  Gesellschaftsvertrages 
laßt  —  Es  ist  ein  nicht  seltenes,  starkes  Mißverständnis,  als  ob  dieser 


Digitized  by  Google 


VI 


RVDOLT  Staioiiex:  Wesen  des  Rechtet  und  der 


confrat  social  des  Rousseau  eine  geschichtliche  Tatsache  sein  sollte 
und  uns  die  zeitlich  erste  Kntstehung  des  Rechtes  in  der  Menschen- 
geachichte  erzUilMi  möchte;  —  ^ebnebr  will  er  dme  Focmd  für  die 
oberste  Idee  des  Rechtes  gebeo  und  die  allgemeine  Richtiinie  für  ge- 
rechte Gesetze  bezeichnen.  Solche  seien  dann  da,  wenn  sie  der 
volontd  gindrale  entspringfen.  Dies  aber  ist  nicht  einfach  der  Wille  aller 
oder  der  Mehrzahl,  sondern  bedeutet  eine  Maxime,  welche  das  Wohl 
aller  Menschen  überhaupt  zur  Richtschnur  nimmt  Das  ist  Rousseaus 
Definition  der  Tugend,  ihr  nachzustreben  ist  das  einzige  unbedingte  Gebot 
{Qr  menschliches  Wollen.  —  Für  die  Betätigung  dieses  Zsdes  sei  es  nötig, 
allen  (xenossen  Anteil  an  der  obersten  Gewalt  zu  geben;  es  mOssen  die 
Herrscher  mit  den  Bdiens^ten  zvisammenfallen.  Darum  könne  die 
Souveränität  nicht  vertreten  werden;  die  Abgeordneten  des  Volkes  seien 
also  nicht  seine  Repräsentanten,  sondern  nur  Geschäftsführer,  die  nichts 
unabänderlich  beschließen  können.  Dagegen  be;tf  lip  dip  Vollziehung  der 
Gesetze  in  ihrer  Anwendung  aul  den  einzelnen  l  all  unu  gehöre  folglich 
nicht  cum  Wirkungskreise  des  souveränen  Volkes,  das  nur  den  allgemeinen 
Willen  äußere,  sondern  der  R^erung,  die  als  Demokratie,  Azistokratie, 
Monardiie  nach  der  Art  der  rechtmäßigen  Ausübung  der  yolMehenden 
Gewalt  verschieden  eingerichtet  sein  kann. 

Der  gewaltige  Einfluß,  den  Rousseau  auf  die  Geschichte  seiner  Zeit 
und  durch  dio  fran7Ösi';rhp  RpT  olution  auf  die  folgenden  Perioden  bis  zur 
Gegenwart  ausgeübt  hat,  liit  allgemein  bekatmt.  Audi  m  der  Kechti- 
theorie  stehen  sonst  fuhrende  Geister»  vor  allem  Kant,  ganz  unter  seinem 
Banne.  Erst  ziemlidi  spät  hat  sich  ein  prinzipidler  Widerspruch  finden 
lassen. 

FeUar  det  Dabei  War  ein  Fehler  jener  Forschung  wahrlich  nicht  in  der  Frage- 
iatnrrociuM.  g^^jj^^g.  solcher  gegeben.  Von  „der  Natur  des  Rechtes"  reden  auch 
heute  Anhänger  der  geschichtlichen  Rechtsschule  und  sonst  empiristisch 
gerichtete  Juristen.  Welcher  denkende  Mann  wird  denn  auf  das  Xach- 
slnnen  über  die  rechte  allgemeine  Methode  aU«r  Rechtsbetrachtung  und 
die  Möglichkeit  eines  festen  Haltes  gegenüber  den  zerstreuten  Einzelheiten 
verzichten  und  sich  zum  bloßen  Techniker  liegrenzter  Paragraphen  machen 
wollen!  —  Der  Fehler  jener  Versuche  aus  der  Aufklärungsperiode  lag 
vielmehr  in  der  Art  der  Ausführung,  da  sie  nämlich  ein  ausgeführtes 
Rechtsbuch  mit  einem  unwandelbaren  Inhalt  entwarfen.  Das  geht  nicht 
an.  Denn  der  Inhalt  des  Rechtes  geht  auf  die  Regelung  von  mensch- 
fichem  Zusammenwirken,  das  auf  3edürfiiisbefiiedigung  gerichtet  ist 
Alles,  was  sich  aber  auf  menschliche  Bedürfnisse  und  auf  die  Art  von 
deren  BefKedigung  bezieht,  ist  steter  Veränderung  unterworfen.  Es  gibt 
keinen  einzigen  Rechtssatz,  der  seinem  positiven  Inhalt'^  nach 
unbedingt  feststände.  —  Statt  dessen  kann  nur  die  Aufgabe  bestehen, 
eine  allgemeingültige  formale  Methode  festzustellen,  in  der  man 
den  notwendig  wechselnden  Stoff  geschichtlich  bedingten  Rechtes  dahin 
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richten  und  bestunmen  mag*  daO  er  die  Eigeoscluift  des  objektiv 
Richtigen  eriialt 

IL  Die  historische  Rechtsschule.  Dies  ist  pinp  besonders  ge- 
artete Rechtsphilosophie,  die  im  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  im  Zu- 
«ammenhang  mit  der  al]gemeiite&  Richtung  jener  Zdt,  der  Romeati]^  kmuhi^ 
entstaiid.  Ihre  letile  maSgeblicfae  AufFassung  ist  die,  daft  neben  dem  ^'"'^ 
Menschen  überindividueUe  Wesenheiten  stehen,  deren  höchste  das  „Volk** 
seL  Sie  stellen  reale  leiblich-geistige  Einheiten  dar.  Von  besonderer 
Bedeutung-  sei  die  Seele  des  Volkes,  ein  psychisches  Gesamtphänomen, 
welches  zwar  für  sich  wissenschaftlich  nicht  erforschlich  sei,  das  aber 
seine  Realität  innerhalb  der  Welt  der  Erfahrung  darin  erweise,  daß  es 
in  den  Gliedern  des  Volkes  gewisse  gemdosame  Gberzeugimgen  fliber 
mancherlei  Fragen  erwedce.  Wenn  diese  auf  «teditiiche''  Dinge  ge* 
richtet  sei,  so  sei  sie,  die  Überzeugung,  bereits  das  Recht  Der 
Cresetsgeber  habe  das  schon  bestehende  Recht  nur  zu  formulieren  und 
SU  redigieren.  „Das  Volk",  sagt  SavigTiy,  „ist  eine  natürliche  Einheit 
welche  durch  die  einander  ablösenden  Greschlechter  hindurchg-cht";  .  .  . 
„es  ist  der  in  allen  einzelnen  gemeinschaftlich  wirkende  Volksgeist,  der 
das  positive  Redtf  erzeugt,  das  also  für  das  Bewufitsrin  jedes  einzehien, 
nicht  zuföUig,  sondern  notwendig  ein  und  dasselbe  Recht  ist* 

IXe  Einheit,  welche  nach  dieserRechtstfaeoxie  aflmi  einsdnen  xechtiichen  d«  Toiugriat. 
Sätzen  und  Einriditungen  zugrunde  liegt,  ist  hiemach  der  Volksgeist, 
der  als  eig-ones  Ding-  außer  uns  existiere.  Er  ist  also  auch  der  eigentliche 
Gregenstand  jeder  hier  einschlägigen  wissenschaftlichen  Untersuchung.  Die 
Betrachtung  der  Sprache,  der  Sitte,  des  Rechtes  eines  Volkes  ist  nur 
ein  Mittel  zu  einer  Erkenntnis  des  Waltens  eines  Volksgeistes,  die  sich 
▼ervoUkmnmnen,  wenngleich  lücht  in  abgeschlossener  VollstSndigkdt  eiw 
reichen  liAt  Daraus  exgibt  rieh  weiterhin  als  grundlegende  Au%abe  der 
rechtswissensdiafWchen  Untersuchung  die  rechtshistortsche  Frage,  —  nicht 
bloß,  weil  das  Gf'wordcne  aus  der  analytischen  Verfolg-ung  seines  Werde- 
ganges in  seinem  bedingten  Dasein  deutlicher  beleuchtet  und  durchschaut 
werden  kann,  sondern  in  der  Absicht,  das  eigentliche  Objekt  der  Be« 
trachttmg,  den  Volksgeist,  aus  seinen  Äußerungen  im  Gange  der  Rechts- 
gesdudite  besser  in  seiner  Eigenart  verstehen  m  kOnnen. 

EadUch  folgt  aus  jenen  PrSnissen,  dafl  es  för  die  geschichtliche 
Rechtstheorie  eine  selbständige  kritische  Betrachtung:  des  Inhaltes  eines 
Rechtes  nicht  g"ibt.  Denn  die  rechtliche  Ordnung  ist  ja  die  von  dem 
Volksgeiste  ^'winn'end  erschaffene  gemeinsame  Überzeugung,  und  über 
diesem  besteht  keine  weitere  Instanz.  Höchstens  kann  man  ihn  miß- 
verstehen  imd  etwas  als  Recht  ausgeben,  was  in  Wahrheit  jenem  Merkmal 
gar  nidit  entspricht  ^e  Auseinandecsetzuug  mit  dem  Problem,  wie 
neben  der  Betraditung  des  Werdens  eines  Gregenstandes  dessen  Sein 
in  eigener  Richtung  erwogen  und  bestimmt  sein  will,  und  letzteres  sogar 
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unvermeidlich  den  logischen  Primat  vor  dem  ersieren  habe,  findet  sich 
bei  den  Anhängern  der  besprochenen  Richtung  nicht  Und  doch  ist  zu 
beachten,  daß  etwas,  das  in  genetischer  Hinsicht  als  notwendig  ver- 
ursacht  erkannt  ist,  für  die  systematische  Betrachtung^  zufällig  sein 
kann;  auch  Sinnestäuschungen  und  inhaltlich  schlechtes  Wollen  entstehen 
in  historisch  notwendigem  Prozeß. 

Aber  auch  gegen  die  Art  der  (^en  ctischen  Aufiassung  der  historischen 
jR.echt.sschule  bestehen  ung^elöste  Bedenken. 

Die  Vorstellung  von  dem  „Volke''  als  einem  beseelten  und  denkenden 
Wesen  außer  uns  würde  nur  dann  wissenschaftlich  begründet  sein,  wenn 
sie  notwendig  wire,  um  den  Gedanken  des  menschlichen  Gemeinsdttfi^ 
lebens  einheitlich  zu  &ssen  und  das  soaale  Dasein  der  Menschen  als 
eigenen  Gregenstand  zu  begreifen  und  einzusehen.  Denn  die  Vorstellung 
eines  Dinges  als  eines  denkenden  Wesens  bedeutet  die  Übertragung 
meines  Selbstbewußtseins  auf  etwas,  das  ich  mir  ohne  diese  übertragende 
Vorstellung  nicht  zu  denken  vermag,  z.  B.  auf  ein  Lebewesen,  das  ein 
Mensch  ist,  wie  ich  selbst  Nun  kann  man  aber  das  gesellschaftliche 
Leben  der  Menschen  sehr  wohl  in  eigener  Metiiode  exhalfcen  und  ab 
Objekt  selbstiUidiger  wissenschaftficher Betrachtung  einsehen  und  erforschen, 
ohne  die  Vorstellung  zu  Hilfe  zu  nehmen,  daß  es  selbst  eine  leiblich- 
geistige  Einheit  im  Sinne  einer  überindividuellen  Wesenheit  sei. 

Dazu  kommt  dieses.  Das  „Volk"  soll  als  ein  natürliches  Ding 
neben  den  Menschen  stehen,  und  sein  „Geist"  die  gemeinsamen  Über- 
zeugungen, so  auch  die  des  Rechtes,  bewirkea  Midiin  würde  es  zu 
den  Gegenständen  der  Erfahrung  zählen  und  mußte  deshalb  auch 
den  Grundgesetzen  der  Erfahrung  unterliegen.  Es  bleibt  aber  un- 
deutlich, wie  ein  Volk  oder  ein  anderer  menschlicher  Verband  eine  leib- 
liche Einheit  sein  können,  da  sie  doch  im  Räume  nicht  angetroffen 
werden,  und  ein  „leiblicher"  Gegenstand,  der  nicht  unter  der  Bedingimg 
der  räumlichen  Anschauung  stände,  einen  inneren  Widerspruch  bedeutet 
Und  fernerhin  gehört  es  zu  den  Crrundsätzen  der  Erfahrung,  daß  jede  Ursadie 
einer  VeriLnderung  selbst  wieder  die  Wirlcung  ehwr  vorausgegangenen 
Ursache  ist,  so,  daß  beim  Streldien  dieser  Methode  eine  einschlagige 
Behauptung  von  objektiver  Gültigkeit  nicht  mehr  begreiflich  ist.  Der 
Volksg-eist  im  Sinne  der  hier  envogenen  Lehre  wird  aber  zugleich  als 
Ursache  der  Kechtsschöpfunj:;-en  und  R'-chtsänderungen  aufgestellt  und 
doch  als  unbedingte  Einheit  über  dem  Wandel  der  Völkergeschichte  be- 
hauptet, unabhängig  von  den  einzelnen  Veränderungen  und  von  ihnen 
selbst  nidit  verursadit 
twittItF^-  Bei  allen  diesen  Erwägungen  ist  scharf  festzuhalten,  daß  man  nicht 
iiHiUrniiimi  rtie  „Volksseele"  mit  nationalen  Eigentümlichkeiten  verwechseln 
darf,  die  sich  als  verhältnismäßig  übereinstimmende  Eigenschaften  der 
Angehöritreu  eines  Rechtsganzen  beobachten  lassen.  In  diesem  Sinne 
wird  der  nationale  Charakter  oder  Greist  nicht  als  ein  unveränderliches 
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Urding  außerhalb  des  Wandels  der  g-cschichtlichen  Daten  aufg"estellt, 
sondern  als  gemeinsame  Eigeaschaften,  die  sich  ans  feinem  bestimmten 
sozialen  Leben  heraus  auf  Grund  gewisser  Anlagen  gebildet  haben,  durch 
historisch  gegebene  und  sich  entwickekide  gesellschaftliche  Verhältinsse 
beeinflufit  sind  und  sich  im  Laufe  der  Geadiidite  unanfhdriidi  verSnderiL 

In  solche  bedingte  und  geschicfafüdi  wechsdinde  Art  eines  sozialen 
Lebens  finden  wir  den  einzelnen  hineingestellt  Ihr  entnimmt  er  in  starken 
Eindrücken  die  Weise  seines  Daseins.  Sprache,  Sitte,  Recht  treten  ihm 
aus  der  Verbundenheit  mit  anderen  in  bestimmenden  Einwirkungen  ent- 
gegen, sie  selbst,  als  Äußerungen  geschichtlichen  Gemeinschaftslebens, 
historisch  bedingt  und  stetem  Wechsel,  nimmer  rastender  Veränderung 
imterw<wfen.  Und  diesem  Gemeinschaftsleben  gibt  wieder  ein  jeder  sein 

eittwizkend  und  ändernd  ziirü<^,  ein  jeder  in  seiner  Lage  reciht  veri- 
scbieden  wohl  in  Stärke  und  Axt,  und  doch  ein  jeder.  So  sind  es  fOr 
die  besondere  Betrachtung  unübersehbare  Komplikationen,  in  denen  die 
Einwirkung  des  sozialen  Lebens  auf  den  einzelnen  und  die  Rückgabe 
des  .Seinigen  an  die  (Tcsellschaft  sich  vollzieht,  aber  für  die  methodische 
Erwägung  der  Herkunft  gemeinsamer  Charakterzüge  ist  es  allein  der 
Gedanke  werdender  Eigenschaften  von  einzelnen  Menschen,  d^  hier 
den  «wdnenden  AusbUdlc  uns  gibt 

Es  wäre  gewiß  verkehrt,  wenn  jemand  sich  das  Gemeinschafts- 
leben der  Menschen  nur  als  eine  Summierung  von  isoliert  gedachten 
Individuen  vorstellen  wollte.  Aber  es  ist  auch  nicht  veranlaßt,  die 
soziale  Art  des  Menschendaseins  selbst  zu  hypostasieren  und  den 
summierten  einzelnen  cüs  eigenes  Lebewesen  gegenüberzustellen,  das 
in  jenen  nun  notwendig  gemeinsame  Überzeugfungen  bewixke.  Ndn,  es 
ist  eine  qualitativ  eigene  ]^wiikung  sozial  verbundener  Individuen 
aufeinander,  und  derGredanke  dieser  wechselseitigen  Einwirkung  genQgt 
vollständig,  um  das  Werden  gemeinsamer  Charakterzüge  bei  den  einzelnen 
Mitgliedern  einer  Gesellschaft  wissenschaftlich  zu  erklären,  oder  doch 
deren  natürliche  Erklärung  als  mothndisch  möglich  erscheinen  zulassen, 
mag  mimer  die  konkrete  Kiariegung  dieses  oder  jenes  genetischen  Zu- 
sammenhanges bei  der  Betrachtung  von  besonderem  Material  der  Rechts« 
gesdiichte  allzu  grofie  Schwie^[k^ten  d«r  Losung  bereiten. 

Die  wechselseitige  Reibimg,  deren  eigenartiges  Walten  bedeutsam 
auf  die  einzelnen  Gemeinschafter  wirkt,  vollzieht  sich  keineswegs  bloß 
innerhalb  eines  bestimmten  Volkes.  Die  nationalen  Eigentümlichkeiten 
wechseln  auch  gerade  aus  internationalen  Mischungen  her.  Je  mehr 
sich  namentlich  das  soziale  Leben  der  modernen  isLulturvölker  in  über- 
einstimmender Weise  gestaltet,  um  so  grSfloe  Bedeutung  haben  die  durch 
die  Nationen  glmdmiaAig  hindurcUaufenden  Klassen  erhalten,  in  denen 
verwandte  Cliarakterzüge,  Andchten  und  Bestrebungen  in  int«»a1ionaler 
Übereinstimmung  auftreten.  Und  darüber  hinaus  gibt  es  einen  weiteren 
Sciiritt  der  Gedanken.  Gewifi  fühlt  sich  ein  jeder  als  einer,  der  zu  einem 
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bestimmten  Volk  und  Staat  oder  auch  einer  engeren  Gemoin<=rhaft  g^ehört, 
aber  ebensowohl  empfindet  er  auch,  daß  er  Mensch  ist,  über  nationale 
Grenzen  hinaus,  und  er  kann  diese  idee  der  Menschheit  für  sich  nicht 
wegdenken,  ohne  s^em  Daaein  die  höchste  Würde  su  ttehmeD. 

Soweit  ^ch  nun  aber  der  dnzehie  gerade  als  Mitglied  «nes  be- 
sonderen Mensdienkrelses  fühlt  und  sich  bewußt  wird,  ein  Gemeinschafts- 
leben mitzuleben,  so  erschöpft  sich  diese  Richtung  seines  Bewußtseins 
für  die  grundlegend  systematische  Frage  —  in  dem  Gedanken  der 
gemeinsamen  Zweck verfol«T-i)ng.  Das  soziale  Leben  ist.  ein  Zusammen- 
wirken, uni  den  Kampt  um  das  Dasein  gemeinsam  zu  führen.  Ein  ge- 
meinschaftlicher Zweck  ist  jedoch  etwas  qualitativ  anderes»  als  xwei 
einzelne  Zwecke.  So  erhebt  der  Gremeinschaftsgedanke  das  ibidi- 
vidunm  zu  einer  eigmartigen  Richtung  des  Bewußtseins,  zu  der  Hingabe 
an  besonders  geartetes  Wollen.  Es  sind  also  individuale  und  soziale 
Betrachtung  zwei  qualitativ  verschiedene  Richtungen  des  Bewußtseins, 
und  es  bedeutet  die  GeseLzinaiiigkeit,  die  im  Gedanken  der  Gemein- 
schaft liegt,  die  oberste  formale  Bedingung  für  die  einheitliche  Art 
des  sozialen  WoUens,  dagegen  ni<^t  eine  empirische  GrSfle,  die  Aber 
den  sozial  verbundenen  Menschen  stände.  —  Die  nationalen  Eigentüm- 
lichkeiten aber«  von  denen  wir  vorhin  ausgingen,  getioren  überhaupt 
nicht  zu  den  formalen  Bedingungen,  unter  denen  der  Stoff  des  ge- 
schichtlichen Rechtslebens  einheitlich  zu  fassen  möglich  wäre:  sie  zählen 
vielmehr  zu  diesem  Stoff  selber.  Sie  bilden  ein  nicht  verächtliches 
Material,  das  ein  jeder  Gesetzgeber  wohl  berücksichtigen  soll.  Denn  er 
hat  ja  die  re6iite  Art  des  Zuaammmwirkens  zu  finden  und  anznosdnen 
und  muß  darum  die  historisch  bedingten  Qualitäten  der  einer  Reg^  zu 
Unterstellenden  in  Betracht  ziehen,  um  die  letzteren  dann  in  richtiger 
Art  bestimmen  zu  könnea 

m.  Die  materialistische  Geschichtsauffassung.  Sie  bedeutet 
eine  Lehre  und  ein  System  von  Gedanken,  die  erst  in  den  letzten  Zeiten 
genauer  und  ti^er  betrachtet  worden  sind;  sie  selbst  ist  etwa  seit  zwei 
Menschenaltem  vorlianden.  Noch  immer  kann  man  aber  nicht  sagen,  daß 
die  Bekanntschaft  mit  der  materialistischen  Creschicfatsauf&ssui^  zu  dem 
regelmäßigen  Besitztum  der  Gebildeten  gehöre.  Sie  ist  verhältnismäßig 
wenig  bekannt  und  auch  in  dem  akademischen  Vortrage  der  Disziplinen, 
die  sie  berührt,  nur  vereinzelt  berücksichtigt.  Und  doch  ist  die  materialistische 
Geschichtsauffassung  das  Fundament  der  bedeutsamsten  Bewegung  der 
Gegenwart  geworden,  —  des  Sozialismus,  dessen  rechtes  Verständnis  von 
der  nun  zu  berichtenden  Sozialthecrie  abhängt 

Es  ist  sdbstverständlich,  daß  in  diesem  Zusammenhang  das  Wort 
„materialistisch^*  nicht  in  einem  vulgären  Sinne  gebrauc  ht  und  gleich 
niedrig  oder  gemein  gesetzt  werden  darf;  vielmehr  ist  es  als  Theorie 
gemeint,  und  zwar  als  Übertragung  der  Grundgedanken  aller  Systeme 
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des  philosophischen  Materialismus  auf  die  Menschengeschichte,  vor  allem  sotuw 
auf  das  in  ihr  sich  abrollende  soziale  Dasein  der  Menschen.  Es  sei, 
lehren  jene,  die  Geschichte  (inr  Menschheit  als  ein  mechanisclier  Natur- 
prozeß zu  erfassen,  der  auääciiiieüiich  nach  uaturwisseoschaftlicher 
ICediodey  als  Gregeoatuid  einer  bloB  natuigesetzliclieii  Auffassung'  bestimmt 
werden  solle.  Wie  nach  der  alten  Doktrin  des  Materialismus  die  Grrund- 
lage  alles  Seins  die  Materie  und  deren  Bewegungen  sei,  wovon  auch 
das  geistige  Leben  dr-s  Individuums  abhänge,  so  sei  auch  im  sozialen 
Dasein  der  Menschen  die  Materie  der  Gesellschaft  und  ihre  Bewegung 
das  Bestimmende.  Was  jedoch  för  den  einzelnen  die  Materie  der  Natur 
sei,  das  bedeute  für  das  gesellsciiaftliche  Leben  —  die  soziale  Wirt- 
schaft 

»Die  materiaUstische  Anschauung  der  Geschichte",  sagt  Engds,  »gebt 
von  dem  Satze  aus,  daA  die  Produktion,  und  nächst  der  Produktion  der 
.\ Umtausch  ihrer  Produkte,  die  Grundlage  aller  Gesellschaftsordnung  ist; 
daß  in  jeder  gfeschichtlich  auftretenden  G'";ell'iclinft  die  Verteilimg  der 
Produkte,  und  mit  ihr  die  soziale  Gliederung  in  Klassen  oder  Stände, 
sich  danach  richtet,  was  und  wie  produziert,  imd  wie  das  Produzierte 
ausgetamcht  wird.*'  —  Als  erläuterndes  Beispiel  kann  auf  die  Umwandlung 
eines  Nomadenlebens  in  ein  Ackerbau  treibendes  Volk  verwiesen  w^en, 
bei  dem  wieder  die  Organisation  der  GreseUschaft  eine  andere  sein  wird, 
je  nachdem  es  sich  um  Kleinbauern  oder  um  Latifundienwirtschaft  mit 
Pachtungen  oder  vielleicht  um  Feldgemeinschaft  konununistischen  Eigelb 
tums  handelt. 

Die  Gesetzmäßigkeit  des  sozialen  Lebens  ist  also,  nach  dieser  Lehre, 
die  Abhängigkeit  von  der  sozialen  Materie.  Den  Veränderungen  dieser 
werde  stets  eine  Veränderung  des  sonstigen  gesellschaftlichen  Dasehas 
entipieclien»  Denn  die  soziale  Wirtschaft  bildet  die  Basis  einer  Gesell- 
schaft; darüber  erhebt  sich  ein  juristischer  tmd  politischer  „Überbau". 
Wenn  die  Unterlage  schwankt,  kann  auch  der  Überbau  nicht  türder  un- 
verändert bestehen  bleiben,  und  bei  völliger  Umwälzung  jener  muß  auch 
die  darüber  errichtete  rechtliche  Ordnung  stürzen  und  einer  neuen  Platz 
machen.  Solange  die  Lidiauer  mit  Bogen  imd  Pfeil  auf  die  gemeinsame 
BfUPeljagd  auszogen,  war  Privateigentum  des  einseinen  Jägers  am  erlegten 
Wild  möglich,  da  an  seinem  besonders  gezeichneten  Pfeil  man  den  Wild* 
toter  genau  erkannte;  aber  als  sie  mit  Pulver  und  Blei  zu  hantieren  be- 
gannen, fiel  diese  Möglichkeit  weg,  und  die  neue  Art  der  gesellschaft- 
lichen Produktion  ihres  Lebens  machte  eine  neue  Art  der  verteilenden 
Organisation  notis?.  Oder  im  eroRen:  Die  Produktionsweise  der  aus- 
gebildeten Manuiitktur  des  18.  J aiirhunderts  war  unverträglich  mit  den 
lokalen  und  ständischen  Privilegien  wie  mit  den  gegenseitigen  persönlichen 
Banden  der  feudalen  Ordnung;  als  darum  die  Bourgeoisie,  der  jene 
Prodidctionsweise  eigentümlich  war,  genügend  Stärke  erlangt  hatte,  xer> 
schlug  sie  die  feudale  Ordnung  und  stellte  auf  ihren  Trömmem  die  bürget^ 
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liehe  Gesellschaftsverfa-ssung  her,  das  Reich  der  freien  Konkurrenz,  der 
Freizügigkeit,  der  Gleichberechtigung  der  Warenbesitzer.  Und  dies  sei 
die  wahrhaft  wissenschaftliche  Erklärung  der  französischen  Revolution. 
flt«iinwni*>  Bei  der  sozialen  Produtctioii  bilden  sidi  „ökonomische  Fh&ioniene^ 
FMarniam  entsprechen  im  sozialen  Leben  dem»  was  Im  Räume  die  äußere  Er- 
scheimmgen  rind.  Sie,  die  sozial  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  sind, 
nach  dem  sozialen  Materialismus,  Xaturg-ebilde.  vSie  entstehen,  bewegen 
und  verändern  sich  und  gehen  unter,  alles  in  naturwissenschaftlich  zu  er- 
forschenden Prozessen.  Dahin  würde  das  Schwanken  der  Preise  der 
Waren,  wie  der  Lohne  der  Arbeiter  zählen;  das  Herunterkommen  des 
Handwerks,  das  Aufiteigen  des  Groibetriebes  in  den  sozialen  Einheiten 
der  verschiedenen  Produktions-  und  Umsatzorgantsalionen,  die  Notlage 
der  Landwirtschafl  und  die  Verschuldung  des  ländlidiea  GtlUMlbesitzes,  das 
Anschwellen  des  Proletariates,  die  industrielle  Reservearmee  usf.  In  ihrer 
Gesamtheit  bilden  die  ökonomischen  Phänomene  die  Materie  des  sozialen 
Daseins  der  Menschen;  in  ihrem  Leben  und  Vergehen  stellen  sich  deren  Be- 
wegungen dar.  Und  da  nach  der  geschilderten  Grnmdauffassung  es  im 
letzten  Grunde  überall  auf  die  Art  sozialer  Wirtschaft  ankommt,  so  könne 
eine  wissenschaftliche  Erforschung  des  sozialen  Lebens  in  sich  nur  auf 
der  naturgesetzlichen  Betrachtung  von  ökonomischen  Phänomenen  beruhen, 
wobri  stf'ts  der  cntwickluntfs^-eschichtliche  Standpunkt  beizubehalten  sei. 

Wir  zeigten  vorlün  schon  in  Beispielen,  wie  damit  eine  allgemeine 
Methode  für  die  Aufgaben  der  Geschichtschreibuag  aufgestellt  ist  Die 
Anhänger  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  haben  denn  auch  seit 
längerem  ihr  Augenmeric  eürig  darauf  gerichtet,  die  Erforschung  uad 
Darstdlung  der  sozialen  Gesdudite  unter  dem  Gesichtspunkte  durchs 
zufuhren,  daß  die  letzten  Ursachen  aller  geseUschafiüchen  Änderungen 
in  der  Ökonomie  der  betreffenden  Periode  zu  suchen  seien.  Dabei  ver- 
UM»aia  kennt  diese  Lehre  durchaus  nicht  die  maßgebliche  Bedeutimg  der  „Ideen" 
TÜJlfrüf^im  weitesten  Sinne  des  Wortes.  Wenn  sie  sich  in  bewußten  Gegensatz 
zu  einer  sog.  „Ideologie"  stellt,  so  meint  sie  damit  eine  Ansicht,  welche 
die  menschlidien  Vorstdlungen  üb«:  gut  und  böse,  gerecht  und  sddecht 
ans  einer  zweiten  Welt  her  in  ^er  zweiten  und  abgesonderten  Kausalp 
reihe  entstehen  läftt  Dem  gegenüber  leugnet  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung zwar  keineswegs  die  Tatsache,  daß  ideale  Ziele  in 
mensclilichen  Auffassungen  und  Bestrebungen  oft  j^cnug  die  nächsten 
Gründe  für  die  liistnrisch  vorliegenden  Rechtsänderungen  abgegeben 
haben  und  immer  abgeben  werden.  Aber  sie  meint,  daß  die  gemeinsamen 
Geisteserscheinungra  in  der  Menschengesdiidite  lüchts  als  widergespiegelte 
Abbilder  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  bedeuten;  es  seien  Reflex^ 
Wirkungen  der  ökonomischen  Phänomene.  Die  Auffassungen  darüber,  was 
erlaubt  oder  was  unrecht  sei,  fanden  sich  bei  einem  Jäger-  oder  einem 
nomadisierenden  Hirtenvolke  in  anderer  Weise,  als  sie  der  Bauer  auf  ab- 
gegrenztem Eigentum  hegt;  anders  seien  sie  bei  dem  Großkaufmann  als 
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bei  dem  kleinbürgerlichen  Handwerker,  oder  bei  germanischen  Kriegern 
und  Raubrittern  gegenüber  den  Unternehmern  und  Arbeitern  der  kupitalisti^ 
sehen  Produktionsveise;  und  der  Staad  von  Kunst  und  Wissenschaft  am 
von  dem  der  jeweiligen  wirtschafUidien  Verhältnisse  abhangig;  Im  be* 
sonderen  kam  das  kommunistische  Manifest  (1847)  aus  dieser  Auflassung 
her  zu  dem  Satze,  daß  alle  geschriebene  Geschichte  die  Erscheinung  der 
Klassenkämpfe  aufweise,  welche  AusfluA  und  Widerschein  der  sei^ 
herigen  ökonomischen  Phänomene  seien. 

Die  materialistische  Geschichtsauffassung  geht  aul  Karl  Marx  (|  lähjjMarxaadKa««!*. 
zurftdc  und  ist  besonders  eindringlich  und  ^olgrnch  von  seinem  Freunde 
Friedrich  Bngeb  (f  1695)  vertreten  und  verbreitet  worden.  Zwar  war  auch 
vor  ihnen  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  Art  der  socialen 
Wirtschaft  von  Einfluß  auf  die  Ausgestaltung  der  Rechtsordnungen  und 
die  Entwickelung  der  Kultur  überhaupt  sein  müsse.  Das  Neue,  das  sie 
boten,  lag"  darin,  daß  nun  radikal  die  Gesetzmäßigkeit  des  sozialen 
Lebens  auf  die  genetische  Abhängigkeit  von  der  Sozialükonomie  abgestellt 
wurde.  Damit  wurde  die  gcsclülderte  Betrachtungsweise  als  die  oberste 
formale  Methode  promulgiert,  unter  der  überhaupt  erst  dne  einheitliche 
Anschauung  der  sozialen  Geschichte  möglich  sei.  Wenn  man  diese 
beobachte,  so  sei  damit  ebensowohl  ein  wissenschaftlich  erklärender  Rück- 
blick, wie  auch  ein  begründetes  Vorausschauen  in  das  Kommende  mög- 
lich. Man  habo  nur  die  „Tendenzen"  der  sozialwirtschaftlichen  Entwicke- 
lung der  Gegenwart  genau  zu  beobachten  und  man  könne  mit  verhältnis- 
mäßiger GewiBheit  sagen,  wohin  der  wirtschaftHche  Prozeß  uns  unvermeid- 
lich führen  werde. 

Die  wichtigste  ]^zelanwendung  dieser  Geschicbtsphilosophie  liegt  in  Modern« 
dem  modernen  Sozialismus.  Dieser  will  nicht  etwa  einen  Idealstaat  s«**»"**™^ 
konstruieren  und  als  Utopie  in  das  Leben  setzen,  sondern  faßt  seine  Auf- 
gabe als  wissenschaftliche  Beobachtung  der  sozialen  Wirtschaft  der  Gegen- 
wart und  als  vorbereitende  iätigkeit  für  ein,  von  den  demnächstigen 
ökonomisch«!  Phänomenen  zwingend  vorgesdiziebenes  Eingreifen  au£  Seine 
Deduktion  fiaBt  steh  dahin  zusammen:  i.  Das  Privatdgentum  an  den  Pro- 
dukten der  Arbeit  war  in  alten  Zeiten  begründet,  weil  es  sich  auf  die 
eigene  Arbeit  des  Produzenten  mit  ihm  gehörenden  Produktionsmitteln 
gründete.  Heute  wird  in  planmäßig  ora:anisierten  Einheiten  (Fabriken, 
Großgrundbesitz,  Großhandel  sn/ialisiert  produziert,  aber  Produktionsmittel 
und  Produkte  werden  privatmi  angeeignet  So  entsteht  cm  sozialer 
Konflikt,  d.  i  ein  innerer  Widersprudt  zwischen  der  angegebenen 
Ftoduktionsweise  und  dem  Über  ihr  schwebenden  Recht;  ein  Konflikt^  der 
in  den  industriellen  und  kommerzidlen  Kreisen  sichtbar  zum  Ausdruck 
kommt  Das  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  passe  nicht  mehr 
zu  der  veränderten  Sozial  Ökonomie;  es  sei  nicht  ungerecht,  aber  wirt- 
schaftlich veraltet  2.  Der  zweite  innere  Konilikt  bestehe  in  der  Ge- 
sellschaft der  Gegenwart  als  Gegensatz  zwischen  der  Organisation  der 
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Produktion  in  der  einzelnen  1-abnk  und  der  Anarcliie  der  Pruduküon  in 
der  gaaren  (jeaellscbaft.  Zufolge  dieser  KoUiaioii  xebeUiere  die  Prodidctioo»- 
weise  gegen  die  Austausciiweise.    In  dies«»   sosialen  Widerstreite 

müsse  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  der  materialistischen  Greschichts- 
aufihssung  die  gesellschaftliche  Natur  der  modernen  Produktivkräfte  durchp 
dringfen;  es  müssen  also  Produktions-,  Aneig-nungfs-  und  Austauschweise 
dahin  in  Einklang  nuleinander  gesetzt  werden,  daß  der  sozialisierten  Art 
der  Prouuktion  die  Kollektivierung  der  Produktionsmittel  als  natur* 
notwendiger  Vorgang  folge. 

Bei  dwImtischenWuTdiguiig  der  materialistischen  Gesddditsi^^ 
darf  auf  die  eben  geschilderte  besondere  Anwendung  im  marxistischen 
Sozialismus  nicht  zuviel  Gewicht  gelegt  werden.  Jene  Grundauffassung 
ist  von  einzelnen  hervorragenden  Kationalökonomen  adoptiert  worden, 
ohne  daß  sie  die  g-enannten  sozialistischen  Folgerungen  gezogen  hätten. 
Das  w^ahrhatt  Bedeutsame  ist  in  der  Tat  jene  prinzipiell  lehrende  Theorie. 
Und  diese  kann  als  grundlegende  formale  Metkode  nur  in  einer 
erkenntniskritischen  Erwägung  zutreffend  erledigt  werden.  Eine  solche 
efig^bt,  da0  die  materialistische  Geschichtsatififossung  unfertig  imd  nicht 
ausgedacht  ist 

KiMkdw  Sic  ist  unfertior;   denn  sie  gibt  niemals   einp  kritische  Bestimmung 

GMcbicbts  Grundbegniie,    die    sie   verwendet:    Ge^ellichaft,  ökonomische 

aoffaMoag.  Phänomene,  soziale  Produktionsweise  usw.  Der  vage  Hinweis  auf  die  not- 
wendig zu  beachtende  Technologie  genügt  nidit:  denn  es  haaddt  sich 
lüer  nidit  um  eine  theoretisch  mögliche,  sondern  um  eine  praktisch 
verwirklichte  Beherrschmig  der  Natur  in  gesellschaftlichem  Zu- 
sammenwirken. 

Sie  ist  nicht  ausgedacht;  denn  sie  macht  sich  nicht  klar,  welche 
Art  von  Notwendigkeit  sie  für  kommende  Umformungen  des  Rechtes 
behauptet.  Dies  kann  nicht  ein&ch  eine  £insicht  in  den  Werdegang  be- 
deuten; so  wenig  wie  die  Erieamlms  des  W«dens  eines  naturwissensdksfU 
lidien  Lehrsatses  dessen  inhaltliche  Richtigkeit  verbürgt  Um  diese 
letztere  handelt  es  sich  gleichfidls  bei  der  sozialen  Frage.  Darum  ist 
die  Notwendigkdt  einer  sozialen  Änderung  die  Notwendigkeit  des  Zweckes. 
Das  ist  unvermeidlich,  weil  die  grundlegende  Bedingung  der  sozialen 
BetractituntT,  nämlich  die  Regelung  des  ZusammenwirkenS|  stets  etwas 
bewirken  und  Zwecke  verfolgen  will. 


B.  Die  Jcritische  Rechtsttaeorie. 

1.  Fragestellung  und  Methode.  Von  den  besprochenen  Haupt- 
richtungen in  der  Rechtstheorie  der  Geg"enwart  hat  nicht  nur  eine  jede 
gewisse  besondere  Bedenken  geg^en  .sich:  sie  leiden  noch  an  einem  grund- 
legenden Mangel,  der  ihnen  gemeinsam  ist  und  aller  seitheriger  Rechts- 
philosophie überhaupt  beiwohnt  Es  sind  nämlich  bislang  alle  hierher  ge- 
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hÖiigen  Bemühungen  darauf  gerichtet  gewesen,  auf  die  drei  Fragen  der  m*  Fnc«a 

dar  lUcfat»- 


allgiememMi  Recfatafheocie,  die  wir  in  der  Emleitttiig  entwicicdteii:  —  nach  ^ 


dem  Begriffe  des  Rechtes,  der  BwedHagnng  des  Rechtsxwanges  und 
dem  richtigen  Inhalte  eones  Rechtes  —  mit  einer  und  derselben 

Formel  zu  antworten.  So  meinte  man,  was  im  sozialen  Leben:  der  g-e- 
sellig-en  Natur  des  Menschen,  oder:  der  Natur  des  Rerhtps,  ?.  B.  rlrm  contrat 
social  nach  einer  volonte  gin/rale  (A.  i),  oder:  dem  Geiste  eines  Volkes  als 
Katurganzen  (A.  2),  oder:  der  sozialen  Wirtschaft  und  Produktionsweise  (A.3) 
entspreche,  das  sm  begrifflich  „Recht'',  das  gebrauche  mit  Grund  den 
Zwang,  das  sei  in  seinem  Inhalt  berechtigt.  Dem  gegenüber  gehört 
es  zu  den  Gtondgedanken  der  hier  darzulegenden  Lehre,  daß  das  Streben 
nach  jener  gemeinsamen  Formel  für  die  drei  Aufgaben  der  Rechts- 
philosophie unbegründet  ist.  Es  ist  die  Antwort  auf  die  drei  genannten 
Fragen  zunächst  g'etrennt  für  oine  i^de  zu  geben. 

Hieraus  ergibt  sich  bereite,  daü  die  Frage  nach  der  Geltung  eines  Trennaag:  von 
Rechtes  nicht  aus  der  Eigenart  seines  Inhaltes  beantwortet  werden  kann.  ; .  ^ 
£s  gibt  auch  inhaltlich  schlechtes  Recht,  das  doch  rechtliche  Gel-  k«it  «mi 
tung  besitzt  Der  Schluß,  daß  ein  unrichtiges  Gebot  nicht  Recht, 
und  ein  rechtliches  Gebot  nicht  unrichtig  sein  könne,  ist  nach  beiden 
Seiten  hin  falsch.  Wer  den  Inhalt  eines  bestimmten  Rechtes  für  un- 
richtig' erklärt,  sa-jt-  damit  nicht,  daß  dir^^es  R^cht  nicht  gelte;  und 
falls  jemand  einem  mangelluiften  Rechtszustaad  das  gegenüberstellt,  was 
in  dieser  besonderen  Lage  gnmdsitdicfa  richtig  sein  würde,  so  ist  noch 
keineswegs  behauptet,  daA  dieses  als  richtig  Eingesehene  bereits  in 
rechdicfanr  Geltung  stände.  —  Diese  Sätze  konnten  selbstverständlich 
erscheinen  und  würden  keiner  Betontmg  bedürfen,  wenn  nicht  die  Er» 
fahruntr  lehrte,  daß  aus  traditionellen  Gründen  her  die  beiden  verschiedenen 
Fragen,  die  wir  zuletzt  nannten  —  die  nach  der  Geltung  und  nach  der 
Richtigkeit  eines  Rechtes — ,  von  gar  manchem  Juristen  noch  immer  als 
sich  deckend  angenommen  werden;  was  nicht  zutrififc:  Der  methodische 
Beweisgang  darüber,  ob  eine  bestimmte  rechtliche  Entscheidung  in  be- 
sonderer Lage  die  Eigenschaft  der  Richtigkeit  besitze,  bat  mit  der  Frage, 
ob  diese  Entscheidung  von  Parteien  und  Richter  einzusetzen  oder  außer 
acht  zu  lassen  sei,  noch  gar  nichts  zu  ttm. 

Anderseits  ist  es  klar,  daß  die  getrennte  Behandlung  unserer  drei 
Fragen  mcht  ein  sachliches  Auseinanderreißen  sein  darf.  Sie  müssen  in 
innerer  Einheit  wieder  rieh  veibunden  zeigen.  Das  geschieht  dahin,  daB 
die  Lösung  einer  jeden  die  Votbedingung  für  die  Eriedigung  der  folgenden 
ist,  in  dieser  Reihenlblge  aber  das  Problem  eines  grundsatdich  ziciitigen 
Rechtsinhaltes  an  letzter  Stelle  steht  Wir  müssen  zuerst  den  Begriff 
dns  Rechtes  nach  seinen  bleibenden,  einheitlichen  Merkmalen  für  sich 
feststellen,  um  darauf  die  Erwägung  der  Berechtigung  des  Rechts- 
zwanges aufzubauen.  Die  letztere  wiederum  erscheint  als  not\vendige 
Bedingung  für  die  Aufgabe,  inhaltlich  richtiges  Recbt  zu  erludtea, 
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denn  wenn  der  Gebrauch  des  Rechtes  als  solches  nicht  allgemein  und 
f&r  sich  als  berechtigt  begründet  werden  kann,  so  hat  es  ja  auch  keinen 
Sinn,  fiher  diese  oder  jene  hesondere  Anwendung*  des  Rechtsbegriffes 
und  Rechtsswanges  «ich  weiter  zu  bemühen.  Und  dodi  ist  es  das  Ziel  der 

richtigen  Ausgestaltung  des  Sbeillefetten  Rechtsinhaltes,  worauf  sich 
alle  Aufgaben  dieses  Zusammenhanges  zu^titzen,  und  deren  bewußte  Ver- 
folgung alles  rechtliche  Wollen  krönt 

Nun  stellen  sich,  wie  in  unserer  Einleitung  hervorgehoben  wurde,  die 
Erörterungen  über  das  Wesen  „des''  Rechtes  notwendig  der  Betrachtung 
von  Bestinunungen  „eines  besonderen"  Rechtes  gegfenüber.  Sie  wollen 
gerade  von  detn  besonderen  Inhalte  einer  einzelnen,  gegebenen  Rechts- 
ordnung unabhängig  sein  und  eine  allgemeine  ^nncht  geben,  die  für 
alles  Recht  unbedingt  gilt.  Wi^  br"=chaffen  kann  nun  eine  solche 
Einsicht  sein?  Wir  antworten:  Sie  ist  nur  möglich  in  dem  Sinne  einer 
Form  und  Stoff  formalen  Methode.  Es  ist  die  allgemeine  Art  und  Weise,  den 
^^iJ^^'  mannigfaltigen,  geschichtlich  bedingten  und  stetig  wechselnden  Stoff  der 
sodalen  Regelungen  zu  ordnen,  die  wir  nun  Idarstdlen  wollen.  Ohne  ein 
derartiges  einheitliches  Verlahren  würde  aller  historische  Redutsstoff  ein 
wildes  Gewirr  darstellen,  von  dem  wir  noch  nicht  einmal  mit  Girund  sagen 
könnten,  daß  es  ein  „rechtlicher"  StoflF  sei,  wenn  nicht  eine  grundlegende 
Methode  da  wäre,  soziale  Regelung  in  gleichmäßiger  formaler  Weise 
zusammenzufassen  und  zu  begreifen,  —  über  den  aber  auch  niemand  be- 
gründet ein  billigendes  oder  verwerfendes  Urteil  fallen  dürfte,  es  sei  denn 
nach  einer  allgemeingültigen  formalen  Art  des  Abwagens  und  Richtens. 
Wenn  also  unser  Thema  lautet:  Wesen  des  Rechtes  und  der  Rechts- 
wissenschaft, —  so  erinnere  man  sich,  daß  das  „Wesen"  eines  Dinges 
„die  Einheit  seiner  bleibenden  formalen  Bedingungen"  bedeutet,  und 
daß  „Wissenschaft"  das  Bewußtsein  ist,  das  auf  Einheit  geht  und  in 
der  Umformung  zu  ihr  sich  vollendet 

Und  umgekehrt:  Sobald  auch  nur  die  leiseste  Spur  von  dem  be* 
dingten  Stoffe  emes  besonderen  reditUchen  Wollens  in  einer  gewissen 
Darstellung  und  Lehre  enthalte  ist,  so  ist  die  letztere  nicht  absolut 
gültig.  Sie  bietet  notgedrungen  einen  dem  Wechsel  unterworfenen  Inhalt 
und  kann  in  dieser  Eigenschaft  als  wesentlicher  Bestandteil  einer  reinen 
Rechtslehre  keineswegs  auftreten.  Nur  von  den  formalen  Bedin- 
gungen möglicher  Vereinheitlichung  vermag  es  eine  Lehre  exakten 
Charakters  zu  geben,  die  mit  Grund  den  Anspruch  unbedingter  Geltung 
erheben  darf:  Li  aller  Betrachtung  materialer  Besonderheiten  wird 
dagegen  genau  so  viel  Wissenschaft  gegeben  sein,  als  sie  jenen  Formen 
in  bewußter  Einsicht  mit  Erfolg  zu  entsprechen  imstande  ist. 

Diese  Problemstellung,  die  als  oberstes  hier  zu  verfolgendes  Ziel  die 
Erforschung  und  Klärung  der  grundlegenden  Methode  rechtswissen- 
schaftlicher Einsicht  entrollt,  unterscheidet  sich  danach  grundsätzlich  von 
anderen  Bestrebungen,  an  deren  letztem  Ende  immer  noch  Ergebnisse 
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stofflich  bedingten  Inhaltes  stehen.  Man  hat  wohl  beobachtet,  wie  ein 
gegebenes  geschichtliches  Recht  sich  in  die  besondere  Kultur  eines  ab- 
gegrenztan  Zeitalters  dnfugt,  und  wie  dabei  besCtmmte  Forderungen  auf 
anderes  Recht  ach  lodösen  und  der  bestehetiden  Ordnung  gfeg^mübep* 
treten*  Aber  diese  Unteischeidung  von  geltendem  Rechte  und  von 
Rechtspostulaten  ist  etwas  ganz  anderes,  als  die  Gegenüberstellung 
von  besonderem  rechtlichen  Stoffe  und  von  allgfemeiner  formaler 
Methode,  einen  beliebigen  bedinsrten  Rechtsinhalt  zu  richten  und  zu  be- 
stimmeQ.  Diese  letztere  Trennung  ist  von  dem  Gegensatz  der  lex  lata  und 
ferenda  unabhängig;  sie  findet  sich  in  jedem  von  diesen  wieder.  Sie  ist 
die  grundlegende  Voraussetzung  Ar  jede  mögliche  Rechtswissenschaft^ 
während  die  andere  genannte  Zerteüung  nur  eme  äußerliche  Unter- 
scheidung nach  der  Zeit  der  empirisch  gegebenen  oder  fehlenden 
Geltung  wiedergibt.  Sachlich  abi  r  können  auch  sog.  Rechtspostulate,  als 
Forderungen  auf  Abänderunu  emf  s  bestimmten  Rechtes,  richtig  oder  un- 
richtig sein,  so  daß  sich  überall  die  Frage  erhebt:  in  welchem  metho- 
dischen Beweisgang  man  das  eine  oder  andere  begründen  kann.  Der 
Gedanke  der  Richtigkeit  ist  eine  formale  Sägenscihafi,  welche  jedem 
besonderen  Rechtsinhalt  zukommen  kann,  dem  gewesenen,  dem  heute  be- 
stehenden oder  einem  angestrebten. 

Diese  Untersrheidung  von  Form"  und  von  „Stoff"  kann  gar 
nicht  scharl  genug  betont  werden.  Erst  nach  ihrer  klaren  Erfassung 
und  vollen  Durchführung  mag  das  Mißverständnis  schwinden,  als  ob  es 
darauf  abgesehen  sein  sollte,  dem  geschidifUch  gewordenen  Recht  ehi 
ideal  erschaffenes  Recht  gegenüberzustellen,  Davon  ist  keine  Rede. 
Dem  Stoffe  nach  ist  alles  Wollen  geschichtUdi  bedingt  Es  erwächst 
aus  besonderer  historischer  Lage  und  hat  für  seine  genetische  Betrachtxmg 
notwendige  Ursachen.  Aber  jedes  inhaltlich  besondcrr-  Wollen  hängt  mit 
anderen,  konkret  von  ihm  verschiedenen,  in  einer  inneren  Gleichartigkeit 
zusammen.  Sie,  die  einzelnen ^  treffen  sich  in  einer  gemeinsamen  for- 
malen Art  Nach  «ner  solchen  fQgen  nch  stofHich  mannigfaltige  Normen 
einhelffich  dem  Begriffe  des  Rechtes  unter,  nach  formaler  Weise  lassen 
Me  sich  dann  wieder  in  sachlich  richtiges  und  unrichtiges  Recht  einteilen. 
In  der  Tat  geschi^t  diesem  letztere  ja  auch  unaufhörlich.  Nicht  leicht 
wird  jemand,  der  ein  bestimmtes  rechtliches  Wollen  betrachtet,  Jurist  oder 
Laie,  darauf  verzichten,  dieses  besondere  Recht  einem  kritischen  Urteile 
auf  seine  sachliche  Berechtigung  liin  zu  unterwerfen.  Sonach  lautet 
unser  Problem:  Was  heifit  es  eigentlich,  ein  Gesetz,  eine  Vertragsforderung 
oder  9m  anderes  rechtliches  Wollen  für  sachfich  begründet  oder  unbegründet 
zu  erklären? 

Die  gestellte  Aufgabe  besteht  hierbei  darin,  uns  über  die  Gedanken, 
die  wir  in  den  erwähnten  kritisch  richtenden  Urteilen  wirklich  hegen, 
durch  methodische  Selbstbesinnung  aufzuklären.  Es  sind  jetzt  niclit 
neue  Rechtssätze  zu  erfinden,  es  ist  nicht  der  Stoff  rechtlichen  Wollens 
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und  Anordnens  von  uns  aus  zu  mehren.  Es  kommt  darauf  an,  den  Gre- 
dttike&  der  Richtigkeit  eines  Rechtes»  der  im  Sinne  seclilicher  Ge- 
reditigkeit  xxt  allen  Zeiten  angewandt  wofden  ist,  wird  und  werden  wird, 
als  formalen  Begriff  klamuteUen  und  die  methodische  Möglichkeit 

seiner  Anwendung  zu  zeigen.  Das  wird  geschehen,  wenn  wir  das 
unbedingt  allgemeine  Verfahren  aufweisen,  das  in  unseren  Gedanken 
notw'cndig  waltet,  sobald  wir  über  Recht  und  soziales  Leben  kritische 
Betrachtung  püegen.  So  lassen  wir  nun  den  besonderen  Stoff  der  ge- 
sdiidittichen  Redilaordnuiigen  hinter  uns  und  befiassen  uns  in  eigener  und 
ahgegrenzber  Arbeit  mit  der  methodischen  Form,  diese  adb^  Ord- 
nungen allgemeingOll^  zu  begreifen  und  einhdflich  xu  riditen  und  zu 


II.  Sittliches  Wollen   und  soziales  Wollen.    Es  kann  keinem 
zuechimiVcit  Zweifel  unterliegen,  daß  die  rechtliche  Ordnung  ein  Mittel  zur  Erreichung 

'^  R^h  L"'"^'^  Zwecken  ist  Der  entscheidende  systematische  Gesichtspunkt  Br 
swa^  alles  Recht  vermiß  daher  auch  nur  eine  Einheit  der  Zweckbetrachtamg 
zu  sein.  Wer  sich  vorläufig  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  recht- 
lichen Wollens  beschränkt,  hat  doch  nur  nach  der  Genesis  gewisser 
Mittel  und  Zwecke  g-efrat>t.  Daraus  folgt,  daß  das  Wesen  des  Rechtes 
unter  der  Gese  t  z  in  ä  fl  i  keit  des  menschlichen  Wollens,  das  ist  der 
unoedingt  einheiüicheu  Art  der  Erwägung  von  Zweckinhalten  steht 

Diese  Zuteilung  des  Redites  zu  dem  Reidie  der  Zwecke  biidit  ^ch 
schUeflUch  in  notwendiger  Stäike  überall  Bahn,  auch  bei  solchen,  die  es 
zunächst  nicht  Wort  haben  woUen*  So  schon  bei  der  kritischen  Frfiftang 
der  materialistischen  G«schichtsatt£fossung  (A.  3);  und  in  besonders  bemerkens- 
werter Weise  vordem  bei  Spinoza,  der  bekanntlich  ?,!le  Ding-e  nur  als 
bestimmte  Arten  einer  einzigen  naturgesetziichen  Einheit,  der  „Substanz«, 
erfassen  und  bestinunen  wollte.  Auch  der  Mensch  sei  nur  ein  Modus  der 
dnigen,  a]lnm£usenden  Substanz;  und  Zwedra  kommen  nur  als  Eigeo- 
schaiken  des  Menschen  insofern  zmr  Ervräigung,  als  dieser  ein  Gegenstand 
der  Naturbetrachtux^  ist  So  nahm  jener  Philosoph  »Naturrecht«  im  Sinne 
von  „Naturgesetz«:  Es  sind  die  Regeln,  die  ein  jedes  Wesen  (auch  „die 
großen  Fische")  zur  Äußerung  seiner  Eigenart  in  Sein  und  Wirken 
bestimmen;  alles  geht  in  dem  einheitlichen  Flusse  des  naturgesetzlichen 
Waltens  der  Substanz  auf.  Aber  trotzdem  will  auch  Spinoza  doch  eine 
&klirung  der  ReditsiMrdnung  geben.  Er  meint,  daß  die  Menschen  dem 
Rechte  sich  unterwerfen,  weil  ne  im  Staate  das  kleuiere  Übel  im  Veiv 
gldche  zur  Anarchie  sehen,  er  wirft  die  Frage  nach  dem  opümm  rH 
fuhlicae  staius  auf,  und  er  entscheidet  dahin,  daß  es  recht  gut  sei,  daA  wir 
in  der  Staatsgemeinschaft  zusammengefaßt  sind,  weil  diese  ein  angemessenes 
Mittel  zur  Erreichung  der  natürlichen  Bestimmung  des  ^lonschcn  sei. 

OMMtnBüAiakait       Welches  ist  nun  die  Gesetzmäßigkeit  der  Zwecke,  der  auch  das 
«m  zww!k»  rechtliche  Wollen  zu  unterstellen  ist?  —  Die  Antwort  wird  durch  eine 
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Eigenart  des  modernen  Sprachgebrauches  erschwert,  der  das  Wort 
„Gesetzmäßigkeit**  mit  Vorliebe  im  Simie  erkannter  Kausalität  nehmen 
möchte.  Aber  dieses  ist  doch  nur  eine  besondere  Richtung  in  den 
Au%abeii  des  otqektinerenden  Bewußtsein^  während  der  sachliche  Gedanke^ 
dem  das  Wort  „Gesetzmäfitglceit*'  den  xutrefifenden  Ansdru^  verleihen 
soH  und  auch  sehr  gut  verliehen  hat  und  verleiht,  der  einer  allgemein 
gültigen  Art  des  Erkennens  und  des  Wollens  ist  Danach  bedeutet 
Gresetzmäßigkeit  der  Zwecke  eine  einheitliche  und  letzte  und  unbedingt 
mögliche  Methode,  den  Inhalt  von  menschlichem  Wollen  in  Gedanken 
zu  richten  imd  zu  bestimmen.  Da  dieses  formale  Verfahren  schlechter- 
dings Bx  alle  denkbaren  nensdilichen  Zwedce  anwendbar  sdn  soll,  so 
kann  es  nur  in  der  Idee  einer  solchen  Art  und  Weise  des  Wollras 
bestehen,  daß  sie  von  der  Besonderheit  der  gerade  vorli^enden  sub- 
jektiven Lage  befreit  vorgestellt  wird.  Es  wird  ein  Q-psptzmäßig 
begründeter  Zweck  danach  dann  vorliegen,  wenn  er  nicht  nur  als  Ziel 
eines  begrenzten  persönlichen  Begehrens  begreiflich  erscheint,  sondern 
auch  in  Abstraktion  von  der  Sonderart  (fieses  Subjektes  allgemeingültig 
für  jeden  in  solcher  Lage  gedachten  Menschen  begründet  besteht  So 
ist  die  Idee  des  inhaltlich  freien  WoUens  <Ae  Gesetzmiftigkeit  der 
Zwecke.  —  Kein  wirklich  gegebener  Willensinhalt  kann  dieser  Idee  jemals 
völlig  entsprechen.  Es  gibt  immer  nur  stofflich  bedingtes  Wollen. 
Aber  es  ist  doch  ein  Unterschied,  ob  es  in  seiner  Bedingtheit  erstirbt 
lind  von  dem  Wollenden  nur  als  bedingtes  behauptet  werden  kann, 
oder  ob  es  als  objektiv  gerechtfertigter  Zweck  aufzutreten  vermag. 
In  dieser  letzten  Absicht  bildet  jener  formale  Gedanke  des  inlialdich  freien 
Wollens  die  Ridxtiinie  fiir  ein  methodisch  geschertes,  kritisdies  Urteil 
über  empirisch  bedingtes  Wollen,  —  nach  einem  vordem  schon  gebrauchten 
Bilde:  den  Stern,  zu  dem  man  aufblickt,  nicht  um  ihn  zu  erreichen  und 
dort  zu  landen,  aber  doch,  um  sein  Schifflein  nach  Uun  zu  richten  zu 
rechter  guter  Fahrt. 

Dieser  leitende  Gedanke  einer  gesetzmäßigen  Art  und  Weise  des  AtMiDt  goiti« 
Richtens  und  Bestimmens  ist  absolut  gültig,       das,  was  nadi  ihm 
konkret  gerichtet  und  bestimmt  wird,  kann  höchstens  objektiv  richtig 

sein.  Es  hat  diese  Eigenschaft,  wenn  es  dem  unbedingt  geltmden  formalen 
Gesetz  in  dieser  besonderen  Lage  entspricht,  soviel  v,'ir  nur  sehen  können. 
Aber  es  kann  niemals  ganz  mit  ihm  zusammenfallen  und  volle  Deckung  finden, 
eben  weil  es  von  bedingtem  Stoff  ist;  und  es  ist  veränderlich  und  ver- 
besserbar. Es  ist  keine  ewige  Wahrheit,  aber  es  will  auch  keineswegs 
bloß  subjektive  Bedeutung  haben,  sondern  gegenständlich  gerecht- 
fmlgt  sdn.  Sonach  darf  man  bdm  menschlidien  Wollen,  also  audi  bei 
dem  Rechte,  nicht  bloß  zwei  Möglichkeiten  untersdieident  absolut 
gültigen  Rechtsinhalt  und  geschichtlich  bedingten,  sondern  es  ist 
dreifach  zu  trennen:  einmal  die  absolut  gültige  formale  Methode 
und  sodann  innerhalb  des  geschichtlich  bedingten  Rechtsinhaltes 
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denjenijren,  der  nach  jener  Methode  eingesehen  und  konkret  bearbeitet 
ist  und  darum  objektiv  richtig  heißen  kann,  und  den,  welchem  diese 
Eisrenschaft  fehlt  (vgl.  auch  A.  i  a.  £.). 

Nach  einem  objektiv  gerechtfertigten  Wollen  strebt  ja  jeder- 
mann; zum  mindesten  möchte  er  es  für  ein  Urteil  über  Entschließungen 
anderer  wohl  haben.  Das  Problem  der  Richtigkeit  eines  bestimmten 
Wollens  ist  also  in  der  Sache  keineswcg-s  nur  ein  solches  des  theoretischen 
Nachdenkens.  Am  wenigsten  hat  dieses,  wie  vordem  (B.  l)  schon  bemerkt, 
besondere  Zwecke  zu  erfinden  oder  gewisses  Wollen  dem  Stoffe  nach 
ZU  erschaffen.  Vielmehr  soll  es  das  systematische  UrteU  Über 
natürlich  erst^ende  Strebungen  und  Ziele  objektiv  begreiflich  machen 
und  eine  methodische  Bearbettuag  des  bedingten  Stoffes  eines  sonst 
wilden  Sehnens  und  Drängens  zu  ermöglichen.  Nur  in  der  Schärfe  der 
Einsicht  und  in  der  Klarheit  der  Grdanken  vermag  die  Theorie  von  dem 
undeutlichen  und  nebelhaften  Beliaupten  nach  sogenanntem  „Gefühl"  sich 
zu.  unterscheiden,  mit  einem  schöpferLschen  Produzieren  neuen  Stoffes  des 
Wünsdiens  und  des  Wlhlens  hat  sie  bcgründetermafien  nichts  zu  tun. 
zw«i  AafgEbM  Bei  d^  Betätigung  dieses  Berufes  einer  kritisch  arbeitenden  Theorie 
^^^^  ergibt  sich  nun  in  dem  Zusammenhange  dieser  Betrachtungen  eine  U&rende 
Scheidung  von  zwei  Aufgaben  des  richtigen  Wollens.  Dieses  kann 
einmal  ein  solches  sein,  das  der  einzelne  für  sich  hegt.  Den  Stoff  bilden 
dabei  die  wünschenden  Gedanken,  die  für  sich,  auch  ohne  im  geringsten 
in  äußere  Erscheinimg  zu  treten,  gut  oder  schlecht  sein  können.  Ks  ist 
die  Lauterkeit  des  Charaklers,  die  Bj^nheit  und  Wahrheit  seines  Lmeno, 
die  hier  dem  einzelnen  zur  Aufgabe  gestellt  wird,  zu  einer  Aufgabe^ 
deren  Erfüllung  ihm  das  Wichtigste  In  seinem  ganzen  Leben  sein  muß. 
Mit  Gnmd  hat  man  gesagt,  daß  Unwahrheit  vor  sich  selbst  und  sich 
eigens  betrügender  Widerspruch  den  Begriff  der  inneren  Schlechtigkeit 
erfüllen,  es  aber  für  den  Menschen  nichts  Schlimmeres  geben  könne,  als 
die  daraus  entspringende  Selbstverachtung.  Davor  den  einzelnen  zu 
bewahren,  ihn  zu  der  richtigen  Aribeit  an  semen  inneren  Wünschen  und 
blcAen  Gredanken  anzuleiten:  das  ist  die  Au%abe  der  sittlichen  Lehre. 

Wenn  so  das  sittliche  Wollen  als  ein  Innenleben  des  einzelnen  für 
sich  erscheint,  so  ist  das  soziale  Wollen  die  regelnde  Anordnung,  die 
mehrere  Menschen  zu  gemeinsamer  ZwpcV Verfolgung  verbindet.  Es  ist 
ein  Wollen  für  andere.  Dabei  ist  es  für  jetzt  noch  gleichgültig,  wer 
dieses  Wollen  äußert  und  setzt,  es  genügt  tmd  ist  hier  entscheidend,  daß 
der  Inhalt  dieses  WoUens  nicht  mehr  die  Richtung  auf  die  eigenen 
Gedanken  als  solche  nimmt,  sondern  auf  die  Art  des  Zusammen- 
wirkens mehrerer,  die  diesem  jetzigen  Wollen  unterstellt  scui  sollen. 
Aber  auch  dieser  Inhalt  des  sozialen  Wüllens  soll  objektiv  richtig  sein. 
Es  soll  eine  rechte  Art  des  Zusammenwirkens  nach  ihm  bestehen.  Die 
methodische  Möglichkeit  hierfür  zu  liefern:  das  ist  die  Aufgabe  des 
richtigen  Rechtes. 
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Es  liegen  also  zwei  Aufgaben  für  richtiges  Wollen  vor.  Es  genügt 
nicht,  bloß  die  eine  lu  dtis  Auge  zu  fassen  und  auf  sie  allein  zu  ver- 
weisen, sondern  es  ist  zunächst  eine  jede  von  ihnen  unter  dem  ihnen 
gemeuuanMn  Gresetz  der  Zwecke,  das  wir  luumten,  xu  erwlgen  und  In 
ihrer  Besondeilieit  aufzulösen.  So  wird  dem  fünften  Gebot  dm  Dekaloges 
in  der  Bergpredigt  mit  Grund  die  Abmahnung  vor  dem  zürnenden  Gedanken 
gegenüber  dem  Nächsten  erteilt  vmd  neben  das  Verbot  des  Ehebrechens 
der  Satz  gestellt,  daß,  wer  ein  Weib  ansieht,  ihrer  zu  begehren,  schon 
die  Ehe  mit  ihr  „in  seinem  Herzen"  gebrochen  habe.  Wer  anderseits 
eine  Ehe  eingeht,  von  dem  kann  ich  zunächst  nur  wissen,  daß  er  rechtlich 
richtig  wUl;  ob  er  «iidi  sittlich  gut  dastdit,  das  Utngt  noch  ganz  von 
der  Art  der  wünschmideci  Gedanken  in  seinem  hauen,  ab.  Und  umgdcehrt 
will  die  viel  berufene  Anweisung,  daB  einem  Veiletser  auch  die  rechte 
Wange  noch  zum  Schlage  hingehalten  werde,  kein  Paragraph  eines  richtigen 
sozialen  Wollens  sein,  sondern  eine  Lehre  des  richtigen  sittlichen 
WoUens:  Eine  Richtlinie  der  Gedanken,  nach  der  man  jede  Äußerlichkeit 
und  Einzelheit  des  möglichen  Erlebens  als  solche  geringschätzen,  au  keine 
für  sich  sein  Hen  so  hangen  soU,  dafi  beim  Veriust»  man  sich  verdclitet 
fühlte. 

Man  bat  dieses  VmhiltDis  des  sittlichen  und  des  sodalen  Wollens 
seit  Kant  oft  genug  mit  der  Unterscheidung  von  autonom  und  heteronom 

kennzeichnen  wollen.  Jenes  entnehme  seine  Gesetzmäßigkeit  der  eigenen 
inneren  Tätigkeit  des  Menschen,  dieses  trete  von  außen  an  ihn  heran  und 
verlange  nicht  Moraiität,  sondern  bloß  äußerlich  fibereinstimmende  Legalität 
Abm  hierbei  wird  ausrohKeMich  Ton  dem  Standpunlct  des  einzelnen  aus- 
gegangen, wobei  zwischen  den  beid«i  Angaben  des  WoUens  in  fkttaler 
Weise  ein  notwendig»  ZwitapaHA  entsteht  Statt  dessm  mufi  festgehalten 
werden,  daß  das  soziale  Wollen  gar  nicht  mehr  ein  Wollen  des  einzelnen 
für  sich  ist,  sondern  eine  mehrere  verbindende  Regel,  die  über 
ihnen  steht.  Es  ist  dieser  Zweckinhalt,  gleichviel  von  wem  ci  nun  in 
der  besonderen  Erfahrung  gesetzt  wird,  der  in  seiner  eigenen  Aufgabe 
<—  der  Regelung  des  Zusammenwirkens  mit  dem  Grundgedanken  des 
menschfidien  WoUens  überhaupt  in  harmonischen  Einklang  gebracht 
werden  sdL 

Wenn  wir  nun  der  Aufgabe,  das  soziale  Wollen  objeictiv  zu  aoac 
lysieren,  es  in  seinem  Grunde  und  der  Art  des  Inhaltes  zu  richten  und  zu 
bestimmen,  im  besonderen  naehgchen  werden,  so  sei  zuvor  nochmals  beton^ 
daß  geläuterte  Moral  und  richtiges  Recht  nur  zwei  besondere  Aus- 
fuhrungen einer  und  derselben  Gesetnnaßigkelt  des menschUdien WoUens 
sind.  Sie  sotten  nicht  m  einer  grundsätzlichen  Weise  etwa  in  einen 
Gegensatz  zueinander  gebracht  werden.  Beides  ist  richtiges  Wollen, 
nur  an  verschiedenen  Problemen  betätigt  Es  kommt  auch  gar  nichts  darauf 
an,  ob  man  die  gemeinsame  Gesamtlehre,  die  dabei  der  Naturbetrachtung 
gegenübersteht,  nun  als  „Ethik"  oder  als  „Moralphilosoplüe"  oder  —  am 
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besten  —  als  „Zweck Wissenschaft"  oder  auch  sonstwie  bezeichnet;  denn 
es  soll  hier  ja  nur  betont  werden,  daß  bei  der  Grundfrage  nach  richtigen 
Zwecken  in  der  Ausführung  alsbald  die  zwei  besonderen  Aufgaben 
auftreten,  die  wir  nannten,  und  von  denen  wir  nun  d«r  des  rediten 
sozialen  Wollens  in  ermlmler  Riditung  naher  treten. 


C.  Begriff  und  Geltung  des  Rechtes. 

I.  Recht  und  Sitte.  Es  ist  nun  das  im  vorhergehenden  genau 
umschriebene  Gebiet  des  sozialen  WoUens,  in  dem  sich  der  Begriff  des 
Rechtes  zeigt  Denn  dieser  Begriff  ist  als  eine  Regelung  des  ZusammeoF 
Wirkens  gemeint  £r  stdlt  sich  mifhln  als  ein  Wollen  dar,  das  auf 
Verfolgfung  gemeinsamer  Zwecke  durch  die  dacht' ch  vr  t  bundenen 
Menschen  g-erichtct  i.st.  Innerhalb  dieser  einen  Art  des  Wollens,  der  «sozialen, 
scheidet  sich  wiederum  das  Wollen  des  Rechtes  von  dem  der  Sitte. 
B^flKcher  Diese  Gegenüberstellung  wird  als  solche  überall  in  selbstverständlicher 

voo"««^' ud  empfunden.  Doch  erst  in  der  neueren  Zeit  sind  energische  Versuche 
zu  verzeichnen,  den  Unterschied  in  seiner  begrifflichen  SdiSrfe  Uarzu- 
legen.  Dabei  wird  es  nicht  genügen,  ü.b«r  das  genetische  Vethütois 
beider  Regelarten  gewisse  allgemeinere  Erfahrungen  aufzustellen«  Man  hat 
gemeint,  daß  die  soziale  Regelung-  zeitHch  mit  der  Sitte  beginne  und  dann 
festgelegte  Bräuche  und  Gewohnheiten  allmählich  in  rechtliche  Sätze 
übergingen;  imd  es  findet  sich  der  Vergleich,  daß  die  Sitte  die  „Knorpeln" 
in  der  Organisation  der  menschlichen  Gesellschaft  darstellte,  die  nach  und 
nach  in  die  „Knochen**  des  Redites  übergingen.  Aber  soldie  VeralU 
gemeinerungen  einzdner  sodaler  Ereigfnisse  sind  nur  von  komparativer 
Gültigkeit.  Es  läßt  sich  niemals  voraussehen,  ob  nicht  eine  entgegen^» 
stehende  Beobachtung  für  Vergangenheit  oder  Zukunft  gemacht  werden 
würde.  Und  es  setzt  jene  genetische  Art  der  Schilderung  die  syste- 
matische Trennung  der  beiden  Begriffe  immer  schon  voraus:  Wenn  man 
den  formalen  Begriff  von  Sitte  und  von  Recht  nicht  besäße,  so  würde 
ja  auch  niemals  mit  Grund  gesagt  werden  können,  daß  „etwas"  firüher  mit 
dem  einen  und  später  mit  dem  anderen  hegtiS  zu  bestimmen  seL  Und 
falls  sich  in  der  Literatur  Satze  finden,  wie  „Sitte  wird  allmählich  zum 
Recht  und  Recht  rur  Sitte",  „das  Recht  verändert  die  Sitten«  u.a.m.,  so 
%vird  ein  begrifflicher  Unterschied  vorausgenommen  und  logisch  durch- 
geführt; so  daß  es  doch  auch  möglich  sein  muß,  die  wesentlichen  Merk- 
male einer  solchen  Scheidung  allgemeiiiguiug  festzustellen, 

Nim  geht  es  aber  auch  nicht  an,  den  gedachten  begrifflichen 
Unterschied  von  Recht  und  Sitte  überhaupt  durch  Zerteilung  des  Inhaltes 
von  gfewissen  sozialen  R^r^ungen  wiederzugeben.  Denn  dieser  besondere 
^ihalt  unterliegt  einem  unaufhörlichen  und  unvermeidlichen  Wechsel:  Nur 
der  Gegensatz  der  formalen  Bedingungen  in  der  Einteilung  von  Recht 
und  Sitte  bleibt  stetig  und  unveränderlich,  die  besonderen  Bestinunungen 
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des  geschichtlichen  Stoffes  nach  jenen  festen  bedmgimdefi  Merkmalen  sind 

niemals  unbedingt  abgeschlossen.  Die  Kleiderordnungen,  die  Gresetze  über 
die  Art  von  Festlichkeiten  bei  Hochzeiten,  Kindtaufen,  ja  sogar  die 
Formen  der  rl  tlniissp  wurden  in  früheren  Zeiten  häufig  als  rechtliche 
Satzungen  aufgestellt,  während  sie  heute  zumebt  der  Sitte  überlassen  sind; 
und  wir  besitzen  un^kelirt  im  Verkehre  dw  Gegenwart,  beispielsiveiee 
im  neuxeitäidien  Volkexrechty  nianclie  RechtasStge,  öiarca  Inbalt  mea  in 
alten  Tagen  nur  als  konventionale  Gebräuche  ohne  juristische  Charakter 
gelten  ließ.  Das  Grrüßen  auf  der  Strafte  geschieht  bei  uns  gewohnlich  nur 
nach  Brauch  und  Sitte,  aber  es  kann  etwa  im  Beamten-  und  Militär- 
verhältnis mit  rechtlichen  Folgen  ausgestattet  sein.  Die  Frage  der  Sonn- 
tagsruiie  oder  die  Beobachtung  ritualer  Vorschriften  mag  bald  mit 
erhebUdier  redidiöher  BedMttang  auftreten,  bald  ohne  «e  zu  b»> 
merhen  sein. 

Ein  Versuch  einer  abstrelcten  Zerteilung-  der  genannten  Begriffe  würde 
darin  gel^fen  SCan:  daß  das  Recht  von  dem  „Staate«  ausginge,  während 

die  Sitte  von  der  „Gesellschaft"  ohne  „Organisation"  geschaffen  würde. 
Allein  dem  steht  entgegen,  daß  der  Begriff  des  Staates  selbst  nur  eine 
bestimmte  „rechtliche"  Verbindung  besagt  vmd  darum  dem  Begriffe  des 
Rechtes  logisch  untergeordnet  ist  Auch  heifit  „organineren**  wmter  nichts, 
als  unter  Regeln  vereinigen,  so  daft  wir  hierin  ein  dem  sozialen  Wollen 
gememsames  und  kein  sdne  bdden  jetagen  Arten  unterscheidendes 
Hetkmal  hätten. 

Das  allgetneincn'iltige  Merkmal,  nach  dem  Recht  und  Sitte  formal  sich  Der  Sinn  da« 
scheiden,  kann  nur  in  dem  Sinne  des  Geltungsanspruches  beider  ^^^^^'H"'!!! 
Regelarten  gelegen  sein.  Das  Recht  will  formal  als  selbstherrliches 
Wollen  gelten.  £s  erhebt  den  Anspruch,  tmabhängig  von  der  Zusttnumuig 
der  Rechtsnnterworfenen  fiber  diesen  zu  stehen.  Es  bestinunt  selbst  wer 
ihm  unterworfen  ist^  wann  jemand  In.  den  Verband  eintiitt  oder  aus  diesem 
zu  entlassen  ist  Die  Sitte  besteht  dagegen  in  dem  formalen  Shme 
einer  bedingungsweisen  Einladung,  sie  gilt  ihrem  eigenen  Sinne  nach 
nur  hypothetisch,  bloß  zufolge  der  Ejnwilligung  der  Unterstellten,  sei  es 
auch  einer  stillschweigend  gegebenen.  Vielleicht  übt  sie  allerdings  im 
besonderen  Tatbestände  einen  so  starken  Druck  aus,  daß  der  Angeredete 
sich  dem  kaum  entziehen  kann;  und  es  kann  ein  soldier  konventionaler 
Zwang  sogar  zu  einem  Widerstrate  mit  einem  Grebote  des  Redites  fOhren, 
z.  B.  in  Fragen  der  Herausforderung  zum  Zweikampf,  An  dieser  Stelle 
handelt  es  sich  aber  nicht  um  beschreibende  Schilderung  wirklicher  Vor- 
gänge und  vei^leichsweise  Abschätzung  tat«;ächlichcr  EinflÜ5>se  auf  diesen 
oder  jenen  Menschen,  sondern  um  das  logische  Kriterium,  nach  dem  es 
möglich  ist,  zwischen  Recht  und  Sitte  einen  allgemein  gültigen  formalen 
Unterschied  festzustdlen  und  den  zwischen  diesen  beiden  Klassen  sozialer 
Regelung  seit  langem  mehr  dunkel  empfundenen,  wie  deutitch  eingesehenen 
Gegensatz  in  wissenschafUicher  Klarheit  zu  bdierrschen. 
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Dabei  haben  wir  uns  bis  hierher  an  die  vielfach  gebräuchliche  Sprech- 
weise gehalten,  die  dem  Rechte  als  andere  soziale  Reg-elung  die  Sitte 
gegenüberätelit.  Gatiz  genau  ist  dieser  Sprachgebrauch  aber  nicht  Denn 
er  tdSk  nur  solche  hypotlietisch  dnladeiide,  «male  Regeln,  die  als  Art 
der  Entstehung^  das  allmählich  Wadisende,  Gewohnheitsiniftige  haben. 
Diese  Art  der  Entstehung  ist  aber  in  keiner  Weifte  von  maßgeblicher 
Bedeutung.  Sie  kann  auch  bei  rechtlichen  Sätzen  auftreten  und  dort  als 
Gewohnheitsrecht  dem  Gesetzesrecht  im  engeren  Sinne  geg-enübertreten. 
Und  es  ist  umgekehrt  mogiicii,  daß  nur  bedingt  einladende  Aufforderungen 
des  geselischaiüichen  Lebens  nach  der  Weise  einer  staatlichen  (jresetz- 
gebung  entsteheni  sidi  verändern,  aufgehoben  werden,  beiqtidswdse  in 
dem  Komment^  der  Etikette,  den  Satzungen  der  Sadsfoktion  in  geschlossenen 
Kreisen.  Ja  es  vermag  endlich  sogar  zu  geschehen,  daB  em.  derartiges 
soziales  Wollen  in  einer  konkreten  Sac]\lage  durch  Beredung  einzelner 
weniger  Beteiligften  auftritt;  so  bei  Abmachungen,  die  ihrem  eigenen  Sinne 
nach  im  gesellschaftlichen  JLeben  keinen  rechtlich  bindenden  Charakter 
tragen  sollen,  z.  B.  das  Versprechen,  auf  emer  Reise  jemanden  zu 
besuchen,  die  Abrede^  ein  bestimmtes  Buch  zvl  lesen  u.  dgL  —  Ich  nenne 
alle  hieriier  gehSrigen  Sitze,  denen  der  selbstiienrlich  bindende  Charakter 
KonvcDtionai-  Miüt,  Konventionalregeln.  Gemeinsam  ist  ihnen  allen,  daß  man  genau 
r«ceiii.  genommen  von  „Pflichten**  bei  ihnen  gar  nicht  sprechen  kann.  Ein  jeder 
ist  nur  so  lange  an  ihre  Anweisung  gebunden,  als  er  will,  und  nur  in 
übertragener  Bedeutung  kann  daher  von  einer  konventionalen  Gemeinschaft, 
als  einem  ganz  verblaßten  Abbild  der  rechtlichen  Verbände  die  Rede  sein. 
Immer  abw  mu0  featgdudten  weiden,  daß  man  audi  bei  dem  Begriffe  d«T 
Konventionalregel  nicht  von  dem  Standpunkte  des  einzelnen  ausgehen 
darf,  der  der  Regd  unterstellt  werden  soll,  sondern  von  dem  Bestände 
des  sozialen  Wollens  aus,  das  verbindend  über  den  Individuen  gedacht  ist. 
Ts  ist  der  Sinn  dieser  sozialen  Regeln  als  solcher,  der  zu  ihrer 
L  r.tLT  cheidung  in  selbstherrlich  gebietende  und  in  bedingt  einladende 
luhrt,  es  ist  die  formale  Art  der  Anrede  seitens  bestimmten  sozialen 
Wollens,  die  Recht  und  Sitte  trennt 

n.  Recht  und  Willkür.    Die  Bestimmung  des  rechtlichen  als 

eines  selbstherrlichen  sozialen  Wollens  bietet  noch  nicht  die  letzte 
mögliche  Zergliederung,  in  welcher  der  Begriff  des  Rechtes  zu  finden  ist 
Denn  es  zeigt  sich  bei  näherem  Zusehen,  daß  gerade  innerhalb  der  auto- 
kra tischen  Anordnungen  ein  weiterer  Unterschied  auftritt,  der  mit  der 
Gegenüberstellung  von  rechtlicher  und  von  willkürlicher  Gewalt  sich 
kemizeichnet  Diese  Gegenüberstellung  ist  in  allen  Epochen  der  MenschMi- 
geschichte  lebhaft  und  stark  empfanden  worden.  Sein  Wehel  ruft  der 
Prophet  Jesaias  (lo)  über  die  Schriftgelehrten,  die  „unrechte*«  Gesetze 
machen,  und  die  unrecht  Urteil  schreiben,  auf  daß  sie  die  Sache  der 
Armen  beugen  und  Gewalt  üben  am  Recht  der  Elenden  des  Volkes; 


Digitized  by  Google 


C  Begriff  und  Geltung  des  Rechtes.    H.  Recht  und  Willkür. 


XXV 


eine  bessere  Zeit  weissagt  er  {32),  da  in  Zukunft  ein  König  gerecht 
herrschen  wird,  und  Beamte  dem  Recht  gemäß  walten  werden.  Und  in 
gleicher  Weise  ertönt  es  aus  dem  germanischen  Norden,  in  der  Frithjof- 
sage:  „Wenn  Macht  na  Ding  entscheidet,  wird  Unheil  kommen,  doch  Recht 
bringt  Ruhm  dem  Könige,  dem  Lende  FrommeiL* 

Wieder  ist  es  aber  efst  die  neuere  Zeit,  die  es  unteraomm«i  haf^  die 
langst  gefühlte  Gegenaatzlichkett  in  sctiarfen  Begriffen  ta.ch  tüShet  za.  bringen 
und  sie  klar  einzusehen. 

Freilich  könnte  es  auf  den  ersten  Blick  befremdlich  erscheinen,  wie 
hier  überhau]jt  ein  /  ,<,  <  iti  l  möglich  sei.  Man  möchte  vielleicht  meinen, 
daß  es  einlach  darauf  ankäme,  das  bestehende  Recht  zu  beobachten  und 
Redit  und  Willkür  so  zu  schaden,  daß  wsteres  das  selbsHienüche,  souale 
Wollen  bedeute,  das  in  CremlBheit  des  seiUierigen  Rechtes  erstanden  sei, 
während  die  willkürliche  Gewalt  im  Gegensatze  zu  einem  gelt«iden  Rechts-  Rr<bto- 
gebot  ihre  Herkunft  habe.  Allein  es  ist  zu  beachten,  daß  neues  „Recht"  .„/p^^^)^ 
sehr  wohl  entstehen  kann  und  häufig  entstanden  ist,  ohne  daß  es  sich  auf 
die  Ermächtigung  eines  bis  dahin  geltenden  Rechtes  zu  beruten  vermag; 
und  es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  durch  Staatsstreich  und  Revolution 
und  anderen  wülkfirlidien  Reditsbntch  doch  oft  ein  rechtlicher  Zustand 
geschaffen  worden  ist  Sieht  man  jedoch'  davon  ab,  so  kann  der  begriff« 
liehe  Unterschied  zwischen  Recht  und  Willkür  nicht  durch  eine  Ver- 
weisung auf  das  in  6»c  Gesdudite  sdtiier  schon  bestehende  „Recht<< 
bestimmt  werden.  Denn  woher  weiß  man.  daß  diese  seitherigen  Nonnen 
gerade  dem  Begriffe  der  rechtlichen  entsinn  1  iirn?  Einmal  muß  für  die 
wissenschaftliche  Betrachtung  logisch  ein  Anfang  gemacht  werden,  an 
irgendeinem  Punkte  der  Geschichte  mufi  die  formale  iSerteilang  der 
rechtlichen  und  der  wOlkfirlichen  Gewalt  Uar  geschieden  auftreten. 

Dabei  kommt  es  auf  dne  radikale  Trennung  beider  Gebiete  an,  nicht 
bloß  auf  eine  Unterabteilimg  innerhalb  der  rechtlichen  Normen.  Wir 
gebrauchen  das  Wort  „Willkur"  allerdings  wohl  auch  für  einen  inhaltlich 
sclüechten  Rechtszustand,  und  es  hat  sich  besonders  Jhering  bemüht, 
danach  Recht  und  Willkür  einander  gegenüberzustellen.  Für  ihn  ist 
Willkür  eine  gesetzliche  Bestimmung,  bei  weidber  der  Gresetsgeber 
sich  mit  den  allgemeinen  Prinzipien  des  Rechtes  in  Widerqmich 
gesetzt  hat  Dem  gegenüber  besteht  jedoch  «michst  die  Au^be,  den 
Begriff  des  Rechtes  einerseits  und  der  Willkür  anderseits  in  Ihrer 
formalen  Eigenart  zu  bestimmen.  Nach  der  materialen  Übereinstimmung 
mit  den  allgemeinen  Prinzipien  des  Rechtes  kann  die  Abgrenzung  nicht 
geschehen,  denn  es  ist  ja  auch  möglich,  daß  im  besonderen  Falle  gerade 
der  Inhalt  des  geltenden  Rechtes  diesen  Prinzipien  entgegengesetzt  war, 
und  umgekehrt  der  es  brechende  Akt  mit  ihnen  übereinstimmt;  und 
es  würde  danadi  auch  uneiklirt  blriben,  wie  es  begreiflich  irt,  daA  ein 
willkürlicher  Rechtsbruch  selbst  wieder  zu  einem  lechtifichen  Zustande 
fuluren  kann,  auch  in  Fällen,  in  denen  das  also  neu  Geordnete  mit  den 
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allgemeinen  Prinzipien  des  Rechtes  vielieiclit  gax  nicht  in  Harmonie 
steht 

F«nMiMM«k*       Fragt  man  nun  nach  einem  formalen  Metlcmal  des  Rechtes  ab 
«^dT^V^liI^.  »Ich^Of  so  kann  das  der  Willkür  gegenüber  lecUglich  durch  den  Unter- 
schied  des  nur  subjektiv  oder  des  objektiv  Verbindanden  gegeben 

■werden.  Willkürliche  Anordnung  würde  in  Machtbefehlen  vorliegen, 
die  formal  von  bloß  subjektiver  Bedeutung  sind,  bloß  als  Ausbruch  nur 
persönlicher  Laune  der  Rege!  Setzenden  erachtet  werden  können;  die  in 
einem  Gebote  gegeben  ist,  das  der  Befehlende  selbst  gar  nicht  (dem 
fonnalen  Sinne  nach)  als  otijektiv  bindende  Regelung  menschlicher  Be- 
aehungen  erachtet,  das  vidmehr  (seiner  eigenen  Meinung  nach)  nur  die 
formale  Bedeutung  einer  Befriedigung  sutgektiver  Gelüste  und  Strebuogen 
des  Gewalthabers  durch  ledigliche  Bindung  anderer  hat;  auf  das  er 
z'inirkkornmcn  wird,  si  volucrit.  Rechtliche  Regelung  wird  dagegen 
dann  gegeben  sein,  wenn  der  Anordnende  an  die  von  ihm  gesetzte  Rf*irel 
selbst  auch  gebunden  sein  will;  es  müssen  beide  an  dieses  Wolien 
verpflichtet  gebunden  sein,  und  'solange  es  für  den  einen  Unterstellten 
beaÄeht,  soll  es  auch  für  den  bestehen»  der  es  gesetzt  hat,  sei  es  auch  für 
den  letzteren  nur  dahin,  dafi  er  die  gesetzte  Norm  auch  getreulidi  hand- 
habe, und  daß  er,  wenn  er  nicht  mehr  gebunden  sein  will,  es  erst  bewirken 
maß,  daß  jene  Satzung,  die  rechtliche,  wieder  aufgehoben  sei. 

Aus  dieser  möglichen  Unterscheidung,  die  nach  formalem,  allgemein 
gültigem  Merkmal  getroiTeu  ist,  läßt  sich  für  das  Wesen  des  Rechtes 
alsbald  zweierlei  bedeutsam  folgern. 
Mgwb»  Einmal  wird  dadurch  eikUbrt,  wie  es  möglich  ist,  dafi  eine  „originlre* 
Rechtsentstehung  statüiaben  kann.  Schon  vorhin  wurde  darauf  hingewiesen» 
wie  es  im  Laufe  der  Geschichte  unzähligemal  vorgekommen  ist,  daß  sich 
neues  Recht  gebildet  hnt,  <<\\v."  daß  es  sich  dabei  auf  die  Ermächtigung 
des  seitherigen  Rechtes  stützen  konnte,  vielfach  sogar  in  unmittelbarem 
Gegensatz  zu  der  bestehenden  Rechtsordnung.  Oft  genug  ist  das  in  wildem 
Rechtsbruche  mit  kriegerischer  Gewalt  oder  Empönmg  geschehen;  zu- 
weilen mit  Nied«rlegung  ^er  Krone  und  dem  Verzicht  auf  seiüierige 
SouverlnitSt,  wie  dies  dann  auch  in  friedlichen  Beredungen  geschehen 
kann,  etwa  in  den  Abmachungen,  die  den  Norddeutschen  Bund  und  dann 
das  Deutsche  Reich  begründeten,  und  die  nicht  einfach  die  Ausführung 
der  bestehenden  Verfassungen  darst'^llten,  sondern  selbst  erst  eine  neue 
Zcntralgewalt  erschufen.  Und  es  kann  zitiert  werden,  wie  sich  vielleicht 
einmal  auch  ein  Gewohnheitsrecht  neu  bilden  mag,  obgleich  es  von  dem 
bestehenden  Rechte  zurficlq^wiesen  wird,  also  im  Wege  des  Rechts- 
bruches.  —  Die  ErUäruog  solclier  ursprünglichen  Entstehung  von  Recht 
hat  Schwierigkeiten  bereitet.  Savigny  meint,  daß  derartige  „Anomalien" 
erst  eine  \  erarbeitung  und  Überwindung  „diu*ch  die  sittliche  Kraft  und 
Gesundheit  des  Volkes"  erfahren  müßten,  sonst  werde  ein  „krankhafter 
Zustand"  daraus,  während  sie  nach  jenem  ersten  in  den  Kechtszustand, 
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als  „neuer,  rechtmäßiger  Bestandteil  überg-ehn«;  —  da  aber  ein  „krankhaftes* 
Recht  doch  auch  schon  ein  „Recht"  ist,  so  liegt  letzteres  bpteits  vor, 
sobald  neues  soziales  Wollen  dem  formalen  Begriffe  des  Rechtes  ent- 
spricht Binding  gibt  bei  der  Besprechung  der  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  die  ErkUrangy  daß  dämm  dort  originär  „Recht«  entstehen  konnte» 
weil  das  Volk  und  cUe  Regieningen  die  Verfessung  des  Bandes  in  der 
Absicht  vwdnbarten,  von.  einem  bestimmten  Tage  an  nch  gemeinsam  unter 
das  Gesetz  ihres  gemeinsamen  WUlens  zu  stdlen;  —  eine  Auskunft,  die 
aber  doch  offenbar  eine  allgemeingültige  Möglichkeit,  neues  Recht 
zu  begründen,  bereits  voraussetzt  und  nur  als  die  Einzelanwendung  eines 
abstrakten  Gesetzes  über  mögliche  Rechtsentstehung  überhaupt  aufzu- 
treten vermag.  —  Damm  kann  eine  erschöpfende  Erklärung  nur  durch 
em  Zurfickgehen  auf  die  Frage  geliefert  werden:  Woran  erkennt  man 
fiberhaupt,  ob  etwas  MR-^cht**  ist?  Indem  darauf  mit  dem  soeben  ent- 
wickelten formalen  Merkmal  geantwortet  wird,  so  ergabt  siidi  auch  die 
Lösung,  daß  in  originärer  Weise,  viplteicht  durch  unmittelbaren  Rechts- 
bruch, deshalb  neues  Recht  entstehen  kann,  weil  und  soweit  die  neu 
gesetzte  Regelung  jenes  formale  Kriterivmi  in  sich  tragt  Jene  außerhalb 
des  seitherigen  Rechtes  entstandenen  Normen  stellen  dann  neues  Recht 
dar,  sobald  sie  im  Sinne  eigener  Unvedetzbaikeit  das  seitiierige  Redit 
beseitigen,  sei  es  auch  derartig,  daß  sie  die  bis  dahin  geltende  Rechts» 
quelle  im  Wege  brutaler  Gewalt  gegen  diese  wegschaffen. 

Zum  anderen  folgt  aus  dem  Gesagten,  daß  eine  Unverletzbarkeit  H^^'--  BognuiaUo» 
Rechtes  bloß  in  begrenzter  Weise  behauptet  werden  kann.  .Sie  ist  nur  '^Ijjl^^^l^ 
vorhanden  während  des  Geltens  der  fraglichen  Rechtsregel.  Dagegen 
kann  diese  letztere  jederzeit  abgeändert  werden,  sei  es  auf  verfassungs- 
mifiigem  Wege  oder  auch  durch  eme  ursprünglidie  Rechtssetzung.  Nur 
dem  willkürlichen  Brechen  im  einzdnen  Falle  widerstrebt  die  Un- 
verletzbarkeit, —  dahin  also»  daB  dieses  Recht  als  solches  bestehen 
bleibt  und  doch  während  seines  Geltens  nicht  verwirklicht,  sondern 
gebeugt  und  gebrochen  wird:  gegen  das  Abschaffen  des  vorhandenen 
Rechtes  und  sein  Ersetzen  durch  neues  Recht,  gleichviel  in  welchem 
Prozesse  das  vor  sich  geht,  gewähia  die  Eigenschaft  einer  Regel  als  einer 
„rechtlichen«  keine  SIcheiheit  Eine  unbedingte  Heiligkeit  und  absolute 
Unabänderlichkeit  kommt  auch  keuieswegs  der  ,»VerliEU8ung'<  eines  Gemeiup 
Wesens  zu.  Auch  wenn  diese,  wie  die  unseres  Reiches,  sidi  als  eine  „ewige^ 
bezeichnet,  so  kann  die  Möglichkeit  ihrer  Abänderung  und  Ersetzung 
durch  neues  Recht  —  bestimmt  nach  dem  formalen  Begriffe  des  Rechtes 
überhaupt  —  ja  niemals  ausgeschlossen  werden. 

Mit  diesen  Erwägungen  ist  die  logische  Analyse  des  Rechtsbegriffes 
abgeschlossen.  Die  formalen  Bedingungen,  unter  denen  dieser  bestdi^ 
fahren  in  das  Reich  der  Zwecke,  danadi  zu  dem  Gebiete  des  sozialen 
Wollens,  um  darin  in  der  Unterscheidung  von  konventionaler  Auf« 
fordemng  ebietaeits  und  willkürlicher  Anordnung  anderseits  festgelegt 
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zu  werden.  Wir  erhalten  sonach  als  Bog^riffsbestimmung-  diese:  „Recht" 
ist  die  unverletzbare  selbstherrliche  Kegeiuag  des  sozialen 
Lebens  der  Menschen. 

ni.  Recht  und  Wirtschaft  Wie  ist  nun  das  Verhältnis  der  recht- 
lichen Regelung  zum  sozialen  Leben  der  Menschen  näher  zu  denken?  Wie 
verhält  sich,  kurz  ausgedrückt,  das  Recht  zur  sozialen  Wirtschaft? 
Befrtffdrr  Eine  Beantwortung  dieser  Fragen  setzt  voraus,  daß  der  Begriff  des 
a««Mirtiift.  jj02ialen  Lebens  oder  der  menschlichen  Gesellschaft  zuvor  klargestellt 
ist  Man  hat  dies  in  der  modernen  Soziologie »  die  von  Comte  aufgebracht 
und  muneotUch  von  Spencer  aii^r^hrt  ist,  durch  Bezugnahme  auf  natuiv 
wissenschaflUche  Art  zu  erledigen  gesucht  Es  gebe  ,,so»ale  Aggregate** 
als  „Organismen",  sobald  nämlich  ein  Beisammensein  von  etwas  längerer 
Dauer  und  einer  gewissen  Beständigkeit  vorliege.  Allein  das  bringt  die 
eigene  Art  der  sozialen  Verbindung  in  keiner  Weise  7\i  klarem  und 
methodisch  gesichertem  Besitz.  Andere  suchen  einen  Halt  am  Sprach- 
gebrauche, indem  sie  besonders  die  Bedeutungen  des  Wortes  ,»GeseI]»cbaft*' 
suchen,  während  dies  doch  immer  nur  eine  Anlmtung  zu  weiterem  sach- 
lichen Untersuchen  sdui  kann.  Neuestens  hat  Simmel  gemeint,  Gesell- 
schaft liege  überall  vor,  wo  mehrere  Individuen  in  „Wechselwirkung" 
treten.  Da  jedoch  die  Kategorie  der  Wechsehvirkung  nur  eine  Methode 
der  Naturbetrachtung  von  einzeln  angeselienen  Menschen  ist,  so  wird 
der  Begriff  der  „Gesellschaft",  als  eine  neue  una  eij^enartige  Einheit^ 
durch  diese  flüchtig  atisgesprochene  Parallele  nicht  logisch  bestimmt 
Zwar  ist  es  gewifi,  daß  Menschen,  die  sozial  verbunden  «nd,  auch  in  ihrer 
natiSrlichen  Wechselwirkung  aufeinander  betrachtet  werden  können,  allein 
alsdann  sind  eben  die  ein/einen  zum  Gegenstande  der  Untersuchimg 
genommen  und  nicht  die  „Gesellschaft"  als  solche,  deren  begriffliche 
Eigenart  in  anderer  Erwägung  festgestellt  sein  will. 

Die  Frage  ist:  Welches  ist  das  feste  Merkmal,  durch  das  der  BegrifiF 
des  sozialen  Lebens  der  Menschen  als  eigener  Gegenstand  wissenschaft- 
licher Betrachtung  begreiflich  wird?  —  Dies  ist  das  Moment  der  von 
Menschen  aufgestellten  Regel.  Soziales  Leben  ist  äußerlich  ger^pdtes 
Zusammenwirken  von  Menschen.  Der  Beweis  liegt  darin,  daß  in  dem  klar- 
zustellenden Begriffe  des  gesellschaftlichen  Lebens  einmal  verbundene 
Menschen  vorgestellt  werden,  anderseits  dieses  in  Unterscheidung  von 
bloßer  natürlicher  Verbindung  gesucht  wird.  Man  kann  die  Frage  auch 
SeridF  SO  Stellen:  Ist  es  möglich,  eine  Sozialwissenschaft  als  eigenen  Zweig 
des  emheitiichen  Oberbegriffes  „Wissenschaft"  aufzustellen,  oder  gibt  es 
von  dies«n  letzteren  begrOndetermaßw  nur  eine  einzige  Art,  die  Natur* 
Wissenschaft? 

Nun  bedeutet  Wissenschaft  einen  jeden  Inhalt  des  Bewtißtseins,  der 
in  u!)hedingt  einheitlicher  Art  geordnet  und  bestimmt  ist  (B.  i).  Es 
wird  also  dann  eine  eigene  soziale  Wissenschaft  möglich  sein,  wenn  sich 
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ergibt,  daß  die  Betrachtung  des  gesellschaftlichen  Daseins  der  Menschen 
unter  einer  eigenen  unbedingten  Einheit  erscheint,  die  von  der  einheit- 
lichen Erfassung  der  Wahrnehmung  natürlicher  Erscheinungen  grundlegend 
getrennt  ist.  Diese  prinzipiell  eigene  Einheit  ist  die  des  Zweckes,  und 
zwar  die  der  Gremeinschaft  von  Zwecken.  Der  Begriff  der  sozial 
verbundenen  Menschen  konstituiert  sich  mitidn  in  dem  Gedanken  der 
gemeinsamen  Zweck  Verfolgung,  die  unter  der  logischen  Bedingung 
der  äußerlich  geregelten  Art  des  Zusammenwirkens  notwendig  zu 
nehmen  ist  Der  (redanke  von  der  äußeren  Regelung  ist  mithin  die  Form 
in  dem  BegriflV  ,,( rf  ^.elischaft".  Wenn  man  überlegt,  in  welcher  einheit- 
lichen Richtung  der  Gedanken  das  gemeinsame  Leben  und  Wirken 
von  Menschen  als  Gegenstand  einer  eigenen,  dadurch  möglichen  Vnssen- 
sdiaft  vom  sosialen  Dasein  bestehen  kann,  so  »igibt  sich  die  Antwwt: 
sofern  man  das  Zusammenwirken  von  Mcmschen  als  ein  äuBerlich 
geregeltes  eindaht 

Nun  haben  wir  im  früheren  drei  verschiedene  Arten  äußerer  Regelung 
kennen  gelernt  und  das  soziale  Wollen  in  das  konventionale,  rechtliche 
und  willkürliche  zerteilt  Demnächst  (C.  5)  wird  sich  zeigen  lassen,  daß 
bei  dem  Problem  der  BegrOndung  des  Reclktszwanges  die  rechtliche  Art 
der  sozialen  R^^elung  an  und  für  sich  den  grundsitdichen  Vorzug 
verdient.  Es  sei  darum  gestattet,  schon  jetzt  als  Form  der  GeseUschaiPt 
das  Recht  repräsentativ  hier  zu  nennen.  Ihm  ist  nun  die  Wirtschaft  als 
die  soziale  Materie  gegenüberzustellen. 

Als  solcher  Stoff  des  gesellschaftlichen  Lebens  dürfen  nicht  die  uns  Stoff  dM 
umgebende  Natur  und  die  natürlichen  Lebensbedingimgea  des  Menschen 
gelten.  Denn  Naturgesetze  können  durch  menschlichen  Eingriff  überiiaupt 
nicht  beeinflußt  weiden;  und  ihre  Benutzung  fSar  besondere  Zwedce  ist 
Sache  der  Tedmologie,  die  an  und  für  nch  mit  dem  sozialen  Leben  noch 
mchts  zu  tun  hat,  sondern  ebensogut  auch  für  einen  gänzlich  isoliert 
gedachten  Menschen  Geltimg  hätte.  Da  vielmehr  das  gesellschaftliche 
Dasein  in  der  vereinten  Tätigkeit  zusammenlebender  Menschen  seine 
Äußerung  findet,  so  kann  die  es  begrifflich  begründende  auiicre  Regelung 
sich  nur  an  die  zuaammenwirkenden  Mensdien  wenden.  Sonach  ist  die 
Materie  des  sozialen  Lebens  das  auf  BedMiisbefriedigung  gerichtete  Zu- 
sammenwirken der  geseUschaiUich  verbundenen  Menschen. 

DabM  bezieht  sidi  die  soziale  Regelung  unbedingt  auf  jede  Möglichkeit 
des  Zusammenwirkens  und  keineswegs  bloß  auf  dasjenige,  das  etwa  auf 
materielle  oder  „niedrige"  Bedürfnisse  gerichtet  ist  Denn  eine  derartige 
Grenzziehung  könnte  immer  nur  unsicher  und  willkürlich  vorgenommen 
werden  und  mnfi  in  jedem  Falle  für  den  Begriff  der  sozialen  Wirtschaft 
gleichgültig  sein.  Die  Arbeiteiiiage  ist  ganz  in  gleicher  Weise  für  die 
soziale  Betrachtung  gegeben,  gleichviel  ob  es  sich  um  Beschaffung  von 
Lebensmitteln  oder  um  die  Herstellung  von  Gotteshäusern  oder  von  Tempeln 
der  Kunst  und  Wissenschaft  liandelt;  und  eine  I«tnwandfabrik,  welche 
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KartofiFelsäcke  herstellt,  steht  einem  Unternehmen,  das  Leinwand  für  Öl- 
bilder bereitet,  sozial  wirtschaftlich  ganz  g^eidu 

Auch  ]£fit  sich  zwischen  „wirtschaftlicher**  und  »politischer«  Tätigkeit 
nur  ein  relativer  und  inetnaader  fließender  UntecBcfaied  machm»  je  nadu 
dem  man  entweder  in  einer  relativ  unmittelbaren  Weise  bei  der  Be- 
schaffung der  Güter  sich  beteiligt  oder  mit  der  Bewahrung  und  Betäti- 
gung und  Besserung  der  gerade  die  Gesellschaft  ermöglichenden  |<.echts- 
normen  befaßt  ist 

Wenn  sonach  die  Sozial  Wirtschaft  dasZusanunenwirken  von  Menschen 
in  seiner  Gesamtheit  erfaßt  und  nichts  darin  Mögliches  auslSfit  — 
gleichvid,  ob  für  diesen  dnheitüchen  sachlichen  Gedanken  jedem  der  hier 
nächstliegende  Ausdruck  „Sozial Wirtschaft*'  paßt  — ,  so  darf  auf  der 
anderen  Seite  sie  nicht  et^va  als  eine  Unterart  eines  übergeordneten  Be- 
griffes „Wirtschaft**  genommen  werden.  Der  letztere  würde  dann  wohl 
allgemein:  Tätigkeit  zurBefriedig^ng  meusclilicherBedürfniiise  heißen  wollen. 
Aber  bei  dem  sozialen  Zusammenwirken  handelt  es  sich  um  das  Ver- 
folgen gemeinsamer  Zwecke  nach  äufieren  Regdn;  und  diese  Betrach- 
tung steht  unter  eigenen  Eikenntnisbedingungen  und  bewegt  sich  in  einer 
eigfenen  methodischen  Richttmg  der  Gedanken,  die  von  jener  eben  allgemein 
gekennzeichneten  tpchnologi.schen  Erwägung  grundlegend  sich  scheidet. 
VerUhaU  von  Stellen  wir  danach  das  Verhältnis  von  Recht  und  Wirtschaft  fest, 
^f^flJ^^  so  ergibt  sich,  daß  es  das  von  Form  und  Stoff  des  sozialen  Lebens  ist 
Bei  jeder  besonderen  Anwendung  des  Begriffes  „sozial"  siad  jene  beiden 
in  Vnrklichkeit  stets  verbunden  uns  gegeben.  Es  gibt  k«ne  soziale 
Regelung,  die  nicht  ein  gewisse  zusammenstimmendes  Verhalten  der 
Unterstellten  zum  Inhalte  ihrer  Anordnung  nähme;  und  es  ist  selbst^ 
verständlich,  daß  ein  Zusammenwirken  ohne  irgendwelche  Verständigung 
und  gemeinsame  Zielsetzung  ein  blinder  Gedanke  wäre.  Wohl  aber  ist 
es  möglich,  in  kritischer  Zergliederung  des  zusammengesetzten  Begriffes 
der  Gesellschaft  die  beiden  Elemente,  die  liier  angciüiu^t  wurden  — 
die  Verbindung  als  solche,  das  Setzen  gemeinsamer  Zwecke  durch 
äußere  Regeln  einerseits  und  die  zusammenstimmende  Tätigkeit  der 
Verbundenen  anderseits  — ,  als  die  becUngende  Form  und  die  dadurch 
bedingte  Materie  des  sozialen  Lebens  zu  unterscheiden. 

Die  Abhängigkeit  der  sozialen  Wirtschaft  von  der  rechtlichen  Rege- 
lung ist  also  nur  eine  logische,  und  nicht  etwa  eine  zeitliche  oder  gar 
kausale.  Man  darf  lucht  raeinen,  daß  mit  der  vorhin  gegebenen  Er- 
örterung die  SuBere  Regelung  als  ein  zeitlich  firfiher  entstandenes  Ding 
gemeint  sei,  auf  das  die  soziale  Materie  zeitlich  später  in  die  £r&farung 
eintrete;  oder  gar:  daft  das  Recht  zuerst  da  sei  und  nun  die  Sodal- 
wirtschaft  verursache,  wie  der  Blitz  den  Donner.  Das  würde  ein  starkes 
Mißverständnis  sein,  das  sich  nur  aus  einer  elementaren  Verwechselung 
„des  logischen  Prius"  mit  „dem  zeitlichen  und  dem  kausalen  Prius*' 
herleiten  könnte. 
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In  Wahrheit  stehen  sich  Recht  und  Wirtschaft  nicht  als  zwei 
selbständige  Gegenstände,  nach  Art  von  Erscheinungea  im  Räume, 
gegenüber,  sondern  bedeuten  zwei  notwendig  verbundene  Elemente 
^es  und  dessdb«!  Gegenstandes.  —  Das  Recht  ist  nidit  ein  I8r  sidk 
bestdiendes  Ding,  da  jeder  sdner  Sätze  imvefmeidlich  schon  auf  dne 
bestimmte  Art  des  Zusammenwirkens  abzielt  und  bei  gänzlichem  Streichen 
dieses  letzteren  überhaupt  sinn-  und  inhaltlos  werden  würde;  und  man 
darf  danuu  das  Recht  in  seiner  formalen  Funktion  nicht  wie  ein  Gefäß 
auffassen,  in  das  ein  wirtschaftlicher  Stoff  hinterher  eingefüllt  würde, 
sondern  als  logisch  bedingendes  Element  in  dem  Gedanken  des  sozialen 
Lebeos.  Anderseits  ist  die  Sosialwirtschaft  kein  selbständig  und  be- 
sonders existierendes  Ding,  auf  das  die  rechtliche  Reg^ung  nun  zeitlich 
später  einzuwirken  hätte;  viehnehr  heiAt  soziale  Erwägung  des  Zup 
sammenwirkens  eine  solche,  die  es  von  dem  maßgeblichen  Gesichtspunkte 
als  eines  äußerlich  geregelten  in  das  Auge  faßt,  so  daß  weder  die 
Kategone  der  Verursachung,  noch  auch  die  gelegentlich  versuchte 
Bestimmung  der  Wechselwirkung  liier  in  Frage  zu  kommen  vermag. 

Führt  man  dagegen  den  Gredanken,  daft  Rechtsordnung  und  Sozial* 
Wirtschaft  als  bedingende  Form  und  bestimmbarer  Stoff  in  logischer 
Bezidiung  zu  nehmen  seien,  weiter,  so  ergeben  weh  alsbald  zwei  Ausblicke 
von  methodischer  Bedeutung. 

Es  ist  überall  möglich,  die  bedingende  Form  von  Bewußtseinsinhaiton 
selbständig  für  sich  zu  behandeln.  So  kann  auch  vom  Recht  eine 
eigene  wissenschaftliche  Betrachtung  statthaben,  wobei  auf  seine  be- 
sondere Awfnhmng  in  einer  bestinunten  Gesellschaft  es  gar  nicht  aa^ 
kommt  Dagegen  ist  die  soziale  Wirtschaft  nur  unter  der  Bedingung 
einer  bestimmten  rechtlichen  Ordnung  zu  erwägen  möglich,  und  eine 
eigene  Gesetzmäßigkeit  der  sozialwirtschaftlichen  Betrachtung  für 
sich  gibt  es  nicht. 

Da  schließlich  die  Abhängigkeit  der  Sozial  Wirtschaft  von  dem  Rechte 
nur  eine  logische  ist,  also  daß  jeder  Begriff  und  Lehrsatz  der  ersteren 
durch  eine  soaale  R^elung  logisch  bedingt  ist,  und  es  kerne  selb- 
ständigen sozialokon<Miilschen  „Gesetse*>  gibt,  so  ist  dodi  sehr  w<^  mög- 
lich, dafi  die  besondere  Ausbildung  eines  bestimmten  Zusammenwirkens 
unter  rechtlichen  Regeln  auf  eine  Umgestaltung  dieser  letzteren  von 
maßtr^^'lichpm  Einfluß  ist  Nur  ist  es  nicht  „die  Wirtschaft",  als  ein  an- 
gebhch  eigener  Organismus,  der  von  „dem  Rechte"  imabhängig  bestände, 
sondern  es  ist  eben  das  rechtlich  geordnete  soziale  Leben  selbst,  dem 
gewisse  TMnflfisse  auf  Abänderung  der  es  bedingenden  Form  entstammen. 
Das  fShrt  alsbald  in  den  Zusammenhang  des  nun  folgenden  Themas. 

IV.  Die  Entstehung  des  Rechtes.   Diese  Frage  kann  elementar 

in  doppeltem  Sinne  verstanden  werden:  Wie  seinerzeit  zum  erstenmal 
das  Recht  geschaffen  und  in  diese  Welt  hineingebracht  worden  sein  mag, 
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—  und  sodann:  In  welcher  allgemeinen  Art  und  Weise  die  Verändenmgen 
des  Rechtes  im  Laufe  der  Geschichte  zusammengefaßt  werden  können? 
BiMMAnfaetm  Ober  jenes  sind  mannigffache  Hypothesen  aufgestellt  worden.  Bald 
dM  BwbMfc  m^at  num  in  der  FunUie,  ab  dauemder  Verbindung  von  Mann  und  Weib^ 
das  seiüich  erste  Recht  zu  sehen,  bald  auch  üi  emem  instinktmäfiigen  Zu- 
sammenschluß von  Urmenschen,  als  geselliger  Tiere;  mancher  sieht  den 
Stifter  d(;r  rechtlichen  Ordnung  in  einem  „glücklichen  Krieger"  und  be- 
stimmt diesen  wohl  näher  als  den  Sieger,  der  den  niedergeworfenen 
Feind  nicht  tötete,  sondern  zu  seinem  Sklaven  erkor;  während  andere 
Überlieferung  auf  göttliche  Fügung  und  Anordnung  verweist  Dabei  muß 
diese  Frage,  wenn  de  Idar  sein  soll,  radikal  genommen  werden;  de  darf 
nidht  auf  inhaltlich  unentwickelte  „rechtliche*  Zustande  vermischrad 
übertragen  werden.  Wenn  man  das  Stadium  der  „Barbarei"  untersucht 
hat,  die  der  angeblich  rechtlosen  „Wildheit"  gefolgt  und  der  „Zivilisation" 
vorangeschritten  sei,  so  ist  in  jener  der  Bestand  rechtlicher  Regelung  schon 
vorausgesetzt.  Der  Streit  um  das  Mutterrecht,  um  exogame  imd  endogame 
Stämme,  über  die  Gentilverfassung  der  Vorzeit  und  anderes  mehr  betrifft 
schon  sozial  geregelte  VerhSltnisse. 

In  der  Tat  sind  nun  alle  Hypothesen  über  das  gemeinte  erste  Auf- 
treten des  Rechtes  überhaupt  unsicher  und  nicht  zu  beweisen. 
Rückschluß  aus  dem  Leben  nachmaliger  Geschlechter  leitet  zu  einem 
rohen  Einzeldasein  von  Menschen  hinüber;  noch  auch  hat  es  glücken 
wollen,  in  erkennbaren  Zeiten  menschliches  Leben  außerhalb  eines  sozialen 
Bestehens  zu  entdecken. 

Aber  auch  wenn  dem  anders  wäre,  so  würde  es  doch  für  die  Auf- 
gabe von  dem  Wesen  des  Redites  gleicl^rültig  sem.  Diese  will  in 
systematischer  Bestimmung  auf  die  einheitlichen,  bleibenden  Bedingungen 
seiner  Begreifbarkeit  aufgenommen  und  durchgeführt  sein.  Sie  hat  un- 
bedingt den  logischen  Vorrang  vor  jeder  genetischen  Erörtenmg. 
Es  gibt  nur  Entstehung  imd  Geschichte  von  Etwas;  und  selbst  im  Be- 
griffe des  „Keimes"  ist  notwendig  schon  der  Gedanke  des  Gegen- 
standes enthalten,  zu  dem  es  eben  der  „Keim**  ist  Und  so  ist  vor  allem 
Sinn  und  Bedeutung  eines  Ghrundbegriffes  —  hier;  des  Rechtes  —  sach- 
lich unabhängig  gegenüber  den  veränderlichen  Einzeldaten  zu  bestimmen, 
in  denen  er  besondere  Anwendung  gefunden  hat,  selbst  wenn  dies  als 
die  zeitlich  erste  Anwendung  unseres  systematischen  Grundbegriffes  dar- 
getan werden  würde. 

Sonach  bleibt  als  Aufgabe  dieses  Zusammenhanges  nur  die  zweite 
Frage,  die  wir  beun  Beginne  dieses  Abschmttes  genannt  haben:  nach  der 
Entstehung  und  Veränderung  bestimmte  Rechtseinrichtungen  im  Laufe 
der  Geschidite.  Sie  kann  in  zweifacher  Richtung  aufgenommm  werden, 
je  nachdem  man  die  formale  Art  der  menschlichen  Handlungen,  die  recht- 
liche Regeln  setzen,  untersucht  —  oder  nach  den  bestimmenden  Einflüssen 
und  bewirkenden  Gründen  rechtlicher  Veränderungen  allgemein  forscht. 
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Die  zuerst  angeführten  menschlichen  Akte  nennen  wir  seit  längerem  RtAiHMiiM. 

Rechtsquellen.  Die  hierüber  aufzustellende  Lehre  ist  jedoch  lediglich 
eine  solche  der  technischen  Jurisprudenz  und  gründet  sich  in  ihrer  ganzen 
Ausführung  auf  den  besonderen  Inhalt  einzelner  Rechtsordnungen.  Das 
Recht,  sagt  Brinz,  enthält  vor  allem  Bestimmimgen  über  sich  selbst.  Es 
gibt  in  eigenen,  von  ihm  gesetzten  Reg^  an,  wie  es  geändert,  ab- 
geschalft  und  etginzt  werden  soll,  wobei  die  verschiedene  Redit»- 
ordnungen  aufierordentUch  numnig&ltigm  ^sdialt  aulweisen.  Auch  die 
Einteilung  in  Gesetzesrecht  und  Gewohnheitsrecht  —  Setzung  der  Regel 
durch  bewußten  Akt  bestimmter,  dazu  berufener  Menschen,  oder  aber 
durch  tatsächliche  Übung  und  jindauemde  gleichmäßige  Anwendung  einer 
als  Recht  angenommenen  Nonn  —  harrt  stets  erst  noch  der  uälieren  Aus- 
füllung dvrdi  besonderen,  geschichtlich  bedingten  Ibhalt  einer  poutiven 
Rechtsordniui^, 

Allerdings  ist  zuweilen  versucht  worden,  die  Lehre  von  den  Rechts- 
quellen von  dieser  geschichtlichen  Bedingtheit  freizumachen  und  allgemein- 
gültig aufzubauen.  Namentlich  ist  das  bei  der  Erörterung  des  Verhält- 
nisses von  Gesetz  und  Gewohnheit  geschehen.  Die  herrschende  Lehre 
des  18.  Jahrhunderts  naiun  als  grundlegende  Rechtsquelle  die  staatüche 
Gesetzgebung  an,  von  der  ein  xediUich  geltender  Brauch  in  jedem 
einzekien  Falle  erst  sanktioniert  werden  müAte  und  ohne  das  kmoe  Gel* 
tung  zu  haben  vermöchte;  die  darauf  folgende  geschichtliche  Rechtssdiule 
stellte  umgekehrt  die  Gewohnheit  als  die  eigentliche  Quelle  des  gesetzten 
Rechtes  hin,  die  von  jeder  Rechtsordnung  notwendig  anzuerkennen  wäre 
und  von  ihr  als  rcchtsschöpferisch  gar  nicht  vememt  werden  könnte,  bei 
Meidung  der  Nichugkeit  eines  sie  doch  ausschließenden  positiven  Staats- 
gesetzes. Beide  Meinungen  verstofien  gleichmäßig  gegen  den  oben  (A.  i  a.£.) 
deduderten  Satz,  daft  es  keinen  emägen  Rechtssatz  geben  kann,  der 
seinem  positiven  Inhalte  nach  unbedingt  feststände.  Auch  die  An* 
ordnimg  eines  bestimmten  positiven  Rechtes  über  Anerkennung  oder 
Verwerfung  einer  auf  Rechtsfragen  bezüglichen  Gewoluiheit  bedeutet  not- 
wendig eine  stofflich  bedingte  Regel,  über  deren  besonderen  Inhalt 
sich  schlechterdings  nichts  sagen  läßt,  was  absolute  Gültigkeit  hätte. 
Wenn  also  Pucfata  Mut,  daß  der  EänfluB  der  „Volksüberzeugung«  auf  den 
Richter  ach  nicht  verbieten  lasse,  so  kann  das,  in  Abänderung  sdner 
eigenen  Meinung,  für  uns  nur  dm  verständlichen  Sinn  haben,  daß  ein 
das  Gewohnbeitsrecdlt  verbietendes  Gesetz  möglicherweise  keinen  Erfolg 
haben  könne,  daß  man  vielmehr  stets  gewärtig  sein  müsse,  daß  gegen 
jenes  bestehende  Gesetz  sich  auf  anderem  Wege  doch  vielleicht  neues 
„Recht"  bilden  werde.  Diese  MögUchkeit  ist  zuzugeben.  Aus  ihr  folgt 
aber  nicht,  daA  jenes  verbietende  Gesetz  nicht  rechtlich  gelte,  sondern 
dieses,  da0  neues  Recht  durch  Rechtsbruch  allerdings  zur  Entstehung 
zu  kommen  vermag  (C  2).  Wollte  man  dagegen  den  zitierten  Puchtaschen 
Satz  in  dem  Sinne  aufnehmen  und  behalten,  daß  jenes  verbietende  Staats- 
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jfesetz  zwar  g-eltendes  Recht,  aber  eines  von  sachlicher  Bedenklich- 
keit sei,  so  könnte  das  als  Gegeastand  weiterer  Untersuchung  stehen 
bleiben.  Dann  wäre  nuusehen,  ob  nach  einer  unbedingt  gültigen  for* 
malen  Methode  für  die  besonderen  sozialen  Zustände  eines  besonderen 
Volkes  und  Landes  Gesetsesrecht  oder  Grewohnhettsreclit  als  bedingte 
Rechtsquelle  den  Vorzug  verdiene,  ob  also  das  TOilun  angenommene, 
konkrete  Verbotsgesetz  nach  dem  allgemeinen  formalen  Grundgedanken 
jedes  Rechtes  überhaupt  in  dieser  besonderen  Lage  gerechtfertigt  sei 
oder  nicht 

umdiM  voo  Bettacbten  nir  zum  Sdüttsse  die  letzte  oben  gestdlte  Frag«  nadi  dem 
.  uisachlidien  Verlaufe  der  Änderungen  von  bestimmtem  Rechtsinhalte  im 

Laufe  der  sozialen  Geschichte,  so  läfit  sich  dieser  allerdings  in  einer  nbttw 
einstimmenden  Art  und  Weise  VOrsttiDlefl.  Es  bilden  sich  bei  der  Aus- 
führung eines  sozialen  Zusammenwirkens  gewisse  gleirhheitliche  Massen- 
erscheinungen als  ökonomische  Phänomene  (vgl  A.  3).  Au  i  n  erstehen 
Bestrebungen  auf  Änderung  —  oder  entgegengesetzt:  aut  Beibehaltung  — 
der  bestehenden  Rechtsordnung,  als  der  bedingenden  Art  und  Weise 
des  seitherigen  Zusammenwiik^is.  Haben  jene  Urteile  und  ^itscfalQaae 
einen  gewissen  Erfolg,  so  fallt  die  bi^rige  Art  diesw  Gesellschaft  und 
damit  von  selbst  die  Gesamtheit  der  dadurch  bedingten  sozialen  Er- 
scheinungen. Es  wiederholt  sich  nun  der  obige  Vorg-ang:  es  bilden  sich 
unter  der  neuen  Regelung  wieder  neue  gesellschaftliche  Phänomene,  Be- 
strebungen, Umänderungen  —  in  einem  steten,  nie  abgeschlossenen  JCreis- 
laufe  des  sozialen  Lebens. 

Hierdurch  wird  der  Gedanke  von  der  durchgängigen  Einheit  der 
soaalen  Betrachtung  gewahrt,  und  das  wirkliche  Geschehen  im  geseUschaft> 
liehen  Wirken  der  Menschen  im  Sinne  eines  grundsätzlichen  Monismus 
erfaßt.  Er  bedeutet  das  Prinzip,  die  geschichtlichen  Bewegfung-en  des 
sozialen  Lebens  nur  aus  Gründen  zu  begreifen,  die  innerhalb  seiner  eigenen 
Bedingungen  stehen.  Die  wissenschaftliche  Durchfuhrung  der  Sozi  al- 
geschichte besteht  also  in  dem  Erforschen  der  Wandlungen  des  gesell- 
schafUichen  Daseins  aus  sozialen  Phänomenen  und  ihnen  entsprii^enden 
Strebuagen  her. 

V.  Die  Begründung  des  Rechtszwanges.  Vor  kurzem  wurde 
ein  Rekrut  zu  der  Fahne  eing^ezogen,  der  sich  entschieden  weig'erte,  den 
Dienst  mit  der  Waffe  zu  tun.  Die  Gebote  der  engeren  religiösen  Gemein- 
schaft, der  er  angehörte,  verböten  ihm  Übung  und  Führung  der  Waffen. 
Auch  durch  Auferlegung  einer  Freiheitsstrafe  kcomte  er  nicht  dazu  be- 
wogen werden,  seine  Weigerui^  au&ugeben.  In  entsivechender  Weise 
haben  auch  schon  Mitglied t  r  gewisser  Sekten  es  abgelehnt,  als  Zeugen 
vor  Gericht  den  staatlich  geforderten  Eid  abzulegen.  Das  Recht  aber 
ver/.ichtet  auf  den  selbstherrlichen  Anspruch  seines  Geltens  nicht 
iucbtMWMj.  Es  tritt  in  der  geschichtlichen  Erfahrung  mit  diesem  Anspruch  auf  (C.  i). 
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Uad  es  läßt  im  besonderen  nicht  zu,  daß  jemand  nach  eigener  Ent- 
schließung sich  von  der  Herrschaft  seiner  Rechtsordnung  befreit  erkläre. 
Man  könnte  meinen,  daß  dies  schon  daraus  sich  begreife,  weil  sonst  Un- 
ordnung im  Lande  entstehe,  wenn  rechtlich  Befreite  doch  unter  den 
Rechtsgenossen  lebten  und  mehr  oder  weniger  bedeutsam  von  den  Vor- 
Muk  der  sie  un^bendeii  techtlidien  Gemeinschaft  Voztdle  zögen»  ohne 
zu  deren  Lasten  beizntregeo.  Aber  ein  solcher  Zustand  wire  ja  keineswegs 
unbedingt  unmöglich;  er  könnte  gedacht  werden,  ohne  mit  notwendigen 
Grundlagen  dieser  Gedankenreihen  in  Widerspruch  zu  treten,  und  findet 
auch  in  dem  Dulden  von  Fremden  und  dem  g^ermanischen  „Prinzip  der 
persönlichen  Rechte"  gewisse  praktische  Anleitungen.  Entscheidend  aber 
ist  dieses,  daß  der  genannte  selbstlierrliche  Geltungsanspruch  des  Rechtes 
auch  die  Zuläsaigkeit  des  Auswanderns  eigreift,  und  jeder,  der  unser 
Gebiet  und  sein  Recht  verlassen  will,  der  Genehmigung  des  letzteren  be- 
darf, mag  diese  auch  heute  sumost  leicht  und  etwa  in  allgemeiner  Voraus- 
bestimmuil^  erteilt  werden.  Kann  dieser  unbedingt  autokratische 
Geltungsanspruch  des  Rechtes  innerlich  gerechtfertigt  werden? 

Wir  nannten  im  Eingange  einige  einzelne  Beispiele  von  problematisch 
gewordenen  Einzelfällen,  die  sich  leicht  vermehren  ließen.  Vor  allem 
wurde  iaer  auch  die  interessante  Au&tellung  Sohn»  sn  nennen  sein, 
wonach  die  rechtliche  Verbindung  der  Kirche  mit  dem  Wesen  der  Kirche 
im  T^erspruch  stehe;  «m  Kirchenrecht  k&me  es  genau  genommen  gar 
nicht  geben,  die  Zugehörigk^t  zu  einer  kirchlichen  Gemeinschaft  und  die 
Gebundenheit  an  deren  Normen  müsse  der  freien  Zustimmung  jedes  einzelnen 
in  jeder  Zeit  überla5<^en  bleiben.  Aber  ich  möchte  lieber  gleich,  in  Über- 
springung  solcher  Anzweifelung  der  Berechtigung  des  Rechtszwanges  in 
einzelnen  Fragen  diejenige  gegenüberstellen,  die  in  der  Gegenwart  im 
ganzen  geschi^t  Dies  liegt  in  der  Theorie  des  indlvidualen  Anarchismus  AMitUmiH. 
vor,  wie  ne  von  Stimer  (»Der  Einzige  und  sein  Eigentum«,  1844} 
begründet  worden  ist  Hiemach  sei  die  rechtliche  Regelung  von  vorn- 
herein kein  geeignetes  Mittel  zur  Erzielung  eines  rechten  gesellschaftlichen 
Daseins  der  Menschen;  denn  ihr  hafte  der  selbstherrliche  Zwang  an,  und 
dieser  müsse  unbedingt  als  unrichtig  und  ungeeignet  erscheinen,  gleich* 
viel  wie  der  Inhalt  einer  derartigen  Zwangsregel  beschaffen  seL  Die 
einag  b^prOndete  F<Man  des  sozialen  Lebens  sei  daher  (wie  wir  uns  aus- 
drucken würden)  die  konventionale  Regdnng  des  Zusammenlebena. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  zu  gewahren,  wie  der  modr  ir  Sozialismus 
(Vgl.  A.  3)  mit  dieser  anarchistischen  Aufstellung  wenig  hat  anfangen 
können,  sogar  ihr  gegenüber  meist  etwas  hilflos  erscheint.  Soweit  er  in 
beachtenswerter  Art  sich  darüber  hat  vernehmen  lassen,  so  hat  er  versucht, 
in  dynamischer  Erörterung  das  Problem  zu  erledigen.  Dann  meint  er,  Dynami«:he 
daA  der  Rechtszwang  sich  geschichtlich  m  notwendiger  kausaler  Bedingtheit 
eu^stellt  habe,  und  dafi  er  immer  als  notwendiges  Produkt  wutschaft* 
lieber  VerhaltDisse  auftreten  werde.    Dies  kann  dann  doppelt  gemeint 
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<?ein:  a)  die  Menschen  werden  sich  nach  physiologisch  verursachtem  Drucke 
immer  gewissen  sozialen  Befehlen  und  Regeln  fügen,  welche  rechtliche 
Eigenüchaften  liaben.  —  Aber  dies  übersieht,  daß  der  Anspruch  des  Rechtes 
der  ist:  ohne  Rücksicht  auf  die  Zustimmung  der  Unterworfenen  lu  gelten; 
es  würde  also  auch  die  etwa  kausal  erklärte  Herkunft  einer  soldien 
Zustimmung  hier  ohne  Belang  sein,  b)  Die  8<»talen  Gewalthaber  werden 
sicherlich  immer  bei  der  Anwendimg  des  Rechtszwanges  verbleiben.  — ■ 
Nun  sind  jedoch  die  rechtlichen  Anordnungen  an  und  für  sich  Mittel  zu 
menschlichen  Zwecken;  als  solche  können  sie  in  ihrer  Eigenart  nur  so 
gerechtfertigt  werden,  daß  sie  als  unvermeidliches  Mittel  zu  notwendigem 
Zwecke  sich  erweisen. 
TMa^aOm  ]Me  lueniadi  veranlaflie  teleologische  BiwsLgung  ist  denn  auch  zu 
ümpUAamtmi.  f^gr^Qj^j^der  Doduktion  des  Rechtes  mehrfach  unternommen  worden. 

Vor  allem  hat  man  gemeint,  daß  das  Recht  ein  unerläßliches  Mittel 
zu  möglicher  'Sittlichkeit  des  Menschen  sei.  —  Aber  ein  sittlich  gutes 
Wollen  kann  durch  rechtliche  Befehle  zwangsweise  überhaupt  nicht  herbei«, 
gefuhrt  werden,  da  es  bei  jenem  auf  die  Reinheit  wünschender  Gedanken 
und  die  Lauterkeit  des  Innenlebens  des  Menschen  ankonunt  (B.  2).  Wollte 
man  aber  sagen,  daß  die  Menschen  durch  Rechtszwang  zur  Fähigkeit 
moralischen  Wollens  erzogen  werden,  od«r:  daß  es  immer  noch  besser 
sei,  wenn  man  zu  richtigem  Verhalten  gezwungen  werde»  als  auch 
dieses  noch,  fberrjo  wie  ein  gutes  Innenleben,  zu  entbehren,  so  hatte 
man  einen  bestimmten  Inhalt  eines  Rechtes  vorausgesetzt.  Hier  aber 
kommt  es  darauf  au,  ob  man  den  Rechtszwang  an  sich  rechtfertigen 
kann,  ohne  schon  auf  die  inhaltliche  Art  eines  besonderen  Rechtes 
einzugehen  (vgl.  B.  i).  Es  kann  auch  schlechtes  Recht  geben,  das  doch 
als  „Recht**  gelten  wilL 

Sodann  findet  sich  die  Aufstellungi  daß  der  Rechtszwang  zur 
Erhaltung  des  Menschengeschlechtes  notwendig  erscheine,  das  sich 
sonst  im  Kriege  aller  gegen  alle  zerfleische  (so  Hobbes  und,  der  Idee 
menschlichen  Zusammenwirkens  zufolge,  auch  Kant  —  vgl,  A.  i).  — 
Allein  der  ungeregelte  Kriegszustand  der  Menschen  imtereinander  ist 
nur  das  Gegenstück  von  einem  sozialen  Leben  der  Mensdien  uberhaiqiL 
Dieses  Innucht  keineswegs  ein  rechtlich  geregeltes  Bestehen  zu  sein,  es 
kann  auch,  seinem  Begriffe  nach,  nur  unter  konveationalen  Regehk 
statthaben. 

Süll  daher  (ier  selbstherrliche  Anspruch  des  rechtlichen  Wollens  in 
sich  allgemeingültig  gerechtfertigt  werden,  so  kann  dies  nur  dahin 
geschehen,  daß  man  einsieht,  wie  der  Rechtszwang  die  notwendige  Bedingung 
für  eine  gesetzmäßige  Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens  ist 

Gesetzmäßig  ist  ein  gewisses  sonales  Leben,  aber  dann,  wenn  seine 
besondere  Regelung  mit  dem  einheitlichen  Grundgedanken  alles  gesell- 
schaftlichen Daseins  übereinstimmt  Es  hat  also  seine  Ordnung  nach  einer 
allgemeingültigen  Methode  zu  erfolgen,  die  für  jedes  nur  denkbare 
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g'ereg'elte  Zusammenwirken  anwendbar  Lst.  Darum  muß  auch  die  formale 
Art  der  Regelung  selbst  schon  so  beschaffen  sein,  daß  sie  jedes 
mögliche  menschliche  Zusammenleben  ergreifen,  richten  und  bestimmen 
kann.  Von  den  sozialen  Regeln  zeigt  aber  nur  das  rechtliche  Wollen 
jene  aUgetneine  Eigmischaft  aii£ 

Die  konventionale  Regel  bedeutet  einen  eigenen  Entschluß  der  sich 
ihr  Unterteilenden;  ne  ladet  zu  ihrer  Befolgung  ein  und  gilt,  wie  oben  (C.  i) 
ausgeführt,  nur,  soweit  man  sich  nach  ihr  zu  richten  g-edenkt.  Sie  kann 
also  bloß  an  solche  sich  wenden,  denen  derarticr  Entschlußfähigkeit 
subjektiv  innewohnt,  und  nicht  an  die  Menschen,  denen  diese  fehlt:  sie 
ist  ungeeignet,  jedes  menscliliche  Zusammenleben,  das  wir  uns  denken 
können,  zu  mn^Mumen. 

Gerade  umgekdut  ist  es  mit  den  rechtlichen  Gemeinschaften  bestellt. 
Diese  unterwerfen  sich  die  Angehörigen  nach  eigenem,  selbstherrlichem 
Gebote.  Ob  jemand  die  empirisch  bedingte  Eigenschaft  zur  Eingehung 
von  Konventionen  hat,  kommt  nicht  in  Frage;  noch  auch  sonst  eine  bloß 
subjektive  Fähigkeit  des  einzelnen  Gemeinschafters.  Das  rechtliche 
Wollen  ist  also  in  seiner  Eigenart  des  selbstherrlichen  Geltungs- 
anspraches  das  unvermeidlidie  Mittd,  tun  alle  nur  denkbaren  Menschen 
sozial  verbinden  und  unbedingt  jede  mögliche  Gesellsdiaft  bestimmen 
zu  können.  Und  darin  li^t  sau  theoretisches  Recht  b^[rundeL 


D.  Die  Richtigkeit  eines  Rechtes. 

L  Die  Idee  des  Rechtes.  Zurückstehende  Religionen  lieben  es,  KeUfiSM  stuuc 
die  Berechtigfimg  staatlicher  Aktionen,  Trie  die  Begründung  reclitficher  'm**:^ 
Normen  auf  eine  unmittelbare  ErmSditignng  oder  Anordnung  der  Götter 
zu  gründen.  Auch  dem  orientalischen  Monotheismus  ist  dies  geläufig. 
Levitikus  und  Deuterononuum  bieten  besonders  eindringliche  Beispide. 
Und  die  Suren  des  Koran  stellen  ihre  ausgeführten  Rechtseinrichtungen 
als  göttliche  Gesetze  auf,  die  Allah  als  Gesetzgeber  selber  verfaßt  habe. 
Aber  auch  in  der  Geschichte  des  Christentums  finden  sich  zuweilen 
Verauäie,  einzelne  Rechtnnstitute  und  Rechtssätze  in  ihrer  konkreten 
Besonderheit  auf  übematOrfidies  Eingreifen  göttlicher  Allmacht  zurüdc- 
zufuhren.  Alle  derartigen  Aufirtellungen  werden  jedoch  weder  dem  Wesen 
des  Rechtes,  noch  der  Würde  der  Religion  gerecht  Es  liegt  in  ihnen 
der  entscheidende  Fehler  verborgen,  daß  sie  das  Problem  der  inneren 
Gesetzmäßigkeit  des  Rechtes,  in  der  sein  Wesen  aufgeht,  durch 
Verweisung  auf  eine  außerhalb  stehende  Größe  lösen  und  dabei  doch 
zugleich  eine  selbständige  Stellung  des  Rechtes  bewahren  wollen.  Wir 
sahen  bereits»  daft  in  der  Geschichte  der  Reditstheorien  in  entsprechender 
Weise  die  menschliche  Natur  (A«i)  oder  der  Volksgeist  (A.2)  oder  die  soziale 
Wirtschaft  (A.  3)  herangezogen  wurden.  Sobald  jedoch  das  Recht  als  eine 
eigene  Art  des  wollenden  Bewnfltsdns  genommen  und  nach  seinem 
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Wesea  gefragt  wird,  so  muß  dieses  auch  im  Sinne  eines  grundsätzlich 
einheitlichen  Gesichtspunktes  geschehen,  der  gerade  dem  Rechte  selbst 
eignet 

„roiitik  der       Als  dneii  so  gemeinten  Vetsnch  kann  man  die  Ausführung  Jherings 

erachten,  der  als  letzten  Gedanken  des  Rechtes  angibt,  daß  es  die  ,,Politi]^ 
der  Gewalt"  bedeute.  Er  wäll  tiies  aus  einer  Schilderung  des  Herg'ang'es 
folgern,  in  dem  das  Recht  aus  der  Gewalt  entstanden  sei  und  nachher 
eine  „höhere"  Entwickelungsphase  derselben  darstelle.  Dabei  polemisiert 
er  gegen  eine  Ansicht,  welche  glaube,  daß  das  Recht  „im  Himmel'',  die 
Gewalt  „als  böser  Bube  auf  Erden  geboren**  werde.  Statt  dessen  sei 
das  Redbt  nichts  anderes»  als  „der  Niederschlag  der  Erfahrung  in  bezug 
auf  die  richtige  Verwendung  der  Gewalt".  —  Aber  dieses  haftet  an  einer 
genetischen  Art  der  Erürterung-,  die  in  einer  beschreibenden  Betrachtung 
wirklicher  Vorgänge  sich  erschöpft  und  zu  der  systematischen  Frage 
nach  den  notwendigen  Bedingungen  einer  letzten  formalen  Methode 
gar  nicht  schreitet  Und  doch  wird  von  jenem  Schriftsteller  das  Recht 
einefseLts  eine  „Theorie  des  rechten  Weges"  genannt,  zum  anderen  davon 
gesagt,  dafi  nicht  alles  Recht  diese  gute  Eigenschaft  besitze;  es  gibt 
auch  sachlich  nicht  gerechtfertigtes  Recht,  und  es  bleibt  sonach  der 
Zweifel  offen,  was  man  sich  darunter  zu  denken  habe,  und  wie  diese  Eigen- 
schaft und  ihr  Gegenteil  im  gegebenen  Falle  darzutun  sein  werden. 

Hier  ist  unwillkürlich  ein  einheitlicher  Gesichtspunkt  bereits 
augenonuueu,  in  dessen  Richtlinie  der  besondere  Inhalt  eines  beliebigen 
Rechtes  zu  prüfen  ist  Wenn  es  blofi  dem  persönlichen  Streben  des 
gerade  Mächtigen  zu  folgen  bitte,  so  wSre  eine  rechte  Verwendung  der 
Gewalt  nicht  gegeben.  Der  allgemein  gültige  Grundgedanke  des  Rechtes 
muß  selbst\'erständlich  von  allem  besonderen  Inhalte  eines  konkreten 
sozialen  Wollens  unabhängig  sein.  Die  Aufgabe,  ihn  durch  kritische 
Besinnung  klarzustellen,  ist  aber  mit  dem  Begriffe  des  Rechtes  — 
der  doch  noch  niemals  von  irgendeiner  Seite  als  möglich  geleugnet  worden 
ist  —  unvermeidlich  gegeben.  IMe  Losung  kann  nur  in  der  methodischen 
Einheit  liegen,  in  der  sich  alles  Recht  zusammenfindet^  von  der  ein  jedes 
rechtliche  Wollen  bei  folgerichtigem  Ausdenken  notwendig  begleitet  wird, 
—  einer  dem  Rechtsgedanken  selbst  immanenten  formalen  Art  und 
Weise,  die  auf  jedes  nur  denkbare  Recht  richtend  und  bestimmend  an- 
zuwenden möglich  ist. 
Der  GemeiD-  Nun  gibt  es  nur  einen  einzigen  Gedanken,  der  in  unbedingter  Grund- 
•^»»ttimjM.  sätzlichkeit  für  alles  Recht  besteht  —  das  ist  der  Gedanke  der  mensch- 
lichen Gemeinschaft  Man  kann  sich  keine  rechtUdie  Ordnung  denken, 
die  nicht  Menschen  untereinander  verbinden  mochte;  „verbinden"  heißt 
aber:  sie  unter  gemeinsamem  Zwecke  vereinigen.  Das  Recht  ist  überall 
nichts,  als  eine  formale  Art,  nach  der  die  Menschen  ihren  Kampf  um 
das  Dasein  gemeinschaftlich  führen  sollen;  und  es  ist  keine  rechtliche 
Einrichtung,  die  nicht  von  diesem  Gedanken  begleitet  werden  könnte. 
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Auf  der  anderen  Seite  ist  dieses  der  einzige  Grundgedanke,  der  unbedingt 
allem  denkbaren  rechtlichen  Wollen  eignen  mag.  Alles  andere  in  diesem 
ist  bedingt  und  wechselnd.  Wohl  mögen  gewisse  Aufgaben  mit  dem 
Bestände  des  Rechtes  als  Fragen  allgemein  gegeben  sein,  aber  als  Richt- 
linie der  inhaltlidien  Antwort  auf  jene  Grundprobleme  verbleibt  nur  der 
Gemeinwchftftagedanke. 

Und  es  soll  eine  Gemeinschaft  von  Menschen  sein,  die  in  rechtlicher 
Regelung  bestimmt  wird,  von  Wesen  also,  denen  die  Fähigkeit  zum  rich- 
tigen Wollen  eignet  Für  sie  hat  das  soziale  Wollen  bestimmend  ein- 
zusetzen, so  daß  es  gemeinsame  Zwecke  sind,  deren  grundsätzliche 
Richtigkeit  nun  zu  bestimmen  ist.  Man  darf  also  wieder  nicht  meinen, 
daA  man  erst  das  gute  Wollen  jedes  einzelnen  Rechtsgenosaen  vor  sich 
hatte,  und  diese  vielen  guten  Zweck»  nun  zusammenzutragfen  und  quanti- 
tativ aufzubauen  v  ären.  Vielmehr  ist  das  soziale  Wollen,  als  gemein- 
schaftliche Zwecksetzung  ein  besonders  geartetes  Wollen,  und  es 
erwächst  dafür  in  dem  Gemeinschaftsgedanken  der  Menschen  eine  grund- 
sätzlich zu  befolgende  einhritliche  Methode,  als  besondere  Betätigung  des 
Grundgesetzes  der  mensciüicheu  Zwecke  überhaupt  (vgl.  Ii.  2). 

Wir  £»S8en  diese  abstrakte  Gedankenrdhe  in  der  F<»mel  einer  Ge-  n» 
meinschaft  frei  wollender  Menschen.    Sie  ist  eine  Defimftion  des  ^^^^^ 


Gnmdgedankens,  der  als  kritische  Richtlinie  alles  rechliche  Wollen  be- 
gleitet, sofern  folgerichtig  ausgedacht  wird.  In  dem  Anknüpfen  an  die 
rechte  Zwecksetzung  des  Menschen  überhaupt  leitet  sie  —  ohne  Zuhilfe- 
nahme einer  docfinatischen  Metaphysik  —  zu  dem  Ganzen  einer  einheitlichen 
Weltauffassung  über;  ihre  Bedeutung  innernaib  der  spezitisch  rechtlichen 
Betrachtung  haben  wir  zunächst  nodi  mit  einigen  Strichen  hervorzuheben. 

Dabei  kommt  alles  darauf  an,  daß  man  rieh  darüber  verständige^  was  ein 
jeder  wissen  wilL  Wen  es  gerade  interessiert,  die  treibenden  Kräfte  für 
die  Rechtsentwicklung  bestimmter  Kulturepochen  zu  erforschen,  dem  sagt 
der  Hinweis  auf  den  Gedr^nlr^n  der  Gf^meinschaft  von  Zwecken  noch  gar 
nichts.  Wer  ausschließlich  c1*mi  besonderen  Inhalt  eines  Rechtes  nach  dessen 
gegebener  technischer  Formulierung  erklären  und  konstruieren  will,  die 
wirklichen  Zwecke  eines  gesetzgeberischen  Vorgehens  zu  sammeln  und 
darzustellen  und  gewisse  abgegrenzte  Postulate  auf  rechdiche  Ände- 
rungen nur  zu  beobachten  wflnwdit,  der  kann  mit  der  Formd  von  der 
Gemeinschaft  ir^  wollender  Menschen  nicht  das  geringste  anfangen.  Sie 
ist  bloß  für  den  wertvoll,  der  nach  einer  Antwort  auf  die  Frage  sucht: 
Was  man  eigentlich  unter  gesetzmäßiger  Art  der  Ausgestaltung  eines 
sozialen  Löbens  zu  verstehen  habe,  was  denn  die  Idee  der  sachlichen 
Gerechtigkeit  hriflen  kann.  Es  ist  dieser  Begriff  der  innerlich  be- 
gründeten Richtigkeit  eines  Rechtes,  der  durch  unsere  Fonnd  seine 
lösche  Bestimmung  erhält 

Ich  nenne  diesen  Grundgedanken  das  soziale  Ideal.  In  seiner  d«s  soiiata 
methodischen  Betätigung  laftt  sich  —  wir  haben  das  im  folgenden  noch 
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darzuleg-en  —  die  sachliche  Berechtigung-  eines  besonderen  Rechtes  be- 
stimmen und  die  Einteilung  dieses  letzteren  in  zwei  Klassen,  in  richtiges 
und  unrichtiges,  etschopfenil  b^nr^iflen.  Es  bandet  sidi  sonach  bei  der 
Auistdliing  des  Begri^s  vom  sozialen  Ideal  um  die  Klarlegfung*  eines 
methodischen  Verfahrens,  das  wir  ständig,  wenngleidl  meist  ohne 
klare  Überlegung,  in  kritischen  Urteilen  über  bestimmtes  rechtliches 
Wollen  anwenden,  und  dessen  wir  nimmer  entraten  können.  Unsere  jetzige 
Betrachtung  ist  eine  Besinnung  darauf,  wjis  wir  wirklich  tun,  wenn  wir 
einen  gewissen  Rechtsinhalt  als  sachlich  berechtigt  bezeichnen  oder 
dies  ihm  abqired&en:  wir  sagen  im  letzten  Grunde  damit  nidits  weiter» 
als  daß  dieses  besondere  rechtliche  Wollen  in  seiner  konkreten  Lage  mit 
dem  Gemeinschaftsgedanken  übereinstimme  oder  diesen  verfehle. 

Dagegen  muß  notgednmgen  stets  wieder  betont  werden,  daß  es  sich 
in  dieser  Betrachtung  ganz  und  gar  nicht  um  „ideale  Rechtssätze "  handelt. 
Das  soziale  Ideal  ist  in  dem  hier  erklärten  Begriff  nicht  eine  Utopie, 
überhaupt  nicht  ein  geforderter  „idealer  Rechtszustand",  sondem  eine 
formale  Methode,  empiiiach  sich  aufdringenden  Stoff  des  geschicht- 
lichen Rechte  zu  lichten.  Und  es  heifit  „Ideal"  in  unserem  ^»rach- 
gebrauch,  der  dem  althe^ebraditen  der  Philosophie  folgt,  nicht  etwa 
ein  „Ziel",  nach  dem  man  zu  streben,  imd  das  man  womöglich  zu  er- 
reichen hätte:  Ideal  ist  lediglich  und  uneingeschränkt  dasselbei  wie  for- 
male Gesetzmäßigkeit 

IL  Juristischer  Empirismus.  Hierunter  begreifen  wir  diejenige 
Riditnng  der  Rechtswissenschaft»  welche  auch  die  letzten  Fr^fen  über 

das  Wesen  des  Rechtes  ausschließlich  mit  einer  Bezugnahme  auf  in- 
haltlich besondere  und  material  bestimmte  Tatsachen  der  Recfats- 

geschichte  beantworten  möchte. 
WMhiai  der  In  diesem  Sinne  ist  häufig  daraufhingewiesen  worden,  daß  die  Auf- 
UaTiM^'md  f-^^gen  über  die  sachliche  Berechtigung  einer  Rechtseinriciitung  im 
Laufe  der  Greschichte  überaus  wechselnd  seien.  Die  Völker  halten  das 
Versdüedenste  fär  recht  und  f&r  unrecht,  und  auch  bei  dbem  und  dem- 
selben Volke  gehen  die  Ansichten  über  das,  was  richtig  sei,  oft  stark 
auseinander.  —  Hier  ist  jedoch  scharf  zu  scheiden:  der  Gedanke  der 
Richtigkeit  als  solcher  und  seine  besonderen  Anwendungen.  Jener 
ist  abstrakt  feststehend  und  wird  von  dem  g-esrhichtlichen  Wandel  der 
konkreten,  ihn  anwendenden  Urteile  nicht  bcrülirt.  Bei  unserer  Aufgabe 
handelt  es  sich  nicht  um  die  Frage:  Was  „richtig«'  ist?  — ,  sondern  um  die 
£rwägung:  Unter  welchen  allgemeinen  Bedingungen  etwas  ,^chtig** 
sein  kann?  Ein  absolutes  „Recht**,  das  waren  Sätze  mit  bedingtem 
Inhalt,  die  aber  doch  unbedingten  Bestand  hatten,  gibt  es  freilich 
nicht,  aber  eine  unbedingt  gültige  Methode,  einen  besonderen  Rechts- 
inhalt zu  richten  und  zu  bestimmen,  die  besteht.  Und  es  ist  der  letzte 
und  oberste  Gedanke,  der  in  diesem  Zusammenhange  möglich  ist,  not- 
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wendigerweise  nur  ein  einheitliches  formales  Verfahren,  einen  ge- 
gebenen Inhalt  von  rechtlichem  Wollen  in  Gedanken  zu  bearbeitpn, 

Ks  besteht  also  für  jeden  grundsätzlich  Ausdenkenden  die  Aufgabe, 
auf  diese  formale  Methode  dch  zu  besbnen,  ihre  Eigenart  und  An- 
wendbarkeit ach  deutlich  m.  madien.  Dieser  Au%abe  kann  man  nicht 
durch  Verweisen  auf  Urt^e  anderer  Menschen  genügen,  auch  nicht 
wenn  man  solche  nimmt,  die  man  für  „gerecht"  oder  „anständig"  hält;  „Anständig- 
denn  ob  sie  das  begründetermaßen  sind,  will  dem  Zweifel  sreeenüber 
doch  methodisch  bewiesen  sein  und  führt  also  zu  der  oIulmh  Frage 
nach'  der  rechten  Methode  eines  solchen  Beweises  zurück.  iJas  wird 
sribstredend  auch  dann  nicht  anders,  wenn  die  also  autoritativ  angerufenen 
fremden  Menschen  in  einem  bestimmten  Kreise  von  foktischem  Ein- 
flüsse wären,  wie  es  bei  der  beliebten  Bezugnahme  auf  die  „im  Volke 
herrschenden  Anschauungen"  geschieht  Aber  wenn  die  Frage  lautet:  AMchanungea." 
"Was  heißt  es  überhaupt  „eine  Uhr  geht  richtig?"  —  so  kann  das  doch 
nicht  dahin  beantwortet  werden:  das  bestimmt  sich  nach  unser^^r  Kirchturms- 
uhr. —  So  ist  auch  die  Lehre  von  der  möglichen  Richtigkeit  eines 
Kedbtee  dn  ISr  sich  bestdieodes  Problem  und  etwas  ganz  anderes»  als 
die  Beobaditung  dessen,  daft  gewisse  Mensdien  in  versdüedener  Weise 
dieses  oder  jenes  für  „richtig"  gdudten  haben  oder  nicht  Und  wenn 
jemand  zu  unmittelbar  praktischem  Zwecke  einer  technisch  geforderten 
Rechtsentscheidung  auf  gewisse  Urteile,  welche  eine  „herrschende  An- 
schauung" gefällt  hat,  als  schlechthin  maßgeblich  sich  beruft,  so  ist  das 
nichts  anderes,  wie  ein  sonstiger  Kultus  von  Präjudizien  eines  anderen 
Geriehlsh<rfiM.  Ob  die  präjudizidl  abgegeben  Entscihesdiug  in  Wahrheit 
richtig  ist,  steht  dahin.  Nicht  sie,  die  inhaltlich  bereits  abgegebene  £at- 
schddung,  ist  also  der  letzte  hier  mogUche  Gedanke,  sondern  das  ne 
kritisch  prüfende  Urteil,  das  nach  fester  Methode  gefallt  sein  wilL 

Eine  besondere  Wendung  hat  das  besprochene  Vorgehen  in  dem  «So^-atUwh« 
Hinvreis  auf  „sozial -ethische  Normen",  vereinzelt  auch  „Kultumormen" 
genannt,  erhalten.  Man  hat  sich  darunter  gewisse  normierende  Sätze 
vorgestellt,  die  auierhalb  des  Rechtes  und  hinter  und  fiber  ^es«n 
stehen;  de  sollen  dem  gesetzten  Rechte  die  richtige  Richtung  geben.  — 
Wie  jedodi  ein  solcher  Kodeat  idealer  Nonnen  nut  konkret  ausgefOhrtem 
Inhalt  laut^  wGrde,  bleibt  zunächst  uosldier,  da  skh  zwar  sehr  häufig 
die  Berufung  auf  ihn  findet,  aber  noch  niemals  seine  Ausarbeitung  unter- 
nommen worden  ist.  Und  es  würde  zweifellos  eine  unklare  Vorstellung 
sein,  wenn  man  meinen  wollte:  daß  „sozial -ethische"  Normen  ein  drittes, 
mystisches  „Etwas"  neben  den  einzigen  sozialen  Nonnen  wiren,  die  es  übei> 
haupt  mir  begründet  geben  kann,  den  rechdicfaen  und  den  konventionalen 
(Ci).  £nt8ch^e»d  aber  spricht  gegen  einen  jeden  solchen  Versuch  dieses, 
daß  der  methodische  Gedanke  von  „Gesetzmäßigkeit"  und  „Richtigkeit^ 
nicht  (^urch  eine  Summe  von  material  gefüllten  Sondersätzen  wieder- 
gegeben werden  kann.  Alle  die  letzteren  müssen  der  Zahl  nach  begrenzt 
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und  der  Art  nach  bedingt  sein.  Sie  können  niemals  mit  Fug  den  An- 
qiruch  exlMslieii,  den  ttübedingten  MaBstab  iOr  kritisch  wwogenes,  ge- 
schichtiiches  Recht  abzugeben,  «mdent  müssen  sidi  selbst  gefallen  lassen, 
nach  allgemeingültiger,  formaler  Weise  wiederum  gerichtet  und  be> 
stimmt  zu  werden. 

Endlich  zeigt  sich  eine  gleichartige  Verwechselung  in  dem  häufigen 
«HM«  and  Vcrsuche,  die  „Güter"  oder  die  „Interessen"  in  „höhere"  und  in  „niedere" 
imnHi_"  ßüi^^teiien  und  dieses  praktisch  für  die  Aufgabe  grundsätzlich  richtiger 
Recfatsentidieidung  zu  verwerten.  Dann  kann  man  den  Satz  finden 
„höheren  Interessen  haben  minderwertige  zu  wmchen'*  oder  »die  I^ege 
der  idealen  Guter  verdient  den  Vonng  vor  der  der  materialen*'  und  ihn» 
lichi».  Aber  die  Unterscheidung  bestimmter  Interessen  und  Bestrebungen 
in  „geringere"  und  in  „wertvollere"  setzt  die  formale  Möglichkeit  der 
Einteilung  als  festen  Halt  doch  wieder  voraus,  und  so  bleibt  die  Klar- 
Stellung  jener  formalen  Möglichkeit  durch  die  von  ihr  gemachte  besondere 
Anwendung  ganz  unerledigt  Es  sind  also  in  diesem  Zusammenhang  nicht 
von  vornherein,  in  einer  angeblich  logisch  ursprünglichen  Weise,  die 
verBclüedenen  mensdilichen  Zwecke  nach  der  Besonderheit  ihres  In- 
haltes in  einer  allgemeingültigen  Rangordnung  aufzustellen,  so  dafi  die 
oben  stehenden  die  unbedingt  zu  verfolgenden  wären,  während  die  in 
der  Reihe  nachstehenden  an  jenen  ersten  gemessen  werden  könnten  und 
im  Kollisionsfall  vor  ihnen  zurückzutreten  hätten.  Vielmehr  vermag  jeder 
Inhaltlich  besondere  Zweck  in  zweierlei  formaler  Weise  bestimmt 
zu  werden,  als  berechtigt  oder  als  unbegründet,  je  nachdem  er  in  seiner 
Lage  mit  dem  «nhmtlichen  Grundgesetze  des  mensdilichen  Wollens 
,  stimmt  oder  nicht.  Was  ich  mit  Dank  gegen  Gott  genieße,  das  ist  recht 
und  gut,  lehrt  Luther  in  begründetem  Gedanken;  —  so  kommt  es  für  die 
grundsätzhche  Güte  eines  besonderen  sittlichen  Wollens  auf  die  formale 
Grundstimmung  des  Objektivierens  oder  des  bloßen  Subjektivismus  an 
und  für  die  Richtigkeit  von  bestimmtem  sozialen  Wollen  auf  den  metho- 
dischen HnUang  mit  dem  Grundgedanken  des  sozialen  Lebens  der 
Menschen  fiberhaupt  Es  kann  eine  gesellschaftlich  lobenswerte 
Tat  sein,  ein  schönes  und  mächtiges  Bauwerk  zu  errichten,  aber  es  wird 
dabei  trotz  allen  ästhetischen  Reizes  doch  sozial  unrichtig  zugehen, 
wenn  es  mit  schnöder  Mißachtung  des  Gemein  Schaftsgedankens  er- 
kauft ist,  etwa  mit  Leibeigenschaft  oder  sonstigem  Mißbrauch  von  Rechts- 
genossen. Dabei  ist  es  für  ein  systematisch  richtendes  Urteil  auch 
ganz  gleichgültig,  ob  die  dort  Handelnden  es  selbst  zu  föUen  in  der  Lage 
waren  oder  vielleicht  in  einem  sonalen  Aberglauben  sich  beiSanden,  enU 
sprechend  solchen,  welche  die  Sonne  um  die  Erde  kreisen  ließen  und  es 
gar  nicht  besser  wissen  konnten,  deren  Ansicht  aber  doch  eine  kritisch 
begründete  naturwissenschaftliche  Lehre  für  unrichtig  erklären  muß. 
Aiigemeino  Alk'  Kigentümlichkeiten  auch  des  juristischen  Empirismus  lassen  sich 

Min«  i'atucbM.      letzter  Liiüe  auf  die  Vernachlässigung  des  grundlegenden  Unterscliiedes 
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von  Form  und  Stoff  zurückführen  (vgl.  B.  i).  Dem  entspringi:  die  jene  Rich- 
tung charakterisierende  Meinung,  daß  aus  wissen schaftUch  festgestellten  ein- 
zelnen Tatsachen  im  sog.  induktiven  Wege  die  allgemeinen  Lehren  und 
schließlich  die  obersten  Begriffe  —  hier:  des  Rechtes  und  der  Gesellschaft  — 
abzuleiten  und  zu  begründen  seien.  Aber  gerade  der  Gedanke  der  »Tat- 
«acbe«  bedeutet  schon  ein  Problem.  Etwas  als  eine  Tatsache  fest- 
stellen, heißt:  einen  gegebenen  Stoff  in  eindeutiger  Weise  nach  fest- 
stehender Methode  bestimmen.  Also  setzt  jenes  die  allgemeine 
Möglichkeit  df^'  c in h ritlichen  Einordnen.s  voraus.  Diese  formale  Mög- 
lichkeit ist  das  logische  Prius.  Nicht  sie  ist  im  sachlichen  Rang- 
verhältnis von  einzelnen  ,,Tatsachen"  abliängig,  sondern  wir  würden 
die  letzteren,  als  Tatsachen,  gar  nicht  haben,  wenn  sie  nicht  unter  einer 
gleichbleibenden  Art  des  Richtens  und  Bestimmens  bearbeitet  wären. 
Ikfithin  ist  die  unbedingt  feststehende  Methode  die  notwendige  sach- 
liche Voraussetzimg  für  ihre  Betätigung  in  der  Einzelforschimg;  und  der 
Gedanke  der  Gesetzmäßigkeit,  sowohl  der  Natur,  wie  des  sozialen 
Menschenlebens,  ist  nicht  von  einzelnen  „Tatsachen**  logisch  abzuleiten 
und  zu  begründen,  sondern  gerade  umgekehrt. 

Sonach  fuhren  alle  Erwägungen,  die  auch  nach  der  Riditung  des 
Empirismus  hin  angestellt  werden  mögen,  zu  dem  Ergebnisse,  daß  die 
Frage  nach  d«n  Wesen  des  Rechtes,  und  vor  allem  nach  der  Mög- 
lichkeit grundsätzlicher  Richtigkeit  von  besonderem  rechtlichen 
Stoffe,  in  anderer  Weise  aufgelöst  sein  will,  als  durch  bloße  Beobachtung 
von  Einzellieiten,  deren  grundsätzliches  Bestimmen  ja  doch  nur  die  be- 
sondere Anweüdung  einer  bedingenden  formalen  Methode  von  allgemeiner 
Geltung  sein  kann*  » 

HL  Richtiges  Recht  Ein  richtiges  Recht  ist  ein  besonders  B-K^fr  nn.-. 
geartetes  wirkliches  Recht-  Es  sind  diejenigen  rechtlichen  Sätze,  welche 
die  formale  Eigenschaft  der  „Richtigkeit"  besitzen.  Die.<!e  Qualität 
kommt  einer  einzelnen  rechtlichen  Norm  dann  zu,  wenn  deren  bedingter 
Inhalt  dem  allgemeinen  Gedanken  der  menschlichen  Gemeinschaft  —  dem 
„sozialen  Ideal «'  —  entspricht  Die  Vorschrift  unseres  bfirgeiliclien  Gesetz- 
buches, daß  wucherische  Vertr^;«  nichtig  sind,  hat  nicht  nur  die  Hgen- 
Schaft  der  Geltung  im  Deutschen  Reiche,  sondern  erstrebt  auch  für  jeden 
Fall  der  Anwendung  eine  grundsätzlich  richtige  Art  und  Weise  der 
Entscheidung,  wobei  der  eine  von  dem  anderen  als  Gemeinschafter  ge- 
achtet und  nicht  einseitig  mißbraucht  werden  darf.  Dagegen  war  das 
Institut  der  Sklaverei  bei  den  Römern  zwar  geltendes,  aber  unrichtiges 
Redit,  da  es  gegen  die  Idee  des  Rechtes  selbst  verstieß.  Es  läßt  sich 
also  der  Inhait  ehier  jeden  in  der  Cresdiichte  auftretenden  Reditsordnung 
in  zwei  Klassen  zeiiegen,  in  richtiges  und  in  unrichtiges  Redit 

Wenn  sonach  die  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  eine  metho- 
dische Beobachtung  von  wirklich  gegebenem  rechtlichen  Wollen  is^ 
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SO  versteht  sich  von  selbst»  daß  man  jeden  in  der  Grescfaichte  auftretenden 
Recfatsstoff  in  dieser  formalen  Art  bearbeiten  und  bestimmen  kamt,  mag 
er  mit  einer  längst  nnteigegangenen  Rechtsordnung  der  Vergangenheit 
angehören  oder  in  der  Gegenwart  noch  Geltung  besitzt  oder  als  Reform- 

vorschlag  erst  aufg-etreten  sein  (vgl.  B.  i\  Aber  auch  wenn  man  zunächst 
einmal  bloß  das  gerade  heute  geltende  Recht  in  das  Auge  faßt,  so  darf 
man  nicht  meinen,  daß  zwei  geschlossene  Rechtssysteme  einander 
gegenübergestellt  und  etwa  räumUch  getrennt  seien,  und  daß  das  ein^ 
das  „richtige«,  von  dem  anderen,  dem  „wiiidiclien'',  wie  man  ges<^  ha^ 
„weit  abliege«*.  Man  konnte  gerade  so  gut  sagen,  da0  eine  „ridxtig*' 
gehende  Uhr  und  eine  „wirklich«  gehende  Uhr  zwei  auseinanderfUlende 
Din^e  seien,  oder  daß  der  Begriff  des  gesunden  Menschen  mit  dem 
des  lebenden  Menschen  in  Widerspruch  stehe.  In  Wahrheit  verhält  sich 
auch  ein  „richtig"  anordnendes  Recht  zu  einem  „wirklich"  anordnenden 
Recht  wie  die  Unterart  zu  einem  Oberbegriffe. 

Nennt  man  also  „Recht  und  Billigkeit**  als  Normen,  nach  denen 
übereinstimmend  dn  bestimmtes  Wollen  begründet  sei,  so  sind  das  nicht 
zwei  inhaltlich  getrennte  Normen,  sondern  es  bezeichnet  das  erste  Wort 
nur  die  technisch  g-cformtcn  Paragraphen,  wie  sie  gerade  da  sind, 
während  der  zweite  Ausdruck  die  j^^leiche  Satzung  bedeutet,  aber  in 
ihrer  sachlichen  Begründetheit  eingesehen.  Und  auch  da,  wo  man 
einem  besonderen  Rechtssatz  des  gerade  geltenden  Rechtes  —  um  im 
Bilde  zu  bleiben  —  die  Gr^undbeit  oder  den  richtigen  Gang  abspricht, 
so  kann  dne  solche  sachliche  Unbegründetheit  gar  nldit  anders  ein- 
gesehen und  bewiesen  werden,  als  mit  der  Methode  möglicher  Richtigkeit 
eines  Rechtes;  und  das  besondere  rechtliche  Wollen,  das  dabei  in  Ge- 
danken jenem  gegenüber  als  richtig  auftritt,  liegt  nicht  äußerlich  davon 
getrennt  und  weit  ab,  sondern  bildet  nur  die  Kehrseite  eines  und  des- 
selben kritischen  Urteiles:  —  genau  wie  bei  der  Vorstellung  der  un- 
richtig gehenden  Uhr,  bei  der  man  auch  bloß  davon,  daß  sie  „wirk- 
fich**  geht,  nadi  ihrer  Zweckbestimmung  noch  wenig  hat. 

Alles  gesetzte  Recht  ist  seinem  Begriffe  nach  ein  Versuch, 
richtiges  Recht  zu  sein.  Beweis:  Der  Sinn  des  Rechtes  geht  formal 
in  dem  Ansprüche  selbstherrlicher  Geltung  auf,  sein  Wollen  ist  in 
dieser  Richtung  eine  autokratisch  verfugende  Anordnung  (C.  i).  Die 
Berechtigung  dieser  Selbstherrlichkeit  liegt  darin,  daß  sie  die  notwendige 
Bedingung  zu  gesetzmäßiger  Ausgestaltung  des  sozialen  Lebens  ist  (C.  5}. 
Daraus  folgt,  dafi  ein  Recht  setner  Cmindbedingung  widersprechen  müßte, 
wenn  es  mcbt  in  den  Zug  nach  richtigem  Wollen  sich  einfügen  würde. 
Wohl  ist  es  möglich,  daß  auch  das  Mittel  der  rechtlichen  Regelung 
einmal  mißbraucht,  unrichtig  und  .schlecht  verwendet  wird,  aber  dieses 
hebt  den  sachlichen  Gmndtredanken  nicht  auf,  der  mit  dem  Verwenden 
des  Rechtsbegriffes  uud  Rechtszwaiiges  notwendig  gesetzt  ist,  Wenn 
folgerichtig  ausgedacht  wird,  so  stellt  sich  unausweichlich  das  Recht  als 
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solches  als  ein  Zwangfsversuch  zum  Richtigen  dar,  näher:  als 

Versuch,  die  ihm  Unterstellten  zur  Befolgxmg  eines  richtigen  sozialen  ^"^"^ 

Wollens,  das  verbindend  über  ihnen  steht,  zu  bring-en. 

Nun  gibt  es,  wie  wir  mehrfach  darlejjten,  keine  besonderen  Rechts- 
sätze,  die  in  ihrem  bedingten  lulutlt  doch  unbedingten  Bestand  hätten. 
Nur  die  formalen  Bedingungen  gelten  unbedingt,  nach  denen  wir  den 
wechsdnden  und  TerlnderHchen  Reditsstoff  einhetOich  erfossen,  richten 
und  bestunmen,  die  also  gerade  die  reine  Art  und  Weise  der 
arbettung  besonderen  Strebens  bedeuten.  Es  kann  somit  das  notwendig 
aufgegebene  Wollen  des  Rechtes,  zu  objektiv  richtigem  Anordnen  zu 
gelangen,  niemals  an  einem  geschichtlich  abgegrenzten  Endpunkt  anlangen. 
Stets  wird  durch  Änderungen  des  zu  regelnden  Stoffes  und  durch  neue 
Möglichkdten  die»  soidalen  Zusammenvirkens  ein  Wechsd  in  dem,  was 
vordem  sachlich  richtig  war»  nunmehr  geboten  sein;  und  immer  wieder 
ist  es  nacdi  Menschenlos  gegeben,  daß  bessere  Einsteht  in  das  an  be- 
sonderem Punkte  gegenständlich  Richtige  entsteht  Es  wird  das  be- 
gründete Empfinden  hierfür  sein,  das  in  der  neueren  Zeit  zu  erwähnens- 
werten Versuchen  geführt  hat,  in  Anlehnimg  an  Methoden  der  Natur- 
betrachttmg  das  Prinzip  der  „i^ntwicklung*'  als  ausschlaggebenden  Dm  „  Entwick- 
Gredanken  fOr  das  Problem  der  aacUiiA«!  Richtigkeit  eines  Redites  ^n^'"^"*****^ 
zufuhren.  Dies  bedarf  einer  kurzen  Erörterung. 

Der  Begriff  „Entwicklung«  bedeutet  in  rieh  zweifellos  die  Betrachtung 
der  Annäherung  und  gesteigerten  Anpassung  eines  Gegenstandes  iti  eine 
vorausgenommene  Zweckbestimmung.  Er  bf-sagt  mehr,  als  „Ver- 
änderung" und  etwas  anderes,  als  „Verursachung";  es  wird  bei  jeder  „ent- 
wickluugsgeschichtUchen"  Betrachtung  der  eine  Zustand  als  der  „niedere", 
der  andere  «Is  der  ,,h^iere*'  angenommen  und  nun  der  Übergang  unter 
den  also  bewerteten  Zuständen  erwogen.  Für  das  Recht  wird  dabei  im 
besonderen  an  diejemge  Art  einer  „^otwidduug**  gedacht,  da  im  Laufe 
der  sozialen  Geschichte  für  eine  rechtliche  Anordnung  rin  Zeitpunkt  ein- 
trete, an  dem  das  einfache  Weiterbestehen  einen  nicht  berechtigten 
Zustand  bedeuten  müsse  und  eine  Besserung  begründetermaßen  zu 
fordern  seL  Das  überlieferte  Recht  erscheint  alsdann  nicht  mehr  als 
rechtes  Mittel  zu  rechtem  Zwecke,  es  ist  zu  einer  richtigen  Regel 
weiter  zu  fuhrea 

Der  Begriff  der  „]&itwicklttng*<  führt  also  die  Verwendung  von 
»höheren'*  und  „niederen*',  von  „wertvollen"  und  „unrichtigen"  Zuständen 
notwendig  mit  sich.  Er  bewegt  sich  in  Werturteilen,  deren  Möglichkeit 
und  methodische  Bedingungen  bei  seiner  Anwendung  einfach  voraus- 
gesetzt werden.  Ob  etwas  „richtiger*  oder  „höher",  als  ein  anderes  ist, 
das  kann  nicht  einfach  durch  die  Bewegung  von  dem  eionm  zu  dem 
anderen,  oder  umgekehrt,  bewiesen  werden,  sondern  für  das  eine  nnd 
fOr  das  andere  in  systematischer  Bestimmung  nach  einem  metiiodisch 
maßgeblichen  Grundgesetz.  Für  unsere  Fn^e  kommt  es  dabei,  wie  wir 
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genau  dargelegt  haben,  auf  die  Harmonie  eines  besonderen  rechtlichen 
Wollens  mit  dem  allgemeinen  Grundgedanken  des  Rechtes  an.  Folg- 
lich ist  dieser  es  auch,  der  für  ein  begründetes  Urteil,  ob  eine  rechtliche 
„E&twicUiiiig*'  zu  einem  „lioheren**  Zustand  vorliege,  die  logische  Be- 
dingung abgibt,  und  nicht  umgekehrt  Daraus  folgt,  daß  die  Frage: 
Welches  nun  der  unbedingte  Grundgedanke  des  Rechtes  sei,  und 
wie  die  grundgesetzlichen  Richtlinien  alles  rechtlichen  Wollens 
711  lauten  haben  —  nur  durch  kritische  Besinnung  auf  die  formalen 
Bedingungen  einer  möglichen  Einheit  des  wollenden  Bewnjßtseins  klar- 
zustellen sind  und  durch  eine  Bezugnahme  auf  den  Begriff  der  „iintwick- 
lung<*  nicht  gdost  und  beantwortet  werden  können. 
Vor  hüchtta  Es  geht  aber  auch  nicht  an,  für  die  Au%abe:  im  gegebenen 
Einselfall  einzusehen,  ob  etwas  richtiges  Recht  ist,  —  über  den  Ge- 
danken des  sozialen  Ideales,  als  des  höchsten  methodischen  Gesichts- 
punktes für  die  Frage  der  rechtlichen  Richtitr^'eit,  durch  eine  Bezug- 
nahme auf  den  Begriff  der  „Entwicklung"  zu  emem  noch  höheren 
formalen  Richtmaß  zu  gelangen.  Denn  der  letzte  systematische  Grund- 
gedanke für  das  objektive  Ordnen  und  Richten  von  Zweckinhalten  ist 
die  Idee  des  inhaltlich  freien  Wolfens  (B.  a),  und  —  davon  ausstrahlend  — 
die  oberste  Methode  für  das  gesetzmäßige  Bestimmen  von  sozialem 
Wollen  ist  der  Gemeinschaftsgedanke  der  Menschen  (D.  i).  Diese 
Metliode  des  sozialen  Ideales  ist  für  die  dana-^h  hf^dingte  Gedankenreihe 
die  absolut  reine  Art  und  Weise,  einen  gegebenen  empirischen  StoflF 
eines  Rechtes  zu  bestimmen,  sie  ist  in  ihrer  logischen  Eigenart  von 
keiner  Besonderheit  bedingt:  Wie  soU  es  da  möglich  sein,  über  ihr, 
der  unbedingten,  io  eikenntniskritischem  Suchen  noch  eine  weitere  for- 
male Bedingung  der  objektiven  Richtigkeit  eines  Rechtes  zu  finden? 

Ganz  unmöglich  ist  es  fernerhin,  eine  Weiterfuhmng  der  kritisch 
begrüncleten  Einsicht  des  richtigen  Rechtes  dahin  vorzunehmen,  daß 
NotwendigM  die  nsch  der  Gesetzmäßigkeit  der  Zwecke  als  „höher"  zu  bewertende 
kIcMcmT  Stufe  aus  der  danach  „niederen"  mit  Naturnotwendigkeit  eintreten 
werde.  Aber  dieser  Satz  würde  unbegründet  und  unbeweisbar  seia 
Ich  kann  wohl  zeigen,  wie  eine  »Entwicklui^g'*  sein  sollte,  wenn  ein 
bestimmtes  Recht  richtig  wäre,  —  aber  es  besteht  keine  grundsStz« 
lieh  einsehbare  Berechtigung,  ein  systematisch  richtendes  Urteil  über 
einen  gewissen  Zweckinhalt  zugleich  als  die  ErkeiuUnis  eines  kausal 
notwendigen  Werdens  zu  behaupten.  Jeder,  der  etwas  als  richtig  lehrt, 
bietet  damit  nur  eine  Möglichkeit  zum  Richtigen,  —  ob  dieses  kommen 
wird,  ob  der  Belelurte  nicht  unrichtig  vorgehen  wird,  das  kann  man  aus 
der  Lehre  von  den  Bedingungen,  nach  denen  etwas  richtig  sein  würde, 
noch  gar  nicht  wissen.  Und  umgdcehrt:  wer  einsieht,  daß  etwas  sicher 
verursacht  werden  werde,  der  stellt  damit  nur  eine  Tatsache  der 
Wahrnehmung  fest,  —  oh  dieses  sicher  Wahrgenommene  aber 
„liöher''  sei,  als  etwas  Früheres  imd  ob  es  einem  richtigen  Wollen  ent- 
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sprechen  wird,  das  kann  man  aus  der  Feststellung  eines  verursachten 
Herganges  noch  gar  oidit  wissen.  Am  weaugsteo  Recht  gibt  lüerzu  die 
Ezinnenuig  an  den  Begviff  der  „Entwicklang«. 

Denn  der  Begri£f  der  „Entwicklung''  umfaBt  in  seinem  formalen  Be- 
dingen auch  die  Entwicklung  zum  Minderwertigen.  Von  wie  manchem 
Menschen  hat  man  nicht  schon  sagen  müssen,  daß  er  sich  nicht  gut 
„entwickelt"  habe.  Eine  „Entwicklung"  beobachten,  heißt:  nach  dem 
Fongcing  der  Anpassung  an  eine  voraxisgesetzte  Zweckbestimmung 
fragen.  Mit  welchem  Rechte  wiU  man  die  formal  gleichmäßig  auf- 
tretende Frage  nach  jener  gesteigerten  Anpassung  bloi  als  solche  der 
nach  dem  systematischen  Zweckurteil  geglückten  Annäherung  getten 
lassen,  dageg^en  die  unzähligen  Fälle  sicherer  Erfahrung ,  da  jenes  zu  ver- 
neinen und  in  konkreter  Lage  gegenteilig  zu  bescheiden  ist,  ein&ch 
imbeachtPt  1  aussen: 

Wohl  hat  der  Entwicklungsgedanke  auch  für  das  soziale  Leben  Entwicklung  für 

der  Menschen  sdne  Bedeutung.  Aber  er  hat  fOr  das  Gante  der  sozialen  ^"^^^ 
Geschidite  des  Menschengeschlechtes  einautreten,  und  ist  nicht  eine  omMOM. 
Kategorie  btA  der  Bearbeitung  konkreter  Einzelfragen.  Freilich  gilt 

es  auch  dort,  den  Fehler  des  Zeitalters  der  AufUirmig  zu  vermeiden, 
das  den  Fortschritt  7\\  einer  guten  Gesellschaft  als  sichere  Tatsache 
erwartete  imd  in  seinem  notwendigen  Werden  erkennen  zu  können 
glaubte;  aber  es  ist  doch  möglich  und  zulässig,  auf  das  Ganze  der 
Menrchhelt  in  ihran  gesellschaftlichen  Dasein  den  Gedanken  der  Ent- 
wicklung zum  Besseren  anzuwenden,  sobald  man  dieses  nur  un  Sinne 
einer  heuristischen  Maxime  tut»  welche  es  zwar  offene  Frage  sein 
laBt,  ob  in  jedem  besonderen  Fall  wirklich  eine  „höhere**  Stufe  erreicht 
wird,  aber  du  h  trotz  aller  Rückschläge  im  einzelnen  eben  für  das 
Ganze  die  Anleitung  zu  rechtem  Entwürfe  gibt. 

Sobald  es  sich  aber  um  eine  einzelne,  praktisch  abgesteckte  Aufgabe 
handelt»  einem  gesduchdich  gegfebenen,  besonderen  rechtfichen  Wotten 
die  Eigenschaft  s^rundsätzlicher  Richtigkeit  zuzubilligen  oder  ab- 
zuqpflrecfaen:  so  liefert  der  Begriff  der  „Entwicklung**  nichts.  Er  gibt 
den  Privaten,  ihrem  Berater,  dem  Richter  nicht  die  klmnste  Handhabe, 
wenn  es  gilt,  einen  Vertrag  nach  „Treu  vmd  Glauben"  auszulegen,  in  der 
Rechtsausübung  den  „Mißbrauch"  zu  vermeiden,  ein  unvollständiges 
Rechtsgeschäft  „nach  billigem  Ermessen"  zu  ergänzen,  ein  Dienstverhältnis 
aus  „wichtigem  Grunde**  aufzuheben,  tisi  Und  er  leistet  in  der  gerade 
gegebenen  Lage  jemandes»  der  konkrete  Gesetzesreformen  fordert»  keine 
Beihilfe.  Denn  hiert>ei  wird  nur  der  Nachweis  verlangt,  daß  nach  syste« 
matisch  erwSgendem  Urteil  die  eine  besondere  Rechtseinrichtung  un- 
richtig, eine  andere  richtig  sei:  Eine  weitere  Verbindung  zwischen 
diesen  beiden  Urteilen  —  etwa  eine  sicher  werdende  „Entwicklung** 
von  dem  einen  zu  dem  anderen  —  ist  für  das  Aufstellen  der  Forderung,  daß 
dem  als  richtig  Eingesehenen  stattzugeben  sei»  in  keiner  Weise  vonnöten. 
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Hiemach  läßt  sich  nun  zum  Schlüsse  entscheidend  angeben,  wie  es 
und  seionJcs.  ^^j^  literarisch  aufgeworfenen  Fassung^  des  Problems  steht:  Ob  sich 
das  Seinsollende  aus  dem  Seienden  ableiten  lasse  oder  nicht?  —  Man  muß 
zwischen  Stoff  und  Form  unterscheiden.  Dem  Stoffe  nach  leitet  sich  freilich 
aUes  Kommende  aas  dem  verlier  Seienden  ab.  Die  konkreten  Zielpunkte» 
die  in  der  Creschichte  auftauchen  mögen,  sand  selbstredend  empirisch  be- 
dingt; sie  werden  aus  besonderen  sozialen  Phänomenen  her  geboren,  deren 
genaueste  Erkenntnis  und  Klarstellung-  gefordert  werden  muß;  und  es 
vollzieht  sich  dieser  Hergang,  nach  seiner  empirischen  Betrachtung,  in 
einem  Kreislauf  des  sozialen  Lebens,  wie  er  früher  dargelegt  worden  ist. 
Aber  die  formale  Bestimmung  der  aus  dem  seitherigen  Rechte  eat* 
Stehenden  Bestrebungen,  die  Erteilung  des  Prädikates  „richtig«  an  empirisch 
aufkonmiende  Knzelsiele,  de  bedeutet  ein  allgemeingültiges  Ver* 
fahren.  Dieses  hat  bei  jedem  nur  denkbaren  Rechtsstoffe  stattzufinden 
und  stellt  sich  als  eine  formale  Methode  dar,  deren  Eigenart  von  den 
bedingten  Einrichtungen  dieser  oder  jener  sozialen  Regelung  ganz  unab- 
hängig sein  muß.  Also  kann  die  kritische  Klarstellung  des  Begriffes 
„Richtigkeit  eines  Rechtes"  nicht  den  Besonderheiten  eines  be- 
stimmten, seienden  Rechtes  entnommen  werden,  da  er  do<di  diese  selbst 
erst  richten  und  bestimmen  soll.  Es  ist  aber  wieder  diese  Eigenschaft 
der  Richtigkeit,  die  einen  empirisch  erwachsenden  Reformvorschlag, 
als  Kehrseite  des  gegenwärtigen  Zustandes,  sachlich  gerechtfertigt 
sein  läßt  und  ihn  als  richtiges  Recht  kennzeichnet;  und  insofern  ist  — 
der  Form  nach  —  das  Seinsollende  aus  dem  Seienden  nicht  ab- 
zuleiten. 

IV.  Die  Grundsätze  des  richtigen  Rechtes.  IMe  Unter- 
scheidung von  richtigem  und  unrichtigem  Rechte  ist  eine  erschöpfende 
und  ausschließende.  Jeder  Inhalt  eines  wirklichen  Rechtes  ist  entweder 
das  eine  oder  das  andere,  und  es  kann  in  jeder  besonderen  Rechtsfrage 
von  verschiedenen  Möglichkeiten  der  Entscheidung,  die  sich  wahlweise 
darbieten,  immer  bloß  die  eine  „richtig*^  sein.  Wohl  aber  vermag 
es  zu  geschehen,  daß  die  entscheidende  Auswahl  Schwierigkeiten  be- 
rettet, und  sich  Zweifel  herausstellen,  wdche  von  ihnen  in  dieser  eigenen, 
bedingten  Lage  dem  Grundgedanken  des  Rechtes  in  Wahiheit  entspricht 
Methodischer  Darum  ist  nun  vor  allem  die  systematische  Darlegung  eines  methodischen 
"kT^tf^mf B^weisganges  erforderlich,  in  dem  man  den  überzeugenden  Nachweis  des 
b«Mad«rMi7aUe.  im  besonderen  Falle  grundsätzlich  Richtigen  so  gesichert  zu  erbringen 
imstande  ist,  als  solches  überhaupt  nur  bei  der  Tätigkeit  juristischer  Sub- 
sumtion möglich  ersdieint  Ohne  die  entschlossene  Besinnung  auf  die  hier 
mögliche  Methode  des  richtigen  Rechtes  wird  immer  die  Gefahr  jener 
verzweifelnden  Stimmung  nahe  liegen,  daß  man  die  Aufgabe  einer  nicht 
nur  paragxaphenmäßig,  sondern  prinzipiell  begründeten  Entscheidung  zwar 
einsieht,  deren  Lösung  aber  einem  „unberechenbaren  Element"  oder  dem 
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iiSllbjektiveaRechtsgefuhl' anvertrauen  oder  für  Sache  einer  „wissenschaftlich 
undiskutierbaren  Überzeugung"  erklären  möchte.  Zu  einer  solchen  Bankrott- 
erklärung- Hegt  für  die  theoretische  Rechtswissenschaft  kein  Anlaß  vor. 

Wenn  nun  eine  Methode  für  den  Beweis  von  richtigem  Rechte  dar- 
gelegt werden  soll,  so  müssen  wir  erneut  uns  darauf  besinnen,  daß  es 
der.Inhalt  von  sozialem  Wollen  in  seiner  Eigenart  ist,  der  richtig  sein 
soU.  Die  Hgenart  des  socialen  Wollens  aber  fanden  wir  (B.  2)  darin  ge- 
geben, daß  es  nicht  das  Wollen  des  einzelnen  für  sich  ist,  sondern  ein  objektiv 
gedachter  Willensinhalt  über  mehreren,  der  sie  in  gemeinsamer  Zweck- 
setzung verbindet.  Darum  war  es  ein  Fehler  mancher  Naturrechtslehrer, 
besonders  Pufendorfs,  dem  Rechte  die  Autgabe  zuzuteilen,  daß  es  Forde- 
nmgen  der  Moral  zwangsweise  verwirklichen  solle.  Und  auch  neuere 
Juristen  haben  nicht  gesehen,  dafi  es  sich  um  zwei  selbständige  Auf- 
gaben bandelt,  die  in  der  sitüidien  VervoUkommnung  des  einzdnen  und 
in  der  richtigen  Ausgestaltung  des  sozialen  Wollms  g^ben  sind.  Irriger- 
weise wird  dann  das  Problem  des  gerechten  Ausgleiches  nach  richtigem 
Rechte  als  eine  angebliche  Mahnung'  an  das  staatliche  Gesetz  aufgefaßt, 
sittliche  Anforderungen,  etwa  die  liebevolle  Gesinnung  gegen  den 
Nächsten,  „durchzuführen".  Aber  durch  die  Lehre  von  dem  richtigen 
Rechte  soll  ja  gerade  die  bloAe  Verweisung  auf  die  Moral  des  so- 
eben wiederholten  Stones  vermieden  werden.  Jene  Lehre  will  zeigen, 
wie  von  dem  Gemeinschaftsgedanken  aus  ein  richtiges  Wollen  für  Richtiges  woiim 
andere  methodisch  durchfuhrbar  ist;  sie  nimmt  dieses  als  eigene  Auf- 
gäbe  des  allgemeinen  Grundgesetzes  für  menschliches  Wollen  auf  und 
führt  sie  in  selbständiger  Deduktion  der  Lösung  zu.  Mithin  ist  es 
auch  nicht  an  dem,  daß  die  methodische  Klarleguug  des  Gedankens  von 
der  möglichen  Richtigkeit  eines  Rechtes  an  den  einzelnen  „höhere"  An- 
forderungen stelle,  als  dem  Rechte  zukäme:  wahrend  doch  gerade  ein 
richtiges  Recht  als  ein  derartiges  wirUiches  Recht  bestimmt  werden 
muß,  das  in  dif»er  besonderen  Lage  der  allgemeinen  Aufgabe  eines 
jeden  Rechtes  gemäß  ist,  und  sich  die  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte 
überhaupt  nicht  an  den  einzelnen  als  solchen,  sondern  an  den  Recht 
Setzenden  wendet 

In  gar  manchem  Falle  wird  es  sich  nun  leicht  zeigen  lassen,  ob  ein 
bestimmtes  soziales  Wollen  noch  dem  verbindenden  Grundgedanken  des 
gemeinsamen  Kampfes  um  das  Dasein  entspricht,  oder  ob  ihm  durch  d«  gemcinfn* 
einseitiges  Begehren  von  der  einen  Seite  widerstritten  wird.  In  dem  be-  ^' 
rühmten  Prozesse  des  Müllers  Arnold  unter  Friedrich  dem  Großen  handelte 
es  sich  namentlich  um  die  Frage:  ob  der  Nachbar  eines  Müllers  auf  dem 
Gute,  das  oberhalb  der  Mühle  gelegen  war,  ohne  weiteres  Fischteiche  so 
anlegen  und  aus  dem  Mühlenbache  bewässern  dürfe,  daß  die  Mühle  nun 
mcht  mehr  das  nStige  Wasser  zum  ordentlichen  Betriebe  regelmäßig  er- 
halt? Der  beklagte  Nachbar  bejahte  dies  unbedingt:  „Da  er  sich  bloB 
seines  Rechtes  bedient,  so  kümmere  es  ihn  nicht,  wenn  etwa  dem  Kläger 
nv  Kaum  M»  OMoiwiuiT.  d 
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das  Wasser  entzogen  sein  sollte",  da«?  erg-äbe  „der  gesunde  Mensrhpn- 
verstand",  sonst  würde  „die  größte  Ungerechtigkeit  beg-ang^en  und  ihm 
sein  offenbares  Eigentum  geraubt".  Damit  drang  er  bei  Gericht  durch. 
Es  ist  jedoch  bekannt,  wie  dmr  König  durch  sduoffen  Akt  der  Kabinetts- 
justiz gegenteilig  eingriff.  Er  ven^üite  w<^,  daß  diese  grenzenlose 
Rficksichtolosigkeit  im  Widersprudi  mit  dem  CremeinsdiaftflQredanken 
stehen  würde,  ohne  freilich  sich  dieses  systematisch  klar  machen  und 
seine  Ansicht  methodisch  begründen  zu  können.  —  In  ähnlicher  Weise 
ringt  sich  heute  mehr  instinktiv  ein  bald  verwerfendes  bald  billigendes  Urteil 
über  Kartelle,  Ringe,  Trusts  durch.  Im  romischen  Rechte  der  Kaiserzeit 
scharf  bekämpft  (C.  IV,  59}  finden  solche  Vereinigungen  jetzt  bei  objek- 
tiven BeurteHem  in  bester  Absicht  doch  ganz  versdiiedene  Aufnahme. 
Wir  können  nun  angeben»  weshalb  dies  unvermeidlich  ist  Feststehend 
und  allgemeingültig  ist  bloß  die  formale  Methode  des  kritischen  Urteils, 
nicht  etwa  eine  stofflich  begrenzte  Rechtseinrichtung  und  gewisse  Ab- 
machungen besonderen  Inhaltes.  Es  kann  also  nur  darauf  ankommen, 
ob  ein  einzelnes  Kartell  in  besonderer  Lage  dem  formalen  Gemeinschafts- 
gedanken noch  entspricht  oder  nicht  Es  hat  solche  gegeben,  die  gerade 
dazu  bestimmt  und  tauglich  waren,  den  widersinnigen  Gedankoi  dnes 
innerhalb  der  rechtlichen  Giesettscduift  zu  führende  Kampfes  um  das 
Dasein  möglichst  abzuschwächen  oder  zu  vemidlten,  einer  wilden  und 
rücksichtslos  ausbeutenden  Konkurrenz  Einhalt  zu  tun;  und  es  haben  sich 
andere  efezeigt,  die  es  nicht  beachteten,  daß  ohne  den  Spruch  des  Rechtes 
und  f  ine  verbindende  Anordnung  die  einzelnen  Gespllschafter  kein  Eigen- 
tum unu  keine  Vertragsrechte  hätten,  die  sie  nun  beide,  bloß  subjektiv 
wottend,  ebsdt^  ausnutzen  möchten.  So  rufen  sie  zu  gleicher  Zeit  die 
Gemeinschaft  an  —  und  wollen  sich  ihrerseits  doch  nicht  derartig  vet' 
halten,  wie  der  Gemeinschaftsgedanke  es  fordert 

Aber  in  den  meisten  Fällen,  die  zur  Entscheidung  nach  grundsätz- 
lich richtige  r  Weise  aufgegeben  werden,  mögen  Zweifel  und  Bedenken 
über  die  rechte  Art  und  Weise  der  Betätigung  des  obersten  Gedankens 
einer  Gemeinschaft  frei  wollender  Menschen  auftreten.  Alsdann  ist  es 
nötig,  die  methodische  Reihe  der  Gedanken,  die  hier  Platz  zu  greifen  ha^ 
fOr  sich  erst  einmal  zu  erwägen. 

Nun  ist  in  dem  Gedanken  der  „Menschengemeinschaft**  zweierlei  ge- 
legen: die  Richtung  der  Gemeinsamkeit  der  Zwecke  und  der  Hinweis 
auf  Menschen  als  vernünflige  Wesen,  als  Selbstzwecke.  Man  kann  in 
dieser  Weise  den  idealen  Grundgedanken  alles  sozialen  Lebens  auch 
als  den  einer  Verbindung  von  S(>lbstzwecken  bezeichnen.  Es  sind 
nur  zwei  Ausstralüungeu  einer  und  derselben  Idee,  wenn  die  Spruche 
nebeneinander  stehen:  „Einer  trage  des  andern  Last**,  und  doch  wieder 
„Ein  jeder  wird  seine  eigene  Last  tragen.**  Die  methodische  Form 
dieser  Gedankenrichtungen  nenne  ich  die  Grundsätze  des  richtigen 
Rechtes.  Sie  lauten  dahin: 
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1.  Die  Grundsätze  des  Achtens:  a)  Es  darf  nicht  der  Inhalt  eines  fh«  r.rund»;u><- 
WoUens  der  Willkür  eines  anderen  anheimfallen,    b)  Jede  rerlitUche  An-  a«^"""»- 
fordening  darf  nur  in  den»  Sinne  be.sitflien,  daß  der  Verpflichtete  sich  noch 

der  Nächste  sein  kann.  —  Diesen  Formeln  ist  das  gemeinsam,  daß  der 
Sinn  dnes  rechüicheo  Gebotes  nicht  der  sein  darf,  daß  der  #inzdne 
Gemeinschafter  den  bloß  subjektiven  Zwecken  des  anderen  alles  opfere, 
daß  er  „müssen  muß*  und  personlich  begrenzte  Ziele  jeoea  als  sein 
letztes  Gresetz  zu  erachten  habe.  Es  zeigt  sich  diese  formale  Gedanken- 
richtung einmal  in  der  Fraee  des  Bestehens  einer  bestimmten  Verpflich- 
tung —  anzuwenden  zum  Beispiel  in  der  Begrenzung  der  Vertragsfreiheit, 
die  nicht  »gegen  die  guten  Sitten"  sein  soll  —  und  sodann  in  der  des 
Ansführens  von  Rechtsvexlilltnissw  —  beispielsweise  in  dem  Satze,  daß 
der  Schuldner  die  Ldstung  „nach  Treu  und  Glauben*  zu  bewirken  habe. 

2.  Die  Grundsätze  des  Teilnehmens:  a)  Es  darf  nicht  em  rechte  omMta» 
lieh  Verbimdener  nach  Willkür  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen  sein, 

b)  Jede  rechtlich  verliehene  Verfiigungsmacht  darf  nur  in  dem  Sinne  aus- 
schließend sein,  daß  der  Ausgeschlossene  .sich  noch  der  Nächste  sein  kann. 
—  Diese  Sätze  bringen  zum  formalen  Ausdruck,  daß  das  rechtliche  Gebot, 
welches  die  einzelnen  zu  einem  gemeinsamen  Kampfe  um  das  Dasein 
vereinigt,  sich  nicht  selbst  untreu  werden  darf.  Es  würde  aber  in  einen 
lA^derspruch  geraten,  wenn  es  zu  gleicher  Zeit  den  einzelnen  dem  soaalen 
Zusammenschlüsse  zwangsweise  unterwürfe  und  ihn  doch  im  besonderen 
Falle  als  einen  solchen  behandelte,  der  ausschließlich  rechtliche  Pflichten 
hätte.  Das  würde  überall  ntir  eine  Karikatur  zu  dem  Begriffe  des  Zu- 
sammenwirkens liefern.  Die  Fälle  der  Not,  in  denen  ein  Gemein- 
schafter doch  wieder  vereinzelt  dem  Ringen  um  sein  Bestehen  überlassen 
werdra  wflrde,  iOhren  in  die  konkret  anwendende  Fragestellung  fOr  unsere 
Grundsatze  hinein,  die  sich  dann  bis  in  (jUe  Idonsten  ^nzelheiten  des 
rechlichen  Veikehrs,  etwa  in  den  Zweifeln  über  die  G^tigkeit  gewisser 
Konkurrenddauseln  oder  die  Zulässigkeit  von  Verrufsberedungen  verzweigend 
äußert 

In  jedem  Falle  muß  mm  das  Mißverständnis  fern  bleiben,  als  ob  die  DieGnn4«a*M 
Grundsätze  des  richtigen  Rechtes  selbst  wieder  juristische  Paragrapiien  ^'f^'^T^ 
wären,  daß  sie  eigene,  allgemeingültige  Rechtsaatze  bedeuteten,  Sie  nMtbodkci» 
sind  nidits»  als  methodische  Richtlinien  für  die  Auswahl  unter 
mehreren  rechtliidien  Entscheidux^;en,  die  in  einer  besonderen  Lage  nch 
herandrängend  anbieten.   Sie  bezei^fen  einem  besonderen  rechtlichen  In* 
halte    nur   die    formale    Eigenschaft    der    „Richtigkeit".  Dagegen 
bringen  sie  von  sich  aus  nichts  von  material  bestimmten  Sätzen  hervor, 
sie  erwarten  die  Zufuhrung  von  geschichtlich  werdendem  Stoffe,  der  in 
der  sozialen  Erfahrung  unaufhörlich  aus  den  Beweg^gen  des  gesellschaA^ 
liehen  Daseins  her  in  natürlichem  Entstehungsprozesse  uns  wird. 

Danach  hat  d«r  Begriff  von  richtigen  Rechtsgrundsätzen  schließlich 
auch  nichts  mit  den  „Grundlagen  einer  Gesellschaftsordnung«^  zu  tun;  denn 
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diese  sind  besondere  Rechtseinrichtung-en  mit  bestimmtem  stoiTii  In  a  In- 
halte, z,  B.  Privateigentum,  freie  Vererbung  und  ähnliches.  Lad  es  sind 
unsere  Grundsätze  von  MGrruodrechten*  za  scheiden,  wie  sie  1849  für  das 
deutsche  Volk  und  voidem  1789  in  der  didaraäon  des  droits  de  Vkemme 
et  du  ciloyen  angestellt  worden  ^d  oder  in  dem  heutigen  Völkerrechte 
als  besondere  Rechte  der  Staaten  aus  der  allgemeinen  Einrichtunjcr  des 
Völkerrechtes  her  gefolg'ert  werden.  In  allen  «olrben  Lagen  handelt  es 
sich  um  begrenzte  Rechtssatzc,  während  die  (jrundsätze  des  richtigen 
Rechtes  nichts  als  reine  Methoden  des  rechten  Überiegens  sind,  um 
zwischen  zwei  möglichen  Obersätzen  bedingten  Inhalte^y  die  richtige 
Wahl  treffen  zu  können. 


rechiiiscii  V.  Das  Finden  des  richtigen  Rechtes.    Das  geschichtlich  vor- 

feformiat  Rocht,  ijp^^.^j^  Recht  bietet  sich  zunächst  al.«^  eine  Summe  von  technisch  ge- 
formten Sätzen  dar.  vSic  lieg-en  heute  zumeist  in  den  Artikeln  und 
Paragraphen  unserer  staatlichen  Gesetze  vor,  in  früheren  Zeiten  gar  viel- 
fach in  festen  Bräuchen  und  Gewohnheiten,  deren  Fassimg  dann  eiiueln 
und  in  Sammlungen  oft  geschehen  ist  Sie  aUe  dnd  ihrem  besonderen 
Stoffe  nach  aus  früherem  sozialen  Leben  her  erwachsen  und  ein  Nieder^ 
schlag  des  Strebens,  für  den  geschieh tli  h  einmal  gegebenen  Inhalt  dieser 
Rechtsordnung  im  einzelnen  Ausbau  das  Richtige  zu  bieten  und  die  sachlich 
rechte  lint&cheidung  fest  formuliert  für  kommende  Fälle  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Aus  anderer  Erfahrung  her  schwebt  dem  Recht  Setzenden  die 
Möglichkeit  eines  späteren  Zweifels  in  besonderen  Rechtslagen  vor,  und 
er  sudit»  eine  sichere  Norm  in  allgemeiner  Fassung  als  maßgebUdi  da^ 
zu  bieten.  Die  erste  Aufgabe  des  Reditsgelehrten  ist  danach  die  Ec^ 
kenntnis  dieser  technisch  geformten  Anordnungen  seines  Rechtes,  die 
er  in  einheitlicher  Auffassung  darzulegen  und  wiederzugeben  tiat 

Aber  die  Begriffe  geltendes  Recht  und  technisch  geformtes 
Recht  sind  nicht  ein  und  dasselbe.  Das  letztere  ist  nur  ein  Teil  des 
ersteren,  die  eigene  allgemeine  Fassung  von  Normen  durch  den  Gesetz- 
geber nur  Miies  von  zwd  Mitteln,  um  seinen  Selen  nachzugehen.  Es  kann 
nämlich  das  gerade  in  Gdtung  stehende  Recht  für  eine  einzelne  Frage,  die 
der  rechlichen  Erwägung  sidi  stellt,  nicht  schon  selbst  einen  bestimmten 
Satz  formen,  sondern  den  Streitteilen  und  dem  Urteiler  es  ermächtigend 
überlassen,  daß  sie  die  richtige  Regel  der  Entscheidung  wählen.  Awch 
diese  Regel  stellt  sich  als  ein  geschichtlich  bedingter  Satz  von  bestimmtem 
gesetzten  Rechte  dar,  nur  ist  er  nicht  von  dem  Gesetzgeber  als  ein  all- 
gemeines Gresetz  in  sdbst  gefertigter  Fassung  bereit  gestellt,  sondern  erst 
im  besonderen  Bedarfs&U  in  eigenem  Suchen  des  Riditigen  von  den 
Beteiligten  zu  finden. 

Gerechte«  u:ul         Diese  Gegenüberstellung  fuhrt  bekanntlich  auf  Aristoteles  zurflck.  Sr 
seUadM  Kocht.         ^j^,         fünften  Buche  seiner  Ethik  als  biKaiocfuvn  und  dmeiKeia  vor- 
genommen und  in  den  Grundzügen  scharf  bestimmt   In  der  deutsclien 
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Sprache  hat  man  den  Unterschied  mit  gerecht  einerseits  und  mit  geneigt 
oder  billitr  oder  nachgiebig  anderseits  wiederzugeben  versucht,  am 
besten  ist  wohl  die  Obersetzung  Luthers  mit  gelind.  Unsere  neueren 
Gesetze  haben  ebensowenig  wie  d«8  römische  Recht  —  keinen  ein- 
heitlichen Auadruck;  sie  sprechen  von  BilUgkHt,  Treu  und  Glauben»  sitU 
lieber  Pflicht,  guten  Sitten,  wichtigem  Grund,  Vermeiden  des  IffiAbrauches» 
angemessen,  timlich  u«  a.  m.  Alle  diese  Bezeichnungen  dienen  aber 
nur  einem  und  demselben  Gedanken:  sie  bezeichnen  eine  Regel,  die 
in  die.ser  besonderen  Sachlage  die  Eigenschaft  der  Richtigkeit  besitzt;  es 
sind  also  lauter  Wendungen  für  den  einheitlichen  Begriff:  richtiges 
Recht 

Nun  wurde  oben  (D.  4)  bereits  hervorg^oben,  daft  ^e  dort  ent> 
wickelten  Grundsätse  des  richtigen  Rechtes  nur  formale  Richtlinien 

zu  der  Vornahme  einer  sachlich  begründeten  Wahl  sind.  Das  ist  näher  ixe  waw  udmt 
dahin  zu  denken,  daß  im  wirklichen  Verlaufe  des  sozialen  Lebens  konkrete 
Bestrebungen  und  Anforderungen  bestimmten  Inhaltes  auftreten.  Wenn 
derartiges  nicht  vorliegt,  und  kein  bedingte«?  Streben  und  Wollen  besteht, 
so  haben  wir  die  Aufgabe,  im  besonderen  Falle  richtiges  Recht  her- 
zustellen, überhaupt  nicht  So  aber  bestehen  jedesmal  die  Möglichkeiten 
versclüedener  Wahl  zwischen  en^r^ngesetzt^  Wollen  und  Beanspruchen, 
das  in  dieser  Gegensätzlichkeit  entweder  wiricUch  vorliegt  oder  in  Ge- 
danken sich  also  vorgestellt  werden  kann.  .  Die  alsdann  auftretenden 
Wahlmöglichkeiten  worden  nun  jeweils  prinzipiell  geprüft,  indem  man 
fragt,  wie  in  dieser  Sondergemeinschaft,  in  die  man  die  Streitenden  in 
Gedanken  einfügt,  entweder  diese  oder  jene  Möglichkeit  mit  den  Grund> 
s&tzen  des  richtigen  Rechtes  bestehen  kann.  JEtei  dem  Bejahen  solcher 
Hannottie  fBr  die  eine  zur  Wahl  gestdlte  Entscheidung  erhält  man  den 
Obersatz  des  aui^fegebenen  Urtelles,  den  Untersatz  bildet  die  tatsächUcbe 
Feststellung  des  abzuurteilenden  Tatbestandes,  der  Schluß  ergibt  sich  als- 
dann. Wenn  man  (]afur  gesagt  hat,  der  Richter  habe  beim  Entscheiden 
nach  richtigen  Kechtsgrundsätzen  sein  Urteil  nacli  der  Regel  zu  fallen, 
die  er  als  Gesetzgeber  aufstellen  müßte  —  so  neuestens  der  treffliche  Ent- 
wurf eines  sdiweizerischen  Zivilgesetzbuches  Art  i  — ,  so  ist  das  wohl 
begrfindet:  auch  der  Geset^eb^  erhält  den  von  ilun  zu  bearbeitenden 
Stoff  in  Forderungen  und  Bestrebungen  geliefert  und  hat  ihn  dann  in 
richtiger  Art  technisch  gut  zu  bearbeiten. 

Dieses  fuhrt  zu  einer  zweiten  Anwendung  der  Lehre  von  dem  rich- 
tigen Rechte:  der  kritischen  Prüfung  des  technisch  geformten  Rechtes 
und  dem  Urteile,  ob  das  gt-ltende  oder  ein  ihm  widersprechendes  recht- 
liches Wollen  für  richtig  lu  befinden  sei.  —  Zwar  hat  es  Juristen  gegeben, fonDten  R«:iiWfc 
weldie  hier  auf  strikter  Arbmtsteilui^  bestehen  und  die  genannte  Au^lie 
aus  den  Erwägungen  eines  Rechtsgelehrten  ganz  verbannen  wollten.  Aber 
darf  ein  denkender  Mann  mit  solcher  zunftmäßigen  Abgrenzung  sich  un- 
bedingt begnügen?  Wird  nicht  gerade  der  technisch  arbeitende  Jurist  die 
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Tätigkeit  und  Ergebnisse  des  Gesetzgebers  nur  zu  gerne  doch  wieder 
kritisch  auf  das  Korn  nehmen,  da  ihm  ja  sein  begrenztes  Feld  der  Tätig- 
keit diirdi  jenen  eigenartig  zugemessen  und  dann  wieder  geändert  wird? 
Sobald  er  aber  liieraiif  eingeht,  kann  es  auck  nicht  genügen,  ebe  be- 
stinunte  rechtliche  Änderung  als  „praktisch  unbrauchbar"  zu  kennzdchnen, 
das  heißt  für  die  glatte  Erledigung  der  dem  Praktiker  zugewiesenen 
Geschäfte  nicht  geeignet >  vielmehr  mühevoll  oder  zeitraubend  erscheinend, 
—  sondern  er  wird  notgedrungen  auf  die  sachliche  T>f  dt  utimg  des  neu 
auftretenden  Rechtes  eingehen  müssen  und  aisbald  i>ich  mitten  in  der 
Erwägung  befinden:  Ist  ein  bestimmtes  geltendes  oder  voigeschlagenes 
Re<^t  in  seinem  besonderen  Inhalte  grundsätzlich  richtig? 

Die  bewufite  methodische  Befolgfui^  dieser  Frage  würde  zu  einer 
Politik  auf  Politik  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  fuhren.  Bei  ihr  kann  es 
sich  nicht  mehr,  wie  bei  der  Rechtsausübung  und  Rechtsprechung, 
um  den  einzelnen  Fall  als  solchen  haudeln,  sondern  um  seine  un- 
vermeidliche Wiederholung  in  gleichheitlichen  Masäenerscheiuungen, 
die  erst  zu  einer  Änderung  von  bestehendem  Redite  bewegen  kann. 
Darum  wäre  bei  einer  Politik  des  angegebenen  Charakters  in  jedem 
Falle  ihrer  Betätigui^  zu  U^m:  i.  Darlegung  der  unvermeidlichen 
Notwendigkeit  gewisser  sozialer  Erscheinungen  unter  der  gel- 
tenden, jetzt  kritisch  erwogenen  Rechtsordnung;  2.  Aufweisung  der 
objektiven  Unbegründetheit  dieser  Art  des  Zusammenwirkens,  ge- 
messen an  dem  einheitlichen  grundgesetzlicheu  Gedanken  des  sozialen 
Ideals;  3.  Beweis  der  gegenständlichen  Richtigkeit  eines  wider- 
sprechenden sozialen  Wollens,  nach  dem  dch  unter  gegebenen  eminrischen 
Bedingungen  eine  solche  Weise  des  Zusammenlebens  notwendig  heraus- 
stellen werde,  die  in  ihrer  formalen  Art  den  Grundsätzen  des  ridittgen 
Rechtes  überwiegend  entspricht. 

Zu  einem  derartigen  Verfahren  einer  politischen  Deduktion  besitzen 
wir  zurzeit  noch  nicht  einmal  die  ersten  Ansätze.  Der  Berichterstatter 
über  diese  Seite  der  Kultur  der  Gegenwart  kann  nur  eine  theoretische 
Möglichkeit  feststellea  Und  es  ist  zuzugeben,  daß  ein  auch  nur  an- 
nähernd exakter  Beweis  für  Bestrebungen  der  praktischen  Politik  danach 
fürs  erste  kaum  möglich  erscheint,  da  der  methodisch  zu  bearbeitende  Stoflf 
sich  hier  nun  einmal  in  unkontrollierbaren  und  schier  unübersehbaren  Kompli- 
kationen verUert.  Aber  den  unmittelbar  praktischen  Nutzen  könnte  man 
doch  schon  heute  aus  dieser  kritischen  Aufklärung  ziehen,  daß  ninTi  vor 
methodischen  Irrtümern  bewahrt  bliebe  und  für  den  Streit  um  Bei- 
behaltung oder  wünschenswerte  Abänderung  des  bestehenden  Rechtes 
sich  deutlich  machte,  daß  von  einem  wahrhaft  wissenschaftlichen  Be- 
weisen zurzeit  keine  Rede  ist  und  Selbstbescheidung  hier  am  Platze  erscheint 

VI.  Die  Bedeutung  des  richtigen  Rechtes.  Wenn  wir  '/um  Ab- 
schlüsse die  Summe  unserer  Ausführungen  im  Sinne  der  eben  genannten 


Digitized  by  Google 


D.  Die  Richtigkeit  eines  Rechtes.  VI.  Die  Bedeutimg  des  richtigen  Rechtes.  LV 

Oberscbi:^  ddxen  wollen,  ao  mag  es  zweckmifig  encheinen,  es  an  die 

Auseinandeisetsung  mit  zwei  Bedenken  anzuknfipfen,  die  gegenüber 
der  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  in  der  neueren  Literatur  laut  ge- 
worden sind. 

I.  In  der  einen  Richtung  findet  sich  die  Auffassung,  als  ob  durch  Kicbtviuiit  ab 
die  kritisch  prüfende  Frage  nach  der  Richtigkeit  eines  Rechtssatzes 
das  ganze  Cresetz  f&r  ^Überflüssig"  erklärt  w«:den  sollte;  der  Richter  RMüMmtM«. 
wdrde,  so  meint  maUi  dabei  einfiidi  die  Anweismig  erhalten,  nach  dem 
»ridbtigec  Rechte"  zu  urteilen.  Dem  ist  zu  entgegnen,  daß  der  Gedanke 
der  grundsätzlichen  Richtigkeit  doch  nur  die  formale  Eigenschaft 
eines  bestimmten,  geschichtlich  bedingten  R echtsinhaltes  ist.  Daher  würde 
ohne  einen  gewissen  Stoff,  der  sich  in  konkre  tem  rechtlichen  Wollen  äußert, 
der  Begriff  des  objektiv  Richtigen  überhaupt  keine  praktische  An- 
wendung finden  k&men.  Wenn  dieser  Begriff  in  seinem  Sinn  tmd  seiner 
rechten  Bedeutimg  bewufit  untersucht  wird,  so  handelt  es  sich  dabei  um 
nichts  wenigfefi  denn  um  ein  Loslösen  v<m  dem  empirischen  Stoffe  des 
gesetzten  Rechtes.  Es  ist  immer  dabei  vorausgesetzt,  daß  besonders  ge- 
faßte rechtliche  Satzungen  bestehen,  bei  deren  methodischer  Bearbeitung 
55ich  dann  erst  angeben  läßt,  %vas  in  gegebener  Lage  richtiges  Recht  ist 
Wollte  man  aber  jenes  Material  bestimmter  rechtlicher  Kiurichtungen  völlig 
Streichen  und  nidits  als  ^e  Anweisung  geben,  in  richtiger  Weise  die 
Fn^;en  des  menschlichen  Verhaltens  gegeneinander  zu  bestimmen,  so  hatte 
man  in  Wahrheit  einen  inhaltlich  leeren  Satz  ausgebrochen. 

Xtif  der  anderen  Seite  ist  es  jedoch  auch  nicht  angängig,  lediglich 
deis  Mittel  festgeschlossener,  selbstgeformter  Satzungen  durch  den  Recht 
Schaffenden  zu  wählen.  Hierbei  würde  man  der  ürundabsicht  des  Rechtes, 
ein  Zwangsversuch  zum  Richtigen  zu  sein,  imgenügend  und  jedenfalls 
nicht  so  weit  entsprechen,  als  ilun  auf  anderem  Wege  möglich  sein  würde. 
yßt  allgemeinen,  technisch  im  voraus  abgesdilossenen  Sätzen  kann  der 
Gesetzgeber  immer  nur  einem  gewissen  Durchschnitt  möglicher  Tatbestände 
in  Rechtsstrcitigkeiten  eine  sachlich  richtige  Entschddung  angeddhen 
lassen.  Die  Möglichkeiten  dieser  Tatbestände  sind  aber,  gerade  als  em- 
pirisch bedingte  Zustände,  unaufhörlich  wechselnd  und  veränderlich  und 
vermehrbar,  —  ihr  All  läßt  sich  durch  begrenzte  Regeln  nicht  erschöpfen, 
und  so  kann  es  nicht  ausbleiben,  daß  links  imd  rechts  streitige  Fragen 
zur  Erde  sinken,  die  von  der  durchschnittlich  anordnenden  Satzung  nicht 
befriedigend  angenommen  werden.  So  ▼ermag  die  reditiiche  Ordnung 
des  zweiten  Weges  nicht  zu  entraten,  der  oben  als  der  des  gelinden 
Rechtes  gekennzeichnet  wurde  (D.  5). 

Das  heute  bei  uns  geltende  Recht  hat  in  seinen  verschiedenen  Ab-  G«raciitaad 
teilungen  von  diesen  beiden  Mitteln  des  gerechten  und  des  gelinden 
Rechtes  einen  verschiedenen  Gebrauch  gemacht.    Dem  Slrafrecht  ist  zur- 
zeit charalcteristiscfa,  daA  <fie  Frage  des  Eintrittes  der  Strafbarkeit  einer 
Handlung,  nach  der  herrschenden  Ldire,  aussdilieftlich  nach  technisch  ge- 
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formten  Satzungen  bejaht  worden  dar^  während  freilich  Art  und  Maß  d^r 
zu  erkennenden  Strafen  regelmäßig  in  übergroßer  Auswahl  dem  Kichtor 
ziir  Verfügung  gestellt  werden.  Umgekehrt  ist  im  Verwaltungsrecht  und 
besonders  in  der  iieuzei1fiche&  Verwaltungsgerichtsbarkeit  io  außerordentlich 
weitem  UmfEuig-  von  dem  Verweisen  auf  Urteilen  nach  „Zweckmäft^eit" 
Gebrauch  gemacht  worden,  worunter  verständlidierwetse  nur  ein&itscheiden 
nach  grundsätslich  richtigen  Regeln,  die  in  der  konkreten  Sachlage  aus- 
zuwählen seien,  g-emeint  sein  kann.  Im  neuen  bürgerlirhpn  Rechte  endlich 
ist  im  wesentlichen  ein  mittlerer  Standpunkt  eingenonmion  worden  und 
neben  dem  scliarf  ausgemeißelten  Grundstock  technisch  geformter  Satzungen 
an  vielen  Stellen  und  in  bedeutsamer  Weise  die  Auswahl  des  im  besonderen 
Falle  richtigen  Rechtes  vorgeschrieben  worden.  Dabei  Ist  immer  acht 
zu  haben,  daS  der  praktische  Jurist  jene  prinziptelle  Auswahl  nur  dann 
voniehmen  darf,  sobald  das  Gesetz  selbst  es  anordnet.  In  diesem  Sinne 
ist  die  pelejTontlich  sojrar  in  Entscheidungfen  unserer  Gerichte  vorkommende 
Berufung  auf  „das  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  beherrschende  Prinzip 
von  Treu  und  Glauben"  einfach  falsch.  Beispielsweise  hat  ein  Schuldner 
eine  bestehende  Verpflichtimg  zwar  nach  Treu  und  Glauben  auszu- 
führen (BGB.  242))  aber  die  Frage,  ob  ein  Rechtsgeschäft  sustande  ge- 
kommen ist,  daif  in  ihren  gesetzlichen  Voraussetzungen  nach  gdtendem 
Rechte  nur  formalistisch  beantwortet  werden  (sofern  also  nicht  die 
Voraussetzungen  einer  Willenserklärunp^,  z.  B.  einer  Kündigung  einem  vor- 
liegenden Vertrage  zu  entnehmen  und  in  dessen  Auslegung  nach 
BGB.  157  nach  Treu  und  Glauben  zu  bestimmen  sind). 

Ob  nun  ein  Gesetzgeber  in  besonderer  Lage  lieber  das  Alittel  der 
technischen  Fonnulierung  von  Paragraphen  oder  den  Befehl  der  eigenen 
Besinnung  der  Beteiligten  auf  die  hier  grundsätzltch  riditige  Mogiichk^t 
der  Entscheidung  wählen  soll,  das  läßt  sich  nicht  allgemeingültig  an- 
geben, sondern  ist  selbst  wieder  nur  eine  konkrete  Anwendung  des 
Gedankens  der  Richtit^keit  eines  Rechtes  auf  historisch  besondere  Ver- 
hältnisse. Es  würden  die  Eigenschaften  der  Rechtsg-enossen  und  der  zur 
Schlichtung  ihrer  Händel  berufenen  Personen  zu  beachten  sein,  näher:  die 
Befähigung  und  die  Übung,  unt^  den  sich  bradiuldigenden  und  ver- 
klagenden Strebungen  entgegengesetzten  Zides  die  ridit^  Auswahl  nach 
grundsätzlicher  Betrachtnng  zu  treffen;  und  nicht  minder:  die  Vef^ 
breitung  und  die  Stärke  des  guten  Willens  Zttm  Richtigen,  und  die 
Hilfe,  die  aus  der  sittlichen  Lehre  (B.  2';  dahin  zu  erwarten  ist  Wo  solche 
Fähigkeit  und  solche  Kraft  fehlt  oder  sich  schwach  zcig^t,  da  ist  es  be- 
greiflich, wenn  nur  mit  Bedenken  ein  weitgehender,  unmittelbarer  Hinweis 
auf  gelindes  Recht  aufgenommen  wird. 
AsffrididM  Aber  es  darf  dieses  Bedenken  audi  mcht  allzusehr  mit  der  Bezug« 
form^ttscbe  nabiikB  suf  formalisttsche  Sicherheit  gesteigert  werden.  Auch  bei  dei* 

Sicherhrnt  bei 
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wenn  es  einem  Gesetzgfeber  gelingt,  durch  eigene  authentische  Festsetzung 
itt  gewisser  Lage  sein  besonderes  rechtliches  Wollen  mit  verhältnismäßig 
gidBerer  Klailieit  darzulegen,  so  wird  doch  leider  die  formalistische  Ge» 
wiflheit  nur  zu  häufig  und  zu  leicht  mit  tmar  SnbuAe  an  sachlicher 
Richtigkeit  bezahlt  Auch  Poij^amie  und  Hexenverfolgimg  und  Sklaverei 
können  schließlich  von  einem  staatlichen  Machthaber  so  geordnet  werden, 
daß  die  technische  Gewißheit  nichts  zu  wünschen  übrig  läßt;  und  um- 
gekehrt beweist  die  Tätigkeit  der  klassisrhen  romischen  Juristen,  dai>  ein 
Urteilen  im  Sinne  der  ars  öoni  et  aequt  unsichere  Rechtszustände  nicht 
notwendig  erschafft,  und  daA  darum  die  Besinnung  auf  die  Möglidikeit 
eines  Auswihlens  des  gnmdsatriich  Richtigen  nach  einer  gefesteten 
Methode  zu  sachfidier  Uosicheiheit  wahrlich  nicht  2U  lUbren  braucht 

Fassen  wir  das  msammen,  so  besagt  die  Lehre  von  dem  richtigen 
Rechte  keineswegs,  daß  von  dem  bedingten  Stoffe  des  geschichtlichen 
Rechtes  zu  abstrahieren  sei,  denn  dies  ist  überhaupt  unmöglich;  und  sie 
erstrebt  es  auch  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  daß  positiv  gefaßte  Sätze 
und  Einrichtungen  des  Rechtes  für  überflüssig  imd  entb^lidi  erklärt 
werden  aoUen.  Was  sie  will,  das  ist  nur:  eine  Methode  bieten,  in  der 
man  die  Beaondetheiten  eines  empuisch  erwachsenden  rechftichen  Wollem 
in  grundsätslich  begründeter  Art  und  Weise  zu  richten  vermöge, 
und  nach  der  man  vor  allem  in  den  einzelnen  Fällen,  da  das  geltendr- 
Recht  gerade  gebietet,  die  richtige  Regel  sich  selbst  auszuwählen,  in 
möglichst  gesichertem  Beweisgange  zu  verfahren  imstande  sei.  Der  Gegen- 
satz aber  von  technisch  geformten  Paragraphen  und  dem  Verweisen 
auf  grundsätzlich  richtige  Auswahl  der  maflgebfichen  Entscheidung  im 
besonderen  Fall  betrifft  nur  die  Mittel,  die  ebem  Gesetzgeber  im  Sma» 
seines  Grundgedankens  zur  Verfügung  stehen;  deren  richtiges  Einsetzen 
selbst  wieder  eine  Betätigung  jener  grundsätzlich  fragenden  Lehrart  unter 
besonderen  geschichtlichen  Bedingungen  ist. 

2.  Nach  anrifrer  Seite  der  Betrachtung  ist  die  Besorgnis  aufgetreten, 
daii  durch  die  iirwäguug  der  Richtigkeit  eines  Rechtes  dem  gerade 
geltenden  Rechte  vielleicht  efai  Abbruch  gesdidien  kömite,  und  dafi  das 
als  richtig  l^gesehene  das  alleinige  Geltensollen  in  Anspruch  nehmen bh 
möchte.  In  Wahrheit  tut  das  letztere  jeder  Reformvorschlag.  Wo 
immer  in  der  öffentlichen  Erörterung  das  geltende  Recht  getadelt  und  ihm 
ein  bessernder  und  heilender  Entwurf  gegenübergestellt  wird,  so  versteht 
es  sich  von  selbst,  daß  jeder  derartige  VorsrhlHsr  sich  als  das  ausgibt, 
was  begründetermaßen  au  die  Stelle  des  vorhandenen  Rechtes  treten 
und  allein  gelten  sollte.  Aber  das  gesdiieht  von  üun  eben  als 
Reform  vor  schlag,  und  es  ist  gleichgültig,  ob  er  dabei  auf  bloA 
ubjektives  Drängen  sich  stützt  oder  skeptisch  allen  Beweis  für  steh 
•blehnt  oder  radlich,  ob  er  sich  auf  seine  objektive  Begründetheit  be- 
sinnt xmd  sie  —  nach  der  Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  —  beweisen 
will.   Diese  zuletzt  genannte  Lehre  hat  es  an  und  für  sich  mit  der  Frage 

Du  KtiLTini  DM  UianiwAKT.  U.>.  d* 


:.    :■:  cl\  i  ■  '.; 


Digitized  by  Google 


LVin       RUDOLT  STAMKLIlt:  Wcsd»  dcs  Rechtes  und  der  RechliwiMBnsduft. 

von  der  Geltung  eines  Rechtes  überhaupt  nicht  zu  tun,  sondern  nur  mit 
der  davon  verschiedenen  Angabe  at^ner  möglichen  Richtigkeit  (s.  B.  i). 

Das  zeigt  ^cti  in  besonderer  Stärke  endlidi  bei  der  Ansfühniny  von 
geltendem  Rechte  durch  die  dacn  bemÜMMO  Pmonen,  in  Verwaltimg 
und  Rechtsprechung.  Das  Wesen  des  Rechtes  fordert  es,  daft  seine 
Satzung"  unverletzt  und  ungebrochen  narh  d^m  Tnhalte  ihres  Wollen.«;  ge- 
halten und  verwirklicht  werde.  Wer  zur  Betätigung  und  Durchsetzung 
des  Rechtes  berufen  ist,  er  soll  lernen,  den  Gegensatz  von  Geltung  und 
von  Richtigkeit  des  Gesetzesbefehls  zu  beachten  und  als  selbstverständ- 
Udi  zu  ndunen,  damit  er  notigenfiUls  auch  verstehei  ein  geltendes 
Geltendes  od-  unrichtiges  Recht  zu  künden  und  zu  vollstrecken,  in  treuem  Gdhoraam  und 
ticiiiifw  Redit.  gQn^^j.  Gefährde.  Es  kann  nur  zu  leicht  geschehen,  daß  ein  Gericht  ge- 
wisse Folgen  des  geltenden  Rechtes,  die  ihm  sachlich  unrichtig  erscheinen 
mögen,  entscheidend  feststellen  soll,  und  nimmer  wäre  es  g;it  getan,  wenn 
die  Urteiler  dann  so  lange  an  dem  unliebsam  ordnenden  Artikel  des  Ciosetzes 
herumbiegeu  wollten,  bis  jene  Folgen  beiseite  gebracht  sein  würden.  So 
lehrt  die  systematische  Besinnung  auf  die  mögliche  Richtigkeit  eines 
Redhtes  und  ihre  methodische  Bewährui^  im  kritischen  Bewufitsein  ganz 
und  gar  nicht  ein  Zurücktreten  oder  Abdanken  von  geltendem 
unrichtigem  Rechte,  sondern  hebt  diese  notwendige  Unterscheidung  und 
die  Bedeutung  der  sicheren  Geltung  des  gesetzten  Rechtes,  wie  es  da  ist, 
erst  recht  hervor. 

Freilich  tritt  nun  stets  auf  das  Neue  die  eigene  Aufgabe  hervor:  sich 
mit  der  Durchsetzung  eines  geltenden,  aber  unrichtigen  Rechtes  überall 
abzufinden.  In  leidbteren  Fragen  mag  dies  nicht  zu  beengend  sein  und 
kann  der  Zwiespalt,  den  wir  nannten,  mit  Emst,  mit  Äxger  oder  auch  tait 
Humor  ob  der  Bedingtheit  jedes  besonderen  Rechtsinhaltes  getragen 
werden.  Aber  auch  schwere  und  wahrhaft  tragische  Konflikte  hat  die 
*^  Geschichte  oft  gesehen:  Im  Schicksal  der  Antigone,  wie  bei  dem  Anla£  des 
gniaduixucb  Apostelwortes,  daß  man  Gott  mehr  gehorchen  müsse,  als  den  Menschen, 
und  in  so  vielen  gleichen  ErielMiinen  durch  alle  Zeitalter  Undurdi,  die 
hinter  uns  liegen,  und  wohl  auch  weiterhin,  solange  Menschen  sehi 
werden. 

Dieser  Konflikt  ist  sachlich  nicht  zu  lösen. 

Denn  das  geltende  Recht  kann  nicht  darauf  verzichten,  daß  es  un- 
verbrüchlich und  unverletzbar  geachtet  und  verwirklicht  werde,  solange 
es  in  Geltung  steht  und  nicht  durch  neues  Recht  abgelöst  ist  £s  würde 
mit  sidi  selbst  in  Widerspruch  treten  und  zur  „Willkür«  werden,  falls  es 
zulieBe,  im  Sonderfidl  gebeugt  und  gebrochen  zu  werden,  um  im  ganzen 
doch  weiter  zu  gelten:  „Es  würde  als  ein  Vorgang  angeführt^  und  mancher 
Fehltritt  nach  demselben  Beispiel  griff  um  sich  in  dem  Staat;  es  kann 
nicht  sein."  Und  weiter:  Das  Recht  muß  diesen  Anspruch  der  Un- 
verletzbarkeit während  seiner  Geltung  aufrechthalten,  weil  es  mit 
seinem  selbstherrlichen  Anordnen  die  allgemeine  Bedingung  für  ge- 
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setzmäßige  Ausgestaltung  des  gesellschaftlichen  Dasoms,  für  richtic'(»s 
soziales  Wollen  ist  (C.  5).  So  würde  es  ein  Widersinn  snn,  diese  Bedingung 
aufzuheben  und  in  ihrem  Wesen  zu  verneinen  und  damit  gerade  das  von 
Ihr  Bedingte,  die  rechte  Art  des  ZusammenwiriKens  zu  erreichen.  „Recht 
miift  doch  Redit  bldbeo.** 

Auf  der  aaderen  Seite  steht  gegenüber  der  Unverletsbarkeit  in  der 
Geltung  das  Bedingte,  das  Unfertige  tmd  notwendig  Unvollkommene  des 
besonderen  Inhaltes  eines  bestimmten  Rechtes.  In  dieser  seiner  Be- 
sonderheit kann  ein  rechtliches  Regeln  für  den  Menschen  mit  Grund 
nicht  beanspruchen,  das  unbedingte  Gesetz  der  Zwecke  des  einzelnen 
zu  sein.  Hier  gilt  der  Satz  der  Alten:  Summum  ius  summa  iniurta  —  zu 
deutsdi:  £ia  besonderes,  bedingtes  Rechtsgebot,  als  unbedingt  hodiste 
Norm  für  menschliches  Wollen  bdiMiptet,  ist  das  groAte  Unrecht  Nicht 
der  Kampf  um  ein  gewisses  Recht,  bloß  weil  und  wie  es  gerade  da  ist, 
bedeutet  für  das  prinzipiell  begründete  Wollen  des  Menschen  ein  Pflicht- 
gebot, sondern  nur  ein  sachlich  gerechtfertigtes  Recht  kann  hier  als 
Grrundlage  dienen.  Das  richtige  Recht  gut  wollen  —  das  ist  die  ver- 
einigende Lösung  für  pflichtgemäße  Zielsetzung. 

Aber  wenn  wir  beim  Eintreten  «nes  soldien  Konfliktes  zwischen  bloA 
gesetztem  und  zwischen  grundsitziich  richtigem  Rechte  in  der  Bedingtheit 
und  Begrenzthirit  dieses  Menschendaseins  einen  unbedingt  losenden  Ausweg 
nicht  besitzen,  so  bt  doch  ein  Fortschritt  ziun  Besseren  hier  möglich,  ""~  Sozialer  Fert- 
eln so7ialer  Fortschritt,  wie  er  in  Verwertung  des  Entwicklungs- 
gedankens  für  das  Ganze  der  Geschichte  der  Menschheit  als  heuristische 
Maxime  bereits  oben  (D.  j)  berührt  worden  ist.  Er  liegt  in  der  idealen 
Erwartung  eines  stetm  Ifinderos  jenes  Zwiespaltes,  den  wir  soeben  be- 
sprachen, hl  emem  immer  h&ufigerm  und  gesidierteren  Hervortreten  von 
richtigem  Rechte. 

Bas  ist  die  oberste  Bedeutung,  die  in  einem  letzton  Ausblicke  den 
hier  gebotenen  Erwägungen  zukommen  kann. 
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BÜRGERLlCHEb  RHCHT. 
Vom 

RuOOIf  H  SOBM. 

Einleitung. 

A.  Gwcbichtlicb«  Ebdeitang. 

I.  Das  Privatrecht  und  die  Kultur.  Das  Privatrecht  ist  die  Ord- 
nung des  Eigentums  und  der  Familienverhältnisse.  In  d«n  Pdvatrecht 
benilit  das  wirtschafUiche  Dasein  jedes  Einzelnen,  zugleich  die  ganze  Ge- 
sellschaftsordnung mit  ihren  Abstufungen  des  Besitzes.    Das  Privatre<^t 

ist  der  wichtigste  Teil  des  gesamten  Rechts;  mit  der  Gliederung  der  ge- 
sellschaftlichen Klassen  schafft  es  zugleich  die  (Trundlagc  für  die  Ordnung 
des  öffentlichen  Rechts.  Änderungen  der  Frivatrechtsordnung  werden 
darum  viel  stärker  empfunden,  als  Änderungen  nur  des  öffentlichen  Rechts. 
Ein  Angriff  auf  das  bestehende  Prtvatrecht  «(scheint  als  die  gelabrlicbste 
Umsturzbewegung  gc^en  die  bestehende  Gesellschaft  Darum  ist  das 
Privatrecht  um  so  vieles  unbeweglicher  und  zähflüssiger  als  das  öff'entliche 
Recht.  Die  Änderungen  df--.  Privatrechts  sind  säkularer,  für  die  Mit- 
lebenden kaum  merklicher  Art,  während  das  öffentliche  Recht  vom  Wind 
der  Zeit  lebhafter  bewegt  und  nachgiebiger  ist,  weil  es  die  liinzelueu  lauge 
nicht  so  tief  berührt.  Sein  Eigentum  und  seine  Familie  empfindet  jeder 
als  dn  StSck  von  sich  stibst,  viel  mehr  als  seine  politische  Berechtigung. 

Indem  das  Privatrecht  mit  den  Bentzverschiedenheiten  zugleich  die  VMUMtoat 
Klassengegensätze  innerhalb  der  Gesellschaft  hervorbringt,  erzeugt  es  r.i.u!LLu. 
natumotwendig  die  Frage  nach  d'-r  Berechtigung  seines  Dt^^mtis.  Nicht 
immer  hat  es  Privatrecht  und  Privateigentum  im  heutigen  Sinn  gegeben. 
In  den  Anfäugeu  der  üutwickelung  herrscht  ein  naiver  Kommunismus, 
der  das  nationale  Vermögen  als  geineinsames  Vermögen  der  vollberechtigten 
Volksangehorigen  (der  Krieger)  b^iandelt  und  von  öffentlichen  Rechts- 
wegen iSr  die  entsprechende  Verteilung  der  wirtschaftlichen  Güter  sorgt 
In  den  alten  Zeiten  lebt  nur  das  Volk,  die  Menge.  Das  öffentliche  Recht 
ist  alles.  Elrst  allmählich  kommt  das  Privatrecht  auf  und  mit  ihm  das 
Privateigentum,  um  einen  der  Jiinzelperson  ausschließlich  gehörenden  Macht- 
kreis hervorzubringen.  Das  Aufkommen  des  Privatrechts  ist  gleichbedeutend 
mit  dem  Auftreten  des  Individuums,  d.  h.  mit  der  Loslösung  von  Persön- 
lichkeitsleben aus  dem  Heidenleben.  Neben  dem  Volk  erscheint  nunmehr 
die  zw^te  Großmacht  der  Gesdiicht^  die  ihrer  selber  sich  bewußt  werdende 
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EinzelpersönlichkeiL  Sie  nimmt  die  Führung  der  Volksentwickeluug  iu  die 
Hand.  Sie  sieht  und  ergreift  die  höheren  Ziele  des  Büdungslebens.  Sie 
ist  zugrleich  audi  fQr  die  anderen  die  Weckerin  und  Leiterin  zu  edlerem 
Dasein.    Sie  ist  es,  die   den  Grottem  das  Feuer  e  ntwendet,  um  der 

ganzen  Naii n  mit  heller  Fackel  voranzulciichtcn.  In  der  Entfaltung-  von 
freien,  führenden  EinzelpcrsÖnlichkciten  borulit  die  Kraft  und  das  Auf- 
steigen des  nntionalf.n  Lebens,  beruht  die  Kntwickeluni^;  der  Kultur.  Je 
größer  die  Zalü  der  ausgebildeten  und  dauui  walirhatt  gebildeten  iiiuzel- 
personUchkeiten,  um  so  höher  ist  die  Kraft  des  Volkes,  um  so  inhaltreicher 
sein  Kulturleben.  Für  das  Dasein  soldier  Persönlichkeiten  aber  ist  das 
private  Eigentum,  die  private  Familie  die  unentbehrliche  Voraussetzung. 
Das  Privatrecht  schafft  der  Einzelpersönlichkeit  den  Boden,  in  dem  sie 
wurzeln,  den  Raum  fiir  freie  Bewegung-,  in  dorn  sie  atmen  kann.  Ohne 
Einzeleigentum  keine  für  da.s  nationale  Leben  wirkungskräftige  Einzel- 
persönlichkeit.  Daria  liegt  die  Rechtfertigung  des  Privatrechts,  des 
privaten  Eigentums.  Vom  Standpunkt  einer  lediglich  den  isolierten  Eiup 
zelnen  betrachtenden  Ethik  kann  das  Privateigentum  niemals  ausrdcfaend 
begründet  werden.  Denn  der  isolierte  Einzelne  hat  als  solcher  keinerlei 
morrli  rben  An.spruch,  auf  Grund  dessen  er  wirtschaftliche  Güter  über 
das  für  die  Lebensnotdurft  unbedingt  erforderliche  Maß  hinaus  für  sich 
allein  fordern  könnte,  um  sie  anderen  gleich  Bedürftigen  zu  versagen. 
Isur  für  den  als  Mitglied  seines  Volkes  betrachteten  Einzelnen  rechtfertigt 
sich  das  Privateigentum.  Damit  das  Volksleben  voranschreite,  damit 
geistige  Guter  ihren  Glanz  über  das  nationale  Leben  breiten,  damit  das 
Volk  wachse  an  Fülle  und  Kraft  des  Daseins,  dazu  bedarf  es  des  Privat 
rechts,  das  eine  Reihe  von  Einzelnen  nach  oben  führt,  damit  das  von 
ihnen  Gewonnene  wiederum  allen  zugute  komme.  Um  des  Volkes,  um 
der  nationalen  Macht,  um  der  nationalen  Bildung  willen  ist  da-^  Privat- 
recht trotz  aller  Schatten,  die  es  mit  sich  führt,  unentbeliriicli  und  damit 
gerechtfertigt  Das  Privatrecht  der  Gegenwart  ist  die  notwendige  Voraus- 
setzung für  die  Kultur  der  Gegenwart 

II.  Bäuerliches  und  bürgerliches  Privatrecht    In  der  ExtU 

Wickelung  unseres  Privatrerhts  können  wir  zwei  große  Stufen  unterscheiden. 
Die  eine  ist  die  Stute  des  bäuerlichen,  die  andere  die  des  bürgerlichen 
Privatrechts. 

Das  deutsche  Privatrecht  des  Mittelalters  war  bäuerlicher  und  zugleich 
ivivlilclt    ritterUch-adüger  Axt  Der  Landmann  hatte  es  hervorgebracht:  der  Bauem- 

mann  und  der  aus  der  Zahl  der  Bauern  emporgestiegene  Edelmann.  Die 
Kraft  des  deutschen  Volkes  wohnte  auf  dem  Lande.  Das  deutsche  Privat- 
recht des  Mittelalters  war  I^andrf^rht  Ks  war  das  Recht  einer  natural- 
wirtschaftlichen Zeit.  S<  iii  iiileresse  war  der  Besitz,  insbesondere  der 
Grundbcsiu,  —  nicl\t  der  Verkehr.  Das  Landrecht  war  nach  den  einzelnen 
Stammesgebieten  ^Ländern)  verschieden.    Es  gab  während  des  ganzen 
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Mittelalters  im  Grunde  kein  deutsches,  sondern  nur  sächsisches,  schwä- 
bisches, fränkisches  Privatrecht  usf.  Innerhalb  der  einzelnen  Stammes- 
länder setzten  sich  wiederum  zahlreiche  örtliche  Rechtsverschiedenheiten 
durch.  Eine  naturalwirtschaftliche  Zeit  hat  kein  Interesse  an  einheitlicher 
Rechtsgestaltung  für  grüßere  Grebiete.  An  jedem  einzelnen  Orte  gelten 
die  dort  üblichen  Besitzformen.  Solang  der  Verkehr  nicht  eingrdft,  er- 
scheint es  als  gleichgOltigf,  welche  Besitzformen  an  anderen  Orten  in  Kraft 
sind.  Das  bäuerliche  und  junkerliche  Privatrecht  des  Mittelalters  beharrt 
daher  auf  dem  Boden  des  Partikularismus.  Der  Gedanke  eines  deut- 
schen Rechtes  ist  noch  gar  nicht  da. 

Der  geborene  Träger  der  Idee  eines  einheitlichen  deutschen  Rechts  BürgwUcket 
war  der  deutsche  Bürgersmann,  der  deutsche  Kaufmann.  Er  ist  der 
Vertreter  des  Veikehrs,  und  der  Verkehr  wird  durch  örtliche  Rechts- 
verschiedenheit behindert.  Er  verlangt  grundsätzlich  überall  gleiches  Recht. 
Mit  dem  Ende  des  Mittelalters  erhob  sich  auch  in  Deutschland  die  (ield- 
wirtschaft.  Der  geldwirtscliaftliche  Verkehr  zog  aus  den  Toren  der 
Städte,  wo  natürlich  zunächst  die  kaufmännische  Art  aufgekommen  war, 
auf  das  platte  Land  hinaus,  um  auch  den  Grundbesitz  in  Geld  zu  ver- 
wandeln. Städtisches,  büigerüches  Wesen  gewann  Gewalt  audi  über  das 
platte  Land.  Zugleich  trat  die  gelehrte,  in  den  Städten  sich  niedeilassende 
humanistische  Bildung  an  die  Stelle  der  teils  höfischen,  teils  klerikalen 
Bildung-  cles  Mittelalters.  Die  Kraft  des  deutschen  Kulturlebens  wohnte 
jetzt  in  der  Stadt  Es  kam  die  Zeit  des  städtischen  (bürgerlichen)  Staates. 
£s  kam  die  Zeit  des  städtischen  (bürgerlichen)  Rechts. 

Die  Ausbildung  eines  bürgerlichen  Privatrechts  ist  bei  uns  in  Deutsch- 


land zunächst  in  der  Fonn  der  Aufnahme  des  römischen  Rechts  vor  J^^^ 
sich  gegangen,  die  im  i6.  Jahrhundert  sich  vollzog.  Der  innere  Grund  für 

diesen  merkwürdigen  Vorgang  lag  in  dem  unwiderstehlichen  Bedürfnis  der 
Zeit  einerseits  nach  einem  ei nh(;itli chen  (gemeinen),  für  das  ganze  Reich 
geltenden,  anderseits  nacli  einem  bürgrrliclien  Pri\atrecht  Die  geld- 
wirtschaftliche Zeit  verlangte  ein  geldwirtschaftliches  Recht,  ein  Recht  an 
erster  Stelle  nicht  des  Besitzes,  sondern  des  Verkehrs.  In  Frankreich 
und  England  war  die  gro£e  UmwäUntng,  die  von  dem  ländlich-feudalen 
Recht  des  Mittelalters  zu  dem  bürgerlichen  Recht  der  Zukunft  hinüber- 
-fuhrte,  durch  ein  starkes  nationales  Küi  iLj  j  m  auf  dem  Boden  des  natio- 
nalen Rechts  vermittelt  worden.  In  Deutschhmd  fehlte  es  zu  der  ent- 
scheidenden Zeit  an  einer  leistungsfähigen  Reichsgewalt  Das  deutsche 
Kaisertum  war  im  Interregnum  gefallen,  und  die  deutsche  Rechtsentwicke- 
lung  seitdem  sich  selber  überlassen.  So  kam  es,  daß  das  Bedürfnis  der 
Zeit  durch  mae  wissenschaftiiche  Bewegung  befriedigt  wurde,  die  mit 
Hilfe  eines  fremden  Rechts,  des  ronuschoi  Rechts,  ein  gemeines  bfirgerlidi 
geartetes  Privatrecht  für  das  deutsche  Reich  hervorbrachte. 

Die  Rechtsprechung  ging  im  Laufe  des  1 6.  Jahrhunderts  von  den  Un- 
^elehrtea  (Rittern  und  Bauern)  in  die  Hände  von  Gelehrten  über.  Die 
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deutschen  Rechtsgelehrten  waren  nur  des  fremden  römischen,  nicht  des 
deutschen  Rechts  gelehrt  Die  deutsche  Rechtswissenschaft  war  eine 
Tochter  der  italienischen.  Die  deutsch«!  Junsten  hatten  in  Italien  das 
römische  Recht  als  das  überall  Geltung  begehrende  Weltrecht  studiert. 

Sie  hatten  an  der  Hand  der  italienischen  Juristen  die  römischen  Rechts- 
begrifFe  in  sich  aufgcnommeü.  Diese  von  innerer  Klarheit  strahlenden 
Rechtsbegriffe  erschienen  ihnen  als  durch  die  Natur  der  Dinge  selbst  ge- 
geben, als  von  ewig  gültiger  Art  So  wandten  die  deutschen  Juristen 
zwar  das  einheimische  deutsche  Ortsredit  an,  soweit  es  durch  den  Badi> 
Stäben  eines  Statutes,  Gesetzes  cxler  durch  unzweifUhafte  Recht^ewohnheit 
gedeckt  war.  Denn  sie  lebten  keineswegs  der  bewußten  Absicht,  deutsches 
Recht  abzuschaffen.  Soweit  es  aber  an  deutlich  herausgearbeiteten  kate- 
gorischen örtlichen  RechtssätEen  fehlte  —  und  das  war  natürlich  in  sehr 
weitgreifendem  Maße  der  Fall  — ,  schupften  sie  das  anzuwendende  Recht 
nicht  aus  dem  Geiste  der  einheimischen  Ortsrechte  (diesen  Geist  zu  be> 
achw^n  hatten  sie  nicht  gelernt),  sondern  aus  dem  Geiste  des  römisdien 
Rechts,  d.  h.  aus  den  römischen  Rechtsbegriffm,  diesen  von  der  Wissen» 
Schaft  vertretenen,  allein  möglich  scheinenden  Rechtsbegriffen-  Durch 
das  Mittel  der  gelehrten  Rechtsprechung  drang  darum  überall  im  deutschen 
Reich  das  römi«:che  Privatrecht  (das  sog.  Pandektenrecht)  in  die  „Lücken" 
der  deutschen  Partikularrechte  ein.  Dtis  römische  Recht  ward,  wenngleich 
mit  gewissen  Änderungen,  die  teils  die  Reichsgesetzgebung,  teils  die 
Rechtswissenschaft  durchsetzte,  um  das  Recht  des  Corpus  Juris  iür  una 
geschickt  zu  machen,  gemeines  deutsches  Privatrecht  des  heiligen 
römisdi«!  Reiches.  In  dieser  Form  ward  das  Bedürfnis  der  Zelt  nach 
einem  neuen  Recht  befriedigt.  Es  war  ein  dem  Verkehre  zugewandtes 
Recht  gewonnen  worden.  Das  Meisterstück  des  römischen  Privatrechts  war 
gerade  das  Recht  der  Schuldverhältnisse,  d.  h.  der  dem  Austausch  von  Ver- 
mogensleistimgen  dienende  Teil  des  Privatrechts.  Deutschland  war  damit 
zu  einem  gemeinen  und  zu  einem  bürgerlichen,  allerdings  nur  zu 
einem  burgedichen  Recht  römischer  Art  gdangt  Die  Aufgabe  der 
Zukunft  war,  das  nunmehr  bei  uns  zur  Geltung  gelangte  römi.sche 
bürgerliche  Gesetzbuch  durch  ein  deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch  zu 
ersetzen. 


m.  Die  Kodifikationen.  Die  Folge  der  Aufiiahme  des  römischen 
^ 'tt^  dM*^  Rechts  war  zunächst  der  Dualismus  zwischen  dem  gwneinen  Recht  einer-^ 
Pftiükaiwtacto.  seits  uud  dem  Partikularredit  anderseits.  Das  gemeine  im  ganzen  Reiche 

gütige  Recht  fiel  in  der  Hauptsache  mit  dem  fremden  Recht  zusammen.. 
Es  war  durch  die  Aufnahme  des  fremden  Rechts  erzeugt  worden.  Das 
gemeine  deutsche  Frivatrecht  war  wesentlich  Pandektenrecht.  Die  Parti- 
kularrechte, also  die  deutschen  Landrechte,  Stadü  echte,  Urtsrechte,  be- 
deuteten umgekehrt  die  noch  aufrecht  gebliebenen  Reste  des  einheimisch 
deutschen  Rechts.  Das  partikuläre  Privatrecht,  z.  B.  das  eheliche  Güter« 
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Tedht  der  Stadtrechte  und  Landrechte,  war  in  der  Hauptsache  deutsches 
Frivatrecht  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes. 

Zwei  Jahrhunderte  lang  (von  1 500  bis  1700)  lag  die  Kraft  der  deutschen  EaiwidMtaaf 
Rechtsentwickelung  auf  dem  Gebiete  des  gemeinen  Rechts.  Hinter  dem 
genieinen  Recht  stand  die  deutsche  Reichsgesetzgebung,  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  und  das  höchste  deutsdie  R^cbsgi«iclit  Die  Recht» 
^rechung  des  Reichskammergerichts,  die  bis  in  den  Ausgang  des  17.  Jahr- 
hunderts für  ganz  Deutschland  von  hochbedeutendem  Einfluß  war,  stand 
grundsätzlich  auf  dem  Boden  des  gemeinen  Rechts;  nach  Partikularrecht 
ward  nur  erkannt,  wenn  die  Partei  bestimmtes  positives,  zugleich  „leid- 
liches und  ehrbares«  Ortsrecht  nachzuweisen  imstande  war.  Gerade  durch 
die  Rechtsprechung  des  Reichskammergerichts  ist  die  Aufnahme  des 
römischen  RechtSi  d.  h.  die  Einfügung  des  römischen  Rechts  an  die  „Lückeof 
der  deutschen  Partünilanrechte  an  erster  Stelle  bewirkt  worden.  Die  Praxis 
des  Reichskammergerichts  war  nur  ein  Ausdruck  der  die  Rechtswissen- 
schaft von  damals  beherrschenden  Strömimg.  Die  deutschen  Partikular- 
rechte  blieben  von  der  Wissenschaft  verlassen.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  1 7.  Jahrhunderts  begann,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  sächsischen 
Rechts,  eine  juristische  Literatur  auch  partikularrechtlichen  Bildungen  das 
Licht  und  die  Lebenskraft  wiasensdiaftiiclier  Behandlung  mitzuteilen. 

Sonne  und  Wind  waren  durch  das  ganze  16.  und  17.  Jahrhundert  auf 
der  Seite  des  gemeinen  Reichsrechts,  d.  h.  des  fremden  Rechts.  Noch  bis 
in  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  bedeutete  das  Reich  eine  Macht  Das 
Reich  machte  an  erster  Stelle  die  deutsche  Politik,  und  die  Rechtsprechung 
(Rcichskammergericht),  sowie  die  Gesetzgebung  (ies  Reiches  machten  an 
erster  Stelle  das  deutsche  Recht  Das  ist  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  anders  geworden.  Seit  dem  WestSIischen  Flieden  war 
die  Kraft  des  alten  Reidies  gebrochen.  Der  Staatsgedahke  lebte  von 
nun  an  in  den  TerritorieQ,  und  die  Frage  war:  welcher  von  diesen  lemdes- 
herrlichen  Staaten  wird  einstmals  hervorbringen  das  neue  Reicli?  Mit 
dem  Sinken  des  alten  Rt  ic  hes  und  dem  Aufsteigen  der  Landesstaatsgewalt 
mußte  ein  Rückgang  auch  des  Reichsrechts,  d.  h.  des  gemeinen  Rechtes 
und  ein  erneutes  Emporkommen  der  landesrechtlichen,  d.  h.  der  partikular- 
rechtlichen  Entwtckelung  wst  verbinden. 

Seit  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  verl^  die  deutsdie  Rechts-  tMMkOmt 
entwickelung  ihre  Schwerkraft  wieder  in  die  deutschen  Landesrechte,  d.  h.  pma^^n 
in  die  Partikularrechte.  Das  gemeine  Recht  stand  seitdem  still.  Die  neuen 
Aufgaben,  die  seit  dem  18.  Jahrhundert  7..  B.  auf  dem  Gebiete  des  Real- 
kredits (Hypothekengesetzgebung)  sich  autdrängten,  wurden  aussclüießlich 
von  der  Landesgesetzgebung  in  die  Hand  genommen.  Die  Reichsgesetz- 
gebung versagte.  Das  gemeine  Recht  fing  an  zu  veralten.  Das  Parttkular- 
recht  ward  in  stetig  steigendem  Mafie  nicht  bloB  der  Vertreter  des  ein^ 
heimisch  deutschen,  sondwn,  was  noch  mehr  zu  bedeuten  hatte,  zugleich 
der  Ausdruck  des  kommenden  neuzeitüchen,  der  Gegenwart  ent^echenden 
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Rechte.  Das  i8.  und  das  19.  Jahrhundert  (1700  bis  1900)  sind  die  Zeit  des 
ununterbrochenen  Aufsteigens  der  deutschen  Partikularrechte.  Auf  die 
Zeit  der  Aufnahme  des  r&mischen  Rechts  (16.  und  17.  Jahxhundert)  folgte 
nmunehr  (18.  und  19.  Jahrhundert)  die  siegreiche  Gegenbewegung  der  deut- 
schen Landesredite  gegen  dns  fremde  Recht 
»•AaftnraDR.  Zugleich  war  ein  neuer  Geist  in  die  deutechen  Lande  eingezogen»  der 
die  Segel  der  Landesgesetzgebung-  mächtig^  schwellte:  der  Geist  der  Auf- 
kläruncf.  Seit  dem  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  ist  die  Vernunft  des 
Individuums  als  die  größte  Macht  in  der  Geschichte  entdeckt  worden. 
Sie  hat  die  Greheinimsse  des  Weltall»  enträtselt  Sie  vermag,  wie  die 
Naturgesetze  der  Weltkoxper,  so  auch  die  Naturgesetze  des  gesellschaft- 
lichen Körpers,  das  Naturrech^  Vemunftrecht,  zu  entdecken.  Sie  verlangt 
ihre  Befreiung  von  der  Überlieferung,  um  an  die  Stelle  des  geschichtlichen, 
zu  Unsinn  und  Plage  gewordenen  Rechts  das  natürliche,  vernünftige  Rf  ?  ht 
der  Gegenwart  einzusetzen.  Das  geschichtlich  Überkommene  hat  für  die 
Aufklärung  als  solches  keine  verbindliche  Kraft  Die  Gegenwart  gehört 
sich  selbst  £s  gilt  die  Abschüttelung  der  Last  der  Jahrhunderte,  die  Be- 
freiung der  Lebendigen  von  den  Toten,  der  Gegenwart  von  der  Ver- 
gangenheit Ein  revolutionäres  Zeitalter  nimmt  seinen  Anfang;  revolutionär» 
weil  die  Autorität  der  Überlieferung  für  immer  zerbrochen  ist. 

Die  tfcsctzgfcbende  Gewalt  empfing  den  großen  Beruf,  (]as  \'eraltete, 
lediglich  Überlieferte  zu  zerstören  und  der  neuen  Zeit  ein  neues  Kleid  zu 
schaffen.  Die  Umwälzung  des  Bestehenden  ward  in  den  deutschen  Staaten 
an  erster  Stelle  von  oben  her,  durch  die  aufrteigende  absolute  Monarchie 
bewirkt 

Auf  dem  Rechtsgebiete  war  die  Oberlieferung,  sofern  es  sich  um  das 

Privatrecht  handelte,  mit  der  Geltung  des  römischen  Privatrechts,  des 
Pandektenrechts,  als  eines  gemeinen  dcHitschen  Rechts  glelchljedeutend. 
Die  Empörung  gegen  (he  Vergangenheit  mußte  als  Empörung  gegen  das 
Pandektenrecht  sich  äußern.  Es  erschien  dem  1 8.  Jahrhundert  mit  Recht 
als  unvernünftig,  daß  ein  fremdes,  lateinisch  geschriebenes,  dem  gemeinen 
Manne  durchaus  unzugängliches  Gesetzbuch,  das  romisdie  Cotpus  Juris» 
in  der  Gegenwart  praktisch  gdtendes  Recht  zu  sein  beanspruchte.  Um  so 
mehr,  da  der  Inhalt  des  fremdsprachlichen  Gesetzbuches  durch  eine  in- 
zwischen allmählich  ins  Unendlich r>  angesehwollcne  Kontroversenliteratur 
mehr  verdunkelt  als  aufgeklärt  worden  war.  Ks  erliob  sich  die  Losung: 
Weg  Corpus  Juris,  weg  Pandekten!  Weg  mit  dem  fremden  Gesetzbuche, 
damit  an  die  Stelle  des  lateinischen  ein  deutsches  Gesetzbuch  trete! 
KcMüfikationML  Die  Losttug  des  Aufklärungszeitalters  (das  noch  heute  nicht  abgelaufen 
ist)  war  die  Kodifikation. 

Das  Wesen  der  Kodifikation  ist  ein  doppeltes:  einmal  die  Abschaffung 
des  gesamten  bisherige  n  Rf  chts  (für  das  zu  kodinzierende  Rechtsgebiet); 
zum  andern  die  Abfassung  eines  das  ganze  zusanunenfassenden  Gesetz- 
buches, das  nunmehr  ausschließlich  das  zu  kodifizierende  Rechtsgebiet 
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beherrscht.  Die  Kodifikation  macht  tabula  rasa  mit  der  Vergangeoh 
heit.  Der  Zusammenhang  mit  der  Geschichte  und  all  ihren  Streitfragen 
soll  (wenn  möglich!)  verschwinden  und  das  Recht  der  Gegenwart  in 
ein  einziges  Buch  (code)  zusammengefaßt  werden,  das  (wenn  möglich!) 
lediglidi  aus  sich  selber  und  durch  sich  selber  verständlich  seL  So  ward 
IQr  das  Strairecht  ein  Stra%esetzbuch,  für  das  Geriditsveffahren  dn 
ProsefigesetzbudL,  für  das  Privatrecht  ein  Privatrechtsgesetzbudi  (bürger- 
liches Gesetzbuch)  gefordert  Das  römische  Corpus  Juris  civilis  mit  allem 
seinem  Anhang  sollte  beseitigt  und  ein  deutsch  geschriebenes,  der  Ver- 
nunft der  Gegenwart  entsprechendes  neues  Privatrechtsgesetzbuch  an  seine 
Stelle  gesetzt  werden. 

Das  Zeichen  zum  Angriff  auf  das  romische  Recht  wsu-d  von  dem 
Pteuftenkönigr  gegeben.  Friedrich  Wilhehn  L  verfügte»  dafi  das  römische 
Recht  „abgeschafft«  und  ein  „bestandiges  und  ewiges  Landrecht^  an  seine 
Stelle  gesetzt  werde  (Edikt  vom  21.  Juni  17 13;  Kabinettsorder  vom  18.  Juni 
1714).  Aber  das  Werk  war  nicht  so  schnell  getan.  Aus  der  preußischen 
Anregung-  ist  zunächst  das  bayrische  Landrecht  von  1736  (Codex  nayriachM 
Maximilianeus  bavaricus  civilis)  hervorgegangen,  —  ein  noch  schüchterner 
erster  Kodifilcationsversuch.  Das  bayrische  Landrecht  VUk  einerseits  die 
Geltung  der  bayrischen  FarUkularrechte  (der  zahhreich  in  Bayern  blühenden 
Stadtrechte  und  Ortsredite),  anderseits  auch  die  Geltung  des  gemeinen 
Pandektenrechts  unberührt.  Es  schiebt  sich  zwischen  das  gemeine  Recht 
und  die  bayrischen  Ortsrechte  mitten  ein,  in  der  Absicht,  das  gemeine 
Recht  für  Baj'ern  gesetzgeberisch  darzustellen,  die  Streitfragen  ab- 
zuschneiden und  wenigstens  tatsachlich  das  fremde  gemeine  Recht  (dessen 
formale  Geltung  unverändert  bleibt)  durch  ein  deutsch  geschriebenes,  den 
bayrischen  Verhältnissen  angepaßtes  Gesetzbuch  zu  ersetzen. 

In  Preußen  ist  das  Weric  der  Kodifikation  erst  gegen  Ende  des  fr^mBuche* 
18.  Jahrhunderts  zum  Abschluß  gebracht  worden.  Erst  im  Jahre  1794 
ward  das  preußische  T.and  recht  als  Gesotz  veröflFentlii  ht.  Obgleich  es 
nach  dem  Tode  Friedrichs  dt.-s  Großen  erschien,  trägt  es  doch  den  Geist 
des  firiederizianischen  Zeitalters  in  sich.  Das  preußische  Landrecht  macht 
mit  dem  Gedanken  Emst,  das  Corpus  Juris  zu  beseitigen.  Das  gemeine 
deutsche  Recht  ward  durch  das  Landrecht  für  die  preußischen  Staaten  . 
aufgehoben.  An  die  Stelle  des  fr^den  Rechts  trat  ein  nicht  bloß 
deutsch  geschriebenes,  sondern  auch  zu  einem  sehr  erheblichen  Teile 
deutsch  gedachtes  Gesetzbuch.  Das  preußische  Landrecht  ist  inhaltlich 
in  sehr  bedeutendem  ^hlße  preuRi'^ch,  niidit  römisch.  Es  bedeutet  das 
erste  große  (iesetzgebungswerk,  das  dem  römischen  Weltgesetzbuche  mit 
selbständiger  und  selbstbewußter  Geisteskraft  gegenübertrat.  Der  Wettp 
kanq»f  mit  dem  Corpus  Juris  ward  unternommen  und  das  Werk  hat  sich 
als  solches  Zieles  nicht  unwürdig  ausgewiesen.  Aber  das  preufiische  Land- 
recht beschränkte  sich  darauf,  das  gemeine  Recht  zu  ersetzen.  Die  in 
Preußen  geltenden  Partikularrechte  (Provinzialrechte,  Stadtrechte,  Oits- 
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rechte)  blieben  unberührt.  Das  preußische  Landrecht  sollte  nur  das  „all- 
gemeine« Landrecht  fSr  die  preolischmi  „Staaten"  seio.  Es  sollte  an  Stdle 
des  bisherigen  gemeinen  Rechts  exgänzend  in  die  Lücken  der  pTeiifiiw:hen 
Partikiilarrechte  eintreten.  Der  Gedanke  eines  etnheitlichen,  die  parti- 
kulären Rechtsverschiedenheiten  beseitigenden  preußischen  Rechts  war 
noch  nirht  da.  Auch  für  Friedrich  den  Großen  g-ab  es  noch  keinen 
preußischen  Staat,  sondern  nur  preußische  „Staaten".  Der  Gedanke  des 
Einheitsstaates  fehlte.  Darum  fehlte  auch  der  Gedanke  des  einheitlichen 
Rechts. 

Cod«  cML       Der  grofie  Fortschritt,   der  den  Staat  aus  einer  Mehrheit  von 
einzehien,  demsdben  Herrscher  gehörenden  Herrschaften,  Besitztümern» 

Staaten  in  den  einheitlichen  unteilbaren  nationalen  Staat  der  Gegenwart 
verwandelte,  war  inzwischen  in  Frankreich  g-emacht  worden.  Die  franzö- 
sische Revolution  schuf  das  franz<>s!srbe  Volk  als  ein  einheitliches  Volk 
und  den  französischen  Staat  als  ciacn  nationalen  Einheitsstaat  Napoleon  I. 
trat  das  Erbe  der  firanzönscihea  Revolution  an.  Er  entfesselte  die  Krait 
des  franzödschen  VoUcstuma.  Er  oiganitierte  den  Einheitsstaat  Dem 
französischen  Einheitsstaate  gab  er  das  einheitliche  französische  Redit 
Im  Jahre  1804  veröffentlichte  er  den  code  civil  des  Fran9ais,  die  Kodi- 
fikation des  französischen  Privatrechts.  Sein  Werk  war  an  erster  .Stelle 
die  BeseitigTing'  der  vielen  bis  dahin  in  Nord-  wie  in  Südfrankreich  gültig 
gewesenen  Partikularrechte  (coutumes).  Das  römische  Recht  war  in  Frank- 
reich nicht  in  der  Weise  rezipiert  worden,  wie  bei  uns«  Es  gab  dort  kein 
gemeines  auf  fremder  Wurzel  beruhendes  Frivatrecht»  das  abzuschaffen 
gewesen  wäre.  Es  gab  aber  trotz  der  die  Rechtseioheit  vorbereitenden 
monarchischen  Gesetzgebung  des  ancien  r^rime  in-  Menge  von  Coutumes, 
also  von  Partikularrechten,  deren  Urspruntr  in  ri  f  /  it  der  mittelalterlichen 
politischen  Auflösung  zurückreichte.  Dieser  Keciitsbestand  ward  durch 
Napoleon  I.  rasiert  Alle  diese  Partikularrechte  mußten  vor  der  Einheit 
des  französischen  Volkes  vnd  der  ^nhdt  des  fianziSmidien  Rechts  vei^ 
schwinden.  So  trat  der  code  civil  von  1804  als  das  erste  nicht  bloß  kodir 
fixierende,  sondern  zugleich  uniformierende  Gesetzbuch  auf.  Im  ganzen 
Umkreis  des  französischen  Staates  gab  es  fortan  nur  noch  ein  einziges 
privatrecht:  das  neue  Privatrecht  des  rnde  civil.  Hier  war  wirklich  mit 
der  abgestorbenen  Vergangenheit  gebrochen  und  ein  lediglich  den  Forde- 
rungen der  Gegenwart  entsprechendes  Recht  geschaffen  worden.  Dem 
nationalen  Staate  entsprach  das  nationale  Redit 

Die  gesamte  folgende  Kodifikationsbewegung  irt  durch  das  Vorbild 
des  code  civil  bestimmt  worden.  Ln  linknhtialschen  Deutschland  blieb 
der  code  civil  auch  nach  Beseitigung  der  französischen  Fremdherrschaft 
in  Kraft.  Hier  ward  durcli  das  französische  Geset/buch  endgültig"  zug"leich 
das  nomeine  Pandektenrecht  und  die  Menge  der  Partikularrechte  beseitigt, 
j^^jj^^.^^^  Im  Großherzogtum  Baden  ward  iSo  )  eine  Übersetzimg  des  code  civil  als 
iMdcteht.  badisches  Landrecht  (mit  einigen  auf  die  agrarischen  Verhältnisse  be- 
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züg-lichen  Zusätzen)  veröffentlicht  unter  Aufhebunt^  sowohl  des  jremeincn 
Pandektenrechts,  wie  auch  der  zahlreichen  bis  dahin  in  Baden  gnültigen 
Ortsrechte:  ein  badischer  Staat,  ein  badisches  Recht  Als  erste  selb- 
ständige Kodifikation  folgte  auf  den  code  cml  das  österreichische  {WnieWaeh« 
bürgerliche  Gesetzbuch  von  1 8 1 1.  Die  Vorarbeiten  zum  österreichischen  ^^^^ 
Gresetzbudie  gdlien  Ins  in  die  Tage  der  großen  Kais^in  Maria  Theresia 
zurück.  Der  Abschluß  erfolgte  erst  jetzt,  und  zwar  unter  Einwirkung  des 
durch  das  französische  Gesetzbuch  gegebenen  Vorbildes.  Inhaltlich  beruht 
das  österreichische  Gesetzbuch  einerseits  auf  dem  g-emeinen  Pandektenrecht 
von  damals,  anderseits  auf  der  österreichischen  Landesgeset/.gebung.  Das 
Moderne  am  österreichischen  Gesetzbuch  ist,  daß  es  gleich  dem  code 
civil  alles  bidierige  Recht,  nidit  bloß  das  gemeine  Redit,  sondern  ebenso 
Audi  die  simtlichen  Putikularrechte  Östeneichs  aufhebt  Soweit  ntdit 
Vorbehalte  (zug^unsten  der  agrarischen  Rechtsverhältnisse)  gemacht  sind, 

seitdem  in  den  tleutschen  Erbländem  der  Monarchie  (in  Cisleithanien) 
ausschließlich  das  Privatrecht  des  Gesetzbuchs:  ein  Osterreich,  ein  Recht 

So  liat  die  Koditikationsbewegung,  die  um  1700  einsetzte,  etwa  100 
Jahre  spater  reiche  Frucht  getragen:  das  preußische,  das  französische,  das 
badische,  das  österreichische  Gesetzbuch.  Als  ein  Späüing  ist  dann  im 
Jahre  1865  das  königlich  sächsische  bürgerliche  Gesetzbuch  hinzu- 
gekommen,  gleichfalls  für  sein  Gebiet,  wie  das  gemeine  Recht,  so  auch  ^2tth^ 
die  Ortsrechte  aufhebend.  In  dem  g'anzen  deutschen  Osten  war  pfPg'en 
das  Ende  des  ig.  Jahrhunderts  durch  das  preußische,  das  sächsische,  das 
österreichische  Gesetzbuch  die  Geltung  des  römischen  Corpus  Juris  abge- 
schafft worden;  ebenso  am  linken  Rheinufer  und  in  Baden.  Den  Abschluß 
der  Entwickelung  mußte  die  Kodifikation  des  FiiTatrechts  durch  ein 
deutsches  Gesetzbuch  bilden.  Dazu  bedurfte  es  der  Gründung  des  neuen 
Deutsdien  Reichs. 


IV.  Das  deutsche  bür.sj^erliche  Gesetzbuch.  Die  Koditikations-  Umt«ciiM 
gesetzgebung  der  einzelnen  deutschen  Länder  war  trotz  ihrer  hervor-  ^^^'^l^ 
ragenden  Bedeutimg  dennoch  naturgemäß  außerstande,  die  große  Auf- 
gabe^ um  die  es  nch  handelt^  wirklich  zu  lösen.  Der  Gegensatz  zwischen 
gemeinem  und  partikuISrem  Recht,  zugleich  zwisdien  dem  rezipierten  und 
dem  ^heimischen  Recht  konnte  dtirch  die  Landesg^eset/g^ebung  ntdit 
überwunden  werden.  Das  gemeine  römische  Pandektenrecht  blieb  trotz 
alledem  in  einem  großen  Teile  Deutschlands  in  Geltung".  Die  Kodifikationen 
bedeuteten  bloßes  Partikularrecht  Die  Besonderheit  der  jjartikularrecht- 
lichen  Entwickelung  ward  lediglich  gesteigert  Und  die  deutsche  Wissen- 
schaft leistete  der  landesrechtlichen  liCodifikati«»!  keine  Heeresfolge.  Der 
preußische  und  der  sächsische  Gesetzgfeber  konnte  preußisches  und  säch- 
^ches  Recht,  nicht  aber  eine  preußische  und  eine  sächsische  Rechts- 
wissenschaft hervorbringen.  Es  gab  nach  wie  vor  nur  eine  deutsche 
Rechtswissenschaft,  und  diese  deutsche  Rechtswissenschaft  betrachtete  als 
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ihren  vomphmstpn  Grg-enstand  nicht  das  preußische  noch  das  sächsische, 
sondern  das  gemeine  deutsche  Recht,  d.  h,  das  römische  Pandektenrecht. 
Zwar  gab  es  auch  eine  Wissenschaft  des  sog.  deutschen  Privatrechts, 
die  dem  einheimischen  deutsdien  Recht  und  damit  den  in  den  deut- 
schen Fartikularrechten  wirksam  gebliebenen  deutschen  Rechtsgedanken 
diente.  Die  Wissenschaft  vom  deutschen  Privatrecht  war  gewissermaßen 
die  gemeinsame  Wissenschaft  der  deutschen  Partikularrechte.  In  dieser 
Wissenschaft  war  denn  auch  vom  preußischen  ]>andreclit  und  vom  säch- 
sischen Gesetzbuch,  ebenso  wie  von  anderen  Landesgesetzen  die  Rede. 
Aber  diese  Behandlung  der  Landesrechte  war  selbstverständlich  nur  eine 
summarische,  die  Grundgedanken  einigermaflen  zusammenfassende.  Sie 
gab  eine  kurze  Einleitung  in  die  partikidarrechdiche  Entwickelung,  nicht 
aber  das  einzelne  Partikularrecht  in  seinem  ganzen  inneren  Zusammen- 
hange. 

Die  Hauptkraft  der  deutsciien  Rechtswissenschaft  bUcb  auf  das  Pan- 
dektenrecht gerichtet  Aui  diesem  Gebiete  hatte  seit  Savigny  die 
deutsche  Jurisprudenz  des  19.  Jahrhunderts  ihre  größten  Erfolge  davon- 
getragen. Die  deutsche  Pandektenwissenschaft  war  es,  durch  welche  die 
deutsche  Jurisprudenz  Einfluß  auf  die  Rechtswissenschaft  aller  andern 
Kulturländer  gewonnen  hat  Tn  der  Pandektenwissenschaft  lag  der  Schatz, 
der  die  geistiq-e  Macht  deutscher  Rechtswissenschaft  und  ihre  Herrscher- 
Stellung  begründete.  In  der  Pandektenwissenschaft  besaß  und  bearbeitete 
sie  die  juristischen  GnmdbegrifFe,  welche  die  Welt  des  Privatrechts  be- 
wegen. Es  war  naturgemäß,  daß  die  deutsche  Rechtswissenschaft  bei 
diesem  edlen  Gegenstande  verharrte  und  Ach  nicht  dazu  herbeiließ,  in  die 
Tiefen  und  Schwierigkeiten  der  einzelnen  Landesrechte  hinabzusteigen, 
um  dort  Reoriffen  naclizug<'hcn ,  die  dorli  nur  eng  begrenzte  Geltung  in 
Anspru^•h  /u  neliin(-n  vermochten.  Die  (ieuts<iie  Rechtswissenschaft  bildete 
den  deutschen  juristischen  Geist  an  den  klassischen  reinen  Formen  des 
römischen  Privatrechts. 

Die  Folge  war,  daß  unsere  Wissenschaft  dem  praktischen  Recht  sich 
mehr  und  mehr  entfremdete.  Das  praktisch  geltende  Recht  der  Landes- 
g'vset/'e  fand  nur  eine  ungenügende  wissenschaftliche  Behandlung,  und 
das  Recht,  mit  dem  die  Wissenschaft  sich  eingehend  beschäftigte"  i'das 
römische  Rechte,  stand  praktisch  nur  noch  in  sehr  beschränkter  Gellung. 
Der  Praktiker  ward  durch  sein  akademisches  Studium  nur  mangelhaft  auf 
das  von  ihm  später  anzuwendende  Landesrecht  vorbereitet  In  der  Hand- 
habung dieses  seines  Landesrechts  blieb  er  vorwiegend  auf  sich  selber 
angewiesen.  Die  deutsche  Wissenschaft  leistete  ihm  wen^  Ifilfe.  Die 
Folge  war  selbstverständlich,  daß  er  sich  in  der  Regel  um  diese  Wisseo- 
srh.'ifl  v>  (Miig  oder  gar  nicht  kümm»'rtp.  D(  r  Praktiker  verlor  die  h  ühJung 
mit  der  deutschen  Rechtswissenschalt,  und  die  deutsche  R*  rlnswissenschaft 
entbehrte  ihrerseits  der  Befruchtung  durch  die  Praxis.  Rechtsiehre  und 
Rechtshandhabung  wandten  einander  den  Rücken. 
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Die  landesroclitliche  Kodifikation  hatte  den  Partikularismus  gesteigert 
und  die  Trennung  von  Wissenschaft  und  Praxis  herbeigeführt  All  diesen 
Übelsländen  konnte  nur  durch  ein  deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch, 
durch  eine  emheitlicbe  Neugestaltung  des  Privalrechts  für  ganz  Deutsch* 
land  abgeholfen  werden.  Dem  deutsclien  Gresetzbuch  muAte  die  deutsche 
Wissenschaft  folgen.  Nur  dtu-ch  eine  deutsche  Kodifikation  konnte  die 
Zersplitterung  der  bisherigen  Rechtsentwickelung,  zugleich  die  Herrschaft 
des  ftemden  Rechts  und  die  naturwidrige  Scheidung  von  Wissenschaft 
und  Praxis  überwunden  werden. 

Auch  in  Deutschland  war  das  Begehren  nach  einheitlicher  Rechts- 
gestaltung  im  Laufe  des  19.  Jahihundeits  zu  immer  größerer  Gewalt  ge- 
langt:  dem  einen  deutschen  Volke  ein  deutsches  Recht!  Auf  dem  Gebiete 
des  Handys-  und  Wechselrechts  war  das  Einheitsbedüifhis  so  stark,  dafi 
es  schon  vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs  in  gewissen  Grenzen 
zu  seiner  Befriediqoing-  durch  die  deutsche  Wechselordnung  von  1848  und 
durch  das  „allgemeine  deutsche  Handelsy^esetzbuch"  von  1861  gelangte. 
Beide  Gesetze  waren  in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  nur  kraft  der 
Publikation  als  Landesgesetz  verbindlich.  Aber  die  Laodesgesetzgebung 
hatte  überall  die  gleiche  Wechadordnung  und  das  gleidie  Handelsgesetz- 
buch publiziert,  also  zwar  formell  Partikularrecht,  aber  dodi  für  alle 
deutschen  Staaten  übereinstimmendes  Partikularrecht  grschaffen.  Der 
Kaufmann  erreichte  zuerst  ein  übereinstimmendes  Recht  für  ganz  Deutsch- 
land in  seinen  eigentümlich  kaufmännischen  Angelegenheiten.  Die  Haupt- 
sache aber  war,  auch  für  den  Kaufmann,  zu  einer  Einheit  des  Privatrechts 
fiberhai^t  zu  gelangen,  zumal  ja  das  gemeingültige,  für  jedennann,  nicht 
bloß  für  den  Kauftnann,  bestimmte  Privatrecht  auch  in  Handels-  und 
Wechselsachen  überall  ergänzend  einzugreifen  hatte.  Solches  Ziel  zu  er- 
reichen aber  \var  erst  nach  der  (xrünclung  des  Dent<5chcn  Reiche  möglich. 

Im  Anfang  des  iq.  Jalirbundcris  hatte  Savigny  in  einer  berühmten 
Schrift  (Vom  Beruf  imserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissen- 
schaft, I.  Aufl.  18 14)  seinem  Zeitalter  den  Beruf  zur  Gesetzgebung  ab- 
gesprochen. Seine  Meinung  war,  dafi  es  an  der  Fähigkeit  zur  Neu-* 
gestaltung  unseres  Rechts  durch  ein  deutsches  Gesetzbuch  mangele.  Li 
Wirklichkeit  wird  der  Beruf  zur  Gesetzgebung  niemals  durch  die  Fähig- 
keit zur  Gesetzesabfassung  (die  immer  eine  sehr  unvollkommene  ist),  son- 
dern allein  durch  da.'^  praktische  Bedürfnis  gegeben.  Was  in  Wahrheit 
zu  Savignys  Zeit  fehlte,  war  der  Mangel  einer  politischen  Organisation, 
einer  Staatsgewalt,  die  das  Gesetzgebungswerk  für  ganz  Deutschland  hätte 
auf  ihre  Schultern  nehmen  können.  Das  ward  nunmehr  anders.  Mit  der 
Gründung  des  Deutschen  Reichs  trat  der  Gesetzgeber  auf,  der  solches 
Werkes  mächtig  war. 

Die  Verfassung  des  Xorddeutst  hen  Bundes  wies  der  Bundesgewalt 
nur  die  Gesetzgebung  über  das  Obligaiioni  areciii,  also  über  das  Recht 
der  Schuldverhältnissc  zu  (Art.  4.  Ziff.  131.    Die  deutsche  Reich-sverfassung 
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von  1871  (Art.  4.  Ziff.  13)  schloß  sich  zunächst  diesem  Vorbild  an.  Aber 
schon  durch  Reichsgesetz  vom  20.  Dezember  1873  ward  „das  trcsamte 
bürgerliche  Rechte*  in  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetzgebimg  einbezogen. 

Die  Arbeit  ward  sofort  in  An^ff  genommen.  Schon  1874  ward  eine 
Kommission  für  die  Ausarbeitung  eines  deutschen  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs niedergesetzt  Im  Jahre  1888  erfolgte  die  Veröffentlichui^  des 
Entwurfs  (des  sonf.  ersten  Entu^^urfs)  mit  Motiven.  Schon  dieser  erste 
Entwurf  bedeutete  eine  hervorragende  Leistung,  nicht  bloß  als  Werk  ge- 
wissenhafter Sorgfalt,  .sondern  auch  als  Ausdruck  gesetzgeberischen 
Konnens.  Der  Kern  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist  durch  ihn  ge- 
schaffen worden.  Trotzd^  befriedigte  das  Werk  nicht,  sowohl  wegen 
seiner  schwexfalligen  Form,  wie  wegen  seines  in  manchen  Stüdcen  doktri- 
nären  Inhalts.  Ein  Sturm  des  Widerspruchs  erhob  sich.  Es  war  bald 
klar,  daß  der  Entwurf  einer  Umgestaltung  bedürftig  sei.  Ende  1890  ward 
vom  Bundesrat  eine  zweite  Kommission  niedergesetzt,  die  mit  der  Um- 
arbeitung betraut  wurde.  Aus  ihren  Beratungen  ist  der  zweite  Entwurf 
hervorgegangen,  auf  dessen  Inhalt  sowohl  die  am  ersten  Entwurf  geübte 
Kritik  wie  der  inzwisdien  wissenschaftlich  zu  stärkerer  Greltung  gelangte 
Geist  des  deutschen  Rechts  imd  nicht  zum  geringsten  das  Wachstum  der 
sodalen  Anschauungen  innerhalb  der  gebildeten  Kreise  entscheidend«! 
Einfluß  aiisgeübt  haben.  Der  zweite  Entwurf  ward  mit  wenig  Andenmgen 
(sog.  dritter  Entwurf)  vom  Bundesrate  angenommen  und  dem  Reichstage 
vorgelegt  Eine  Reichstagskommission  hat  daa  Ganze  nochmals  durch- 
gearbeitet und  an  manchen  Stellen  die  Forderungen  ausgleichender  sozialer 
Gerechtigkeit  zu  noch  stärkerer  Geltung  gebracht  Dann  ward  das  Werk 
vom  Reichstag  und  Bundesrat  angenommen,  und  am  x8.  Av^st  1 896  setzte 
Kaiser  Wilhelm  IL  seinen  Namenszug  unter  das  büigerliche  Gesetzbuch 
sowie  unter  ein  gleichzeitig  erlassenes  Einführungsgesetz.  Eine  ganze 
Reihe  von  weiteren,  mit  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  zusammenhängenden, 
ergänzenden  Reichsgesetzen  ist  sodann  ausgearbeitet  worden.  Mit  dem 
I.  Januar  1900  trat  das  neue  Recht  in  Kraft. 

Jetzt  endlich  war  der  Gegensatz  von  gemeinem  und  Partikulaxrecht 
überwunden.  Die  unzähligen  Rechtsverschiedenheiten,  welche  letztlich  in 
längst  verschwundenen  politischen  Zustanden  wurzelten,  wichen  endlich 
vor  der  Sonne  eines  neuen  einheitlichen  Rechts.  Dem  nationalen  deut- 
schen Einheilsstaate  ward  das  nationale  deutsche  Kinheitsrecht:  ein  Volk, 
ein  Reich,  ein  Rechtl  Mit  den»  Gegensatz  des  partikulären  und  des  ge- 
meinen Rechts  versdiwand  zugleich  der  Gegensatz  des  ramischen  und  des 
einheimischen  Rechts.  Um  1500  war  das  römische  Recht  bei  uns  in 
Geltung  getreten,  nach  400  Jahren  trat  es  mit  dem  i.  Januar  1900  endlich 
für  ganz  Deutschland  außer  Kraft.  Die  Zeit  der  Fremdherrschaft  war 
vorüber.  Wir  bedurften  des  fremden  bürgerlichen  Rechts  nicht  mehr. 
Auf  dem  durch  die  Landesgesetzgebung  vorbereiteten  Boden  war  durch 
das  neu  gegründete  Deutsche  Reich  ein  deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch, 
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worden. 

Wie  einst  der  Fall  des  mittelalterlichen  Ivaisertums  den  Fall  des  mittel- 
alterlichen deutschen  Rechts  und  die  Aultiahme  des  römischen  Rechts 
nach  sich  gezogen  hatte,  so  hat  jetzt  am  Ende  des  19.  Jahrhtmderts  die 
Wiedergeburt  des  deutschen  Kaisertums  zugleich  die  Wiedergeburt  des 
deutschen  Rechts  mit  ^ch  geführt. 


B,  Charakter  und  Inhalt  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs, 

L  Charakter.  Das  bürgerliche  fcresetzbuch  ist  inhaltlich  an  erster 
Stelle  nicht  aus  dem  römischen  Pandektenrecht,  sondern  aus  den  deutschen 
Landesrechten  hervorgegangen.  Vomehmlidi  ist  das  preußisdie  Rech^ 
teilweise  auch  das  sachsische  Gesetzbuch  grundlegend  gewesen.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  bedeutet  gesdiichtlich  den  Sieg  der  deutsdien 
Landesrechte  über  das  im  1 6.  Jahrhundert  rezipierte  Pandektenrecht. 

Das  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  enthaltene  Recht  ist  bürgerliches 
Recht  im  sachlichen  Sinne  des  Worts,  d.  h.  städtisches,  kaufmännisch  ge- 
dachtes, geldwirtschaftliches  Privatrecht  Die  Eigfenart  des  bfitgerlichen 
Gesetzbuchs  besteht  in  der  Kraf^  mit  der  die  Anforderungen  des  Verkehrs 
er^Eifit  und  in  Gestalt  von  Gesetzesparagraphen  zu  rechtlicher  Geltung 
gebracht  sind. 

Die  Sicherheit  des  Verkehrs  erfordert  vor  allem  den  Schutz  des  gut-  schuu 
g^läubig^en  Erwerbs.  Dieser  (jedanke  ist  zum  Leitstern  der  Verkehrs-''"  gntgiiiubiBea 
rechtlichen  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  geworden.  Er 
ward  noch  nie  mit  so  vollendeter  Kunst  durchgeführt  Er  greift  (durch 
die  Rechtssatze  vom  Guteirechtsregister)  selbst  in  das  Pamilienrecht  und 
(durch  die  Reditssätze  vom  Erbschein)  in  das  Erbrecht  über.  Soweit  der 
Verkehr  in  Frage  kommt,  erscheint  der  gutgläubige  Erwerber  als  die 
Hauptperson  im  bürgerlichen  Gesetzbuch.  Sein  Schutz  hat  den  Vorrang 
vor  dem  Schutz  des  in  Wahrheit  Berechtigten.  Das  bestehende  Eigentum 
muß  weichen,  damit  der  V  erkehr  lebe.  Der  Geist  des  Landmanns  be- 
stimmte einst  das  mittelaltCTiiche,  der  Geist  des  Kaufmanns  tüber  das  im 
bäxgerlichen  Gresetzbuch  entiialtene  neue  deutsche  Recht 

Es  häng^  damit  zusammen,  daA  das  Privatrecht  des  bürgerlichen  Ge-  FMiMidicha 

setzbuchs  liberal  ist.    Das  bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  keine  Unter-  OhImii» 

4m  Pri«alMehli. 

schiede  der  Rechtsfähigkeit.  Ks  kennt  keine  Standesunters  chic  de,  keinen 
Unterschied  des  Geschlechts,  der  Staatsangehörigkeit.  Die  Frau  ist  dem 
Manne  grundsätzlich  gleichgestellt,  nicht  bloß  in  der  Rechtsfalügkeit,  Mjuderu 
anch  in  der  Fähigkeit,  ihre  Geschäfte  selbständig  abzuschlieBen  (Geschäfts- 
fähigkeit). Nur  in  der  Ehe,  wo  das  Wesen  des  Reditsverhaltnisses  in  der 
Gesddechtsverschledenheit  beruht,  tritt  der  Gegensatz  von  Mann  und  Frau 
hervor.  Freiheit  und  Gleichlieit  ist  der  Grimdgedanke  des  im  bürgerlichen 
Gesetzbuch  enthalteneu  Personeurechts. 
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Dementsprechend  gilt  auf  dem  Gebiete  des  Verinögeusrechtü  die 
I  reiheit  des  Eigentums,  auf  dem  Gebiete  des  Schuldrechts  die  Vertrags- 
freilieit  der  Parteien,  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts  die  Testierfreiheit 
des  Erblassers. 

Das  bür^rliche  Gesetzbuch  kennt  kein  unfreies,  unveraufierliches  bzw. 

un verschuldbares  Eigentum.  Es  kennt  keine  Vcrj^chuldung-sgrenze  und 
keine  Teilungsq-renze.  In  der  Freiheit  der  Verfügung  von  Todes  wegen 
(Testiertreiheitj  vollendet  sich  die  Freiheit  des  Eigentums.  Der  Erblasser 
kann  von  Todes  wegen  verfugen,  wie  er  will  £r  kann  enterben  tind  zum 
Erben  einsetzen,  wen  er  will.  Den  von  üun  ausgeschlossenen  nächsten 
Angehörigen  des  Erblassaw  (seineii  Kindern,  seinem  Ehegatten,  sduien 
Eltern)  steht  in  Form  des  Pflichtteilsanspruchs  lediglich  ein  Forderungs- 
recht hinsichtlich  des  Nachlasses  zu,  niemals  gfps^en  den  Willen  des  Erb- 
lassers ein  Erbrecht.  Hat  der  Erblasser  \on  Todes  weisen  keine  wider- 
sprechende Verfügung  getroffen,  so  beerben  ihn  seine  Kinder,  und  zwar 
zu  gleichen  Teilen.  Es  gfilt  kein  Vortedit  zugunsten  eines  Erstgeborenen 
oder  Letztgeborenen.  Neben  dem  Grundsatz  der  Freiheit  des  Erblassers  steht 
der  andere  Grundsatz  von  der  Gleichheit  und  BrüderUchkeit  seiner  Kinder. 
Sf-iiaie  Mit  dem  Freiheitsgedanken  triflFt  der  soziale  Gedanke  zusammen,  der, 
ocdankcD.  ^^.-^  sehen  werden,   eine  Reihe  von  Rechtssätzen  des  bürgerlichen 

Gesct/.burii.s,  insbesondere  für  den  ]SIiet-  und  den  Dienstvertrag,  diktiert 
liat.  Das  Frivatrecht  des  bürgerlicheii  Gesetzbuchs  hat  modernen  Stil. 
Es  bringt  die  großen  Strebungen  des  heutigen  Kulturlebens  zum  Ausdruck. 

n.  Sachliche  Geltung  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Unser 
Privatrecht  nennen  wir  heute  bürgerliches  Recht  Das  „bürgerliche  Ge- 
setzbuch" ist  seinem  Namen  nach  das  „Privatrechtsgesetzbuch"  des  neuen 
Deutschen  Reichs,  Es  ist  die  Koditikation  des  Frivatrechts  für  die  Zukunft 
Aber  trotzdem  enthält  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nicht  das  gesamte 
nunmehr  im  Deutsdien  Reiche  geltende  PrivatrechL  Der  Kodifikations- 
gedanke ist  nur  teilweise  durchgeführt  worden.  Neben  dem  bfiigerHchen 
Gesetzbuch  steht  das  Einfnhrungsgcsetz ,  welches  das  Verhältnis  des  neuen 
Reichsprivatrechts  zu  dem  bisherigen  Recht  und  damit  die  sachliche 
Geltung  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  g^eijenüber  sonstigem  in  (jeltunq" 
bleibenden  Privatrecht  regelt  Erst  aus  dem  Einführungsgesetz  ergibt 
sich  das  Gesamtbild  des  heutigen  Privatrechtszustandes. 

Das  Einflihrungsgesetz  macht  einen  Unterschied  zwischen  Reichsprivat- 
recht imd  Landesprivatrecht 

Vrrhiiltni»  de«  Das  Reichsprivatrecht,  d.  K  das  durch  die  anderweitige  Gesetz- 

Gcii^rX-rhria  8"^'^"'^''^'"  '^'"^  neuen  Reichs  bereits  gescliafTeiie  rri\ atreclit,  bleibt  grund- 
Mderwaitttoni  sätzlicli  durcli  das  bürgerliche  Gesetzbuch  unberührt.    Für  das  Reichs- 
x«iciiir«cbt  privatrecht  ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  keine  Kodifikation,  d.  h.  soweit 
in  anderweitigen  Gesetzen  des  neuen  Deutschen  Reichs  Privatrecht  ent* 
halten  ist,  bleibt  es  unverändert  in  Kraft,  soweit  nicht  aus  den  nnzet* 
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bestiinmungen  dp«5  bürj^erlichen  Gesetzbuchs  bzw.  seines  EinfüliruntT''- 
ge&etzes  sich  Änderungen  ergeben.  Auf  da.s  in  anderweitigen  Reiclis- 
gesetzen  eothaltene  Privatreclit  wirkt  das  bfiigerlidie  Gesetzbuch  mit 
seinem  Einfahmngsgesetz  nur  durch  seinen  Inhalt  (soweit  es  abweichende 
Bestimmungen  trifft),  nicht  durch  sein  Dasein.  So  bleibt  also  neben  dem 
bürg-crlichen  Gesetzbuch  die  (inzwischen  zum  Range  eines  Reichsgesetzes 
erhobene)  Reichsw^echselordnun^,  das  Reichshandelsgesctzbuch,  die  Rrichs- 
gewerbeordaung  mit  ihren  zahlreichen  privatrechtlicheii  Vorschriften,  sowie 
eine  Reihe  von  anderen  privatrechtiicheu  Reichsgeset/en  in  Gellung.  Neben 
dem  bürgerlichen  Gesetzbudi  bleibt  das  anderweitige  Reicbsprivat- 
recht 

Das  Landesprivatrecht  aber»  d.  h.  alles  Privatrecht,  welches  nicht  Vrrh.uni«  mm 
auf  der  Gesetzj^ebunjj^  dos  neuen  Deutschen  Reichs  beruht  (das  bisherit^e 
j?enieine  Privatrecht  ebenso  wie  das  partikuläre  Privatrecht  der  Eiazel- 
staaten),  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  aufgehoben  worden.  Dem 
Landesprivatrecht  gegenüber  ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  eine  Kodifi- 
kation, die  durch  ihr  bloBes  Dasein  das  bisherige  Recht  verschwinden 
macht  Landesprivatrecht  soll  grundsätzlich  nicht  mehr  sein.  Zu 
dem  Zweck  ist  das  bürgerliche  Gesetzbudii  geschaffen  worden.  Landes- 
privatrecht soll  auch  in  Zukunft  nicht  mehr  neu  entstehen.  Die  Rechts- 
verschiedenheit des  partikulären  Privatrechts  soll  durch  die  neue  Keichs- 
gesetzgebuDg  grundsätzlich  für  immer  beseitigt  sein. 

Aber  dii^er  Grundsatz  entbehrt  der  volligen  Durchführung.  Im  ^n- 
f&hrungsgesetz  ist  eine  große  Zahl  von  sehr  bedeutsamen  Vorbehalten 
zugunsten  des  Landeaprivatrechts  gemacht  worden.  Im  Umkreis  dieser 
Vorbehalte  soU  auch  später  noch  Landesprivatrecht  sein  und  auch  neues 
Landesprivatrecht  ausgebildet  werden  können.  Ein  Beispiel  ist  das  Recht 
der  Familienfideikonunisse  und  der  Lehnirüter  Tauch  der  ehemaligen  Lehn- 
güter), das  Recht  der  Rentengüter,  das  Anerbenrecht,  das  Sonderrecht 
des  hohen  Adels  us£ 

Dem  bfiigerlichen  Gesetzbuch  ist  das  Famüienfiddkonuniß  unbekannt, 
ebenso  wie  das  Lebngut  Von  Reichsprivatrechts  wegen  gibt  es  nur  freies 
Eigentum,  das  unter  Lebenden  wie  von  Todes  wegen  der  Verfügungs- 
gewalt des  Eigentümers  unterliegt  Von  Landesprivatrechts  wegen  aber 
kann  es  gebundenes  Eigentum  mit  |i:fcbundener  Erbfolge,  mit  Ausschluß 
der  freien  Veräußerung  und  der  freien  Verschuldung  geben.  Femer:  das 
burgerHdie  Gesetzbuch  kennt  keine  Stände;  von  Landeqirivatrechts  wegen 
bzw.  kraft  der  Hausgesetzgebung  bleibt  das  Frivatlurstenrecht  für  den  hohen 
Adel  aLs  solchen  in  Geltung.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  keine  An- 
erbenfolt^e,  keine  Bevorzugi-inq"  eines  Geschwisterteils  für  die  Erbfolge  in 
ein  landwirtschaftliches  oder  forstwirtschuftliclies  (irundstück;  das  Landes- 
privatreclit  aber  kann  die  Anerbenfolge  vorsclireiben. 

So  gilt  also  neben  dem  bürgcrUchen  Gesetzbuch  einerseits  ander- 
weitiges Reichsprivatrecht,  anderseits  vorbehaltenes  Landes- 
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privatrechL  Das  anderweitige  Reichsprivatrecht  ist  in  der  Hauptsache 
Huddt-  gnd  Sonderprivatrecht  fiir  Handel  und  Gewerbe.  Es  bildet»  wenn  man  so 
G««eriMtM«t  sagen  darf,  den  linken  Flfigel  des  heutigen  Ftivatrechts.  In  ihm  ist  der 

liberale^  bürgerliche  Geist  des  heutigen  Verkehrsrechts,  der  auch  im 

bürcfprlichon  Gc^otzbucli  lebendig'  ist,  gleichfalls  zu  voller  Ausprägnng" 
g-eUingt  (das  Reichsbörsengesetz  bildet  eine  Ausnahme).  Das  vorbehaltene 
Landesprivatrecht  dagegen  steht  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  zur  Rechten. 
AgnutoehM  In  diesen  Vorbehalten  zugimsten  des  Landesrechts  tritt  das  agrarische 
MniM^  Interesse  weit  in  den  Vordergrund.  Die  weitaus  meisten  imd  wichtigsten 
Vorbehalte  beziehen  sich  auf  das  agrarische  Frivatrecht,  auf  die  den  land- 
lichen Grundbesitz  gestaltende  Regulierungsgesetzgebung,  Ablösungs- 
gesetztjfebung,  Versrhuldungsgesetzgebung  der  Landesrechte,  auf  das  Sonder- 
recht des  gebuiulenen  ländlichen  (adligen  und  bäuerlichen)  Grundbesitzes. 
Im  bürgerlichen  Gesetzbuch  herrscht,  ebenso  wie  in  dem  anderweitigen 
Reichsprivatrechti  der  Geist  des  Kaufmanns.  Kraft  der  Vorbehalte  des 
Einführungsgesetzes  aber  tritt  auch  ferner  dem  Kaufmann  der  Land- 
mann  mit  seinen  bedeutsamen  Interessen  auf  dem  Gebiete  des  Frivat- 
rechts  gegenüber. 

In  Deutsrliland  sind  die  überlieferten  Grundbesitz  Verhältnisse  nicht  so 
mit  einem  Schlage  beseitigt  worden,  wie  in  Frankreich  durch  die  Re- 
volution. Napoleon  1.  konnte  sein  bürgerliches  Gesetzbuch  machen  ohne 
Vorbehalte  zugunsten  adliger  oder  bauerlicher  Familien  und  ihrer  altüber- 
lieferten Be^tzformen.  Das  franzosische  Recht  des  code  civil  kennt 
darum  tmr  das  neuzeitliche  büigerllche  freie  Eigentum.  In  Deutschland 
aber  haben  alle  Kodifikationen,  so  sehr  sie  auch  den  Geist  der  Gegen- 
wart in  sich  trug-en,  ihre  Vorbehalte  zugnnsten  des  überkommenen  agra- 
rischen Rechts  gemacht  So  schon  das  badische  Land  recht  (durch  das 
Mittel  seiner  Zusätze),  ebenso  das  österreichische  und  das  sächsische  Ge- 
setzbuch« Dementsprechend  hat  auch  das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch 
seine  Vorbehalte.  Dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  steht,  wie  einerseits  das 
Sonder- Gewerbeprivatrecht  (anderweitiges  Reichsprivatrecht),  so  anderseits 
vornehmlich  das  SoiKlerprivatrecht  für  agrarische  Verhältnisse  (vorbehaltenes 
Landesprivatrecht)  zur  Seite. 

Trotzdem  bleibt  das  bürgerliche  Gesetzbuch  das  gemeingültige 
Privatreclitsgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Das  Sonderprivatrecht 
der  anderweitigen  Reichsgesetze  und  der  vorbehaltenen  Landesgesetze 
hat  keine  selbständige  Stellung  gegenüber  dem  Frivatrecht  des  Reichs- 
gesetzbuchs. Soweit  die  Sonderg  esetze  (z.  B.  die  Wechselordnung,  das 
llanclel--geset7b\trh ,  da'?  Landesrecht  betreffend  die  Familienfideikonunisse) 
tür  ihr  ( icbiet  keine  Sonclerbestiniiiiungen  haben,  tritt  ergänzend  das  frivat- 
recht  des  bürgerliciien  Gesetzbuchs  ein.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch 
entiiält  also  das  Frivatrecht,  welches  grimdsätzlich  auf  alle  Privatrechts- 
verhältnisse, auch  auf  die  Verhaltnisse  mit  Sonderrecht,  Anwendung  findet^ 
soweit  keine  Sondervorschriften  da  sind.   Es  gibt  in  Zukunft  nur  noch 
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ein  einziges  System  des  Privatrechts,  das  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchSy  in  welches  das  anderweitige  Reichsprivatrecht  und  das  vorbehalteae 
Landeqniyatrec^  als  btoft  «inseliiB  Sonderbestmimungea  bringendes  Aus- 
oahmsrecht  sidi  eingliedert 

Noch  ist  der  Gesamtaufban  unswes  Privatrechts  kein  in  Mch  völlig 
harmonisdier.  Wir  leben  in  einer  Übergangszeit,  in  der  Zeit  des  Obeiv 
gangs  vom  Aerarstaat  zum  Industriestaat  So  trägt  denn  auch  unser 
Privatrrrlit  die  Art  einer  Übergangszeit  an  sich.  Der  eine,  g^ßere  Teil 
des  Gebäudes  hat  bürgerlichen,  der  andere  (das  vorbehaltene  Landes- 
privatrecht)  hat  in  sdir  erheblichen  Stndcen  nodi  heute  ^rarischen  (rittex^ 
licfa-bäuerlichen)  Stil  Aber  trotzdem  bildet  das  Ganse  doch  eine  in  sich 
zusammenhängende  Einheit  Die  Grundgedanken  des  bfi^geriichen  Rechts 
haben  die  Oberherrschaft.  Das  agrarische  Sonderrecht  ist  dem  System 
des  bürj;rerlichcn  Recht«?  eingeordnet.  Da>;  Recht  des  Landmanns  be- 
hauptet seine  Kict^enart,  aber  es  .steht  trotzdem  in  ununterbrochener  Fühlimg 
und  Wechselwirkung  mit  dem  bürgerlichen  Recht,  das  innerhalb  des 
Reii^sprivatrechts  den  Sieg  davongetragen  hat  Auch  in  diesw  Hinsicht 
ist  unser  Privatrechtszustand  ein  ^egelbild  der  Kultur  der  Gegenwart 

m.  Art  der  Darstellung.  Das  bürgerliche  Gresetzbuch  hat  se  iriü  Stil 
große  Aufgabe  in  wenig  mehr  als  zweitausend  knappen  Paragraphen  ge- 
löst  Es  ist  selbstverständUch,  daß  nicht  jeder  Paragraph  in  gleichem 
Maße  gelimgen  ist  Es  begegnen,  wie  in  jedem  Gesetzgebimgswerk, 
mannig&che  F^er,  sowohl  hinachtUch  der  Art  der  Daistellung,  wie  hin- 
siditlich  der  Sache.  Doch  es  kommt  hier  nicht  auf  eine  Kritik  des  Ein* 
zelnen,  sondern  auf  Bewertung^  des  Ganzen  an.  Sobald  man  den  Blick 
auf  das  (ranze,  auf  die  durchgehenden  Charakterzüge  der  Darstellung 
richtet,  wird  man  von  dem  (iesetzbuch  urteilen  müssen,  daß  es  in  hohem 
Grrade  seiner  Aufgabe  gerecht  geworden  ist 

Die  Paragraphen  sind  von  Stahl  gearbeitet:  schneid^  und  doch 
biegsam.  Jedes  Wort  hat  seinen  besümmten  Sinn.  Jedes  Wort  kann  und 
mu0  erwogen  werden.  Fast  jeder  Ausdruck  ist  ein  Kunstausdruck.  Die 
Sprache  des  bürgerlidien  Gesetzbadis  muß  erst  erlernt  werden.  Aber  hak 
man  sie  begriffen,  '<n  hört  man  einen  hellen,  klaren  Klang. 

Auf  diesem  Instrumente  spielen  kann  nicht  jedennann.  Volkstümlich 
in  der  Form  ist  das  Gesetzbuch  nicht  Das  konnte  gar  nicht  erstrebt 
werden.  Für  ein  neuzeitliches  Gesetz  muß  es  genügen,  wenn  es  volks- 
tümlich ist  nach  seinem  Inhalte,  wenn  es  (und  das  tut  das  büxgeriiche 
Gesetzbudi)  den  Geist  der  Zeit  in  seinem  Innern  trägt  Die  Wissenschaft 
hat  unser  Recht  zu  einem  abstrakten  Recht  gemacht  Nur  so  vermag  es 
das  Ganze  des  Lebens  zu  beherrschen.  So  mußte  auch  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  ein  abstraktes  Gesetzbuch  werden.  Seine  Paragraphen  han- 
deln von  abstrakten  Fällen  und  reden  in  abstrakten  Begriffen.  Da^  bürger- 
liche GeseUbuch  ist  noch  abstrakter,  als  je  ein  Gesetzbuch  war.  Es  ist 
Vm  K«tvm  WB  Gmcmwast.  ILA,  3 
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dämm  noch  schwieriger  iur  den  Uaverstaadigen,  reicher  für  den  Ver- 
ständigen. 

Das  Eigentfimficlie  der  Duatdtungsweise  des  büxgerlichen  Gesetz 
buches  ist  aber  lüclit  die  abstrakte  Art  Diese  Art,  wenngleicb  sie  bier 
noch  gfesteigeit  ersdieint,  teilt  das  bQigerlicfae  Gesetzbuch  mit  allea 
neueren  Gesetzbüchern.  Das  Neue,  was  das  bürgerliche  Gresetzbuch  für 
sich  allein  hat,  und  wodurch  es  zuj^leich  so  besonder«?  schwerzünt^g-  und 
so  besonders  mächtig  wird,  ist  der  straffe  Gesamtzusammenhang  aller 
seiner  Paragraphen.  Noch  nie  ist  ein  Qeseubuch  so  einheitlich  gedacht 
worden.  Das  Ganse  bat  einige  wenige,  alles  beberrschende  groAe  Lett> 
motive.  Nur  wer  diese  Grundtmie  vemonunea  hat,  kann  das  Einzelne 
verstehen.  Für  das  Er&ssen  jeder  Vorschrift  ist  es  notwendig,  daß  man 
zugleich  aller  anderen  Rechtssätze  sich  bewußt  sei,  um  deren  Mitein- 
greifen zu  enväg-en.  Das  wird  vom  bürgerlichen  Gesetzbuch  gefordert. 
Darum  ist  das  Gesetzbuch  so  oft  mit  Absicht  schweigsam.  Es  verlangt, 
daß  mau  den  Gesamtzusammenhang  seines  Inhalts  erfasse.  Es  hat  jede 
Vox9chfift  im  Gesamtzusammenbange  des  Ganzen  gewollt  Es  will  darum, 
daB  niemals  der  einzebie  Faragraph,  sondern,  wie  man  sidi  auadrüdcra 
darf,  immer  das  ganze  Gesetzbuch  auf  den  TunzelfaU  angewandt 
werde. 

Die  Grundgedanken,  welche  den  Gcsamtzusaramenhang  bestimmen, 
spricht  aber  das  Gesetzbuch  selbst  nicht  aus.  Gerade  über  die  grund- 
legenden Rechtsbegrrifife  schweigt  es  imd  will  es  schweigen.  Darin  liegt 
die  Freierkl&rung  von  Wissensdiaft  und  Fkazis. 

Das  unausgesprochene,  hinter  den  Paragraphen  verborgene  und  dodi 
in  ihnen  enthaltene  Recht  ist  das  Machtgebiet  der  Wissenschaft  Von 
diesem  Punkt  aus  wird  und  soll  sie  die  Welt  des  Gesetzbuches  bewegen. 
Der  geschriebene  Buchstabe  des  Gesetzes  als  solcher  ist  tot.  Er  ist  xm- 
veränderlich,  er  ist  von  gestern,  er  ist  außerstande,  das  mit  uns  geborene 
Recht  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Er  bedeutet  das  „alte  Gesetz  von 
Venedig**,  das  unter  Umstanden  im  Laufe  der  Zeit  aus  Wohltat  in  Plage, 
aus  Sinn  in  Unsinn  sich  verwanddt  Das  Leben  verlangt  das  lebendige 
Recht,  das  Redlt  von  heute,  das  ummterbrochen  im  Fluß  ist,  stetig 
den  Überzeugungen  und  Fordenmgen  der  Gegenwart  sich  anpaßt  Das 
Recht  muß  frei  sein  von  dem  Gesetzesbuchstaben,  der  gestern  geschrieben 
wurde.  Das  Gesetz  bedeutet  die  Richtschnur  für  Wissenschaft  und  Praxis, 
und  doch  muß  aus  dem  Bronnen  des  Gesetzes  immer  neues,  nandich  das 
der  Gegenwart  entsprechende  Recht  geschöpft  werden.  Die  X'tnssensdiaft 
ist  es,  die  solches  Zauberwetk  vollbringt  Sie  lehrt,  aus  dem  Gesetze, 
dem  äußerlich  unveränderlichen,  das  Recht  hervorbringen,  das  ewig 
veränderliche.  Sie  h^hrt  (Tosctzesanwendung,  die  zugleich  Gesetzes- 
fortentwickelung  einschließt.  Genau  das  gleiche  ist  für  den  Einzelfall  die 
Aufgabe  der  Praxis.  Die  praktische  Rechtshandhabung  ist  ebenso  wie 
die  wissenschafüiche  Bearbdtung  nicht  mechanisches  Handwerk,  sondern 
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hohe  Kunst,  aus  dem  Rohstoff  des  Gesetzes  schöpferisch  das  Meisterwerk 

des  gfegenwärtig  gerechten  Rechts  zu  zeugen. 

Für  solche  Künstlerarbeit  bietet  das  Gesetzbuch  den  edlen,  fein- 
körnigen, widerstandsfähigen  und  gerade  darum  bildsamen  Stoff.  Die 
MaruMiiiststoe  ist  m  ifiesem  MamuMblock  duin.  In  groBen  Ldttgedanken 
ruht  das  Redit  des  Gesetsbuchs.  Sie  geben  seinem  InhaU:  Kraft  tmd 
Richtung.  Sonne  man  iae  berührt,  verwandelt  das  Schweden  der  Para- 
graphen sich  hl  Wohlklang.  In  der  Arbeit  an  der  Ausgestaltung  dieser 
Grundgedanken  wurzelt  die  Gabe  der  mit  der  Praxis  verbündeten  Wissen- 
schaft, dem  Rechte  des  Gesetzes  die  ewige  Jugend  mitzuteilen,  die  sie 
selbst  besitzt 

Das  ist  es  gerade,  was  das  Gresetzbuch  wÜL  Um  der  Wissensdiaft 
und  Praxis  Raum  für  die  Entfaltung  ihrer  Kräfte  zu  geben,  ist  es  über 
seine  eigenen  Gmindbegriffe  schweigsam.  Das  Recht  soll  nicht  in  den 
Paragraphen  eingekerkert  sein.    Ein  breiter,  von  der  Wissenschaft  durch 

Entwickelung  der  Grundgedanken  auszufüllender  Raum  steht  zwischen  den 
Paragraphen  offen.  Überall  ist  Bahn  für  das  Recht  der  Zukunft.  Luft 
der  Freiheit  geht  durch  das  Gesetzeswerk.  Noch  nie  hat  ein  Gesetzbuch 
mit  solcher  Straffheit  der  Form  so  reidie  Entwickelungsfahigkeit  sdoes 
Inhalts  verbunden. 


System  des  bürgerlichen  Rechts. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  gliedert  seinen  Stoff  in  fünf  Bücher.  Das  SfMwuttKka 
eiste  Buch  bdiandelt  den  sog.  allgemeinen  Teil,  das  zweite  Buch  das  Recht  ^**^*>*'*<^ 
der  Sdiuldverhiltnisse,  das  dritte  das  Sadienrecht,  das  vierte  Buch  dü 
FamiUenrecht,  das  fünfte  das  Erbrecht 

Der  allgemeine  Teil  (dtus  erste  Buch)  ist  den  für  alle  Privatrechts- 
verhältnisse geltenden  Rechtssätzon  gewidmet.  Hier  ist  die  Rede  von  der 
Person  als  dem  rechtstahigen  Subjekt,  von  ihren  Rechtsgeschäften  tmd 
von  dem  Schutze  ihrer  Rechte. 

Das  Schuldredit  und  das  Sachenredit  (zweites  und  drittes  Buch) 
handeln  von  den  Vermögenarechten  der  Person:  das  Schuldredxt  von  den 
Fordeningsrechten,  das  Sachenrecht  vom  Eigentum  und  den  das  Eigentum 
belastenden  dingürhr-n  Rechten.  Hier  liegt  der  eigentliche  Schwerpunkt 
des  Privatrechts:  mi  Schuldrecht  und  Sachenrecht  ist  das  Verkehrsrecht 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  enthalten. 

Den  Vermögensrechten  stdien  ^e  peisonenrechtlich  gearteten  Redite 
gegenüber.  PetsonenrechUich  sind  diejenigen  Redite,  die  an  bestimmten 
Eigenschaften  der  Person  {z,  B.  der  ü^genachaft  als  Ehemann)  hängen  und 
der  Geltendmachung  dieser  Eigfenscfaaft  zu  dienen  bestimmt  sind.  Die 
pcrsonenr^rhtlichen  Rechte  können  güterrrrl-tlicher  Art  sein  und  damit 
Vermögenswert  besitzen  (z.  B.  das  Nutznieüuugsrecht  des  Ehemanns  am 
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eingebrachten  Frauengoit),  sind  aber  doch  niemals  Vermögensrechte,  wenn 

und  weil  sio  ledicflich  kraft  einer  bestimmten  persönlichen  Eigeuschaffc  und 
nicht  kraft  eines  jedermann  zugänglichen  verkehrsmäßigen  Tatbestands 
zuständig  sind. 

Du  Kgentumlidie  der  personenrediliidiMi  Redite  ist  demgemäß  ilire 
Unveffugbarkeit  Dartn  benilit  ihr  Gegensatz  zu  den  Vermögensrechten. 
Die  Vefmogensrechte  sind  ein  Gegrastand  willkfirlidier  Vwiufiemng,  Be- 
lastung. Sie  werden  verkdusmäftig  erworhi^n,  übertragnen,  aufgegeben. 
Sie  stellen  freies  Vermögen  im  vollen  Sinne  des  Wortes  dar.  Die  Rechte 
personenrechtlicher  Art  aber  sind  gebundene  Rechte.  Sie  können,  auch 
wenn  sie  güterrechtliche  Bedeutung  haben,  niemals  einen  Gegenstand  des 
Vedceh»  bildmx  Der  Kliemann  k»aa  idcht  bloA  sdne  diem3nnli<^  Gewalt» 
8(mdem  ebenso  auch  seine  ehemSnnliche  Nutznießung  am  Fiauengut  niemals 
veräufiem,  noch  verpfänden,  noch  können  diese  Rechte  von  der  Zwangs- 
vollstreckung in  sein  Vermögen  erg^ffen  werden.  Die  personenrechtlichen 
Rprhto  stehen  außerhalb  des  Verkehrs  und  darum  außerhalb  des  Ver- 
mögen- irri  Rechtssinne.  Die  per.sonenrechtlichen  Rechte  sind  darum  von 
der  Zahl  der  „(xegcnstände"  iiu  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  (d.  h.  der 
Vermögensgegeilstände)  ausgcsdÜOSSen. 

Von  den  personenrechtUchen  Rechten  handeln  ^e  Rechtssätze  des 
Familienrechts  und  des  Erbrechts  (das  vierte  und  das  fünfte  Buch).  Das 
Familienrecht  regelt  die  personlichen  und  die  güterrechtlichen  Wirkungen 
der  Familienverhältnisse  (der  Ehe,  des  Elternverhältnisses,  der  Vormund- 
schaft) unter  Lebenden,  das  Erbrecht  die  güterrechtlichen  Wirkungen  der 
Familienverhältnisse  von  Todes  wegen.  Das  Erbrecht  bestimmt  die  Wirkimg 
des  .Familienverbaades  auf  den  Nachlafi  (die  gesetzlidie  Erbfolge  der  Ver- 
wandten und  des  Ehegatten),  sowie  die  Ibcht  des  Erblassets»  diese  Wirkung 
durch  Verfügung  von  Todes  wegen  (Testament)  Erbvertrag)  auszuschliefien. 
Auch  das  Erbrecht  ist  ein  Teil  des  Familiengruftexrechts,  d.  h.  des  Peisonen- 
rechts. 

So  zerfallt  das  System  des  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  enthaltenen 
Privatrechts  außer  dem  allgemeinen  Teil,  der  die  grundlegenden  Rechts- 
sätze für  das  ganze  Frivatredit  bringt,,  in  zwei  groBe  Glieder:  einerseits 
das  Vermögensrecht  (Schuldrecht  und  Sachenrecht),  anderseits  das  Redbit 

der  personenrechtlichen  Rechtsverhältnisse  (Familienrecht  und  Erbrecht). 
Das  Vermögensrecht  (zweites  und  drittes  Buch)  bedeutet  die  Eigentums- 
ordnung, das  Personenrecht  (viertes  imd  fünftes  Buch)  die  Familien- 
ordnung der  Gegenwart. 

A.  Allgemeine  Lehren. 

I.  Die  natürliche  Person.  Die  erste  Voraussetstung  für  das  Bestehen 
von  Privatrechten  ist  das  Dasein  eines  recht^^fähigen  Subjekts  (einer  Person). 
£s  gibt  2wei  Arten  von  Pei^onen:  natürliche  und  juristische  Personen. 
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Die  natürliche  Person  ist  der  Mensch.    Es  gilt  die  gleiche  private 
Rechtsfähigkeit  alier  Menschen. 

Der  Fremde  (dem  Deutsdien  Rddi  niclit  aogehSrige)  ist  Toa  den  RackaUHgMt 
burgerUchen  Rechten  des  öffiBOÜicheii  Rechts  (z.  B.  vom  Wahlrecht  mm  '** 

Reichstage)  ausgeschlossen.  Das  öffentliche  Recht  ist  noch  heute  bürger- 
liches Recht  (ius  civile)  im  ursprüng-lichcn  .Sinne  des  Worts,  d.  h.  grund- 
sätzlich nur  zugunsten  des  Bürg-ors  (des  Staatsangehorigfen)  geltendes  Recht 
Das  Privatrecht  aber  hat  läng^st  aufgehört,  bürgerliches  Recht  in  diesem 
alten  Sinne  zu  sein.  Es  öffnet  seine  Tore  weit  für  jedermann.  Der  Verkehr 
macht  keinen  Untersdiied  unter  den  Personen.  Er  nimmt  das  Geld,  von 
w«n  es  auch  sei  (non  olet).  Sobald  das  Privatrecht  geldwiitschafÜiches 
Verkehrsrecht  wird,  muß  es  zu  gemeinem  Menschenrecht  (ius  gentium) 
sich  entwickeln.  Das  bürgerliche  Recht  im  neuzeitlichen  Sinne  hört  not- 
wendig- auf,  bürgerliches  Recht  im  alten  Sinne  zu  sein.  Das  seit  dem 
1 6.  Jahrhundert  bei  vms  sich  durchsetzende  geld wirtschaftliche  Privatrecht 
befreite  sich  vom  öffentlichen  Recht  Die  privatrechtliche  Persönlichkeit 
war  nicht  mxAa  von  dem  Besitz  der  dffentUchen  Bürgerrechte  abhängig; 
Der  Fremde  ward  für  den  Verkehr  dem  EäDheinüsclien  im  Grundaatae  glmch^ 
gestellt 

Was  dem  Fremden  zugute  kam,  das  nützte  auch  der  Frau.  Im  öffent-  Ctoieb- 
liehen  Recht  ist  die  Frau  naturgemäß  hinter  dem  Manne  zurückgesetzt  ^^'j^JJ^' 
Sie  vermag  die  Schwere  der  öffentüchen  Pflichten,  insbesondere  die  Wehr- 
pflicht nicht  zu  tragen.  Si<s  ist  vom  He^  und  damit  vcm  der  voll- 
berechtigten Bfbrgerschaft  auageschtossen.  Das  alte  Recht  führt  diesen 
Satz  rüi±ächftato8  durch.  Nur  der  Wehrffihige  bebtet  nach  altem  Recht 
die  volir  n  Bürgerrechte.  Wer  nicht  dient,  der  darbt  der  vollen  Freiheit 
Dieser  Satz  geht  durch  das  ganze  Mittelalter.  Die  Frau  ist  dienstunfähig 
und  war  darum  nach  mittelalterlichem  Recht,  wenngleich  c!em  Volk  und 
Staate  angehörig,  doch  unmündig  wie  das  wehruniahige  Iviud.  Die  Frau 
Stand  darum  unter  G^schlechtsvonnundschaft  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Alter. 
In  Norddeutschland  haben  sich  Nachwirktmgen  der  Geschlecbtsvonnund- 
scbaft  ottsrechtlich  bis  in  das  29.  Jahrhundert  erhalten.  Das  geldwixtschalfc- 
liche  Privatrecht  mußte  aber  notwendig,  wie  für  den  Fremden,  so  auch 
für  die  Frau  die  Wirkungen  der  Heerverfassung  (des  öffentlichen  Rechts) 
auf  das  Privatrecht  beseitigen.  Das  im  16.  Jahrhundert  aufgenommene  ge- 
meine römische  Pandektenrecht  brachte  bereits  den  Grundsatz  der  privat- 
rechtlichen Gleidiat^ung  von  Mann  und  Frau  gcmeinrechtiicfa  bei  uns 
zur  Geltung.  Nur  in  den  Partikularrechten  blieb  viel&di  noch,  namentUch 
durch  das  Mitt^  des  ehelichen  Güterrechte,  fSr  die  verheiratete  Frau  die 
alte  Geschlechtsvormundschaft  in  der  Form  vormundschaftlicher  Rechte  des 
Ehemanns  bzw.  geminderter  Geschäftsfähigkeit  der  Khefrau,  in  Geltung. 
Das  bürgerliche  Ge.setzbuch  hat  nunmehr  diese  Nachwirkungen  einer 
älteren  Zeit  überall  beseitigt  Die  Frau  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
buch glnch  mündig,  gleich  geschiffarfahig,  privatrechtlidi  gleich  mächtig  wie 
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der  Mann,  und  selbst  die  verheiratete  Frau  besitzt  männliche,  brünhildische 
Krätte  trotz  der  Wirkung,  welche  die  eheliche  Gemeinschaft  auf  ihre 
persönliche  und  veimSgeiisrediUidie  SteUung  ausül>t 

Vanoadig«.  Unmiindig  ist  nach  dem  büxgerlicheii  Gesetzbuch  nur  noch  die  un- 
entwickelte oder  geistig  abnorme  Persönlichkeit;  der  Minderjährige  vmd 
der  Entmündigte.  Entmündigung  ist  möglich  wegen  Geistesknuilduä^ 
Geistesschwäche,  Verschwendung,  Trunksucht 

Das  Wesen  der  natürlichen  Persönlichkeit  ist  die  Rechtsfähigkeit 
Auch  der  Unmündige  ist  rechtsfähig.  Alle  Privatrechte  können  ihm  er- 
worben werden.  Was  ihm  fehlt,  ist  nur  die  Geachiftsfahigkeit,  die  Fähig- 
keit, durch  «genen  WiUensmitscbluA  Qber  seine,  sm  es  persönlichen,  sd 
es  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  zu  entscheiden.  Er  ist  rechts- 
fähig, wenngleich  er  vom  freien  Gebrauch  seiner  Rechte  ausgeschlossen  ist. 

thmmudkL  Ausdruck  der  Rechtsfähigkeit  ist  der  bürgerliche  Name,  d.  h.  der 
Name,  welcher  einer  Person  als  Rechtssubjekt  zukommt  Der  bürgerliche 
Name  ist  Gegenstand  eines  Namenrechts.  Gebraucht  ein  anderer  imbeiugt 
den  gleidien  Namen,  so  kann  der  dadurch  in  ixgendwel^em  Literesse 
verletzte  Namenberechtigte  auf  Beseitigung  der  Beeinträchtigung  Idagen. 
Au^  der  angenommene  Name^  das  Pseudonym  eines  Schauspielers,  Schrift- 
stellers ist  c'jirrh  das  Xamenrerht  geschützt  Das  Namenrecht  dient  der 
Person  zur  Geltendmachung  ihres  Daseins,  ihres  Sonderseins  und  ihres 
Sonderwerts  gegenüber  anderen  Persönlichkeiten.  Das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch luit  das  Namenrecht  ausdrucklich  anerkannt  und  damit  den  Sdiuts 
der  Persönlidik^t  als  adkhsx  vollendet 


Wosen  der  II.  Juristische  Personen.    Nicht  bloA  der  Einzelne  (die  natürliche 

j"™^^..  Person)  bedarf  des  Eigentums,  sondern  ebenso  die  geseüsf-haftlichen  Ver- 
bände,  die  über  dem  Einzelnen  sich  erheben.  Es  wird  in  immer  stärkerem 
Maße  ein  Vermögen  notwendig,  das  den  Verband  als  solchen  (z.  B.  den 
Staat,  die  Gemeinde)  für  seine  ununterbrochen  wachsenden  Aufgaben 
leistungsfähig  madit  Die  Rechtsform  für  solches  Verbandsvermögen  ist 
die  juristische  Persönlichkeit  des  Verbandes. 

Es  hat  einer  Entwickelung  bedurft,  um  zu  dieser  Reditsform  zu 
gelangen. 

Die  naive  Auffassung  der  Urzeit  setzt  den  Verband  gleich  mit  den 
Verbundenen.  Das  Vermögen  des  Verbands  erscheint  danach  auf  der 
älteren  Entwickelungsstufe  des  Rechts  als  gmneinsames  Vermögen  der 
Verbandsangehörigen:  das  Vermögen  des  Staats  als  gemeinsames  Ver- 
mögen der  Volksgenossen  (Volkland),  das  Vermögen  der  Gemeinde  als 
gemeinsames  Vermögen  der  Gemeindegenossen  (Almende).  Diese  Auf- 
fassung ist  eine  unzulängliche.  Schon  deshalb,  weil  sie  den  Verband 
gleichsetzt  mit  den  gegenwärtig  VerbuTidenen.  Das  Wesen  der  ge- 
sellschaftlichen Verbände  aber  ist,  alle  einzelneu  Verbandsangehörigen 
ZU  überdauern,  ein  Leben  zu  fahren,  das  von  dem  Leben  der  jeweiligen 
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Glieder  unabhäng^ig;  ist  Der  Verband  lebt  allen  kommenden  Geschlechtern. 
Sein  Vermögen  ist  Zukunftsvermögen. 

Es  kommt  eine  zweite  Tatsache  hinzu,  die  hei  fortgeschrittener  £nt- 
widcelung  sich  geltend  macht  Solange  das  Verbandsvermogien  giraiein- 
aames  Vermögen  ist,  mufi  jedes  einzelne  Verbandsmitglied  pevsoolicfa.  mit 
seinem  ganzaa  Vermösrcn  für  die  Schulden  des  Verbands  haften,  für  die 
Schulden  seines  Landes,  seiner  Stadt,  seiner  Gemeinde.  Es  gilt  eine 
Rechtsform  zu  ünden,  die  solche  Rechtsfolgen  ausschließt,  die,  wie  den 
Verband  von  den  gegenwärtig  Verbundenen,  so  die  Verbundenen  vom 
Verbände  wirtschaftlich  befreit 

Das  deutsche  Recht  des  Mtttetalteis  ist  hei  der  Utarm  naiven  Auf- 
fuauag  verlieben.  Die  deutsche  Fonn  fnr  das  leditUche  Dasein  der 
Verbände  war  die  Genossenschaft  Die  deutschrechtliche  Genossenschaft 
aber  bedeutet  lediglich  eine  Form  der  Rechtsg^emeinschaft:  die  Be- 
rechtigung aller  Genossen,  die  Verpflichtung  aller  Genossen.  Es  hat  im 
Lauf  des  Mittelalters  ein  Fortschritt  stattgefunden,  insofern  (insbesondere 
inneihatt)  des  Stadtredits)  körpersdiafkliclie  Fonn«i  fBr  die  Verwaltung 
des  genossenschaftlichen  Vermögens  ausgebildet  wurden.  Die  voU  aus- 
gebildete deutschrechtlicfae  Gmossensdiaft  (z.  B.  6aß  Stadtgemeinde)  ist 
Rechtsgemeinschaft  mit  körperschaftlicher  Verwaltung:  der  Einzelne  Ist 
von  der  Handhabung  der  genossenschaftlichen  Rechte  ausgeschlossen, 
damit  allein  der  Verband  als  solcher  (als  körperschaftliche  Einheit)  durch 
seine  verfassungsmäßigen  Organe  über  das  genossenschaftliche  (städtische) 
Veimögen  verfüge.  Aber  es  bleibt  dabei,  daA  das  Vermögen  der  Ge- 
nossenschaft seiner  Zuständigkeit  nach  gemeinschafUiches  Vennögen 
aUer  Genossen,  d.  h.  aller  Einz^nen  darstellt  Nur  der  einzelne  Genosse 
ist  nach  deutschem  Recht  Person  (vermögensfahig,  rechtsfähig),  nicht  die 
Genossenschaft.  Es  g^ibt  keine  juristische  Person  neben  den  natürlichen 
Pereouen.  Durch  die  körperschaftliche  Verwaltuncf  wird  /.war  der  Verband 
wirtschaftlich  befreit  von  den  gegeuwäriig  Verbundenen  (nur  im  Verbands- 
Interesse  Icann  über  das  Vermögen  verfügt  werden).  Aber  der  Verbundene 
ist  nicht  befreit  vom  Verbände:  er  haftet  fat  alle  Schulden  der  Genossen- 
schaft (z.  B.  der  Stadt),  der  er  angehört  Zur  2Mt  der  Natiu-al Wirtschaft 
spielen  die  Schulden  keine  Rolle.  Aber  es  kommt  die  Zeit  der  Geld- 
wirtschaft und  damit  der  Kreditwirtschaft  Die  Schulden  dc';  Verbands 
bedrohen  das  wirtschaftliche  Dasein  aller  Verbiuidsgenossen.  Die  Geld- 
wirtschaft fordert  eine  vollkommenere  Rechtsform  für  den  Verband;  die 
juristische  Person.  Sie  ist  vom  römisdien  Recht  im  Lauf  der  Kuserzeit 
ausgebildet  worden.  Ln  16.  Jahrhundert  kommt  sie  mit  Aufiiahme  des 
römischen  Rechts  nach  Deutschland,  um  auch  das  deutsche  Verbandsrecht 
aus  naturalwirtschaftlichem  in  geldwirtschaftliches,  bürgerliches  Recht  zu 
verwandeln. 

Juristische  Person  ist  ein  rechtsfähiger  Verband.  Die  juristische  Per- 
sönlichkeit macht  den  Verband  zu  einer  selbständigen  (juristischen)  Person 


Digitized  by  Google 


24 


Rudolph  Sohm  :  System  des  bürgeriidwii  Redita. 


neben  den  (natürlichen)  Personen  der  Verbundenen  und  damit  das  Yer- 
bandsverraög-en  zu  einem  selbständigen  Vermögen,  die  Wirtschaft  des 
Verbands  zu  einer  selbständigen  Wirtschaft  neben  den  Einzelwirtschaften 
der  Verbundenen.  Die  Rechte  der  juristischen  Person  sind  Rechte  des 
Verbands,  nicht  Rechte  der  Verbundenen,  und  die  Schulden  der  juristischen 
Person  sind  nur  Schulden  des  Verbands,  keine  Schulden  der  Ver- 
bundenen. Wie  der  Verband  von  den  (gegenwärtig")  Verbundenen,  so 
sind  die  Verbundenen  vom  Verbände  wirtschaftlich  gelöst.  Durch  die 
Rechtsform  der  juristischen  Person  ist  die  wirtschaftliche  Befreiung  der 
Einzelpersonlichkeit  vollendet,  zugleich  wirtschaftliche  Macht  der 
Verbände  voll  entfesselt  und  damit  den  beiden  Gnindpfeilem  unseres 
heutigen  Kulturlebens  vollkommenere  Gestalt  gegeben  worden. 

Es  versteht  äch  von  selber,  daß  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die 
Verbände  der  Gegenwart  die  juristische  Persönlichkeit  als  die  Form  ihres 
körpetSchaftlichen  Daseins  aufgenommen  hat  Die  deutschrechtliche  Ge- 
nossenschaft ist  als  die  imentwickeltere  Form  vom  bürgerlichen  Gesetz- 
buch ausgeschlossm  worden:  sie  begegnet  nur  noch  landesredxüicii  fikr 
gewisse  altaberlieferte  Verbände  (z.  B.  die  Realgemeinden,  vgL  das  Bm- 
führungsgesetz  Art  164),  denen  von  früheren  Zeiten  her  die  altertumlidie 
Rechtsform  der  deutschen  Genossenschaft  verblieben  ist 

Juristische  III.  Vereine  und  Stiftungen.     Die  Gfeg"ebenen  Träger  der  juristi- 

^««adidim*  ^'-'^^^  Perisöttlichkeit  sind  die  großen  Verbände  des  öfifentlichen  Rechts: 
Roetita.  Staat,  Gemeinde,  Kirche.  Sie  sind  die  Führer  der  EntwidEeltwg,  aus 
der  die  juristische  Person  hervorging.  Die  Verbände  des  Sffentiichen 
Rechts  besitzen  kraft  ihres  Daseins  ohne  weiteres  auch  die  Reditsfahig- 
keit  des  Privatrechts,  d.  h-  die  juristische  Persönlichkeit  So  wird  denn 
auch  vom  bürg-erlichcn  Gesetzbuche  die  Rechtsfähigkeit  der  „juristischen 
Personen  des  öffentlichen  Rechts"  als  g^egeben  vorausgesetzt.  Sie  wird 
durch  das  öfiTentliche  Recht  verliehen,  nicht  durch  das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch. 

jun.ti>chc  Die  vom  bfirgerlichen  Recht  zu  lösende  Frage  ist  nur,  wieweit  audi 
FrintncittB.        Privatperson  imstande  sein  soll,  juristische  Personen  ins  Leben  zu 

rufen,  Verbände  zu  schaflen,  die  nach  Art  des  Staates  ewigen  Trebens 
fähig  sind.  F.S  handelt  sich  um  die  Rechtsfähigkeit  von  \'ereinen  und 
Stiftungen,  d.  h.  um  die  auf  Grund  eines  Rechtsgeschäfts  entstehenden 
juristischen  Personen  des  Privatrechts.  Ihre  Schöpfung  bedeutet  Bin- 
dung von  Vennogen  zur  Erreichung  bestimmter  von  der  Privatperson  ge- 
setzter Zwecke.  Wie  weit  soll  hier  die  Freiheit  der  Privatperson  gehen? 
StKtmgra.  Für  die-  Stiftunge  n  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  im  Anschluß  an 
das  frühere  gemeine  Rocht  das  ( tenehniigungsprinzip  und  damit  in  der 
Sache  das  Verleihungsprinzip  festgehalten.  Eine  rechtsfähige  Stiftung 
kommt  zustande  durch  die  private  Willenserklärung  des  Stifters  (das 
Stiftungsgeschäft)  und  durch  die  Genehmigimg  des  Staats,    lifit  der  Ge- 
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nehniigoing  verleiht  der  Staat  der  Stiftung-  die  Rechtsfähigkeit  Die  Ge- 
nehmigung ist  Gnadensache.  Sie  ist  g^anz  von  dem  freien  Ermessen  der 
Staatsgewalt  abhängig.  Die  dauernde  Bindung  von  Vermögen  durch 
einen  Einzelnen  (den  Stifter)  eoU  und  muB  der  staatiichen  Aufsicht  unter» 
wocfsn  sein,  um  der  Unbetechenbaxkeit  der  Einzelwillkfir  ein  Gegen- 
gewicht zu  setzen.  Denn  Stiftungsvermögen  ist  Vermögen  der  toten  Hand, 
der  fi*eicn  Bcteiligiing-  am  nationalen  Wirtschaftsleben  entzogfen.  Daher 
die  Notwendigkeit  einer  staatlichen  Einschränkung  der  Stilterwillkür. 

Anders  steht  die  Frage  nach  der  Rechtsfähigkeit  der  Vereine.  Die  vcreino. 
Vereinsbildung  beruht  nicht  lediglich  in  der  Willkür  des  Einzelnen.  Sie 
ist  ein  Bedürfob  des  nationalen  Lebens.  Li  den  Vereinen  gelangen  die 
Strömungen,  wdche  weitere  Volkskrelse  erfüllen,  zur  Oiganisataon  und 
damit  mgleich  zur  Kraftentfaltung:  Strömungen  wie  von  geselliger  so 
von  wirtschaftlicher,  religiöser,  politischer  Art  Der  gegründete  Verein 
bedarf  des  Vermögens.  Die  beste  Reclitsform  für  das  Vereinsvermögen 
ist  die  juristische  Persönlichkeit  Der  Erwerb  der  juristischen  Persönlich- 
keit (der  Rechtsfähigkeit)  bedeutet  die  VoUendui^  der  Verein^rnuidung, 
die  Krönung  der  Oiganisation.  Daher  die  Frage:  wie  weit  soll  hier  der 
Staat  in  das  Vereinsleben  emgreifen?  Soll  er  allen  erlaubten  Vereinen 
die  juristische  Persönlichkeit  ohne  weiteres  frdgeben,  ebenso  wie  den 
Verbänden  des  öffentlichen  Rechts? 

Die  Frage  hängt  mit  der  allgenienien  Vereinspolitik  des  Staats  zu- 
sammen. Im  römischen  Kaiserreich  galt  keine  Vereinsfireiheit.  Erlaubt 
war  nur  der  durch  die  Staatsgewalt  amdrucklich  genehmigte  Verein,  und 
in  der  Grenehmigung  lag  zugleich  die  Verleihung  der  juridischen  Persön- 
lichkeit, ganz  gerade  so  wie  heute  bei  den  Stiftungen.  Für  den  Verein 
der  römischen  Kaiserzeit  war  wie  sein  Dasein  so  auch  seine  Rechtsfähig- 
keit ein  freies  Geschenk  der  Staatsgewalt  Vereinsgründung-  war  Gnaden- 
sache. Auf  dem  gleichen  Grundsrit?  stand  der  absolute  Poli/.eistaat,  der 
bei  uns  in  Deutschland  von  der  Mitte  des  17.  bis  in  die  Mitte  des  ly.  Jahr- 
hunderts blühte.  Die  Vereinsgrundung  unt^stand  dem  Ennessen  der 
Polizeibehörde,  und  Rechtsfiüugkeit  konnte  der  Vorein  sowohl  nach  ge- 
meinem Recht  wie  nach  den  Partikularrechten  nur  durch  staatliche  Ver- 
leihung der  juristischen  Persönlichkeit  erlangen.  Das  Verleihung-s- 
prinzip  für  den  Erwerb  der  Rechtsfahiglceit  des  Vereines  entspricht  der 
Unfreiheit  der  Verpinsbildunj3r. 

Seit  der  Mitte  des  ly.  Jalirhuuderts  ist  der  absolute  Polizeistaat  in 
Deutschland  durch  den  auf  dm  Gedanken  des  Liberalismus  gegründeten 
I»arlamentarischen  Rechtsstaat  der  Giegenwart  abgelöst  worden.  Zu  den 
Freiheitsrechten  des  modernen  liberalen  Staats  gehört  die  Vereinsfreiheit. 
Die  Freiheit  der  Vf  r^nnsbildung  ist  fast  überall  in  Deutschland  wenigstens 
grundsätzlich  von  öffeutlichen  Rechts  wegen  zugestanden  worden.  Die 
Änderung  des  öfiFentlichen  Rechts  mußte  auf  das  Vereinsprivatrecht  ein- 
wirken, wenngleich  das  Privatrecht  naturgemäß  dem  Umschwünge  der 
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politischen  Ideen  mit  lang-samerem  Schritte  nachfolgte.  Zunächst  blieb  es 
überall  für  den  Erwerb  der  juristischen  Persönlichkeit  des  Vereins  bei 
dem  nboilielerteii  Veilelhuii^sprinzipw  Der  Erwerb  der  Reditsfahigkeit, 
die  Vollendung  der  Vereiasgrfindung,  blieb  Gnadensadie. 

Erst  die  Gesetzgebung  des  neuen  Deutschen  Reichs  hat  hier  den 
Gedanken  des  neuzeitlichen  Liberalismus  Bahn  in  das  Privatrecht  g&> 
brechen.  Neben  das  Vorloihung-sprinzip  trat  das  in  dem  Grundsatz  der 
Vt-reinsfreiheit  wurzeln(!i'  I  intragung-.sprinzip.  Die  Rechtsfähigkeit 
kann  nach  diesem  neuen  iarundsatze  durch  Eintragung  in  ein  öifentliches 
Register  erwinben  werden.  Die  Eintragung  in  das  Register  hat  von 
Rechts  wegen  zu  erfolgen,  sobald  das  Statut  des  Vereins  bestimmte  ge- 
setzlich festgelegte  Anforderungen  (Normati  \bestimmungen)  erfüllt  So- 
weit das  Eintragungsprinzip  gilt,  ist  der  Erwerb  der  Rechtsfähigkeit  für 
den  Verein  Rechtssache,  nicht  mehr  Grnadensache. 

Zuerst  ist  der  neue  Grundsatz  auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechts 
für  die  großen  Wirtschaftsvereine,  die  Aktiengesellschaften  und  deren 
NadLbilduugen  (auch  für  die  eingetragenen  Genossensdiaften)  durchgefBhrt 
worden.  Als  das  bürgerliche  Gesetzbuch  at^fefaßt  wurde,  handelte  es 
sich  um  die  Frage,  wieweit  dem  Eintragungsprinzip  weitere  Geltung  zu 
schaffen  sei,  und  es  ist  gelungen,  durch  das  Vereinsprivatrecht  des  bürg^er- 
lichen  (ieset/buchs  einen  weiteren  Fortschritt  im  Sinne  des  modernen 
Rechts  zu  machen. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  unterscheidet  zwei  Arten  von  Vereinen: 
Wirtschafksver^e  (deren  Zweck  auf  einen  wirtschafdicihen  Geschäftsbetrieb 
geriditet  ist)  und  Idealvereine  (die  nicht  tun  eines  wirtsdiaf)3icfaen  Ge- 
schäftsbetriebs, sondern  um  anderer  Zwecke  willen  da  sind).  Für  die 
Wirtschaftsvereine  bedurfte  es  einer  weiteren  Hrstreckung-  des  Eintragungs- 
prinzips  nicht.  Hier  war  bereits  durch  das  Handelsgesetzbuch  und  seine 
Nebengesetze  das  Nötige  vorgesehen.  Darum  ist  es  nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  für  Wirtschafts vereine,  die  sich  der  bereits  atis- 
gebildeten  und  durch  Normativbestiromungen  geregelten  handelsrecbt- 
liehen  Vereinsformen  (Aktiengesellschait  usw.)  nidiit  bedienen  wollen,  beim 
Verleihungsprinzip  (das  also  hier  nur  ergänzende  Bedeutung  hat)  ver- 
blieben. Das  Neue  im  bürgerlichen  Ge<;etzbuche  ist  die  Erstreckung  des 
Eintragungsprinzips  avif  die  Ideal  vereine.  Für  die  Ideahereine,  mögen 
sie  um  der  Unterhaltung,  um  der  Wohhätigkeit,  um  politischer  oder  reli- 
giöser oder  sonstiger  Zwecke  willen  gegründet  sein,  hat  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  Nonnativbestimmungen  aufgestellt  Sind  die  Normattvbestim- 
mungen  durdi  die  Vereinssatzung  erfüllt,  so  erfolgt  der  Erwerb  der 
Rechtsfähigkeit  durch  Eintragung  in  das  beim  Amtsgericht  geführte  Ver- 
einsregister. Der  Erwerb  der  juristischen  Persönlichkeit  ist  damit  den 
Ideah crcincn  im  Grundsatz  freigegeben,  das  Recht  der  freien  Vereins- 
bildung auch  für  das  Privatrecht  wirksam  geworden.  Aber  doch  nicht 
ohne  i^nsdirinkung.   £in  Vorbehalt  ist  zu  Lasten  der  politischen,  soziaJp 
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politischen  und  religiösen  Vereine  gemacht  worden.  Die  Verwaltungs- 
behörde kann  nach  freiem  Ermessen  die  Eintragung  solcher  Vereine  in 
das  Vereinsregister  verbieten.  Für  diese  Vereine,  d,  h.  für  die  im  öfifent- 
lidiea  Leben  bedeutaamsten  Idealvoeine  ist  trotz  alledem  im  praktischen 
Erfolge  der  Erwerb  der  juristischen  Persönlichkeit  und  damit  die  Vollendung 
der  Vereinsgrün dung  Gnadensache  gebUebenl  Insoweit  ist  der  Grund- 
satz der  Vereinsfreiheit  auch  vom  bürc^prlichon  Gesetzhuche  noch  nicht 
durchgeführt  worden.  Hier  ragt  noch  immer  ein  Stück  vom  alten  Polizei- 
staat in  das  Privatrecht  der  Gegenwart  hinein.  Hier  steht  unser  Privat- 
recht  noch  heute  auf  dem  Standpunkte,  als  ob  die  großen  politischen  und 
sozialen  Bewegungen  der  Gegenwart  durch  polizeiliche  Mafiregeln  be- 
herrscht oder  wenigstens  beeiniSuAt  werden  kmmten.  Es  leidet  keinen 
Zweifel,  daß  auch  dieses  Stück  altvaterischen  Hausrats  durch  künftige 
EntwickehiTip'  beseitigt  werden  wird. 

Unser  Privatrecht  ist  wie  die  Grundla£!;'e  so  auch  ein  Spiegelbild 
unserer  heutigen  Kultur.  Das  gilt  insbesondere  von  diesen  Rechtssätzea 
über  die  juristische  Persönlichkeit,  durch  welche  die  Rechtsgestalt  der 
Verbinde  des  gesellschaftlichen  Lebens,  der  grofien  wie  der  kleinen,  be- 
stimmt wird.  Li  dem  Verbaadsprivatrechfc  gelangt  die  Geschichte  des 
gesamten  öffentlichen  Rechts,  des  Staats,  der  Gemeinde,  der  Kirche,  zu 
einem  abg-ekürzten ,  in  wenißfen  Ge^ietzesparagraphen  niedergelegten  Aus- 
druck, und  wenn  wir  die  knappen  Sätze  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
vom  Vereinsprivatrecht  lesen,  hören  wir  von  ferne  das  Brausen  der 
poMscben  Kampfe  der  Gegenwart 

IV.  Rechtsgeschäfte.  Der  Privatperson  dient  das  Privatrecht  Das 
ist  der  Sinn  der  Rechtssatze  von  den  Rechtsgeschäften. 

Es  gfibt  eine  Reihe  von  Fallen,  wa  ein  privatrechtlicher  Erfolge  im-  Begriff  de» 
mittelbar  kraft  Gesetzes  ohne  den  Willen  /so  z.  B.  die  Eiirentumsersitzung)  ««^h«»««.:««*«. 
oder  gar  gegen  den  Willen  (so  die  Schadensersatzpflicht  des  Diebes)  der 
beteiligten  Priva^erson  dntritt  Auch  durch  riditeriiche  Verfügung  (so 
im  Falle  der  Zwangsvollstreckung)  kann  eine  Rechtsändemng  bewirkt 
werden.  Im  Mittelpunkt  der  privatrechtlidi  erheblichen  Tatbestande  aber 
steht  die  Willenserklärung  der  Privatperson.  Die  rechtserhebliche 
Privatwillenserklärung  nennen  wir  Rechtsgeschäft.  Der  recht.sge<?chäft- 
lich  bezweckte  Erfolg",  z.  Ii.  die  Darlehn«:^rhuld,  tritt  ein,  weil  der  Be- 
teiligte ihn  gewollt  hat  Das  Rechtsgeschäft  ist  Ausdruck  der  privatrecht- 
licfaen  Henscherireiheit  der  Privatpersoa  Es  ist  zugl^ch  die  Unruh^ 
welche  die  Welt  der  privatrechtlichen  Rechtsverhältnisse  in  ununter* 
brochener  Bewegung  hält 

Wer  ein  Rechtsgeschäft  wirksam  vornehmen  will,  muß  geschäftsfähig-,  Gcchainftw«. 
d.  h.  der  privatrechtlichen  Freiheit  fähig  sein.    Nicht  jeder  Ree  htstähii^e 
ist  g^eschäftsfahiy".    Vollkommen  geschäftsunfahicf,  d..h.  zu  jedem  Rechts- 
geschäft unfähig,  ist  das  Kind  unter  sieben  Jahren  und  der  Geisteskranke. 
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Beschränkt  geschäftsfaliig,  d.  h.  nur  zu  den  Rechtsgeschäften  fähig,  welche 
die  eigene  Rechtslage  lediglich  verbessern  (z.  B.  Annahme  einer  Schenkung), 
ist  der  Mindeijährige  (unter  21  Jahren)  und  der  wegen  Geistessdxwäche 
oderVeiscbwendui^  oder  Trunksucht  Entmündigte.  Die  Geschäftsunfähigen 

und  die  in  der  Geschäftsfähigkeit  Beschränkten  sind  die  Unmündigen 
des  bürqferlichen  Gesetzbuchs.  Sie  sind  ihrer  eig-enen  Ang"eleg;enheiten 
nicht  mächtig.  Sie  können,  soweit  der  Mangel  ihrer  Geschäftsfähigkeit 
reicht,  durch  eigenes  Rechtsgeschäft  (eigene  Willenserklärung)  nicht  ei> 
werben,  noch  sich  verpflichten.  Sie  haben  einen  gesetzlichen  Vertreter 
(ihren  Vater,  unter  Umständen  die  Mutter,  bzw.  einen  Vormund),  der  "Matüat 
über  ihre  Angelegenheiten  hat  Der  gesetzliche  Vertreter  entscheidet  über 
die  Vr -h:iltnisse  des  Unmündigen.  Er  sdiUeAt  Rechtsgeschäfte  ab  mit 
Wirkung  für  den  Unmündig-en. 

Dem  gesetzlichen  Vertreter  des  Unmündigen  steht  der  gewillkürte 
(bevollmächtigte)  Vertreter  des  Mündigen  zur  Seite.  Auch  der  Be- 
vollmächtigte schließt  Rechtsgeschäfte  ab  im  Namen  und  mit  V^rkung  für 
den  Vertretenen,  seinen  VoUmaditgfeber. 

£s  gilt  der  Grundsatz  der  freien  und  der  unmittelbaren  Stellvertretimg. 
Die  Freiheit  der  Vertretung  bedeutet,  daß  grundsätzlich  für  alle  Rechts- 
geschäfte, soweit  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil  bestimmt  ist,  Stell- 
vertretung: zulässig'  ist.  Unmittclb^lr  ist  die  Stellvertretung",  insofern  das 
vom  Vertreter  iiu  Namen  des  Vertretenen  abgeschlossene  Rechtsgeschäft 
keine  V^rkung  für  den  Vertreter,  sondern  ausschließlich  Wirkung  für  den 
Vertretenen  hervorbringt:  das  Kaufgesdiäft,  das  im  Laden  mit  dem  An- 
gestellten des  Kaufmanns  abgeschlossen  wird,  berechtigt  und  verpflichtet 
nicht  den  Angestellten  (den  Vertreter),  sondern  lediglich  den  Kaufmann 
(den  Vertretenen),  als  wenn  der  Vertretene  selbst  das  Rechtsgeschäft  ge- 
schlossen hätte.  Beide  Rechtssätze,  sowohl  der  von  der  Freiheit  wie  der 
von  der  Unmittelbarkeit  der  Stellvertretung,  sind  dem  modernen  Recht 
dgentümlich.  Das  romische  und  ebenso  das  ältere  deutsche  Recht  lernte 
die  Möglichkeit  der  Stellvertretung  abw  Das  Rechtsgeschäft  konnte  nicht 
in  fremdem  Namen,  sondern  nur  zu  eigenen  Lasten  und  Gunsten  ge- 
schlossen werden.  Bei  den  Römern  machte  die  Sklaverei  die  Entwickelung 
des  Rechts  von  der  .Stellvertretung  unnötig.  Alles,  was  der  Sklave  erwarb, 
erwarb  er  mit  Rechtsnotwendigkeit  für  seinen  Herrn.  Im  deutschen  Mittel- 
alter ließ  die  Unentwickeltheit  des  Verkehrs  das  Bedürfais  nach  Aus- 
bildung des  Rechts  von  der  Stellvertretung  nidit  aufkommen.  Die  voUe 
Entfaltung  des  Stellvertretungsrechts  in  der  Gegenwart  bringt  zugleich 
den  Grundsatz  der  freien  Arbeit  und  die  Macht  des  Verkehrswesens  unserer 
neuzeitlichen  Kultur  zum  Au-^drurk:  das  Geschäftsleben  fordert  für  die 
Privatperson  die  Möglichkeit,  sich  durch  Stellvertretung  beliebig  zu  ver- 
vieltältigen. 

AtMoaer  Es  gibt  vielerlei  Arten  von  Rechtsgeschäften:  Rechl^eschalte  des 
k«ekti«MeiiiiAa  Personenrechts,  Rechtsgeschäfte  des  Vermögensrechts.  Ein  personenrecht- 
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Statt  Die  vermögensrechtlichen  Rechtsgeschäfte  beherrschen  den 
Verkehr.  Sie  sind  entweder  Verfügning-sg'eschäfte  oder  Verpflichtungs- 
geschäfte. Durch  das  Verpflichtungsgeschäft  wird  eine  Schuldverbind- 
liciikeit  begründet,  die  imstande  ist,  eine  künftige  Vermögensänderung 
(z.  B»  Eigentumsversdiaffung  an  Waren)  zuzxisagen,  niemals  aber  diese  Ver- 
mögensandMrung  selbst  bewirkt  So  ist  z.  B.  der  Kauf  ein  Verpffiditung^ 
geschäft:  von  beiden  Seiten  wird  eine  Leistung  zugesagt  (Leistung  des 
Preises,  Leistung  der  Ware).  Aber  der  Kaufvertrag  selber  bewirkt  die 
Leistung  nicht.  Es  muß  p'm  zweites  Rechtsgeschäft  (Übereignung  des 
Geldes,  der  Ware)  hinzukoiumen,  das  die  Leistung  vollzieht,  welche  die 
gewollte  Vermögensänderung  nicht  bloß  in  Aussicht  steUt,  sondern  her- 
beifShit  Diese  unmittdbar  die  Vermögensänderung  bewirkenden  Rechtis 
grachäfte»  z.  B»  die  Veräufierun^,  Verpfandung,  Erlaft  einer  Schuld,  sind 
Verfflgungsgeschäfte.  Die  Verpflichtungsgeschäfte  sind  die  Kredit- 
geschäfte, die  Verfügungsgeschäfte  aber  die  Leistimc^'^^^'^'^eschäfte  des 
Verkehrs.  Der  A\istausch  der  Güter  wird  durch  Verptiichtung?5geschäft 
vorbereitet,  durch  Verfügimgsgeschäft  bewirkt.  Um  der  Verfügungs- 
geschäfte (des  Güteraustausches)  willen  ist  der  ganze  Verkehr  da. 

V.  Legitimation.  Das  Verfugungsgesdiaft  vermittelt  den  sog.  ab-  Abxeieit^ttf 
geleiteten  Rechtserwerb.  Der  Verfügimgserwerber  ist  der  Nachmann.  Der 
Verfügende  (z.  B  d^r  Veräußernde,  Veqitandende,  Erlassende)  ist  sein  Vor- 
mann (auctor).  Der  Erwerb  des  Nachmanns  ist  von  dem  Rechte  des  Vor- 
manns abhängig.  Nur  die  Verfügung  des  Verfügungsberechtigten  (des 
wahren  EigentOm^rs,  des  wahren .  Gläubigers)  ist  durch  sich  selber  <»ne 
wirksame  Verfügung.  Der  Veifugungserwerb  ist  &n  durch  das  Recht  des 
Vormanns  bedingter  Erwerb. 

So  notwendig  diese  Sätze  erscheinen,  so  unzulinglich  sind  sie  doch 
für  den  Verkehr.  Der  Erwerber  ist  außerstande,  die  Berechtigfung  seines 
Vormanns  jedesmal  hinlänglich  nachzuprüfen.  Der  abgeleitete  Er\s*erb 
durch  Verfügungsgeschäft  ist  als  solcher  ein  unsicherer  Erwerb.  Das  Recht 
der  Verfugung^eschSfte  bedarf  im  Veritdusinteresse  waer  Ergänzung. 

Im  romischen  Recht  ist  zu  diesem  Zweck  die  Ersitzung  ausgebildet  Enttnu«. 
worden.  Sie  dient  ergänzend  wenigstens  für  den  Sachverkehr.  Wer  gu^ 
gläubig  durch  Veräußerungsgeschäft  eine  Sache  vom  Nichteigentümer  er- 
worben hatte,  erwarb  in  der  Regel  trotz  mangelnden  Rechts  seines  Vor- 
manns das  Eigentum  nachträglich  durch  Ersitzung,  d.  h.  dadurch,  daß  er 
die  Sache  eine  bestimmte  Zeitlang  besaß.  Nach  dem  Rechte  des  Corpus 
Juris  werden  bewegliche  Sachen  in  drei  Jahren,  Grundstücke  in  zehn  bzw. 
zwanzig  Jahren  vom  gu^laubigen  Erwerber  ersessen.  Die  romische  Er- 
sitzung ist  im  16.  Jahrhundert  durch  Auftiahmc  des  römischen  Rechts  auch 
bei  uns  zur  Geltung  gelangt  Sie  sichert  den  Erwerb  des  Sachcrvverbers. 
Aber  sie  sichert  Um  erst  nach  Ablauf  einer  geraumen  Zeit  £s  bleibt  dabei, 


Digrtized  by  Google 


30 


Rudolph  Soum:  System  des  büigerlichen  Rechts. 


daft  grundsätzlich  der  wahre  Eigentümer  dem  verkehrsniäftigen  Erwerber 
vor^ifeht  Nur  daß  dem  Eig-entümer  für  die  Geltendmachung  seines  Eigen« 
tums  eine  bestimmte  Frist  (die  Ersitzung-sfrist)  g-esetzt  ist. 

Dem  neuzeitüchen  Verkehr  kann  die  Ersitzung  nicht  genügen.  Eianial: 
die  Ersttzung-  scbfitzt  nur  den  Kgentnmserwerb  an  Sadien,  nicht  sonstigen 
verfügungsmäfiigen  Erwerbe  Zum  andern:  die  Eiritzung  arbeitet  zu  langsam. 
Der  Verkehr  der  Gegenwart  fordert  sofortige  Sicherheit  des  verkehrs- 
mäßigen  Erwerbs,  Der  Verkehr  von  heute  kann  nicht  warten.  Er  will 
sofort  den  Ynrranj:»'  des  Erwerbers  vor  dem  Eiq'entüracr.  Der  Schutz  des 
g-utgläubigen  Verkehrs  ist  ihm  wichtiger  als  der  Schutz  des  wahren  Eig-en- 
tums.  Der  geldwirtschaftliche  Verkehr  verlangt  die  Beseitigung  der  Er- 
sitzungsfrisL 

ugiibiirtiM.  Die  grofie  Reform  des  Veikehrsrechts,  um  die  es  sich  an  lüeser  Stelle 
handelt,  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  vollzogen  worden.  Die 
Sitzung  spielt  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  nur  noch  eine  ganz  unter- 
geordnete Rolle.  Die  Sicherung  des  Verkehrs  wird  durch  andere  viel 
weiter  jL^reifenUe,  soiortige  Erwerbswirkung-  schaffende  Rechtssätze  erreicht: 
durch  die  Rechtssätze  von  der  Legitimation. 

Legitimation  ist  nicht  Verfiigungsberechtigung,  aber  rie  ersetzt  die 
V^fogungsbereclitigung  für  den  Verkdir.  Sie  macht  das  YeifOgus^is- 
geschäft  des  NichtberedlAigten  wirksam  zu  Lasten  des  in  Wahrheit  Be- 
rechtigten, zugunsten  des  gutgläubigen  Verfügungserwerbers.  Legiti- 
mation ist  der  für  den  Verkehr  ausreichende  Ausweis  der  Verfügungs- 
berechtigung. Wer  legitimiert  ist,  d.h.  wer  solchen  Ausweis  besitzt,  gilt 
zugunsten  des  gutgläubigen  Verkehrs  als  verfügungsberechtigt,  mag  er 
in  Waliilidt  berechtigt  sein  oder  ni^t 

Eine  ganze  Reihe  von  Rechtssatzen  des  bürgerlichen  Gesetzbudis 
handelt  von  der  Legitimation,  von  den  Vorschriften  „zugunsten  der- 
jenigen, welche  Rechte  von  einem  Nichtberechtigten  herleiten",  d.h.  von 
dem  Erwerbe  durch  Verfüg-ung  eines  Nichtberechtigten.  Für  den  P\ihrnis- 
verkehr  legitimiert  der  Besitz:  der  gutgläubige  Erwerb  durch  Verfüg-ung 
des  Besitzers  der  beweglichen  Sache  ist  grundsätzlich  (falls  nicht  die 
Sache  dem  wahren  Eigentumer  wider  ^^en  abhanden  gekommen  war) 
sofort  wifksamer  Erwerb  (es  bedarf  keiner  Erdtzung).  Für  den  liegen- 
schaftsverkehr  legitimiert  die  Eintragung  im  Grundbuch:  der  gutgläubige 
Erwerb  von  dem,  der  als  bereclitigt  im  Grundbuch  eingetragen  steht,  ist 
grundsätzlich  ein  sofort  wirksamer  Erwerb,  auch  wenn  der  im  Grundbuch 
Eingetragene  in  ^Vahrheit  nicht  der  Berechtigte  ist  Die  Gläubiger- 
iegitimation  behalt  der  bidimige  G-laub^r  dem  gutgläubigen  Schuldner 
gegenfiber,  auch  wenn  die  Gläubigersdiaft  des  bisherigen  Gläubigers 
durch  Abtretung  der  Forderung  an  einen  Dritten  bereits  ihr  Ende  er- 
rei^t  hat:  solange  der  Schuldner  von  der  geschehenen  Abtretung  keine 
Kenntnis  hat,  kann  der  bisherige  Gläubiger  ihm  wirksam  die  Schuld  er- 
lassen, ihn  durch  Zahlungsannahme  von  der  Schuld  befreien  usf.  Die 
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Erbenleg^timatioD  wird  durch  den  Erbschein  begründet  Wer  durch  einea 
Erbschein  als  Erbe  ausg-ewiesen  ist,  kann  zuß-unsten  des  g^tg'läubig-en 
Dritten  wirksam  alle  VertÜgfung"en  vornehmen,  wie  wenn  er  der  wirkliche 
Erbe  wäre,  mag  er  nun  in  Wahrheit  Erbe  sein  oder  nicht:  ihm  können 
die  Erbschaftsschuldi^  wiricsam  zahlen,  er  kann  mne  Erbsdiafbfbrdening- 
wirkaam  abtreten  us£  Immer  bat  der  L^timierte  zugunsten  des  gut- 
gläubigen Verkebrs  <fie  Rolle  eines  VerfOgui^berechtigten  (bzv.  eines 
&bberechtigten). 

Die  Rochtssät7P  über  die  Legitimation,  von  denen  im  voritjen  nur 
emigc  Beispif  l"  gegeben  sind,  finden  sich  in  den  mannigfaltigsten  Fornien 
überall  im  bürgerlichen  Gesetzbuche.  Sie  sind  über  das  gesamte  neue 
Redit  ausgebreitet  und  geben  dem  Verkebrsrecht  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs sein  dgenart^pes  Gept&ge.  Sie  gelten  fSr  alle  Arten  der  Ver- 
fugungsgeschafte  (Leistung-sgeschäfte).  Sie  sichern  den  gutgläubigen  Vei^ 
kehr  schlechtweg.  Legitimation  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
besser,  stärker,  als  Berechtigunc  Die  Geldwirtschaft,  die  einen  un- 
ausscheidbaren  Bestandteil  der  Kultur  der  (rcgcnwart  bedeutet,  hat  auch 
die  Rechtssätze  des  bürgerlichen  Geset2buchs  von  der  Legitimation 
diktiert:  das  Literesse  am  Schutz  des  Austausdiest  des  Umsatzes  der 
Güter  ist  stirker  als  das  Intnesse  an  der  Aufirediterhaltnng  des  be> 
st^enden  Rechts. 

VI.  Schutz  der  Rechte.  Der  Schutz  der  Rechte  gegen  tatsächliche  v«t««d«r 
Verletzung  kann  nur  ausnahmsweise  durch  die  Kigenmacht  des  Berechtigten  *'"^''*' 
vermittelt  werden.  Wie  nach  bisherigem  gemeinen  Recht,  so  ist  auch 
nach  dem  bSigerlii^en  Gesetzbuche  die  Selbsthilfe  grundsätdich  nur  im 
NotftJl  gestattet:  soweit  obrigkeitliche  Hilfe  nicht  rechtzeitig  zu  erlangen 
ist.  Der  Grundsatz  für  den  Rechtsschutz  lautet:  Staatshilfe,  nicht  Selbst 
hilfe.  Es  bedarf  des  Gerichtsverfahrens,  des  Prozesses,  um  die  Wieder- 
herstellung des  verletzten  Rechts  zu  erzwingen.  Hier  ist  der  Punkt,  wo 
das  Privatrecht  sich  dem  öffentlichen  Recht  einordnet:  das  Privatrecht 
winl  ergänzt  durch  das  öffentliche  Recht 

Das  Grerichtsver^üiren  iftr  Frivatreditsstreittgkeiten  ist  in  der  Zivil- 
prozeßordnung ger^lt,  nicht  im  bürgerlichen  Gesetzbuche.  Die  scharfe 
Scheidung  zwischen  den  (öffentlich  rechtlichen)  Rechtssätzen  vom  Ver- 
fahren und  den  für  das  Sachverhältnis  geltenden  Rechtssätzen  des  Privat- 
rechts ist  vom  bürgerlichen  G^setzbuche  grundsätzlich  durchgeführt.  So 
ist  denn  auch  an  dieser  Stelle  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  nicht  von  der 
Klage  die  Rede,  sondnn  nur  vom  Anspruch. 

Anspruch  im  Sinne  des  bürgerlidien  Gesetzbudis  ist  der  Leistungs-  Ammdk 
ansprach,  d.  h.  das  {»ivate  Redit  auf  gegnerische  Leistung.  Der  Anspnudi 
erwächst  dem  Privatrecht,  soweit  die  Verwirklichung  des  eigenen  Rechts 
einer  fremden  Handlung  bedarf.    Insoweit  besteht  das  Bedürfnis  nach 
staatlichem  Schutze,  um  den  nicht  freiwillig  leistenden  Gegner  zu  der 
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von  ihm  zu  erbringenden  Hantilunsr  zu  nötig'on.  Mit  dem  Dasein  des  An- 
spruchs ist  die  privatrechtliche  Voraussetzung  für  die  Gewährung  des 
staatlichen  Schutzes  erfüllt  Der  Anspruch  stellt  das  für  den  Kechtsschuts 
reife  Privatrecht  dar,  und  es  bedeutet  die  Gewährung-  eines  Anspruchs  durch 
das  bürgerliche  GeMtsbucb  daher  n^ladi  die  Tatsache,  daft  bei  EifSllung 
auch  der  prozeßrechtlichen  (offentlichrechtlidien)  Bedingungen  Staatssdmtz 
gewährt  werden  wird- 

Der  Anspruch  ist  stets  gegen  einen  persönlich  bestimmten  Gei^rier 
gerichtet  Aber  die  Person  des  Gegners  ist  bald  schon  durch  den  Inhalt 
des  anqirucl^eschntzten  RjecditB,  bald  erst  durdi  «ne  Beeintiiiditigung 
des  Rechts  gegeben.  Im  ersten  Fall  q;»richt  man,  im  AnsdUuA  an 
römische  Kategorien,  von  einem  personlichen,  im  zweiten  von  einem 
dinglichen  Anspruch.  Persönlich  sind  alle  Ansprüche  aus  Forderungs- 
rechten: schon  der  Inhalt  des  Forderungsrechts  bestimmt  den  Anspruchs- 
g-cjTfner  (den  Schuldner!.  Dinglich  sind  die  Ansprüche  aus  den  Sachen- 
rechten und  den  personenrechtlichen  Herrschaftsrechten,  z.  B.  der  Anspruch 
des  Eigentumers  auf  Hwausgabe  der  Sache,  der  Anspruch  des  Vatets 
auf  Herau^be  des  Kindes.  Auch  der  Erbschaftsansprudi,  durch  den 
das  Erbrecht  gegen  einen  unberechtigten  Erbschaftsbesitzer  geltend  ge- 
macht wird,  ist  ein  dinglicher  Anspruch.  Immer  bestimmt  sich  in  diesen 
Fällen  die  Person  des  Anspruchsgegners  nicht  schon  durch  den  Inhalt  des 
geltend  gemachten  Rechtes  selbst  Der  dingUche  Anspruch  ist  eine  bloße 
einzelne  Folgeerscheinung  des  anspruchgeschützten  Rechts,  während  im 
persooHchen  Anspruch  der  Inhalt  des  zugrunde  liegenden  Rechts  sidi 
ausstricht 

ifanu»  Für  den  Anspruch  gilt  die  Ansprucbsvefjährung.  Die  VeijährungfS» 
frist  beträgt  in  der  Regel  dreißifi-  Jahre.  Doch  gibt  es  zahlreiche  Aus- 
nahmen. Die  Ansprüche  der  Gewerbetreibenden  aus  den  Verkehrs- 
geschäften des  täglichen  Lebens  verjähren  meistens  schon  in  zwei  Jahren. 
Xach  Ablauf  der  Verjährungszeit  steht  dem  Anspruchverpflichteten  die 
Einrede  der  Vegährung  zur  Seiten  Der  Anqmich  wird  durdi  Ablauf  der 
Verjährungszeit  nicht  auigdiobea  Viebnefar  kann  der  Verpflichtete  immer 
noch  gültig  leisten.  Aber  der  Verpflichtete  kann  die  Leistung  verweigern. 
Der  VeTjährungseiiuvand  setzt  ihn  in  die  Lage,  den  Anspruch  abzuweisen,  falls 
es  ihm  etwa  nur  am  Nachweis  der  Aufhebung  seiner  Verbindlichkeit  mangelt 

BMitt.  VIL  Schutz  des  Besitzes.  Eigenartig  sind  die  Besitzan^rüche. 
Sie  zählen  weder  zu  den  dinglichen  noch  zu  den  persönlichen  Ansprüchen, 
weil  de  überhaupt  nicht  aus  einem  Recht,  sondern  aus  der  nadcten  Tat* 

Sache  des  Besitzes  her\'orgehen.  Sic  stehen  als  „possessorische"  (dem 
Besitzschutz  dienende')  Ansprüche  den  „petitorischen"  (dem  Rechtsschutz 
dienenden)  dinglichen  und  persönlichen  Ansprüchen  gegenüber. 

Der  Besitz  wird  als  solcher  geschützt,  mag  er  auch  der  Besitz  eines 
unredlichen  Besitzers,  ja  eines  Diebes  sein.    Er  wird  geschützt  gegen 


Digitized  by  Google 


A.  AUgemeine  Lebten.  VIL  Sdntts  des  Benties. 


35 


„verbotene  Eigemnacht",  d.  h.  gegen  jede  liigciiniacht  eines  Nichtbesitzers^ 
m»g  die  Eigenmadit  in  Besitzstorung  oder  in  Besitzentziehiuig  tkiä  Sufianu 
Im  Falle  der  Bentzstörung'  geht  der  Besitzansprudi  auf  Besettig^ung*  der 
Störung,  im  Falle  der  Beatzcntzlohunjr  auf  Rück^fabe  der  Sache  durch 
den  eigenmächtigen  Besitzer,  bloß  auf  Grund  der  Tatsache  des  Besitzes, 
ohne  daß  ein  Rocht  behauptet  zu  werden  brauchte.  Auch  der  Dieb,  den 
ein  anderer  Dieb  bestiehlt,  kann  mit  dem  Besitzanspruch  gegen  den  jetzt 
besitzenden  zweiten  Dieb  durchdringen. 

Der  Besitz  (den  das  Recht  scharf  vom  Eigentum,  der  rechtUcfaen 
Sachhenschaft,  imterscheidet)  besteht  lediglich  in  der  tatsächlichen  Zu- 
^^ehörigkeit  der  Sache  zu  einer  Person.  Er  wird  erworben  durch  tat- 
.'^ächlichcn,  korpfrlichen  Erwerb  der  Sachp;'o\valt.  Xach  roniischf ni  Recht 
war  Besitzer  im  Rechtssitiii  nur  der  Besitzer  mit  llerrenwillcii  (animus 
domini),  d.  h.  nur  der  Besitzer,  der  keines  anderen  Sachgewalt  anerkannte. 
Nur  der  Hausbesitzer  war  Besitzer  des  vermieteten  Hauses,  nicht  der 
Mieter.  Jede  Eigenmacht  des  Mieters  gegenüber  dem  Vermieter  war 
nach  romisdiem  Recht  verbotene  Eigenmacht  Das  bürgerliche  Gresetz- 
buch  ist  (im  Anschluß  an  die  gemeinredi^che  Entwickelung)  demokratischer. 
Der  Herrenwille  ist  gleichgültig.  Es  i^cnügt  die  körperliche  Sach^ewalt 
(das  corpus).  Der  Mieter  ist  Besitzer  geworden.  Er  hat  heute  die  Besitz- 
ansprüche. Er  kann  keine  verbotene  Eigenmacht  begehen.  Vielmehr  ist 
nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  jede  Eigenmacht  des  Vermieters 
gegenüber  dem  Mieter  verbotene  Eigetunadbt  Auch  der  Vermieter 
ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  noch  Besitzer,  aber  nur  „mittel- 
barer* Besitzer,  d.  h.  sein  Besitz  wird  durch  den  mieterischen  Besitz 
Dritten  gegenüber  vermittelt  und  ist  dem  Mieter  selber  gegenüber  un- 
w^irksam. 

Das  Eigentümliche  der  Besitzansprüche  ist,  daß  sie  immer  nur  einen  ßewuaMprüche. 
vorläufigen  Schutz  gewähren.  Der  petitorische  dingliche  und  person» 
liehe  Anspruch  geht  auf  ^dgfiltige  B^edigung.  Er  bringt  eine  Rechte- 
frage zum  Austrag.  Der  Besitzanspruch  aber  dient  immer  tiur  zur  vor- 
läufigen Regelung  der  Besitzverhältnisse,  nämlich  bis  zur  Entscheidung 
der  Rechtsfrage.  Es  bleibt  stets  der  dem  einen  oder  dem  anderen  Teile 
zuständige  petitorische  Anspruch  Norbehalten.  Nur  solange  über  die 
petitorische  Frage  (die  Rechtsfrage)  noch  nicht  entschieden  ist,  soll  der 
Besitzanspruch  maßgebend  sein.  Darum  eriischt  der  Besitzanspruch,  so< 
bald  die  verbotene  Eigenmacht  durch  redatskräftige  Entscheidung  der 
Rechtsfrage  nachträglich  sachlich  gereditfertigt  wird.  Nur  aus  formellen 
Cminden  ist  dem  Besitz(^r  der  Besitzanspruch  ztistihiditr:  das  Handeln  des 
anderen  hat  die  Fonn  der  verbotenen  Eigenmacht  Darum  ist  der  Besitz- 
anspruch ein  Anspruch  unvollkommener  Art  Er  ist  nicht  das  Recht, 
endgültig  zu  verlangen,  sondern  nur  das  Recht,  vorläufig  zu  veriangen. 
Er  ist  kurzlebig  und  verschwinde^  als  wenn  er  nie  dagewesen  wäre,  wenn 
er  binnen  Jahresfrist  nidbt  gehend  gemacht  wird.    Er  wurzelt  nicht  in 
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sachlicher  Berechtigimg,  sondern  in  den  Anforderungen  der  öffent- 
lichen Ordnung. 

Gruna  d«t  Die  Ordnung  des  Gemeinlebens  verlangt  den  Ausschluß  wie  der 

MitcKbotaM.  Selbsthilfe  so  jeder  Ei^enmacht.  Wer  Eigenmacht  übt,  soll  zunächst, 
d.h.  bis  er  seineti  K '  rbtsanspruch  im  Wc^e  des  vorg-cschriebenen  Gerichts- 
verfahrens durchgesetzt  hat,  die  Wirkung-en  seiner  Eigenmacht  rürkg-äng-iy 
ZU  machen,  die  Besitzstörung  zu  beseitigen,  die  durch  liigeumaclit  ge- 
nomm«ie  Sadie  bis  auf  weiteres  dem  frühere  Besitzer  zurfldczi^ben 
schuldig  sein.  Soweit  Selbsthilfe  ZttULs^g  ist  (m  Notfälle),  ist  gegen  den 
Selbsthilfe  (^^enmacht)  Übenden  der  Besitzanspruch  ausgeschlossen  (die 
Eigenmacht  war  keine  verbotene).  Soweit  aber  Selbsthilfe  \  erboten  is^ 
besteht  der  Besitzanspruch  gegenüber  jeder  Eigenmacht  eines  Nicht- 
besitzers.  In  den  Besitzansprüchen  vollendet  sich  das  System  des  Rechts- 
schutzes der  Gegenwart  Das  Verbot  der  Eigemnacht,  das  den  Besitz- 
ansprudi  hervorbringt,  steht  ergänzend  neben  dem  Verbot  der  Selbsb» 
htlfe.  Die  possessorisdie  Wiricung  der  verbotenen  Eigenmacbt  entspringt 
dem  Grundgedanken  unseres  öffentlichen  Rechts,  daß  Zwangsfibung  (Gre- 
waltübung^)  gegen  eine  Person  grundsätzlich  der  Priva^terson  entzogen 
und  dem  Staate  vorbehalten  ist. 

Freiheit  im  Sinne  der  Neuzeit  ist,  von  jeder  privaten  Zwangsgcwalt, 
die  nicht  Familiengewalt  ist,  frei  zu  sein.  Dem  Staate  Untertan  zu  sein, 
ist  Ausdrudc  der  Frdheit;  Zwangsgewalt  einer  Privatperson  ist  Minderung 
der  Frdheit  Um  der  Freiheit  wiOen  besteht  das  Verbot  der  Selbsthilfe 
und  um  der  Freiheit  willen  besteht  der  Besitzanspruch. 

Das  römische  Recht  gewährte  die  Besitzansprüche  nur  den  Herren- 
besitzem.  Die  römische  Freiheit  war  aristokratischer  Natur.  Durch  die 
deutsche  Entwickeluag,  die  im  bürgerlichen  Gesetzbuche  vollendet  wurde, 
ist  ^r  Besitzeaschuts  allm  Sachbentzem  gegeben  worden.  Es  liegt  darin 
eine  Erstreckung  6er  Freiheitsrechte  zugunsten  der  breiten  bürgerlichen 
Masse.  So  ist  durch  die  Zuständigkeit  des  Bentzanspmchs  der  Meter  von 
privater  Zwangsgewalt  des  Vermieters  befreit  worden.  Auch  in  den  un- 
scheinbaren Besitzansprüchen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  kommt  die 
bürgerlich -freiheitliche  Kultur  der  Geg^enwart  zum  Ausdruck.  Unser  Be- 
sitzrecht ist  bürgerlicher,  demokratischer  Natur. 


B.  Das  Recht  der  Scholdverhaitnisse. 

T,  Wesen  des  Forderungsrechts.  Mit  dem  Recht  der  Schul«^ 
Verhältnisse  eröffnet  sich  das  Vermögensrecht  Das  Vermögensrecht  zerfiyit 
in  Schuldrecht  und  Sachen rr»cht 
iii'.i.ut  ,1c:*  Das  Recht  der  Schuldverhältuisse  ist  mit  dem  Recht  der  Forderungs- 
ordcrunK.  rechte  glolchbedeutend  Der  Inhalt  des  Forderungsrecfate  erschöpft  sich 
darin,  daß  es  eine  Schuldverpflichtung  hervorbringt  Das  Forderungsrecht 
ist  nicht  das  Recht,  daß  man  s^ber  handele,  sondern  nur  das  Recht,  daß 
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ein  bestimmter  anderer  handele.  Die  Verwirklichung  des  Forderung-srechts 
ist  nur  durch  das  Mittel  fremder  Handlung  (die  Leistungf  des  Schuldners) 
möglich.  Darum  besteht  das  Forderungsrecht,  z.  B.  das  Recht  des  Dar- 
Idmsgläubigers,  lediglich  in  einem  Ansprucbei  d*  h,  in  dem  nur  durch 
gerichtliche  Geltendmachung  (Klage)  durchzusetzenden  Recht,  eine  Leistung 
von  einem  bestimmten  anderen  (dem  Schuldner)  zu  verlangen.  Eigelb 
mächtige  Ausübung-  des  Forderungsrechts  ist  ausgeschlossen.  Das  Forde« 
rungsrecht  gewährt  keine  gegenwärtige  Herrschattserweiterung. 

Darum  ist  das  Forderungsrecht,  solange  es  besteht,  unbefriedigt: 
die  Handlung,  auf  die  es  sich  richtet,  ist  noch  nicht  vollbracht  Sein  In- 
halt ist  auf  ^e  Zukunft  gerichtet:  einen  bestimmten  Leistm^s^folg  hervor- 
zubringea  Sobald  der  Leistungserfolg  da  ist,  hat  das  Forderungsrecht 
seine  Schuldigkeit  getaou  In  seiner  Beikiedigung  geht  es  unter.  Sobald 
C55  ZU  dem  Augenblicke  sagen  mochte,  verweile  doch,  du  bist  so  schön, 
nimmt  sein  Dasein  ein  Ende.  Das  Forderungsrecht  ist  da,  damit  es  in 
seiner  Befriedigung  untergehe.  Das  Forderung^recht  ist  nicht  Zweck, 
nur  Mittel  des  Vermögensverkehrs. 

n.  Die  Haftung  des  Schuldners.  Das  durch  das  Forderungarecht 
gesetzte  Schuldveihältois  erzeugt  die  persönliche  Haftung  des  Schuldners  s«««>'»»^i 

für  Erbringung  der  geschuldeten  Leistung.  In  alter  Zeit  haftete  der 
Schuldner  mit  seiner  ganzen  Persönlichkeit.  Der  Schuldner  fiel,  wenn  er 
nicht  leistete,  mit  Leib  und  Leben,  mit  Hab  und  Gut  in  die  Gewalt  des 
Gläubigers.  Die  Eingehung  der  Schuldverbindlichkeit  vollzog  sich  durch 
Ffaadsetzung  der  eigenen  Person.  Die  Folge  der  Nichterfüllung  der  Schuld 
war  die  Schuldknechtschaft,  die  später  in  Schuldhaft  sich  verwandelte.  Der 
letzte  Rest  der  Haftung  des  Sclmldners  mit  seinem  Leibe  ist  die  Wechsel- 
haft gewesen,  die  erst  durch  die  Gesetzgebung  des  neuen  Deutschen  Reichs 
beseitigt  worden  ist 

Heute  bedeutet  die  persönliche  Haftung  des  Schuldners  nur  noch  die 

Haftung  seines  jeweiligen  Vermögens.  ErftUlt  der  Schuldner  nidit»  so 
erfolgt  die  B^ried^fui^  des  Gläubigers  durch  Zwangsvollstreckung  in  die 
schuldnerisdie  Habe.  Soweit  NaturalvoUstreckung  (z.  B.  durch  Wegnahme 
der  geschuldeten  Sache)  immöglich  ist,  muß  das  Forderungsrecht  sich  in 
Geld  um?;etzen,  um  den  entsprechenden  Wert  dem  Vermögen  des  Schuldners 
zu  entnehmen. 

Die  Haftung  des  Schuldners  bleibt  hinter  seiner  Schuld  zurück.  Die 
Schuld  geht  auf  die  Leistung  s^ber,  die  Haftung  nur  auf  ihren  wirtschaft- 
lichen Wert  Der  Gläubiger  muB  sich  zuftieden  geben,  wenn  ihm  der 
Leistungserfolg  zugute  kommt    So  ist  der  Schuldner  frei»  auch  wenn 

''in  anderer  dem  Cxläubiger  das  Geschuldete  leistet.  Vor  allem:  der 
J^chuldner  ist  rechtlich  nicht  verhindert,  der  Schukh  eq)fiichtung  zuwider 
zu  handeln.  Er  kann  z.  B.  die  verkaufte  (noch  nicht  übergebene)  Sache 
wiederum  einem  anderen  gültig  verkaufen  und  den  zweiten  Kaufer  durch 
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Übergabe  gültig  /.um  iiigentümer  machen.  Dem  ersten  Käufer  bleibt 
s«in  Kaofibräeningsrecht,  aber  er  wird  durch  Zwangsvollstreckung  nicht 
zur  Naturalbeftiediguog,  sondern  nur  zur  Ltistung  von  Schadensersatz  in 
Geld,  d.  h.  zu  dem  Wert  seiner  Forderung,  gelangen.  Vereitelt  d^  Schuldner 

die  NaturalerfuUung,  so  haftet  er  für  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung. 
Darin  äußert  und  erschöpft  sich  die  Kraft  des  Forderungsrechts,  zupfloich 
die  Wirkung  der  schuldrcchtlichcn  Verpflichtung.  Die  Schuldverpflichtung 
bindet  den  Willen  des  Schuldners  nicht;  sie  verhaftet  nur  sein  Vermögen. 
Das  Schuldverhiltnts  ist  kein  Gewaltverhältnis,  die  Schuldverpflichtung 
keine  Unterordnung.  Der  Schuldner  bleibt  dem  GlSubiger  gegenüber  eme 
VoUfreitt  Persönlichkeit.  Die  Schuld  ist  nur  eine  Minderung  seines  Ver> 
mögens,  nicht  seiner  Freiheit  Das  Scbuldrecht  ist  ein  Teil  des  Ver-^ 
mögensrechts. 

UL  Der  Inhalt  des  Schuldverhältnisses.  Auf  der  Eotwickelungs- 
stufe  des  alteren  Rechts  besttnunt  der  Inhalt  des  SchuldverhSltiüsses  nch 
genau  nach  dem  Scfauldgnmde.  Es  muß  das  geschehen,  was  zugesagt  ist», 

nicht  mehr  und  nicht  weniger.  Die  Schuldverhältnisse  sind  strenger,  un- 
beweglicher Natur.  Das  römische  Recht  hat  im  Lauf  seiner  Entwickelung 
einzelne  Schuldverhältnisse  (?..  B.  die  Schuld  aus  Kauf  und  Miete)  aus- 
gebildet, für  die  der  Inhalt  sich  nicht  genau  durch  den  geschlossenen 
Vertrag,  sondern  auf  Grund  der  Gesamtumstande  nach  Treu  und  Glauben 
bestimmte.  Die  t)onae  fidei  obligatio  trat  neben  die  strictl  iuris  obUgatio.. 
I  reu  und  Das  buigerliche  Gesetzbuch  hat,  an  die  gemeinrechtliche  Entwickelung^ 
uuub«n.  anknüpfend,  das  unserer  Zeit  entsprechende  Recht  voll  durchgeführt  Nach 
dem  bür'rorlichen  Gesetzbuche  bestimmt  der  Inhalt  aller  Scliuldverbind- 
lichki  i-jM!  sich  nicht  lediglich  nach  den  lü]Lfischeti  Erg^ebnissen  des  Ent- 
stehungsvorgaiigs,  sondern  nach  Treu  und  Glauben:  die  Leistung  ist,  was 
auch  ihr  Schuldgrund  sein  möge,  „so  zu  bewirken,  wie  Treu  und  Glauben 
mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern«*.  Weder  der  Gläubiger» 
noch  der  Schuldner  kann  auf  seinem  Schein  bestehen.  Was  Treu  und 
Glauben  nach  Maßgabe  der  Verkehrssitte  fordern,  kann  weniger,  aber  auch 
mehr  sein,  al<^  was  versprochen  bzw.  ursprünglich  geschuldet  wurde.  Wa& 
aus  dem  Schuldverhältnis  zu  leisten  sein  wird,  kaan  nicht  von  vornherein 
genau  gesagt  werden.  Es  bestimmt  sich  alles  nach  Umständen,  nach  der 
Lage  der  Dinge  sowobl  zur  Zeit  der  Entstehung  des  Sdiuldverhältntsses- 
wie  ^MUer  (z.  B.  infolge  von  Verschulden  oder  Verzug).  Alle  Forderungs« 
rechte  stehen  unter  dem  Regiment  von  Treu  und  Glauben.  Sie  bekommen 
dadurch  etwas  Unberechenbares.  Aber  das  ist  es  gerade,  was  in  weit- 
aus den  meisten  Fällen  dem  Verkehr  entspricht.  Es  liegt  in  der  Natur 
der  Dinge,  daß  die  Parteien  im  voraus  nicht  alles  zu  berechnen  und  zu 
bereden  imstande  sind,  Sie  pflegen  sich  auf  die  Vereinbarung  dessen  zu 
beschränken,  was  ihnen  gegenwärtig  als  die  Hauptsache  erscheint,  z.  B.. 
beim  Kauf  auf  die  Beredung  von  Preis  und  Ware.  Was  sonst  alles  an. 
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Wirkungen  aus  dem  Rechtsgeschäft  hervorg-ehen  soll,  wenn  nicht  vorher- 
g^esehcnc  Umstände  eintreten,  wenn  z.B.  die  Sache  Mängel  hat  oder  dem 
Käufer  von  einem  Dritten  (dem  wahren  Eigentümer)  abgestritten  wird,  oder 
der  eine  in  Verzug  gerat  oder  schuldliaft  handelt,  das  kann  imd  aöil 
nidit  nadi  dem  Vertrage,  sondern  nur  nach  Treu  und  Glauben,  nach  Maß- 
gabe der  Veifcdirssitte  beurteilt  werden*  Aua  der  Vetkehnmtte  entwidcelt 
sich  naturgemäß  ein  Verkehrsrecht,  das  die  Anforderungen  von  Treu 
und  Glauben  für  die  einzelnen  Schuldverhältnisse  in  bestimmte  Rf^treln 
faßt  Das  crroßc  Vorbild  hat  hier  das  römische  Recht  {^egeben,  dei^sen 
Starke  gerade  dann  beruht,  dem  Schuldrecht  der  gangbarsten  Verträge 
(so  Kauf  und  Ifiete,  die  schon  damals  als  bonae  fidel  negotia  behanddt 
wurden)  auf  Grund  der  bona  fides  bestinunte  und  doch  biegsame  Form 
xu  geben.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  darin  dem  romischen  Recht 
gefolgt  Der  weitaus  größte  Teil  des  im  zweiten  Buche  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  niedersjfeletften  Schuldrechts  besteht  in  der  Entwickelung 
solcher  ergänzenden  Rechtssätze,  die  klarstellen,  was  Treu  und  Glauben 
von  der  Partei  fordert,  soweit  der  Schuldvertrag  keine  bestimmte  Aus- 
kunft gibt 

Und  dodi  finden  sich  auch  im  heut^fen  Re<At  einzelne  Schuldvei>  strenge  s.  bnu- 
hältnisse,  die  an  die  strengrechtUchen  Obligationen  der  älteren  Zeit  ei>  »«paicbt»»«. 
Innern,  die  einen  berechenbaren,  nach  Maßgabe  des  Schuldgrunds  genau 
sich  bestimmenden  Inhalt  haben.  Das  gilt,  um  die  wichtigsten  Fälle 
zu  nennen,  von  der  Wechselverpflichtuiig  und  von  der  Schuld  aus  dem 
Inhaberpapier.  Aus  dem  Wechsel  wird  genau  die  Wechselsumme  (mit  den 
Nebenleistungen,  welche  die  Wediselordnung  festsetzt,  aus  dem  Inbabeiv  wwm. 
papier  (z.  B.  der  Banknote)  genau  die  zugesagte  Ldstung  geschuldet  Der  '^•^»m'^- 
Verkehr  bedarf  fSr  gewisse  Zwecke  auch  solcher  strengen,  nicht  nach 
Umständen  wandelbaren  Schuldverpflichtungen.  Aber  diese  Fälle  sind 
nicht  als  Ausnahmen  von  dem  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  allgemem 
aufgestellten  Grundsatz  der  Bestimmung  des  Schuldinhalts  nach  Treu  und 
Glauben  aufzufhssen.  Es  liegt  vielmehr  so,  dafi  Treu  und  Glauben  nach 
Maßgabe  der  Vetkehrssitte  in  diesen  Fällen  die  strenge,  berechenbare 
Wirkung  des  Schuldverhaltnisses  fordert  Um  der  strengen  Schuldvcrbind^ 
Uchkeit  willen  sind  diese  Rechtsverhältnisse  von  den  Parteien  geschaffen 
worden.  In  der  »Strenge  liegt  ihr  Wert,  und  gerade  nach  Treu  und  Glauben 
müssen  sie  darum  i_'-''nau  erfüllt  werden.  So  fordert  es  mit  der  Verkehrs- 
sitte das  Verkehrsreclit.  In  unserem  Recht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
hat  der  Grundsatz  von  Treu  und  Glauben  eine  noch  größere  Biegsamkeit 
und  Spannkraft  empfongen  als  im  rranisdien  Recht  Er  vermag  nicht 
bloß  die  von  vornherein  auf  Beweglichkeit  und  Unbestimmtheit  angelegten 
Schuld  Verhältnisse,  sondern  geradeso  auch  die  Sonderfälle  der  genau  ver- 
bindlichen Schuldverpflichtungen  in  sich  zu  begreifen  und  zu  beherrschen. 
Das  Schuldrecht  regelt  den  Kreditverkehr,  und  vermöge  des  Grundsatzes 
von  Treu  und  Glauben  vermag  es  den  Kreditverhältnissen  sowohl  die 
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nötig-p  Weite  und  Wrände rlichkeit,  wie  auch,  soweit  es  nötige  ist,  die  Kraft 
und  rücksichtslose  btrenge  i^u  geben,  die  der  Verkehr  der  Gegenwart 
fordert 

IV.  Die  Schaldgründe.  Die  vomebmstea  Grunde  fiir  die  Entstehung 
eines  Schuld verhältnisaes  sind  der  Verixag  (Kontrakt)  und  ^e  unerlaubte 
Handlung  pelikt). 

Schuld vwtrigr.        Der  Vertrag  ist  zur  rechtsgeschäftlichen  Begründung  eines  Schuld- 
verhältnis5?es  notwendige  und  genügend. 

Er  ist  notwendig,  insofern  die  bloß  einseitig  erklärte,  von  der  anderen 
Seite  nicht  angenommene  Willemnnemung  einer  Partei  em  Schuldverhältnis 
zu  begründen  außerstande  ist  Es  veipfliditet  nicht  das  Versprechen  als 
soldies,  sondern  nur  das  von  dem  anderen  Teil  aog'enommene,  <'ilso  von 
beiden  Teilen  vereinbarte  Versprechen.  Nur  ausnahmsweise  hat  das 
bloß  einseitige  Versprechen  Verpüichtungskralt  Unter  diesen  Gesichts- 
punkt fallt  die  Auslobung,  d.  h.  das  öffentlich  kundgegebene  Versprechen 
einer  Belohnung  für  Vornahme  einer  Handlung.  Der  Auslobende  haftet 
als  solcher  (solange  er  nicht  dffentiich  seine  Zusage  widerrufen  hat):  es 
braudit  niemand  eine  Annahmeerklarang  abzugeben. 

Der  Vertrag  ist  andererseits  für  die  Erzeugung  eines  Schuldverhält- 
nisses g-enügend.  Darin  liegt  der  große  Grundsatz  der-  N'ertragsfreiheit 
für  das  Gebiet  des  Schuldrechts  ausgesprochen.  Sonst  ist  durchweg  der 
Inhalt  der  Rechtsverhältnisse  von  Rechts  wegen  umschrieben.  Die  Parteien 
können  über  den  Erwerb  des  Eigentums  bestimmen,  nicht  aber  über  den 
Umkreis  der  Eigentumsbefugnisse.  Die  Begrfindung  des  dielichen  Veiv 
hältnisses  st^t  im  Willen  der  Beteiligten,  nicht  aber  s^e  Art  Auf  dem 
Gebiet  des  Schiddrechts  aber  ist  der  Inhalt  des  Rechtsverhältnisses  den 
Parteien  freigegeben.  Soweit  nicht  die  allgemeinen  Schranken  der  rechts- 
geschäftlichen Freiheit  (wie  das  Verbot  unsittlicher  oder  wucherischer  Ge- 
schäfte) eingreifen,  ist  den  Vertragsteilen  volle  Willkür  in  der  Gestaltung 
des  Schuldverliältnisses  gegeben.  Dem  Verkehrdeben  ang^drige  Leistungen 
können  nach  Bdieben  und  in  beliebiger  Art  von  den  Parteien  zum  Gregen- 
stand  eines  Sdhiuldverhültnisses  gremacht  werden.  Daraus  folgt  der  wichtige 
Sat2,  daß  die  im  zweiten  Buch  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  gegebene 
Behandlung  des  Schuldrechts  weit  entfernt  ist,  die  möglichen  Schuld- 
verhältnisse abschließend  lungfrenzen  zu  wollen,  daß  vielmehr  nach  Willkür 
auch  anders  gestaltete  Schuldverhältnisse  begründet  werden  können,  aaü 
folglich  alle  Vorsdmften  des  bürgerlichen  Gesetsbuchs  über  das  Sdiuld- 
redit,  sofern  nicht  ausdrucldich  das  Gegenteil  bestimmt  fst^  nur  den  Partei- 
willen ergänzen,  also  durch  en^r^engesetzte  Farteivereinbarung  aus» 
geschlossen  werden  können. 
Ari«id*r  Die  Schuldverträge  sind  entweder  gegenseitig  oder  nur  einseitig 

SciiBi4*«rtoigc  ypq^flj^j^tender  Natur.  Durch  den  gegenseitig  verpflichtenden  Schuldvprtrag 
(/,.  B.  den  Kauf,  die  Miete)  werden  beide  Teile  Gläubiger  und  Schuluner. 
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Durch  den  ein??eitig  verpflichtenden  Schuldvertrag  aber  erwirbt  nur  der 
eine  ein  Forderunj2;^recht,  so  daß  er  durch  den  Vertrag  lediglich  bereichert, 
der  andere  lediglich  belastet  wird.  Die  gegenseitigen  Verträge  verpflichtea 
ma  rar  Leistung  gegen  Gegenleistnngp  die  Forderung^  eines  jedra  T«^ 
ist  duicii  Gegetjfofdemng  gebunden,  Zweck  und  Nutzen  des  Geschifts  liegt 
lediglich  In  der  Zukunft  Der  einseitig  verpflichtende  Sdnildvertiag,  z.B. 
der  Wechsel,  das  Inhaberpapier  (die  Banknote),  besitzt  dagegen  die  F^ig-  \veih<ei. 
keit,  dem  Gläubitfer  schon  gegenwärtig"  einen  Wertg^eg-enstand  zu  ver- 
schaffen.  Hier  ist  die  Forderung"  niclit  durch  eine  (rcgenforderung  des 
anderen  Teils  behindert  Hier  kann  die  Forderung  durch  streagrechtlich, 
genau  nach  dem  Wortlaut  veipflicfatendes  Sdnildgesdiaft  su  einem  fest 
umgrenzten  Recht  gemadht  verd«a,  das  für  den  Verkehr  sofortigen  be- 
rechenbaren Wert  besitzt  Die  gegenseitigen  Schuldverträge  vermitteln 
den  Austausch  von  Werten.  Der  einseitig  verpflichtende  Schuldvertrag 
ist  imstande,  zur  Erzeugung  von  Werten  dienstbar  zu  sein:  der  Wechsel 
ist  das  Papiergeld  der  Kautieute.  • 

Die  Verpflichtungen  aus  unerlaubten  Handlungen  sind  Schadens- 
ersatzverpffichtungen.  Wer  schuldhaft  fremde  Rechtsgüter  schädigt,  soll 
dem  Geschädigten  zur  Ausgleichung  seines  Schadens  verpflichtet  sein. 

Im  allgemeinen  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  am  Verschuldungs-  l  urii^ii^ 
prinzip  festgehalten.  Wo  keine  Schuld,  da  keine  Ersatzpfiicht.  Für  fremde  "««"»=><fn. 
Schuld  wird  nicht  gehaftet.  Das  Venirsachungsprinzip  (die  Haftung  für 
den  Kaustdzusammenhang  als  solchen)  ist  abgelehnt  Wenn  ein  Gehilfe, 
der  zu  irgendwelcher  Verrichtung  bestellt  wurde,  Schaden  anrichtet,  so 
wird  dem  Unternehmer  der  Veirichtung  (der  die  Gehilfen  bestellte)  der 
Entlastungsbeweis  verstattet:  er  ist  frei,  wenn  er  dartut»  dafi  er  ohne 
eigenes  Verschulden  war,  daß  insbesondere  in  der  Bestellung  dieses  Ge» 
hilfen  kein  Verschulden  lag.  Anders  geartet  ist  der  Fall  des  Erfüllungs- 
gehilfen, d  h.  der  Fall,  daß  der  Gehilfe  für  eine  Verrichtung  bestellt  ward, 
die  einem  anderen  geschuldet  wurde  (z.  B.  der  Bau  eines  Hauses,  die 
Ausbesserung  einer  Sache):  dem  Gläubiger  haftet  der  Schuldner  für 
Verschulden  seines  Grehilfen  in  der  Erfüllung,  aber  nidu  unter  dem  Ge- 
sicht^uttkt  einer  unerlaubten  Handlung,  d.  h.  nicht  unter  dem  Gresichts- 
punkt  einer  Haftung  für  fremdes  Verschulden  als  solches,  sondern  kraft 
der  Haftung  des  Schuldners  für  Erfüllung  seiner  bereits  bestellenden 
Schuldvcrbindlichkeit. 

Das  Verursachungsprinzip  ist  für  die  gesetzliche  Schadensersatz-  Vcrar»»chuBg»- 
pflicht  vom  bürgerlichen  Gresetzbuche  nur  ausnahmsweise  zugrunde  gelegt 
worden.  Der  von  einem  Unzurechnungsfähigen,  z.  R  einem  Kinde  oder 
^em  Geisteskranken  verursachte  Schaden  soll  von  dem  Unzurechnungs- 
fähigen, obgleich  er  rechtlich  eines  Verschuldens  unfähig  ist,  ersetzt  werden, 
sofern  Ersatz  des  Schadens  nicht  von  einem  aufsichtspflichttgen  Dritten 
erlangt  werden  kann  und  „die  Billigkeit  nach  den  Umständen,  insbesondere 
nach  den  Verhältnissen  der  Beteiligten,  eine  Schadloshaltung  erfordert". 


Digitized  by  Goo^^Ic 


40 


Rudolph  SOHM;  Syblcm  des  bürgerlichen  Rechts. 


Hier  ist  der  Gedanke  zum  rechtlichen  Ausdruck  gekommen,  daß  Reich- 
tum verpflichtet.  Der  vermöuende  Un7.urechnungsfähi?;re  soll  dem  un- 
verniögeiiden  {geschädigten  kraft  der  Verursachung  des  Schadens  als  solcher 
den  Schaden  zu  ersetzen  schuldig  sein.  Der  in  der  Rechtsgemeioachaft 
der  Volksgenossen  wurzelnde  Grundsatz  der  gerechten  GrüterverteQuog 
neht  in  solchem  Falle  die  Ausgleichungspflicht,  d.  h*  die  Schadensersatz- 
pflicht  nach  sich. 

Ohne  Rücksicht  auf  Verschulden  haftet  auch  derjenige,  der  ein  Tier 
hält  (d.  h.  zum  eigenen  Nutzen  dauernd  unterhält),  der  soir.  Tierhalter 
(nicht,  wie  nach  römischem  Recht,  der  Tiereigentümer  als  solcher)  für  den 
von  «km  Tier  durch  Verletzung  eines  Mensdien  oder  einer  Sadie  ver- 
ursachten Sdiaden,  —  ein  praktisch  sehr  bedeutsam«:  Rechtssatz,  der 
allerdii^  voraussichtlich  im  Interesse  der  Landwirtschaft  und  aller  derer, 
die  in  ihrem  Gewerbe  Tiere  halten  müssen,  durch  die  Reichsgesetzgebung 
in  nächster  Zeit  eine  Einscliränkunpf  erfahren  wird. 

Aber  solche  Fälle  sind  Ausnahmen.  Im  allg-emeinen  bleibt  für  da«? 
Schuldrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  der  Grundsatz  maßgebend,  daß 
das  Sdiuldvexhiltnis  in  der  Regel  entweder  aus  dem  Willen  des  Schuldners 
(Schuldvertrag)  oder  aus  Verschulden  hervorgeht 

Über  einige  Schuldvertrage  soll  insbesondere  gehandelt  werden. 

Kant  V.  Der  Kauf.  Die  wichtigsten  gegenseitigen  Schuldverträge  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  sind  der  Kauf,  die  Miete,  der  Dienstvertrag,  der 
Werkvertrag.  Auch  der  Gesellschaftsvertrag  würde  zu  nennen  sein,  wenn 
nic^t  die  vomdmisten  Falle  des  Gesellschaftsverhältnisses  (die  Handels- 
gesellsdiaften)  ihre  Regelung  auAerhalb  des  bfiqr^lichen  Gesetzbuchs  (im 
Handelsgesetzbuch  und  seinen  Nebengesetzen)  gefunden  hätten. 

Der  Kauf  ist  das  bedeutsamste  Austauschgoschäft  des  geldwirtschaft- 
lichen Lebens.  Der  Kauf  ist  der  Vertrag  über  Leistung  einer  \Vare  gegen 
Preis.  Ware  kaiiu  jeder  veräußeruugstahige  Gegenstand  (Sachen  und 
Rechte)  sein.    Der  wichtigste  Fall  ist  der  Sachkauf. 

MbKriiuamg.  Der  Sachveikaufer  schuldet  dem  Käufer  Übergabe  der  Sache  und 
Verschaffung  des  Eigentums.  Auch  eine  fremde  Sache  kann  gültig  verkauft 
werden;  der  Verkäufer  haftet  wegen  Mangels  am  Recht  für  Schadens- 
erjjatz  wegen  Nirbt^'-füllung,  wenn  er  das  Eigentum  nicht  verschaffen  kann. 
Auch  für  (dem  Käufer  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  unbekannte)  Mängel 
der  Sache  wird  gehaftet,  aber  (falls  nicht  der  Verkäufer  den  Mangel 
arglistig  verschwieg)  nicht  nadi  den  Rechtssatzen  von  der  Nichtezfüllung, 
sondern  nur  nadi  den  Rechtssätzen  von  dem  kurz  verjährenden  Mangel- 
anspmch:  da-  Kaufer  kann  wegen  Sachmangels  Wandlung,  d.  h.  Rück- 
gängigmachung des  Kaufs,  oder  Minderung,  d.  h.  Minderung  des  Preises 
nach  Verhältnis  der  durch  den  Mangel  bewirkten  Wertminderung  verlangen. 

o«sfahrtragung.  Geht  die  Verkaufte  Sache  \  ur  der  Übergabe  durch  Zufall  tmter,  so 
werden  beide  Teile  frei  (während  nach  römischem  Keclit  der  Käufer  trotz- 
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dem  den  Preis  bezahlen  mußte).  In  diesem  Sinne  trägt  nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  der  Verkäufer  die  (rofahr  der  Sache.  Nur  wenn  der 
Käufer  selbst  den  Unterg-ang-  der  Sarhe  verschuldet  hntto  bzw.  im  An- 
nahmeverzug  war,  oder  wenn  der  \  erkäuicr  (bei  dem  iu  der  Kegel  der 
^fullungsoTt  für  di«  Leistung  der  Ware  ist)  auf  Verlangen  des  Käufeis 
die  Sadie  zum  Traoaport  nadi  einem  anderen  Orte  versdiic&t  hatte,  hat 
der  Kaufer  die  GefahTi  d*  h.  er  muß  trotz  Untergangs  der  Sache  (auch 
bei  zu^ligem  Untergange  während  des  Annahmeverzugs  bz:^-.  während 
des  Tran55ports)  den  vollen  Kaufpreis  zahlen.  Falls  der  Verkäufer  .seiner- 
seits den  Untergang  verschuldete,  bleibt  die  volle  verk.'iuferische  Haftung: 
der  Verkäufer  bleibt  gebunden,  aber  e^  steht  beim  Käufer,  ob  er  den 
Vertrag  für  krafllos  erklären  oder  ihn  geltend  machen  und  Schadensersatz 
wegen  Nichterfüllung  vom  Verkäufer  fordern  will.  Die  Schadensersatz- 
forderung  des  Käufers  kann  sich  in  solchem  Fall  auf  Forderung  des  gegen- 
wärtigen  Wertunterschieds  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  (Differenz) 
beschränken. 

Der  Kauf  kann  Fixgeschäft  sein,  d.  h.  es  kann  beredet  sein,  daß  Kucaach&ft- 
nur  zu  einer  bestimmten  Zeit  geleistet  werden  soll  und  kann.  Regelmäßig 
gilt  im  Handdsverkehr,  insbesondere  im  Börsenverkehr  die  »fixe"  Zett- 
bestimmung für  beide  Teile,  so  dafi  die  «ne  wie  die  andere  Leistm^» 
die  Leistung  von  Ware  gegfen  Preis,  an  den  bestimmten  Tennin  grebunden 
ist.  Wird  nicht  zur  bestimmten  Zeit  geleistet,  so  ist  die  vertragsmäßige 
Leistung,  d.  h.  die  Naturnlerfüllung  des  Kaufs,  unmöglich  g'ewnrden.  Bei 
Säumnis  des  Verkäufers  (der  Marktpreis  für  die  zu  liefernde  Ware  ist  in 
der  Zwischenzeit  höher  geworden,  als  der  Vertragspreis)  hat  der  Käufer, 
bei  Säumnis  des  Käufers  (der  Marktpreis  ist  unter  den  Vertragspreis  ge- 
sunken) hat  der  Verkäufer  das  Recht,  den  Kauf  durch  Rücktritt  zu  ent- 
kräften (das  wird  nur  selten  geschehen),  oder  aber  den  Vertrag  durch 
Schaden^ef^atzfordcrung  (Forderung  der  Differenz  zwischen  Vertragspreis 
und  Marktpreis  der  T.ieferungszeit)  geltend  zu  machen.  Insofeni  wirkt 
das  Fixgeschäft  als  Diöerenzgeschäft  Ein  echtes  Differenzgeschäft  liegt 
vor,  wenn  das  Geschäft  vertragsmäßig  von  vornherein  in  der  erklärten 
Absicht  geschlossen  Ist,  daß  die  Ware  nicht  geliefert,  sondern  nur  die 
Differenz  von  dem  veiüerenden  an  den  gewinnenden  gezahlt  werden 
soll.  Ein  solches  Geschäft  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  als 
Spielvertrag  nichtig.  Aber  auch  der  Fall  des  einfachen  Fixgeschäfts, 
bei  dem  der  Vertrag  nicht  auf  die  DifTerenz  geschlossen  (was  selten  ist), 
aber  doch  erkennbar,  wenn  auch  nur  nach  der  Absicht  des  einen 
Teils,  um  der  Diffierenz  wUlea,  nidit  um  der  Naturalerfullung  willen  ein- 
gegangen wurde  (es  bt  z.  B.  klar,  daft  Käufer  diese  Ware  nicht  ge- 
brauchen oder  nicht  bezahlen  kann),  soll  nach  dem  bürgerlichen  Gesetze 
buche  gleich  dem  echten  Differenzgeschäft  als  Spielvertrag  behandelt 
werden,  d.  h.  nichtig  sein.  Nur,  wenn  beide  Teile  in  das  Börsenregister 
eingetragen  sind,  ist  nach  dem  Börsengesetze  das  Bürsentermingeschäft 
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(Fixgeschäft)  zu  börsenmäßicfon  Bcdingoingen,  mag  es  ein  echtes  oder  ein 
unechtes  DifFerenzgeschätt  bedeuten,  g^tig  (der  Spieleiniv^.nd  ist  aus- 
geschlossen). Die  Gerechtigkeit  und  (was  stets  dasselbe  isij  die  Zwcck- 
mafligkeit  dieser  Votsduiften  des  böigeriidieji  Gesetzbuchs  und  des 
Bwsengesetzes  unterliegt  staricen  Bedeokeu. 

Nicht  jedes  Geschäft  aber,  in  dem  für  die  Ldstimg  ein  bestimmter 
Zeitpunkt  gesetict  ist,  bedeutet  ein  Fixgeschäft,  weil  in  der  Bestimmung 
eines  Termins  nicht  schon  ohne  weiteres  die  Vereinbarung  liegt,  daß  nur 
zu  diesem  Termin  solle  g-elcistet  werden  können.  So  sind  also  die  Ver- 
träge z.  B.  mii  Haudwerkeni,  in  denen  der  Handwerker  pünktliche  Leisttmg 
binnen  gewisser  Frist  zusagt,  als  solche  keiae  Fla^esdi&ftev  BlMbt  ^e 
Leistui^  trotz  der  Zusage  aus,  so  ist  die  vertragsmäßige  Leistung  trotzdem 
nidkt  unmöglich  geworden;  der  Schuldner  kommt  lediglich  mit  seiner 
v«iwi(5.  Leistung  in  Verzug  (Voraussetzung  des  Verzugs  ist  in  der  Regel,  daß 
die  Leistung  schuldhaft  versäumt  wird).  Nach  bisherigem  Recht  war 
dann,  soweit  uicht  das  Handelsrecht  eingriff,  der  Gläubiger  darauf  be- 
schränkt, Schadensersatz  wegen  der  (schuldhat teu)  Verzögerung  der  Leistung 
zu  verlangen.  Das  Schuldverhältnis  blieb  in  seinem  Dasein  unberührt 
und  der  Gläubiger  hatte  weiter  auf  die  Leistung  des  Schuldners  zu 
warten.  Hier  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  eingegriffen  und  liandels» 
rechtliche  Grundsätze  in  das  bürgerüche  Recht  übernommen.  Sobald  der 
Schuldner  im  Verzug  ist,  kann  der  Gläubiger  ihm  eine  Nachfrist  von  an- 
gemessener Dauer  als  letzte  Frist  für  die  verzögerte  Leistung  setzen. 
Verstreiclit  auch  die  Nachfrist  vergeblich,  so  hat  der  Gläubiger  das  Recht, 
entweder  Schadensersatz  wegen  gändicher  l^ßditerföUung  zu  verlangen 
oder  aber  durch  Rücktritt  den  Vertrag  rückwärts  auizuheben  und  sich 
damit  von  dem  ganzen  Schuldvethältnis  zu  befi-cien.  Das  bürgerliche 
Rocht  vom  Verzuge  ist  strenger  geworden  als  bisher.  Auch  im  bürgcr- 
Hchen  Verkehr  erhebt  sich  die  Forderung  kaufmännischer  Pünktliclikeit 
Das  Lorderungsrecht  ist  für  den  Fall  des  (schuldhafteu)  Verzugs  schneidiger 
geworden.  Unser  bürgerliches  Recht  ist  kaufinännisch-geldwirtschaftlichea 
Recht 

iiiet«.  VI,  Die  Miete.  Miete  ist  der  Vertrag  über  entgeltliche  Gewährung 
von  Sarhgebraui  h.  Die  wichtigsten  Fälle  der  Miete  sind  die  Wohnung^ 
miete  und  die  Pacht.  Pacht  ist  die  Miete  eines  fruchttragenden  Gegen- 
stands, z.  B.  eines  Landguts. 

Der  Mieter  hat  ein  Recht  auf  den  vertragsmäßigen  Gebrauch.  Der 
Vermieter  ist  verpflichtet,  die  Sache  für  den  vertragsmäßigen  Gebrauch 
des  Sfieters  instand  zu  halten.  Die  Aftervenuietung  gehört  nicht  ohne 
weiteres  zum  vertragsmäßigen  Gebrauch.  Sie  bedarf  der  Erlaubnis  des 
Vermieters. 

Der  Mietzins  ist  nach  Beendigung  der  Mietzeit,  also  postnumerando, 
zu  entrichten.    Er  muß  gezahlt  werden,  auch  wenn  der  Mieter  durch 
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einen  in  seiner  Person  liegenden  Grund  (er  mußte  z.  B.  notwendig  ver- 
reisen) an  der  Ausübung:  des  ihm  zustehenden  Mietrechts  verhindert  wird. 
Außerdem  hat  der  Mieter  für  schuldhafte  Veränderunj^  oder  X'^rsrhlechterung- 
der  gemieteten  Sache,  die  nicht  durch  den  vertragsmäliigcn  (jrebrauch 
gedeckt  ist,  Schadensetsata!  zu  leisten.  Er  liaftet  anch  für  Verschulden 
seiner  FamiltMiangfdioiigeny  sowie  aller  Personen,  z.  B.  der  Gäste,  die  er 
in  seine  Wohnung^  aufnimmt.  Dem  Vermieter  gegenüber  erscheinen  diese 
Personen  als  Krfüllung-.sgehilfpn  des  Mieters:  indem  sie  an  dem  Sach- 
gebrauch beteilig't  werden,  ist  zugleich  die  Obhut  über  die  crcmietete 
Sache  vom  Mieter  ihnen  mit  anvertraut  Setzt  der  Mieter  trotz  Ab- 
mahnung des  Vermieters  einen  vertragswidrigen  Gebrauch  fort,  so  ist  der 
Vermieter  zur  sofortigen  Auflösung  des  MietverhSltnisses  durch  Kündigung 
berecbtigL  Ebenso^  wenn  der  lifteter  fOr  zwei  aufeinanderfolgende  Termine 
mit  der  Entrichtung  des  Mietzinses  in  Verzug  ist 

Auch  der  Mieter  hat  ein  Recht  zu  unzeitig-er  Kündigung:  wenn  ihm 
der  vertragsmäßige  Gebrauch  in  erheblicher  Weise  beeinträchtigt  wird 
und  der  Vermieter  trotz  einer  ihm  zur  Ertüllung  gesetzten  Nachfrist  keine 
Abhilfe  geschafft  hat  Ist  die  Wohnimg  gesundheitsgefahrlich,  so  hat 
der  Ifieter  das  sofort^e  Kfindigungsrecht  auch  wenn  er  diese  Besdiaffen* 
heit  der  Wohnung  gdeannt  oder  auf  die  Gettendmadnmg  des  Mangels 
verzichtet  hatte  (diese  letztere  Kündigungsbefugnis  ist  zwingenden  Redits). 

Der  Mietvertrat»-  kann  auf  bestimmte  Zeit  geschlossen  werden.  Der 
Mietvertrag  über  ein  Grundstück  aut  läng-er  als  ein  Jahr  bedarf  der 
schriftlichen  Form  (die  Unterschrift  beider  Teile  ist  notwendig).  Häutig 
wird  der  Mietvertn^  auf  unbestimmte  Zeit  eingegangen.  Dann  soU  das 
Ende  der  Mietzeit  durch  Kündigung  eines  der  beiden  Vertragsteile  be- 
stimmt werden.  Diese  vertragsgemäfle  Kfindigung  mu6  zeitige  Kündigui^r 
sein:  die  Beendigxing-  des  Mietverhältnisses  muß  eine  gewisse  Zeit  vorher 
angekündigt  werden.  Für  den  Fall,  daß  der  Vertrag  die  Kündicfiingsfrist, 
d.  h.  die  Zeit  der  Vorausankündigung,  nicht  bestimmt,  gelten  die  gesetz- 
lichen K-uiidigungsfristen.  Bei  Grundstücksmiete  gilt  als  geset/lichc  Kegel 
vierteljährige  Kündigung  (für  den  SchluB  eines  Kalendervierteljahrs);  bei  . 
GrundstudESpacht  halbjährige  Künd^^g  (für  den  Schlufi  eines  Fach^ 
jahrs);  bei  Miete  beweglicher  Sachen  (als  Regel)  dreitägige  Kündigung 
{am  dritten  Tage  vor  Endigung  des  Mietverhältnisses).  Bei  Tod  des 
Mieters  kann,  auch  wenn  das  Mi  et  Verhältnis  auf  längere  Zeit  eing'et^anjren 
war,  das  Mietverhältnis  von  beiden  Teilen  (dem  Erben  und  dem  Vermieter) 
unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Kündigungstrist  gekündigt  werden. 
Das  gleiche  gilt  zugunsten  des  Mieters  für  Militaipcnsonen,  Beamte, 
Greistliche,  Lehrer  an  ofiFentlichen  Unterrichtsanstalten,  falls  ihre  Versetzung 
an  einen  anderen  Ort  stattfindet 

Alle  diese  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  haben  die  g-e- 
rechte  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Mieter  und  Vermieter  in  Ab- 
sicht.   Ihrer  Mehrzahl  nach  kommen  sie  dem  Mieter  zugute,  der  in  der 
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Reg-el  bei  Abschluß  des  Miotvfrtrac^.s  der  schwächere  Teil  ist.  Dir  Rechts- 
satze  von  dor  Miete  sind  mit  einem  Tropfen  sozialen  ( )l.s  gesalbt.  Der 
weitaus  größte  Teil  des  deutschen  Volkes  wohat  zur  Miete.  Das  Interesse 
des  Metels  ist  zugleich  das  Interesse  der  fmod«:f>eimttelt«i  breiten  Volks- 
masse.  Wie  in  der  Gewätirungr  der  Be^tzaasprüdie  an  den  Mieter,  so 
kommt  in  dem  Mietredit  des  buxgeflicheii  Gesetzbuchs  ein  bürgerlicher 
sozialliberalcr  Gedanke  zum  Ausdruck, 

HkubMiiur-  Aber  auf  dem  Gebiet'-  des  Mietrechts  ist  der  Zweck  des  Gesetz- 
gebers  nur  unvollkommen  erreicht  worden.  Die  Rechtssätze  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  von  der  Miete  sind  fast  durchweg  nicht  zwingender, 
sondern  nur  ergänzende  Natur.  All^  kann  (von  versdiwindenden  Aus- 
na|mien  abgesehen)  durch  Parteivereinbarung  anders  geregelt  werden. 
Darin  liegt  die  Macht  des  Vermteteis,  des  Hausbesitzers,  In  Wahriieit 
stellen  regelmäßig  nicht  die  Rechtssätze  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
sondern  die  Paragraphen  des  Mietvertrags  das  für  das  einzelne  ATi^t- 
verhältnis  geltende  Mietrecht  dar.  In  den  von  den  Hausbesilzerveremcn 
aufgestellten  Mietverträgen,  die  nur  allzuoft  von  dem  Mieter  ohne  volle 
Würdigung  ihres  Inhalts  unterschrieben  werden,  pflegen  die  sandJichen 
dem  Mieter  gfinstigen  Bestimmungen  des  burgfertichen  Gesetzbuchs  weg- 
bedungen und  insbesondere  dem  Vermieter  ein  scharfes,  den  Mieter  in 
weitem  Maße  von  der  Willkür  des  Hau.sbesitzers  abhängig  machendes 
Kündigungsrecht  eingeräumt  zu  werden.  Der  Satz  von  der  Postnumerando- 
zahlung der  Miete  steht,  für  die  g-ritijt  u  Städte  wenigstens,  lediglich  auf 
dem  Papier:  kraft  des  Mietvertrags  muß  pränuineraudo  gezahlt  werden, 
d.  h.  der  Mieter  ist  zur  Vorleistung  verpflichtet  Im  wesentlichen  ebenso 
verhält  es  sich  mit  der  Vorschrift,  daft  dem  Mieter  erst  nach  zweimaliger 
Versäumuug  des  Mietzinses  vorzeitig  gekündigt  werden  kann,  mit  dem  gesetz- 
lichen KündiqT.mgsrecht  des  mieterischen  Tirben,  des  versetzten  Beamten  usf. 

Mietcnrermne.         Diesen  Zustand  zu  beseitig-en  ist  der  (fesetzgeber  kaum  in  der  Lage. 

Einer  durchweg  zwingenden  Regelung  des  Mietverhältnisses  steht  der 
Umstand  entgegen,  daß  die  Vermögenslage,  auch  der  Bildungsgrad  des 
.  Mieters  nicht  selten  den  Hausbesitzer  zur  Vorsicht  in  der  Wahrung  seiner 
Interessen  notigt  Was  die  Gesetzgebung  zu  leisten  außerstande  ist,  das 
muß  auch  hier,  wie  in  zahlreichen  anderen  Fällen,  durch  Organisation  der 
Beteiligten  erreicht  werden.  Schern  sind  in  nicht  wenigen  Städten  den 
Hausbesitzervereinen  Mictervereine  gegenüliergetreten,  denen  das  beste 
Gedeihen  zu  wünschen  ist.  Sie  dienen  der  Organisation  des  Kampfs 
um  das  Mietrecht  Ihr  Ziel  und  ihre  Aufgabe  ist,  bei  Feststellung  des 
Mietvertrags  die  einseitige  Geltendmachung  des  Hausbentzerinteresses 
auszuschließen  und  den  Mieter,  in  dessen  Person  kein  besonderer  Grund 
des  Anstoßes  begründet  ist,  durch  einen  gerechten  Mietvertrag  vor  der 
Übermacht  des  Hausbesitzers  zu  schützen. 

]>ns  Mietveriiältnis  ist  ein  bloßes  S<-huld\  erhiiltnis.    Darin  beruht 
eine  gewisse  Schwäche  sowohl  der  vermieterischen,  wie  der  raieterischen 
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Rechte,  um  derentwillen  das  Gesetz  bestimmte  Sicherungen  der  gegen- 
seitigen Rechtsbefugnisse  verordnet  hat 

Der  Vermieter  ist  Gläubiger  auf  den  Mietzins  sowie  auf  etwa  vom  KedM*4«sver> 

Mieter  zu  leistenden  Schadensersatz.  Er  wurde,  falls  sein  Mieter  zahlunga- 
unfähig  ist,  kraft  seines  bloßen  Forderungsrechts  nur  konkursmäßige ,  d.h. 
nur  teilweise  BefriedigunR-  seiner  Mietforderung,  gleich  den  übrigen 
Gläubigern,  erlangen.  Das  würde  nicht  bloß  den  Vermieter,  sondern  auch 
den  Mieter  schädigen,  da  dieser  bei  unzulänglichen  Vermögeosverhältnissen 
des  ndtigen  Kredits,  dessen  es  zum  Absdiluß  des  Mietvertrags  bedarf 
entbehren  wurde.  Um  den  Vermieter  zu  sichern  und  zugleich  den  lifieter 
miet-kreditfähig  zu.  machen,  gfibt  daher  das  bürgerliche  Gesetzbuch  dem 
Vermieter  eines  Grundstücks,  ebenso  wie  das  schon  früher  geltende  Recht, 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  den  eingebrachten  Sachen  des  Mieters,  also  riMidnchL 
vor  allem  an  dem  Mobiliar  des  Mieters.  Kraft  dieses  seines  Pfandrechts 
hat  der  Vermieter  ein  bevorzugtes  Bcfricdigtmgsrecht,  das  ihn  auch  bei 
sonstiger  Zahlungsunfähigkeit  des  Mieters  sichert,  vorausgesetzt  nur,  daß 
die  eingebrachten  Sachen  wirklich  Eigentum  des  Mieters  sind.  Gebort 
das  Mobiliar  nicht  dem  Mieter,  sondern  z.  B.  seiner  Frau,  so  ist  es  dem 
Gläubiger  nicht  pfandrechtlich  verhaftet,  es  •<ei  denn,  daß  die  Frau  den 
Mietvertrag  mit  abgeschlossen  hat.  Durch  Entfernung  der  Sachen  vom 
Grundstück  erlischt  grundsätzlich  das  veraiieterische  Pfandrecht  Darum 
hat  der  Vermi<rter,  falls  der  Mieter  die  Sachen  ordnungswidrig  vom  Grund- 
stück entfernen  will,  ein  Widerspruchsredit,  ja  ein  Recht  der  SelbsÜiilfe 
(das  Spemrecht).  Er  ist  bereditigt^  eigeunächtig  die  Entfernung  der  Sachen 
zu  verhindern,  und,  falls  der  Mieter  ausziehen  sollte,  ohne  die  Mietveibind- 
lichkciten  erfüllt  zu  haben,  die  Sachen  in  seinen  Besitz  zu  nehmen.  Aber 
auch  diesen  vermieterischen  Rechten  gegenüber  bleibt  das  Lebensinteresse 
des  Mieters  nicht  ungewahrt.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  schließt  die 
nicht  pfändbaren  Sadien  des  Schuldners  von  dem  vermieterisdien  Pfand- 
recht au&  Nicht  pßmdbar  sind  vor  allem  die  für  den  Schuldner  unentbehiv 
liehen  Kleidungsstücke,  Betten,  Wäsche,  Haus-  und  Küchengeräte.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  hat  damit  das  Verbot  der  sog.  Kahlpfändung  auf- 
gestellt, wiederum  ein  Satz  sozialen  Sinnes,  der  einen  notwendigen  Fort- 
schritt gegenüber  dem  bisherigen  Recht  bedeutet,  und  es  steht  zu  hoffen, 
daß  trotz  einer  bereits  in  entgegengesetzter  Richtung  ergangenen  reichs- 
gerichtiicben  Entsch^dung,  die  richtige  Ansicht  sich  durchsetzt,  nämlich 
daß  auch  durch  Verdnbarung  der  Parteien  das  Verbot  der  Kahlpfandung 
nicht  beseitigt  werden  kann. 

Das  Recht  des  "Mieters  auf  vertragsmäßigen  .Sachgebrauch  ist  ebenso  Rccim.  «i« 
wie  das  des  Vermieters  auf  den  Mietzin.s  ein  bloßes  p(!rsönHche.s  Fordcrungs- 
recht,  d.  h.  der  Mieter  kann  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nur  von  seinem 
Vermieter  imd  von  dessen  Erben  die  Einhaltimg  des  Mietverhältnisses,  die 
Gewährung  des  Sachgebrauchs,  verlange  Der  Sondemacfafolger  des  Ver- 
mieters, an  den  der  Vermieter  die  vermietete  Sache  veräuflert  hat,  ist  an 
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sich  durch  den  Mietvertrag  seines  Rechtsvorgängers  nicht  gebunden.  Er 
hat  dem  Mieter  die  Sache  nicht  vermietet  Er  schuldet  dem  llieter  mchta. 
Er  kann  den  Meter  aus  dem  Sachgelnrauch  entseteen:  Kauf  bricht  lliet& 

Der  Mieter  kann  sich,  sobald  lediglich  die  allgemeinen  Regeln  von  Schuld- 
vorhältnisson  g'clten,  nur  an  seinen  Vermieter  halten  (oder  dessen  Erben). 
An  Stelle  des  Sachgebrauchs,  den  ihm  der  Käufer  entzoj^cn  hat  (aus  der 
Wohnung  ist  er  entsetzt),  hat  er  lediglich  sein  Forderungsrecht  auf  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterfüllung,  das  ihn  weder  gegen  Wind  noch  gegen  Wetter 
zu  schützen  imstande  ist  Das  rSmische  Redit  und  mit  ihm  das  frOhere  gfe- 
meine  detttsche  Recht  hat  alle  diese  Folgerungen  gezogen.  Das  bürger- 
liche Gesetzbuch  aber  hat  im  Anschluß  an  das  preußische  Landrecht  dem 
Recht  des  Mieters  stärkere  Kraft  geg-eben.  Nach  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
Kaui  bricht  buche  gilt  nunmehr  reichsrechtlich  der  umgekehrte  Satz:  Kauf  bricht 
flUsiicMtote.  njgjjt  Miete.  Das  Mietverhäitnis  bleibt  auch  nach  dem  bürgerlichen  Ge- 
setzbudie  ein  Sdinldveihältius.  Aber  es  erstreckt  seine  Terpflichtende 
Wirkung  auch  auf  den  Sondemachfolger  des  VcHrmieters,  dL  h.  auf  den- 
jenigen Erwerber  des  Grundstücks,  der  nicht  wie  der  Erbe  in  die  gesamte 
Reditsla^e,  sondern  durch  Verfugung  des  Vermieters  nur  in  das  Eigentum 
an  der  Mietsache  eintritt.  Veräußert  der  Vermieter  eines  Grundstücks 
das  vermietete  Grundstück,  nachdem  er  es  bereits  dem  Mieter  (oder  Pachter) 
überla.sisen  hatte  (der  Mieter  wohnt  schon  in  dem  Hause,  der  Pächter  ist 
schon  auf  dem  Landg^te),  an  einen  Dritten,  so  tritt  der  &werber  des 
Grundstück  an  Stelle  des  Vennieters  in  das  MietveihSItnis  (bzw.  Pacht- 
verhältnis) ein:  er  ist  nunmehr  der  Mietberechtigte  und  der  Mietver- 
pflichtete. Er  muß  dem  Mieter  die  Wohnung,  das  Pachtgut  lassen.  Das 
Recht  des  Mieters  ist  gesichert  auch  gegen  die  Veraußerungsfreiheit  des 
Vermieters. 

Der  Schutz  des  Mieters  gegen  Willkür  des  Vermieters  ist  der  Grund- 
gedanke, auf  den  das  Mietrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  gestimmt  ist 

\V'c«cn  Jos  Vn.  Der  Dienstvertrag.  Der  Dienstvertrag  ist  der  Arbeitsvertrag 
DtoMtk-crusr».  bürg-erlichen  Gesetzbuchs.  Er  ist  der  Vertrag-  über  entgeltliche  Dienst- 
leistung. Die  römische  Dienstmiete  war  ein  Vertrag  von  minderer  Be- 
deutung. Sie  bezog  sich  nur  auf  die  Leistung  von  niederen  Diensten 
(operae  illiberales).  Der  Dienstvertrag  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  aber 
bedeht  ^ch  auf  Dienste  jeder  Art,  auf  die  Dienste  des  Rechtsanwalts,  des 
Arztes,  des  (nicht  offentiich  angestellten)  Lehrers  oder  Religionsdieners 
ebenso  wie  auf  die  Dienste  des  Handarbeiters.  Das  ganze  groAe  Grebiet 
des  arbeitsmäßigen  Knverbslebens  wird  durch  das  Recht  vom  Dienst- 
vertrag geregelt.  Es  gibt  rechtlich  keinen  Unterschied  zwischen  liberaler 
und  illiberaler  Arbeit  mehr:  jede  ehrliche  Arbeit  ist  des  freien  Mannes 
Würdig,  und  jede  ehrliche  Arbeit  ist  rechtUch  der  anderen  gleich.  Wie 
am  Mietrecht,  so  ist  auch  am  Recht  des  Dienstvertrags  die  ganze  Volks- 
menge bis  zu  den  gebildeten  Schichten  hinauf  beteiligt 
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Im  romischen  Reich  waren  die  niederen  Dieiisto  weitaus  an  erster  unaoiiiif^bkMt 
Stelle  Sache  d^r  Sklavenbevölkeruni^.  Soweit  ein  Skhive  in  fremde  Dienste 
genommen  wurde,  galt  das  Kecht  von  der  Sachmiete.  Die  Dienstmiete, 
d.  lu  der  Aztraitsreitrag  des  freien  Arbeiters,  war  von  imtergeordneter 
Bedeutung'.  Es  hSngt  damit  zusammen,  dafi  das  römische  Recht  von  der 
Dienstmiete  ganz  unentwickelt  geblieben  ist  Es  beschränkt  sich  im  wesen^ 
liehen  darauf,  die  Dienstmiete  für  grültig  zu  erklären  und  die  Regelimg 
des  Dienstverhältnisses  der  freien  Vereinbarung  der  Parteien  zu  überlassen. 

Das  gemeinp  dpiitsrbp  Recht  hatte  die  römische  Dienstmiete  über- 
nommen und  iiuL  die  Jiutwickeiung  nicht  weitergeführt.  Es  blieb  bei  dem 
inhalUosen  Cimndsatze  der  Vertragsfreiheit  Das  Dienatverliältnis  blieb  din 
weifies  Blatt,  das  von  den  Parteien  bdiebig  beschrieben  werden  konnte. 
Einzelne  Arbeitsverhältnisse,  wie  das  Gesindeverhältnis  und  das  Verhältnis 
der  Gesellen  und  Lehrling-e  des  zünftigen  Meisters,  besaßen  ein  gewisses 
Maß  der  Sonderregelung  im  Sintif»  des  früheren  patriarchalischen  Arbeits- 
rechts. Im  allgemeinen  war  der  Inhalt  des  Arbeitsvertrags  von  Rechts 
wegen  freL 

S^t  der  Gründung  des  Deutsdien  R^cfas  trat,  zugleich  mit  der  Ein- 
führung der  Gewerfoefireihett,  der  maditige  Auftchwung  des  deutschen 

WirtsdiaftalebeTis  ein,  der  Deutschland  aus  einem  wesentlich  agrarischen 
Gemeinwesen  in  einen  Industriestaat  zu  verwandeln  im  Begriffe  ist.  Das 
Arbeitsverhältnis  gewann  eine  ungeahnte  Bedeutung,  Auf  ihm  beruhen 
die  mächtigen  vieltausendarmigen  Arbeitsorganisationen,  deren  der  neu- 
zeitliche Grofibetrieb  zu  seinen  EJesenleistungen  bedarf,  zugleich  das 
Dasein  der  grollen  Arbeitexmenge.  Der  Arbeiterstand  wächst  unaufhörlich. 
Immer  mehr  stellt  die  Arbeiterklasse  den  Hauptbestandteil  der  Masse 
unseres  Volkes  dar.  Auf  ihr  beruht  das  Wachstum  der  großen  Städte, 
auf  ihrem  Emporkommen  das  Wachstum  df-r  Kräfte  der  Nation.  Die 
Regelung  des  Arbeitsvertrags  berührt  die  Grundlagen,  ja  die  Gesundheit 
des  nationalen  Lebens.  Sie  gehört  zu  den  wichtigsten  Stücken  der  inneren 
Politik.  Der  Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  konnte  unnK^cdi  weiterhin 
genügen.  £r  lieft  die  auf  dl^em  Gebiet  in  Frage  kommenden  nationalen 
Interessen  schutdos.  Ex  lieferte  den  sdiwicheren  Tdl,  d.  h.  den  Arbeit* 
nehmer,  dem  stärkeren,  dem  Arbeitgeber,  aus.  Er  ermöglichte  die  rück- 
.'i  litslnsp  Ausbeutung  der  arbeitenden  Klasse  durch  den  industriellen 
Unteniehmer  und  damit  die  Entkräftung  der  niederen  Volksmenge,  die 
doch  den  Jungbrunnen  für  die  stete  Erneuerung  der  Volkskraft  darzustellen 
bestimmt  ist:  die  Geschidite  der  Niederen  igt  die  Geschichte  der  Zukunft. 

fHcht  bloß  der  Aib^terstand  im  enfiferen  Shme,  sondern  ebenso  die  Zahl 
der  zu  den  gebildeten  Kreisen  Zahlenden,  die  durch  Arbeit  in  einem  privaten 
Dienstverhältnis  sich  die  Grundlagen  ihres  wirtschaftlichen  Daseins  schaffen, 
ist  mit  dem  Steiepn  der  Volkszahl,  des  Reichtums  sowie  der  Zahl  und 
Große  der  Großbelr;f  Ijp  unaufhörlich  gewachsen.  Auch  von  den  gebildeten 
Frauen  sind  viele  in  das  Erwerbsleben  eingetreten.    Die  Zahl  der  Rechts- 
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anwälte,  dex  Arzte,  der  HandlungsgdtÜfen,  der  tedinischen  Beamten  in 
den  GroAbetrieben  ist  aufierordeatlich  geadegen.  Für  alle  diese  wichtigen 

Elemente  des  Volkslebens  ward  das  Recht  des  Arbeitsveitn^s  von  un- 
mittelbar entscheidender  Redeutungf,  und  auch  hier  {genügte  es  nicht,  die 
Beteiligten  darauf  hinzuweisen,  sich  durch  freie  Vereinbarung  selber  das 
entsprechende  Arbeitsrecht  zu  schaffen. 
Ratete         Der  Bedeutnc^  des  Arbeitsvertrags  in  der  Gegenwatt  muB  «be  holie 
d^'beutii^n  ^^clc^ung  des  auf  diesen  Vertrag  bezügliclien  Rechts  entsfurechen.  So 
ArbaHancbt».  ist  es  denn  auch  geschehen*   Das  Arbeitsverhältnis  der  gewerblichen  Ar- 
beiter wird  reichsgesetzlich  durch  die  Gewerbeordnung,  das  der  Hand- 
lungsgehilfen  durch  das  Handelsgesetzbuch,  das  der  Seeleute  durch  die 
Seemannsordnung  qcrej^elt.   Daneben  bestehen  kraft  vorbehalt^-npn  Landes- 
rechts für  das  Gesiudeverhilltnis  (von  allers  her)  Gesindeortinungen,  lür 
das  Arbeitsverhältnis  der  Bergarbeiter  die  Berggesetze  us£  Ejne  &st  un- 
übersehbare Menge  von  Rechtssätzen  tut  sich  auf,  den  verschiedenen 
Arten  der  Arbeitsverhältnisse  ihr  verschiedenes  Recht  zu  geben. 

Am  Ziele  aber  ist  diese  Entwickelung  noch  lange  nicht  Um  das 
Recht  des  Arbeitsverhältnisses  wird  ununterbrochen  g-ckämpft.  Fast  in 
jedem  Jahr  erscheint  eine  Novelle  zur  Gewerbeordnung  oder  ein  sonstiges 
auf  Arbeitsverträge  bezügliches  Gesetz.  In  diesem  Kampfe  vollzieht  sich 
das  Eroporringen  des  vieiten  Standes,  das  nach  d^  Maße  seiner  Er- 
folge die  in  der  Masse  heute  noch  vorherrschende  sozialdemokratische 
Art  in  revisionistische  und  sodann  (wie  in  England  SChon  vidüfich  ge- 
schehen) die  revisionistische  in  bürgerliche  Gesinnung  verwandeln  wird, 
um  auch  die  Arbeitermas.se n  der  Gegenwart  zu  Trägem  unseres  nationalen 
Staats  und  unserer  bürgerlichen  Freiheit  zu  machen. 

Durch  die  Gesetzgebung  kann  diese  große  Aufgabe  nur  teilweise  ge- 
lost werden.  Es  gehört  mit  zum  Bentze  der  Freiheit^  daß  «e  aus  eigener 
Kraft  erobert  werden  muß.  Die  Frage  nach  dar  Regelung  des  Arbeits- 
verhältnisses, welche  die  vornehmste  soziale  Frage  der  Gegenwart  be- 
deutet, wird  nicht  durch  die  Gesetzgebung  allein,  sondern  auf  dem  Boden 
der  Gesetzgebung  durch  die  zu  immer  größerer  Vollkonnnenheit  siel»  aus- 
bildenden Kampforganisationen  einerseits  der  Arbeitgeber,  andererseits  der 
Arbeitnehmer  zur  Losung  gebracht  werden.  Die  organisierten  Macht- 
kämpfe der  beiden  Parteien  des  Arbeitsvertrags  sind  bestimmt,  zu  einem 
die  berechtigten  Interessen  beider  Teile  zum  Ausdruck  twingenden  Friedens 
Schlüsse  und  damit  zur  Lösung  der  Gerechtigkeitsfirage  zu  führen,  die  den 
Kern  der  sozialen  Frage  darstellt. 
Aufgmbe  d«  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hatte  zu  diesem  großen  Entscheidungs- 
^^•^  kämpfe  der  Gegenwart  Stellung  zu  nehmen  und  eine  nicht  unwichtige 
Rolle  auszuiullen.  Im  bürgerlichen  Gesetzbuche  konnten  selbstverständlich 
nicht  alle  verschiedenen  Arbeitsverhaltnisse  mit  dem  ihnen  zukommenden 
Sonderrechte  ausgestattet  werden.  Das  mußte  den  neben  dem  bürgert' 
liehen  Gesetzbuche  geltenden  Sondergesetzen  vorbehalten  bleiben:  der 
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Gewerbeordnung,  dem  Handelsgesetzbuche  usf.  Aber  c!pm  bürg-erlichen 
tresetzbuche  fiel  die  Aufgabe  zu,  das  allgemeine,  tür  alle  Arbeits- 
verhältnisse geeignete,  in  das  Sonderrecht  der  einzelnen  Arbeitsverträge 
ergänzend  eingreifende  Recht  zu  8cha£Fea.  Das  ist  die  Bedeutung  der 
RecbtasStze  des  bürgerlichea  Gesetzbuchs  vom  Dienstvertrage;  Sie  stellen 
den  groBen  Rshmen  dar,  in  den  das  Sonderrecht  aller  einzelnen  Dienst- 
verträge sich  einfügt,  durch  den  zugleich  Ziel  und  iUchtung  für  eine 
soziale  Gestaltung  des  Arbeitsrechts  gegeben  ist. 

Die  Aufgabe  ist  vom  bürgerlichen  Gesetzbuche  g^elöst  worden.  Der 
Dirastverpflichtete  ist  in  der  Regel  der  abhängige,  schwächere  Teil. 
Damm  ist  naturgemäft  die  Mehrzahl  der  Vorsdiriften  des  bürgerlichen 
<7eset2A>uchs  zum  Sdiutze  des  Dienstveipflichteten  bestimmt,  zum  Schutze 
seines  Anspruchs  auf  die  Vergütung  und  zum  Schutze  seiner  Person. 

Die  Vergütung  ist  im  Zweifel  erst  nach  Leistung  der  Dienste,  also  Recht  auf  rt«. 
postnumerando  zu  entrichten.  Kommt  aber  der  Dienstbcrechtij:;rte  mit  ^^•«''""'k 
Annahme  der  Dienste  in  Verzug,  sei  es  schuldhafterweise  (der  auf  Unter- 
richt Berechtigte  versäumt  z.  B.  willkürlich  den  Unterricht),  oder  ohne 
Schuld  (das  Fabrüi^ebäude  ist  z.  B.  abgebrannt  und  der  Fabrikant  aufiei^ 
Stande,  seine  Arbeto  zu  beschäftigen),  so  kann  der  Dienstverpflichtete 
dodl  die  vereinbarte  Vergütung  verlangen,  wenngleich  er  sich  dasjenige 
anrechnen  lassen  muB,  was  er  infolge  des  Untcrbleibens  der  Dienstleistung 
erspart  hat  oder  anderweitig  durch  Arbeit  zu  erwerben  böswillig  unter- 
läßt Auch  dadurch  wird  der  Dienstverpflichtete  des  Vergütungsanspruchs 
nicht  verlustig,  dafi  er  für  eine  veriiältnismäßig  kurze  Zeit  unverschuldeter^ 
wdse  seinerseits  an  der  Dienstleistung  verhindert  ist  (Gelder  aus  der 
gesetzlichen  Kranken-  oder  Unfallversicherung  muß  er  steh  abm:  an- 
rechnen lassen). 

Dem  Schutz  der  Person  des  Dienstverpflichteten  dienen  die  Vor-  „. 
schriflen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  die  sog.  Fürsorg-epflicht  jm  uieMtherr«. 
des  Dieastherm.  Dem  in  die  häusliche  Gemeinschaft  Autgenommenen, 
dessen  Erw«rbstätigkeit  durch  das  Dienstverhältnis  dauernd  und  voU- 
stindijf  oder  doch  hauptsächlidi  in  Anspruch  genommen  ist,  hat  der 
Dienstherr  im  Falle  der  Erkrankung  VerpÜiegmg  und  ärztliche  Behand- 
lung sechs  Wochen  lang  zu  gewähren,  es  sei  denn,  daß  das  Dienst- 
verhältnis (2.  B.  infolge  gesetzlich  zulässiger  Kündigung)  früher  endigt. 
Der  Dienstherr  hat  ferner  dem  in  die  häusliche  Gemeinschaft  Auf- 
genommenen Wohn-  und  Schlafraum,  Verpflegung,  Erholungszeit  in  der 
Art  zu  gewähren,  wie  die  Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  die  SitÜichkeit 
und  die  Rel^on  des  Dienstverpflichteten  es  erfordert  In  jedem  Dienst» 
Verhältnis  hat  der  Dienstherr  die  Räume,  Vorriditungen,  Gerätschaften, 
überhaupt  die  Leistung  der  Dienste  so  einzurichten,  daß  der  Dienst- 
verpflichtete gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  soweit  als  möglich 
geschützt  ist.  Bei  Verletzung  der  Fürsorgepflicht  muß  der  Uiensiberechtigte 
vollen  Schadensersatz  leisten.    Die  Vorschriften  über  die  FürsorgepÜicht 


Digitized  by  Google 


50 


RvDOLra  SORH:  System  des  b&sierlidien  Rechts. 


sind  zwingender  Natur.  Sie  können  durch  Vereinbarung"  nicht  geändert 
oder  au&gesclüossen  werden.  Um  die  Freiheit  des  Dienstverpflichteten 
ZU  schfitzea»  ist  seine  Verttagsfireilidt  gtenundert 
HBhaM  suniB.  Das  DienshrerhSltiua  der  höher  Gebildeten,  insbesondere  der  Lehrer, 
Erzidier,  Privatbeamten,  Gesellschafterinnen  wird,  falls  ihre  Ervrerbstätig'- 
keit  wesentlich  in  dem  Dienstverhältnis  aufgeht,  durch  den  Satz  geschützt^ 
daß  Kündigung  im  Zweifel  nur  für  den  Schluß  eines  Kalendervierteljahrs 
und  unter  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  von  sechs  Wochen  zulässig- 
ist Für  die  Regel  ist  sonst  die  Frist,  nach  der  die  Vergütung  bemessen 
ist,  auch  die  Kündigungsfrist  Wird  ein  dauerndes  DienstveiMltnis  ge- 
kündigt, so  hat  der  Dienstboredhtigte  dem  Veipflichteten  angemessene 
Zeit  zum  Aufsuchen  eines  anderen  Dienstverhältnisses  zu  gewähren.  Bei 
Bf^-endigung  des  dauernden  Dienstverhältnisses  kann  der  Verpflichtete  ein 
schriftliches  Zeugnis  über  das  Dienstverhältnis  und  dessen  Dauer  fordern; 
nur  auf  Verlangen  des  Verpflichteten  ist  das  Zeugnis  auch  auf  die 
Leistungen  und  die  Führung  im  Dienst  zu  erstrecken. 
OM«AUb>  Audi  die  Besorgung  von  Geschäften,  z.  B.  Einkauf  oder  Verkauf  yon 
Waren,  kann  G^^enstand  eines  Dienstvertrags  sein.  Der  Vertrag  über 
unentgeltliche  Geschäftsbesorgung  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gresetzbuche 
ein  Auftratf,  der  Vertrag  über  entgeltliche  Geschäftsbesorgung  aber 
(z.  B.  das  Kommissionsgeschäft  des  gewerblichen  Kommissionärs)  ein 
Dienstvertrag.  Für  den  auf  Geschaftsbesorgung  gerichteten  Dieustvertrag 
gelten,  soweit  die  Dienstverpflichtung  (die  Geschaftsbesorgung)  in  Frage 
steht,  die  Rechtssätze  vom  Auftrage,  soweit  es  ^ch  um  das  Recht  auf 
Veigütung  handelt,  die  RechtssStze  vom  Dienstvertxage. 

Immer  wieder  erhellt  der  unermeßliche  Umfang  des  von  dem  Dienst- 
vertrag beherrschten  Gebiets.  Aber  trotz  der  Spannweile,  die  hier  den 
Rechtssätzen  zu  geben  war,  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  es  verstanden, 
in  seinem  Recht  vom  Dienstvertrage  ein  Werk  aufzuführen,  das  größte 
RaumveriiSItnisse  mit  Kraf^  des  Aufbaus  verbindet  Das  Redit  des 
huigerlichen  Gesetzbuchs  vom  IMenstvertrage,  von  dem  sozialen  Gedanken 
der  Gegenwart  durchleuchtet^  kommt  einer  mächtigen  lichten  Halle  gl^cli, 
im  Glas«  und  Eisensttl  der  Neuzeit 


G«gmjiati  von  VILl.  Der  Werkvertrag.  Das  Recht  vom  Werkvertrage  erscheint 
als  Ergänzung  des  Rechts  vom  Dienstvertrage.    W^erkvertrag  ist  der  Ver- 

stoMm«.  trag  Über  entgeltliche  Leistung  eines  Arbeitserfolges.  Im  Dienstvertrag 
handelt  es  sidi  um  die  Leistong  v<m  Arbeitskraft:  die  Arbeit  als  solche 

soll  vergütet  werden,  auch  wenn  der  erwünschte  Erfolg  ausbleibt  Der 

Arzt  fordert  sein  Honorar,  auch  wenn  der  Kranke  stirbt,  der  Rechts- 
anwalt seine  Gebühren,  auch  wenn  der  Pro/eß  verloren  gf*ht,  der  Arbeiter 
seinen  Lohn,  auch  wenn  das  vom  Arbeitslierrn  unternommene  Werk  miß- 
lingen sollte.    Daher  die  beim  Dienstvertrage  häufige  Form  des  Zeitlohns. 

Aber  die  Verg^ütuag  kann  natürlich  auch  in  anderer  Weise  bestimmt  sein. 
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So  kann  auch  der  Dicnstvertragf  auf  Stücklohn  (Akkordarbeit)  geschlossen 
werden,  so  daß  der  Arbeiter  ohne  Rücksicht  auf  die  Arbeitszeit  nach  Maß- 
gabe des  hergestellten  Erfolges  bezahlt  wird.  £s  besteht  dennoch  ein 
bloßer  Dienstvertrag,  kein  WeikveitrB|r,  wann  «ad  weil  der  Dienst* 
leistetule  zur  Herstdlung-  eines  bestimmten  Erfolges  nicht  verpAicbtet  ist 
Staddohtt  bedeutet  als  soldtor  nur  einen  bestimmten  Maßstab  für  die  Ver- 
gütune-  dr>r  Arbeitskraft,  keine  Verpflichtung  zur  Leistung  eines  Arbeits- 
erfolgs. Auch  die  Näherin,  die  nach  der  Zahl  der  gelieferten  Hemden 
usw.  bezahlt  wird,  steht  in  einem  Dienstvertragsverhältnis  und  kann  folge- 
weise das  Recht  vom  Dienstvertrage  geltend  machen,  kraft  dessen  ihr 
andi  b«  unveiscliuldeter  vorübergdiender  VeiliiiHlerang  entqwediende 
Veigütung  zu  zahlen  ist  Das  EisfentÜmlidie  des  Werkvertrags  ist,  daß 
er  zur  Heistetlung  eines  Wertes,  d.  h.  eines  Arbeitserfolgs,  verpflichtet 
Das  Werk  kann  der  verschiedensten  Art  sein:  Herstellung  von  Sachen 
(z.  B.  eines  Gemäldes,  eines  Rockes),  Ausbesserung  von  Sachen,  Trans- 
port  von  Sachen,  Errichtung  eines  Gebäudes  usf. 

Der  WerkverpÜichtete  (der  Unternehmer)  ist  2U  mangelfreier  Her- 
Stellung  des  Weiks  verpflichtet  Ist  das  Werk  nicht  von  der  Vertrags» 
mi^gen  Beschaffenheit,  so  ist  der  Besteller  nicht  verpflichtet  das  Werk 
anzimehmen:  der  Unternehmer  ist  zur  Beseitigung  des  Mangels  ver- 
pflichtet imd  zugleich  berechtigt.  Erst  wenn  der  Besteller  dem  Unter- 
nehmer verg'eblich  eine  Nachfrist  zur  endg-iiltigen  Beseitigung"  des  Mangels 
gesetzt  hat,  erwächst  dem  Besteller  ein  Mängelanspruch  wie  beim  Kaufe: 
der  Anspruch  auf  Wandelung  (Rückgängigmachung  des  Werkvertrags) 
oder  aber  auf  verhältnismäßige  Preisminderung. 

Liefert  der  zur  Herstdlnng  einer  Sache  verpflichtete  Unternehmer, 
wie  dcis  häofig  der  Fall  ist,  auch  den  Stoff,  so  liegt,  wenn  es  sich  um 
Herstellung  vertretbarer  (nicht  individuellen,  sondern  nur  Quantitätswert 
besitzenden)  .Sachen  handelt  (ich  bestelle  z.  B.  ein  Dutzend  silberne  Löffe]), 
kein  Werkvertrag,  sondern  ein  Kaufvertrag  vor:  der  Vertrag  betrifft  in 
Wahrheit  Sachlieferung,  nicht  Werklleferuog  (es  ist  gleichgültig,  ob  der 
Ltefemngsverpflichtete  die  Sachen  erst  herstellt  oder  sie  schon  hat,  oder 
sie  etwa  anderweitig  anschafft).  Wenn  aber  die  Herstellung  nichtvertret-  Waridiafannc^ 
barer  (individuellen  Wert  besitzender)  Sachen  (z.  B.  eines  Kleidungsstücks 
oder  einer  besonders  eingerichteten  Maschine  oder  eines  Porträts)  zugesagt 
wurde,  liegt  ein  sog.  Werklieferungsvertrag,  d.  h.  eine  teilweise  unter 
Kaufrecht  stehende  Abart  des  Werkvertrags  vor.  Kaufrecht  gilt  ins- 
bescMidere,  soweit  es  sich  um  die  Pflicht  zur  Eigentumsverschaffung  und 
um  die  G^ewährldstung  für  lilBngel  am  Recht  handdt  Aber  in  bezug 
anf  die  Gewährleistung  iur  MSnge!  der  gelieferten  Sache  gilt  das  Recht 
vom  Werkvertrage:  ist  £e  vom  Unternehmer  gelieferte  Sache  mangelhaft 
(der  Rock  ist  etwa  zu  eng,  das  Porträt  unähnlich),  so  kann  nicht  sofort 
gewandelt,  d.  h.  nicht  sofort  Rückgängigmachung  des  Vertrags  verlangt 
werden;  der  Unternehmer  ist  vielmelur  zur  Besserung  der  Sache  binnen 
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aogemessener  Frist  wie  verpflichtet,  so  berechtigt   Auch  hier  schützt  das 
bürgerliche  Gesetzbuch    den   Arbeitsleistenden   ('Ion  Werkverpflichteten) 
besser  als  das  bisherige  Recht,  das  beim  Werklieferungsvertrag  schlecht- 
weg Kaufrecht  gelten  ließ. 
Rciaw  Der  Vertrag  über  Ausbessemn^  oder  sonstige  Bearbeitung  von 

erkvwtn»  fremden  Sachen  ist  immer  ein  r^er  Werkvertrag.  Hier  ist  das  Recht 
des  Werkleistenden  (des  Handwericers)  auf  Vergütung  nadt  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  ebenso  wie  nach  bidier^r^  Rechte  durch  ein  gesetz- 
liches Pfatidrecht  an  der  zur  Bearbeitung  übergebenen  beweglichen  Sache 
gesichert.  Aber  auch  nach  dem  bürgerlichen  G(m  t.  buche  ist  das  Recht 
des  Bauunternehmers  und  des  Bauhandwerkers  schutzlos  geblieben:  sie 
haben  Iceine  gesetzliche  Hypotti^  an  dem  Grundstüdc,  dessen  Wert  sie 
durch  baufiche  Etnrichtungren  erhöht  haben.  Sie  können  nur  die  Bm^' 
räumuog  einer  Sicheningshypothek  am  Baugrundstück  verlangen  und 
bleiben  daher,  da  das  in  der  Regel  nicht  geschehen  wird,  dem  Grund- 
stücksspekulanten, der  den  Kaufpreis  nicht  gezahlt,  sondern  .als  Hypothek 
auf  das  Grundstück  hat  eintrag-pn  lassen,  so  daß  der  Wert  des  Grund- 
stücks durch  die  (oft  übcrmaüig  hohe)  Kautgcidcrhypothek  verschwindet, 
schutzlos  preisgegeben.  Hier  hat  das  bteresse  an  der  Zuveilässtglceit 
der  Hypotiiekenrubrik  im  Grundbuch  (es  soll  nach  dem  bürgerlichen  Oe- 
setzbuche keine  geset^chen»  Sondern  nvu*  eingetragene  Hypotheken  geben) 
das  soziale  Interesse  am  Schutz  des  Schwächeren  überwogen,  das  sonst 
dem  im  bürgerlichen  Gesetzbuch  enthaltenen  Arbeitsrecht  das  Gepräge 
gibt.  Aber  schon  ist  die  Reichsgesetzgebung  am  Werke,  durch  ein  be- 
sonderes Nachtragsgesetz  hier  ergänzend  eiuzugreiien. 


C.  Das  Sachenrecht. 

Ocfonaaisder  I.  Wesen  der  Sachenrechte.  Den  Forderungsrechten  stehen  die 
^.^lir**'"  Sachenrechte  als  unmittelbare  Herrschaft  über  einen  sachlichen  Gegcn- 
icchub  stand  gewährende  Vermögensrechte  gegenüber.  Die  Sachenrechte  be- 
stehen in  dem  Recht,  selbst  zu  handeln  (z.  B.  über  ein  fremdes  Grund- 
stück zu  gehen  oder  die  Früchte  eines  fremden  Grundstacks  zu  ziehen). 
Sie  erschöpfen  sich  nicht  in  dem  Recht,  daß  ein  bestimmter  anderer  handele. 
Sie  sind  darum  Rechte  gegenüber  jedermann,  nicht  wie  das  Forderungs- 
recht ein  Recht  nur  gegenüber  einem  einzigen.  Der  Nießbraucher  und  der 
Pächter  stehen  sich,  äußerlich  angesehen,  gleich.  Aber  der  Nießbraucher 
hat  ein  Sachenrecht,  d.  h.  er  ist  der  Sache  von  Rechts  wegen  mächtig  und 
kann  sein  NieBbrauchsrecht  gegen  jeden  Dritten  geltend  madien.  Der  Päch- 
ter hat  ein  bloßes  F<H^erungsrecht;  das  bedeutet,  daß  er  der  Sache  recht- 
lich nicht  mächtig  ist.  Er  kann  sein  Pachtrecht  nicht  gegen  Dritte,  sondern 
nur  gegen  «Jeinen  Schuldner,  d.  h.  gegen  seinen  \''eq)ächter  gehend  machen. 
Kr  hat  nur  einen  persönlichen,  keinen  dinglichen  Anspruch.    Die  peti- 
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torische  diiig^liche  Klage  gegen  einen  störenden  Dritten  mufi  vom  Ver- 
pächter erhoben  werden. 

Die  Sachenrechte  sind  entweder  Nutamgsrechte,  d.  h.  sie  geben  recht-  Artm  a» 
Udie  Macht  über  den  Körper  der  Sache:  so  das  Eigentum,  das  Erbbau- 

recht,  der  Nießbrauch,  die  Grunddienstbarkeiten.  Oder  sie  sind  Ver- 
schafiFungsrechte,  d.  h.  sie  geben  rechtliche  Macht  nur  über  das  Recht  an 
der  Sache  (das  Eigfentum):  so  die  Hypothek,  die  Reallast,  das  dingliche  Vor- 
kaufsrecht, das  Pfandrecht  an  Fahrnis.  Die  dinglichen  Nutzungsrechte 
(vor  allem  das  Eigentum)  bilden  den  Mittelpunkt  des  Sachenrechts,  ja  des 
ganzen  Vemdgensrechts.  Sie  geben  unmittelbare  Machterweiterung  und 
sind  darum  von  gegenwärtigem  Werte.  Sie  sind  durch  ihren  Inhalt 
befriedigt,  sind  um  ihres  Daseins  willen  da,  tragen  nicht  jene  Sehnsucht 
nach  dem  eig-enen  Untergange  in  sich,  welche  die  Forderungsrechte  und 
im  wesentlichen  ebenso  die  dinglichen  Verschaffungsrechte  kennzeichnet 
Sie  besitzen  iluren  Gegenstand  und  genießen  den  Augenblick.  Sie  sind 
der  Zweck  des  Vermögensrechts  und  des  Vermögensverkehrs. 

IL  Fahrnis  und  Liegenschaft    Das  frühere  gemeine  deutsche 

Sachenrecht  beruhte  auf  dem  römischen  Recht  des  Corpus  Juris,  das 
sachenrechtlich  keinen  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Arten  der 
Sachen  machte.  Für  das  Eigentum  am  Grrundstück  galt  das  gleiche  Recht 
wie  für  das  Eigentum  an  einem  Stück  Löschpapier. 

Das  mittelalterlidie  deutsche  Recht  hatte  einen  anderen  Staudpunkt  Miueuit«riiciiM 
In  den  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  spielt  der  Grundbedtz  selbstverstimdlich  ^"^'^"^ 
eine  ganz  andere  Rcdle  als  die  Fahrnis.  Der  Grundbedtz  ist  alles,  Fahrnis 
ist  nichts.  Der  Grundbesitz  ernährt  den  Mann;  fahrende  Habe  kann  in 
der  Hauptsache  nur  als  Ausstattung  des  Grundstücks  in  Frage  kommen. 
So  ist  im  deutschen  Mittelalter  das  Grundstück  der  Aristokrat  unter  den 
Sachen.  Der  Gnmdbesitz  ist  pnvatrechtUch  privilegiert  Er  hat  sein  be- 
sonderes Sadienrecht  Das  Liegenschaftsrecht  ist  viel  hoher  entwickele 
als  da^  Fahmisreclit  £He  versdiiedensten  rechtlidien  Herrschaftsformen 
über  das  Grrundatäc^  kommen  zur  Ausbildung,  während  an  Fahrnis  in  der 
Hauptsache  nur  Eigentimd  möglich  ist  Die  ganze  öffentlichrechtUche  Ge- 
schichte des  Mittelalters  spiegelt  in  der  Ausgestaltung  des  Liegenschafts- 
rechts sich  wider.  Neben  dem  Eigentum  am  Grundstück  entwickelt  sich 
das  Lehnrecht  des  Rittersmanns,  da.s  bäuerliche  Leiherecht,  das  städtische 
Leiherecht,  das  Ldbsuditsrecht,  das  Satzungsredit,  die  Reallast  U8£  Das 
Fahmisrecht  des  Mittelalters  ist  arm  im  Vergleich  mit  dem  Liegenschafts- 
recht 

So  hat  denn  auch  das  Mittelalter  für  den  Grundbesitz  besondere  Ver- 
kehrsfonnen  ausgebildet.  Der  Fahrnisverkelir  vollzieht  sich  durch  un- 
feierliche, der  (rrundbesitZAerkehr  durch  fei(^rliche  Fiesitzübergabe.  Falu'nis 
geht  ohne  weitere  Umstände  von  Hand  zu  Hand;  bei  Grundbesitz- 
übertragung aber  muft  mit  allen  Glocken  geläutet  werden.  Die  fnerliche 
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Übergabe  des  Grundstücks  heißt  in  der  deutschen  Rechtssprache  Gewere, 
lateinisch  „investitura",  wörtlich:  Bekleidung  (mit  dem  Grundstück).  Erwerb 
eines  Grundätücks  macht  /um  „bekleideten"  Mann;  der  Grundbesitzlosc  ist 
ein  unbekleideter  OhnehoseninanD.  Die  Form  der  Investitur  bestand  ur- 
sprOnsfUch  in  Zuziehung  von  Zeugen  und  der  Vornahme  von  ^rmbdischen 
Handlungen  auf  dem  Grundstücke.  Seit  dem  1 2.  Jahrhundert  ist  die  gericht- 
liche Investitur  (die  gerichtliche  „Auflassung"),  eine  symbolische  Übergabe 
des  Grundstücks  vor  Gericht,  die  regelmäßige  Veräußerungsform  geworden, 
aus  der  dann  die  heutige  Auflassung,  überhaupt  der  Grundbuchverkehr 
geschichtlich  hervorgegangen  ist  Die  gerichtliche  Investitur  ward  im  Gre- 
richtsbuch  0n  den  Stfdten  im  Stadtbucb)^  also  in  einem  öffeatlichen  BucJi, 
beurkunde^  und  der  Beurkundungsak^  der  urqirunglich  nur  dem  Beweise 
diente,  ward  zu  einem  wesentlichen  Bestandteil  des  Rechtserwerbsgnmds 
selbst. 

Keuiptiom  de«  Als  das  römische  Recht  in  Deutschland  aufgenommen  wurde,  ging 
ilfiwll^w  Grundbesiu  seine  privatrechtliche  Sonderstellung  verloren.  Die  Zeit 
der  Geldwirtschaft  war  gekommen.  Die  Fahrnis  trat  ihre  Herrschaft  an. 
Auch  der  Grundbesitz  ward  Geld,  d.  h.  bew^Iiches  Vermögen.  Dem  ent- 
sprach das  nivellierende,  keinen  Unterschied  zwischen  Fahrnis  und  liegen^ 
Schaft  kennende  römische  Sachenrecht,  das  sich  nunmehr  als  gemeines 
deutsches  Sachenrecht  durchsetzte.  Das  Grundstück  ward  prir  -itrechtlich 
mobilisiert,  und  wie  der  Fahmisverkehr  so  vollzog  sich  nunmehr  auch  der 
Liegenschaftsverkehr  durch  formlose  Besitzübergabe  (Traditionsprinzip). 
Die  öffentliche  Form  der  Llegenschaftsübertr^^ng  verschwand  aus  den 
misten  Land-  und  Stadtreditea  Nur  in  einigen  norddeutschen  Städten 
blieb  die  Auflassung  zu  Stadtbuch,  und  in  einigen  Landrechten,  ins- 
besondere im  gemeinen  Sachsenrecht,  die  gerichtliche  Bestätigimg  des 
\  räußerungsgeschäfts  ^vestitura  allodialis)  als  Rest  des  alten  Investitur- 
rechts übrig. 

i>u  lUMueüUcb«  Aber  die  altdeutsche  Unterscheidung  von  Liegenschaft  und  Fahrnis 
^"*^"™'*"  und  mit  ihr  die  altdeutsdie  Feierlichkeit  der  gerichtlichen  Investitiir  hat 
in  neuerer  Zeit  eine  Auferstehung  er&hien.  Seit  dem  i&  Jahrhundert 
setzt  die  Entwickelung  des  neuzeitlichen  Grundbuchrechts  ein,  das  den 
Gmndbesitzverkehr  wiederum  mit  öffentlichen  Formen  bekleidete.  Die 
österreichische  Gesetzgebung  machte  den  Anfang.  Ihren  Anregungen 
folgte  Preußen.  Tm  in.  Jahrhundert  ist  eine  immer  grüßer  werdende  Zahl 
vun  Laudesrechteu  auf  den  Bodeu  des  neuen  Rechts  getreten. 

Der  Sinn  des  neuen  Rechts  war  jedoch  ein  anderer,  als  der  des  alten. 
Wenn  zwei  Zeitalter  dasselbe  tun,  ist  es  nicht  dasselbe.  Es  war  nidit 
mehr  die  Naturalwirtschaft,  sondern  die  Geldwirtschaf^  welche  die  privat- 
rechtliche Sonderstellung  des  Grundbesitzes  verlangte.  Ihren  Ausgang 
nahm  die  neuzeitliche  Entwickelung  vom  Hypothekenrecht.  Das  Grund- 
stück ist  naturgemäß  der  beste  Träger  des  Realkredits,  ts  galt,  der 
Grundstücks verptäadung  eine  Form  lu  schaffen,  die  den  Gläubiger  wirk- 
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lieh  sicherte.  Zu  diesem  Zwecke  ist  die  Verpfandung-  des  Grundstücks 
durch  Eintragung  in  ein  öffentliches  Buch  von  der  neueren  Gpsft 'gebung 
aiisgebildet  worden.  Regelmäßig,  so  im  preußischen  i^narecht,  war  das  dem 
Grundbesitz  dienende  öffentliche  Buch  zunächst  bloßes  Hypothekenbuch, 
d.  h.  nur  fät  den  Hjrpotibekenverkehr  bestsmmt  An  Stelle  des  Hypotheken- 
buchs ist  dann  erst  in  neuerer  Zeit  in  den  meisten  Redlteo  das  dem  Grrund- 
besltzverkehr  überhaupt  dienende  Grundbuch  getreten.  Das  geldwirtschaft- 
liche Bedürfnis  nach  Sicherung  des  Gläubigers  ist  die  Kraft,  welche 
die  ganze  grundbuchrechtliche  Entwickelung  der  neuereu  Zeit  erzeugt  hat. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  selbstverständlich  sein  Sachenrecht 
auf  Grund  der  neuzeitlichen  Entwickelung  gestaltet  Das  rocnisclie  ein- 
hmdiche  Sadienredbt  für  alle  Sachen  tat  verschwundea  Kraft  des  buxger- 
fichen  Gesetzbuchs  gilt  heute,  wie  ^nst  im  MittelalteTf  zweierlei  Sachen- 
recht, das  durch  ganz:  verschiedene  Grundgedanken  bestimmt  wird:  ein 
Sachenrecht  für  Fahrnis,  ein  anderes  für  Liegenschaften. 

UL  Fahr nisr echt  Für  das  Fahmisrecht  gilt  das  Traditionsprinzip :TtedMoMiiria4i» 
den  Fahmisverkehr  vermittelt  die  formlose  Übergabe  des  Besitzes.  IMe 
bloße  Willenseinigung  über  Rechtsübertragung  genügt  grundsatzlich  nidit 

Die  Besitzübergabe  muß  hinzukommen.  Aber  die  Besitzübergabe  ist  an 
keinerlei  I' ürmlichkeit  gebunden.  So  geschieht  die  Veräußerung  von  be- 
weglichen Sachen  durch  formlose  Besitzübergabe  zu  Eigentum,  die  Nieß- 
brauchsbestellung durch  formlose  Übergabe  zu  Nießbrauch,  die  Verpfän- 
dung durch  formlose  Obexgabe  zu  Pfandrecht  (mit  der  Übergabe  verbindet 
sich  die  TVinraseüiigung  der  Parteien,  welche  die  Art  des  zu  begründenden 
Rechts  bestimm^ 

Veräuflenmg,  Nießbrauchsbestellung,  Verpfandung  sind  Verfugungs- 
geschäfte  (unmittelbar  Rechtsänderung  bewirkende  Rechtsgeschäfte).  Der 
Sicherung  ihrer  Wirkung  für  den  Fahmisverkehr  dienen  die  Rechtssätze 
von  der  Legitimation  (vgl.  oben  S.  30).  Auch  diesen  Rechtssätzen  liegt 
altdeutsches  Redit  zugrunde,  das  von  dar  neuzeitlichen  Gesetzgebung  mit 
neum  Inhalt  erfüllt  ist 

Ln  Ifittelalter  galt  für  Fahrnis  der  Rechtssatz:  Hand  wahre  Hand.  Hand 
Hatte  jemand  Fahrnis  freiwillig  aus  der  Hand  gegeben,  z.  B.  indem  er***^***^ 
sie  einem  anderen  lieh  oder  in  Verwahrung  gab,  so  mußt»-  die  Hand  des 
Gebers  durch  die  Hand  des  Empfängers  gewahrt  (geschüt/t  >.>  rd*  n.  War 
der  Empfänger  treulos  und  veräußerte  die  Sacheu  an  cmen  iJntten,  so 
Stand  dem,  der  die  Sache  fireiwillig  weggegeben  hatte,  kein  Herausgabe- 
anspruch gegea  den  dritten  Bemtzer  zu.  Er  konnte  sich  nur  an  den  Emp- 
fänger halten  und  von  ihm  Schadensersatz  begehren  (»»w'©  man  semen 
Glauben  gelassen  hat,  da  muß  man  ihn  suchen"').  Nur  bei  unfreiwilligem 
Besitzverlust  (die  Sache  war  gestohlen  oder  sonstwie  ohne  W  illen  ablianden 
gekommen)  war  dem,  der  den  Besitz  verloren  hatte,  ein  dinglich  wirkender 
Herausgabeanspruch  gegen  jeden  dritten  Besitzer  zustandig.    £s  leidet 
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keinen  Zweitel,  daß  dieser  unvollkommene  Falirnisschutz  in  der  Un- 
entwickeltheit des  älteren  Rechts  beruhte,  das  in  der  Hauptsache  nur 
Deliktsansprüche  kannte.  Bei  unfreiwilligem  Besitzverltist  war  eine  Dieb» 
steMsklage  möglidi,  die  gegen  den  gegfenwSitigen  Sachbesitzer  als  solchen 
erhoben  werden  konnte;  bei  freiwillig^eni  Besitzverlust  war  die  Diebstahls» 
klag-o  aus^(;schlos,spn  und  oino  DeliktsklagT'  (die  Treubruchsklaj4e)  nur 
gfegen  dt'n  ersten  Eniptani^er  der  Sache  denkbar.  Die  reine  Eig^entums- 
klage,  die  ohne  Vermittelung  eines  deliktsmäßigen  Tatbestandes  das 
Eigentum  als  solches  gegen  jeden  Dritten  schützt,  ist  erst  durch  Aufnahme 
des  römischen  Redits  {der  romisdien  rei  vindicatio}  nadi  Deutschland  ge- 
kommen. Auch  an  diescär  Stelle  brachte  die  Rezeption  einen  Fortschritt» 
der  innerlich  notwendig  geworden  war  Die  römische  rei  vindicatio  be- 
deutele das  Verschwinden  des  Satzes:  Hand  wahre  Hand.  Nur  in  ein- 
zelnen Städten  (den  Städten  des  lübischen  Rechts)  hielt  der  Buchstabe 
des  geschriebenen  Stadtrechts  den  alten  Kechtssatz  aufrecht 

Aber  auch  hier  trat  durch  die  neuzeitliche  Gresctzgebung  eine  Wieder- 
belebung des  alten  Redites  ein»  wenngleich  wiederum  unter  gans  anderen 
Gesichtspunkten  als  suvor.  Zuerst  hat  hier  das  Handelsgesetzbuch  da- 
gcgriffen;  das  handelsrechüiche  (kaufmlniüsdie)  Fahmisrecht  ist  nunmehr 
durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  bürgerliches  Recht  geworden. 

Der  Satz  Hand  wahre  Hand  ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
maßgebend  für  den  Rechtserwerb  an  Fahrnis.  £in  Nichteigentümer 
bedtzt  £e  beweglidie  Sache  etwa  als  Verwalu«r.  Oder  aber  er  hat  ue 
gestohlen.  Er  veräußert  die  Sadie  oder  verpfändet  sie  od»  bestellt  einen 
Nießbrauch  daran.  W<dche  Wirkung  wird  sein  Verfugungsgeschäft  haben? 
Nach  römischem  und  gemeinem  Recht  war  <Ue  Verfügung,  weil  von  einem 
Nichtberechtipi'ten  vorgrenommcn,  schlechtweg'  unwirksam.  Nach  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuche  aber  ist  (gemäß  dem  Rechtssatzc  Hand  wahre  Hand)  zu 
unterscheiden,  ob  der  Besitz  vom  wahren  Eigentümer  freiwillig  aufgegeben 
oder  aber  ihm  <Aio»  Willen  abbanden  gekommen  war.  Nur  hn  letsfeeren 
Falle  (die  Sache  war  ihm  also  z.  B.  gestohlen  worden)  ist  er  Eigentumer 
geblieben  und  kann  den  l^gentumsanspruch  gegen  den  gegeniriüligea 
Besitzer  geltend  machen.  Im  ersteren  Falle  aber  (er  hatte  also  z.  B.  dem 
Veräußerer  die  Sache  zur  Vcnvahrimg  gfegeben)  verliert  er  sein  bis- 
heriges Eigentum;  der  gutgläubige  Erwerber  ist  durch  die  Verfügung  des 
Nichtbcrechtigtea  Eigentümer  (bzw.  Pfandberechtigter  oder  Nießbrauch- 
berechtigter)  geworden.  Dem  bisherigen  Eigentümer  bleibt  nur  ein  pc»a5iw 
lieber  Anspruch  gegen  den  Verfügenden. 
i^Kidaiaticm  Der  Sinn  dieser  Rechtssätze  ist:  der  Nichtberechtigte  wird  durch  den 
dci  B«»«ucrs.  ßggj^  ^gj.  p'ahrnis  zur  Verfügung  über  die  Fahrnis  zugunsten  des  gut- 
gläubigen Verkehrs  legitimiert  Nur  bei  unfreiwilligem  Besitzverlust  des 
wahren  Eigentümers  versagt  seine  Legitimation,  und  auch  diese  Ein- 
schränkung wird  hinfällig,  wenn  es  sich  um  Geld  oder  Tnliaberpapiere 
oder  Sachen  luwdelt,  die  im  Wege  öffentlicher  Versteigerung  veräußert 
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wurden.  Geld,  Inhaberpapiere,  öffentlich  versteigerte  Sachen  werden  vom 
gutgläubigen  Erwerber  schlechtweg  zu  Eigentum  erworben,  auch  wenn  sie 
dem  wahren  Eigentümer  gestohlen  oder  sonst  ohne  Willen  abhanden  ge- 
kommen waren.  Der  alte  Satz  Hand  wahre  Hand,  der  einst  dem  Mangel 
eines  reinen  Sgfentumsanspruclis  seinM  Ur^vung  verdankte,  dient  heute  in 
neuer  Wendung^  der  Sicherung  des  geldwirtschaftlichen  Verkehrs.  Er  dient^ 
das  bürgerlich-kaufmännische  Recht  der  Gregenwart  SU  fördern,  dem  der 

Schutz  des  Umsatzes  an  erster  Stelle  steht. 

Der  Fahmisbesiti  legitimiert  als  Eigentümer  nicht  bloß  für  den  Verkehr, 
sondern  auch  für  den  Eigeutmnsanspruch:  es  wird  nach  dem  bürgerlichen 
GrMtetzbuclie  vennutet,  dafi  der  Besitzer  eber  beweg^chen  Sache  Eigen- 
tümer seL  Der  Besitzer  braucht  also  in  der  Regel  keinen  Eigentumsbeweis 
zu  erbringen.  Ja,  der  redliche,  d.  h.  der  irgendwie  rechtmäßig  (sei  es 
auch  nur  durch  Verwahningsgeschäft  oder  durch  Finden)  erworbene  Fahr- 
nisbesitz  erzeugt  bei  unfreiwilligem  Besitzverlust  einen  petitorischen 
(nicht  bloß  vorläufig  wirkenden)  dinglichen  Herausgabeanspruch  gegen  den 
schlechter  berechtigten  gegenwärtigen  Besitzer. 

Auf  dem  Gebiete  des  Fahmisrechts  a^elt  der  Besitz  die  entscheidende 
Rolle.  Er  hat  Kraft,  das  Eig^tum  zu  schützen.  An  «rster  Stelle  aber 
hat  er  Kraft  fOr  die  Sicherung  des  gulg^laubigen  Verkehrs. 

IV.  Liegenschaftsrecht.    Das  Liegenschaftsrecht  des  bürgerlichen  EiirtrainK*- 
Gesetzbuchs  beruht  auf  dem  Grundbuchrecht,  einerseits  auf  dem  im  ..'""'L!^ 
bürgerlichen  GresetzbuciL  enthaltenen   sog.  materiellen  Grundbuchrecht,  ncte. 
das  die  privatrechlltchen  Wirkungen  der  Eintragung  in  das  Grundbuch 
regelt,  andererBOts  auf  dem  in  der  Ghrundbuchordnnng  bestimmten  formellen 
Grundbuchrecht,  welches  das  Verfahren  vorsdireibt,  durch  das  man  zur 
Eintragung  in  das  Grundbuch  gelangt. 

Das  Grundbuch  ist  das  öffentliche  Buch,  das  bestimmt  ist,  die 
privattechtliche  Rechtslage  des  Grundstücks  zu  verlautbaren.  Das  llypo- 
tiielcenbudi  der  früheren  Gesetzgebung  diente  nur  der  Klarstellung  der 
Hypodi^enveriiältnisse.  Das  Grundbuch  der  Gegenwart  soll  alle  privat 
rechtlichen  Rechtsverhältnisse,  die  das  Grundstück  sadienrechtlich  (nicht 
bloß  schuldrechtlich}  betreffen,  zum  Ausdruck  bringen.  Im  Grundbuch 
sollen  die  an  sich  unsichtbaren  Sachenrechte  fiir  jedermann  sichtbar 
gemacht,  gewissermaßen  kf>pf^rlicher  Erscheinung-  genötigt  werden^ 
damit  der  Verkehr  sie  sehen  und  mit  ihnen  rechnen  könne.  Klarheit  der 
Rechtsverhaltnisse  ist  Bedingung  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs. 

Um  diesen  Zweck  zu  orreichen,  besteht  der  Eintragungszwang,  boimimc*- 
der  aber  nur  zum  Teil  unmittelbar,  zum  anderen  Teil  mittelbar  durch- 
gesetzt  wird. 

l^nmittelbar  ist  der  Eintrajrungszwang  für  alle  Fälle  rechtsi^cschäft- 
1  ich  er  \'eränderui^g  der  Rechtsverhältnisse  am  Grundstück:  für  die  Ver- 
äußerung, die  Belastung  eines  Grrund.stücks,  die  Aufhebung  oder  Änderung 
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eines  Rechts  am  Grrundstück  durch  Verfüqi'ung'sg-eschäfL  Es  bedarf 
außer  der  Willenseinigung  der  Parteien  (bzw.  der  Aufhebungserklärung 
des  sein  Recht  Aufgebenden)  zum  Tatbestande  des  Verfügungsgeschäfts 
dttr  Sntragimg  der  gewoUtm  RedhtsSnderung  is  das  GtundtmclL  Erst 
durcli  die  ]^tragung  kommt  die  VerfSgungswirkungf  (der  Obergaiisr  des 
Eigentums,  die  Eatstehiuig  oder  Aufhebung  der  Hypotliek  usw.)  zustande. 
IMe  Eintragung  ist  rechtswirksamer  Natur.  Ohne  Eintragung  keine  Ver- 
fugung. Jede  verfugungsgeschäftliche  Rechtsanderung  maß  im  Grundbuch 
sichtbar  werden. 

Nur  mittelbarer  Art  ist  der  Eintraguugszwang  dagegen  für  alle  Fälle 
der  nicht  durch  Reditsgeschaft,  scmdera  durch  andere  Tatbestftnde  kraft 
Gesetzes  bewirkten  Rechtsanderung,  wie  z.  B.  im  Fall  des  Erbgangs,  der 
Eu^fehung  einer  gfiterguneinschaftlichen  Ehe,  der  Enteignung  usf.  Die 

Rechtsänderung  tritt  gemäß  der  gesetzliclien  Vorschrift  ohne  weiteres  ein. 
Die  Eintragiinjr  der  durch  das  Go^^t.:  Ix  wirkten  Rechtsanderung-  ist  nur 
rechtsbekundender  Natur.  Znr  rljetlulLrung'  der  Rechtsanderung-  bedarf 
es  in  diesen  Fällen  der  Eintragung  nicht.  Aber  die  Eintragung  schützt 
gegen  die  Verfugung  eines  Niditberechtigten. 
SctHMdM  Das  im  Grundbuch  öffentlich  verlautbarte  Redtt  giUt  von  Rechts 
iLc^u^ieaea.  ^ßg^Q  fjs  jedermann  bekannt,  und  ist  daher  Unkenntnis  des  Erwerbers 
in  bezug-  auf  ein  eing-ctrag-encs  Recht  nienials  imstande,  einen  rechtswirk- 
samen g-uten  (ilaubeii  darzustellen.  Aus  diesem  (irunde  ist  auch  derjenige, 
der  kraft  Gesetzes  einen  Rechtserwerb  ohne  Eintragung  gemacht  hat,  an 
der  Eintragung  seines  Erwerbs  interessiert.  Er  verschafft  dadurch  seinem 
Redite  den  Schutz  des  Grundbudis.  Ohne  Eintragung  kann  sein  Recht 
durch  Erwerb  eines  gutgläubigen  Dritten  vernichtet  werden.  Es  besteht 
für  ihn  ein  mittelbarer  Eintragungszwang.  WiU  er  seines  Redites  sicher 
sein,  so  muß  er  e??  ins  Grundbuch  eintragen  lassen. 
LegMaMdoD dos  Durch  den  EintragTingszwang,  den  unmittelbaren  und  den  mittelbaren, 
fiwfiiraiWMt.  ^jj.^  Richtigkeit  des  Grrundbuchs  augestrebt.  Aber  trotz  alledem  kann 
das  Grundbuch  unrichtig  sein.  Es  kann  geschehen,  daß  eine  gesetzliche 
Reditsinderung  (z.B.  infolge  gütergemeinschaMcher  Ehe)  nicht  eingetragen 
wurde,  oder  dafi  sie  in  unricht^er  Weise  eingetn^ea  ward,  wenn  z.  &  ein 
falscher  Erbe  die  Eintragung  als  Eigentümer  erlangt  hat.  Es  kann  ebenso 
geschehen,  daß  eine  verfugungsgeschäftlichc  Rechtsänderung  trotz  ihrer 
Eintragung  infolge  eines  Mangels  an  der  Willenserklärung"  ungültig  ist. 
So  ist  denn  doch  das  Grundbuch  unzuverlässig  xmd  der  Zweck,  um  dessen 
willen  das  ganze  Grtmdbuchredit  eingeführt  wurde,  anscheinend  nicht 
erreichtl  Aber  hier  grdft  der  oberste  Grundsatz  des  Grundbuchrechts,  der 
Grundsatz  des  öffentlichen  Glaubens  des  Grundbuchs  (das  sog.  Publizi- 
tätsprin/irv  rgänzend  ein.  Die  Eintragung  in  das  Grundbuch  wirkt  als 
solche  nicht  die  entsprech<'ndp  Berechtigung  des  Eingetrag-enen.  Aber 
sie  legitimiert.  Der  im  (irundbuch  Eingetragene  gilt  zugunsten  des 
gutgläubigen  Verkehrs,  d.  h.  zugunsten  dessen,  dem  die  Unrichtigkeit  des 
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Grundbuchs  unbekannt  ist,  als  der  Berechtigte.  Durch  Verfüp-ungs£»-pschäft 
des  Eingetragenen  erwirbt  der  g^tgläubig^e  Dritte  gemäß  dt  in  \  erlüg ungs- 
geschäft,  auch  wenn  der  Verfugende  uicht  berechtigt  war.  £r  erwirbt 
also  t.  B.  das  Eigentum  durch  Auflassung  des  xa  Unredit  als  Eigentümer 
eingetrE^enen  falsdien  &beii.  Für  den  gutgläubigen  Verkdir  gilt  das  Grund- 
buch schlechtweg  als  richtig.  Für  den  gutgläubigen  Erwerber  ist  der  Inhalt 
des  Grundbuchs,  trotz  der  Möglichkeit  sachlicher  Unrichtigkeit,  dennoch  un- 
bedingt zuverlässig.  Das  Interesse  des  Verkehrs  ist  auf  alle  Fälle  gesichert 
und  damit  das  Ziel  des  neuzeitlichen  Grundbuchrechts  erreicht  worden. 

V.  Rechte  an  Grundstöcken.  Das  vollkommenste  Recht  am  Grund- 
stück ist  das  Eigentum.  Dem  Eigentum  stdien  die  das  Grundstück  be- 
lastenden begrenzten  Rechte  gegenüber. 

Die  begrenzten  Rechte  sind  zum  Teil  gleich  dem  Eigentimi  Nutzungs- 
rechte, aber  sie  gewähren  nicht  die  volle,  sondern  nur  eine  beschränkte 
Nutzung  des  Sachkörpers.  Begrenzte  Nutzungsrechte  sind  die  Dienstbar- 
keiten (insbesondere  der  Nießbrauch  und  die  Grunddienstbarkeiten)  und . 
das  ErbbaurechL  Das  letzte  bedeutet  das  Redit,  auf  emem  fremden 
Grundstück  dn  Bauwerk,  z.  B.  ein  Geb&ude,  tu  haben.  Dem  ErbbaurecSit  aiUMMcht. 
steht  eine  große  Rolle  für  die  künftige  Entwickelung  unseres  Bodenrechts 
in  Aussicht.  Es  gibt  dem  Boiknieigentümer,  z.  B.  der  Stadtgemeinde,  die 
Möglichkeit,  Grundstücke  zu  Errichtung  von  Gebäuden  gegen  terminliche 
Zinszahlung,  also  ohne  das  Grundstück  zu  verkaufen,  an  Baulustige  zu  ver- 
geben. Dadurch  wird  einerseits  auch  dem  minder  Kapitalkräftigen  die  Er- 
werbung eines  eigenen  Hauses,  wenn  auch  nidit  auf  immer,  so  dodi  auf  eine 
lange  Reihe  von  Jahren  ermöglicht  Andererseits  bleibt  der  Gemeinde  das 
Eigentum  am  Grund  und  Boden,  so  daß  nach  Beendigung  des  Erbbaurechts 
die  inzwischen  etwa  eingetretene  F.rhühung  des  Bodenwertes  der  Gemeinde 
und  damit  der  Gesamtheit  (durch  deren  Entwickelung  die  Werterhöhuog 
erzeugt  wurde)  aiiheim  fällt  Die  Vergebung  zu  Erbbaurecht  ist  ein  Mittel, 
um  der  Grundstücksspekulation  und  damit  zugleich  dem  Wohnuagselend  in 
den  großen  Städten  einen  Damm  zu  setzen. 

Die  übfigm  b^prenzten  Rechte  sind  VerschaSungarechte,  d.  h.  de  sind  Bnatut. 
auf  Macht  über  die  Verwerttmg  des  Eigentums  gerichtet  Das  wichtigste 
Verschaffungsrecht  ist  die  H\'-i>othek.  Sie  gibt  dem  Hypothekengläubiger 
das  Recht,  durch  Zwangsversteigerung  des  Grundstücks  sich  Befriedigung 
für  eine  Forderung  zu  verschaffen.  Sie  gewährt  eine  bestimmte  Rang- 
stellung bei  der  Verteilung  des  durch  Zwangsversteigerung  gewonnenen 
Grundstuckserlöses.  "Bme  Nebenform  der  HyxM>thek  ist  die  Grundschuld. 
Die  letztere  bedeutet  das  Recht,  sich  schlechtweg,  unabhängig  von  dem 
Dasein  einer  persönlichen  Forderung  des  Berechtigten,  an  bestimmter 
Rangstclle  eine  bestimmte  Geldsumme  aus  dem  Grundstück  zu  verschafFen. 

Die  Hypothek  ist  im  heutigen  Verkehr  die  vornehmste  Grundlage  de.s 
Keaikredits.  Im  bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  das  Ilypothekenrecht  kunst- 
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voll  ausgestaltet  worden.  Die  Rcchtssätzp  von  der  Eiß;entümprhypothek 
sichern  den  Eigentumer  gegen  unbegründete  Steigerung  des  Rangs  und 
danüt  der  Rechte  des  nachstefaenden  Hypothekaz«.  Die  Rechtssätze  von 
der  firielhypothek  geben  durch  das  Mittel  des  Hypotlkekeiibrie&  (eines 
die  Hypothek  betreffenden  amtlichen  Auszuges  aus  dem  Grundbuch)  dem 
H}'pothckeiirrcht  des  Gläubicfers  Beweglichkeit,  leichte  Übertragbarkeit 
und  damit  Verwcrtbiirkeit  im  Verkehr. 

In  bezug  auf  die  Hypothekenverhältnisse  soll  das  Grundbuch  un- 
bedingt erschöpfend  sein.  Darum  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  alle 
gesetzlichen  Hypotheken  rücksichtslos  beseitig^  (wie  schon  obea  bemerkt 
wurde,  ist  auch  den  Bauhandwerkem  eine  gesetzliche  Hypoäiek  nicht 
gewährt  worden).  Keine  Hypothek  ohne  Eintragung.  Wer  eine  Hypothek 
erwirbt,  soll  unbedingt  sicher  sein,  daß  weitere  H^^pothcken  als  die  ein- 
getragenen nicht  bestehen.  Das  stärkste  Interesse  ist  auf  dem  Gebiete 
des  heutigen  Grundbuchrechts  das  Interesse  des  Geldgläubigers. 

Kommt  es  zur  Zwangsversteigerung,  so  werden  (nach  dem  Zwangs- 
^  ^i^bM^*^"*^  Versteigerungsgesetz)  alle  am  Grundstiidc  bestdienden,  dem  Rechte  des 
betreibenden  Gläubigers  nachstehenden  Rechte,  auch  die  Nutzungsrechte 
(z.B. der  Nießbrauch),  in  Geld  umgesetzt,  um  nach  Maßgabe  ihres  aus 
dem  Grundbuch  sich  ergebenden  Rangs  befriedigt  zu  werden.  Das  Grund- 
stück ist  Geld.  Alle  Rechte  am  GruncJstück  sind  an  letzter  Stelle  (in 
der  Not  der  Zwangsversteigerung  offenbart  sich  das  innerste  Wesen 
der  Rechte)  lediglich  ein  bestimmtes  Kapital.  Wir  leben  in  einem  kapita* 
listischen  Zeitalter.  König  MidasI  Es  ist  die  Kraft  und  das  Verhäng- 
nis unserer  Zeit  aUes,  was  sie  berührt,  in  Gold  zu  verwandeln.  Auch 
das  Grundbuchrecht  des  buigerlicben  Gresetxbuchs  ist  geldwtrtschafttiches 
Verkehrsrecht 


D.  Das  PamiUeorecht. 

Das  Familienleben  ist  die  Grundlage  des  Volkslebens.  Ohne  die  Familie 
der  G^enwart  ist  die  Kultur  der  Gegenwart  undenkbar.  Aber  erst  eine 

Entwickelung  hat  die  Familie  der  Gegenwart  hervorgebracht 
DwSqqx?.  In  den  Anfangen  der  Geschichte  erscheint  als  Familie  die  Großfamilie, 
die  Sippe,  die  Gesamtheit  aller,  die  durch  die  Bande  des  Blutes  ver- 
bunden sind.  Die  Sippe  ist  die  Familie  der  nomadischen  Wauderzeit  Sie 
beschfitEt,  erhält,  ernährt  den  Einzelnen.  Sie  beruht  auf  der  Unfähigkeit 
des  Einzelnen  zum  Sonderdasein.  Sie  ist  nicht  so  sehr  Familie  in  unserem 
Sinne,  als  vielmehr  zunächst  Ersatz,  dann  Keimzelle  des  Staates.  Durch 
Verbindung  mehrerer  Sippen  entsteht  der  Staat.  Noch  zu  der  Zeit,  da 
Julius  Cä«itir  die  Detttschen  erblickte,  bildete  die  Sippe  innerhalb  des 
Staatswesens  wie  l  inf  nülitänsche.  so  eine  wirtschaftliche  Einheit.  Die 
Sippe  lebte  iii  Gemeinwirtschatt.  Der  Muiui  mit  Weib  uud  Kind  hatte 
sein  Dasein  nur  durch  seine  Sippe. 
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Das  Selbständigwerdon  der  Kleinfamilie,  der  Familie  des  Einzelnen,  Da«  Baw. 
wiir  der  erste  große  Kulturfortschritt.  Die  Kleinfamilie  ward  die  Familie 
der  Zukunft.  Ihre  Grundlage  war  die  Hausgeuossenschaft.  Schon  als 
Tacitus  seine  Germania  schrieb,  war  die  große  Wandlung  geschehen.  Das 
deutsohe  Haus  war  da.  Haus-  und  Ho&tätte  standen  im  Sondereigeatum 
des  Einatelnen.  Jedem  Hmsvater  ward  ein  Teil  des  Ackerfeldes  zur 
Sonde rbc Stellung  zugeteilt.  Die  Sippe  wirtschaftete  nicht  mehr  gemein- 
sam. Die  einzelne  Haushaltung  lebte  auf  eigne  Rechnuri^.  Der  Einzelne 
war  des  Sonderdaseius  fähig  geworden.  Der  eigne  Herd,  an  dem  er  mit 
seinen  Hausgenossen  „in  einem  Rauche«  lebte,  war  der  Ausdruck  seiner 
Daseinskraft.  In  der  Hausfaroilie  war  dUe  Grundlage  der  Freiheit  des 
Einzelnen  gegeben. 

Neben  dem  Hausverbande  äußerte  die  Sippe  ihre  Nachwirkni^fen: 
auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechts  und  des  Erbrechts.  Auf  diesem 
Gebiete  ist  sie  noch  heute  von  Bedeutung.  Die  Kleinfamilic  des  einzelnen 
Hausvaters  aber  ist  die  Stätte  des  l  aniilienlebens  geworden,  aus  dem  das 
Volksleben  seine  Nahrung  zieht  In  ihr  hat  der  Geist  der  Liebe  seine 
Wohnung,  der  der  mächtigate  unter  allen  guten  Gwstem  ist,  täglich  ge- 
schiftig in  der  gegenseitigen  Endehung  von  Mann  und  Frau,  in  Werken 
elterlicher  und  kindlicher  Hingebung,  das  stille  Grlück  des  Hauses  schafEend 
und  mit  dem  Glücke  Kraft  der  Sittlichkeit  und  des  Lebens. 

Hier  tritt  die  Rechtsordnung  an  eine  ihrer  wichtigsten  und  zugleich  Aa^ikbAd« 
zartesten  Aufg^aben  heran.  Das  Familicnrecht  kann  den  Geist  des  ^•■'^''•■»•**'' 
i- anülienlebens  nicht  erzeugen,  aber  es  soll  die  Formen  bereiten,  inner- 
halb  deren  er  sich  ni  entwickeln  imstande  seL  Wem  der  Geist  der  Liebe 
versagt,  wie  weit  kann  und  soll  der  Geist  des  Zwanges  helfen,  den  das 
Recht  vertritt?  Das  ist  die  große  Frage,  die  durch  die  Famüienrechts- 
ordnung  gelöst  wird. 

Das  Tdeal  der  Ehe  ist  die  christliche  Ehe.  Kann  die  Rechtsordnimg 
macheu  oder  wenigstens  helfen,  daß  die  Ehe  eine  christliche  Ehe  sei? 
Diese  Frage  ist  durch  die  Rechtsentwickelung  verneint  worden.  Die 
Säule  der  Familienordnung  ist  die  hausherrliche  Gewalt  des  Mannes.  Die 
alte  Zeit  machte  den  Mann  zum  unumschränkten  Herrn  seines  Hauses. 
Er  war  die  einzige  üreie,  mündige  Persönlichkeit  \m  Kreise  der  Haus- 
genossen. Frau  und  Kind  waren  ihm  in  gleicher  Weise  Untertan.  Kann 
die  Rechtsordnuni»'  mit  der  Gewalt  des  Mannes  den  rechtlichen  Schutz 
der  Persünlichkeit  der  Erau  und  der  Kinder  verbinden?  Diese  Frag"e  ist 
durch  die  Rechtsentwickelung  bejaht  worden.  Mit  diesen  beiden  Sätzen 
haben  wir  bereits  den  wesentlichen  Inhalt  des  im  bürgerlichen  Gesetzbuch 
enthaltenen  Familtenredits  ausgesprochen. 

T.  Die  Kirche  und  das  Eherecht  Es  lieyt  am  nächsten,  die 
Macht  der  Kirche  anzurufen,  sobald  die  Erfüllung  der  Ehe  mit  christ- 
lichem Geiste  in  Frage  steht    So  ist  es  denn  auch  geschehen. 
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Die  Kirche  des  Mittelalters  erklärte  die  Ehe  für  ein  Sakrament  Sie 
nahm  folgeweise  die  Ehegesetzgebung  für  sich,  und  zwar  für  sich  aUein, 
SM  kunatKiw  in  Anspruch.  Sie  entwickelte  ein  Ehezecht,  das  kanonische  Eherecht^ 
das  den  Anspruch  erhob,  das  aus  dem  Lihalt  des  Christeatums  sich  er^ 
gebende  Eherecht  darzustellen.  Das  christliche  Eherecht  der  Kirche 
sollte  helfen,  die  christliche  Ehe  hervorzubringen. 

Die  Ehegcsotzgebung  der  Kirche  bezog  sich  vor  allem  auf  die  Ehe- 
schließung und  die  Ehescheidung-, 

Die  Voraussetzungen  der  Eheschließung  wurden  durch  die  kirchliche 
Geset2^bung  über  die  Ehehindernisse  geregelt  Dem  altdeutschen 
Recht  waren  Qiehindemisse  unbekknnt  Die  Kirche  stellte  vor  allem 
zwei  große  Grundsätze  auf:  daß  die  Ehe  eine  monogamische  Ehe,  und 
daß  die  Ehe  unter  Verwandten  verboten  sei. 
eiMbe.  Schon  zur  Zeit  der  Urwälder  war  die  Einehe  bei  den  Deutschen  die 
Regel.  Aber  die  grundsätzliche  Forderung  der  Einehe  war  dem  Ursprung- 
liehen  deutschen  Rechte  unbekannt  Zwar  konnte  die  Frau  nur  einem 
Ihbnne  gi^oren,  aber  der  Mann  konnte  mehrere  Frauen  haben.  Hier  hat 
die  Greset^bttng  der  Kirche  entsdieldend  mi^^emrkt,  die  monogamische 
Ehe  als  die  allein  zulässige  durchzusetzen  und  so  die  unveräuBerlidie 
Grnindlag^e  rechten  Ehelebens  herzustellen. 
Uindaniit  d«r  In  der  Aufstellung"  des  Hindernisses  der  Verwandtschaft  aber  ging"  die 

vwwandiMhtfk.  i^ij-cj^iiche  Ehcgesetzgebung  über  das  Maß  hinaus.  Sie  verbot  nicht  bloß 
die  Ehe  unter  den  nächst«!  Verwandten,  sondern  die  Ehe  unter  Vo^ 
wandten  überhaupt  Nach  deutsdiem  Recht  ging  die  Verwandtschaft  in 
der  Seitenlinie  bis  sum  7.  Grade  deutsdier  Grradzahlung  (die  Cirade  wurden 
vom  gemeinschaftlichen  Stammvater  herunter  nur  auf  der  einen  Seite 
g-ezählt):  Ururenkel  von  Andergeschwisterkindern  haben  den  7.  Grad  (so 
wenig-stens  nach  der  regelmäßii^en,  vom  kanonischen  Recht  angenommenen 
deutschen  Gradzählung).  So  weit  verbot  das  aitkanonische  Recht  auch  die 
Ehe.  Verwaadtenliebe  sollte  mcht  in  eheliche  Liebe  verwandelt  werden. 
Es  kam  hinzu,  daß  auch  die  durdi  Ehe  begründete  SchwSgersdiaft  in 
gleichem  Mafie  das  Ehehlndemis  in  der  Seitenlinie  b^frün<iete:  der  Mann, 
dem  seine  Frau  gestorben  war,  konnte  keine  Verwandte  seiner  versterbenen 
Frau  heiraten.  Überall,  wo  das  Familienband  bereits  crepi'eben  war,  ward 
die  eheliche  Genieinschaft  verboten.  Solche  Uherspannuni''  des  \'er\vandt- 
scliaftäliiuderuisses  war  lediglich  eine  Getaxir  tür  alle  bestehenden  Ehen. 
Sie  schloß  die  Ehe  mit  Personen  aus,  mit  denen  verwandt  zu  sein  man 
sich  vielleicht  gar  nicht  bewußt  war.  Sie  ward  im  tetsächUdlien  Erfolg 
das  Mittel,  von  einer  lästig  gewordenen  Ehe  los  zu  kommen.  Wollte  der 
Mann  seine  Frau  nicht  mehr,  so  gelang  es  ihm  nicht  selten,  irgendwelche 
Verwandtschaft  oder  Schwäcfer^chaft  ausfindig. zu  machen,  um  derentwillen 
die  Ehe  als  nichtig  angegriüen  werden  konnte.  Die  Nichtigkeit^klaye 
diente  an  Stelle  der  von  der  Kirche  versagten  Scheidungsklage.  Was  die 
Heiligkeit  der  Ehe  fordern  sollte,  ward  in  sein  Gegenteil  verkehrt 
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Innozenz  ITT.  beschränkte  das  Hindernis  der  Verwandtschaft  in  der  Seiten- 
linie auf  den  4.  Grad  (Kinder  von  Audergeschwisterkindern  haben  dea 
4.  Ghrad  kanonischer  GradsähluDg).  Aber  auch  diese  Einsdiränkung  ge- 
nügte nidit  Theoretisch  güt  noch  heute  in  der  katholischen  Kirche  das 
von  Innozenz  IIL  angestellte  Gesetz.  Praktisch  aber  wird  durch  Ehe- 
dispens nachjjfeholfen:  im  .\.  und  3.  Grade  wird  ohne  Schwierig-keit  dis- 
pensiert, im  Falle  der  Not  auch  im  2.  Grade  deutscher  Gradzählung  (Vetter 
und  Cousine).  Das  protestantische  Kirchenrecht  ging  auf  das  römische, 
teilweise  auch  auf  alttestamentUches  Recht  zurück,  um  das  Verwandt- 
sdiaftdiindemis  su  bestinunen.  Die  Ehe  zwischen  Vetter  und  Cousine,  bis- 
weilen auch  zwischen  ihren  Kindern,  die  Ehe  zwisdien  Onkel  und  Nidite, 
Taute  und  Neffe  ward  verboten.  Aber  auch  hier  gab  es  Dispense.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  hat  sich  mit  Recht  darauf  beschränkt,  die  Ver- 
wandtenehe in  den  Fällen  zu  untersagen,  in  denen  die  Ehe  notwendig 
und  unbedingt  (ohne  Möglichkeit  des  Dispenses)  ausgeschlossen  ist:  unter 
Verwandten  und  Verschwägerten  in  gerader  Linie  und  unter  Geschwistern. 
Das  nttliche  j^npfinden  der  Gegenwart  ist  Ider  die  allein  entschddende 
Ghroflmacht  Kirdilichey  im  Namen  der  Rdigion  au)Q|festellte  Verbote,  von 
denen  die  kirchliche  Obrigkeit  dann  doch  zu  dispensieren  in  der  Lage  ts^ 
bedeuten  einen  Widerspruch  in  sich  selbst 

Die  Form  der  Eheschließung  ist  zunächst  durch  das  volkstümliche  DaatKiw  sb»- 
Herkommea  bestimmt  worden.  Der  Brautkauf  war  das  deutsche  Rechts- 
geschäft  für  die  Mesddiefiung  (der  Brantraub  gehört  der  geschichtlichen 
Vorzeit  an;  nur  in  den  Hochz^tsgebräuclken  sind  &inneruogen  an  ihn 
übriggeblieben).  Der  Bräutigam  kaufte  die  Braut  von  ihrem  Vater;  wenn 
ihr  Vater  tot  war,  von  ihrem  Vormund  (regelmäßig  dem  Bruder).  Ver- 
lobung hieß  der  rechtsformliche  Abschluß  des  Brautkauf\  <  rtr  iges:  der 
Brautvater  erhielt  das  Handgeld.  Trauung  hieß  die  rechtsturiMiirbe  Er- 
füllung des  Brautkaufvertrages:  der  Bräutigam  zahlte  jetzt  den  Bruutpreis 
(das  Wittum)  und  empfing  dafür  die  Braut  IHe  Übeigabe  (Trauung, 
d.  h.  Anvertrauung)  der  Braut  vollzog  der  Brautvater:  die  Trauung  war 
väterliche  (vormundschaltUche)  Trauung  im  Kreise  der  Verwandten.  Erst 
mit  der  Trauung  begann  die  Ehe,  wenngleich  die  Verlobung  bereits  die 
rechtsgültige  Erklärung  des  Eheschließungswillens  bedeutete.  Am  Tage 
nach  der  Trauung  folgte  der  Kirchgang  des  jungen  Paares:  zur  Braut- 
messe. Die  Kirche  war  nicht  an  der  Schließung  der  Ehe,  sondern  nur 
an  dem  Dankgottesdienst  für  die  gesclilossene  Ehe  beteiligt  Seit  etwa 
iioo  vollzog  sich  eine  doppelte  Änderung.  Die  Trauung  ÜEuid  vor  der 
Kirchentür  statt,  so  daß  der  Kirchgang  unmittelbar  auf  die  Trauung  folgte. 
Noch  mehr:  Verlobung  und  Trauung  wurden  unter  den  Brautleuten  selber 
abgeschlossen.  Die  väterliche  Eheschließungsgewalt  war  verblaßt  Die 
Braut  erhielt  nunmehr  das  Handgeld  (den  Hrautring)  und  das  Wittum. 
Die  Brautleute  trauten  sich  gegenseitig  ^übergaben  sich  einander)  durch 
einen  freigewahlten  Dritten.    Die  Regel  war,  daß  der  Geistliche  zum 
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UnUicfae  Trauenden  erwählt  ward:  er  j^fab,  sprach  die  Brautleute  zusammen  im 
TiMwig.  tarnen  Gottes.  Die  Trauung^  durch  den  Geistlichen  ist  die  kirchliche 
Trauung.  Sie  ist  aus  dem  religiösen  Bedürfais  des  Volkes  durch  freie 
Obung^  henrorgegaiigen.  Sie  bUet»  zunächst  nocih  vor  der  KJfcheat&ry  da 
sie  eine  welüiche  Rechtshandlung  bedeutete.  Erst  nachdem  der  Greist- 
Itche  drauften,  vor  der  Tfir»  getraut  hatte,  zog  der  Hochzeitszug  in  die 
Kirche,  damit  vor  dem  Altar  die  eigentlich  geistliche  Handlung,  die 
Brautmesse  mit  Segnung  des  jungen  Ehepaares,  folge.  Erst  im  16.  Jahr- 
hundert ist  die  ganze  Handlung,  die  Trauung  mit  dem  (rottesdienst,  in 
die  Kirche  verlegt  und  damit  die  endgültige  Gestalt  der  kirchlichen 
Trauung  geschaffen  worden. 
EhcicMMwwi»  Die  Gesetzgebung  der  Kirche  selber  legte  noch  wahrend  des  ganzen 
Mittelalters  auf  die  kirchliche  Trauung  als  solche  nicht  das  entscheidende 
Gewicht.  Sie  knüpfte  an  die  Handlung  der  Erklärung  des  Eheschließungs- 
willens, d.  h.  an  die  deutsche  Verlobung  an.  Nach  kanonischem  Recht 
kam  die  Ehe  schon  durch  das  Verlöbnis,  d.  h.  durch  die  Erklärung  des 
Eheschließuiigs willens  zustande,  wenn  nur  die  iirkiäruug  auf  bereits 
gegenwärtiges  Sichzurehenehmen  gerichtet  war  (sponsalia  de  praesenti). 
Die  bloBen  Worte  gegenwärtigen  Eheschlusses  soUten  bereits  vor  Gott 
die  unlösliche,  sakramentale  Ehe  hervorbringen,  auch  wenn  dem  Worte 
keine  tätliche  Vollziehung  der  Ehe  gefolgt  war.  Die  „heimliche",  d.  h. 
unvollzogene,  durch  bloße,  wenn  auch  flüchtige  Worte  geschlossene,  von 
den  Beteiligten  vielleicht  längst  vergessene  „Ehe"  ward  eine  Gefahr  für 
jede  bestehende  Ehe.  Die  tatsächlich  vollzogene  Ehe  ward  durch  die 
kirchUche  Obrigkeit  getrennt,  wenn  sich  herausstellte,  daß  früher  mit 
einem  anderen  Teil  die  verhängnisvollen  Eheworte  gewechselt  waren. 
Auch  hier  hatte  die  Kirche  den  Bogen  überspannt,  indem  sie  die  sittliche 
Verpflichtungskraft  eines  gegebenen  Wortes  ohne  Einschränkung  in 
Rechtskraft  verwandelte. 
1  ndentiniicho  Die  Kirche  mußte  selber  zur  Reform  ihres  Eherechts  schreiten. 
*'**'^^^™**'Die  katholische  Kirche  tat  es  im  16.  Jahrhundert  durch  die  Schlüsse 
des  tridentinischen  Konzils.  Sie  blieb  dabei,  daß  die  Erklärung  des 
gegenwärtigen  Eheschließungswillens  durch  die  Brautleute  selber,  nidit 
die  Handlung  des  Geistlichen  (die  Trauung)  das  Sakrament  der  Ehe 
hervorbringt;  aber  die  Erklärung  muß  überall  da,  wo  das  Tridentinum 
pubhziert  ist,  um  gültig  zu  sein,  in  Gegenwart  des  zuständigen  Ttarrers  und 
zweier  Zeugen  abgegeben  worden  sein.  Es  genügt  die  „passive  Assistenz", 
d.h.  die  Wahrnehmung  seitens  des  Geistlichen;  das  segnende  Handeln 
des  Getsdidien  ist  rechdich  nicht  notwendig.  Die  praktische  Folge  des 
Tridentinum  aber  war  natörltch,  daß  in  den  Gebieten,  wo  das  Tridentinum 
galt,  die  „kirchliche  Trauung«  die  regelmäßige  Form  der  Ehesdilteßung 
unter  den  Katholiken  bildete. 
rrotc»uMi*che  In  der  protestantischen  Kirciie  ist  die  Entwickelung  eine  langsamere 
"^wittr   gß"'®'»^"-  Rechtskraft  der  bloßen  Erklärung  des  Ehewillens  (des 
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VerlSbmsses)  ward  erst  im  Lauf  des  17.  Jahrhunderts  gewohnheitsrechtlich 

beseitigt.  Seit  dem  18.  Jahrhundert  wird  nach  protestantischem  Recht 
die  Ehe  durch  die  zweite  Handlung  des  deutschen  Rechtes,  die  Trauung, 
und  zwar  durch  die  kirchliche  Trauung,  d.  h.  durch  die  auf  Grund  der 
Elle  Willenserklärung^  der  Brautleute  erfolgende  Handlung-  des  Geist- 
lichen (Zusammensprechen,  Segnung)  geschlossen.  Die  protestantische 
kirchliche  Trauung  stellte,  deutsch-rechüich  angesehen,  eine  Eheschließung 
wirklich  durch  Trauung  (die  Handlung  des  GreistUdien),  die  katholische 
„kirchliche  Trauung'*  eine  Eheschließung  durch  auf  die  Gegenwart  ge- 
richtetes \''crl5bnis  (die  Handlung  der  Brautleute)  dar.  In  beiden  Kirchen 
aber  war  der  Fhcschhiß  mit  religiösen  Feierlichkeiten  umgeben:  die  Ehe 
sollte  eine  christliche  Ehe  sein. 

Das  Schwergewicht  der  Ehegeselzgebuug  fallt  zu  allen  Zeiten  auf 
die  Rechtssatze  von  der  Ehescheidung.  Die  chrisüiche  Ehe  will  und  soll 
eine  unlösliche  Ehe  sein.  Was  Gott  zusammengeffigt  hat,  soll  der  Mensch 
nicht  scheiden.  In  der  Unldslichkeit  der  Ehe  liegt  ihre  erzieherische 
Macht,  zugleich  die  feste  Grundlag-e  für  das  Dasein  der  Familie,  die 
Entwickelunpf  der  Kinder.  Die  katholische  Kirche  hat  auch  hier  das CaiisrticU(«hd«r 
christliche  Ideal  durch  das  Mittel  rechtlicher  Gesetzgebung  zu  verwirk-  ''„*|^il^''|,^|^ 
liehen  unternommen.  Nach  dem  kanonischen,  d.  h.  dem  christlichen 
Eherecht  der  katiiolischen  Klrchei  ist  die  gültige  durch  fleischlidie 
Gemeinschaft  vollzogene  Ehe  nur  durch  den  Tod  lösbar.  Es  gibt  kme 
Ehescheidung.  Selbst  wegen  Ehebruchs  wird  nicht  geschieden,  sondern 
nur  dauernde  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gewährt:  Aufliebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  ohne  Aufhebung  des  ehelichen  Btindes  (kein  Teil  kann 
sich  anderweitig  verheiraten).  Die  protestantische  Kirche  folgte  dem 
Schriftwort  und  gewährte  Scheidung  wegen  Ehebruchs  imd  böslicher  ^J],"'^'!,^ 
Verlassung.  Die  Entwickelung  drängte  dann  bald  dazu,  dem  Begriff 
des  Ehebruchs  und  der  böslichen  Verlassung  eine  weitere  als  die  bloß 
wörtliche  Auslegung  zu  geben.  Im  Grundsatz  aber  blieb  die  prote- 
«;tantische  Kirche  auf  dem  Boden  der  „schriftcfemäßen"  Schcidunp^s- 
griinde.  Auch  die  protestantische  Kirche  vertrat  den  Gedanken  des 
„christlichen"  Eherechts. 

Für  den  neuzeitlichen  Staat  ward  bald  die  Frage  nach  der  Schaffung  Nvtwradigk«it 
eines  selbständigen  weltlichen  Eherechts  brennend.  Solange  innerhalb  J*^','^^^ 
des  Staates  ein  einziges  Glaubensbekenntms  das  herrschende  war,  machte 
die  Geltung  des  kirchlichen  Eherechts  in  der  Regel  keine  Schwierig- 
keiten: im  katholischen  Lande  g-alt  das  katliolische,  im  protestantischen 
das  protestantische  Eherecht,  iti  Einklang  mit  ch'n  Recht.süberzeugung«m 
der  Laudesangehörigen.  Erst  als  der  neuzeitliche  Grundsatz  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  sich  praktisch  geltend  machte,  stellten  sich  Un- 
zuträglichkeiten heraus.  In  Deutschland  waren  durch  die  politischen 
Umwälzungen  im  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  alle  größeren  Staaten 
paritätisch  geworden.  Das  katholische  und  das  protestantische  Glaubens- 
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bekenntnis  standen  gleichberechtig-t  innerhalb  desselben  Staates  neben- 
einander. Die  Freizügig"keit  im  Deutschen  Reiche  forderte  die  Mischung" 
der  Glaubeüsbekenntoisse.  Die  Mischehen  nahmen  zu.  Welches  Recht 
sollte  für  die  Mischehe  gelten?  Das  katholische  oder  das  protestantische 
Eherecht?  Bestand  die  MSg^Ucbkeit  der  Ehescheidunsr,  wenn  ein  Teil 
kafholisch  war,  oder  niclit?  Die  Fnge  war  auf  dem  Boden  dM  über- 
lieferten kirchlidien  Rechtes  unlösbar.  Überdies  gab  es  Dissidenten,  die 
zu  keiner  anerkannten  Kirche  g-ehorten.  Das  bisherige  konfessionelle 
Eherecht  erwies  sich  als  durchaus  unzulänglich.  Die  Notwendigkeit,  ein 
staatliches,  konfessionsloses,  für  die  Staatsangehörigen  als  solche  geltendes 
Eherecht  zu.  schaffen,  war  gegeb«L  In  dieser  Blditni^  war  schon  das 
preuftische  Landredit,  dann  das  französische  bürgerliche  Gesetzbuch 
Napoleons  vwgegangen.  2>er  code  civil  hatte  bereits,  im  Anschluß  an 
die  Gesetzgebung  der  Revolution  (und  noch  fnihere  Vorgänge  in  den 
Niederlanden  und  England)  die  oblig-atorische  Zivilehe  eingeführt  Die 
deutsche  Reichsgesetzgobung  stand  vor  derselben  Fra^^e.  Das  Personen- 
standsgesetz vom  6.  l'ebruar  1875  machte  den  A-^tang;  es  tüiirte  die  obli- 
gatorisdie  Zivilehe  tm  Vüod  imischrieb  den  Kreis  der  Ehehindemisse  von 
Reichsrechts  wegen.  Dem  bürgerlichen  Gresetzbuch  fiel  dann  die  Aufgabe 
zu,  die  Entwickeluog  zur  Vollendung  zu  bringen,  ein  vollständiges 
bürgerliches  Eherecht  für  das  Deutsche  Reich  zum  Dasein  zu 
fördern. 

Die  Krago  des        Hinter   den   praktischen   Fragen,   die   den   Staat   zum  Einschreiten 
^'^Rt^teT'  nötigten,  stand  eine  andere  große  Frage,  grundsätzlicher  Art,  die  zugleich 
zur  Entscheidung  gebracht  werden  mußte.  Diese  Frage  lautet:  gibt  es  und 
soll  es  geben  ein  christliches  Gerecht?  Ja,  ganz  allgemein:  gibt  es 
und  soll  es  geben  ein  christliches  Recht? 

Die  katholische  Kirche  antwortet  auf  diese  Frage  mit  einem  runden 
Ja.  Sie  erklärt  sich  selbst  zugleich  für  die  alleinberufene  Gestalterin  und 
Auslegerin  des  christlichen  Rechtes.  Ihr  kanonisches  Recht  ist  das  christ- 
liche Recht  Es  wurzelt  in  der  göttlichen  Offenbarung  und  in  der  Aus- 
legung, welche  die  katholische  Kirche  von  der  göttUdien  Offenbarung 
gibt  Es  ist  teils  unmittelbar,  teils  mittelbar  göttlichen  Ursprungs  und 
hat  dahor  den  Vorrang  vor  allem  weltlichen  Recht  in  Ao^iuch  zu 
nehmen.  Vor  allen  Dingen  gilt  das  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung 
über  geistliche  Dinge.  Ein  geistlich  Ding,  ein  Sakrament,  ist  nach 
katholischer  Lehre  auch  die  Ehe.  Das  kanonische  Recht  der  katho- 
lischen Kirche  von  der  Ehe  ist  nach  kaüiolischer  Lehre  das  religiös  allein 
mögliche  und  geforderte  Eherecht  Alle  weldiche  Ehegesetzgebung  muß 
vor  der  im  Namen  Gottes  redenden  Geset^bung  der  katholischen  Kirche 
verstummen. 

In  milderen  Formen  tritt  die  protestantische  Kirche  auf  Luther 
hatte  die  Ehe  für  ein  weltlich  Ding  erklärt  Dennoch  ist,  und  /war 
nicht  ohne  seine  Mitwirkung,  auch  in  der  protestantischen  Kirche  geist- 
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Uche,  dem  „christUchen*<  Recht  dienende  Ehegerichtsbarkeit  (des  Kon- 
«otoriums)  zur  Ausbildung  gebracht  worden,  und  in  protestantischen 

Kreisen  ist  noch  bis  in  unsere  Tage  die  Forderung  eines  „chrisdichen'* 
Eherechts  weit  verbreitet  Die  kirchliche  Form  der  Eheschließung  und 
die  „schriftgemäßen  Scheidungsgründe"  gelten  hier  als  die  Grundpfeiler 
des  durch  das  Christentum  gegebenea  Eherechts. 

Das  lychristliche*'  Eherecht  fiel  notwendig  mit  dem  konfessionellen 
ßierecht  zusammen:  es  war  fOr  Katholiken  tmd  Protestanten  ein  ver- 
schiedenes. Die  poHlisch  notwendige  Forderung  eines  konfessionslosen 
„bürgerlichen"  Eherechts  war  mit  der  Forderung  der  Aufhebung  des 
„christlichen"  Eherechts  gleichbedeutend.  War  das,  was  praktisch 
unumgänglich  war,  zugleich  ideal,  insbesondere  vom  Standpunkt  des 
Qu-istentums  aus,  gerechtfertigt? 

In  Wtrkltdikett  war  es  das  Qttistentum  selber,  das  die  Abschaffung 
des  „christlichen^'  Eherechts  forderte.  Der  Lihalt  des  Giristentums  läßt 
sich  nicht  in  irgendwelches  Gesetz,  geschweig^e  denn  in  die  Form  des 
Rechtsgesetzes  fassen.  Das  Wesen  des  Christentums  ist  die  Freiheit  von 
jecflichom  in  Worte  gebrachten  Gesetz,  um  die  GesetzeserfQlIung-  des 
Knechtes  durch  die  freie  Liebestat  des  aus  göttlichem  Geist  wieder- 
geborenen Gotteskiudes  lu  überbieten.  Clu*istentuui  entspringt  dem  Wehen 
des  gotdichen  Geistes,  von  dem  man  nicht  weiß,  von  wannen  er  kommt 
und  wolun  er  iihrt  Das  Christentum  kann  nicht  in  einem  Zwangsgesetz 
ausgedrückt,  noch  durdi  em  Zwang^esetz  verwirklicht  werden:  das 
Christentum  verabscheut  die  erz^nmg-ene  Tat  Kein  Rechtsgesetz  ist 
darum  aus  dem  ('hristcntum  ableitbar.  Denn  alles  Recht  ist  auf  zwangs- 
weise Durciiführung  angelegt  Die  Anforderungen  des  nationalen  Lebens 
sind  der  Verwirklichung  durch  den  Zwang  fähig  und  bedürftig,  damit  das 
Volk  Mdi  in  seinem  Dasein  gegenüber  d<mi  auswärtigen  Feind  und  nach 
innen  gegenüber  dem  Einzelnen  behaupte.  Alles  Recht  ist  darum 
nationales  Recht,  d.  h.  weltliches  Recht,  aus  Gründen  des  irdischen 
Lebens,  des  Volkslebens,  geboren.  Das  Christentum  aber  ist  Vr\ue  Rechts- 
quelle. Seine  Forderungen  sind  der  zwangsweisen  Durchführung  unfähig. 
Christliches  Recht  i.st  ein  Widerspruch  in  sich  selbst  Das  kanonische 
Recht  der  katholischen  Kirche  ist  wider  das  Christentum.  Es  bringt  die 
gesetzliche  Axt  des  katholischen  Quristentums,  d.  h.  seinen  Gegensatz  gegen 
•das  Evangelium  zum  Ausdruck.  Darum  verbrannte  Lutiier  vor  dem  Elster- 
tore zu  Vinttenberg  mit  der  Bannbulle  das  ganze  corpus  juris  canonicL 
Darum  ist  das  kanonische  Recht  auch  von  dem  Gericht  der  Weltgeschichte 
verworfen  worden.  Seit  den  Tagen  der  Reformation  ist  seine  Welt- 
herrschaft gebrochen.  Seine  Nachwirkungen  zwar  sind  noch  lange  hinaus 
fühlbar  gewesen.  Aber  die  geschichtliche  Entwickelung  schreitet  unaufhalt* 
sam  vorwSrts,  ein  Stück  des  „christlichen'*  Rechtes  nach  dem  anderen  zu  zep> 
«toren.  In  den  Forderungen  des  neuzeitlichen  Staatslebens  vollziehen  sich 
zugleich  die  Forderungen  eines  höheren  Gesetzes:  das  Christentum  will 
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seine  Loslösung  von  dem  in  Zwaogsfonn  einhergehenden  Reclit;  Chxistus 
will  nicht  durch  das  Schwert  verteid^  sein. 

Bürgrrlichcs  Auf  dem  Grebiet  des  Eherechts  hat  hier  das  bürgerliche  Gesetzbuch 
EhetMiit.  entscheidende  Werk  getan.    Das  „christliche"  Eherecht  ist  durch 

bürgfprliches  Eherecht  ersetzt  worden.  Die  Ehe  ist  ein  weltlich  Dintr.  Das 
Ehereclit  ist  weltliches  Kherecht.  Seinen  Inhalt  eniptang-t  es  durch  die 
Anforderungen  des  nationalen  Lebens.  Nicht  was  uin  des  Evangeliums 
willen^  sondern  was  um  der  Gesundheit  des  Volkslehens  willen  zu  fordern 
und  nötigenfalls  zwangswdse  durchzusetzen  ist,  soll  und  kann  den  Ibhalt 
des  Eherechts  bilden.   Die  protestantische  Kirche  erkennt  die  staatliche 

Standpunkt  der  Ehcgesctzgebung  an.  Die  katholische  Kirche  aber  fügt  sich  der  Staats- 
""i^*»"^  gesetzgebung  nicht  Sie  behauptet  innerhalb  ihres  Machtkreises  den 
Vorrang-  ihres  kanonischen  Eherechts  und  weist  ihre  Angehörigen  an,  nur 
im  Bereich  des  bürgerlichen  Lebens,  niclil  im  Gewissen  das  staatliche 
Eherecht  als  geltendes  Redit  zu  beachten.  Die  Durchbrtngung  der  eherecht- 
liehen  Abschnitte  des  buigerHchen  Gesetzbuchs  im  Reichstage  hat  darum 
Schwierigkeiten  gemacht   Fast  schien  es,  als  könnte  an  dem  Eherecht 

StMdpirokt  de«  das  ganze  Gesetzeswerk  scheitern.  So  erklären  sicli  einig-e  Zug-eständnisse, 
Gimätec^  katholischen  Zentrumspartei   gemacht   wurden.     Der  Abschnitt 

von  der  Ehe  empfing  die  Überschrift  „Bürgerliche  Ehe".  Der  Standes- 
beamte ist  angewiesen,  bei  der  Eheschließung  die  Eheleute  für  „kraft 
dieses  Gesetzes",  nämlich  kraft  des  bfixgerlii^en  Gesetzbuchs  rechtmafiig 
verbundene  Eheleute  zu  ericlaren.  Danach  könnte  es  so  scheinen,  als 
wenn  es  nach  dem  büigerüchen  Gesetzbuche  noch  eine  andere  Ehe  ala 
die  „bürg-erliche"  Ehe,  nämlich  die  „christliche"  Ehe  des  kanonischen 
Rechtes,  als  ob  es  neben  dem  Eherecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  noch 
ein  anderes  Eherecht,  das  kanonische,  „christliche"  Eherecht  gäbe.  Überdies 
ward  um  der  Katholiken  willen  neben  der  Scheidung  eine  der  katholischen 
dauernden  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ähnliche  „Aufhebung  der  ehe-^ 
liehen  G«meinsciiaft*'  in  das  Gesetzbuch  auigenommen.  Aber  alle  diese 
Zugestandnisse  sind  nur  äußerlicher  Art.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch 
spricht  es  ausdrücklich  aus  (§  15S8I,  daß  nur  „die  kirchlichen  Veq:)flich- 
tutigen  in  Ansehung  der  Khe"  durch  das  Gesetz  „nicht  berührt"  werden. 
Damit  ist  der  Standpunkt  des  Gesetzes  gegenüber  dem  kanonischen  Recht 
klargelegt  Das  kanonische  Recht  ist  kein  Eherecht  Es  ist  lediglich  eine 
innerkirchliche  Ordnung  der  „IdrchHdien  Verpflichtungen  in  Ansehung  der 
£he<*.  Es  hat  keinerlei  Geltung  als  Rechtsgesetz  für  das  Gemeinleben^ 
sondern  nur  die  Geltung  einer  Korperschaftssatzung  für  das  kirchliche 
Leben.  Das  bürgerliche  Eherecht  des  Gesetzbuchs  ist  das  einziehe  Ehe- 
recht, und  die  bürgerliche  I-^he  die  einzige  Ehe  im  Rechtssinn.  Es  gibt 
im  Deutschen  Reiche  kein  „christliches",  sondern  nur  noch  bürgerliches^ 
weltliches,  nationales  Qiecedit 
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II.  Die  Eheschließung.  Sollte  ein  weltliches,  von  der  Gesetzgebuns^ 
der  Kirche  unaV^iän^^ges  Eherecht  geschaffen  werden,  so  war  die  Ein- 
fuhrunj:»'  einer  besonderen  staatlirhpp  EheschließunQ'sform  unumiifängUch. 
Hier  ist  die  deutsche  Reichsgesetzgebung  dem  französischen  Vorbild  gefolji^t. 
Schon  1875,  als  noch  die  Stürme  des  Kulturkamples  in  Preußen  brausten,  obUg««oriicho 
führte  das  Reichspersonenstandsgesetz  ^e  obligatorische  Zivilehe,  d.  h.  die  ^"^'^ 
Eheschliefiung  vor  dem  Standesbeamten  als  die  allein  gültige  Form  für 
das  Zustandekommen  der  Ehe,  in  das  Reichsrecht  dn.  Es  konnte  so 
scheinen,  als  ob  auch  die  obligatorische  Zivilehe  nur  um  des  Kampfes 
gegen  die  katholische  Kirche  willen  zur  Geltung  gelangt  wäre.  Aber  die 
übrigeMi  Kulturkampfgesetze  sind  verweht.  Die  oliligatorische  Zivilehe  ist 
geblieben.  Sie  bedeutete  keinen  Angriß  aut  das  innerkirchliche  Leben 
{das  blieb  viehnehr  „unberiihrt<0>  sondern  die  geschiditlich  und  gründe 
satdich  notwendige  Beireiung  zugleich  der  kirchUchen  Handlung  vom 
staatlichen  Eherecht  und  des  staatlichen  Eheredits  von  d&r  Gesetzgebung 
der  Kirche. 

Es  war  selbstverständlich,  daß  da«i  bürgerliche  Gesetzbuch  die 
obligatorische  Z!\nlehe  übprnahm.  Die  Jihv.  kann  von  Rechts  wegen  nur 
vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  werden.  Die  kircliliche  Trauung 
hat  keine  recfaüldie  Gelttmg  mehr.  Sie  gehört  rechtlicfa  lediglidi  der 
über  die  Gewährung  der  religiösen  Handlung  bestimmenden  innerkirch- 
lichea  Ordnung  an.  Als  die  obligatorische  Zivilehe  eingeführt  werden 
sollte,  ward  auch  von  protestantischer  Seite  starker  Widerstand  geleistet. 
Viele  waren  der  Ansicht,  daß  durch  das  Verschwinden  der  kirchlichen 
Trauung  aus  dem  Eherecht  das  Dasein  der  christlichen  Ehe  gefährdet  sei: 
die  kirchliche  Trauung  sei  die  Form  für  die  Scldießung  der  „cluistlichen 
Ehe***  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  der  Widerstand  aus  einem  Irrtum  hervor* 
ging.  Weder  die  Ehe,  noch  das  Qiristentum  ist  durch  die  Zivilehe 
geschädigt  worden. 

Das  Wesen  der  christlichen  Ehe  beruht  nicht  \n  ircrend welcher  l'omi 
der  Eheschließung,  sondern  ausschließlich  in  der  Art  der  l^heführuag. 
Die  christliche  Ehe  kann  überhaupt  nicht  „geschlossen"  werden  in  dem 
Sinne,  als  ob  irgendwelche  Form  zu  ihrem  Dasein  zu  helfen  imstande 
wäre.  Ihr  Wesen  wurzelt  in  dem  Geist,  der  die  Eh^fatten  erfüllt;  „Christ* 
Uche**  Formen  »nd  ein  Widerspruch  in  sich  selbst  Das  Cliristentum  ab«r 
fordert  geradezu,  daß  niemand  zu  der  von  der  Kirche  dargebotenen 
religiösen  Handlung  durch  das  Recht  gezwimgen  werde.  Selbstverständlich 
ist  es  ein  Bedürfnis  des  Christen,  an  dem  Tage,  der  zu  den  Höhepunkten 
seines  irdischen  Lebens  zählt,  vor  Gottes  Angesicht  zu  treten,  den  Bund 
der  Liebe  unter  Gottes  Wort  zu  stellen.  Aber  das  Wort  Gottes  fyräan 
willige,  gläubige  Herzen.  Es  soll  dem  nicht  au%edrangt  werden,  der  es 
nicht  begehrt  Die  EhesdilieAui^  ist  ein  Rechtsgeschäft,  eine  in  ihrem 
Wesen  rein  weltliche  Handlung.  Es  gebort  sich,  sie  draufien  vorzunehmen, 
vor  der  Kärchentür,  wie  das  noch  im  ganzen  Mittelalter  der  Fall  war. 
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Dann   wird  der  Eheschließung   der  Kirchgang  folgen,  um   den  £he- 

scliließungswillen  noch  einmal  zu  erklären  und  das  Wort  zu  hören,  das 
der  Seele  Nahrung  ist  Aber  der  Weg-  zur  Ehe  soll  nicht  von  Rechts 
wegen  durch  die  Kirche  fuhren.  Die  religiöse  Handlung  ist  von  dem 
ZwajQg  des  Rechts  befreit 


scbeidang«.      HL  Die  Ehescheidung'.  Auch  das  Ehescheidungsrecht  des  bürger* 

liehen  Gesetzbuchs  weist  den  Einfluß  der  neuen  Gedanken  auf.  Zwar  ist 
der  Grundsatz  festgehalten,  daß,  außer  in  schweren  Fällen  der  Geistes- 
krankheit, die  Elia  nur  wegen  Verschuldens  geschieden  werden  kann. 
Aber  der  Gesetzgeber  hat  es  veniiieden,  die  Scheidung  auf  genau 
bestimmte  Verschuldungfsfille  zu  beschränken.  Ehebruch,  Lebensoachstellung, 
böswUUge  Verlassung-  eizeugen  für  den  unsdiuldigen  Teil  sdilechtw^  da« 
Recht  auf  Scheidung  (sog.  absolute  Sdiridungsgründe).  Daneben  aber 
gilt  der  Satz^  daA  Scheidung  in  allen  Fällen  begehrt  werden  kann,  wo 
schwere  Verletzung  der  durch  die  Ehe  begiündetcn  Pflichten  oder  ehr- 
loses, unsittliches  Verhalten  im  gegebeneu  Fall  eine  so  tiefe  Zerrüttung 
des  ehelichen  Lebens  verschuldet  hat,  daß  dem  anderen  Eheteile  die  Fort- 
setzung der  Ehe  nicht  zugemutet  werden  kann  (sog.  relative  Scheidungs- 
grOnde).  Scheidung  ist  also  möglich»  wenn  die  Ehe  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes  gebrochen  ist  Der  unschuldige  TeE  ist  berechtigt,  gegen  den 
schuldigen  (bzw.  gegen  den  schwer  Geisteskranken)  die  Scheidungsklage 
zu  erheben.  Die  Scheidung  erfolgt  durch  gerichtliches  Urteil.  Die  im 
protestantischen  gemeinen  Eherecht  ausgebildete  Scheidung  durch  den 
Landesherrn  und  ebenso  die  nach  kanonischem  Recht  für  die  tatsächlich 
noch  nicht  vollzogene  Ehe  (matrimonium  non  consummatum)  mögliche 
Scheidung  durch  päpsdidien  Dispens  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch beseitigt  wordea 
Aafbebttng  der  Der  scheidungsbercchtigte  Ehegatte  kann  statt  auf  Scheidung  auch 
auf  bloße  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  klagen.  In  dieser  Form 
ist  um  der  Katholiken  Avillen  ein  Seitenstück  zu  der  separatio  perpetua 
des  kanonischen  Rechtes  (der  dauernden  Trennung  von  Tisch  und  Bett) 
in  das  bürgerliche  Recht  au^nommen  worden*  Aber  diese  i^Airfhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft"  ist  dennodi  im  Wesen  von  der  kanonischen 
separatio  verschieden.  Sie  ist  Scheidung,  Aufhebung  des  ehelichen 
Bandes:  die  beiden  Teile  sind  nicht  mehr  miteinander  verheiratet.  Es 
gelten  infolgedessen  Kinder,  welche  die  Frau,  mit  der  die  „eheliche 
Gemeinschaft  aufgehoben"  ist,  jetzt  etwa  von  einem  anderer,  empfingt, 
nicht  mehr  (wie  nach  kanonischem  Recht)  von  Rechts  wegen  als  Kinder 
des  Mannes,  mit  dem  ^  firuher  verheiratet  war.  Aber  die  Scheidung  ist 
keine  endgültige.  Sie  besteht  nur  bis  auf  weiteres:  so  lange»  bis  die 
durch  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  Getrennten  tatsachlich  ihre 
Ehe  wiederherstellen.  Die  Wiederherstellung  der  Ehe  ist  in  jedem  Augen- 
blicke durch  Neubeginn  ehelichen  Gemeinlebens  möglich.   Dann  erlischt 
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die  Wirkung  des  Aufhebungsurteils.  Einer  neuen  Eheschließung  bedarf 
es  nicht  Um  dies«  Möglichkeit  wUlen  besteht  nach  wie  vor  für  beide 
Teile  die  Unmöglichkeit  anderwdtiger  Wiedarvetheiratungf  insofern  wiikt 

die  Aufhebung  der  kanotüschen  separatio  pexpetua  gleich).  Der  Gedanke 
aber,  daß  das  „Band  der  Ehe«  zwischen  denen  rechtlich  fortbestehe,  die 
sich  (gegenseitig  (solange  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
wirksam  ist)  jede  eheliche  Gemeinschaft  zu  verweigern  berechtigt  sind, 
ist  mit  Recht  vom  bürgerlichen  Gesetzbuch  aufgegeben  worden.  So  kann 
demi  auch  nach  bürgerlichem  Redit  im  Falle  der  Aufhebung^  der  ehe- 
Uchen  Gemeinschaft  von  jed^  der  Getrennten  in  jedem  Augenblick  die 
Verwandlui^  des  Aufhebungsurteiles  in  volles  Scheidungsurteil  verlangt 
werden:  dann  ist  die  Möglichkeit  der  Wiederherstellunj^-  der  Ehe  durch 
rein  tatsächlichen  Vorgang  ausgeschlossen  und  steht  jedem  Teile  die 
anderweitige  Wiederverheiratung  frei. 

Die  Scheidungsgründe  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  (kraft  deren  v«rUHai« 
entweder  Scheidung  oder  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  gefbrdert  ^^'^^„^"^ 
werden  kann)  gehen  über  die  sog.  schrif^mäflen  Scheidungsgrfinde  weit  ndt 
hinaus*  Sie  gestatten  dem  richterlichen  Ermessen  einen  ziemlich  freien 
Spielraum.  Mit  Recht.  Christliche  Liebe  trägt  auch  die  zerrüttete  Ehe. 
Aber  die  Anforderungen  christlicher  Sittlichkeit  können  und  sollen  nicht 
vom  Gesetzgeber  erzwungen  werden.  Aus  nationalen  Grründen,  um  der 
Gesundheit  und  Kraft  dra  Familienlebens  willen,  darf  die  Ehe  kein  will- 
kürlich loslidies  Band  seb.  Die  Ehe  muß  als  der  Laune  des  Einzelnen 
überlegene  Macht  zwangsweise  durch  Rechtsgesetz  aufrechteihalten 
werden.  Aber  die  alles  überwindende  Kraft  christlicher  Liebe  auch  bei 
innerlich  gebrochener  Ehe  durch  Rechtsgesetz  fordern  wollen,  ist  wider 
das  Christentum.  Dadurch  wird  keine  christliche  Ehe  geschafiFen.  Im 
Gegenteil,  solche  Unlöslichkeit  ist  die  Befordenmg  des  Ehebruches.  Christ» 
liehe  Ehe  kann  durch  kerne  gesetzUcfae  Einsdiränkung  der  Scheidung 
gemacht  werden.  Nur  die  freie  Tat  hat  chrisdich-sittlichen  Wert  Aus 
religiösen  Gründen  ist  die  Trennung  von  Recht  und  Religion  zu  fordern. 
Dieser  Gedanke  ist  es,  der,  wie  im  Eheschließungsrecht,  so  auch  im  Ehe- 
scheiduogsrecbt  des  büigerlichen  Gesetzbuches  sich  wider^iegelL 

rV.  Ehemännliche  und  ehefräuliche  (iewalt.  Der  Manu  ist  das  Personen  recht- 
Haupt  der  Ehe.  Diesen  Satz  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  aufrecht-  ^'"^iJ^^^'^ 
erhalten.  Er  liegt  in  der  Natur  der  Ehe  begründet  "Oberau  sonst  ist  der 
Geschlechtsunterschied  aus  dem  Gebiet  des  Privatrechts  verschwunden: 
die  Frau  ist  dem  Manne  privatrechtlich  gleichberechtigt  (oben  S.  21).  Die 
Ehe  aber  beruht  auf  dem  Geschlechtsunterschiede.  Das  Wesen  der  Ehe 
ist  die  einander  ergänzende  verschiedene  Lebensbetatigung  und  Stellung 
von  Mann  vind  Frau. 

Der  Mann  hat  die  ehemännUche  Gewalt  Aber  seine  Gewalt  ist  nicht  fata» 
mehr  die  barbarisdie  unbedingte  Gewalt  über  Tod  und  Leben»  über  Frei- 
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heit  und  Besitz  der  Frau,  wie  einst  zur  Zeit  der  Urwälder.  Sie  ist  auch 
nicht  mehr  die  Züchtig"ungfscrewalt,  die  noch  das  Recht  des  Mittelalters 
dem  Manne  wie  über  seine  Kinder  so  über  seine  1-rau  g-ewährte.  Sie  ist 
überhaupt  nicht  mehr  Vormundschaft,  als  ob  die  Frau  unmündig  und  dem 
Mume  nicht  gleichwertig  wäre.  Sie  ist  nur  noch  Entscheidungsgewalt  in 
den  Fragen  der  ehdidien  Lebensgemeinschaft.  Von  Rechts  wegen  steht 
dem  Manne  die  Entscheidung  in  allen  das  gemeinschaftliche  dieiiclhe  Leben 
betreffenden  Angelegenheiten  zu.  Da  bei  Meinungsverschiedenheit  stets 
Stimmens:leichheit  gegeben  ist,  so  muß  Einem  die  für  das  Rechtsgebiet 
maßgebende  Entscheidung  zustehen,  und  dieser  FJne  kann  nur  der  Mann 
sein:  wer  das  Haus  erhält,  der  ist  von  Rechts  wegen  der  Herr  des  Hauses. 

Insoweit  gibt  (tos  büigerUche  Gesetzbuch  nur  disa  Standpunkt  wieder, 
zu  dem  schon  die  voraufgeheode  deutsche  Rechtsentwickelung  seit  d«r 
Aufnahme  des  romischen  Rechtes  gelangt  war.  Das  Neue  im  bürgerlichen 
Gesetzbuch  ist,  daß  der  Entscheidungsgewalt  des  Mannes  Grenzen  gezogen 
sind:  stellt  die  Entscheidung  des  Mannes  sich  als  Mißbrauch  seines  Rechtes 
dar,  so  ist  die  Frau  nicht  folffci^llichtig.  Die  Gehorsamspflicht  der  Frau  ist 
nicht  mehr  die  eines  Kindes,  sondern  die  einer  ebenbürtigen,  gleich  urteils- 
fähigen PersÖnliciikeit  Mit  der  Unterordnung  der  Frau  ist  das  Recitt  zur 
Wahrung  ihrer  Würde  verbunden.    Ja,  der  Geist  der  ehelichen  Liebe 
erscheint  an  dieser  Stelle  in  eigner  Person  auf  dem  Gebiet  des  Rechtes; 
Mißbrauch  der  ehemännlichen  Entscheidungsgewalt  (z.  B»  über  die  Art  der 
Arbeit  oder  sonsti^-en  Lebenshaltung-  der  Frau)  liegt  vor,  wenn  die  Ent- 
scheidung des  Miinnes  nicht  aus  dem  Geist  reehtc^r  elieiicher  Liebe  ge- 
flossen ist.    Die  wahre  eheliclie  Gesinnung  läßt  sich  nicht  erzwingen  —  es 
gibt  darum  keine  Zwangsvollstreckung  gegen  dea  dem  Wesen  ehelicher 
Lebensgemeinschaft  zuwider  handelnden  Ehegatten  — ^  aber  bei  dem 
Mangel  rechter  dielicher  Gesinnung  versagt  die  ehemänoUche  Gewalt. 
Eh^friuuchc        Die  ehemännliche  Gewalt  ist  durch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  ihrer 
Gewalt.     Härten   entkleidet  worden.     Zugleicl)   liat   die    ehcfräuliche   Gewalt  eine 
gewisse  Steigerung  erfahren.    Schon  das  frühere  (hnitsche  Reclit  hatte  die 
chcirauliche  „SchlüsselgewalL"  ausgebildet:  Küche  und  Keller  waren  das 
Mach^pebiet  der  Frau,  zugleich  die  Rechtsgeschäfte,  die  dazu  gehören. 
Das  bürgerliche  Gesetzbuch  gibt  der  Frau  auch  von  Rechts  wegen  nicht 
blofi  Küche  und  Keller,  sondern  die  Leitung  des  gemeinschafUichen  Haus- 
wesens.   Die  Frau  ist  naturgemäß  die  Seele  des  ganzen  Hauswesens. 
Wie  die  Frau,  so  ist  das  Haus.    Die  Srhliisselgewalt  der  Frau  gibt  ihr 
nach  dem  bürgerli*  hen  deset/bucli  Macht  nicht  bloß  über  die  Rechts- 
geschäfte für  Küche  und  Keller,  sondern  überhaupt  über  die  Rechts» 
handluugen  innerhalb  ihres  häuslichen  Wirkungskreises.    Sie  verfügt 
durch  solche  Rechtsgeschäfte  (wenn  sie  z.  B.  Dienstboten  annimmt  oder 
ilmeii  den  Lohn  zahlt)  wirksam  über  das  Vermögen  des  Mannes.    Zwar  ist 
dem  Manne  die  oberste  Entscheidungsgewalt  auch  über  dies  Gebiet  vor- 
behalten.  Er  hat  ein  Verbietungsrecht.  Ja,  er  kann  die  Schlüsselgewalt 


Digitized  by  Google 


D.  Das  FamUieniccht  V.  Eheliches  Güterrecht 


73 


der  Frau  durch  sein  Verbot  alltjfemein  einschränken,  sotrar  ausschließen, 
falls  nicht  in  solclier  Handlung  ein  Mißbrauch  seiner  Gewalt  liegt  (dann 
kann  die  Frau  gegen  dea  Maoo  den  SchuU  des  Vonnundscliaftsgericbtes 
anrufen).  Aber  hier  ist  schon  durch  die  Natur  der  Dinge  dafOr  gescKgt^ 
daA  die  Bäume  des  Mannes  nicht  in  den  UKmmel  wachsen:  innerhalb  des 
Hauswesens  ist  die  Frau  die  geborene  Herrscherin. 

Die  ehemännlicho  Gewalt  ist  auch  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch 
die  Kraft,  in  der  die  Ordnung  der  Ehe  ruht.  Aber  die  ehemänuliche 
Gewalt  ist  durch  das  bürgerliche  Recht  der  Gegenwart  mit  dem  vollen 
Schutze  der  ehefir&uUdien  Persönlichkeit  verbunden  worden. 

V.  Eheliches  Güterrecht  Dem  ehelichen  Grewaltverhaltnis  ent-  ('•uierrcchtlicbo 
sprechend  ist  das  eheliche  Güterrecht  geordnet  Gesetzliches  Gütern 
recht  ist  die  sog.  Verwaltunifsi^-emeinschaft.  Soweit  nicht  bestimmtes  Ver- 
mögen der  Frau  vorbehalten  ist  (Vorbehaltsgut),  hat  der  Mann  die  Ver- 
waltung und  Nutznießung  des  Frauenguts  (in  diesem  Sione  ist  das  Frauen- 
gut  grundsätzlich  „eingebrachtes  Gut««).  Der  Mann  trägt  die  Ehdasten;  als 
Beitrag  zu  den  Ehelasten  sollen  ihm  die  Einkünfte  des  Frauenguts  dienen. 
Die  Frau  ist  von  der  Verfügung  über  ihr  Eingebradites  ausgeschlossen. 
Aber  auch  der  Mann  hat  trotz  seines  Verw^altungsrechts,  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen,  keine  Verfügung  über  (!as  ehefräuliche  Vermögen. 
Grundsätzlich  können  nur  Mann  und  l'rau  gemeinsam  über  das  Ein- 
gebrachte verfügen.  Vor  allem  ist  das  etwa  von  der  Frau  eingebrachte 
Kapital  gegen  Willkür  des  Mannes  gesichert  Der  Mann  ist  rediüich 
verpflichtet,  Geld  der  Frau,  soweit  es  nicht  zur  Bestreitung  von  Ausgaben 
bereit  zu  halten  ist,  in  münddsicherer  Weise  (in  gleicher  Weise  wie  der 
Vormund  mit  Mündelgeld  zu  verfahren  hat)  für  die  Frau,  d.  h.  auf  den 
Namen  der  Frau,  verzinslich  an^ulecfen.  Das  Vermögen  der  Frau  SoU 
gegen  willkürliche  Veräußerung  durch  den  Mann  geschützt  sein. 

Über  vorbehaltenes  Gut  verfügt  die  Frau  allein.  Der  Arbeitserwerb 
der  Frau  ist  gesetzliches  Vorbdialtsgut  Dadurch  wird  insbesondere  die 
Rechtsstellung  der  Frau  in  den  niederen  Ständen  gesichert  Die  Frau 
der  arbeitenden  Klassen  hilft  regelmäßig,  den  Unterhalt  der  Ehe  auf- 
zubringen. Sie  muß  nur  zu  oft  selber  Arbeiterin  sein.  Dem  entspricht 
ihre  srlhständige  gütcrrcchtliche  Stelhmof.  Ihr  Arbeitsverdienst  steht  ihr 
zur  ireiei)  ^"erfugung•.  Sie  hat  um  ihrer  wirtschafllichen  Leistunv»"  willen 
in  bezug  aut  iliren  arbeitsmäiiigeu  Erwerb  gleiche  güterrechtliche  Macht 
wie  der  Mann.  Das  Güterrecht  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  sdiützt  das 
Literesse  der  Froletaiierfrau  geradeso  wie  das  Interesse  der  vermögenden 
Frau  in  den  höheren  Ständen. 

Verpflichtungsgeschäfte  der  Frau  sind  stets  vollgültig.  Xur  daß  der 
Mann,  der  seine  Zustimmuni^f  nicht  erteilte,  die  Schuld  der  Frau  au^^  dem 
eing:ebrachten  Gute  nicht  zu  zahlen  braucht.  Das  Vorbehaltsgut  der  Frau 
aber  hattet  unbeschränkt,  und  nach  Auilüsung  der  Ehe  kanu  der  Gläup 
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biger  der  Frau  schlechtweg  das  gesamte  Frauengut  in  Anspruch  nehmen. 
Denn  auch  die  auf  Vertrag  der  Frau  beruhende  Schuld  ist  gütige  Schuld. 
Die  Geschiftsfahigkeit  der  Frau  wird  durcli  die  "Ehe  nicht  vermiiidert 
Der  Mann  ist  nicht  der  Voimiud  seiner  Frau.  Auch  die  veiheiratete 
Frau  beätzt  nach  heutigem  Recht  die  privatrechtUcbe  Freiheit  «nee 
Mündigen. 

BmmiMc«-  Durch  Fhevcrtrag'  können  die  Ehegatten,  sei  es  vor,  sei  es  nach  der 
Ehe  das  gesetzliche  Güterrecht  ausschließen  und  entweder  vollkommene 
Gütertrennung,  oder  aber  Gütergemeinschaft,  sei  es  allgemeine  Güter- 
gemeinschaft, sei  es  bloße  Enungensdiaftsgemeinsdiaft  bzw.Fahmisgemeini» 
Schaft,  begründen.  I>as  Interesse  des  Verkehrs,  insbesondere  der  Glaubiger 
des  Mannes,  wird  durch  die  Rechtssätze  vom  Güterrechtsregister  g^ 
schützt:  ehevertragsmäßige  Andenmgen  des  Güterstandes  wirken  zu  Lasten 
gutgläubiger  (unwissender)  Dritter  nur,  wenn  sie  in  das  Guterrechtsregister 
des  zuständigen  Amtsgerichts  eingetragen  sind. 


zbdiciM  VL  Die  elterliche  Gewalt    Das  eheliche  Kind  steht  unter  der 

id  anebeli 
Kioder. 


anebeliche  elterlichen  Gewalt,  zunächst  des  Vaters.  Das  uneheliche  Kind  hat  fomilien- 


rechtlich  keinen  Vater.  Es  gehört  der  Familie  seiner  Mutter  an.  Der 
außerehelichen  Mutter  aber  ist  keine  elterliche  Gewalt  zuständig.  So  ist 
das  unehehche  Kind  von  vornherein  unter  Vormundschaft.  Die  Fürsorge 
eines  Vormunds  erscheint  für  das  uneheliche  Kind  als  das  Bessere. 

Die  imehelichen  Kinder  sind  die  Schmerzenskinder  der  Nation.  Ihr 
Vorhandensein  ist  das  Symptmn  sittlicher  und  sozialer  Schäden  des  VoUcs- 
ifitteiaitcriichMlebens.  Das  mittelalterliche  deutsche  Recht  brachte,  und  zwar  insbeson- 
dere  in  seiner  spateren,  durch  den  Einfluß  der  Kirche  bestimmten  Entwicke- 
lung,  die  Mißbilligung  der  unehelichen  Geburt  durch  harte  Rechtssätze 
gegen  das  uneheliche  Kind  zum  Ausdruck.  Der  unehelich  Geborene 
war  „rechtlos",  d.  h.  ehrlos.  Er  entbehrte  der  Persönlichkeitsrechte,  d.  h. 
der  bürgerlichen  ]Qirenrechte  (zu  denen  auch  Buße  und  Weigeld  ge- 
hörten). Er  konnte  kein  dffentlidies  Amt  bekldden,  noch  als  Zunfi^nosse 
ein  „ehrliches**  Handwerk  üben.  Ja,  er  entbehrte  der  Familie.  Er  hatte 
rechtlich  weder  Vater  noch  Mutter,  war  mit  niemandem  verwandt  Er 
war  ein  sippeloser,  elender,  von  der  Gesellschaft  ausgestoßener  Mensch 
und  fiel,  gleich  anderen  Hilflosen  (zu  denen  das  spätere  mittelalterliche 
Recht  z.  B.  auch  die  Juden  rechnete),  unter  die  königliche  „Vormundschaft'^ 
Aber  6jbt  Konig  plicgte  dch  des  Bastards  erat  zu  «rinnem,  wenn  er  (dme 
Hinterlassung  von  dielichen  Kindern  (gültig  heiraten  konnte  er)  gestorben 
war:  die  Erbschaft  des  kinderlosen  Unehelicfaen  fid  als  freies  Gut  (Ver- 
wandte waren  nicht  da)  in  die  koniglidie  Gewalt  (sog.  Bastardsrecht), 
des  Die  entscheidende  Wendung"  zur  Besserung-  ging  hier  durch  die  Aufnahme 
des  römischen  Rechtes  vor  sich.  Seit  dem  i6.  Jahrhundert  galt  der  Un- 
eheliche (dem  römischen  Recht  entsprechend)  als  zur  Familie  der  Mutter 
g^örig:  nüt  seiner  Mutter  und  deren  FamÜte  ist  er  ebenw  verwandt 
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(auch  für  den  Anspruch  auf  Unterhalt)  wir  das  eheliche  Kind.  Aber 
dem  außerehelichen  Vater  g'eg'enüber  hat  er  keine  Kindesrechtc,  soa- 
dern  nur  einen  beschränkten  (lediglich  auf  das  Notdürftige  gehenden) 
Unterhaltsanspruch,  wie  umgekehrt  der  außereheliche  Vater  über  ihn 
keine  Vateiredtte  hat  So  das  seit  Aufnahme  des  rdmisdien  ICedites 
amgeinldete  gemeine  deutsche  Recht  Die  neuere  Landesgeaetzgehui^Neu«e  umdM. 
hat  einerseits  dem  unehelichen  Kinde  jeden  Unterhaltsanspruch  gegen  ««»«»■•'~»»- 
seinen  F.rzeug-er  versagt  (so  das  französische  Recht:  la  recherche  de  la 
patemite  est  intcrdite);  andererseits  die  Rechte  des  Unehelichen  auf  Unter- 
halt und  Erbschaft  seines  Erzeugers  gesteigert  (so  das  preußische  Laud- 
re<dit).  Das  bürgerliche  (xesetzbuch  hat  hier  im  wesentlichen  den  Stand-  BürgwUebw 
pttnkt  des  gemeinen  Redites  festgehalten.  Es  gibt  dem  undielichen 
Kinde  g^fen  seinen  Val»r  (mit  dem  es  femtlienredbitlidi  nicht  verwandt 
ist)  lediglich  einen  beschränkten  Unterhaltsanspruch:  nur  his  zum  voll- 
endeten i6.  Jahre,  aber  nicht  bloß  auf  den  notdürftigen,  sondern  auf  den 
der  Lebensstellung  der  Mutter  entsprechenden  Unterhalt,  und  zwar  nach 
Art  nicht  bloß  (wie  beim  ehelichen  Kinde)  eines  personenrechtlicheu, 
sondern  eines  schiddrechtlidien  (aux^  den  Exb«i  des  Erzeugers  treffenden, 
von  der  BedSrft^k^t  des  Berecht^en  und  der  Leistungsfähigkeit  des 
Verpflichteten  unabhängigen)  Anqnuchs.  Das  uneheliche  Kind  ist,  anders 
als  das  eheliche,  in  bezug  auf  den  Unterhalt  ein  Gläubiger  seines 
Vaters.  Allerdings  aber  ist  der  ganze  Unterhaltsanspruch  des  Unehelichen 
durch  den  (im  gemeinen  Recht  streitigen,  vom  bürgerlichen  Gesetzbuch 
aber  jetzt  aufgenommenen)  Rechtssatz  gefährdet,  daß  der  außereheliche 
Erzeuger  die  Tatsache,  daß  audi  tin  anderer  wahrend  der  Empföngnis- 
zeit  der  Mutter  beiwohnt  habe  (sog.  exc^tio  plurium),  geltcmd  roadien 
kann:  er  ist  dann  von  jeder  Unterhaltspflicht  frei  Neben  dem  Uuf 
ehelichen  selber  hat  auch  die  Mutter  gewisse  Rechte  gegen  den  Erzeuger: 
auf  die  Kosten  der  Entbindung  und  die  Kosten  des  Unterhalts  für  die 
ersten  sechs  Wochen  nach  der  Entbindung. 

Die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  die  Unehelichen 
sind  scharf  angegriffen  worden.  Man  hat  sie  fOr  unsozial  ert^rt:  die 
Zurücksetzung  des  un^elichen  Kindes  gegenüber  dem  ehdichen  bedeute 
zi^letch  eine  Zurücksetzung  der  besitzlosen  Klassen  gtgenSbee  den  be- 
sitzenden. Der  Angriff  geht  von  der  irrigen  Voraussetzung  aus,  ab  ob 
der  außereheliche  Vater  für  den  Regelfall  in  den  Reihen  der  besitzenden 
Klassen  711  suchen  wäre.  Man  kann  aber  von  dieser  tatsächlichen  Frage 
vollständig  absehen.  Gegen  die  Zulassung  der  exceptio  plurium  würde 
man  im  Interesse  des  Unehelichen  Bedenken  haben  kdnnon.  Im  übrigen 
aber  ist  das  Redhit  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  zweifellos  sachlidi  ge> 
recht  Gleichstellung  der  tmehelidien  Kinder  mit  den  ehelichen,  auch 
die  halbe  Gleichstellung,  die  das  preußische  T.andrecht  bestimmt  hatte, 
ist  ungerecht  gegen  die  Ehe,  ebenso  wie  umgekehrt  das  franzu'^ische 
Recht    mit    seiner    unbedingten  Versagung    des  Unterhaltsanspruchs 
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gegen  den  Erzeuger  ungerecht  ist  gegea  das  ttneheliche  Kind  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  geht,  mit  dem  früheren  gemeinen  Recht,  den 
richtigen  Mittelweg.  Für  das  uneheliche  Kind  ist  ^esorss'-t.  Das  fordert 
der  soziale  Gedanke:  das  Kind  soll  nicht,  wie  einst  im  Mittelalter,  ge- 
straft weiden  für  die  Sünde  seiner  Eltern.  Aber  für  das  uneheliclie  Kind 
kann  nicht  in  gleicher  Weise  gesorgt  werden  wie  für  das  eheliche.  Für 
die  Schäden,  die  in  dem  Dasein  unehelicher  Kinder  zum  Ausdruck 
kommen,  kann  nicht  die  Gestaltung  des  bürgerlichen  Rechts  das  H«l- 
mittel  sein:  das  PrivatreclU  vermag  nicht  anders  als  die  Ehe  gegen  un- 
eheliche Kinder  zu  verteidigen.  Die  Aufijfabon,  die  hier  durch  das 
Dasein  unehelicher  Kinder  gestellt  sind,  fallen  in  das  Gebiet  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung,  der  Gesetzgebung,  die  überhaupt  der  Hebung 
der  niederen  Klassen  zu  dienen  bestimmt  ist  Die  volle  Gewährung 
des  Koalitionsrechts,  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit 
der  Schutz  der  Heimarbeiter  und  Heimarbeiterinnen  gegen  Ausbeuttmg, 
die  Einschränkung  der  Bodenspekulation,  überhaupt  alle  die  Maßregeln, 
welche  um  der  wirtschaftlichen  Emporentwickelung  der  niederen  Klasse 
willen  notwendig  sind,  das  sind  die  Wege,  die  zur  Minderung  wie  der 
Prostitution  so  auch  der  Ursachen  führen,  die  an  dem  Dasein  unehelicher 
Kinder  und  ihres  Elends  schuldig  sind.  Allerdings,  allein  damit  bt  das 
Werk  noch  nicht  getan.  Die  Entscheidung  liegt  in  der  sittlichen  Efflt- 
wickelung,  deren  letzte  Quelle  in  der  Kraft  des  religiösen  Lebens  wurzelt. 
Aber  beides,  das  Wirtschaftliche  und  das  Sittliche,  hängt  untrennbar  mit- 
cinaiuler  zusammen.  Irdischer  Sonnenschein  gesteiq'ertcn  wirtschaftlichen 
Daseins  wirkt  weckend  auch  auf  deu  sittlich -religiösen  Geist  Das  ist 
das  höchste  Ziel  aller  sozialpolitischer  Gesetzgebung,  das  auch  für  die 
Frage  der  Unehelichen  von  beherrschender  Bedeutung  ist:  Wirtschaft 
liehe  Hebung,  damit  sittliche  Kraft  gewonnen  werde! 

Die  elterliche  Gewalt  über  das  eheliche  Kind  schließt  die  Erziehungs- 
gewalt  und  die  Vertretungsgewalt  in  sich.  Sie  macht  zum  gesetzlichen 
Vertreter  des  Kindes,  d.  h.  sie  bedeutet  die  Kutschoidungsgewalt  über  die 
Angelegenheiten  des  Kindes.  Das  Kind  ist  der  ellerlicheu  Gewalt  Untertan. 

Solauge  der  Vater  lebt,  hat  er,  und  zwar  er  allein,  die  elterlidie  Ge- 
walt Die  Mutter  nimmt  während  der  Dauer  der  Ehe  nur  neben  dem  Vater 
und  in  Unterordnung  unter  den  Vater  (dessen  Stimme  bei  MeinungS* 
Verschiedenheit  entscheidet)  Anteil  an  der  Erziehungsgewalt;  Vertretungs- 
gewalt i.st  ihr  nur  ^-eqeben,  wenn  imd  solange  der  Vater  an  der  Ausübung 
der  elterlichen  Gewalt  verlüudert  ist.  Wenn  aber  der  Vater  stirbt,  so  geht 
die  volle  elterliche  Gewalt  auf  die  Mutter  über,  —  eine  wichtige  Neuerung 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Nach  bisherigem  Recht  gab  es,  ebenso 
wie  nach  römischem  Recht,  in  Deutschland  nur  eine  väterliche  Gewalt 
Die  Mutter  erschien  als  dr  r  elterlichen  Gewalt  unfähig.  Starb  der  Vater, 
so  mußte  für  die  minderjährigen  Kinder  Vormundschaft  angeordnet  werden. 
Das  ist  nun  anders  geworden.   Ist  eine  Mutter  da,  so  wird  ketnVormimd 
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mehr  bestellt.  Auf  die  Mutttr  geht  mit  der  Erziehungsg-ewalt  zug-leich 
die  Vertretungsgewalt  über;  sie  ist  nunmehr  die  gesetzliche  Vertreterin 
ihrer  Kinder.  Nur  ausoabmswelse  tritt  eine  Beschiiokung  der  tnütterliclieD 
Gewalt  dufich  Bestellung  eines  Beistands  ein,  der  sie  bei  Ausübung-  der 
mütterlichen  Gewalt  zu  untcrstfitsen  und  zugleich  zu  überwachen  hat.  Die 
elterliche  Gewalt  der  Mutter  erlischt,  sobald  sie  sich  wieder  verheiratet 
GTrund-^ätzlich  aber  ist  die  Mutter  zur  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
ebenso  beflihigt,  wie  der  Vater.  Die  Frau  erscheint  im  Recht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  auch  an  dieser  Stelle  als  ebenso  stark  und  ebenso 
Uttg  wie  der  Mann. 

Wie  die  Stellung  der  Mutter,  so  hat  auch  die  Rechtslage  der  Kinder  r>.n.,rr 
durch  das  bürgerltdie  Gesetzbuch  eine  Änderung  erfahren.  Nach  bis> 
herigem  Recht  dauerte  die  väterliche  Gewalt,  solange  das  Kind  im  väter- 
lichen Haushalt  lebte.  Auch  das  qroßjnhric^e  Kind  blieb  wahrend  der 
Dauer  seiner  Hausangehörigkeit  der  väterlichen  Gewalt  unterworfen.  Erst 
wenn  die  Tochter  heiratete  oder  der  Sohn  sich  wirtschaftlich  selbständig 
machte,  endigte  die  väterliche  Gewalt  Anders  nach  dem  bürgerlichen 
Gesetzbucfae.  Die  ^terliche  Gewalt  des  Vaters  wie  der  Mutter  endigt 
gleich  der  Vormundschaft  mit  der  Großjährigkeit  des  Kindes,  auch  wenn 
die  Hausane^ehöritfkf'it  fortdauert.  Die  elterUche  Ge  walt  ist  der  Vormund- 
schaft ang-enähert  worden.  Auch  durin,  daß  dem  Vorniuiidschaftsgericht 
eine  gewisse  Einflußnahme  auf  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt  ein- 
geräumt ist  Die  Gewalt  des  Hausherrn  ist  zugunsten  der  rechtlichen 
Freiheit  seiner  Hausgenossen  geschmälert  worden.  Die  elterliche  Gcewalt 
dauert  nur  noch,  solange  sie  durch  die  Unmündigkmt,  d.  h.  durdi  ein 
Schutzbedürfnis  des  Kindes  gefordert  ist 

Mit  der  elterlichen  Gewalt  ist  die  elterliche  Xutznießuncf  verbunden.  KitcrUthu 
Hat  das  Kind  Vermögen,  z,  B.  infolge  Krbgangs,  so  fallt  der  hlrtrag  des  ^"'="""^*'"'8- 
Kindesguts  als  Beisteuer  zu  den  Lasten  des  Haushalts  dem  Vater  bzw. 
der  Mutter  zu.  Auch  der  Mutter  ist  mit  der  elterlichen  Gewalt  (nach  dem 
Tode  des  Vaters)  die  elterU^e  Nutznießung  zustandig.  Freies,  d.  h.  von 
der  dterlichen  Nutznießung  befreites  Kindesgut  ist  in  der  Hauptsache 
nur  der  sdbständige  Arbeitserwerb  des  Kindes. 


VII.  Vormundschaft.  Vormundschaft  tritt  ein,  wenn  es  an  der  wweo  der 
elterlichen  Gewalt  mangelt,  vornehmlich  also  für  das  elternlose  und  das  ^"^""""^•^ 
uneheliche  mindeijährige  Kind.  AiKih  für  den  entmündigten  Großjährigen 
wird  ein  Vormund  bestellt  Der  Vormund  ist  der  gesetzliche  Vertreter 
seines  Mündels.  Mit  der  Vertrtöung^ewalt  ist  ihm  fiber  den  erziehungs- 
bedürftigen Mündel  (das  minderjährige  Kind)  die  Erziehungsgewalt  zu- 
ständig. Das  Vermögen  des  Mündels  verwaltet  der  Vormund  für  Rech- 
nung des  Mündels;  eine  vormundschaftliche  Nutznießung  gibt  es  nicht 

Die  .A^usübung  der  vormundschaftlichen  Gewalt  steht  unter  stark  ent- 
wickelter AuGsicht  nnd  lifitwiikung  des  Vormnndschaftsgerichts. 
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Dtonm  Attdk  eine  Frau  kann  zum  Vormund  bestellt  werden.  Sie,  die  einst 
ab  Vor«»«.       Vormundsdiaft  bedurfte,  kann  jetzt  selber  V<Mrmund  sein.   Ja  es  ist 

möglich,  daB  die  Ehefrau  zum  Vormund  über  ihren  (entmündigten)  Mann 
bestellt  wird.    Die  Frau  der  Gegenwart  ist  nach  dem  Recht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  nicht  bloß  vermögensrechtlich,  sondern  auch  £umlien> 
rechtlich  der  gleichen  Rechte  tahig  wie  der  Mann. 
Ober-  Das  Vormundschaftsgericht  (das  zuständige  Amtsgericht)  ist  das  Organ 

des  Staates  für  «Ue  Ausfibungf  seiner  Obervormundsdiaft.  Die  Obarrormund- 
schaft  war  ursprunglich  Aufsicht  des  Staates  über  den  Vormund.  Durch 
das  bürgerlic^  ^resetzbuch  ist  der  Inhalt  der  obervormundschaftlichen 
Gnwalt  wrsentlich  erweitert  worden.  Die  Obrrvormundschaft  bedeutet 
heute  auch  ein  gewisses  Maß  von  Aufsichtsgewalt  über  die  Ausübung 
ob«r-  der  elterlichen,  ja  der  ehcmäunlichcn  Gewalt  Es  ist  schon  bemerkt  worden, 
daß  die  Frau,  der  der  Mann  in  Mißbrauch  seiner  Gewalt  die  Schlüssel- 
£fewalt  beschränkt  oder  entzieht,  das  Vormundschaftsgericht  anzurufen 
berechtigt  ist:  die  Obervormundschaft  setrt  ne  wieder  in  ihre  vollen 
ehefräuHchcn  Rechte  ein.  Geht  umgekehrt  die  Frau  ein  Rechtsverhältms 
ein,  durch  das  sie  sich  zu  persönlicher  Arbeitsleistung,  z.  B.  als  Handlung«?- 
gehilfin,  einem  anderen  verpflichtet  (das  kann  sie  ohne  Zustimmvuig 
iiires  Mannes,  denn  sie  ist  voll  verptiichtungsiahig),  so  kann  der  Mann, 
der  nicht  zugestimmt  hatte,  vom  Vorroundschaftsgericht,  d.  h.  von  der  Ober- 
vormundschaft die  Ermächtigung  zur  Kündigung  des  Rechtsverhältnisses 
erwiricen.  Andere  Fälle  obervormundschaftItcher  Entscheidung  begegnen 
im  ehelichen  Güterrecht 

Vater  und  \!utter  als  Träger  der  eUerlichen  Gewalt  sind  nach  dem 


■dwMkbB    bürgerlichen  (.losetzbuche  in  ähnlicher  Weise  wie  ein  Vormund  der  ober- 

Aufncht  >n  er  ° 

EUeirt      vormundschaltiichen   Aufsicht  bzw.  Mitwirkung   unterworfen.  Natürlich 
udVamiiMimr.  g^j^^Q  die  obervoimundschafilichen  Rechte  den  Eltern  gegenüber  mcbt 
so  weit  wie  gegenüber  dem  Vormunde.  Aber  die  elterliche  Gewalt  über 
die  Kinder  ist  doch  einer  bloB  vormundschaftlichett  Gewalt  angenähert 
worden. 

SehM  Es  versteht  sich  von  selber,  daß  die  obervormund schaftliche  Gewalt 

dirKiider.  Vormundschaftsrichtcrs  dem  Schutze  der  Kinder  gegen  Mißbrauch 

der  elterlichen  und  der  vormundschattlichen  Gewalt  zu  dienen  bestimmt 
ist  Es  handelt  Mch  einerseits  um  den  Schutz  des  V^mOgens:  gendsse 
Verwaltungshandlungen  über  das  Kindesgut  bedürfen  der  obervormund- 
schaftlichen Genehmigung.  Das  andere  ist  der  Schutz  der  Person  des 
Kindes.  Die  Obervormundschaft  ist  berechtigt,  unmittelbar  in  die  Erziehung 
des  Kindes  einzugreifen.  Dem  Vormund  kann  die  Erziehung  des  Kindes 
entzogen  werden,  wenn  das  Vormundschaftsgericht  nach  pthchtniaßii^cm 
Hrmesseii  es  für  notwendig  erachtet;  selbst  den  Eitern  kann  die  Erziehungs- 
gewalt genommen  werden,  wenn  das  geistige  oder  leibliche  Wohl  des 
Kindes  in  den  Händen  der  Eltern  als  gefährdet  erscheint  In  soldien 
Fällen  ordnet  das  Vormundsdiaftsgericht  statt  der  elterlichen  bzw.  vor- 
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mundschafUichen  Erzichuncr  5' wangsweise  die  Erziehung  des  Kindes  in  z«Mgf 
einer  gfeeigneten  Familie  oder  in  einer  Erziehung'sanstalt  oder  Besserungs- 
anstalt  an  (Zwangserziehung,  Fürsorgeerziehung).    Die  Vorschriften  des 
bfixgerlidieii  Gesetebudis  fiadm  an  dieser  Stdle  ibre  Etganzung  durdi 
die  FünozgeerEiehusgsgesetze  der  Landesrechte:  die  zwangsweise  Furs(Hrge-  nnoiv^ 
erdehung  darf  aber  von  dem  Vormimdschafbsgcricht  nur  angeordnet  werden,  ^^jjj^f 
•\renn  sie  zur  Verhütung"  des  völlig-en  ??ittlichen  Verderbens  notwendig-  ist. 
Den  Hintergrund  dieser  Rechtssätze  bildet  das  soziale  Elend  unserer  Groß- 
städte.   Überall  aber  ist  unsere  Gesetzgebung  am  Werke,  Luft  und  Licht 
zu  bringen.  Auch  das  bürgerliche  Recht  hat  seinen  Anteil  an  der  großen 
Arbeit:  den  RechtssStEen  von  der  ehemännlichen,  der  elterlidien,  der  vcT' 
mnndschaftlichea  Gewalt  tritt  der  Sdiutz  der  Frau,  der  Sdiutz  des  Kindes 
ansgleicbend  an  die  Seite. 


E.  Daa  Erbrecht. 

L  Die  Erbfolge.  lifit  dem  Tode  endigt  die  Rechtsfähigkeit  der 
Person.  Die  personenrediüidien  Rechte  gdien  unter.  Die  Vermögens- 
rechtsreihältnisse  aber  bleiben.  Es  tritt  der  Übefgang  des  erblasserischen 

Vermögens  auf  den  Erben  ein. 

In  Anschluß  an  das  römische  Recht  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch, 
ebenso  wie  das  schon  bisher  geltende  Recht,  den  Grundgedanken  der 
Gesamtnachfolge  (Universalsukzession)  durchgeführt  Der  Erbe  tritt  in  \Yc»ea 
das  Ganze  des  erblasserischen  Vermögens  ein.  Auf  ihn  geht  das  Ver-  ^  SACeiig«. 
mögen  mit  den  Schulden  als  Einheit  über.  Der  Erbe  ist  nunmehr 
der  Eigentümer,  aber  er  haftet  zugleich  für  die  Schulden  des  Erblassers. 
Das  Interesse  der  Gläubiger  beherrscht  das  Erbrecht  Um  der  Schulden 
willen  erwirbt  der  Erbe  das  Vermog-en  als  Ganzes,  d.  h.  mit  Einschluß 
der  Schulden.  Seinen  Gläubigern  lebt  der  Erblasser  fort  in  der  Person 
des  Erben.  Aber  der  Erbe  haftet  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
grundsatdich  nur  beschrankti  d.  h.  nur  mit  dem  NacUafl,  nicht  mit  dem 
eigenen  Vermögen.  Durch  Ausantwortung  des  Nachlasses  kann  er  von 
den  Ansprüchen  der  Nachlaßgläubiger  «ch  befreien.  Die  regelmäßige 
Form  für  die  Befreiung  des  Erben  von  unbeschränkter  persönlicher  Schuld- 
haftung ist  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  die  Herbeifuhning-  der 
Nachlaßvervvaltung  bzw.  des  Nachlaßkonkurses.  Sie  dient  der  Befriedigung 
der  Gläubiger  und  der  Ausantwortung  des  (etwaigen)  Restes  an  den 
Erben. 

Erben  sind  an  erster  Stelle  die  Kinder  und  Kindeskinder  des  Erb- BirbfaigaOTte«nf. 
lassers,  dann  seine  Eltern  und  Gesdiwister  und  deren  Kinder,  an  dritter 

Stelle  seine  Großeltern  bzw.  deren  Abkömmlinge  (Onkel,  Tanten, 
Vettern  usw.),  an  vierter  Stelle  die  Urgroßeltern  und  ihre  Deszendenz  usf. 
Für  die  Erbfolge  ist  die  Verwandtschaft  nach  Deszendentengruppen  (sog. 
Linien,  Parentelen,  Ordnungen)  gegliedert    Mit  den  Yerwaadtea  aber  ist 
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der  Khcq-atte  orbfolg-pbfrrchtijTi:.  Nr'ben  Kindern  nimmt  er  ein  Viertel, 
neben  Kitern,  Geschwistern  und  Geschwisterkindern,  auch  neben  Großehern 
nimmt  er  die  Hälfte  der  Erbschaft;  fernere  Verwandte  schließt  er  aus, 
so  da6  ihm  allein  der  ganze  Nachlafi  zufallt  Eine  Verwandtsdiaftsgreoze 
hat  das  büxgexliche  Gesetzbudi  für  die  Erbfolge  nicht  au^estellt  Ist 
kein  Ehegatte  da,  so  kann  auch  der  entfernteste  Verwandte  &hrecht 
geltend  machen.  Nur  wenn  weder  ein  Elucfatte  nochf  itgendwdche 
Verwandte  da  sind,  tritt  der  Staat  (der  Fiskus)  als  Erbe  ein. 

Erbrecht         II.   Verfügung   von  Todes  wegen.     Das  Erbrecht  der  Ver- 
4er  f»am.  sandten  und  des  Ehegatten  bedeutet  das  Anrecht  der  Familie  auf  das 
Vermögen.  Es  beruht  gesdiichtlich  auf  der  Verroogensgemeinschaft  des 

Erblassers  mit  seinen  Hausgenossen  (ja  einstmals  mit  allen  Sippegenossen}, 
auf  der  Tatsache,  daß  der  Erblasser  nicht  freier  Eigentümer  seines  Ver- 
mögens war.  Selbst  das  Erbrecht  des  Staats  hat  seinen  geschichtlichen 
Hintergrund  in  einem  gleichen  Rechtsgedanken:  in  der  urzeitlichen  Ver- 
mögensgemeinschaft  aller  Volksgenossen,  aus  der  erst  durch  Aufteilung 
das  Eigentum  der  Sippe,  dann  des  Hauses,  dann  des  Einzelnen  hervor- 
gegangen ist 

Eine  langsam  aufsteigende  Entwickelung  hat  das  freie  Eigentum  des 
Erbv«itra«.  Einzelnen  aus  ursprünglichem  Gesamteigentum  hervorgebracht  Der 
Schlußstein  in  dieser  Entwickelung  ist  die  Ausbilduncf  der  Verfügung  von 
Todes  wegen.  Sie  bedurfte  noch  während  des  gan/cn  Mittelalters,  sobald 
über  den  Nachlaß  als  solchen  verfügt  werden  sollte,  der  obrigkeitlichen 
Mitwirkung,  der  Errichtung  vor  Gericht,  in  den  Städten  vor  dem  Rat 
(daraus  sind  die  öffentlichen  Testamentsformen  der  Gegenwart  ent- 
sprungen). Die  Mitwirkung  der  Obrigkeit  bedeutete  nach  mittelalterlichem 
Recht  die  obrigkeitliche  Genehmigung.  Erst  durch  die  Aufnahme  de.s 
römischen  Rechts  ist  das  freie  Testament  aufyekonnnen ,  und  die  Er- 
richtung vor  der  Obrigkeit  zu  einer  bloßen  Form,  der  öffentlichen 
iestamentsform,  geworden.  Neben  dem  römischen  Testament,  das  ein- 
seitig allein  vom  Erblasser  enichtet  wird,  ist  im  Anschluß  an  deutsch- 
mitt^lterUdhies  Recht  der  Erbvertrag  anerkannt  worden,  d.  h.  eine  ver- 
tragsmäfiig  den  Erblasser  bindende  Verfugung  von  Todes  wegen  (Erbes- 
einsetriincf,  Vermächtnis,  Auflage). 

So  hat  denn  aucli  das  Ijürpferliche  Gesetzbuch  beides  nebeneinander: 
das  Testament  als  die  einseitige,  frei  widerrufliche,  den  Erb  vertrag  als 
die  vertragsmäßige,  unwiderrufliche  Verfügung  von  Todes  wegeo. 

Das  Neue  im  büxgerlichen  Gesetzbuch  ist  die  volle  Durchführung  der 
Verfugungsfreiheit  des  Erblassers  über  seinen  Nachlaß.  Das  spricht  sich 
vornehmlich  einerseits  in  der  Einfuhrung  des  eigenhändigen  Testaments» 
andererseits  in  der  Gestaltung-  des  Pflichtteilsrechtes  aus. 
ügonhiuidigtj         Das  eigenhändige  Testament  stammt  aus  dem  französisclien  Recht 
Teitaac«.  hatte  schon  vor  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  in  dem  Gebiet  des 
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Code  civil  (dem  linksrheinischen  Deutschland)  Creltung.  Durch  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  ist  es  für  ganz  Deutschland  Rechtens  geworden. 
Es  bedarf  zn  seiner  Fonn  nur  eines  ^genbändig  gesdiriebenen  und  unteiv 
scfariebenen,  mit  Orts-  und  Zeitdatom  veisehenea  Au&atzes  des  Erblassefs. 
Es  ist  die  denkbar  freieste  und  leichteste  und  zugleich  die  billigste,  jeder- 
mann aus  dem  Volke  zugängliche  Testamentsform.  Es  hat  die  gleiche 
Kraft  wie  das  öflFentlich  (vor  einem  Richter  oder  einem  Notar)  errichtete 
Testament.  Es  emiüg-licht  dem  Erblasser,  jederzeit  ohne  Umstände  und 
ohne  daß  jemand  davon  erfahrt,  letztwüUge  Vertüg^uiigeu  zu  treffeo. 

Das  Pflichtteilsredit  bedeutet  den  Rechtsschutz  der  nächsten  An- 
gdiorigen  gegen  eine  sie  von  der  Erbfolge  ausscUieftende  Verfügung  des 
Erblassers.  Pflichtteilsrecht  ist  nach  dem  bfiigerlichen  Gresetzbuche  den 
Kindern  (bzw.  Kindeskindern)  und  dem  Ehegatten,  sowie  den  Eltern  des 
Erblassers  zuständig-.  Das  Pflichtteilsrecht  bedeutet  die  Sicheruncf  eines 
gewissen  Anrechts  des  Khegatton  (der  Frau)  und  insbesondere  ein  gewisses 
Maß  der  Gleichbehandlung  der  Geschwister  (ein  bürgerliches  Prinzip). 
Aber  das  Pfltditteüsrecfat  äußert  sich  nadi  dem  bibgerttchen  Gesetzbuche 
nur  no<di  durdt  Erzeugung  des  Ffiichtteilsanspruchs,  d.  h.  eines  Foideningv 
rechts  gegen  den  eingesetzten  Erben  auf  die  Hälfte  des  Werts  des  dem 
Pflichtteilsberechtigten  geset/.licli  gebührenden  Erbteils.  Der  Pflichtteils- 
anspruch ist  als  bloßer  (xeldanspruch  gestaltet  Ein  Noterbrecht,  wie  es 
nach  römischem  und  ebenso  auch  nach  bisherigem  deutschen  Recht  den 
nächsten  Angehörigen  zuständig  sein  konnte  mit  der  Wirkung,  daß  die 
vom  Erblasser  verfugte  Erbfolge  zugunsten  des  Noterbberechtigten  hin- 
ward,  ist  dem  hürgerUcfaen  Gesetzbuche  unbekannt  Die  vom  £rb> 
lasser  angeordnete  Erbfolge  bleibt  schlechtweg  aufrecht,  so  sehr  anch 
nächste  Angehörige  dadurch  zuriickgesetzt  erscheinen  mögen.  Nur  das 
praktisch  Notwendige,  ein  gewisser  Wert,  wird  den  Angehörigen  ge- 
sichert Grundsätzhch  beschränkt  das  PiUchtteilsrecht  des  bürgerlichen 
Gesetzbild»  sidi  darauf,  zu  Lasten  des  eingesetzten  Eiben  eine  Nadilafi- 
verbindlichkeit  auf  Auszahlung  «ner  Gddsumme,  der  Pflichttdlssumm^ 
hervorzubringen.  Dem  freien  Eigentum  der  Gegenwart  entspricht  die  Frei- 
heit der  Verfügoing  von  Todes  wegen.  Auch  das  Erbrecht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  ist  gleich  dem  gesamten  neuzeitlichen  Frivatrecht 
bürgerlich-geldwirtschaftliches  Recht 
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An  den  großen  Wend^unkten  der  Rechtsentwickelnng  offenbaren  ddi 
devtlidier  als  aooBt  die  innersten  Lebeosgesetze,  denen  Werden  und 

Wadisen  des  Rechts  gehorcht  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  bedeutet 
einen  solchen  Wendepunkt.  Der  Greist  des  Privatrcchts  unserer  Zeit  hat 
das  Wort  bekommen.  Er  redet  aus  diesem  Wogenschlag^  langliinroUender 
Paragraphenreihen.    Was  ist  es,  was  er  uns  verkiindet? 

Den  „bedtzlosen  VoTksldassen*'  ist  gesagt  worden:  LaAt  alle  Hoffnung 
ftbrenl  Denn  alles  Recht  ist  dem  Starken  zum  Raube  gegeben.  Es  i^ 
aus  Ihteressenicämpfen  geboren.  Der  Mächtigere  siegt  Das  seinen 
Interessen  Entsprechende  setzt  sich,  so  hören  wir,  zunächst  als  Gewohn- 
heitsrecht durch,  um  sodann  ^  om  Go'^pt.r^'pber  lediglich  in  Form  gebracht 
zu  werden.  Das  Recht,  auch  uti.ser  iieutiges  bürgerliches  Recht,  stammt 
folglich  nicht  aus  dem  Geiste  der  gesamten  Nation.  Es  ist  das  Erzeugnis 
nur  der  begünstigten  Volksloreise.  Es  dient,  die  Herrschaft  des  einen 
Fünftels  über  die  besitdosen  vier  Fünftel,  die  Herrsdiaft  der  wenigen 
Auserkorenen  über  die  ungeheure  Mehrheit,  der  Starken  Über  die 
Schwachen  zu  besiegeln. 

Aber  wer  so  redet,  der  hat  die  Stimme  der  Rechtsgeschichte,  der  hat 
auch  die  Stimme,  die  aus  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  spricht,  nicht 
vernommen. 

Das  Recht  wird  immer  einzelne  Hirten,  ja  Ungerechtigkeiten  in  sich 
trageo.  Das  liegt  in  der  UnvolOcommenheit  alles  Menschlichen,  ins* 
besondere  geschriebener  Gresetze  mit  Notwendigkeit  begründet  Niemals 
aber  ist  das  Recht  im  ganzen  ungerecht.  Niemals  läßt  das  Recht  als 
Ganzes  sich  zum  Werkzeug  für  dir-  Selbstsucht  der  Mächtigen  erniedrigen. 
Das  ist  gleichfalls  in  der  Art  des  Rechts  mit  eherner  Notwendigkeit  be- 
gründet Das  Recht  lebt  nicht  durch  Polizeigewalt  noch  durch  die  Bajo- 
nette der  Soldaten.  Die  Aufirechthaltung  der  Rechtsordnung  durch 
bloflen  äußeren  Zwang  ist  zu  allen  Zeiten  ein  IHng  der  Unmöglichkeit 
gewesen;  bei  den  ungeheuer  gesteigerten  Machtmitteln  des  heutigen 
Staats  ganz  geradeso  wie  in  den  früheren  Jahrhunderten.  Das  Recht 
lebt  durch  die  Rechtsüberzeugfung  aller  Rechtsgenossen,  der  besitzlosen 
wie  der  besitzenden.  Auch  denen,  die  theoretisch  die  Idee  vom  Zu- 
kuirfibHstaat  im  Kopfe  haben,  ist  die  bestehende  Staats-  und  Eigentums- 
ordnung (als  Ganzes  genommen)  geltendes  Recht  Sie  können  gar  nicht 
anders  empfinden,  auch  wenn  sie  anders  su  deidcen  beabsichtigen.  Jedem 
ohne  Ausnahme  drängt  es  sich  auf  als  Pflicht,  nicht  bloß  als  äußerlich 
erzwungene  Notwendigkeit,  das  empfangene  Darlehn  zurückzuzahlen,  für 
die  gemietete  Wohnung  den  Mietzins  zu  eatrichten,  das  erworbene  Eigen- 
tum zu  achten.  Hit  elementarer  Naturgewalt  leben  die  grundlegenden 
Ideen,  und  zwar  an  erster  Stelle  gerade  des  geltenden  Privatrechts, 
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in  allen  ohne  Unterschied.  Wäre  das  nicht,  müßte  jedes  iJariehn,  jeder 
Mietzins,  jeder  Kaufpreis  mit  Gewalt  eingetrieben  werden,  so  wäre  es 
mit  der  G«ltaa£^  unseres  FriTatrechts  sofort  ra  Ende.  Das  Frivatrecht 
ist,  w«l  es  jeden  ohne  Ausnahme  umnittefbar  berührt  und  in  Anspruch 
nimmt,  in  noch  weit  höherem  Grade  von  der  allgemeinen  inneren  Zu- 
stimmung abhängig  als  das  ofFentliche  Recht  Sobald  das  allgemeine 
Rechtsbewußtsein  nicht  mehr  hinter  dem  geltenden  Rechte  steht,  ist  seine 
Lebenskraft  zu  Ende. 

D<is  Recht  (als  Ganzes)  dient  niemals  der  Selbstsucht  einzelner  Klassen. 
Es  dient  immer  lediglich  der  Nation. 

Gerade  deslialh  folgt  das  geltende  Recht,  auch  das  Frivatrecht,  so 
naturnotwendig  den  Wandlungen  des  Volkslebens.  Es  ändert  unaufhörlich 
seinen  Inhalt,  häufig  unmerklich  und  unbewußt  -  die  großen  Atemzüge 
des  Volks-  und  Rechtslebens  sind  regelmäßig  für  die  Mitlebenden  unhör- 
bar,  —  aber  um  so  unwiderstehlicher.  „Alles  fließt."  Die  Rechtsentwicke- 
lung  läßt  sich  nicht  bändigen  noch  festhalten  im  Interesse  der  gegen- 
wärtig etwa  Begünstigten.  Auch  hier  gibt  es  för  den  Wechsel  von 
Sonne  und  Mond  kein:  Stehe  still!  Wo  ist  das  axistokratisdie  Frivat- 
recht geblieben,  das  vor  einem  Jahrtausend  die  Macht  des  hohen  Adels 
über  Hintersassen  xmd  Vasallen  begründete?  Wo  das  junkerliche  Privat- 
recht,  das  im  späteren  Mittelalter  dem  niederen  Adel  zum  Mittel  seines 
Emporsteigens  ward?  Der  dritte  Stand  ist  in  die  Herrschaft  eingetreten, 
und  imser  Privatrecht  ist  in  der  Hauptsache  bürgerliches  Recht  Der 
Kaufinann  hat  in  der  liacht  über  das  Frivatredit  den  Junker  abgelöst  Ober 
dem  Tor  der  Rechtsgesdiichte  lesen  wir  mcht  die  Dantesdie  IföUen- 
inschrift.  Im  Gegenteil.  Mit  goldenen  Lettern  steht  geschrieben:  Hier 
ist  das  T^nd  der  Hofihung,  ist  Bahn  mt  Emporentwickelung  für  alle 
Niederen  I 

Gewiß,  kein  glücklicher  Zutali  und  kein  Beschluß  einer  gesetzgebenden 
VefBanunhni^  kann  von  heute  auf  mengen  <He  Lage  ganzer  Sddchten  der 
Gesellschaft  umgestalten.  Zum  Auftteigen  gehört  das  Verdienen  aus  eigener 
Kraft,  das  Gewinnen  von  Macht  durch  Leistungen  für  das  nationale 
Leben,  mcht  die  gleichmäßige,  sondern  die  gerechte  Verteilung  der 
nationalen  Güter  ist  die  Aufgabe  der  Rechtsordnung.  JfnVm  das  Seine! 
Jedem,  was  ihm  gebührt,  was  ihm  yebührt  nach  seinen  Leistungen  fiir 
das  Volks  ganze!  Danach  bestimmt  sich  unweigerlich  die  Rechtslage 
nidit  unndttelbor  jedes  JOnzelnen,  wohl  aber  der  gesellschaftlichen 
Klassen.  Höhere  Macht  kann  nur  durch  höhere  Leistung  errungen 
werden.  Nur  durch  Dienen  kannst  du  herrschen.  Der  Einfluß  des  dritten 
Standes  auf  das  geltende  Recht  ruht  nicht  auf  seiner  Selbstsucht,  sondern 
darauf,  daß  er  der  Schopfer  unserer  Bildung  ist.  Das  Recht  dient  dem 
Volke  und  darum  an  erster  Stelle  denen,  welche  die  Kraft  des  nationalen 
Lebens  verkörpern.  Jedem  das  Seine.  Das  Emporsteigen  des  vierten 
Standes  ist  im  Weike.    Es  wird  in  dem  Augenbfick  unwiderstehlich 
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sein,  in  dem  auch  die  arbeitende  Menge  sich  ohne  Vorbehalt  in  den  Dienst 
des  nationalen  Gedankens  steltti 

Die  Bedeutungf,  die  dem  Arbeiterstande  für  die  Kralkentwickeluog 
des  Deutschen  Reichs  sukommt»  ist  schon  jetzt  in  unserem  Recht,  auch 
in  unserem  bürgerlichen  Rechte  sichtbar.  Dem  Gedanken  der  Freiheit 
des  Einzelnen,  den  der  dritte  Stand  in  die  Welt  g"esetzt  hat,  i'^t  der 
soziale  Credanke  an  die  Seite  getreten,  der  dem  vierten  Stande  entgegen- 
kommt 

Die  Zeit,  in  der  wir  leben,  ist  eine  kapitelistisdie.  Li  dem  geldwixt- 
scbafttidien  Verkehre  liegt  die  wirtscfaafUiche  Grundlage  unserer  Macht 
Dieser  Tatsache  muß  das  Recht,  an  erster  Stelle  das  bürgerliche  Rechte 
gehorchen.     Das  Recht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs   ist   darum  ein 

kapitalistisches  Recht  Das  kann  gar  nicht  anders  sein.  Das  liegt  heute 
im  Interesse  aller  Volksklassen.  Denn  so  das  Ganze  des  Volks  nicht 
Kraft  hätte,  woher  sollte  Kraft  für  die  einzelnen  Glieder  kommen?  Darum 
hat  das  Bfiigerliche  Gesetzbuch  die  Rechte  des  Gläubigers  gegenüber 
dem  (schuldhaft)  in  Verzug  befindlichen  Schuldner  gesteigert  (oben  St  42); 
darum  werden  alle  Sachenrechte,  auch  die  Rechte  am  Grundstücke,  als 
Geldwert  bedeutende  Rechte  behandelt  (oben  S.  60);  darum  bevorzugt 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  den  Schutz  des  gutgläubigen  Ürwerbers  vor 
dem  Schutz  des  bestehenden  Eigentums  (oben  S.  30,  57 — 59).  Mit  dem 
geldwirtschaftlichen  Verkehr  ist  das  Freiheitsbedürfnis  des  Einzelnen  ver- 
bunden; darum  ist  das  Eigentumsredit  und  das  Bentzredit  des  Büxgeiiiclieo 
Gesetzbuchs  demokrattsch  geartet  (oben  S*  14,  34).  Auf  dem  Gebiete  des 
Schuldrechts  gilt  der  Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  (oben  S.  38),  auf  dem 
Gebiete  des  Familienrcchts  die  gehobene  Rechtsstellung  der  Frau,  auch 
der  Kinder  (oben  S.  21,  73,  7;),  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts  die  Freiheit 
der  Verfügung  von  Todes  wegen  unter  Wahrung  des  Grundsatzes  der 
Gleichberechtigung  der  Kinder  (oben  S.  80,  81),  und  auch  die  Richtung 
unseres  Bürgerlidien  Gesetzbuchs  auf  die  Trennung  des  Idrdiltdi-religiösen 
Lebens  vom  Rechtsgebiet  (oben  S.  66  ff.)  hat  nut  dem  Freiheitsgedanken 
Zusammenhang.  Aber  durch  das  Gewebe  des  kapitalistisch-freiheitlichen 
Rechts  geht  ein  Einschlag  von  sozialer  Färbung:  der  Schutz  des  Arbeits- 
erwerbs für  die  Frau  in  den  besitzlosen  Kreisen  (oben  S.  73),  der  Schutz 
des  wirtschaftlich  Schwächeren  durch  die  Neugestaltung  des  Mietrechts 
und  des  Rechts  vom  Arbeitsvertrage  (oben  S.  43  ff.},  die  Ermdglichung 
einer  gesunden  Bodenpolitik  durch  das  Erbbaurecht  (oben  S.  59),  die 
Förderung  aller  soaalen  Interessen  durch  die  Fmtbildung  des  Vereinsrechls 
(oben  S.  26).  Tn  dem  Inhalt  des  Bürgerlichen  Gresetzbuchs  spiegeln  sich 
die  der  Hebung  des  ganzen  Volkslebens,  dem  geld  Wirtschaft  liehen  Ver- 
kehr, der  I  reiheit,  dem  Schutz  des  Einzelnen  zugewandten  Leitgedanken 
der  bürgerlichen  Kultur  der  Gegenwart. 
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Die  Geschichte  der  PfWatrechtswUtentchaft  hat  bei  den  rSmischen  Juristen 

eimosetsen.  Die  römische  Jurisprudeiu  hat  die  Grundlage  unserer  heutigen  Privatrechts> 
Wissenschaft  geschaffen.  Wie  den  Hellenen  auf  dem  (lebicte  der  Kunst,  so  war  den  Römem 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts  der  geniale  Formensinn  eigen,  der  den  von  der  Natur  dar- 
geboteneo  Stoff  bindigt,  um  ihn  nun  Aosdrucksmittel  menschlichen  Gastes  tu  erheben. 

In  R  o  m  war  es  in  den  Jahrhunderten  des  Königtums  und  der  Republik  das  Priester- 
kolkgimn  der  Pontifioes,  das  von  alters  her  mit  den  üMigen  WissenschsÄen  den  Besiti  der 

Rechtswissenschaft  verband.  Sie  kannten  den  Rechtskalendcr,  die  Tage,  an  denen  Klage  von 
den  Göttern  zugelassen  (dies  fasti)  und  nicht  zugelassen  war  (dies  nefasti).  Sie  kannten  die 
F'ormeln  der  Rechtsgeschäfte  und  der  Prozeßhandlungen.  Sie  übten  ihre  Autorität  in  der 
Form  von  Gutachten  (re^ionsa).  die  sie  der  ridnenden  Obrigtcdt  sowie  auf  Anfrafe  der 

Partei  erteilten. 

Seit  dem  Beginn  der  Kaiserzeit  wird  das  Recht,  verbindliche  Rechtsgutachten  abzugeben 
^Qs  respondendi),  vom  Kaiser  frei  vn^ehen.   Die  Rechtswisaenschaft  «axd  ein  Bestandteil 

des  weltlichen  nationalen  Lebens,  und  eine  juristische  Literatur  kam  auf,  die  in  den  ersten 
drei  Jahrhunderten  des  Kaiserreichs  die  I  Icrrschaft  über  die  römische  Rechtsentwickelung 
fSfaite.  Das  im  zwaten  und  dritten  Jalirhundert  unserer  Zeitrechnung  zur  vollen  Blüte 
gelangende  klassische  römische  Recht  ist  das  Werlc  der  freien  Wissenschaft  gewesen, 
dner  Wissenschaft,  die  aus  dm  Volksgesetzen  und  üherlieferten  ^*crkehrsgewohnhcitcn  (jus 
drile)  einerseits,  aus  dem  Rechtspflegeerlaß  (Edikt)  des  Prätors,  d.  h.  der  stadtrömtschen 
Geridhtsobrigkeit,  anderendts  dn  einheitfidies  System  des  Rechtes,  insbesondere  des  Priva^ 

rechtes  entwickelte,  das  Cesthlosscnbeit  des  Aufb:iues  mit  dem  von  dem  Weltverkehr 
des  Welttdcbs  geforderten  Freiheitsraum  für  die  Handhabung  im  einzelnen  vereinigte. 

Die  Art  der  rBmiadien  Juristen  war  eine  andere  aJs  die  unsere.  Sie  war  nicht  so  sehr 
rechtsbegreifender  als  vielmehr  techttSChöpfcrischcr  Natur.  .Sic  war  an  erster  Stelle  Kunst: 
die  Kunst  dem  Einzelfall  sein  ihm  entsprechendes  Recht  zu  geben,  die  Kunst  der  k.isiiistisrhen 
Recbtserzeugung.  Die  vornehmsten  Werke  der  römischen  Juristen  ergehen  sich  in  der 
Behandlung  imriUifiger  Eimetfille.  Der  Inhalt  der  Gesetteatexte  und  des  prfttorisdien  Edikts 

war  verhältnismäßig'  arm.  F.r  erfüllte  sich  unter  den  Händen  der  römischen  Juristen  durch 
eine  freie,  dem  Leben  zugewandte,  den  Buchstaben  der  Texte  zugleich  pflegende  und 
bdiemchende  praktisdi-lDSMmstische  Handhabung  mit  unendfichem  Reichtum.  Das  Grolle 
dabei  war,  daß  die  Treffsicherheit  der  Einzelentscheidung  mit  einer  namentikfa  an  den  Prozeß- 
formularcn  des  prätorischen  Edikts  erstarkten  Schärfe  und  Bestimmtheit  formpebender  Grund- 
gedanken sich  verband,  durch  die  die  einzelnen  Erscheinungen  des  Kechtslebens  (Kauf, 
Miete,  Societftt,  ISgentom,  Diensthariceit  usw.)  so  fest  mnrissenen  Rechtsinsdtnten  «ch 

1,'estaltctcn.  Nicht  als  ob  man  die  Crundyedanken  abstrakt  ausgrsprochen  und  entwickelt 
hätte.  Aber  mit  iimerer  Natuigewalt  führten  sie  die  Hand  des  Juristen,  den  Stein  des  Rechts- 
Stoffes  in  ein  BUdweric  der  Kunst  zu  verwandeln. 

Im  Beginn  des  «.  Jahrhunderts  waren  Juuan  und  Afrikan,  im  Beginn  des  5  Jahr- 
hunderts Papivtav,  Ulpian,  PaiH-US  die  Häupter  der  römischen  Jnri'sprudenz  In  ihren 
Werken,  von  denen  eines  auf  den  Schultern  des  anderen  steht,  durch  den  Anschluß  an  die 
abeiBefeite  Wissensdiaft  md  Pmis  einen  dnbdfficfa  ibctschreitendett  mlchtigen  Strom  der 
Entwickdung  herstdiend,  erschien  das  Mdsterwerfc  des  Uasdaelic»  rSmischen  Rechtes. 

•)  Der  Inhalt  dar  ToratobmdM  Dtmellong  «otsUimmt  teilweise  ciiiaa  X«libMll  dM  MlfMiUhM  RoAtM, 
4m  Ich  UtaMc  Sm  Vwia«  vm  Dnaoa  *  HomLor  h«num("b«»  gadOTk» 
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Rechtsquellea  gleich,  wurdea  ihre  Schriften  von  den  Gerichten  angewandt  Erst  seit  dem 
Ende  des  3.  Jahriumdeits  (seit  Dnddsliaii)  Ktste  die  monarchiscbe  Kaiaeiigewalt  «m, 

tun  nunmehr  die  endgültige  Ausgestaltung  des  römischen  Rechtes  in  ihre  Hand  zu  ndunen. 
Juristenrecht  (das  in  den  Juristenschriften  enthaltene  Recht)  und  Kaiserrecht  (die  neueren 
Kaisererlasse)  waren  die  beiden  Säulen,  auf  denen  das  Recht  des  ausgehenden  Reiches  ruhte. 
JUSTmiAN  hat  dann  im  Anbof  das  6.  Jahrhundeits  ^  den  Jaliie»  $33  and  f  34)  das  Ganse 
zu  einem  großen  Cesetzeswerk  zusammengefaßt,  dem  Corpus  Juris,  von  dem  der  eine 
Hauptteil  (die  Digesta  oder  Pandectae)  das  Juristoirecht  (Aussüge  aus  den  Jurislensdiriften), 
der  andere  Hauptteil  (Codex)  das  Kaiaenecht  endiilt  Eine  koR  sosanunenfittsende  Idir- 
bocbartige  Darstellung  (Institutiones)  ward  dem  Ganzen  als  Einleitung  vorangesetzt.  Die 
Digesten  (Pandekten)  waren  die  Kraft  des  Werkes,  die  ihm  Unsterblichkeit  verlieh.  In  dem 
römischen  Juristenrecht  lebte  der  schöpferisch  gestaltende  Genius,  an  dessen  vollendeter 
Knast  sidi  in  den  kommenden  .^didimideilen  immer  wieder  neues  Leben  der  Recbtswissen- 
Schaft  entzündete. 

ZunSdist  folgte  auf  die  Abfassung  des  Corpus  Juris  dne  Zrit  des  Verfalls.  Im  byan* 
tiniscben  Reich  beschränkte  man  sich  auf  die  Herstellung  von  Umschreibungen  und  Aus- 
zügen des  Gesetzbuchs.  In  Italien  hatte  durch  Justin'ans  Eroberungen  das  Corpus  Juris 
gicichfaliä  Geltung  gewonnen.  Aber  auch  hier  verharrte  man  bis  in  das  11.  Jahrhundert  bei 
der  bysantinisclien,  durch  Überlieferung  gebundenen,  «nfireien  Manier.  Kst  nut  dem  Ende 
des  II.  Jahrhunderts  setzt  die  dlossatorenschulc  von  Bologna  ein,  die  unsere 
heutige  Rechtswissenschaft  vorbereitete.  Der  Geist  der  neuen  Schule  war  von  Pavia  aus- 
gegangen, wo  langobardische  Richter  (die  lUUe  des  kSn^dien  Reichsgerichts  in  Pavia)  an 
der  Hand  einer  Sammlung  von  altlangobardischen  Königsedikten  und  karoUngiadien  Kapi- 
tularien eine  Wissenschrift  des  deutschen  flangobardischen)  Rechtes  in  der  Form  exegetischer 
(glossierender;  Behandlung  der  Rechtsquellen  erzeugt  hatten.  In  Bologna  ward  die  glos- 
uerende  Art  auf  die  Behandlung  des  Corpns  Juris  übertragen.  Ein  Mann  deutsdien  Namens, 
!R^•ERIUS  (Werner),  ward  der  Führer  der  neuen  Bewegung  fum  rioo}.  Ihm  folgten  die 
berühmte  „vier  Lehrer"  (quattuor  doctores)  Btn,XX\RVS,  Martinijs,  JakObus,  HUGO, 
Zeitgenossen  und  Boater  Barbarossas.  In  der  ersten  Hilfte  des  13.  Jahritunderts  eiröchte 
die  glossatorische  Behandlung  durch  Azo  ihre  \'ollcndung  und  durch  Acci;Rsn;s,  der  die  ge- 
samte Arbeit  der  Schule  sammelnd  msammenfaBte  'seine  Glosse  ward  die  seitdem  unver« 
ändert  weiter  überUeferte  glossa  ordinaria;,  ihren  Abschluß. 

Das  Weifc  der  (äoasaioienschule  von  Bologna  wsr  die  Wiedeigewinnuiig  des  Ventänd« 
nisses  für  das  römische  Juristenrecht.  Den  Byzantinern  war  es  nur  um  die  Herausstellung 
des  Stofflichen,  des  praktisch  wichtig  Erscheinenden  am  römischen  Recht  zu  ttm  gewesen: 
in  ihren  Auszügen,  denen  an  erster  Stdle  das  Kaiserrecht  zugrunde  lag,  erschien  das 
römische  Recht  wie  ein  starres  Mosaikhild,  auf  Goldgrund  (Kaiserrecht),  aber  ohne  inneres 
Leben.  Erst  unter  den  Händen  der  bolognesischen  Rechtslehrer  erwachte  der  Geist  aufs 
neue,  der  in  dem  Corpus  Juris  schlummerte.  Die  Pandekten  JUSTINIAMS  traten  in  den  Mittel- 
punkt des  Interesses.  Den  Glossatoren  gclai^  es.  durch  £e  Eriitttenmg  der  einzelnen  Ent- 
scheidungen unter  Heranziehung  der  sämtlichen  über  das  Werk  zerstreuten  Pandlelstcllen" 
ein  Verständnis  des  Ganzen  zu  gewinnen  und  so  durch  kongeniale  Neuschöpfung  den 
Palastbaw  des  rdmischen  Rechtes  in  klassischem  Stil  wieder  au&uriditen. 

Was  den  Glossatoren  fehlte,  war  vor  allem  der  Zusammenhang  mit  der  lebendigen 
Gegenwart  von  damals.  Ihre  Arbeit  war  in  der  Hauptsache  rein  theoretischer  Natur.  Das 
römische  Recht,  das  sie  aus  dem  Coipus  Juris  neu  entwickelten,  war  ohne  praktische 
Geltung.  Sie  lebten  im  Himmel  des  römischen  Rechtes  und  salicn  die  Welt  nur  von  ferne. 
Es  kam  noch  eins  hinzu.  Es  genügte  nicht,  die  römische  Art  der  Kechtswissetischaft 
künstleiisdi  nachsufestslten.  Es  kam  darauf  an,  aus  den  Amegunger  der  rSsusdien  Jurisien 
eine  neue  Rechtswissenschaft,  eine  Wissenschaft  im  Stil  der  eigenen  Zeit  und  damit  zii^;lcirh 
im  Stil  der  kommenden  Jahrhunderte  hervorcubringen.  Ansätse  in  dieser  doppelten  Rieh- 


RvDOLnr  Somr:  LHeretur. 


87 


tuQg,  eLoetseits  auf  das  praktische,  andererseits  auf  das  modern  Wissenschaftlicbe,  finden  sich 
utttrikk  wAaa  ha  den  OnasHtoicn.  Die  LflMmg  der  beiridinelen  iwei&dicii  An^nbe  aber 
«arihiHl  NKhfolgem,  der  Schule  der  Postglossatoren  oder  Kommentatoren,  vorbehalten, 
die  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  über  die  Universitäten  Italiens  sich  ausfaireitend,  die 
miudaltcrliche  Wissenschaft  vom  römischen  Recht  beherrschte. 

Die  ntagkeit  der  Kommmitatofeii  war  niclit  anf  die  Ediatemog  des  Cmpas  jurii 
gerichtet  ,  obglcirh  ■^■f.  ihre  großen  Werke  in  der  Form  von  Kommentaren  zum  G>rpus  Juris 
gaben.  Die  Erläutertmg  des  Corpus  Juris  war  für  sie  mit  der  glossa  ordinaiia  des  Accursius 
abgewUoMea.  Wa*  «e  in  Suren  Kommentaren  brachten,  war  die  Verarbdtung  des  römisdien 
Rechtes  mit  dem  pnUctiach  geltenden  Recht,  mit  den  Stadtrechten  („Statuten")  Italiens, 
d.h.  mit  germanischem  Recht,  einerseits,  mit  dem  in  den  geistlichen  Gerichten  geltenden 
hochentwickelten  kanonischen  Recht  (dem  Recht  des  Corpus  juris  canonici)  andererseits.  Es 
war  ^  Zeit  des  14.  Jabiboaderts,  die  vOlke^e^irende  Zeit,  in  der  die  Nationalitilea 
der  Gegenwart  sich  bildeten.  Aus  der  Völkermischung  Italiens  entstand  die  italienische 
NaticML  Im  Trecento  schlug  unter  dem  Brausen  einer  mächtigen  hterarischen  und  künst- 
lerischen Bewegung  (Damtv,  Giotto)  der  Geist  Italtens  die  Augen  aiifl  Es  entstand  ein 
ilafienisches  Kulturleben.  Es  entstand  unter  den  Händen  der  Kommentatoren  gleichzeitig 
ein  unter  dem  führenden  Einfluß  des  römischen  Rechtes  gebildetes,  aber  germanische  und 
kanonische  Rechtsgedaivken  in  sich  aufiiehmendes  gemeines  italienisches  Recht. 

Das  Mittel  zu  einer  solchen  Leistung  war  die  neue  Wissenschaft.  In  Frankreich  hatte 
mit  dem  beginnenden  1 3.  Jahrhundert  eine  Umwälzung  des  Denkens  sich  durchgesetzt  Die 
Scholastik  trat  anf,  das  gdsdge  Lelien  des  Mittdalten  zu  erobcin.  Der  Gedanke  befdute 
seine  Freiheit.  Die  Scholastik  war  der  erste  große  Angrifl  auf  die  Herrschaft  der  über- 
lieferten Kirchenlehre.  Sie  prüfte  die  Zeugnisse  der  Vergangenheit,  die  Autoritäten,  um  ihre 
Widersprüche  au&uweisen  und  das  Denken  der  Gegenwart  zum  Schiedsrichter  über  die 
Wshriieit  einniselMn  (AbAlaro,  Sic  et  Non).  Sie  lehrte  die  überkommenen  Autoritäten  an* 
zuerkennen  und  ihrer  dennoch  z«  spotten.  Mit  den  Mitteln  der  Scholastik  ist  die  kirchliche 
Autorität  sodann  neu  begründet  worden  (Gratun,  Thohas  von  AQt'lNO);  dennoch  war  sie 
fiir  alle  Felgeseit  eischflttert  Ihre  VeiteicUgcr  waren  geaStigt,  die  neuen  Wege  zu  gdien 
und  die  kirchliche  Lehre  wissenschaftlich  zu  rechtfertigen.  Die  Kirche  bedurfte  des  Bundes 
mit  der  Wissenschaft  und  ward  damit  von  der  Entwickelung  der  Bundesgenossin  abhäi^g. 
Die  Zeit  der  blo0en  Überlieferung  war  dahin.  Am  großen  Meister  Aristoteles  lernte  man 
das  Denken,  und  die  Überzeugungskraft  des  Denkens  war  größer  als  die  Macht  der  geist- 
lichen Autorität.  Die  Vernunft  des  Individuums  unternahm  es,  sich  zum  Herren  der  Welt 
ZU  machen,  ihr  Mittel  war  die  Dialektik,  die  Quelle  ihrer  Schlüsse  der  Begriff.  Der 
Sdiolas^  war  Beobaditung,  Ii^uktion  unbdcannt  Sie  hatte  nur  die  lidgemde,  dediihtiTe 
Methode.  Das  reine  Denken  erschloß  die  Welt.  Aus  Begriffen  ward  das  Wirkliche  abgeleitet 
Das  Verlangen  des  menschlichen  Geistes  nach  Überwindung  des  rein  Stofflichen  ward  be- 
friedigt. Ein  Rausch  dar  Erlcenntius  ging  durch  das  AbeniSand.  Der  Gdst  ersdiuf  die 
Welt  nach  seinem  BUde. 

Bei  den  Glossatoren  finden  sich  nur  leise  Anfange  der  neuen  Art.  Erst  durch  die 
Kommentatoren  ward  die  scholastische  Methode  auch  auf  dem  Rechtsgebiete  durchgeführt 
Der  juristisdie  BegiiS  trat  seine  Hensduft  an.  Damit  entstand  die  neue  Reditswissenschaft, 
deren  Art  noch  in  der  heutigen,  insbesondere  gerade  in  unserer  deutschen  Rechtswissenschaft 
fortlebt  War  die  Wissenschaft  der  römischen  Juristen  mehr  künstlerisch  schaffender  Natur, 
jetzt  ward  eine  Jurisprudenz  verstandesmäßig  begreifiender  Art,  eme  rein  wissenschaft- 
liche Jurisprudenz  geboren.  Das  Verständnis  des  geltenden  Rechtes  sollte  von  nun  an 
seine  Fortentwickelung  ermögliclien.  Schöpferisch,  von  weltbewejjender  Kraft  war  auch  die 
neue  Rechtswissenschaft.  Das  liegt  im  Wesen  jeder  echten  Wissenschaft  begründet.  Aber 
das  Machtmit^,  mit  dem  die  Jurispradens  nunmdir  aibdtete,  war  das  dialdetisch  geadralie 
Denken.  Äußerlich  angesehen  waren  die  Leistungen  der  Kommentatoren,  ebenso  wie  die 
der  Scholastik  überhaupt,  schweifaUig  genug,  an  ermüdende  Schemata  gebunden,  breit,  für 
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unscm  Geschmack  nur  mit  Mühe  genieöbar.  Aber  in  all  diesen  Definitionen  und  Distink- 
tkmen  klMe  dodi  die  fditige  Knft,  dis  daen  nichtigen  Stoff  der  Hemchaft  des  GedmlBBB» 

dienstbar  machte.  An  der  Hand  des  Ktmstwerkes ,  das  die  römischen  Juristen  geschaffen 
hatten,  ward  ein  System  rechtlicher  begriffe  herausgearbeitet,  als  deren  Folgerungen 
die  enuetnen  Redttssitse  erschienen,  an  dem  Htnd  die  wissemchaftticiie  Beantwortung  «ach 
all  Icr  Rechtsfragen  möglich  war,  auf  die  der  tmmittelbare  Inhalt  der  Rcchtsquellen 
keine  Antwort  gab.  Die  Idee  eines  natürlichen,  in  dem  Wesen  der  Dinge  schlummem- 
deu  Rechtes,  das  durch  den  denkenden  Verstand  lediglich  entdeckt  wird,  ist  in  der  neuen 
Alt  Das  idnuache  Redit  «atd  luiiter  den  Händm  der  Kommentatoren  ans  einen  gcsdncht- 
Ikihen,  vergänglichen  zu  einem  vcrstandesinäßig  notw endigten,  ewigen,  unvergänglichen 
Natur  recht  Der  naturrechtlicbe,  die  Rechtsuberzeugungen  der  Gegenwart  als  vemunft- 
feniS  notwendig  wideispiqdnde  Gedanke,  der  Glaube  an  das  „nit  ans  gdioRne'*  Redit, 
ist  zu  allen  Zeiten  die  treibende  Kraft  der  Rechtsentwickelung. 

Das  zum  begrifflich  entwickelten  Naturrecht  gewordene  römische  Recht  der  Kommen- 
tatoren ward  das  neue  italienische  Recht,  dessen  die  2!eit  bedurfte.  £s  setzte  sich  als  das 
überall  geltende  geneine  italienische  Recht  in  den  Rechtsgelneten  Italiens  durch,  too 
den  örtlichen  Stattitan-echten  nur  soviel  übriglassend,  als  durch  den  Ruchstaben  der  Statuten 
unmittelbar  gedeckt  war.  Ja,  dies  von  den  Kommentatoren  hervorgebrachte  gemeine  italie- 
nisdie  Recht  tnag  die  Knft  in  sich,  dem  „Pandektenrecht'*  noch  einmal  ilGe  Wdliiemchaft 
zu  erobern.  War  doch  das  logische  Denken  überall  das  gleiche.  B.\RTOLUS  (1314 — 13  57) 
und  sein  Schüler  B.\ldus  (1327 — 1400)  waren  die  beiden  größten  Vertreter  der  kommen- 
tatorischen Jurisprudenz.  Ihre  Kommentare  und  Gutachten  (consilia)  zogen  über  die  Alpen, 
die  neue  Wissenschaft  und  ihr  Recht  überallhin  zu  verkündigen.  Das  unter  ihren  Händen  in 
Rechtsbej^rifTcn  redende  ,, römische'-  Rerlu,  mit  der  Rcch'.svemunfl  der  dani.iliffcn  Gegen- 
wart verbündet,  wirkte  mit  der  Gewalt  eines  geschriebenen  Naturrechts  (ratio  scripta)  auf 
das  Abendland.  In  Deutschland  war  der  Eifolg  der  vollkommenste.  Das  i6miad»  Recht 
des  BartOlus  und  Baldus  ward  in  Deutschland  gemeines  dentscbes  Recht 

Die  im  16.  Jahihundert  sich  prakdsdi  durchsetzende  „Aufnahme  des  römischen  Rechtes" 
war  mit  der  Aufnahme  der  kommentatorischen  Rechtswissenschaft  in  Deutschland  gleicb* 
bedeutend.  Man  meinte  nicht,  ein  fremdes  Recht  bei  uns  einzuführen.  Was  an  örtlichen 
Graetzen,  Stadtrechten,  Landrechten,  auch  was  an  festem  deutschen  Herkommen  da  war, 
bfid>  grandsltdidi  unberfihit  Aber  die  juristisciicn  Begriffe,  aus  denen  die  Wtssensdu^  das 
ei|ränzend  in  die  weiten  Lücken  der  positiven  Cesctzes\orscl)riften  eintretende  Recht  ableitet, 
entnahm  man  der  römischrechtlichen  Lehre  der  Kommentatoren.  Eine  deutsche  Rechts* 
Wissenschaft  entstand.  Se  bitte  ans  dn  tn  Deutschland  gdtendeii  Rechten  (Ke  Grund* 
begriffe  deutschen  Rechtes  zum  Leben  bringen  müssen,  um  unser  einheimisches  Recht  auf 
vaterländischer  Grundlage  im  Sinne  einer  neuen  Zeit  umzugestalten.  Aber  die  deutschen 
Juristen  waren  die  Schüler  des  BartoluS  und  Baldus.  Das  aus  dem  römischen  Recht  ent- 
wickelte Begiiflteystem  der  Italiener  galt  audi  den  deutsdien  Reditsgddnten  ab  das  selbst- 
verständliche,  .-illein  vernünftige.  Im  16.  Jalirhundert  \  erdr.'ingten  juristisch  gebildete  Richter 
die  leistungsunfabig  gewordenen  Schöffen.  Die  römischen  Rechtsbqgriffe  traten  ntmniebr 
andi  ptaktbdi  Sc  Henschaft  an  und  die  deutadien  Partiktdarrechte  wurden  einem  gemein* 
rechtlich  geltenden  ifimischen  Rechtssystem  -als  örtlich  in  Geltung  stehende  Sondergesetze 
eingefügt.  So  kam  es,  als  Deutschland  nach  einem  einheitlichen  und  nach  einem  bürgerlich 
gearteten  Recht  verlangte,  zu  einem  gemeinen  römischen  bürgerlichen  R^t  (oben  S.  3,  4). 

Die  Tätigkeit  der  deutsdien  Juristen  war  vom  16^  bis  in  das  18.  Jfahibundert  durchaus 
rnrf  dns  einzelne  g-prichtet,  auf  die  Handhabung  und  Anpassung  des  rezipierten  fremden 
Keclites,  auf  seine  Auseinandersetzung  mit  dem  am  X>eben  gebliebenen  deutschen  Recht. 
Wihiend  die  Framoaen  des  16.  Jahrhunderts  (an  ihrer  Spitze  Cujaciüs  und  DOMBUUUS) 
und  ihnen  folgend  im  17.  und  18.  Jahrhundert  die  Niederländer  bereits  eine  humanistische, 
„elegfante",  auf  das  reine  römische  Recht  in  geschichtlich -antitiuarischem  Sinne  sich  richtende 
Wlssenscliaft  entwickelten,  blieben  die  deutschen  Juristen  unter  der  Herrschaft  der  Kommentar- 
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toreo,  gebuoden  aa  die  Eüudfiragen  der  Rechtsprechuuig.  Im  Mittelpunkt  der  neuen  £nt- 
widDeliBi^  itnd  die  Rechtspndum^  des  Rdrhufcunmeiyeridits ,  das,  nidldiit  tut  Hälfte, 
bald  «natdilielidi  mit  Doktoren  besetzt,  der  Führer  in  der  Anwendung  det  neuen  fremden 
Rechtes  war.  Es  war  die  Zeit  Her  .Praktiker",  der  „Kanieraljuristen",  unter  denen  im 
26.  Jahrhundert  MYNSmGiai  und  Gail  hervorragten.  Im  17.  Jahrhundert  kam  auch  die 
Praxis  deutsdien  PwtiknhmchteB  ntrn  Wort.  BBNKOnCT  CAinow  sdmeb  adne  etnftiA- 
reiche  ,, römisch -sächsische  Jurisprii  lcm"  fjunsprudcntia  forcnsis  Romano -Saxonica  1638), 
MBvius  (f  1670  in  Greiüswald)  seinen  berühmten  Kommentar  uun  lübiscben  Stadtrecht  (auch 
„TBmiMh-Ubitcher"  Alt).  Im  iS.  Jalurliaiidert  btachten  die  gvoBen  PaitdektenweilGe  dei 
Stryck,  J.  H.  BOmmt,  LsySBR  die  Ausbildung  eines  gemeinen  römisch- deutschen  Privat- 
rechts  fusus  modernus  pandectarum,  heutiger  Gebrauch  des  FanHfktenr.  i  !iirs  genannt) 
zum  Abschluß,  welches  das  römische  Recht  in  starker  Umbildung  und  i.i-ganzung  durch 
deutsche  Rdcbsgesetae  und  deutsche  Praxis  nun  Inhalt  hatte. 

Aber  die  Stunde  der  gemeinrechtlichen  Pandektenwissenschaft  hatte  beteits  geschlagen. 
Eine  neue  Naturrechtswiseenschaft  kam  auf.  Der  Holländer  Hugo  GkOliDS  (de  jure 
bdli  ac  padi,  1615)  hatte  sie  bereits  im  17.  Jahrhtmdert  begründet.  Im  18.  Jahrhundert  erlangte 
sie  die  Herrschaft  über  den  Geist  der  Zeit.  Ihre  Maclit  war  der  Individualismus  im  Sinne 
unserer  Gegenwart.  Sie  veilangle  Freiheil  für  alle  Kräfte  des  Einzelnen,  die  Beseitigung 
der  aus  dem  Mittdalier  fiberiiefecten  gebundenen  Grandbesitx-  mid  GeweibeverCuBuag,  Frei- 
heit für  das  religiöse  Denken  und  für  die  Wissenschaft.  Ihre  Gedanken  sind  noch  heute 
mächtig.  Sie  gab  der  Geset^btmg  ein  neues  groDes  Ziel:  das  überUeferte  Recht  durch  ein 
Mveraönftiges«*  Recht  im  Sme  (ter  Gegenwart  ni  enebeo.  Der  Gedanke  der  Kodifikation 
tauchte  auf  (Leibniz),  und  das  geltende  Pandektenrecht  ward  an  der  Hand  des  neuen  „Natur- 
rechts" schneidiger  Kritik  untertopen  'THOMAsrirs,  Christian  Wolf).  Das  alternde  Reich 
war  nicht  mehr  imstande,  der  ueuen  Bewegung  zu  folgen.  Aber  die  Landesgesetzgebungen 
ertioben  sidi,  &  graBe  Angabe  b  ihre  Hand  n  ndmien:  die  Zeit  der  Kodifikationen  naÄm 
ihren  Anfang-  'oben  S.  7). 

£s  fehlte  noch  eins.  Die  deutsche  Rechtswissenschaft  mußte  in  den  Stand  gesetzt 
werden»  dem  «eh  ▼Ofbeieitenden  michtifen  Umschwünge,  der  Beseitigung  des  PanddEten- 
rechts  dorch  Hervorbringung  eines  deutschen  bürgerlichen  Rechtes,  Begleiterin  und  Führerin 
zu  sein.  Es  bedurfte  der  Eneiipunjf  einer  deutschen  Rechtswissenschaft,  die  von  der  aus 
Italien  stammenden  Überlieferung  sich  nicht  bloß  durch  Widerspruch,  äundcm  durch  iimer- 
Hdie  Oberwindnng,  dordi  breidranf  dner  höheren  Stufe  der  Entwidedung  befrdte.  Dordi 
die  Naturrechtswisscnschaft  konnte  das  nicht  erreicht  werden.  Sic  war  melir  Thilosophie  als 
Jurisprudenz.  Sie  wies  hohe  Ziele,  aber  sie  war  des  positiven  Stofifes  nicht  mächtig,  der  auf 
dem  Gdiiete  des  gdteaden  Redites  unerlnt^di  sdne  eherne  Hetrsdiaft  fGhrt  Darum  blieb 
durch  das  ganze  18.  Jahrhundert  neben  der  naturrechtlichen  Lehre  för  die  Praxis  der  über- 
lieferte Betrieb  des  Pandektenrechts  dennoch  so  gut  wie  unverändert  bei  Bestand.  Es  be- 
durfte einer  neuen,  nicht  bloß  dem  Dialektischen,  Vernünftigen,  Natumotwendigen,  sondern 
ebenso  dem  Positiven,  Gesdiidiflidicn,  Gegebenen  ft^ewandlan  Recbtswiasensdiaft,  dner 
neuen  Reditswiaaensdiaft,  mfiditiger  nodi  als  einst  die  Wiasensdiaft  der  Italiener. 

Diese  neue  geschichtliche  Rechtswissenschaft,  die  heute  in  der  Kultuiwdt 

die  Herrschaft  führt,  ist  von  dem  deutschen  Geiste  erzeugt  worden.  In  seiner  berühmten, 
weithin  wirkenden  Schrift  „Vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft" 
(1814)  entdeckte  der  Schöpfer  unserer  heutigen  Rechtswissenschaft,  Fkibdrich  Carl  VON 
SAVicmr  (1779—1861),  das  Entwickduog^eseU  als  das  Grundgesetx  des  gesamten  Redits- 
lebens.  Das  Recht  ist  nicht  gemacht,  wird  nicht  gemacht,  kann  nicht  gemacht  werden. 
Es  ist  das  natumotwendige  Erzeugnis  des  gesamten  Volkslebens.  Es  ist  geworden  und  es 
wird  werden  als  das  Wetk  der  in  der  Gesamtentwickdung  <ks  Volke*  oflbabar-gehcimmsvoll 
wirkenden  Lebenskräfte.  Es  fließt  unaufhörlich,  in  niemals  unterbrochenem  Zusammenhange 
mit  der  Vergaogenhdt  unwiderstehlich  einem  Cemcn  Ziele  sustrdtend.   Dem  Gesetzgeber 
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kommt  nur  eine  fördernde,  begleitende,  die  neuen  Kechtsgedaoken  zur  Aussprache  bringende, 
formgebei^  RoiBe  au.  Damit  ward  die  godiidifliche  ReditsinsseiNcbaft,  wddie  Rechts- 

wissenschaft  der  Gegenwart  ist,  durch  Savigny  begründet  Sie  eröffnete  das  Verständnis 
zugleich  des  Gewesenen  und  des  Gegenwärtigen.  Sie  machte  den  großen  Strom  des  Rechtes 
von  den  fernen  Jahrhunderten  her  sichtbar,  zugleich  seine  Richtung,  die  er  in  Zukunft 
nehmen  wird. 

Die  erste  Tätigkeit,  die  die  neue  Schule  unter  Savicnys  unmittelbarer  Führung 
entwickelte,  war  auf  die  geschichtliche  Erforschung  des  römischen  und  des 
deutschen  Rechtes  gerichtet  ElCHnoitK  begrOadete  die  Wissenschaft  der  demacben 
Rechtsgeschichte  und  des  deutschen  Privatrechts  in  unserem  Sinn.  Der  Löwcnteil  der  Arbeit 
fiel  dem  römischen  Rechte  zu.  Das  klassische  römische  Recht,  bisher  durch  die  italienische 
Wissenschaft  und  den  Usus  modernus  verdeckt,  ward  sichtbar  in  seiner  ganzen  Schönheit, 
V.  SAVlcaiY  selber  ließ  in  seinem  „Recht  des  Besitzes"  (i.  Aufl.  1803)  das  rdmisdie  Recht 
vom  Besitzschutz  in  seiner  reinen,  künstlerisch  vollendeten  Gestalt  vor  den  erstaunten  Augen 
der  Zeitgenossen  auferstehen.  Später  schrieb  er  ein  „System  des  heutigen  römischen 
Rechtes",  vcm  dem  8  Binde,  die  allgenidnen  Lehren  enthaltend,  encfaienen  sind,  und  dn 
,, Obligationenrecht"  (2  Bände,  gleiclifalls  unvollendet,!.  Die  Rechtswissenschaft  Deutschlands 
fiel  dem  reinen  römischen  Rechte  zu.  Pucuta  ,  der  bedeutendste  Schüler  Savignys  ,  schrieb 
mn  klassisches  Pandektenwerk ,  de»  Geist  des  reinen  rBmischen  Rechtes  in  prägnanter  Form 
SU  wiikungsvoller  Darstellung  bringend.  Eine  Fülle  von  hervorragenden  Arbeiten,  deren 
Reihe  noch  lieute  nicht  abgeschlossen  ist,  gab  der  deutschen  Rechtswissenschaft  die  Führung 
auf  dem  Gebiet  der  römischen,  auch  auf  dem  Gebiet  der  germanischen  Rechtsgeschichte, 
und  an  der  Hand  der  geschichtlichen  Aihett  erwuchs  sngleich  dne  neue  veitieAie  Etnsidit 
in  den  Inhalt  der  ^(cschiclitlich  wirksamen  RechtsbcK^rifTe ,  so  daß  mit  der  Beherrschung  des 
geschichtlichen  Stoffes  eine  neue  Meisterschaft  der  Rechtsdogmatik,  wiederum  durch  den 
Geist  der  römischen  Juristen  bcfrudilet,  »ch  verband.  Den  AbscMuB  der  neneran  d«m 
römischen  Recht  zugewandten  rechtsbqptifflicfaen  Arbeit  aldlit  das  dnfluBreicbe  bedeutende 
Pandekten! ehrbuch  WiM>scHEtns  dar. 

Naturgemäß  war  zunächst  mit  der  Richtung  auf  das  (jeschichtiiche  und  Theoretische 
eine  Einseitigbeit,  die  Abkdir  von  dem  piafctisch  gdtenden  Recht,  veibonden.  reine 
Pandektenrecht  Savignys  und  Pi^chta.s,  auc  h  das  bereits  mit  neuzeitlichen  Rechtsgedanken 
durchsetzte  Pandektenrecht  Wwdschejds  konnte  nicht  das  geltende  Recht  des  kommenden 
Jabthtmderts  sein.  In  diesen  rechtsgeschichdidien  and  dogmatisdien  Studien  ward  die 
irissenscbaftliche  Kraft  geui)t ,  die  neuer  gxoBer  Aufgaben  mächtig  -war.  Den  neuen  Stoff 
vermochte  die  Wissenschaft  ni(  ht  tm  bringen,  l'nd  immer  stärker  ward  auch  innerhalb  der 
rein  wissenschaftlichen  Bewegung  die  Zuwendung  zur  Praxis,  immer  lebendiger  das  Ver- 
langen nach  der  Behandlung  eines  nicht  bloA  Icänstferisch  vollendeten,  sondern  tatsidilich 

geltenden  Rechtes.  IherixC  gab  die  neue  Losung  aus.  In  seinen  geistvollen  rcchtsgeschicht- 
liehen  Studien  („Geist  des  römischen  Rechtes"^,  in  seinen  Ausführungen  über  den  „Zweck 
im  Recht"  und  noch  mehr  in  sahlreidien  Al>handluDgen  Ober  EinseUir&gen  betonte  er 
wirkungsvoll  den  Zusammenhang  der  geschichtlichen  Entwickelung  des  Rechtes  der  Gegen- 
wart wie  der  Vergangenheit  mit  den  ncdürfnisscn  des  tatsäclülchen  Icbens.  Die  deutsche 
Rechtswissenschaft  begehrte  nach  tiem  Ikmd  mit  der  Reclusanwentiung. 

Alles  war  bereit  Das  Deutsche  Reich  kam.  Das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch 
ward  abgefiaBt.  Eine  deutsche  Wissensdiaft  war  da,  fihig  und  gewillt,  eine  Lehrmeisterin 

des  neuen  bürgerlichen  Rechts  zu  werden,  das  groSe  Gesetxeswerk  nicht  bloß  als  Erzeugnis 

der  Vergangenheit  gcschiclitlic  h  ni  verstehen,  sondern  seinen  Inhalt  zugleich  gedanklich, 
begrifflich  zu  belierrschen ,  um  ihn  geschickt  zu  machen,  Träger  auch  der  kommenden  Ent- 
widcelung  su  sdn. 

Die  Literatur  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  ist  bereits  eine  sehr  umfangreiche. 
Die  Führung  haben  die  Kommentare  und  die  Lehrbücher.   Unter  den  Kommentaren  hat 
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grundlegende  Bedeutung  der  von  Planck  (und  Mitarbeitern)  herausgegebene,  von  dem  jetzt, 
seit  1903 ,  die  3.  Auflage  zu  erscheinen  im  Begriff  ist.  Aufierdem  ist  zu  nennen  der  von 
Staudoiger  fond  Mhoxbdteni)  hwwsgi^igbeae,  gcfenwiilip  in  3.  Auflage  orscheiaettde 
Kommentar.  Noch  nicht  fiir  alle  Teile  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  vollendet  sind  die 
von  HÖLOKR  (mit  anderen),  BlERMANN  (mit  anderen),  Wilks  (mit  anderen),  Rehbein 
mitemommenen  Kommentire.  —  Unter  den  Lehrbäche  rn  sind  hervonuhdien:  Dernbitrc, 
Das  bürgerliche  Recht  (5  Bände;  2.  Auflage  seit  1902;  dem  Landesprivatrecht  sind  Ex- 
gänzungsbände  gewidmet);  Crome,  S>-stem  des  deutschen  bürgerlichen  Rechtes  (noch  un- 
vollendet, a  Bände,  190a  1902);  £ki>£mai4N,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechtes  (3  Bände, 
&  Auflage,  1903):  OOSACK,  Ldotwdi  des  büigeriidien  Rechtes  (3.  Auflage.  1900):  Enmeocirvs 
und  Jaeckr,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechtes  '3.  Auflage,  1904);  Matthiass,  Lehrbuch  des 
böigerlichen  Rechts  (3.  Auflage,  1900);  Landsberg,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechtes  (1904); 
Eck,  Vorträge  über  dai  Redit  dos  büigeilidien  Gesetdiuchs,  fortgeführt  von  R.  Leonhakd 
(3  Bände,  1903).  Eine  wertvolle  Obersicht  über  das  neoe  buigeifiche  Redit  in  Vergleichung 
mit  dem  römischen  Recht  gibt  KIPP  in  der  8.  Auflage  von  WiNDSCHEm,  Lehrbuch  des 
l'andektenrechts  (3  Bände,  1900).  —  Von  den  zahlreichen  monographischen  Arbeiten 
haben  benukis  henramgende  Bedeutung;  SntOKAL,  Das  deutadie  Eibrecht  auf  Grundlage 
des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  (3.  .Auflage,  2  Bände,  1903.  1905;:  UeüWIG,  Anspruch  und 
Klagerecht  (1900).  Im  wesentlichen  bereits  veraltet  ist  trotz  ihrer  neuen  Auflage  die  Schrift 
von  A.  MnnXR,  Das  bijrgerliche  Recht  und  Sc  besitdofen  VolksldBsaen  (3.  Atiflage,  1904). 
Das  Buch  enthalt  eine  Kritik  des  ersten  Entwurfs  zum  bürgerlichen  Gesetzbuch  und  bringt 
nicht  viel  anderes  als  was  auch  von  , .bürgerlich"  gesinnter  Seite  cr.voiTen  und  dem  Entwurf 
entgegengehalten  wurde.  Obgleich  durch  den  zweiten  Entwurf  und  diu  Arbeit  der  Reichstags- 
honunission  der  Inhalt  des  bihgeriichen  Geset^rocbs  in  wesentiUcfaen  Punkten  geändert  und 
fortgebildet  ist,  gibt  Mkncer  noch  in  der  jetzt  vorliegenden  3.  Auflage  in  unverminderter 
Breite  seine  Polemik  gegen  den  ersten  Entwurf  wieder,  um  dann  za  den  rinidnen  Ab- 
schnitten  lediglich  einige  kune  Bemerkungen  über  das  büigerlicbe  Gesetiboch  hmsnsuffigen. 
Es  macht  doch  einen  merkwürdigen  Eindruck,  wenn  auf  S.  160 — 193  der  3. Auflage  eine  lange 
heftige  Polemik  gegen  die  Vorschriften  des  ersten  Entwurfs  über  den  Dienstvertrag  geführt 
und  dann  auf  S.  193  in  ein  paar  Zeilen  bemerkt  wird,  daß  alle  diese  Beschwerden,  die 
der  Vetfitsser  im  Namen  der  „bentdosen  Klassen*'  erhebt,  schon  Ungst  dnrdi  das  bOigedidie 
Gesetzbuch  in  allen  wesentlichen  Stücken  ihre  Erledigung  gefunden  haben.  Eine  solche  Art 
der  Darstellung  kaim  doch  nur  den  Erfolg  haben,  den  Leser,  insbesondere  den  Leser  aus 
den  nbesitiloaen"  Kreisen,  Aber  Art  und  Inhalt  unseres  gdtenden  bürgerUchen  Rechtes  ine> 
sufBhicnt 

Für  die  Geschichte  der  italienischen  Rechtswissenschaft  (s.  oben  S.  86 — 88) 
vgL:  V.  Savigny.  Geschichte  des  römischen  Rechtes  im  Mittelalter  (8  Bände,  2.  Auflage 
seit  1834),  F.  Thaner,  Abälard  und  das  canonische  Recht  (rgoo);  für  die  Geschichte  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  insbnondere  seit  dem  16.  Jahrhundert  (s.  oben  S.  88 ff.) 
111^:  R.  Sinmmo»  Gescbichle  der  deutschen  Recbtswtssenschaft  (lUa  1884},  3.  Abt  von 
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HANDELS-  UND  WECHSELRECHT. 


Von 
Karl  Gareis. 

BcdcuiunK  dei  Einleitung.  Das  Handelsrecht  als  die  Gesamtheit  der  Rechtsnormen, 
die  für  den  Handelsstand  und  die  Handelsgeschäfte  als  eig-enartige  Normen 
jenes  Standes  und  dieser  Geschäfte  gelten,  ist  der  Hauptsache  nach  ein  Teil 
des  Privatrechtssystenis.  Allerdings  gelten  für  Handel  und  Handeltreibende 
auch  gewisse  Nonnen  des  fiffentUchen  Rechtes,  nämlich  des  Völkerrechts 
und  des  Staats^  insbesondere  VerwaLtuogs-(z.  B.  Polizei«)  Rechts,  als  be- 
sondere Normen;  aber  diese  sind  in  ihrer  Eii^enart  viel  weniger  bedeutend 
als  die  auf  dem  Gebiete  des  bür^ierlichen  Verkehrs  und  des  bürgerlichen 
Besitzes  dem  Handel  entstandenen  und  ihm  (Mg-cmtümlichcn  Rechts- 
anschauungen  und  Rechtsvorschriften.  Und  so  mag  denn  das  Handelsrecht, 
von  dem  ein  praktisch  besonders  wichtiger  Teil  sich  als  Wechselrecht  ab- 
gezweigt und  votzUglich  entwickelt  hat,  hier  als  ein  Stäck  des  Privat» 
rechts  vorgestellt  und  dairgestellt  werden.  Aber  wtfch  ein  Studcl  Ist 
schon  das  Privatrecht  im  ganzen  mit  Fug  als  der  wichtigste  Teil  des  ge- 
samten Rf^clites  bezeichnet  worden,  wie  wird  da  j^eleugnet  werden  können, 
daft  das  Handelsreclit,  der  Bahnbrecher  für  alle  Fortschritte  im  Frivatrecht, 
den  Ruhm  für  sich  in  Anspruch  nehmen  darf,  der  allen^ichtigste  Teil  des 
gesamten  Rechts^stems  zu  sein?  Denn  zu  den  vorzuglichen  Qualitäten, 
die  dem  Handelsrecht  als  Teil  des  Privatrechts  überhaupt  eignen,  konunt 
noch  der  starke  internationale  Zug,  der  in  diesem  eigenartigen  Teile  des 
Privatrechts  weht,  die  Einwirkung  der  handeltreibenden  Völker  der  Erde 
aufeinander  in  der  Ausbildung  dos  besonderen  Handelsrechts  und  des 
allj^pmeinen  Handelsrechts,  und  es  kommt  hinzu  noch  die  hervorragende 
Beteiligung  des  Handelsrechts  an  den  sozialpolitischen  Veränderungen. 

Zwranal  schon  hat  das  Handelsrecht  eine  große  gesellschaiUiche 
Versdiiebung  eiogdeitet  und  durchgemacht,  die  mit  der  Entstehung 
eines  neuen  Standes  und  neuer  sozialpolitischer  Verhältnisse  unmittelbar 
zusammenhingt:  die  erste  Verschiebung  ist  abgetan,  in  der  zweiten  be- 
finden wir  uns  noch.  Als  in  die  aus  ritterbürticfen  Burpimannen  und 
aus  hurigen  Handwerkern  zusammengewürfelte  Bevölkerung  des  juncea 
deutschen  Städtelebens  im  ii.  und  12.  Jahrhundert  der  freie  Kaufmann 


Digrtized  by  Google 


Eiideituiir. 


93 


eindrang",  sein  Recht  daselbst  sich  bildete  und  die  Zunft  der  Handelsleute 
an  die  Spitze  der  Stadtbevölkerung  trat,  da  sank  der  adelige  Castellanus 
und  Ritter  in  der  Stadt,  und  es  hob  aidi  dort  das  andere  Element  der 
Stadtbewohner:  es  entstand  das  freie  Bürgerttun,  und  za  diesem  zog  der 
Handdsstand  auch  das  Handwerk  empor;  der  Handwerker  dankt  in 
Deutschland  seine  rechtliche  Freiheit  und  seine  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit dem  Handpltreibenden,  der  die  Freiheit  in  die  Städte  brachte,  wie 
er  das  Gold  und  den  Kreditverkehr  dahingotraj^en  hat.  Damals  entstand 
das  eigenartige  Handelsrecht,  emiöglicht  und  gelragen  durch  die  eigene 
Geridiisbarkeit  der  handeltreibenden  Bürger  (Handelsgeriditsbaikeit  als 
Innungagerichtsbarkeit  oder  Zweig  der  städtischen  Gerichtsbarkeit);  es 
entstand  als  ein  Zunftrecht  \im\  wirkte  ein  auf  die  Rechte  und  Rechts- 
stellung der  übrigen  Zünfte.  Mit  der  politischen  Orcfanisation  des  sog. 
dritten  Standes,  des  freien  Bürtfertums  ist  diese  erste  vom  Haadelsstand 
und  Handelsrecht  bewirkte  soziale  Tat  abgesclilossen. 

Nicht  abgescidosÄeu  ist  die  zweite  gesellschaftliche  Verschiebung.  Sie 
hebt  an  mit  der  rechUichen  ^rmSglicfaung  und  rechtlicben  Organisation 
des  konzentrierten  Crroikapitals:  die  Normen  des  handelsrechtlichen  Ges^- 
Bchaiiswesens,  ausgehend  von  der  Verzweigung  der  Kaufmannsfamilien 
und  von  den  bescheidenen  Anfangen  der  commenda  als  schlichter  Kapital- 
beteilig'ung'  bei  einem  HandeLsunternehnien  eines  für  sich  allein  nicht 
kapitalkräftigen  Geschäftsmannes  oder  Staates,  gewährten  und  gewähren 
die  Möglichkeit  der  Ansammlung  ungeheurer  Vermögen  in  einer  einzigen 
Gesellschaft^  die  von  Einem  Sinne  geleitet  wird.  Und  die  hand^srecfatlichen 
Institut^  dUe  der  Mobilisierung  und  Übertiagbarkeit  der  Werte  dienen,  die 
Institute  der  Wertpapiere  und  des  Wechsels,  des  Bankverkehrs  und  der 
Börsen  ermög^lichen  die  internationale  Konzentration  und  Distribution  des 
Großkapitals  im  Interesse  der  Großindustrie,  des  Weltliandels  und  des 
Großkredits  in  diesem.  Und  dabei  wird  nicht  das  Kapital  allein  in  stei- 
gendem Mafie  adma&uert  und  konzentriert,  sondern  auch  menschliche 
Kraft,  die  Arbeit,  die  Geistesarbeit  und  die  Arbeit  der  Hände,  alles  im 
Dienste  des  handelsrechtlich  gebildeten  Groflkaintals^  s^  es  in  der  Funktion 
des  Generaldirdctors  oder  des  niedrigsten  Handlangers.  Nun  denke  man  zu 
diesen  Massenansammlungen  noch  die  Macht  der  Kartelle  und  der  Trusts, 
und  man  wnrd  gestehen  müssen,  daß  es  dem  Handelsrecht  gelunjEfen  ist,  Kraft- 
akkuniuiatoren  zu  schaffen,  die  —  sagen  wir  einstweilen  noch:  nahezu  — 
▼<ni  flberstaallicher  Vehemenz  sind  und  ein  Zusammengehen  der  mSch- 
tigsten  Staaten  noch  voraussetzen  dürften,  wenn  ihnen  eine  Schranke  von 
Aufien  mit  Erfolg  gesetzt  werden  sollte.  VcMrderhand  erscheint  jene  enorme 
Kapital-  und  Arbeitdconzentration  aber  noch  zweifellos  notwendig;  wir  ho- 
dürfen  sie,  um  die  im  T.aufe  des  letzten  Jahrhunderts  großartig-  in  den 
Dienst  der  menschlichen  Kultur  t,restelltf>n  Naturkräfte,  des  in  Dampfform 
gebrachten  Wassers,  der  Explosionskrali  und  der  Triebkraft  bestimmter 
Gase,  und  vor  allem  der  Elektrizität  möglichst  reich  verwerte  zu  können; 
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wir  bedürfen  jener  enormen  Konzeatrationeu,  die  den  Blick  und  die  Kraft 
des  einzelnen  überragen,  vor  aUem  weil  wir  um  des  Weltfortschhtts 
wUlea  des  Weltlumdels  bedfirfea,  der  seinersdts  sein  Handdsreclit,  das 
Weltlianddsrecht  braucht 

Die  Han.1.1«-  I-  Das  Verhältnis  zwischen  Handelsrecht  und  allgemeinem 
radMi^uetiaa.  bürgerlichen  Recht.  Betrachtet  man  die  handelsrechtlichen  Institute 
im  einzelnen,  so  nimmt  mau  walir,  daß  ein  Teil  der  zu  einer  gewissen 
Zeit  dem  Handelsrecht  erwachsenen  Aufgaben  nach  und  nach  vom  all- 
gemeinen  Rechte  erfüllt^  und  zwar  so  erfüllt  wird,  daß  auch  der  Handel 
und  Handdastand  es  nicht  anders  braucht  oder  wünsdit;  dadurch 
wird  dem  Handelsrecht  einerseits  das  Fdd  beschnitten,  aber  anderseits 
wächst  ihm  immer  neues  T,and  zu:  mag  das  allgemeine  bürgerUche 
Recht  noch  so  zeitgemäß  und  vollständig  entwickelt  sein,  die  Existenz 
eines  besonderen  Handelsstandes  und  die  iutemationalen  Berührungen, 
die  der  Handel  schafft  und  von  denen  sein  Recht  immer  wieder  beein- 
flttflt  wird,  werden  stets  bewirken,  daB  neben  dem  allgemeinen  Frivatrecht 
immer  noch  Handelsrecht  besteht,  ja  immer  wieder  neues  Handelsrecht 
entsteht.  Zahlreiche  Geschäfte  des  Wertpapier-  und  des  Bank  Verkehrs 
und  der  Börsonvorkehr,  sowie  schließlich  auch  die  inteniationale  Beein- 
flussung des  Geld-,  Waren-  und  Arbeitsmarktes  werden  der  Rechtsbildung 
in  Handelssachen,  sie  sei  einzelstaaüich,  gesetzgeberisch  oder  gewohnheits- 
rechtüch,  oder  sie  sei  völkerrechtlich-konventional,  soweit  wir  in  die  Zu- 
kunft SU  schauen  vermögen,  noch  genug  Aufgaben  stdien,  die  nur  in 
handelsrechtlichen  SondemormMi  gelost  werden  können. 

Die  Entstehung  und  Fortbildung  des  Handdsrecfats  in  Deutschland, 
Frankreich  und  England  —  diese  drei  Länder  kommen  mit  ihren  Handels- 
rechten als  t\"pisch  allein  in  Betracht  —  zeigt  deutlich,  welche  Voraus- 
setzungen vorzuliegen  haben,  welche  Bedingfungen  erfüllt  sein  müssen, 
wenn  es  zu  einem  besonderen  Handelsrechte  kommen  soll:  es  muß  ein 
Handelsstand  bestehen,  es  mufi  diesem  das  allgemdne  bfizgerlidie  Recht 
nicht  genügen,  weil  er  nüt  seinem  Rechtsbedürfhisse  vorausgeeilt  ist,  und 
es  müssen  die  Verbindungen  mit  dem  Auslande  auf  die  inländische  Rechts» 
bildung  Einwirkung  gewonnen  haben.  Unter  diesen  Voraussetzungen  hat 
sich  insbesondere  das  deutsche  Handelsrecht  entwickelt,  dem  es  förderlichst 
zugute  kam,  daß  die  materielle  Gemeinsamkeit  der  Bedürfnisse  und 
Rechtsanschauungen  und  das  Interesse  des  handeltreibenden  Teiles  der 
deutschen  Nation  mächtig  zu  einheitlicher  Gestaltung  des  Rechtes  drängten; 
so  kam  es,  daB  die  deutschen  Stämme  auf  diesem  Gebiete  eher  als  auf 
anderen  Rechtsgebieten  zur  Kodifikation  und  Rechtseinheit  gelangt  sind; 
den  Anregungen  auf  den  deutschen  Zollvcrcinskonferenzen  ist  sowohl  die 
Entstehung  tlcr  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  (1847,  1848),  wie 
die  des  allgemeinen  deutscheu  Handelsgesetzbuchs  (entworfen  1857 — 1861) 
zu  danken. 
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Diese  beiden  Gesetze  bilden  noch  heute  den  Mittelpunkt  des 
deutschen  Handelsrechts,  wenngleich  das  letztere  uun  mehrlach  abge- 
ändert (1870,  1872,  1884,  1897)  und  durch  viele  Einzelgesetze  ergänzt  ist. 

Den  Kmh  des  französischen  Handelsrechts  bildet  d«r  Code  de 
commerce  0n  Kraft  seit  i.  Januar  1808)^  der  jedoch  in  seiner  unveränderten 
Grestalt  nur  mehr  außerhalb  Frankreichs  gilt,  in  seinem  Heimatlande  aber 
stark  umg-eändert  worden  ist;  am  br-deutsamstcn  ist,  daß  der  Code  de 
commerce  die  Grundlage  vieler  anderer  Handelsg-esetzbücher  wurde,  so  von 
Ägypten,  Domingo,  Griechenland,  Haiti,  Monako,  vielfach  allerdings 
unter  starker  Miteinwirkung  des  deutschen  Handelsrechts;  letzteres  ist 
namentlich  bei  der  neuesten  Gestaltung  des  italienischen  Handelsrechts 
der  FaU,  das  in  jüngster  Zeit  seinerseits  wieder  sur  Grundlage  des  neuen 
portugiesischen  und  des  rumänischen  Handelsrechts  geworden  ist 

Da-s  in  Englaii  l  Le  itende  Handelsrecht  hat  von  Jeher  zwei  Bestand- 
teile: allgemeines  Handelsgewohnheitsrecht  und  detailliertes  Statutarrecht; 
ersteres  wird  als  Teil  des  common  law  angesehen,  von  den  Gerichtshöfen 
als  law  marchant  anerkannt,  letzteres  besteht  aus  zahlreichen  einzelnen 
Gdegenheits-  und  manchmal  auch  viele  solche  xusammen£usenden  Ge- 
setzen, —  eine  Doppelrechtsbildung,  wie  sie  auch  in  Nordamerika  besteht^ 
allerdings  dort  unter  Überhandnehmen  von  Statutarrecht 

Ist  die  nordamerikanische  Hanf-^flsrechtsbildung  wie  die  der  eng- 
lischen Kolonieen  im  wesentlichen  jener  britischen  Doppelrechtsgestaltung 
gefolgt,  so  weist  die  Rechtsbildung  in  Zentral-  und  Südamerika  den 
Anschlufi  an  altspanisches  und  altfranzösisches  Handelsrecht  auf;  die  Gesetz- 
bficher  der  aus  portugiesischen  und  iranischen  Kolonieen  hervorgegangenen 
amerikamschai  Staaten  dürfen  geradezu  als  To<Aterrechte  des  vom  fran- 
zösischen Rechte  stark  beeinflufiten  spanisch-portugiesischen  Handels- 
rechts bezeichnet  werden. 

Der  dem  Kern  nach  deutschen  Rechtsgruppc  können  die  Handcls- 
und  Wechselrechte  von  Österreich,  Ungarn,  der  Schweiz  und  von 
Japan,  und  die  Wechselrechte  der  skandinavischen  Staaten  und  Ruß- 
lands eingereiht  werden. 

Aber  rastlos  gehm  die  Neubildungen  auf  zahlreichen  zum  Handels- 
recht gehörigen  Einzelgebieten  ununterbrochen  vor  sidi,  in  allen  Ländern: 
neue  Schiffahrtsgesetze,  neue  Börsen reglementierungen  und  neue  Ver- 
sicherungsrechtsnormen treten  fast  allerorten  zutage;  Scheck wesen.Warrant- 
verkehr  und  die  ausgleichende  Abrechnung  der  Banken  Anden  in  neuen  Ge- 
setzen Regelung,  die  Zielpunkte  sind  überall  —  mehr  oder  weniger  deut- 
lich —  dieselben,  die  unten  ^.113^1x5)  angedeuteten,  namentlich  wird  die 
internationale  Ausgleichung — bewufit  oder  unbewußt — erstrebt  und  exreicht 

n.  Die  Abgrenzung  des  Handels  und  der  Handelsgerichts-  „Handel- «Md 
barkeit.  Soll  das  Handelsrecht  einen  besonderen  Teil  der  menschlichen  ^^•»vHrti 
Verkehrs-  und  Lebensverhältnisse  —  in  Abweichung  von  den  som>t  für 
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letztere  maßg^b'^nden  des  bürgerlichen  Reclites  —  regeln,  so  muß  iencr 
Teil  möglichst  schar!  von  den  übrigen  Privatrechtsverhältnissen  abgegrenzt 
werden;  das  Anwendungsgebiet  des  Handelsrechts  n»iB  mit  anderen  Worten 
durch  gut  sichtbare  Grenzzeid&en  abgiNnarkt  werden.  Solche  Grenzseichen 
waren  leicht  anzubringen,  solange  der  mittelalterliche  Zunftzwang  herrschte, 
denn  damals  war  das  Handelsrecht  einfach  das  Zunftrecht  der  Kaufleute 
und  galt  für  dtejenijyen,  die  die  Gilde  der  Kaufleute  gewonnen  hatten, 
sowohl  in  Rechtsg-eschäften  dipser  untereinander  (jetzt:  zweiseitige  Handels- 
geschäfte genannt),  als  auch  dann,  wenn  ein  Kaufmann  gerade  in  seiner 
Standeseigenschaft  mit  Dritten,  auch  Nichdcaufleuten,  handelte^  d^  Kauf- 
mann als  solcher  auftrat  Dieselben  Grenzen  hatte  auch  die  Handels- 
gerichtsbarkeit,  wo  solche  bestand. 

Anders  ist  die  Sache  geworden,  seit  der  Zunftzwang  gefallen.  Nun 
gilt  PS  durch  andorc  Grenzzeichen  als  durch  das  mechanische  Mittel  der 
Zunftmatrikel  festzustellen,  wer  und  was  unter  dem  Handelsrecht  und,  wo 
ein  solches  noch  vorhanden,  imter  dem  Handelsgerichte  steht 

Um  diese  Fragen  zu  beantworten,  stellt  die  moderne  Gesetzgebung 
ein  System  von  Anhaltspunkten  als  Regeln  auf,  die  davon  ausgehen,  daB 
der  objektive  Begriff  des  Handels  au%estellt  wird,  —  am  besten  durch 
Au&Shlung  der  einzelnen  zum  Handel  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  ge- 
horicren  Geschäfte,  als:  Spckulations-,  Realisations- AnschafTunt»"  und  -Ver- 
äutierunt^,  Bankier-,  Transport-,  Vermittelung-s-  und  Vertretungsgeschäfte 
Prämiena.ssekuranz,  sachumgestaltender  Fabrikbetrieb  und  Verkäs-  sowie 
Buchdruckeretgesdiäfte  und  dazu  Gehöriges;  an  diesen  objektiven  Ans- 
gaog^Ninkt  des  Systems  wird  dann  die  personelle  Fortsetzung  desselben 
gereiht:  wer  eines  oder  mehrere  dieser  Geschäfte  gewerbsmäßig  betreibt, 
ist  Kaufmann,  und  alle  Geschäfte  eines  Kaufmanns,  die  zum  Betriebe 
seines  Handelsyeworbcs  g^ehören,  sind  Handelsgeschäfte;  Handelscj-eschäfte 
aber  und  die  Rechtsverhältnissp  des  Handelsstandes  als  solchen  sind 
Handelssachen,  und  eben  für  Handelssachen  gilt  das  Handelsrecht. 

So  wird  der  Umfang  des  Geltungsgebiets  des  materiellen  Rechtes 
durch  den  Begriff  der  Handelssachen,  auf  dem  der  des  Kaufinanns  positiv- 
rechtiich  steht,  begrenzt;  ebenso  aber  auch  die  Handelsgerichtsbarkei^ 
wenn  eine  solche  anerkannt  ist. 
HandeUirrrichu-  So  wichtig  die  Existenz  und  Bctätij^mpf  einer  besonderen  Handels- 
baritcit.  gerichtsbarkeit,  ausgeübt  durch  bürt^'-erliclie  Standes-,  Fach-  oder  Zvmft- 
gerichte,  für  das  Werden  des  Handelsrechts  als  Standesrecht  der 
Kaufleute  in  Zeiten  der  politischen  Teilung  der  Bevölkerung  nach 
Ständen  auch  war,  so  wenig  ist  fSr  die  Zeit  des  allgemeinen  Staats- 
bfirgertums  und  eines  allseitig  gebildeten  Juristenstandes  der  Bestand 
eigener  Handelsgerichte  zu  befiirworten ;  es  ist  in  dieser  Zeit  die  Handels- 
gerichtsharkeit  durch  die  ordentlichen  Gerichte  auszuüben.  Der  staats- 
verfassuny-smäßii^c  (Grundsatz:  niemand  soll  seinem  ordputliclien  Richter 
entzogen  werden,  bedeutet,  daß  Standesgerichte  mit  einem  Grundrechte  des 
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modernen  Staates  in  Wirlprspruch  stehen.  Das  Äußerste,  was  den 
doch  noch  vorhandenen  .Schwärmern  für  kaufmännische  Standesg-erichte 
noch  zugegeben  werden  kann,  ist,  daß  in  einer  bestimmten  Instanz  — 
aber  nicht  in  der  höchsten  octer  Reviaionsinatanz  —  eine  Mitwirkung  kauf- 
mSnnischer  Beiätzer  unter  dem  Votsitz  dnes  rechtskundigen  Richters  statt- 
finde, —  eine  Binrichtung-,  welche  in  Deutschland  in  den  nach  Ermessen 
der  Landesjustizvervvaltuntr  zu  errichtenden  „Kammern  für  Handelssachen 
als  Abteilungen  der  Landgerichte  zu  erblicken  ist  Etwas  anderes  als 
diese  „kaufimännischen  Schöffengerichte"  sind  die  Gewerbeg-erichte  und  die 
Kaufinannsgenchte  (letztere  wesentlich  für  Streitsachen  zwischen  Handlungs- 
gehilfen und  ihren  Prinzipalen),  beide  Arten  von  Gerichten  auf  Grund  be- 
sonderer Reichsgesetze  nur  in  Deutschland  bestehend  (erstere  nach  Reichs- 
gesetz vom  29.  Juli  1900,  letztere  nach  Reichsgesetz  vom  6.  Juli  1904). 
Han  ist  mit  der  Kreierung  von  solchen  Sondergerichten  auf  einen  We^ 
geraten,  der  im  Interesse  einer  gfriindlichen  und  einheitlichen  Rechts- 
pflege nicht  mehr  viel  weiter  zu  verfolgen  sein  dürfte. 

Wo  „Kammern  für  Handelssachen"  bestehen,  fungieren  sie  übrigens 
nidit  bh>B  als  entscheidende  Gerichte  in  der  streitigen,  gegen  Kaufleute 
gerichteten  Getichtsbaikeit,  sondern  »  in  zweiter  Instanz  über  dem 
Registerxiditer  in  Angdegenheiten  der  freiwilligen  Oeri<ditdMikeit 
Dem  Registerrichter  aber  und,  in  zweiter  Instanz,  den  „Kammern  für 
Handelssachen"  ist  die  Eintraj^ng-  der  Firmen,  Prokuren  und  Gesell- 
schaften (mit  deren  Vertretungen  usw.)  in  die  als  öffentliche  Register 
zu  führenden,  mit  den  Zunftmatrikeln  zu  vergleichenden  und  wohl  auch 
geschichtlich  damit  zusammenhängenden  Handelsregister  übertragen.  Diese 
Eintragung  ist  besonders  in  denjenigen  Fällen  wichtig,  wo  ihr  nicht  bloB 
eine  dddaratoaacfae,  soodem  eine  konstitutive  Bedeutung'  zukommt.  Koi^ 
Stitutive  Bedeutung  aber  kommt  den  öffentlichen  Registrierungen  immer 
dann  zu,  wenn  durch  sie  etwas  vorher  noch  nicht  Vorhandenes  geschaffen 
wird,  wie  dies  7..  B.  bei  der  Aktiengesellschaft  der  Fall  ist,  die  vor  der 
Eintragung  in  das  Register  überhaupt  noch  nicht  als  Aktiengesellschaft 
besteht  Eine  derartige  Entstehung  ehier  Gesellscihaft  oder  dnes  Vereins 
entspricht  dem  modernen  Rechtsstaate:  der  Geset^ber  setzt  die  Be- 
dingungen lest,  nach  dermi  Erßllung  die  Sjntragung  erfolgen  darf,  aber 
auch  muß,  und  der  Richter  hat  nur  zu  prüfen,  ob  diese  Bedingungen  er- 
füllt smd  oder  nicht,  und  danach  die  Emtn^fung  zu  vollziehen  oder  nicht 

in.  Der  Kaufmann.  Es  ist  vorhin  (S.  92)  darauf  hingewiesen  worden,  Der  iua(mu>Ds- 
da6  das  Handelsrecht  in  vielen  Beziehungen  bahnlnrechaid  für  den  Fort»  ^""^ 
schritt  des  gesamten  bürgerlichen  Rechtes  ist:  der  gewöhnliche  bürgerliche 
Rechtsverkdtr  nimmt  Regehi  an,  die  ziMVSt  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
entstanden  sind.  Dies  ist  eine  allgemeine  Kulturwahmehmung.  Haben 
die  so  in  den  gewohnlichen  bürgerlichen  Verkehr  herübergenommenen 
Regeln  einen  spe/ifisrh  handelsrechtlichen  Charakter,  verleugnen  sie  ihren 
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merkantilen  Ursprung  nicht,  so  kann  man  in  jenen  Übemahmefallen  von 
einer  „Koramerzialisienmg"  des  bürgerlichen  Verkehrs  sprechen;  eine  solche 
Kommenialiaienmg  liegt  ganz  besonders  aber  dann  vor,  wenn  vom  Ge- 
setzgeber bewufitermaßen  Reditsersdieinangen  und  •vexliSltntsse,  die  an 
sidi  mit  dem  Kaufinannsbegiifie  und  nnt  dem  Handelareclite  nidits  zu  tun 
haben,  in  jenen  Begriff  gezwängt  und  dem  Geltungrsbereiche  des  letzteren 
Rechtes  einverleibt  werden.  Diese  Tetid^nz,  welche  über  die  kultur- 
gfeschichtliche  Pionieraufgabe  des  Han  l'  b t "chts  hinausg^ehen  kann,  ist 
gegenwärtig  in  vielen  Gesetzgebungen  wahrzunehmen;  zum  Teil  hat  sie 
gewift  ihren  Crrund  nur  in  dem  Streben  nach  abg^uizter  Fassung  der 
Gesetze;  stilistisch  bedeutet  ne  eine  Erweitemng  des  Kaufinannsb^griffo  und 
des  analogen  Begri£&  der  Handel^fesellschaft:  anstatt  au&uzlhlen,  welche 
im  Handelsgesetzbuch  aufgestellte  Vorschriften  auch  auf  Erwerbs-  und  WLrt- 
schaftsgenossenschaften,  auf  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  auf 
Aktiengesellschaften,  die  keine  Handelss^eschafte  betreiben,  anwendbar 
sein  sollen,  sagt  der  Gesetzgeber  schlankweg:  diese  Gesellschaften  gelten 
als  Kaufleure  im  Sinne  des  Handdsgesetzbudis.  Die  Wirkung  ist  dann 
aber  doch  die,  daB  der  Kauimannsbegriff  über  den  Handelsbegciff  hinaus 
erweitert  und  dadurch  so  verflüchtigt  wird,  dafi  er  nicht  mehr  materiell, 
sondern  nur  mehr  formell  faßbar  wird:  es  entsteht  dann  ein  Kaufmanns 
begriff,  der  auch  solche  Personen  umfaßt,  die  dem  Gegenstand  ihrer  Be- 
schäftigung nach  keine  Kaufleute  sind,  weil  sie  nicht  Handel  treiben 
(s.  oben  S.  97  f.),  ein  formaler  Kauimannsbegriff  oder  der  Begriff  des  Form- 
kaufinanns.  Das  neue  deutsche  Recht  gelangt  zu  diesem  Begriffe  da^ 
durch,  dafi  es  ein  gewerbliches  Unternehmen,  z.  B.  eine  Segelei  oder  Ton> 
warenfabrik,  oder  ein  ähnliches,  dem  Gegenstände  nach  nicht  kauf- 
männisches  Unternehmen  als  Handelsgewerbe  erklärt,  wenn  es  nach  Art 
und  Umfang  einen  in  kaufinännischer  Weise  eingerichteten  Geschäftsbetrieb 
erfordert  (nämlich:  objektiv  erfordert,  d.  i.  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
registerrichters  und  in  zweiter  Instanz  des  Landgerichts  bzw.  dessen 
Kammer  für  Handelssachen};  das  Unternehmen,  dieses  QuasUumdels- 
gewerbe,  wird  dann  als  verpflichtet  bezeidmet,  die  Hntragimg  nach  den 
für  die  Eintragung  kaufmännischer  Firmen  geltenden  V<nschfiften  herbei- 
zuführe  n;  und  ist  die  Firma  dann  auch  wirklich  eingetragen,  so  gilt  das 
Unteniehmen  schlechthin  auch  Dritten  gegenüber  als  Handelsgewerbe, 
und  es  kann  dann  gegenüber  demjenigen,  der  sich  auf  die  Eintragung  be- 
ruft, so  wenig  wie  auch  sonst  bezüglich  einer  Eintragung  geltend  gemacht 
werden,  dafi  das  Geschift  kein  Handelsgewerbe  oder  nur  das  Gewerbe 
eines  nicht  eintrag^flichtigen  Kaufmanns  minderen  Rechts  sei.  Dabei  macht 
der  deutsche  Gesetzgeber  den  Land-  und  Forstwirten  eine  bemerkens- 
werte Konzession:  während  sonst,  wie  erwihnt,  ein  objektiver  Itfaßstab 
entscheidet,  ob  ein  Nichthandelsgewerbe  zum  Handelsgewerbe  gemacht 
werden  soll,  nämlich  der  Umstand,  daß  eine  kaufmännische  Betriebsweise 
nach  Art  und  Umfang  des  Unternehmens  sachlich  nötig  sei,  ist  der  Land- 
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oder  Forstwirt,  der  ein  solches  Unternehmen,  B.  eine  Spiritusbrennerei 
oder  eine  Brettersäge,  auf  einem  Gute  etwa  als  Nebenbetrieb  eingerichtet 
hat,  nach  seiner  Wahl  bereditigt,  die  Eintragung  in  das  Handelsregbter, 
also  die  Konmieizialiueningf  herbeiznfuhrea  oder  za  unterlassen,  ^  ver- 
pfliditet  ist  er  zur  Anmeldung  nicht 

Die  Eigenart  der  kaufmännischen  Rechte  und  Pflichten  ist  teils 
im  Gebiete  des  Prozeßrechts  (Unterstellung  unter  Handelsg-erichte,  in 
Deutschland  eventuell  unter  die  Gerichtsbarkeil  der  Kammern  fiir  Handels- 
sachen einer-i  anderseits  aber  auch  Mitwirkung  bei  dieser  Gerichtsbar« 
kett,  Iklitgliedschaft  zum  Handels-,  Gewerbe-,  Kauflnannsgiaicht  oder  'zur 
Kammer  für  I^mdelssachen),  teils  im  Grebiete  des  materiellen  Handels- 
rechts wahrnehmbar.  Eine  Anzahl  von  Verpflichtungen  des  bürgerlichen 
Rechtes  wird  verschärft,  wenn  der  Verpflichtete  ein  Kauünann,  und 
zwar  in  der  Regel  Vollkaufrnann  (während  der  Kaufmann  minderen 
Rechtes,  z.  B.  ein  sonst  dem  Handelsrecht  unterstellter  Handwerker 
oder  ein  Kieinkrämer,  in  solchen  Beziehungen  meist  dem  allgemeinen 
bürgerlidien  Recht  unterstellt  bleibt),  in  anderen  Beziehungen  aber  ist 
der  Kaufmann  günstiger  gestellt,  kann  höhere  Zinsen  (aber  doch  nicht 
Wucherzinsen)  nehmen,  unter  Umständen  sogar  SSnaeszinsen  berechnen 
(im  Kontokorrent)  usw. 

Die  Ausbildung  und  Anerkennung-  der  Persönlichkeitsrechte  in  Theorie  PenMtahküti- 
und  Praxis  kommt  selbstverständlich  auch  dem  Kaufmanno  zugute;  fiir  ihn 
ist  das  Namenrecht  doppelt  maßgebend,  als  Recht  des  bürgerlichen 
Namens  unter  dem  Sdmtze  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  und  als 
Recht  des  kaufinannisdien  Namens,  der  ^rma.  Zu  den  altii«rgebrachten 
Grundsätzen  des  Finnmirechts,  die  sich  gegenseitig  durchkreuzen  und 
dadurch  modifizieren  —  dem  Prinzip  von  der  Wahrheit,  von  der  Aus- 
SChUeßUchkeit,  von  der  freien  Wahl,  von  der  bedingten  Übertragbarkoit 
und  von  der  Registerpflichtigkeit  — ,  ist  nun  noch  der  Grundsatz  der 
gesetzlich  an  die  Firmenbeibehaltung  geknüpften  Schuldübemahme  ge- 
treten; dne  solche  Schuldüb«mahme  auf  Grund  der  Fortfühnmg  einer 
Finna  ist  aber  ebenso  wie  die  kraft  besonderer  verpflichtenden  Bdcannt- 
machimg  eintretende  S^uldübemahme  einem  Geschäftsnachfolger  zu- 
n.'ichst,  d.  h.  fünf  Jahre  lang  nur  eine  kumulative,  denn  so  lange  liaftet  der 
Geschäftsvorgänger  noch  für  die  Geschäftsschulden,  es  sei  denn,  daß  die 
Verjährung  der  letzteren  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  schon  frülier 
eingetreten  ist  Kne  wichtige  Ergänzimg  hat  das  Firmenrecht  durch  den 
entwickdten  Schutz  der  Warenbez^chnungen  (Markenschutz  und  die  ge- 
setdiche  BekSmpAmg  des  unlauteren  Wettbewerbs  erhalten,  —  beides  Maß- 
regeln, welche  Über  den  Bereich  des  Handels  hinausreichen  und  auch  zum 
Schutze  des  Nlchtkaufmanns  bestimmt  und  wirlcsam  sind. 

rV.  Die  Hilfspersonen  im  Handel.    Unter  den  Hilfspersonen  im  Hudeu 
Handel  sind  es  namentlich  die  imsclbständigen,  nämlich  die  in  einem  ™*p«"^' 
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Handelsgewerbe  Angestellten,  Handlung-sgehilfen  und  Ilandlurt^slehrlinge, 
die  in  neuester  Zeit  die  Aufinerksamkeit  der  Gesetzgebung  aut  sich  ge- 
zogen haben.  Es  ist  ein  viditiges  Stück  80zia^»o&tischer  Gesetzgebungs- 
aibeit,  das  in  dieser  Hinsicht  zu  leisten  ist  und  in  Deutschland  auch 
«irklich  gfeliefert  wurde.  Der  Arbeitsvertrag,  inhaltlich  dessen  der 
Handlungsgehilfe  sich  zur  Leistung  kaufmännischer  Dienste  im  Handels- 
gewerbe des  Prinvipals  gegen  EntjareU*  verpflichtet,  wird  im  Gesetze  derart 
festgelegt,  daß  der  wirtschaftlich  Schwächere,  als  welcher  stets  der  Ge- 
hilfe angesehen  wird,  gegen  allzuschweren  Druck  des  Stärkeren  geschützt 
erscheint;  namentüdi  and  zwei  Benehungcn  hierin  von  Bedeutimg:  die 
Ausdehnung  der  FOrsorgef^cht  des  Prindpals  und  ferner  die  Beschränkung 
der  KonkwenzklauseL  In  ersterer  Beziehung  Lst  die  ernste  Verpflichtung 
des  Prinzipals,  für  das  körperliche  und  sittliche  Wohl  des  „gebrodeten 
Handlungsdieners",  wie  man  früher  sagte,  zu  sorgen,  durch  den  aus- 
drücklichen Hinweis  auf  die  deliktsschuldrechtliche  Verantwortlichkeit  aus 
Körperverletzungen  eingeschärft;  in  letzterer  Hinsicht  aber  ist  wichtig, 
daft  der  Vereinbarung,  wonach  dw  Handlungsgehilfe  für  <Üe  Zeit  nach 
der  Beeidigung  des  Dienstverhältnisses  ht  seinor  gewerblichen  Titigkeit 
beschrankt  wird,  die  Verbindlichkeit  insoweit  abgesprochen  wird,  als  die 
Beschränkung  drei  Jahre  überschreiten  oder  sonst  vmbilHg-  sein  würde» 
Die  Stellung-  der  Handlungsgehilfen  ist  zudem  durch  die  bereits  (oben 
S.  97)  erwähnte  Einführung  der  Kanfmannsgerichte  in  gewissem  Sinne 
gebessert,  und  wäre  es  auch  nur  durch  den  Umstand,  daß  der 
für  die  Kmistttuienmg  dieser  Gerichte  eingeführte  WaUmodus  die  Hand- 
lung^ehilfen  unmittelbar  zur  Koalition  zwingt,  und  somit  geeignet 
ist,  dem  Stande  der  Genannten  eine  bescmdere  soziale  Kraft  zu  Ter* 
lohen. 

T^M«fhi^  Im  Anschluß  an  das  Gehilff^nvorhältnis  ist  das  LchrUngswesen  ge- 
regelt, hauptsächlich  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  daß  der  Handlungs- 
lehrling nicht  etwa  als  „Mädchen  für  alles"  im  Haushalt  des  Prinzipals  ver- 
wendet, sondern  eben  zum  kaufinännischen  Dienste  sachgemaA  ausgebildet 
werde;  auch  muS  dafür  gesorgt  sein,  da6  der  Beru&wechsel  dem  Lehrling 
nicht  unmöglich  gemacht,  aber  audi  nicht  als  bloAer  Vorwand  zum  Ver* 
lassen  der  Lehre  verwendet  werde. 
Haadiugi-  Die  Unterscheidungen  im  Gebiete  der  Handlungsvollmachten,  welche 

bM«iinieMg»k  das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  von  1861  eingeführt  hat,  haben  sich 
zweifellos  bewährt  und  sind  nun  noch  weiter  ausgebildet  worden;  so  vor 
allem  die  formale  GroAvoUmacht,  die  man  in  Deutschland  Prokura  nennte 
und  die  Trichotomie  der  materiellen  Vollmachten.  Das  Handeln  kraft 
Vollmacht  steht  in  den  modernen  Rechten  durchaus  auf  dem  Prinzip  der 
freien  direkten  Stellvertretung,  ohne  welche  die  in  der  heutigen  Gesell- 
schaftsordnung stetig  zunehmende  „Arbeit  für  andere«  gar  nicht  denkbar 
warf,  es  nimmt  das  Handelsrecht  hierin  keinen  anderen  Standpunkt  ein, 
als  dai>  moderne  bürgerliche  Recht  überhaupt. 
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V.  Die  Handelsassoziationen.  Zu  allen  Zeiten,  in  denen  Handel  HAnd«b- 
gewerbsmäßig  betrieben  worden,  gab  es  GeselLschaften,  die  ihm  Arbeit 
und  Kapital  je  nach  Bedürfnis  in  beliebigen  Mengen  zuführten:  alt- 
hellenische Seefahrer  hatten  Schiffsgemeinächaften,  die  römisch -rechtlichen 
Normen  über  den  Notseewuif  sind  noch  Reste  der  Regeiung  jener  Oremeiiii- 
achaften,  nordgermaaische  Gilden  liUiiten  zu  n^eichen  Gemeinschaften,  das 
arabbche  Recht  kannte  in  der  Maona  eine  Kaf^talassoziation,  die  dem 
Staate  Mittel  zu  Handels-  und  Kolonialuntemehmungen  zuführte,  italienische 
Einrichtungen  des  Mittelalters  ahmten  dies  nach  usw.:  —  es  kann  daher 
nicht  wundernehmen,  daß  die  moderne  Kultur  das  Vergesellschaftungs- 
we^en  für  den  Handel  nicht  entbehren  kann,  sondern  im  weitesten  Maße 
ausbildet,  wie  sie  es  braucht  Wäre,  es  ja  doch  ohne  die  IfondelsgesdU 
Schäften  groBen  Stiles  völlig  unmöglich  gewesen,  die  Bampfkraft  und 
die  Elektrizität  fOr  die  gewaltigen  Zwecke  der  Neuzeit  auszunützen,  Berg- 
stöcke, wie  den  Gotthard,  mit  Tunnels  zu  durchbohren,  T^änder  mit  Kanälen 
wie  dem  Suezkanal  zu  durchschneiden,  ohne  die  Aktiengesellschaft.  Und 
in  fast  unheimlichem  Maße  wirkt  in  unseren  Tagen  die  Assoziationskraft 
von  Kapital  und  Arbeit  und  das  freie  Koalitionsvermögen  der  Kapital« 
und  der  Axbeitsbeeitzer  fSr-,  mit-  und  gegeneinander! 

IHe  Recbtsformen,  in  denen  sich  die  angedeuteten  Vergesell- 
schaftungen tatsäciüich  vollziehen,  sind  in  drei  Gruppen  übersichtlich  zu 
teilen,  je  nach  der  Normenquelle,  welche  für  sie  fließt:  es  sind  i.  Handels- 
gesellschaften im  echten  und  eigentlichen  Sinne,  geregelt  durch  das 
Handelsgesetzbuch  selbst,  i.  Quasi-Handelsgesellschaften,  die  in  beson- 
deren Gesetzen,  aus  besonderer  Veranlassxmg  oder  zu  besonderen 
Zwecken  als  eigenartige  T3rpen  geregelt  sind,  und  3.  Gesetlsdiaften, 
die  xwar  für  den  Handel  bedeutend  werden,  aber  ihre  Regelung  im 
allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  finden,  des  ersteren  Umstandes  wegen 
freilich  auch  mitunter  eine  handoLsrechtliche,  vielleicht  sogar  eine  staats- 
rechtliche Modüikatioii  des  allgemeinen  Rechtes  sich  gefallen  lassen 
müssen. 

I.  Echte  Handelsgesellschaften  im  zueilt  erwähnten  Sinne  sind  die 
offene  Handelsgesellschaft,  die  Kommanditgesellschaft  und  ^e  Aktien^ 
geaellachaft;  als  vierte  Form  mag  noch  <fie  Kombination  erwähnt  werden, 

die  man  Konunandi^esellschaft  auf  Aktien  nennt  Bei  weitem  am  wich- 
tigsten für  den  Großhandel  ist  hiervon  wie  erwähnt  die  Aktiengesellschaft.  Aktteo- 
Die  rechtliche  Behandlung  dieser  Gesellschaftsart  ist  in  der  neuesten  Ge-  8**^**"^ 
setzgebung  Deutschlands,  Englands  und  Frankreichs  ungeialir  dieselbe;  sie 
wird  charakterisiert  „als  aus  Mißtrauen  geboren,  von  Verdacht  durchtränkt, 
gegen  Ififibrattch  gerichtet".  In  der  Tat  sehen  sadi  manche  Vorschriften 
des  neuesten  Aktienredits  der  genannten  Kulturlander  wie  drakonische 
Gesetze  an;  als  nämlich  in  den  siebziger  Jahren  des  19.  Jahriiunderts  — 
aus  wirtschaftlichen  Ursachen  —  mittels  der  Aktiengesellschaften,  mochten 
diese  noch  unter  dem  Grundsatz  der  speziellen  Staatsgenehmigung  oder 
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dem  sog".  System  der  Norrnntivbestimmung-en  zur  Entstehung-  gelangt 
sein,  ßchwindelhafte  Unternehmungen,  namentlich  ü^ründungen  als  reine 
Agiotagegründungen  (d.  h.  nur  zum  Zweck  der  bürsenmäßigen  Verwertung 
der  Aktien  errichtete  Assoziationen)  und  Übergründungen  zutage  kamen, 
so  befiel  die  Gresetzgebungen  eine  fest  verzagende  Angstiichk^t,  —  fast 
vdraagende,  ja  fest  verzweifelnde,  denn  es  wurde  ja  damals  auch  erwogen, 
ob  man  nicht  die  Aktiengesellschaft  als  reine  Realassoziation  überhaupt 
ganz  verbieten  und  unterdrücken  solle  und  höchstens  ofTentlichen  Korpora- 
tionen noch  das  Recht  zug^estehen  dürfe,  Aktien  anzugeben.  Nun,  bis  zu 
diesem  Ende  kam  es  nicht,  man  ließ  die  Aktienvereine  zwar  leben,  imigab 
sie  aber  mit  einer  so  schweren  Rüstung,  daß  ihnen  die  Bewegung,  ja 
sdbst  das  Leben  sehr  erscbwert  isL  Das  ihnen  gewidmete  Sonderrecht 
„zugespitzt  gegen  Nachlasdgkdt,  Pflichtwidrigkmt,  UnehrUchkeit  von 
Gründern,  Vorstand  und  Aufsichtsrat",  wie  ein  österreichischer  Minister 
sich  ausdrückt,  hat  nach  verbreiteter  Ansicht  aber  doch  keinen  ungünstigen 
Einfluß  auf  die  Entwickelung  der  Gesellschaften  gehabt:  es  ist  ein  System 
der  haftungsvollen  Prüfung  der  Gründung  und  Geschäftsgebarung  das 
System  des  neuesten  Aktiengesellschaftsrechts,  im  Falle  der  Einführung 
der  Aktien  an  Börsen,  die  auch  nur  beschränkt  und  bedingt  zugelassen 
wird,  sogar  das  voHige  Fro^kt^fstem.  GewiB  tat  Vorsicht  not,  und  der 
Gesetzgeber  hat  vollauf  recht,  ja  es  ist  seine  Pflicht,  diese  anzuwenden 
in  der  möglichsten  Sicherung  der  Rechte  der  Gläubiger  und  der  Mitglieder 
dieser  Gesellschaft.  Die  Devise:  „Schutz  dem  wiitschaftlich  Schwachen" 
darf  aber  nicht  umschlagen  in  die  Devise:  „Schutz  dem  wirtschaftlich 
Dummen'*,  zumal  wenn  der  völlig  Unerfahrene  sich  in  Spekulationen  und 
Untemelunungen  gewagter  Art  ohne  Not  und  aus  reiner  e^ner  Grewinn- 
sucht  einläfit  Niemals  wird  der  Gesetzgeber  mehr  erreichen  können,  als 
daft  er  aufmerksam  macht  und  eine  Reihe  von  persönlich  für  ihre  Er- 
klärungen Haftenden  hinter  die  Realhaftung  der  Gesellschaft  stellt,  —  das 
„Trau  schau  wem**  kann  er  keinem  ersparen.  Das  gilt  für  das  Aktien- 
recht wie  für  das  Börsenrecht  gleich  sehr. 

2.  Für  Zwecke,  die  eine  größere  Beweglichkeit  der  Verwaltimg  er- 
heischen als  sie  den  Aktiengesellsdiaften  g^gebm  ist,  wird  der  neu- 
G.ai.k.H.  gradutfene  l^ppus  d«r  „Gesdischaft  mit  beschränkter  Haftung«  in  neuerer 
Zeit  in  zunelunendem  Maße  angewandt;  sie  ist  kommerzialisiert  in  dem 

oben  (S.  98)  angedeuteten  Sinne,  sie  gilt  als  Kaufmann,  auch  wenn  sie 
nicht  Handel  treibt;  das  deutsche  Gesetz  vom  20.  April  1892  hat  sich  be- 
währt, seine  Anwendung  wird  in  Zukunft  noch  mehr  Bedeutung  gewinnen. 
Den  Ruhm  guter  ^nbürgerimg  mag  auch  das  Genossenschaftsgesetz  in 
Anbruch  nehmen  dürfen:  die  neben  der  alten  strengen  Solidar-  und  per- 
sonlichen Haftung  nun  zugelassenen  beiden  anderen  I^iftungsarten,  die  der 
unbeschränkten  Naduchußpflicht  und  die  der  beschränkten  Haftpflicht, 
haben  dem  Genossenschaftswesen  mindestens  nicht  geschadet.  Neu  und 
in  gewissem  Sinne  noch  imfertig  ist  die  Regelung  des  Privatrechts  der 
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Versirherungsgfesellschaflen,  das  deutsche  Gesetz  vom  12.  Mai  1901  briogt 
einen  etwas  ^rhwerfalliefen  Anfang-. 

3.  Das  Deutsche  iiandelsgesetübuch  nennt  neben  den  „Handels- aai»  g«mO. 
geseÜschafien'*  im  echten  Sinne  übersduiftsweiae  nur  axteh  die  stille  ""^"^ 
Gesdlschaft,  während  es  der  früher  von  ihm  auch  geregelten  Crelegen- 
heit^esellschaft  gar  nicht  mehr  gedenkt;  letztere  ist  volÜg  dem  all- 
gemeinen bürgerlichen  Rechte  überlassen.  Die  stille  Gesellschaft,  nur 
nach  deutschem  Rechte  von  der  Kommanditgesellschaft  systematisch 
unterschieden,  tritt,  im  Gegensätze  zu  letzterer,  nicht  unter  eigener 
Gesellschaftährma  auf,  sondern  nur  unter  der  des  persönlich  haftenden 
Inhabers  des  Handelagewerbes,  dem  der  stille  Gesdlschafter  die  charakp 
teristtsche  Vermdgenseinlage  macht,  auf  die  dessen  Haftung  beschrankt 
ist;  ja  ein  Kaufmann,  der  sein  Geschäft  nur  mit  einem  stillen  Gesell- 
schafter betreibt,  darf  um  dieses  willen  seiner  Firma  keinen  Zusatz  bei- 
fügen, der  auf  ein  Gesellschaftsverhältnis  hinweist  Abgesehen  von  einigen 
wenigen  Bestimmungen,  welche  hauptsäclilich  die  Sicherung  der  Rechte 
des  Gläubigers  auf  den  aus  jener  Vermögenseinlage  entspringenden  Zuwachs 
des  Vermögens  des  Schuldners,  d.  h.  des  persmilich  haftenden  Geschäfts- 
Inhabers^  zum  Zwecke  haben,  würde  die  stille  Gesellschaft  ▼ollstandig 
unter  das  Gesellschaftsrecht  des  allgemein  bürgerlichen  Rechtes  fallen, 
wenn  nicht  die  neue  Gesetzgebung  der  Gesellschaft  ein  eigenes  Zweck- 
vermögen, ein  Sondergut,  welches  als  Eigentum  zur  gesamten  Hand  zu 
konstruieren  ist,  zuschreiben  würde,  in  das  im  Zweifel  die  vertretbaren 
Beiträge  der  Gesellschafter  fließen.  Dagegen  läßt  eben  das  Handelsreciit 
dem  stillen  Ges^chafter  kein  Recht  am  geleisteten  Beitrag  oder  an 
dem  dadurch  veimehrten  Vennogen  des  anderen  Gesellschafters,  sondern 
schreibt  ausdrücklich  vor,  die  Einlage  sei  so  zu  leisten,  daB  sie  in  das 
Vermögen  des  Inhabers  der  Handelsgeschäfte  übergeht. 

Unter  dem  allrf-mr^inen  bürgerHchen  Reclite  stehen  auch  die  durch  Katu»im. 
ihre  riesige  handels-  und  sozialpolitische  Einwirkung  hervorragenden  Ver- 
einigungen, welche  man  als  Ringe,  Tnists  und  Kartelle  zu  bezeichnen 
pflegt  Die  häufig  Temiischt  gebrauchten  Ausdrücke  sind  mit  fester  Be- 
deutung zu  versehen,  und  indem  dies  gesdüeht,  ist  Kartdl  als  der  weiteste 
Begriff  festzuhalten,  in  den  sich  die  beiden  anderen  Begriffe  als  Unter- 
begriffe einfügen.  Kartell  ist  jede  zu  irgend  einem  wirtschaftlichen  Zwecke 
auf  die  Produktions-  oder  Marktverhäitnisse  einwirken  sollende  Verein- 
barung selbständiger  Produzenten  oder  Handeltreibenden,  welche  sich 
damit  zu  einem  bestimmten  wirtschaftlichen  Verhalten  in  ihrem  Geschäfts- 
betriebe vefpflichten;  die  letztere  Veipflichtung  kann  auf  kürzere  oder 
läii^iere  Frist  eratreckt  und  damit  das  Kart^  selbst  lang-  oder  kurzlebig 
sein;  die  Kartelle  von  längerer  Dauer  pflege  e^[ene  Organe  zu  haben, 
die  kurzlebigen  brauchen  nicht  organisiert  zu  sein.  Ist  der  Zweck  der 
Vereinbarung  des  Kartells  die  direkte,  allerdings  niöghcherweise  nur 
vorübergehende  Beeinflussung  der  Preisbildvmg,  so  heißt  das  Kartell  King  Kinge. 
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Tni«».  und  ist  gewöhnlich  ohne  besondere  Organe.  Zum  Trust  wird  das  Kartell, 
wenn  die  Mitglieder  nicht  gleichberechtigt  sind,  sondern  eine  fülirende  Groß- 
fiima  das  Übergewicht  in  der  Vereinigung  ökonomisch  und  juristisch  besitzt 
Die  Frage,  ob  sidi  die  Kartdle  im  weiteren  Sinne  dem  Gremeiii^ 
wesen  der  menschlichen  Gesellschaft  nützlich  erweisen  oder  schädlich» 
ob  sie  demnach  zu  fördern  oder  zu  unterdrücken  seien,  ob  letzteres  über- 
haupt dem  Staate  mogflich  sei  und  mit  welchen  Mitteln,  ist  in  den 
letzten  Jahren  vielfach  erörtert  worden.  Auch  der  Deutsche  Juristentag'  hat 
sich  damit  befaüt;  um  eingehendsten  aber  sind  jene  Fragen  längst  schon 
in  der  französischen  Lüeratnr  über  den  accaparement  behandelt  wordea 
Man  sch«nt  sich  heutzutage  immer  mehr  der  Ansicht  zuzuneigen,  dafi 
nur  <Ue  Auswüchse  der  Kartelle  zu  unterdrücken  seien,  während  das 
Kartellwesen  im  allgemeinen  als  wirtschaftlich  zulässig,  vielfach  als  nütz- 
lich anzuerkennen  ist;  zur  Bekämpfung-  der  als  .solche  näher  festzustellenden 
Au.swüch.se  aber,  velrhe  wieder  auf  den  Schutz  wirtschaftlich  Schwächerer 
hinausläuft,  sollen,  nimmt  mau  an,  die  Mittel  des  gewöhnliclien  bürgerlichen 
Rechtes  (Anfeditbaxkeit  überspannter  Vereinbarungen  aus  den  AnfeditungSo 
oder  Nichtigfceitstitehi  des  büigerlidien  Redites  und  SchadensersatzanqMradie 
wegen  Verstoß  gegen  die  guten  Sitten),  nötigenfalls  mit  zollpolitischen  und 
anderen  handelspolitischen  Maßregeln  des  Staates  oder  der  Staaten  {Ge- 
stattung freier  Einfuhr,  Zollermäßigung,  Aus-  oder  Einfuhrprämien,  Staats- 
industrie, Staatsankäu^p  und  Staatenkartelle)  au.sreichend  .sein.  Für  eine 
Spezialgesetzgebung  gegen  die  Kartelle  würde  die  Mexu'zahl  der  Staaten 
heute  nicht  zu  haben  sem« 


HnSd*-       VT.  Die  Handelsgeschäfte.  Das  Recht  der  Handelsgeschäfte  wird 

in  seinen  allgemeinen  Bestimmungen  heutzutage  immer  mehr  vereinfacht; 
zum  Teil  hat  die.is  seinen  Grund  in  der  bereits  erwähnten  fortschreitenden 
sog.  Kommerzialisierung-  des  allg-emeinen  bürj:rprlichcn  Rechtes;  in  der 
Hauptsache  ist  für  Deutschland  zu  sagen,  daß  sowohl  die  im  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  gewonnene  positive  Rechtseinheit,  als  auch  die  gleichzeitige  Ent- 
fernung unzeitgemäßer  Rechtsinstitute  (z.  B,  die  der  lex  Anastasiana,  die 
der  Anfechtung  wegen  lacsio  enormis  u.  dgL)  zu  jener  Vereinfachung  bei- 
getragen haben.  Immerhin  sind  auch  durch  das  heutige  Handelsrecht 
noch  einige  Beziehung"en  des  „Schuldrechts  im  allgemeinen**  anders  geregelt 
als  durch  das  gcwülinliche  bürg-erliche  Recht,  —  auch  ganz  abgesehen 
von  den  besonderen  Rechtsinstituten  des  Handelsobligationenrechts. 
Kth  k*«^  I.  Kaufinannische  Obligos  ahid  scharfer  als  nichtkaufmännische  Ver- 
'"^°'cbtal«ll'  bmdlichkeiten:  die  vertragsmäftig  anzuwendende  Sorgfalt  ist  meist  größer, 
oder  wenigstens  eigenartig,  die  von  einen  Kaufmann  im  Handel  ver<* 
Sprochene  Konventionalstrafe  ist  richterlicher  Minderung  nicht  unterworfen, 
dem  kaufmännischen  Bürgen  steht  die  Einrede  der  Vorausklage  nicht  zu, 
Hi!r£>schaft,  Schuldversprociien  und  Schuldanerkenntnis  sind  gegen  den 
Kauimann,  der  diese  Obligos  abgab,  gültig,  auch  werm  die  bürgerlich- 
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rechtlich  vorgeschriebene  Form  nicht  c^f^^vahrt  ist  ( —  in  diesen  letzteren  Rich- 
tungen wird  aber  der  Kaufmann  minderen  Rechtes  nicht  als  Kaufmann  be- 
handelt — ).  Der  Zinsfuß  ist  im  Handel  höher,  gesetzliche  Zinsen  (einschließ- 
fidi  der  Verzugszinsen),  bei  bdderaeitigen  HaodelsgescbäjEten  nämlich,  während 
sie  nach  allgemeiiiein  deutschen  bOrgeiüchen  Rechte  4*/«  betragen,  5  7o»  ^ 
Wediaeliegrefi  sogar  Zinsen  laufen  unter  Kaufleuten  auch  ohne  Veiab- 
redung,  Kaufleute  können  —  auch  von  Nichtkaufleuten  —  Provision  fordern, 
das  Verbot  des  Anatozismus  hat  auf  Saldovorträge  ki^ino  Anwendung  u.dgl. 

2.  Der  Gedanke,  daß  der  neue  gutgläubige  Erwerb  auf  Ko.sten  des  Hicaanam 
älteren  guten  Rechtes,  daß  der  umsetzende  Verkehr  auf  Kosten  des  rulligen 
BehalCenSy  daA  der  dcli  als  „legitimiert*'  Ausweisende  vor  dem  sonst  sich 

als  Berechtigter  Zeigenden  zu  schützen  sei,  ist  zwar  dem  modernen  bürger- 
lichen Rechte  durchaus  nidtf  unbekannt  (s.  oben  Sohm  unter  „Legithnation<* 
S.  30 f.),  aber  im  Handdsrecht  in  viel  weiterem  Maße  zur  Geltung 
gebracht:  veräußert  oder  verpfändet  ein  Kaufmann  im  Betriebe  seines 
HandeLsgewerbes  eine  ihm  nicht  gehörende  Ware,  so  kann  der  gut- 
gläubige Erwerber  vom  Nichteigentümer  auch  dann  Eigentum  bzw.  Pfand- 
recht erwexbm,  w«m  der  gute  Glaube  des  Erwerbers  in  der  Aniodune 
der  Veräufterungs«  bzw.  Vetjrfänduqgsbelugnis  (nicht  gexade  des  Eigenttuns) 
auf  Seiten  des  Veräufierers  oder  Verpfönders  bestdit  usw. 

3.  Zu  denjenigen  Gegenständen,  welche  am  häufigsten  bei  Erfüllung  ware» 
von  handelsrechtlichen  VerbinciHchkciten  zu  liefern  .«^ind,  trehören  die 
Waren.  Ware  itn  weitesten  Siime  ist  alle.s  Umsatzfahige,  also  z.  B.  auch  das 
Recht  der  Vervieltältigimg  und  Verbreitung  eines  literarischen  W^erkes;  — 

^  soldies  Redht  pflegt  den  Gegenstand  eines  Verlagsvertrags  zu  trilden, 
der  dem  Handdsredit  und  dem  besonderen  Vnlagsrecht  unterstellt  ist 
Im  engeren  Sinne  ist  Ware  ein  Wertträger,  zunächst  ein  materieUer 
Wertträger  (Ware  im  allerengstcn  Sinne),  wo  der  Wert  in  der  stoflFlichen 
Substanz  liegt,  wie  bei  Getreide,  Drogen  usw.,  oder  ein  formeller  (idealer) 
Wertträger,  wobei  der  Wert  in  der  Form  oder  Idee  liegt,  nicht  im  Stoffe; 
bei  letzterer  Art  sind  Forderuugsrechte  in  Urkimden  gelegt,  dergestalt, 
daft  die  Focderungsrechte  in  den  Urkunden  gewissermaßen  verkötpert 
nnd,  nur  mittds  der  Urkunde  eitstehen,  bestdien  und  (tegelmäfiig)  geltend 
gemacht  verwertet  —  werden  können.  Dieser  zur  äußersten  Motnli^erung 
der  Werte  überhaupt  dienenden  Kategorie  von  Waren  gehören  z.  B. 
Staatsobligationen,  Banknoten,  Wechsel,  Industrieaktien,  Pfandbriefe  u.  dgl. 
an;  es  sind  dies  die  hauptsächlichsten  Objekte  des  Börsenverkehrs  (s.  unten), 
die  der  Effektenbörsen.  Elektrizität  wird  zwar  vielfach  als  Ware  be- 
handelt, ist  aber  keine:  Verträge  über  liefenii^  elektrischer  Axbett  ¥on 
x-Amperen  oder  über  Lieferung  dektromotorisdier  Arbeit  von  x-Volten 
sind  keine  Warenumsatzgeschäite,  sondern  Arbeitsverträge.  In  strafrecht- 
licher Hinsicht  ist  der  sog.  Elektrizitätsdiebstahl  deutsch -reichsrechtlich 
besonders  behandelt,  nämlich  die  Entziehung  elektrischer  Arbeit  in  einem 
Reichsgesetz  vom  9.  April  1900. 
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VanMBMti-  4.  Obgleich  die  Warenumsatzgfeschäfte  dem  Begriffe  des  Handels 
nach  den  innersten  Kern  der  Handelsgeschäfte  bilden  und  unter  diesen 
der  Kauf  das  wichtigste  Gesdiaft  tat,  bedarf  diese  Gescbiftsgruppe 
doch  nur  sehr  weniger  besonderer  haadelsredidicher  Normeop  insbeson- 
dere nachdem  der  Kauf  im  allgem^en  bürgerlichen  Rechte  zd,tgeniäB 
normieft  ist  Ein  sich  langsam  genug  zur  allgemeinen  Anerkennung 
Rtiapflicht  durchringender  Gedanke  ist  der  der  handelsmäßigen  Rügepflicht:  ein 
Kaufmann,  der  im  Handel  eine  Zusendung  erhält,  genehmigt  sie,  wenn 
er  sie  nicht  ungesäumt  beanstandet,  es  sei  denn,  daß  es  sich  um 
einen  Mangid  handelt,  der  bei  der  handelsüblichen  Untersuchung  nicht 
erkennbar  war.  Eine  solche  R^epflicfat  entajirii^  aus  dem  Prinzip  von 
Treu  und  Glauben,  welches  den  Handelsvexicehr  beherrscht  imd  be- 
herrschen muß;  ihm  entspricht  auch  die  AntwozIipAidit  in  FSUen,  wo  das 
StilLsch\veig"en  als  Annahme  oder  als  Reklamationsverzicht  unter  anständigen 
Kaufleuten  aufgefaßt  wird.  (Man  vcrl.  nach  Deutschem  Handelsg-esetzbuch 
mit  §  377  Abs.  2  u-  Abs.  3  die  Vorschriften  der  §§  362,  386,  391,  438 
einer-  und  §  60  Abs.  2,  §  iis  Abs.  i  anders^ts.)  Abgesehen  von  der 
Dispositionsstellung  mangelhaft  gdieferter  bestdlter  Waren  und  der 
IM^ositionssteliung  anderer  als  bestellter  Waren  regelt  das  Handdsrecht 
vom  Kaufe  nur  noch  den  Selbsthilfevetkattf,  dea  Spezifikationskattf  und 
das  kaufmännische  Fixgeschäft. 
Barwtt'  5.  Das  eben  en^ähnte  Fixgeschäft  steht  am  Eingange  zu  den  Ge- 
tß^^*»-  schälten  des  Börsenverkehrs:  es  führt  ins  Handelsrecht  die  Differenzen- 
sahlung  als  Schadeneisatdeistung  wegen  Niditerfüllung  ein.  IMe  reichs- 
redifUche  Regelung  des  Borsenverkdurs  weicht  {«innpieU  von  der  Rege- 
lung des  übrigen  Handelsverkehrs  ab:  die  Einrichtung  und  Überwachung 
der  Börsen  und  die  rechtliche  Behandlung  der  auf  ihnen  oder  mit  Bezug 
auf  diese  abgeschlossenen  Termingeschäfte  g-eschieht  von  einem  polizei- 
staatlichen Standpunkte  aus,  welchen  die  Reichsgosetzgebung  hierm  zum 
Schutze  bestimmter  wirtschaftlicher  Interessensphären  einnehmen  zu  müssen 
geglaubt  hat,  namentiich  zum  Schutze  der  agrarischen  Interessen  und 
zum  Schutze  des  zum  Borsenq)iel  geneigten  unerfahrenen  und  dabei  nur 
mäßig  bemittelten  Teiles  der  Bevölkerung.  Die  agrarischen  biteressen 
hält  man  durch  die  Böraengfeschäfte  für  gefährdet,  weil  man  annimmt,  es 
würde  durch  sie  die  freie  und  naturgemäße  Preisbildung  gehemmt  und 
insbesondere  der  Preis  des  Getreides  unter  Umständen  künstlich  niedrig 
gehalten;  daraus  erklärt  sich  das  gänzliche  Verbot  des  Termiiüiandels  in 
Getreide  und  MÜhlenfabrikaten  in  §  50  Abs.  3  des  Deutschen  Börsen« 
gesetzes  vom  22.  Juni  1896. 

BAriMtormia.       Dlo  hattdelsprivatrechüiche  Wirkung  des  eben  genannten  Börsen- 
********  gesetzes  läßt  sich  am  besten  überschauen,  wenn  man  die  Einwendungen 
ins  Auge  faßt,  welche  gemäß  dieses  Gesetzes  in  Verbindung  mit  dem  all- 
gemein bürLT-rlichen  Rechte  Ansprüchen  entg-ecfeng-esetzt  werden  können,  ciie 
auf  Grund  \  ou  Börsentermingeschäften  erhoben  werden;  es  sind  folgende: 
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a)  der  Xichtigkeitseinwand,  der  sich  darauf  gründet,  daß  das  Ge- 
schäft Getreide  oder  Mühlenfabrikate  oder  Anteile  von  Bergwerks-  oder 
solche  von  Fabrikuntemehmungen  oder  endlich  eine  Ware  zum  Geg-en- 
stande  hat,  bezüglich  deren  der  Bundesrat  den  Börsenterminhaudel 
iinters^^  oder  von  noch  nicht  eifullten  Bedingungen  abhangig  gemacht  hat; 

b)  der  Registereinwand,  der  sich  darauf  gründet,  daß  aus  einem 
Börsentermingeschftft  (oder  einem  hierzu  erteilten  oder  übernommenen  Auf- 
trag) in  einem  Geschäftszweige,  für  den  nicht  beide  Parteien  zur  Zeit  des 
Geschäftsabschlusses  in  ein  Börsenregister  eingetragen  sind,  ein  Schuld- 
verhältnis überhaupt  nicht  entsteht;  sind  aber  beide  Kontrahenten  ins 
Börsenregister  für  den  betreflFenden  Geschäftszweig  eingetragen,  so  fällt 
nicht  blofl  der  Registereinwand  (b)  sondern  audi  der  Dififerenzehiwand 
(c)  weg; 

c)  der  DifFerenzeinwand,  der  sich  darauf  gründet,  daß  ein  auf  Lieferung 
von  Waren  oder  Wertpapieren  lautender  Vertrag  (Zeitgeschäft,  Termin-, 
nicht  aber  Kassageschäft)  in  der  Absicht  geschlossen  wurde,  daß  der  Unter- 
schied zwischen  dem  vereinbarten  Preise  und  dem  Börsen-  oder  Markt- 
preis der  Liefenmgszeit  von  dem  verlierenden  Teile  an-  den  gewinnenden 
gezahlt  werden  soll;  denn  dann  soU  ein  soldier  „Lieferungsvertrag"  nur 
als  ein  Spiel  (Bürgerliches  Gesetzbuch  §  764)  angesehen  werden,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  nur  des  einen  Teiles  Absicht  auf  die  bloße  I>iflPc»renzenp 
Zahlung  gerichtet  ist,  der  andere  Teil  aber  diese  Absicht  kennt  oder 
kennen  muß; 

d)  der  Spieleinwand  aus  §  762  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  der  —  im 
Unterschied  von  dem  unter  c)  erwähnten  DifTerenzeinwand  —  auch  bei 
Kassageschäften  und  kombinierten  CresdiSften,  bei  denen  außer  der 
Difiierenz  auch  andere  Leistungen  (nur  nicht  die  Effektivlieferung  der  „ge- 
handelten*' Wertpapiere)  in  Frage  kommt,  entgegengesetzt  werden  kann, 
und  überall  da  gegeben  ist,  wo  ein  Spiel  vorliegt,  also  erkennbar  ist,  daß 
die  „gchandelte"  Ware  in  Wirkhchkeit  gar  nicht  gekauft  wurde,  sondern 
der  angebliche  Käufer  oder  Einkaufskommittent  nur  mit  dem  unmittelbar 
nach  dem  Vertrage  notierten  Preise  belastet  und  eventuell  dann  später 
mit  Gutschrift  eines  anderen  Preises  (Börsenpreis  eines  fingierten  Vollauf 
trags,  Liquidationskurs)  versehen  werden  solle;  diesem  Spideinwande  (atis 
Bürgerlichem  Gesetzbudl  §762)  steht  die  Replik  der  Eintragung  ins 
Börsenregister  nicht  entgegen,  denn  diese  Replik  (die  Replik:  „Du  bist  ein- 
getragen" —  Börsengesetz  §  6g  —  imd  ebenso  die  Replik:  „Du  brauchst, 
weil  Ausländer,  nicht  eingetragen  zu  sein",  §  68  Abs.  2)  kann  mit  Erfolg 
der  Gültigkeit  des  erhobenen  Anspruchs  dem  Ditferenzeinwande  (oben  c) 
entgegengesetzt  werden;  ist  der  Fall  denkbar,  daß  die  Effektivleistimg  nicht 
durch  Vertrag  ausgeschlossen  ist  und  doch  gespielt  wird,  so  ist  auch  denk- 
bar, daß  die  Replik  der  Registrierung  nicht  gegen  die  Spieleinrede  (aus 
Bürgerlichem  Gesetzbuch  §  762)  schütze.  Aber  mit  Recht  wird  sowohl  in  der 
Literatur  als  auch  teilweise  in  der  Rechtsprechung  darauf  Gewicht  gelegt. 


Digitized  by  Google 


io8  KhML  GakeiS:  Haadds*  tmd  Wechadbccbt. 

daß  überall  da,  wo  wirkliche  Kaufe  und  wirkliche  Verkäufe,  wenn  auch 
nicht  die  Lieferung'  der  Waro  selbst,  sondern  deren  Ersatz  durch  Auf- 
rechnung, Schiebung,  Börseniiquidauon  u.  dgl.  vorliegen,  überhaupt  weder 
ein  Spiel  (nach  Büxgerlichem  Gesetzbuch  §  762)  noch  ein  reines  Di£BBfenz> 
gesdiäft  anzunefamen  ist  Wo  Anhattspunkte  für  die  ErasUicUceit  der 
Liefemngsv^embanmg^  vorliegen,  darf  weder  die  Spid-  noch  die  Diflerenz- 
etnrede  zugelassen  werden. 

Diese  Rechtslagfe  muß  deshalb  als  bedauerlich  bezeichnet  werden, 
weil  sie  unklar  ist  und  viel  Zweifelhaftes  ungesichtet  zusammenwirft,  und 
ferner  weil  sie  dem  nicht  in  das  Borsenregister  eingetragenen  Spekuiauten 
unanständige  Grebarung  ennöglidit:  solange  es  gxit  geht,  kann  er  un- 
anfechtbare Grevinne  ziehen,  wenn  Fortuna  aber  umschlägt,  Zahlungen 
seinerseits  verweigern.  Es  ist  zu  hoffen,  daB  das  Borsengesetz  bald  und 
gründlich  geändert  werde.  Volle  und  strenge  Haftung  und  rechtliche 
Selbstverantwortlichkeit  vr/v'ht  besser  und  rettet  moralisch  sicherer  als 
die  staatsvormundlich  angeordnete  Nichtverantwortlichkeit. 

Report-  and  6.  Die  theoretische  Konstruktion  des  j  uristischen  Wesens  der  einzelnen 
^'^'^  Arten  der  Börsengeschäfte  ist  in  neuerer  Zeit  der  Gegenstand  interessanler 
Untersuchungen  geworden.  Trotz  vielfacher  Anfe^tung  wird  sich  aber 
immer  noch  als  die  richtige  Ansicht  vom  Wesen  der  Report-  oder  Kost- 
geschäfte die  Annahme  einer  Kombination  von  gleichzeitigem  Einkauf  und 
Verkauf  zu  verschiedenen  Preisen  (ein  Hauptfall  der  Agiotagespekulation) 
und  als  richtiger  Ausgangspunkt  für  die  Konstruktion  aller  Prämien- 
geschäite  die  vertragsmäßige  entgeltliche  Einräumung  eines  an  einem  ver- 
einbarten Späteren  Zd^unkte  auszuübenden  Wahlrechts  aufrecht  halten 
lassen;  letzteres  trifft  sowohl  bei  den  einfachen  Pramiengeschäften,  als 
auch  bei  den  zusammengesetzten  (ScUuB  auf  fest  und  oflien,  Nochgeschäft 
und  Stellgeschäft),  wie  auch  bei  den  zweischneidigen  Prämiengeschäften  zu. 

— ft-faHr'*t  7.  Unter  den  kaufmännischen  Arbeitsgeschäften,  deren  Bedeutung 
mit  der  Konzentration  von  Kapital  und  Arbeit  im  zunehmenden  Groß- 
handel naturgemäß  ebenfalls  im  Zunehmen  begriffen  ist,  läßt  sich  eine  über- 
richtschaflSande  Einteilung  nach  der  Art  der  Arb^t  treffen,  nämfidi  je 
nachdem  zu  Idsten  ist  a)  Vertragsarbeit,  b)  Custodia,  Aufbewahrung, 
c)  Transport,  Ortsveränderung^  oder  d)  Bankarbeit 

Uäkier  and  a)  Vcrtragsarbcit  besteht  im  Abschließen  oder  Vermitteln  von  Verträgen 
'***''^  für  andere;  das  Abschließen  für  andere  kann  im  Namen  dieses  anderen 
oder  im  eigenen  Namen  des  Abschließenden  jedoch  für  Rechnung  dieses 
anderen  geschehen:  so  schließen  die  Handlungsbevollmächtigten  im  Xamen 
des  Vertretais  nach  den  oben  S.  100  auilg^eslellten  Grundsätzen  ab,  und 
so  können  nach  der  Fraaus  und  nach  dem  neuesten  deutschen  Handels* 
rechte  auch  die  Handlungsagenten  absdilieitent  die  Agentur  kann  durch 
stellvertretimgsweises  Abschließen,  aber  auch  durch  mäklerartiges  Ver- 
mitteln betrieben  werden,  beruht  jedoch  in  jedem  Fall  auf  einem  ständigen 
Betrautsein  seitens  der  Auttrags&rma,  sie  wird  als  eigenes  Gewerbe  be- 
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trieben,  der  Ag"cnt  im  tnchnischen  Sinne  des  deutschen  Rechtes  ist  nicht 
Handlungsgehilfe.  DaiTf'Cfen  schließen  die  Kommissionäre  und  Spediteure 
und  die  Verleger  die  m  ihren  Geschäftsbetrieb  fallenden  Rechtsgeschäfte 
im  eigenen  Namen  ab,  die  Verleger,  wenn  sie  Vollverleger  sind,  die  Ver- 
vi^fSltigimgs-  und  VexbreitungsvertrSge  auch  fax  eigene  Rechnung  ab,  die 
Kommissionsverleger  auf  Iremde  Redmung  wie  die  Kommissionare;  das 
Vermitteln  von  Verträg'en  ist  zwar  auch  Sache  der  Handlungsagenten, 
vorzugsweise  aber  der  Mäkirr;  das  handelsrechtliche  Mäklerrecht  schließt 
sich  an  das  des  allgemein  bürgerlich  rfrhtHrhen  Mäklervertrags  an, 
entliält  aber  besondere  Vorschriften  namentlich  wegen  der  börsen-  und 
steoerreddJioh  besonders  wiclitigen  ScUuftooten,  deren  Ausstellung  den 
Klein*  oder  KrSmennSklem  erlassen  ist;  eine  Art  Beamtenstellung  nimmt 
heutsatage  nach  deutschem  Rechte  nicht  mehr  der  Handelsmäkler  schlecht- 
hin, sondern  nur  noch  der  Karsmakler  ein,  dessen  Sonderrecht  Börsenrecht  ist. 

b)  Die  Aufbewahning^arbeit  wird  im  großen  Stile  von  den  Lag-er-  LägK- xai 
hausinhabem  s^cleistet,  -«ie  ist  besonders  wichtig",  weil  sich  daran  die  Rechte 

des  Warenlombards  und  der  Warrantverkehr  aiüuhnt;  den  von  privi- 
legierten l4^[erhattem  ausgestellt«!  tndossablen  Lagerschdnen  kommt  der 
Quunakter  eines  Warendiq»ositi€»ispapiezs  mit  der  interessanten  Wirkung 
zu,  dafi  die  Obei^abe  des  Scheines  für  den  Erwerb  von  Rechten  an  dem 
Gute  dieselben  Wirkungen  wie  die  Übergabe  der  Ware  selbst  haben  kann 
(edso  namentlich  Eigentum  und  Faustpfandrecht  zu  erzeugen  vermag^,  ein 
Charakter,  der  zuerst  dem  im  Seefrachtverkehr  ausgestellten  Enipfangs- 
und  Auslieferungsscheine  über  empfangenes  Frachtgut,  nämlich  den  Kon- 
nossementen, und  dann  den  hn  Landfirachtverkebr,  insbescmdere  bei  der 
^nnnisdüiffahrt  üblichen  (im  Eisenbahnveikehr  aber  ungebräuchlichen) 
Ladescheinen  gesetzlich  beigelegt  worden  ist.  —  Wichtige  Aufbewahrungs- 
arbeit leisten  aber  auch  die  Banken,  nämlich  im  Depotgeschäft,  welches 
in  zwei  Arten  betrieben  wird,  als  Verwahrung  verschlossener  Depositen 
und  als  Ven\'ahrung  offener  Depots,  bei  welch  letzterer  Art  die  ver- 
wahrende Bank  nicht  bloß  die  Aufbewahrung  der  ihr  anvertrauten  Wert- 
papiere, sondcnm  bis  m  dmm  gewissen  Grade  auch  deren  Verwaltung 
libermmmt  (Abtrennung  und  Versilberung  der  Koupons,  Überwachung  der 
Ziehm^pen  und  Konvertierungen  u.  dg^)»  also  eine  bes<»idere  Bankarbeit 
noch  leistet  (s.  u.  d). 

c)  Transportarbeit  leisten  die  Frachtführer,  die  SchiiEFer  im  Binnen-  TnuMpo«. 
schi£Fahrtsverkehr,  Verfrachter   (Schiffer   und   Reeder)  im  Secfrachtvcr- 

kehr  und  die   dem  öffentlichen  Güterverkehr  dienenden  Eisenbahnen. 

aUen  diesen  Arbeitsverträgen  ist  zweierlei  von  besonderer  Be- 
deutung: die  Scharfe  der  Haftimg  des  TransportAbemehmers  und  die 
Tendenz  zu  internationaler  Gleichheit  der  die  intemationa!  fortgesetzten 
Transporte  betreffenden  Rechtsnormen.  Was  die  Haftungsfrage  anlangt, 
so  herrschen  zrwei  Systeme:  das  strengere  der  absoluten  Haftung,  nämlich 
bis  an  die  Grenze  der  höheren  Gewalt  —  diese  trifft  heutzutage  nur  mehr 
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die  Eisenbahnen,  und  zwar  sowohl  nach  den  nationalen  Gcsetzpn  wie 
nach  dem  internationalen  Rechte  —  und  das  mildere  System  der  liaiiuiig 
mit  dem  Entschuldigoingseinwand,  daft  der  Veriust^  die  Besdiädigxmg^  oder 
die  Verspätung  auf  Umstanden  beruhe,  die  durch  die  Soi^ftlt  eines 
otdentlichen  Frachtführers  bzw.  Verfrachters  nicht  abgew^det  werden 
konnten.  Eine  der  gToßarticfsten  Errung-enschaften  des  modernen  Verkehrs 
und  zug-leich  Rechtes  ist  das  Bemer  internationale  Übereinkommen  über 
EUeobtho-  den  Eisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  Oktober  1890,  welches  für  den  größten 
fcMUwkckr.  •J•g^  Europas  einheitliches  Frachtrecht  schuf  und  die  Grrundlage  zu  einer 
fast  ebenso  wichtigen  Verlcehrseinigung  bildet,  wie  es  die  großartigen  Welt- 
postverträge dnd,  auf  Grond  dexm  steh  die  Staaten  der  ganzen  zivilisierten 
Erde  mit  einheitlichen  Posteinrichtungen  versehen  haben.  Das  Handels- 
privatrecht  der  Binnenschiffahrt  schheßt  sich  zum  Teil  an  das  Fraclitrecht 
der  Landfrachtführer,  ;ium  großen  Teil  aber  an  das  Seefirachtrecht  und 
Seehandelsrecht  überhaupt  an  (s.  unten  S.  iizL). 
BukiMkL  d)  Bankarbeit  besteht  im  Vermitteln  von  Geld  und  Kredit,  von  Ge- 
währung von  Krediten,  Leistung,  Beitreibung  und  Vermittlung  von  Zahlungen, 
Emission  von  Wertpapieren  und  den  Erleichterungen  der  Zahhu^fen  und 
Zahlungsersatzgeschafte;  her\'orragend  dient  den  vorgenar  nt-  1  Zwecken 
das  Diskontopfeschäft,  d.  i.  der  Ankauf  von  noch  nicht  fällij^fcn  Wechseln, 
aucli  von  Schecks  und  von  Schuldverschreibungen,  femer  das  Lombard- 
geschäft (eigenartige  Verbindung  von  Darlehen  und  Faustpfand  von  Wert- 
papieren u.  dgl.),  der  Giroverkehr  und  das  Abreclmungsgeschäfl  (Qearing). 
Alle  diese  Geschäfte  sind  groBartig  in  Deutschland  unter  der  Führung  der 
Reichsbank  entwickelt^  aber  viel  wen^per  durch  Gesetz  als  durch  Gewohn- 
heitsrecht und  reglementierte  Verträge  (vereinbarte  Reglements)  rechtlich 
normiert.  Die  Gewährung  der  Kredite  und  die  Sicherung  derselben  durch 
Pfandrechte  steht  natürlich  unter  den  Regeln  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechtes  der  Darlehen,  des  Pfand-  und  Hypothekem-echts  und  des  Rechtes 
der  Inhaber-  und  übrigen  Wertpapiere.  Einer  besonderen  Überwachung 
und  Regelung»  welche  nicht  dem  modernen  Rechtsstaate,  sondern  dem 
Polizebtaate  eignet»  sind  neuerdings  die  Hypothekenbanken  unterstellt» 
nämlich  jene  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
bei  denen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  der  hypothekarischen 
Belcihung  von  Grundstücken  und  der  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken  (Pfandbriefe)  besteht 

wwtpapim.  Vn.  Die  Wertpapiere.  Dem  Rechte  der  Wertpapiere  verschafit 
nicht  bloA  die  enorme  Verbreitung  und  Anwendung  dieser  Wertztrkulations- 
mittel»  sondern  auch  die  Sdiwierigkeit  der  Erkenntnis  des  juristischen 
Wesens  und  Entstehens  derselben  eine  besondere  Bedctitung.   In  letzterer 

Hinsicht  scheint  sich  in  neuester  Zeit  die  Theorie  mehr  und  mehr  dahin 
zu  einigen,  in  den  eigentli(  lu-n  Wertpapieren  (Wertpapieren  im  engeren 
Sinne)  formale  Wertiräger,  in   welchen  bestimmte  Rechte  inkorporiert 
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sind,  und  als  ihren  normalen  Entstehungsgrund  nicht  einen  einseitigen  Akt 
(Kreation),  sondern  ein  vertragsmäßiges  oder  vertragsartiges  Geben  und 
Nehmen  anzuei^eniieii*  Nach  den  besondeien  geschäftlichen  Anlassen 
werden  besondere  Arten  von  Wertpapieren  aufgestellt  so  zum  Zweck  der 
Xapitalanaanunlung  bei  Grflnduni^  von  Gesellschaften  Aktien  und  andere 
Anteilsdieine,  bei  Lagerung  von  Waren  Lagerscheine  (s.  oben  S.  109)^  b^ 
Transport  von  Gütern  Ladescheine  (s.  oben  S.  109)  und  Konnossements 
(s.  unten  S.  113);  der  Lagerschein  kann  auch  auf  den  Inhaber  gestellt 
werden,  und  wenn  er  von  einem  dazu  konzessionierten  Lagerhalter  aus- 
gestellt ist,  ebenso  wie  Ladeschein  und  Konnossement  auch  an  Order; 
letztere  Eigenschaft  ^  die  IhdossabiUlät  ~  bedeutet  eine  der  Güubiger- 
bexeidmung  und  Schuldnwrhaftungsart  entnommene  QualUSkation,  nadi 
welcher  man  im  allgemeinen  Rektapapiere,  Blanko-,  Order-  und  Inhaber« 
papiere  unterscheidet  Von  den  Inhabcrpapieren  bilden  die  Schuldver- 
schreibungen auf  den  Inhaber  eine  besondere,  wichtige  Gruppe,  in  die 
außer  den  „Sch\ildverschreibungen  au  porteur"  im  strengen  und  eigentlichen 
Sinne  auch  die  auf  den  Lihaber  lautenden  Koupons  (Zins-,  Renten-  und 
Gewinnantejlscheine)  und  Talons  ^Erneuerui^isscheine)  gehören,  ferner  die 
Legitimatioos-  oder  Verpflichtungaacbeine,  wie  Easenbahn&hrkarten,  Theater- 
billetts, Brief-  und  Biermarken,  auch  Gutsdlräie  verschiedener  Art,  und  die 
sog.  inhaberpapierähnlichen  Namenpapiere,  wie  Sparkassenbücher.  Die 
Rechtsnormen  hierfür  sind  zwar  hauptsäciilich  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
entstanden,  also  ursprünglich  handelsrechthcher  Art,  heutzutage  aber  großen- 
teils schon  in  das  allgemeine  bürgerliche  Recht  übergegangen,  zum  anderen 
Tdle  aber  dem  Gebtete  des  offenUichen  Rechtes  entspnmgoi  und  noch 
angehorig.  Letzteres  ist  namentlich  hinachtlich  der  formalen  Gridschuld- 
scheine  auf  den  Inhaber  der  Fall,  von  denen  Unterarten  die  Inhabeiv 
papiere  auf  Prämien,  die  Banknoten  und  die  Reichskassenscheine  sind, 
deren  Ausgabe  und  Zirkulation  sämtlich  durch  Nonnen  des  liffcntlichen 
Rechtes  geregelt  ist.  Dagegen  gehört  das  Orderpapier  mehr,  ja  fast  aus- 
schließlich dem  lUvatrecht  und  seine  Regelung  dem  Handelsprivatrecht 
an;  dies  gUt  von  den  kaufinSnnischen  Anweisungen  und  Verpflichtnngs- 
scheinen  an  Order,  fSemer  von  den  bereits  wiederholt  genannten  Lagern 
und  Transpor^pieren,  ganz  besonders  aber  v<nn  Wechsel 

VIII.  Der  Wechsel  und  das  Werhselrecht.  Der  Wechselbrief,  wecbtett«cbt 
regelmäßig  au  Order,  ja  derart  das  Orderpapier  kut'  iloxr\v,  daß  er  selbst 
dann  Ofderpapier  ist,  wenn  er  die  OrderUausel  nicht  enthSl^  sondern  nur 
•die  Wechselklausel,  und  die  AnordersteUung  nicht  geradezu  ausschliefit^ 
ist  in  der  Gregfenwart  zum  Hauptzahlungsveimittelungs-  und  Zahlungsersatz- 
mittel geworden  sowohl  für  den  innerstaatlichen  Groß-,  ja  selbst  Klein- 
handel, als  auch  für  den  internationalen  Grroßhandel;  so  ist  geradezu  der 
Wechselkurs  ein  Hauptmaßstab  für  die  Handelsbeziehungen  zweier  Staaten 
untereinander  geworden,  der  Wechselbrief  ein  Institut  des  Welthandels  und 
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das  Wechselrecht  im  ganzen  bis  auf  einzelnes  ein  allgemeines  oder  Weltrecht 
geworden.  Abgesehen  von  dieser  großartigen  Erscheinimg  auf  dem  Ge- 
biete der  Volks-  und  Völkerwirtschaft  sei  hier  als  bezeichnend  für  den 
heutigien  Kiiltunustand  hervorgehoben,  daft  es  gfelungen  ist,  tiefer  in  die 
Gresdiichte  des  WechseUnstitiitB  und  des  Wechselrechts  einzudringfen.  AIl^ 
arabische,  ja  althellenische  Wurzeln  des  Wechselrechts  sind  ausg-egraben 
und  die  Theorie  des  juristischen  Wesens  des  Wf^rhsels  ist  erheblich  geklärt 
worden.  Fallen  gelassen  sind,  selbst  von  den  Schnftsiellem  der  romanischen 
Staaten,  die  alten  Ansichten,  die  die  Wechselobligation  aus  Kaufverträgen 
und  ähnlichen  materiell  gefärbten  Vereinbarungen  ableiten,  und  das  Wesent- 
liche der  Wedisdohligation  wird  bei  allen  Arten  des  Wechsels,  beim  ge. 
zogeasa.  Wechsel  imd  beim  eigenen  Wechsel,  auch  bei  Bidossament  und 
beim  Akzept  stets  in  dem  reinen  oder  foxmalen  Summenversprechen  er- 
blickt. Freilich  ist  noch  Streit  über  die  Entstehung  der  bindenden  Kraft 
dieses  Versprechens,  ob  Kreation  oder  Vertrag  (s.  oben  S.  in),  aber  es 
scheint  doch  letzteres  mehr  und  mehr  als  die  Regel  und  die  Kreation 
nur  als  Ausnahmekonstruktionsbehelf  anerkannt  zu  werden;  die  Amortisier- 
barkat  der  Wechsel  ist  anerkannt  und  das  Amortisattonsredkt  im  Zusammen- 
halt mit  der  Zivilprozeftordnung  ausgestaltet;  die  Verjährung  der  Wechsel- 
forderungen ist  zwar  an  verschiedene  eigenartige  Fristen  gebunden,  im 
übrigen  aber  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Recht  unterstellt.  Im  inter- 
nationalen Wcchselrecht  ist  das  Nationalitätsprinzip  (Personalstatut  der 
Vcrpliichteten)  mit  den  nckigen  Konzessionen  an  das  Ortsrecht  herrschend 
geworden.  Eine  Bewegung  ist  in  der  Literatur  für  Beseitigung  des  Requisits 
der  formellen  Protestaufhahme  jüngst  entstanden;  dagegen  ist  die  früher 
weitverbreitete  Befehdung  des  in  den  modernen  Wechselordniugett  an- 
erkannten  Prinzips  der  allgemeinen  Wechself&higkeit  (—  Vei'iiagslahigkdt 
überhaupt)  nicht  mehr  wabmeiunbar. 

SiwiiaiMWweebt.  IX.  Das  Seehandelsrecht.  Ein  Teil  der  bezüglich  des  Seehandels- 
rechts in  der  Gegenwart  hervortretenden  eigenartigen  Erscheinungen  und 
Bestrebungen  liegt  auf  der  Grenze  zwischen  Öffentlichem  und  Privatredite. 
So  vor  allem  die  im  Literesse  des  Publikums  im  einzelnen  wie  im  ganzen 

in  allen  am  Seehandel  beteiligten  Staaten  hervortretenden  Reformen  im 
Rechte  der  Schiffsbesatzungen,  die  Ausbildung  des  Bildungs-  und  Priifungs- 
wesens  für  SchifFsfühnT,  Steuerleute  und  Maschinisten,  die  Ausbildung 
des  Systems  der  Haftungen  bei  Schiffsunfallea,  die  Verpflichtungen  bei 
Schiffszusammenstößen,  dazu  die  Ausbil^lung  des  Signalwesens  und  was 
damit  zusammenhängt,  dann  die  des  Lots^wesens  und  auch  die  Fest- 
stellung eines  reinen  und  ein£ftcfaen  Flaggenrechts  mit  ausreichender 
Kontrolle.  Auch  die  Aufsicht  fiber  das  Auswanderungawesen  und  die 
international  geordnete  Scliiffsvermessung  ist  hier  tu  erwähnen. 

Eine  zweite  von  lüer  zu  erwähnenden  Ersclieinungen  ist  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Schiffsmannschaft  Hier 
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machen  sich  wiederum  sozial -politische  Erwäg^n^en  in  erster  Linie  geltend. 
Sorge  für  Ernährung,  Ruhe,  £ntlastung  und  überhaupt  gesetzentsprechende 
Behandlung  kommt  in  neuen  Seemannsordnvmgen  zmn  Ausdruck. 

Endlich  ist  auch  auf  fein  privatrechtüchem  Gebiete  des  Seehandels 
ein  Streben  nach  intematiooaler  AusglieLChiinif  wahmdunbar;  ein  Beweis 
dafür  sind  die  iattmationalen  Reedervereinbaningen  hinsichtlich  gleich- 
lautender Konnossement'^klauseln  (einschließlich  der  Fracht-  und  der 
Hattungsvereinbarung^en)  und  insbesondere  die  Vereinbarung  international 
gleicher  Behandlung  von  Havereifällen  (Prorogation  eines  Havereirechts 
beim  AbschluA  von  Seefrachtverträgen).  Die  BUdimg  von  Kartellen, 
dmen  gegenüber  den  Staaisgeset^bungen  die  Pfficht  ndcömmt,  die 
schwächere  Partei  gegen  Vergewaltigung  im  gänzlich  freien  Vertrage  zu 
sdifitzen,  ist  er&lmingsgeniäA  auch  hierin  nicht  ausgeschlossen. 

X.  Zielpunkte   der  Weiterentwickelung   des  Handelsrechts.  ZioiiHikkte^ 
Welches  sind  nun,  fragen  wir  am  Schluß  unserer  Darstellung,  die  Ziet  ^  ^^^^ 
punkte  der  jetzigen  wie  der  Itänftigen  Handelsrechtsbildung?  Es  sind  im 
wesentlichen  folgende: 

I.  Das  Handelsredit  strebt  vor  allem  nach  internationaler  Ausgleidbung. 
Zurzeit  eaüsliert  bereits  ein  weitreichendes  allgemeines  Handelsrecht,  Welt> 
Verkehrsverträge  größten  Stiles  sind  geschlossen  und  die  Kulturstaaten 
und  die  Kaufmannschaften  in  ihnen  arbeiten  auch  einzeln  und  von  sich 
aus  an  der  Herstellung  eines  zeitgemäßen  gleichen  Handelsrechts. 

bnmer  naher  nnd  naher  rfickwi  sich  die  Völker  und  die  Staaten, 
trotz  aller  Sonderinteressen  erkennen  sie  im  steigenden  Matte  gemein* 
same  Au%aben  an:  dies  veimittdte  in  allen  Zeiten  der  Handel  uQd 
dies  kommt  im  Handelsrechte  besonders  zum  Ausdrucke.  Sind  nicht  die 
international  bestellten  Ämter  der  Welttinionen:  das  Hemer  „Bureau  inter- 
national des  administrations  telegraphiques",  das  ebenfalls  in  Bern  be- 
stehende i^Bureau  de  l'Union  postale  universelle",  das  Pariser  „Bureau  inter- 
national des  p(^ds  et  mteures"»  dasBemer  JBureau  de  l^nion  intomatiöaale 
pour  la  protectiim  de  la  proprio  industridle",  das  Brüsseler  „Bureau  de 
l'Union  internationale  pour  la  publicatibn  des  tafi&  douaniers«  und  das 
Bemer  „Office  central  des  transporte  intemationaux",  —  alle  diese  im  letzten 
Menschenalter  niedergesetzten  internationalen  Behörden  als  Denkmäler  zu 
würdigen,  die  dem  Bewußtsein  der  Einheit  des  Menschengeschlechts  ge- 
setzt sind  imd  zwar  vom  Handel  gesetzt  sind?  Diesem  internationalen 
Redite  schlieAt  sich  notwendigerwMse  die  nationale  Rechtsbfldung  aller- 
orten an.  Ist  der  G^dmackt  intemationalf  so  muB  es  das  Recht  der 
Geldinstitute  auch  sein.  Vom  Frachtrecht  versteht  sich  dies  von  selbst, 
sei  es,  daß  die  Waren  auf  Schienen  oder  Schiffen,  durch  Drähte  (die 
Nachrichten  sind  ja  auch  Waren)  oder  drahtlos  durch  die  Elektrizität  be- 
fijrdert  werden.  Und  da  die  wichtiesten  Massenwaren  Waren  des  Welt- 
marktes sind,  so  muß  es  kommen,  daü  mit  den  Gütern  auch  die  Rechtsnormen 
Du  Knm  mi  GmwwMW.  na  8 
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ausgetauscht  und  das  Handelsrecht  immer  mehr  zum  allgemeinen  Rechte 
der  zivilisierten  Menadiluiit  wird. 

2.  Innerhalb  der  eiasdnen  Rechtsgebiete  ist  durch  die  Rfidits- 
^       Toraduiftm  der  gesetsfiditt  Schutz  der  Arbeit  wie  des  Kapitals  anzup 

streben  und  zum  Teil  auch  bereits  in  einzelnen  Richtungen  —  soweit 
mog^lich  sogar  —  gewährt  Zum  Teil  —  aber  nur  zum  Teil  —  deckt  sich 
diese  Aufgabe  der  Rechtsbildung  mit  der  Schaffung  eines  gesetzlichen 
Schutzes  für  die  wirtschaftlich  Schwächeren. 

Dm  letzteren  wird  bis  im  eiiMm  gewissen  Gkade  die  gesetzUdie 
Koalitionsfireiheit  —  offentUcfa-recfa^ch  —  und  die  rechtliche  Ermöglichung 
der  Assozialion  — >  privat-rechtiicfa.  —  auch  im  Grebiete  des  Handels  und 
im  Bereiche  des  Handelsstandes  f5rderlich  .sein.  Darum  muß  das  Genossen- 
schaftsrecht und  das  Recht  der  assoziierten  Kleinbetriebe  insbesondere  im 
Rahmen  von  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  oder  mit  variablem 
Kapital,  nicht  minder  aber  auch  dctä  auf  verschiedene  Gebiete  aus- 
zudeimende  Recht  der  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  einer  zeitgemaflen 
Um-  und  Ausbildung  unterw<Mfen  und  diese  Au%abe  stets  un  Auge 
behalten  werden.  Diesem  fortwährend  weiter  zu  bildendoi  Rechte  darf 
auch  die  Sotge  fSx  die  pers&iliche  Lebenshaltung  der  auf  den  Ertrag 
ihrer  Arbelt  vorzugsweise  angewiesenen  Hili^personen  des  Handels  nicht 
entgehen. 

Der  gesetzliche  Schutz  der  Arbeit  umfaßt  dabei  selbstverständlich 
auch  den  der  Geistesarbeit  Diese  wfard  ganz  besonders  durdi  die  Aus- 
bildung der  Personlichkeitsredite  gewahrt,  einer  Gruppe  von  Rechten, 
die  dch  erst  in  neuester  Zeit  eine  besondere  und  die  richtige  SteUung  im 
System  des  Privatrechts  errungen  hat;  von  diesen  sind  ISr  den  Ibadel 
besonf^rrs  das  Namen-,  Zeichen-  und  Erfinderrecht  von  Bedeutimg;  in 
allen  i'ersonlichkeitsrcchten  aber  haben  wir  Nonnengruppen  anzuerkennen, 
die  dem  Rechte  und  der  Kraft  des  Individuums,  dem  Werte  der  Indi- 
vidnalitit  ndtten  im  Massenkampfe  des  GroBlcBpItals  und  des  Groftbetriebs 
Rechnung  tragen  und  Geltung  verschaffen, 
sch«^  3.  Mit  dem  rediilJichen  Schutze  der  Behenschung  der  materiellen  WerU 

dM  Kijuuu.  träger,  der  gewohnlichen  körperlichen  Sachen  muß  sich  der  Kreditschutz 
nach  zwei  Seiten  hin  verbinden,  als  Schutz  der  Kreditsuchenden  und  als 
Schutz  der  Kreditgcwährenden  (Gläubig-erschutz).  Nach  beiden  Richtungen 
wird  in  dieser  Beziehung  die  Ausbildung  des  Gesellschaftsrechts,  namentlich 
des  Akticngesellschaftvechts  (Schutt  der  Gresdlschaftsgläubiger  ndien 
dem  Sdiutie  der  Aktionäre),  dann  die  Verfeinerung  und  Festigung  des 
Rechtes  der  Wertpapiere  und  die  Ausbildung,  ja  groAenteüs  Neueinf&Iirung 
des  Systems  der  Sachenhafbmg  (WarenlomlMUDd,  Warrantsystem  u.  dgL) 
von  her\'orragendpr  Bpdeutimg. 
Der  Staat  4.  Den  iii  neuestef  Zeit  sich  bildenden  und  gewiß  in  kommenden 

nioiMrti^iiiii),  M^nschenalteni  noch  zunelimenden  Riesenbetrieben  gegenüber,  welche 
nut  Hunderttansenden  v<m  Aibtöem  und  Hunderfcm  von  IfflUcniett  äch 
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auf  dem  Weltmarkte  betätigen,  diesen  äußersten  Entwickelimgen  der 
kapitalistischen  Geselbdiaft  vird  der  Staat  nklit  mit  kl^nlichen  Polizei- 
mitteln  hemmend  en^egentreten  dürfen  oder  kömien.  Die  vis  attractiTa 
der  Riesenuoteniehmiii^^  ist  nim  rimnal  nicht  auftuhaltm:  dar  Waren* 
handd  konzentriert  sich  in  Warenhäusern,  der  Geldhandel  in  den 
Gruppierungen  vereinter  Großbanken,  r!<^r  Fabrikbetrieb  in  den  Trusts 
und  Kartellen  ere waltiger  geeinter  Aktiengesellschaften:  die  Zukunft  wird 
in  diesen  Groüaüianzen  noch  Gewaltigeres  zeitigen  als  wir  ahnen  können. 

Ausartungen  der  Groflbetriebe,  insbesondare  Entartungen  tm  Schidi- 
gung  der  Persodichkeitsreätte  irird  nur  der  Staat  durch  mae  großzügige 
und  hauptsächlich  internationale  Politik  ausschließen  können:  zumeist  wohl 
auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und  Steuerwesens.  Vieles  Unwürdige  imd  Schäd- 
liche wird  aber  durch  die  Freiheit  solbst  ausgeschieden  werden,  die  ja  vielfach 
selbst  das  Geg-cngift  erzeugt  gegen  das,  was  durch  ihren  Mißbrauch  ge- 
fehlt wird.  Auf  dieser  Basis  wird  sich  das  Handelsrecht  fortentwickeln 
«nd  andi  in  der  Zukunft  sanier  kufturdlen  Aufgabe  geredit  werden  unter 
den  Völkern  der  Erde. 


«• 
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Es  ist  klar,  daß  eine  besondere  handelsrechtliche  Literatur  erst  auftauchen  kann, 
nachdem  das  Handelstecht  als  Sonderrecht  nir  Existent  und  CmUtang  gelangt  war;  letzteres 

trat  in  den  hier  zumeist  in  Betracht  kommenden  Ländern  erst  nach  der  Bildung  des  Handels- 
Standes  als  eines  geschlossenen  Berufsstandes  und  demnach  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  du.  Allerdings  hatten  sidi  schon  voilier,  in  Italien  zum«8t,SchrifkateilervenuilaBt 
gesehen,  sidi  mit  ElMerang  dnzelner,  gewisse  Handelsrechtsinstitute  betreifenden  Fragen 
zu  beschäftigten;  es  waren  dies  theologische  Schriftsteller,  die  jene  Institute,  namentlich  den 
Wechselverkehr,  aber  auch  Renten-  und  Versicherungsgescbäfte,  von  dem  Sundpunkte  unter- 
sachten.  daB  die  kanonischen  Znsverbote  anch  im  Handel  su  beobachten  aden.  So  ging 
der  s^-stematischen  und  juristisch  wissenschaftlichen  Betrachtung  von  Handelsrechtsinstituten 
eine  moralisch -theologische  Literatur  voran,  siebe  hierüber  Wilhelm  Endemamm,  Studien  in 
der  romamsch'kanomstisdien  Wirtschafts-  und  Rectitstehre  (1874, 1883);  aucbKARLLEBKAKN, 
Lehrb.  d.  H.  R.  (1905)  S.  38  ff.  und  für  die  ältere  Literatur  d.  H.  R.  siehe  L.  Goldschmidt, 
Handb.  d.  H.  R.  2.  Aull.  (1875)  ^57—9,  23  —  32,  3.  Aufl.  S.  137— 142,  464,  465.  Femer 
siehe  für  die  gesamte  Darstellung  der  Entwickelung  der  Handelsrecbtsliteratur  die  auch 
hier  kitende  Abhandlung  von  L.  Goldschmidt  in  seiner  „Ztitsclirift  für  das  gesamte  Handds- 
recht"  Bd.  I  (1858fr.)  iff.  TilflT.,  H.  R.  d.  Aufl.  $  24.  Garkis,  Lehrb.  d.  H.  R.  in  den 
älteren  Auflagen  $  7  a,  in  der  letzten  (abgekürzt)  $  5  mit  der  in  den  Aiunerkungen  ebenda 
(7.  Anfl.  I903-  S.  33  ff.)  angegebenen  Literatur. 

Jener  von  einem  einseitigen  Standpunkt  auagehenden  Einzelbetrachtung  der  Kanonisten 
folgte  erst  vom  Reformationszeitalteran  eine  besondere  handelsrechtliche  Literatur ;  sie  geht 
aus  von  italienischen  Juristen,  die  den  Instituten  des  Handels  eine  streng  romaoistiscbe 
Bdiandlungswetse  zuteil  werden  lassen,  dergestalt,  dafl  sie  sie  in  die  Rahmen  des  corpus 
iuris  mechanisch  —  ohne  das  innere  Wesen  der  Institute  zu  beachten  —  also  mehr  oder 
weniger  gewaltsam  zu  pressen  suchen.  Dieser  Richtung  gehören  an  B.Stiuccua  (1509— 1578), 
$.SCACCIA  (schrieb  um  i6tB),  R.de  Tintia  (schrieb  um  i<4i>,  A.de  AhsaldiS  (sdirieb  um  1680), 
J.  B.  de  Luga,  J.  M.  L.  de  CaSaregis  u.  a.  In  demselben  Sinne  berücksichtigten  die 
hoUändischen  Praktiker  und  die  deutschen  Romanisten  des  XVII.  und  XVIll.  Jahrhunderts 
nebenher  einzelne  Rechtsinstitute  des  damaligen  Handels. 

Als  in  Deutschland  die  Erkenntnis  durchdrang,  da£  neben  den  Rechtsinstituten  des 
römischen  auch  solche  des  einheimischen,  des  deutschen  Rechtes,  namentlich  in  Stadt- 
rechten,  teils  geschrieben  teils  als  gewohnheitsmäßig  hergebracht,  sich  erhalten,  ja  eigen- 
«it^  fortentwidcdt  hatten,  da  begann  mit  der  Trennung  des  deutschen  Privatrechts  vom 
römischen  Zivilrecht  zugleich  die  Emanzipation  eines  besonderen  Handelsrechts  gegenüber 
dem  übrigen  bürgerlichen  Rechte.  War  diese  Separation  auch  dadurch  erleichtert  und  vom 
Standpunkte  der  damaligen  sozialen  Verhältnisse  sogar  geboten,  daß  man  im  Handelsrecht 
das  Recht  eines  besonderen  Standes,  des  Kaufmannsstandes  erblickte,  auf  dessen  Mitglieder 
die  Anwendung  zu  beschränken  sei ,  so  hatte  diese  Trennunfj  doch  die  für  die  Theorie  des 
Handelsrechts  ungemein  nachteilige  Folge,  daß  die  Institute  des  Handels  von  ihren  Wurzeln 
losgerissen ,  der  rechtsdogtnatisch«!  Grundlage  beraubt  und  der  streng  juridisdien  Betiach- 
tung  entzogen  wurden.  An  die  Stelle  der  letzteren  trat  die  volkswirtschaftliche  oder  nur 
merkantil -technische  Beschreibung  der  einzelnen  Verkehiseinrichtimgen  des  Handels;  die 
Eigenart  des  Handels,  dessen  Anstalten,  wie  man  annahm,  wesentlich  von  der  Usance 
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beherrscht,  aller  zivilistischen  Betrachtungsweise  spotten  müßten,  wurde  so  sehr  betont,  daß 
die  Theorie  dieser  Periode,  die  sich  noch  weit  in  das  XIX.  Jahrhundert  hinein  erstreckte, 
kaum  als  eine  juristische,  soodem  nur  als  „Handelswissenschaft"  beseichnet  werden  kann. 
Dieser  Richtung  gehören  die  Werke  von  Sa  VARY,  Büsch,  Ludovki^  BOBN  u.  a.  an.  Die 
rein  volkswirtschaftliche  oder  merkantil -technische  Auffassung  konnte,  wenn  sich  Gerichte, 
die  nicht  oder  nicht  ausschUeßlich  mit  Kaufleuten  besetzt  waren,  mit  der  Beurteilung  von 
HanddwrerhMtnisaen  ni  befiown  hatten,  itnmSglich  geaSigtn.  Nachdem  sich  faifolfe  dieses 
IJmstandcs  die  englische  und  französische  Praxis  —  von  universell  gebildeten  Juristen  stark 
beeinflufit,  ja  geleitet  —  einer  mehr  juristisch -wissenschaftlichen  Behandlung  der  kommer- 
zieOen  Institutionen  zugewandt  hatte,  trat  ein  gleiches  Bedürfnis  auch  in  Deutschland  hervor; 
in  dieser  Hinsicht  machte  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  in  Deutschland 
tnsbesonrl'-rf-  die  Rechtsprechung  des  Oberappellationsgerichts  zu  Lübeck,  dann  die  Wissen- 
schaftÜchkeit  der  Abbandlungen  des  Hambui;ger  Archivs  für  H.  R.  und  die  der  Werke  von 
Qropp  und  POHLS  gehend. 

An  die  Resultate  der  Lübecker  Rechtsprechung  und  an  die  ebenso  von  echt  jurisüschem 
Geiste  durchwebten,  zuletzt  genannten  Werke  knüpfte  HEmRiCU  Thöl  an,  der  es  verstand, 
der  «issensdiafBichen  BehatwWuny  des  Handelsrechts  in  Deutschland  dadurch  den  Boden 
zu  festigen,  daB  er  die  Doktrin  des  gCttinnen  (römischen)  Rechtes  neben  der  merkantil- 
technischen Behandlungsweise  in  angemessener  Betonung  der  GrundLige  des  in  Deutschland 
in  Kraft  befindlichen  Privatrecbts  überhaupt  zur  Geltung  brachte  (Thöl  H.  R.,  erschienen 
1841  in  erster  Anfl.,  in  letiter,  6.  Aufl.  1S78,  Frachtrecht  t88o).  Ebenfalb  dordi  Vereimgimg 
der  angedeuteten  Richtungen  In  der  Auffassung  der  Ilandclsrechtsinstitute  zeichnen  sich 
EiNERT,  Liebe,  Biener  u.  a.,  insbesondere  aber  die  Germanisten  aus,  welche  von  jener  Zeit 
an  das  Handelsrecht  als  einen  Teil  des  deutschen  Privatrechts  darstelltea,  wie  MlTTBitMAlBft, 

HILLEBRAND,  Gf.RBER  ,  BLUNTSCHU,  BESELER,  GSÜGUtR,  DAHN  und  STOBBS. 

In  Deutschland  waren  dann  zwei  Momente  von  besonderer  Bedeutung  für  die  weitere 
Entwickelung  des  Handelsrechts  und  seiner  wissenschaftlichen  Bearbeitung;  die  Abfassung 
(t8$7 — iMi),  Ebifttlmmg  (1861 — ^1865),  wiederholte  und  reiche  Kommentierung  (t.  B.  von 

Hahn,  PuCHKLT,  MakOWER,  KeySSNER  u.  a.,  neuerlich  Staubi,  Abänderung  und  Revision 
(1884, 1897)  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  und  zweitens  die  Errichtung  und  Rechtsprechung 
eines  gemeinsamen  obersten  Gerichtsboüs  für  Deutschland  (zuerst,  1869,  als  Bandes-,  dann 
Reichsobcriiandelsgericlit,  sdt  1879  Reidisgerieht),  die  auf  die  GldduniBiglKit  in  der  Rechts» 
aoslegun^  vorteilhaft  einwirkten. 

Seitdem  sind  es,  abgesehen  von  den  zahlreichen  Kommentaren  des  Handelsgesetzbuchs 
and  den  Monographieen  and  Zeitschriften.  hanptsSchfich  die  Werke  von  ThOl  (s.  oben  S.  116) 
und  von  GOLdSch.midt  ; ebenda',  dann  das  von  W.  Endeman.v  (1S81  — 1S84)  herausgegebene 
groBe  Handbuch  des  Handelsrechts,  ein  Sammelwerk,  an  dem  zahkeiche  deutsche  Fach- 
männer wie  R.  Koch,  v.  VÖLDEifDOitFP,  Lastig  u.  a.  mitarbeiteten,  dann  die  Kotnmentaie 
verschiedener  handelsrechtlicher  Nebengesetze  und  die  neuesten  Lehrbücher  des  Handels- 
und Wcch seirech ts ,  durch  welche  die  Doktrin  des  Handelsrechts  in  seinen  einzelnen  Teilen 
fortgebildet  wird;  von  den  letzteren  seien  die  von  Behrenü  (unvollendet),  Cosack  (6.  Aufl. 
1903).  W.  ENDUAlOf  (4.  Aufl.  1887),  Kakl  LkbuaNN  (i.  lieC.  190S.  2.  Lief.  1906)  und  das 
des  Verfassers  '7.  Aufl.  1903)  hier  erwähnt.  Die  letztgenannten  Werke  enthalten  auch  LltcratdT- 
angaben,  die  vollkommen  zur  Orientierung  ausreichen,  so  Karl  Lehmann,  S.  42(1. 

Aus  der  firamtflsisdien  Literatur  leuchtet  das  große  Werk  von  Lyom-Caen  &  RENAin.T, 
Trait^  de  droit  commerdal  (3.  ^dit.  1898  ff.),  glBntend  hervor.  Ans  der  italienischen  seien  die 
Werke  von  T»L\RGHIKRI,  \'idari  und  V'ivante  her\'orcrchobcn.  Im  übrigen  sei  auf  die 
Literaturangaben  in  den  zuletzt  erwähnten  deutschen  Werken  verwiesen,  insbesondere  auf  die 
Obeiaiclit  iaKMLLimuMiis  H.]L&44ff.  und,  was  dasWechsdiecht  anlangt,  auf  K.Gak«s 
,H.  R.  7.  AufL  S.  $7»,  S73> 


VERSICHERUNGSRECHT. 


Auf^b«  des 
Veriicbenuift' 


Von- 

Victor  Ehrenberg. 

Einleitung.  IMe  -virtsdmftliche  Existenz  des  M^osdien  ist  von  zt^ 
reichen  Cre&liren  bedrolit,  denen  er  nur  dann  gfetrost  entgegensehen  kann, 
wenn  er  die  Gewifiheit  hat,  bei  Ihrem  Eintritt  einen  genügenden  Ersatz  wert 
zur  Verfügung  zu  haben.    Es  lieget  nahe,  die  hierfür  erforderlichen  Mittel 

durch  eig-ene  Spartätigkeit  zu  gewinnen;  dazu  bedarf  es  nicht  der  Mit- 
wirkung anderer  Menschen,  wohl  ab^r  müssen  die  Einnahmen  des  einzelnen 
höher  sein  als  seine  Ausgaben,  und  auch  dann  genügt  die  eigene  Spar- 
tätiglEeit  nur  fOr  den  Fall,  daA  die  befftrcfatete  Geüahr  sidier  nicht  eher 
eintreten  wird,  als  bis  das  erforderliche  Kapitsl  angesammelt  ist:  so  kann 
£Br  die  Altersversorgung  und  für  die  Neuanschaffung  abgenutzter  Gebrauchs- 
gegenstände die  SparßUugkeit  des  einzelnen  ausreichen  und  reicht  in  der 
Tat  sehr  häufig  aus. 

Anders  bei  zufälligen  Gefahren,  d.  h.  solchen,  deren  Eintritt  überhaupt 
oder  wenigstens  zeitlich  ungewiß  ist:  hier  kann  der  einzelne  sich  meist 
nur  unter  Uitwiikung  anderer  Personen  die  erforderlichen  Ifitt^  sichern, 
und  diese  Mitwirkung  kann  ihm  nur  gewährleistet  werden  nüt  Hilfe  des 
Rechtes.  Vereinzelt  verleiht  das  Redit  schon  ohne  weiteres  einen  solchen 
Anspruch,  z.  B.  auf  Schadenersatz  gegenüber  dem  Verletzer  oder  auf 
Lebensunterhalt  gegenüber  den  Eltern,  meist  aber  bedarf  es  dazu  einer 
besonderen,  rechtlich  gerep^^lten  Veranstaltung,  und  damit  stehen  wir  auf 
dem  Boden  des  Versicherungsrechts. 

Das  Versicherungsrecht  (im  weitesten  ^nne  des  Wortes)  regelt  alle 
^^eiügen  sodslen  Veranstsltnngen,  welche  bezwecken,  einen  fSr  den 
Mrn sehen  erforderlichen,  wenigstens  zeitlich  ungewissen  Bedarf  zu  decken, 
insbesondere  die  ihm  drohenden  wirtschaftlichen  Nachteile  durch  Bereit- 
steilung der  erforderlichen  Geldmittel  abzuschwächen  oder  aufzuheben, 
Stiutuu«  004         Für  die  Erreichung  dieses  Zweckes  bieten  sich  zwei  Wege. 

Es  ist  nämlich  möglich,  daii  die  von  einer  solchen  wirtschaftUchea 
Gefehr  bedrohten  Personen  in  der  Lage  sind,  zwar  nicht  jeder  fOr  sich 
allein,  aber  alle  zusammen  durch  eigene  Spart&tigkeit  die  Mittel  aufinK 
bringen,  um  den  einzelnen  sicherzustellen  (KoUektiversparung):  hier 
beruht  die  Sicherung  rein  auf  Selbsthilfe  der  bedrohten  Frivatpwsonen, 
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sie  kann  durch  Rpchtscfeschäft  verwirklicht  werden,  und  wir  nennen  sie 
daher  Privatveri,ich*'rung.  Ihre  praktische  Durchführung-  wird  sehr 
erleichtert,  wenn  erfahrungsgemäß  nur  verhältnismäbig  wenige  gefährdete 
Personen  wirkUcli  von  der  Gefidur  betroffen  werden,  weQ  hier  meist  ein 
Ueineir  Bdtraff  des  einzelnen,  also  geringe  SparfiUgfceit  genl^,  um 
den  wenigen  wiridich  Betroffenen  ihre  selbst  groAen  Sdiäden  zu  ersetzen; 
immer  aber  ruht  sie  auf  egoistischer  Grimdlage,  mir  deqenige  leistet 
einen  Beitrag,  der  selber  der  Sicherung  bedarf. 

Es  ist  aber  auch  mog-lich,  daß  die  Gesamtheit  der  bi  drohten  Personen 
nicht  imstande  ist,  die  erforderlichen  Mittel  au&ubringen,  ihre  Sparfahigkeit 
ist  za  gering  daxu,  weil  die  den  eioxeloen  bedrohenden  wirtsdtafllidien 
Nacfateilo  zu  groft  sind  oder  zn  häufig  anflreten:  dann  bleibt  nichts  übrig, 
als  nach  nichtbedrohte  Personen  nur  Deckimg  dieser  Nachteile  heran- 
zuziehen, und  wenn  dies  nicht  dem  guten  Willen  überlassen  bleiben  soll 
(Wohltätigkeit),  kann  es  nur  auf  dem  Wege  eines  rechtlichen  Befehls 
geschehen:  hier  wird  die  Sicherung  nicht  durch  vSelbsthilfe,  sondern  durch 
Fremdhilfe  verwirklicht,  sie  beruht  nicht  au±  iCechtsgeschäft,  sondern 
auf  Reditssatz,  de  tritt  als  altruistische  Versicherung  der  egoistischen 
gegenüber,  ae  kann  die  Form  der  Staatshilfe  annehmen,  aber  stdi  auch 
in  die  versdüedensten  anderen  Formen  kleiden,  sie  kann  endlich  ganz 
rein  auftreten  oder  nur  der  Selbsthilfe  ergänzend  zur  Seite  treten.  Dies 
ist  natürlich  auch  da  mocfli'^h,  wo  erfahrungsgemäß  die  Selbsthilfe  aus- 
reichen würde;  der  Gesetzgeber  kann  also  z.  B.  eine  Staatshilfe  anordnen, 
um  einer  an  sich  tragfähigen  Bevölkerungsgruppe  die  Last  der  Kollektiv- 
ersparung  zu  eileiclitem  ^lagelverrichemng  in  Ba3rem):  das  Ist  dann  dne 
sog.  liebesgabe,  eine  sodal  lücht  bereditigte  Unterstützui^  aus  fipemdem 
Beutel,  eine  erzwungene.  Wohltätigkeit. 

Dieser  sozial -wirtschaftliche  Gegensatz  der  Selbsthilfe  und  der  Fremd-  privatrecbt  and 
hilfe  deckt  sich  zwar  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit  den  rechtlichen  ^g^*** 
Gegensätzen  des  Privatrechts  und  dos  öffentlichen  Rechts,  der  Vertrags- 
freiheit  und  des  Versicherungszwaogs,  aber  der  Gesetzgeber  kann  es  auch 
für  nüta^ch  oder  notwendig  halten,  die  der  Selbsthilfe  fittiigen  Bevölkerungs» 
gnippen  zwangsweise  zu  koalieren,  ae  zur  KoUektaver^Murung  zu  notigen, 
die  ztmi  Zwe^e  der  Versicherung  geschaffenen  Privatanstalten  zu  be- 
aufsichtigen, sogar  staatliche  Versicherungsanstalten  einzurichten  (Immobiliar- 
Feuerversicherung !) ,  also  auch  auf  diesem  Gebiete  mit  Xormen  des  öffent- 
lichen Rechtes  in  das  Spiel  der  freien  Kräfte  tief  einzugreifen,  wie  f<r  ja 
umgekehrt  auch  den  Gedanken  der  Fremdhilfe  mit  den  Mitteln  des  Privat- 
re^ts,  z.  B.  in  der  einikclien  Form  der  Haf^kflicht  des  Staates  oder  der 
Unterhalt^fficlit  det  Gemeinde  verwirklichen  könnte. 

Immerhin  wird  der  Gesetzgeber  im  großen  und  ganzen  die  beiden 
Grundarten  der  Versicherung  auch  in  ihrer  rechtlichen  Regelung  ausein- 
anderhalten und  sich  bemühen,  eine  jede  der  ihrer  Eigenart  entsprechenden 
Gestaltung  entgegenzufuliren. 
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L  Die  Fr i vatvp rsicherung.    Die  auf  Selbsthilfe  der  crefährdeten 
Personen  beruhende  soß-,  Privatversicherung  ist  die  bei  weitem  ältere  Art 
der  Versicherung,  sie  ist  diejeoige,  welche  bis  vor  wenigen  Jahrzehnten 
täkSn  gebxindiUdi  war. 
Oweiuhi»  Der  Gedanke,  sicli  mit  Hilfe  aaderer  Pefsonen  gegen  drolieiide  virt- 

i^x^S^SÜÜImj   schaftliche  Gefahren  zu  sichern,  mußte  schon  in  firüher  Zeit  auftauchen. 

Die  Gemeinschaft  der  Gefahr  führte  leicht  zu  genossenschaftlichen  Ver- 
bän(?pn,  dfron  Mitg-lieder  sich  wechselseitig"  Beistand  gfelobtcn  odor  durrh 
regelmüiiigc  Beiträge  einen  g-pmpiiv^rhaftlir.heu  Ersatzfonds  (Hiitt.ka.sbe; 
bildeten.  Schon  dem  Altertum  nicht  unbekannt  waren  diese  Verbände 
twld  lockMer,  bald  fester  geknüpft,  bald  nur  für  vorübeigehende  Unter- 
nebmungen,  bald  für  die  Dauer  berecbnet,  bald  nur  gegen  dnxdne  Ge- 
fahren, bald  allgemein  zu  Unterstützungszwecken  gegrfindet  In  dem  Gilden- 
ttnd  Bruderschaftswesen  des  Mittelalters  haben  sie  unter  christlichen  und 
germanischen  Einflüssen  eine  große  Verbreitung  g-efundcn,  und  es  ist 
charakteristisch,  daß  die  Gilden  diese  ihrp  Hilfsinstitute  auch Nichtmitghedem 
gegen  eine  besondere  Gebülir  zugänglich  machten. 

IndessMH,  obwobl  diese  genoesenschaftUdien  Verl>&uie  das  a|>ätere 
VerädiCTungswesen  in  mebrfiicher  Hinsicht  fruchtbar  beeinflußt  haben,  so 
sind  die  eigfentlichen  Wurzeln  der  modernen  Versicherung  doch  in  ihnen 
nicht  zu  suchen.  Diese  ist  entstanden  seit  dem  Ausgang  des  13.  Jahr- 
hunderts  in  den  Küstenländern  des  Mittelländischen  Meeres,  und  zwar 
rein  zu  En\'erbszwecken;  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
hat  das  Versicherungsgewerbe  hier  eine  große  wirtschafthche  Bedeutung 
eriangt  JEKe  grofien  Gefehren  der  Seeschiffahrt,  insbesondere  anch  die 
Firalengefahr  mufiten  fOr  die  Reeder  und  Kauflente  die  Abwilzung  dieses 
Risikos  auf  solvente  dritte  Personen  erwünscht  erscheinen  lassen,  natürlich 
gegen  ein  beträchdiches  Entgelt,  als  ein  für  diese  Personen  setir  gewagtes, 
aber  im  Glücksfalle  sehr  einträgliches  Geschäft  Und  das  war  nichts  Un- 
erhorte^i.  Seit  vielen  Jahrhunderten  war  es  üblich,  daß  Kapitalisten  durch 
Gewaiirung  eines  sog.  Seedarlehens  (foeuus  nauücum)  die  Seegefahr  einer 
kaufinSnnisdien  Unternehmung  gegen  Anteil  am  Gewinne  auf  sich  nahmen, 
indem  die  gelicihene  Summe  nur  im  Falle  des  Gelingens,  dann  aber  unter 
Zuschlag  einer  hohen  Prämie  (sog.  Zinsen)  zurückgezahlt  werden  sollte: 
die  Zinsen  bildeten  den  fixierten  Anteil  des  Kapitalisten  an  dem  Gewinne, 

In  der  Tat  kleideten  sich  die  ersten  Secversicherung^policen,  die  sich 
in  den  Geuueser  Notariat.s^lrchivcn  erhalten  haben,  in  die  Rechtsform  des 
Seedarlehens,  und  erst  als  auch  dieses  Geschäft  dem  kanonischen  Zinsen- 
veibot  nntenrbeQt  wurde,  entwi<&dte  rieh  die  Versicherung  zu  einer  sdl>- 
ständigen  Vortragsart,  verbreitete  dch  rasch  über  sämdidie  enrop&isdie 
. .  ..Xüslenländer  des  Mitldländischen  Meeres  und  durch  ^panische  und 
italiemsche  Kaufleutc  auch  nach  den  Niederlanden.  In  den  nördlichen 
Ländern  hat  das  Versichening-swesen  seit  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
Boden  gefaßt  und  erst  mit  dem  Aufblühen  des  direkten  atlantischen  Handels 
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<nach  Indien  und  Amerika  seine  große  Bedeutung  gewonnen.  Längere 
Zeit  aber  blieb  es  auf  die  Sicherung  gegen  Transport-  besonders  See- 
gefkhren  beschränkt;  erst  seit  dem  i8.  und  zumal  seit  dem  19.  Jahrhundert 
haben  mxh  die  Feuer-,  Lebens-i  UnfSül-,  Hagel-,  ViehveniGherung  und 
And^e  Axtäa,  ganz  aeueifidi  auch  die  Haftpflicht-  und  Einbruch-Ver- 
sicherung entwickdt;  wenn  schon  die  Urkimden  des  14.  Jahrhunderts  das 
Vorhandensein  einer  Lebens vorsichenmg  dartun,  so  darf  man  dabei  nicht 
an  das  segensreiche  Versorgungsgeschäft  denken,  welches  heutzutage 
diesen  Namen  führt:  vielmehr  handelte  es  sich  meist  um  Wetten  auf  das 
Leben  oder  Steiben  gewisser  Personen,  z.  B.  des  Piqpstes  oder  eines 
Fürsten  oder  einer  schwangeren  Frau. 

Obexfaaiqpt  lauerte  an  dtt  Wiege  des  juugen  TnaHtuts  die  Gefidur,  daß 
es  zu  Wetten  (also  zu  Spielxwedcen)  gemißbraucht  werde,  und  dies  hat 
schon  früh  die  Gresetzgebung  zum  Einschreiten  veranlaßt  Dprarticfp  Wett- 
versicherungen wurden  verboten  oder  nur  mit  Erlaubnis  der  Regierung 
gestattet,  es  wurde  jede  Versicherung  über  den  Wert  des  gefährdeten 
Interesses  hinaus  (Obervefsicherung),  ja  wohl  selbst  die  Versicherung  des 
vollen  Wertes  untersagt,  damit  die  Verücherten  an  der  Rettung  der  ver- 
Scherten  Werte  interesaert  blieben.  Inunethin  war  andi  dann  nodi  das 
Versicherungsgewerbe  äußerst  gefahrlich,  und  auch  im  Interesse  derjenigen, 
■welche  Sicherung  begehrten,  mußte  eine  Verteilung  des  Risikos  auf  mög- 
lichst zahlreiche  Schultern  sich  als  notwendig  erweisen,  damit  sie  der 
Solvenz  ihres  Vertragsgegners  auch  in  ungünstigen  Zeiten  gewiß  sein 
dnrflsen.  Wihrend  in  der  ältesten  Zeit  nur  einzelne  Personen  das  Ver- 
sicherui^sgewexbe  betrieben  hatten,  wurde  es  daher  s^  dem  17.  Jahr- 
hundert  meHsr  und  mehr  lUbfidi,  GreseUsdiaften,  meist  auf  Aktien,  za  diesem 
Zwecke  zu  gründen  (in  Hamburg  die  erste  im  Jahre  1765),  so  daß  {ddl  die 
Gefahr  auf  eine  große  Anzahl  von  Personen  verteilte.  Eine  weitere  Ver- 
teilung der  Gefahr  fand  dadurch  statt,  daß  der  einzelne  Unternehmer  sich 
nur  zu  einer  Quote  an  jedem  Risiko  beteiligte,  was  leicht  möglich  war, 
wenn  das  Verdcherungsgewerbe  ^h  an  gewissen  Hauptplätzm  konzen- 
trierte und  mit  Hilfe  von  besonderen  Maklern  bdrsenmSffig  betrieben  wurde; 
dies  war  in  London  schon  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  der  Fall, 
und  zw^ar  besonders  in  dem  dadurch  so  berühmt  gewordenen  Kaffeehaus 
des  Eduard  Lloyd.  Eine  intensivere  Yerteilimg  der  Gefahr  fand  dann  durch 
das  Aufkommen  der  Rückversicherung  statt,  auf  die  imten  näher 
einzugehen  ist. 

Während  der  Vernchemngsgedaoke  sich  bei  Reedern  und  Kaufleuten 
rasch  eingebürgert  hat^  muft  das  übrige  Publikum  audi  heute  noch  vielfibch 
erst  für  ihn  gewonnen  und  erzogen  werden,  die  zu  versichernden  Pwsonen 

müssen  aufgesucht,  angespornt  imd  fesligehalten  werden.  Daher  wtu-de  es 
notwendig,  daß  die  Unternehmer  das  ganze  territoriale  Gebiet,  welches 
sie  gewerblich  auszunutzen  gedachten,  gleichsam  mit  einem  Netze  von 
Mittelspersonen  (Agenten)  überzogen,  und  so  hat  sich  der  Betrieb  der 
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Versicherungsagentur  zu  einem  s'^lbständigen  Hilfsgewerbe  des  Versiche- 
rungsgewerbes herausgebildet,  welches  zusammen  mit  der  eminent  ver- 
feinerten Versicherungstechnik  die  Blüte  des  heutigen  Privatversichenings- 
wesens  getätigt  hat 

Damit  hat  die  Ausbüdang  des  Vefaichenmgsrechtes  niclit  g^etdieik 
Sdiritt  gehalten,  insbesondere  ist  die  Privatversicherung  von  der  Grnat»« 
gebung  zum  Teil  sehr  vernachlässigt  worden,  und  hat  sich  wesentlich  durch 
ein  typisches  Vertragsrecht  (sog.  Allgemeine  VersicherungsbedingTingen) 
weiter  fortgebildet  Nur  die  Seeversicherung  ist  nach  dem  Vore^ang-e  von 
Frankreich  schließlich  in  fast  allen  Seefahrt  treibenden  Staaten  ausführ- 
lich kodifiziert  od«r  wenigstens  durdi  Einzelgesetze  geregelt  worden, 
mandie  Gesetzgebangen  haben  auch  die  übrigen.  Versicfaerai^fsarten  oder 
wenigstens  die  wichttgsten  —  wie  Feuer-  und  Lebensversicherung  —  berückp 
sichtigt,  doch  fehlt  es  an  einer  umfassenden,  auf  der  Höhe  der  modernen 
Entwickelung  stehenden  q-esetzlichen  Regehmg-  des  g-esamten  Versichcnmgs- 
wesens  noch  überall;  Deutschland  hat  (mhc  solche  Regelung  bereits  be- 
gonnen unci  wird  sie  voraussichtlich  im  i.aufe  des  Jahres  190O  zum  Ab- 
schluB  bringen  (s.  unten). 
PMaiw  I.  IMe  Frivatversichenifig  verwirklicht  sieb  wirtschaftlich  stets  auf 

||^|2^||[^^der  Grundlage  einer  Kollektivspartatigkeit  der  durch  die  gleiche  Gefohr 
OttßuM^uiUt.  bedrohten  Personen,  juristisch  aber  kann  sie  zwar  gleichfalls  in  der 
Form  einer  Genossenschaft  dieser  Personen  auftreten  (sog.  Versicherung 
auf  Gegenseitigkeit),  ebenso  wirksam  aber  auch  in  Gestalt  einer  von 
dritten  Personen  betriebenen  gewerblichen  Unternehmung,  welche  für  eigene 
Rechnui^  die  Beiträge  (Prämien)  von  den  g^ährdeten  Feraonan  doideht 
und  die  ^satzsummen  an  die  geschadigten  Personen  auszahlt  (sog.  Erwerbs- 
versicherung  oder  Versicherung  gegen  feste  Prämie). 

In  wirtschaftlicher  und  technischer  Beziehung  ist  diese  Unterscheidung 
nicht  sehr  beträchtlich;  der  Hauptunterschied  besteht  darin,  daß  der  Über- 
schuß der  Einnahmen  über  die  Ausgaben  im  ersten  Falle  ausschließlich 
den  Versicherten  selber,  im  zweiten  Falle  ganz  oder  teilweise  dem  Unter- 
nehmer zugute  kommt,  und  daft  entsprechend  audi  die  Deckung  eines 
Ausfalls  dort  den  Versicherten,  hier  dem  Unternehmer  obliegt 

Dagegen  in  rechtlicher  Beziehung  ist  der  Unterschied  ein  sehr 
großer.  Die  Erwerbs  Versicherung  wird  in  Deutschland  wie  im  Ausland 
(außer  England)  fast  nur  noch  von  Aktiengesellschaften  betrieben,  und 
diese  Versicherungsgesellschaften  .«lind  so  gut  wie  vollständig  dem  im 
Handelsgesetzbuch  geregelten  allgemeinen  Aktienrecht  unterstellt.  Eine 
solche  schablonenhafte  Behandlung  ist  abeae  unzwedan&flig.  Denn  bei  Vex^ 
sicfaerungsgeseltochaften  hat  das  Aktienlcapttal  eine  ganz  andere  Aufgabe 
als  bei  denjenigen  Gesellschaften,  die  irgendein  anderes  Unternehmen  be- 
treiben, es  ist  nämlich  nicht  Betriebskapital,  sondern  nur  Garantiekapital; 
auch  ist  die  Stellung  der  Versicherten  eine  völlig  andere  als  die  der  son- 
stigen Gesellschaftsgläubiger,  so  daß  die  zum  Schutze  aller  Glaubiger  auf- 
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gestellten  Vorschriften  teils  überflüssic^  teils  unanwendbar  sind;  endlich 
sind  die  zahlreichen  und  tiefeingreifenden  gesetzlichen  Kauteien  gegen  die 
mißbräuchliche  Gründung  von  Aktiengesellschaften  hier  unnötig,  weil  — 
wie  spater  noch  auszuführen  ist  —  jede  Versicherungsgesellsdiaft  zum 
Gewerbebetrieb  der  staatBclieii  Kooxessiott  bedaxfl  Es  wird  dalier  eine  Ait^ 
gäbe  zukunftiger  Geeet^ebung  s«n,  die  VernchemogsaktiengeBellsdialten 
einer  besonderen,  vereinfiuAten  Rji^liing  «t  ttntend^en. 

Für  die  Verncherung  «uf  Cregensmtigkeit  hat  sich  im  Laufe  des 

19.  Jahrhunderts  ^e  e^entümlidie  Genossenschaftsform  herausgebildet 
(„Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit**),  welche  für  Deutschland 
durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1901  (§§  15  —  53)  zum  erstenmal  geregelt 
worden  ist  Auch  dabei  ist  wieder  zum  Teil  das  Recht  der  AktiengeseU- 
schaften  zugrunde  gelegt  worden,  und  deshalb  muß  hier  eben&lls  von  der 
Zukunft  eine  zweckmSffigere  Regelung  erhofft  werdea  Sdurn  jetzt  hat 
das  Gesetz  ^  53)  übrigens  die  kleinen  Gegenseitigkeitsvereine,  nimlich 
solche,  die  einen  sachlich,  ortlich  oder  hinsichtUch  des  Peisonenkreises 
engbegrenzten  Wirkungskreis  haben,  in  finfacherer  Weise  geregelt:  dahin 
gehören  z.  B.  Schiff s Versicherungsverein c  für  Küstenfahrer,  Kuhgilden, 
Totenladen,  Pensionskassen  und  zahlreiche  andere  Unterstützungsvereine. 

Sowohl  bei  Gegenscitigkeits-  wie  bei  Aktiengesellschaften  erfolgt  der  v«nJciMci»f 
Versicherungsbetrieb  durch  den  Abschluß  von  Versicherungsverträgen,  ^^fa^ni 
In  ihrer  Eigenschaft  als  Vertragspartei  wird  die  Gresellschaft  „Versicherer* 
(Assekuradeur)  genannt,  die  andere  Partei  beifit  Versicherui^rsnehmer; 
meist  ist  der  Verdcherungsnehmer  der  elgenttiche  Interessent,  dem  die 
Ge&hr  droht,  d.  h.  der  Versicherte:  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  ajuricht  man 
von  einer  Versichenmg  für  fremde  Rechnung,  besser:  Verncherung  mnes 
fremden  Interesses. 

Die  rechtliche  Regelung  dieser  Versicherungsverträge  bildet  den 
Inhalt  des  Vprsirherungszivilrochts  als  eines  Teiles  des  bürgerlichen 
Rechts,  während  die  Beaufsichtigung  des  Betriebs  der  privaten  Ver- 
atdienrngsunternehmungen  dem  Sffentlidien  Recht  aogebdrt:  jenes  soll  im 
folgenden  Abschnitt  (Nr,  2),  ifieses  in  wnem  wwteren  Abschnitt  (Nr.  3) 
daiqgestellt  werden. 

2.  Die  Versiebe rnngs vertrage  untersdiridMi  sich  nadi  Voraus-  Artmte 

Setzungen,  Inhalt  und  Wilkungen  zunächst  mit  Rücksicht  auf  die  Art  der  ^««i^««^ 
Gofahr,  dpnpn  das  versicherte  Objekt  (Person  oder  Sach^^  ausgesetzt  isl^ 
und  meist  tragen  sie  auch  danach  ihre  verschiedenen  Namen  als  See-, 
Transport-,  Feuer-,  Hagel-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Lebensversicherung;  noch 
wichtiger  ist  aber  die  Unterscheidung  in  Schadens-  und  Summenver* 
Sicherung,  welche  zwar  von  dem  Inhalt  dmr  von  dem  Verricherer  zu 
machenden  Leistung  heigenommen  ist,  Ach  aber  im  wesendichen  mit  der 
Unterscheidung  nach  dem  versicherten  Objekt,  also  mit  dem  Gegensatz 
der  Güter-(Sach-)  und  Personen* Versicherung  deckt 


Digitized  by  Google 


eil 


124  Victor  Ehrenberg:  Versicherungsrecht. 

Bei  der  Schadensversicherung  verspricht  der  Versicherer,  dem  Ver- 
sicherten einen  naher  bestimime:  Vennög'ensschaden  zu  ersetzen;  bei  der 
Summenversicherung  (deren  Hauptfali  die  Versicherung  auf  den  Todesfall, 
sog.  Lebensversicherung  ist)  verspricltt  dar'Verddierer  tMim  ]^itliilt  diMtt 
bestiiiiiiiteii  Ereignisses  dne  bestimmte  Geldsumme  za  sahleo.  Jede 
SdnulensTerdcheiii]^  setzt  Twaiis,  dafi  ein  ^eignis  dxoht,  an  dessen 
Ausbleiben  der  Versicherte  ein  Interesse  hat;  die  Ersatzpflicht  des  Ver- 
■^icherer"?  aber  tritt  erst  ein,  wenn  dieses  Ereignis  einen  Schaden  herbei- 
geführt hat,  und  sie  richtet  sich  nach  der  Höhe  des  entstandenen  Schadens, 
der  also  erst  festgestellt  werden  muß.  Alles  dies  fallt  bei  der  Summen- 
versicherung fort;  die  Leistungspfiicht  des  Verncherers  ist  blw  sdion  mit 
dem  Eintritt  des  befOrchteten  Ereignisses  entstanden  und  steht  dann  nadi 
Art  und  Iföhe  liest 

Danach  muß  man  darauf  verdchten,  einen  einheitlichen  Begriff  des 
Versicherungsvertrags  aufzustellen.  Wohl  aber  lassen  sich  gewisse  all- 
gemeine rechtliche  Merkmale  angeben,  welche  für  alle  Arten  von 
Versicherungsverträgen  charakteristisch  sind:  sie  resultieren  a\is  der  eigen- 
tümlichen Technik  des  Versicherungsbetriebs,  die  den  Abschluß  von 
Massenvertdlgen  verhingt,  damit  durch  solchen  GiroAbetrieb  das  Gesetz  der 
großen  Zahlen  wirksam  wird  und  das  Versichenmgsgewerbe  den  aleatori- 
schen Charakter  verliert,  der  dem  einzelnen  Versicherungsvertrafir  in  so 
hohem  Maße  anhaftet. 
AUgaMiao  Daraus   ergibt  sich  zunächst  die   Notwendigkeit    eines  typischen 

Vertragsinhalts,  d.  h.  gleichmäßiger  Versicherungsbedingungen,  welche 
der  Versicherer  allen  seinen  Verträgen  zugrunde  legt  Wenn  aber  der 
Inhalt  dieser  Allgemeinen  Bedingungen  einseitig  vom  Versichern,  ohne 
^twiikung  von  Vertretern  der  anderen  VerLcagspartei,  festgestellt  wird, 
dann  lie^^  die  Grefahr  nahe,  daß  er  sehr  wesentlich  nach  dem  Interesse 
des  Versicherers  ausfiillen  wird;  diese  Gefahr  steigert  sich  naturgemäß, 
wenn  die  X'ersicherungsgesellschaften  einer  Branche  sich  über  identische 
Bedingungen  einigen,  weil  dadurch  der  Segen  der  Konkurrenz  insoweit 
ausgeschlossen  wird  und  der  Versicherte  nur  die  Wahl  hat,  imversichert 
ZU  bleiben  oder  sldi  diesen  Bedingungen  zn  unterwerfen.  Daher  muB  der 
Inhalt  des  Vetsicherungsvertrags  da,  wo  dem  Versicherer  nicht  An- 
gehörige gleich  gesdlällskundiger  Bevolkerungsgruppen  als  Versicherte 
gegenüberstehen,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Willkür  der  Parteien 
entzogen  werden,  er  ist  positiv  und  negativ  durch  gesetzliche  Vorschriften 
mit  zwingender  Wirkung  festzustellen;  äluilich  wie  z.  B.  gegenüber  den 
Eisenbahnverwaltimgen  hat  der  Gesetzgeber  auch  hier  das  Prinzip  der 
Vertragsfreiheit  zum  Schutze  des  Publikums  betrachtlidi  einzuschränken. 

Der  Grofibetrieb  des  Versicherungsgewerbes  bringt  es  femer  mit  sidi, 
daß  der  Versicherer  in  ungewöhnlichem  Maße  auf  die  Zuver- 
lässigkeit der  Versicherten  angewiesen  ist.  Man  pflegt  den  Ver- 
sicherungsvertrag daher  wohl  als  contractus  uberrimae  fidei  zu  bezeichnen. 


Contractu! 
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Zwei  Gefahren  sind  es  besonders,  die  den  Versicherer  da  bedrohen,  wo 
es  an  solcher  Zuverlässigkeit  auf  der  anderen  Seite  fehlt:  einmal  muß  er 
befürchten,  keine  rationelle  Auswahl  der  Risiken  vornehmen  zu  können, 
also  dmch  Versdiweigungea  odMr  unrichtige  Angabm  des  Versicheraogs* 
ndimers  mm  AbschliiA  von  VmichernngsvertriigeQ  veraiüafit  sa  werden, 
die  er  sonst  überiiaiqrt  nicht  oder  wenigstens  nicht  zu  dem  vereinbarten 
Prämirnsatze  abgeschlossen  haben  u^rde,  weil  bei  ihnen  die  Gefahr 
beiräi  litlich  über  den  Durchschnitt  hinausgeht,  und  sodann  liegt  für  den 
Versicherten  die  Versuchung  nahe,  daß  er  die  Versicherung  benutze,  um 
sich  auf  unlauterem  Wege  Vorteile  zu  verschaffen,  insbesondere  durch 
absiditliclte  Herbeif&hnuig  des  sclüUligenden  Ereignisses,  durch  Über* 
taxierung  der  gefihrdeten  Grfiter  oder  durch  fidscfae  Angabe  über  die 
Hohe  des  entstandenen  Schadens.  Dies  alles  konnte  natutgraaaA  nicht 
ohne  starke  Rückwirkung  auf  den  Inhalt  der  Versicherungsverträge  und 
der  Gesetze  bleiben.  Vor  allem  muBte  es  die  Versicherer  bestimmen,  sich 
durch  eine  sehr  rigorose  Fassung  der  Versicherungsbedingungen  gegen 
die  Folgen  einer  solchen  Handlungsweise  ihrer  Versicherten  zu  schützen 
und  Klauseln  aufeunehmen,  die  zwar  nur  auf  den  unzuverläsaagen  Ver- 
sicherten gemünzt  waren,  aber  kraft  ihrer  allgemehien  Fassung  dch  nicht 
selten  als  Fallstricke  für  den  redlichen  Versicherten  erwiesen.  Das  aber  Schutz  der  Ver- 
mußte  wiederum  eine  Reaktion  der  Gerichte  wachrufen,  die  durch  künstliche  "^^'^,1^^^ 
und  vielfach  unhaltbare  Auslegungen  den  Versicherten  gegen  solche 
Ungebühr  zu  schützen  suchten,  so  daß  in  Wahrheit  nunmehr  beide  Parteien 
an  einer  angemessenen  Einsdiränkung  der  Vertrs^freiheit  durch  den  Gesetz- 
geber ein  Interesse  haben,  weil  dadurch  der  jetzt  bestehenden  Rechts- 
unadieiheit  ein  Ende  bereitet  wird. 

Li  der  Tat  sind  also  gewisse  allgemeine  rechtliche  Merkmale  sämt- 
lichen oder  doch  den  meisten  Versichenmgsarten  charakteristisch,  aber 
trotzdem  ist  es  schwierig,  in  größerem  Umfange  konkrete  Rechtssätze  auf- 
zustellen, welche  auf  alle  oder  doch  auf  zahlreiche  Versicherungsarten 
ohne  Einschränkung  Anwendung  finden.  Bei  dem  Versuche,  allgemeine 
^  Rechtssitze  fOr  alle  Versicfaerungszweige  aufzustellen  ~  den  sdion  zu  ^"""^ 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  das  PreuBiache  Landrecht  gemacht  hat  und 
den  neuere  Handelsgesetzbücher  (insbesondere  das  Italienische)  wieder 
aufgenommen  haben  —  ist  es  meist  bei  einigen  farblosen  Leitsätzen  ge- 
blieben. Erst  in  neuester  Zeit  sind  zwei  Gesetzentwürfe  erschienen, 
welche  der  Regelung  der  einzelnen  Versicherungsarten  einen  umfang- 
reichen „Allgemeinen  Teil*'  vorausschicken:  es  ist  der  von  Prof.  Roelli 
ausgearbeitete  Schweizer  Entwurf  und  der  im  Reidujustizamt  teslgestdlte 
Entwurf  für  das  Deutsche  R^ch. 

In  Deutschland  ist  die  Rechtsl^fe  bislang  folgende:  durch  Reichs- 
gesetz geregelt  ist  die  Seeversicherung  (in  Buch  4,  Abschnitt  10  des 
Handelsgesetzbuchs),  außerdem  sind  nur  einzelne  privatrechtliche  Ver- 
hältnisse im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  im  Gesetze  vom  12.  Mai  1901 
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geordnet;  die  gewerbsmäßige  Übernahme  von  Versicherungen  gegen  Prämien 
ist  zum  Handelsgeweibe  «tUart  ([LG.B.  §  i  Aba.  i  Nr.  3).  LandesrecIitUch 
ist  lediglich  <!Ue  Feuervflssicherui^  in  einer  R^he  von  Bimdeastaaten  ge- 
regtdtf  ao  audi  in  Preufien;  die  Voisdiriften  des  Allgemeinen  Landrechts 

dnd  größtenteils  veraltet 
Kticiiiug«  Der  im  Herbst  1905  dem  Reichstage  mit  einer  „Begründung"  vor- 
««*^»  »9»s^  gelegte  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag**  beruht 
auf  einem  im  Reichsjustizamt  aufgestellten  und  bereits  im  Jahre  1903  ver« 
fiffeatUdifeen  ^ttwurf  (ß,.  I).  Dieser  hat  damt  auf  Gnmd  der  ümi  zotril 
gewordenen  umftasenden  Kritik  eine  oneute  Umarbeitiing  im  RMchs- 
justizamt  und  eine  Reihe  von  Veränderungen  im  Bundesrat  erfahren.  Er 
besteht  aus  fünf  Abschnitten.  Der  erste  Abschnitt  —  ungefähr  ein  Vieris 
des  Ganzen  umfcissend  —  enthält  Vorschriften  für  sämtliche  Versicherungs- 
zweige, der  zweite  —  welcher  fast  die  Hälfte  einnimmt  —  reg^elt  die 
Schadensversicherung,  und  zwar  sowohl  im  allgemeinen  wie  in  ihren 
einzdnen  Hauptarten,  als  Fener-,  Hagel-,  Vieh-,  Transport'  und  Ibfi^Ucht» 
Versicherung;  das  letzte  Viertel  des  Entwur&  gehört  der  Lebens-  und 
Unfidlvernc^eruDg  und  enthält  außerdem  die  üblichen  Schloflvoiachrifiiea. 
Gltichzeitig  ist  der  Entwurf  eines  Einfühnmgsgesetzes  ausgearbeitet  (welches 
vor  allem  Übergangsbestimmimgen  enthält),  femer  ein  Gesetzentwurf  betr. 
Änderung'  der  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  über  die  Seever- 
sicherung, welcher  dazu  bestimmt  ist,  die  Seeversicherung  mit  gewissen 
allgemeinen  Grundsitzen  des  Haup^[esetMS  in  Übmrdttstiinmung  zu  bringen. 
Dieses  Hauptgesetz  selbst  soU  nSmlidi  auf  die  Seeversicherung  keine 
Anwendung  find«i.  Auch  auf  die  nach  Reichs-  und  Landesrecht  ge- 
regelten Hilfskassen  d^  verschiedensten  Art  sollen  die  Vorschriften 
des  neuen  Gesetzes  keine  Anwendung  finden  (was  ebenfalls  zu  billigen 
ist),  imd  schließlich  wird  auch  die  Rückversicherung  ihrem  üeituags- 
bereich  entzogen.  Die  Rückversicherung  bleibt  danach  der  einzige  Ver- 
sicherungsvertrag, welcher  auch  künftig  jeder  geseta^dien  Regelung  ent> 
bohren  wird 

Man  mag  über  diese  modernen  Versuche,  die  Gesetze  über  den  Vei^ 
Sicherungsvertrag  mit  einem  umfassenden  „Allgemeinen  Teile"  zu  eröffneo, 

denken  wie  man  will,  jedenfalls  ist  so  viel  zuzugeben,  daß  einiq-e  Materien 
eine  identische  Retrelung  für  sämtliche  Versicherungstirten  vertragen, 
venicherung»-  ja  crheischcu.  iJahiii  gehört  in  erster  Luuc  die  Rechtslage  der  Ver- 
Sicherungsagenten.  Diese  Agenten  sind  für  die  mdslen  Versidierungs- 
zweige  allmählich  ein  uneaibehrlidbes  Mittel  des  Gewerbebetriebs  geworden, 
und  doch  ist  ihre  rechtliche  Stellung  noch  sehr  bestritten;  besonders  ist 
zweifelhaft,  inwiefern  die  Versicherungsgesellschaften  für  Handlungen  und 
Unterlassungen  ihres  Agenten  den  Versicherten  gegenüber  verantwortlich 
sind,  so  für  Anweisungen,  die  er  gibt,  für  Zusagen,  die  er  macht,  für 
Aubkuniie,  die  er  in  bezug  aui  aen  Sinn  der  Versicherungübüuingungca 
erteilt  us£   Das  aber  ist  um  so  bedenklicher,  als  —  abgesehen  von  der 
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Seeversicherung  —  fast  in  allea  Fällen  der  Abschluß  des  Versicherungs- 
vertngs  durch  Vefwihtcihing  dnes  Agenten  erfolgt 

Dieser  AbscUiifl  geachidit  M  den  Bhmenvevsichemiigen  meist  auf 
Grund  eines  sog.  Fragebogens,  durch  dessen  richtige  und  vollständige 

Beantwortung-  von  Seiten  des  Versicherungsnehmers  (Erfüllung  der  „An- 
zeigepflicht") dem  Versicherer  die  oben  bereits  charakterisierte  Auswahl 
der  Ribiken  ermöglicht  wird.  Eine  schuldhafte  Verletzung  dieser  Ver- 
pflichtung hat  zur  Folge,  daß  der  Vertrag  für  den  Versicherer  unverbindlich, 
die  Ptimie  ihm  aber  trotzdem  verfallen  ist  Regelmäßig  stellt  der  Ver- . 
sicheFer  eine  Urlrande  über  den  Inhalt  des  Vetatdieningsvertrags  ans,  die 
dem  Verri,<dierungsnehmer  gegen  Zahlung  der  ersten  Prämie  ausgehändigt 
"wird  („Einlösung  der  Pölirr"^,  auch  die  spateren  Prämien  sind  stets  pra- 
numrrando  zu  entrichten,  nur  bei  der  See-  und  Transportverstcherunfif  ist  „  "^"^ 
ein  Kreditieren  der  Prämien  üblich.  ii»aer. 

Diese  dem  Versicherer  zu  entrichtende  Prämie  richtet  sich  nicht  nur 
nadk  der  HShe  der  von  ihm  zu  machenden  Leistung  und  nach  der  Gfdfle 
der  von  ihm  übernommenen  Ge&hr»  sondern  naturlich  auch  nach  der 
Dauer  des  Versicherungsvertrages,  d.  h.  der  vereinbarten  Versicherungs> 
zeit,  je  nachdem  der  Vertrag  nämlich  auf  Lebenszeit  einer  Person  ge- 
schlossen wird  (so  meist  bei  der  Versicherung  auf  den  Todesfall)  oder  auf 
eine  bestimmte  Kalenderzeit  (so  die  Regel)  oder  auf  die  Dauer  einer  be- 
stimmten Untemelunimg,  2.  B.  einer  Reise  (so  häufig  bei  der  Seever- 
sidierung).  Die  Ft&nie  wird  mm  aber  nur  in  dem  letzten  Falle  für  die 
ganze  Dauer  der  Versicherung  berechnet,  scmst  regdmaßig  für  je  ein 
Kalenderjahr,  imd  dieser  Zeitraiun  wird  Versicherungsperiode  genannt 
Für  jede  Versicherungsperiode  gfilt  das  sog.  Prinzip  der  Prämifneinheit, 
d.  h.  sobald  eine  solche  Periode  zu  laufen  begonnen  hat,  wird  die  ganze 
Jahresprämie  geschuldet,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  imd  in  welchem  Zeit- 
punkt das  Ereignis  eintritt,  durch  welches  die  Ldstnng  des  Versicherers 
ausgelost  wird  (sog.  Versicherungsfall). 

Eäne  naclitragliche  unerwartete  Erhöhung  der  Gefahr  berediA^t  NacbtniiM» 
den  Versicherer  mebt  zur  Aufhebung  des  Vertrags,  besonders  für  den 
Fall,  daß  der  Versicherte  selber  diese  Erhöhuno!-  herbeig-efijhrt  hat.  Droht 
das  befürchtete  Ereignis,  so  hat  der  Versicherte  nach  Kräften  für  seine 
Abwendung,  und  wenn  es  doch  eintritt,  für  tunlicbste  Minderung  seiner 
naditeiligen  Folgen  zu  sorgen  (sog.  Rettnngspflichl). 

Bei  der  Schadensversicherung  ist»  wie  oben  bereits  angedeutet,  nur 
das  Interesse  vwrdcherbar,  dessen  Geldwert  als  t^Versicherungswert" 
bezeichnet  wird.  Der  für  den  Fall  dnes  Totalverlusts  dieses  Interesses 
vereinbarte  Ersatz,  die  sog.  „Versicherungssumme",  braucht  nicht  der 
Hohe  des  Versicherungswerts  gleichzukommen  („Unterversicherung**  oder 
teilweise  Selbstversicherung  des  Versicherten),  aber  sie  darf  die  Höhe  des 
Versicherungswerts  nidit  übersteigen  ^Überversidierung<0,  weil  die  Vec^ 
stcherung  niemals  zum  Gewinn  fShren  soH,  damit  der  Versidierte  nicht 
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D«i>p«i-  in  Versuchunjr  gerate,  den  Schaden  selber  herbeizuführen.  Aus  demselbeu 
*^  Grunde  ist  eine  Doppelversicherung  desselben  Interesses  bei  mehreren 
Verriclierem  zwar  gwrtaltet  (bei  der  SeeTemchening  freilich  nur  anaoaliiiuh 
weise),  fSiut  aber  stets  nur  za  einmaligem  Scbadensersatz.  Bleibt  die  Ver- 
sicherungfssumme  hinter  dem  Versicherungswert  zurück,  so  werden  ancll 
Teilschäden  (sog.  Partialverluste)  aar  im  Verhältnis  der  VersicheniiigBSiunine 
zum  Versicherungswert  ersetzt. 

Doch  dies  alles  gilt,  wie  gesagt,  nur  für  die  Schadensversinherung, 
•  deren  einzelne  Arten  dann  wieder  zahlreiche  Besonderheiten  aufweisen. 
Dagegen  bei  der  Summenversicheroiig,  insbesondere  also  bei  ihrem  HaupU 
ftlly  der  Lebensversicherung,  wird  der  Nadiweis  dnes  bteresses 
niemals  yedangt,  selbst  bei  der  Verricherung  auf  ein  fremdes  Leben  wird 
nur  Zustimmung  desjenigen  verlangt,  von  dessen  Tod  die  Zahlung  der 
Versicherungssumme  abhängig  sein  soll;  daher  sind  auch  Doppel  Ver- 
sicherungen in  beliebiger  Zahl  vmd  Höhe  gestattet.  Auch  bildet  die 
Lebensversicherung  eine  Ausnahme  von  dem  sonst  ganz  allgemein  gelten- 
den Grundsatze»  daB  hei  VOTSätdicher  HerbeifOhrung  des  befOrchteten 
Ereignisses  durch  den  Versicherten  der  Verndierer  niemals  snr  Zahlung 
verpflichtet  ist;  zwar  die  Gesetze  gehen  nidit  so  wet^  wohl  aber  bestimmen 
die  Versicherungsbedingungen  jetzt  häufig,  daß  unter  allen  Umständen, 
also  auch  im  Falle  eines  bei  klarem  Geisteszustände  erfolgten  Selbst- 
mordes die  Versicherungssumme  ausgezahlt  wird,  vorausgesetzt,  daß 
die  Versicherung  schon,  je  nachdem,  ein  oder  mehrere  Jahre  —  die  sog. 
Karen22eit  —  hindurdi  bestanden  bat  ^UnanfechtbarkMt  der  Police«^ 
Die  Lebensversicherung  wird  auch  sehr  häufig  zugunsten  bestimmter 
Personen  genommen,  der  sog.  „Begünstigten",  z.B.  der  Frau,  der  £jnder 
des  Versicherten:  diese  erhalten  dann  mit  dem  Tode  des  Versicherten  einen 
unmittelbaren  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme,  die  also  nicht  in  den 
Nachlaß  des  Verstorbenen  fällt  und  daher  auch  dessen  Gläubigem  nicht 
haftet.  Die  wichtigste  Eigeutiimlichkeit  der  Lebensversicherung  besteht 
aber  darin,  dafi  der  VersicherungsfaU  hier  immer  dntritti  daA  also 
jeder  Versicherungsvertrag  schUeBlich  zu  einer  Zahlungsverpfliditung  des 
Versicherers  fuhrt  Was  der  Versicherui^fsnduner  nämlich  beförchtet,  ist 
nicht  —  wie  bei  der  Schadensversicherung  —  der  Eintritt,  sondern 
lediglich  der  vorzeitige  Eintritt  eines  Ereignisses,  nicht  der  Tod,  sondern 
der  vorzeitige  Tod  bestimmt  ihn  zum  Abschluß  des  Vertrags.  Die 
Mögliciikeit  des  Sterbens  vor  der  Ersparung  einer  genügenden  Summe 
zur  Versorgung  seiner  Hinterbliebenen  —  das  ist  die  Gefahr,  die  ihm 
droht  Trotzdem  soll  aber  nach  dem  Inhalt  des  Vertrags  die  Leistung 
des  Versicherers  an  seine  Hinterbliebenen  auch  dann  erfdgen,  wenn  diese 
Gefahr  gar  nicht  eintritt,  also  wenn  der  Versicherungsnehmer  die  höchste 
Lebensdauer  erreicht.  Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Lebensversicherung 
wirtschafüich  eine  doppelte  Funktion  hat,  sie  ist  zugleich  Versicherung 
(Kollektiversparung)  und  Kapitalanhäufuug  (Einzelersparung  wie  bei  einer 
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Sparkasse):  jeder  Versicherte  zahlt  nämlich  mehr  als  für  den  bloßen  Ver- 
sichemngszweck  (Sicherung  gegen  vorzeitiges  Sterben)  erforderlich  wäre, 
und  auf  dieses  Guthaben  (die  sog.  Prämienreserve)  liat  er  selbst  dann 
Anspruch,  wenn  er  von  der  Vecsicheraag  «irücktritt;  meist  Ist  der  Ver- 
sicherer jedoch  befugtf  ihm  statt  dessen  eine  neue  Pulice  mit  ent^trecliend 
reduzierter  Ver-^icherungssumme  auszustellen.  Diese  Prämienreser\-e  ent- 
spricht mit  Erreichung'  der  höchsten  Lebensdauer  (als  solche  wird  nach 
den  Mortalitätstabellcn  in  der  Regel  das  90.  Lebensjalir  angenommen)  der 
vereinbarten  Versidierungssumme;  nimmt  man  also  beim  Abschluß  des 
Vertrags  statt  des  9a  ein  beliebiges  früheres  Lebensjahr,  z.R  das  60.  als 
iuBerste  Lebensgrense  an  und  vereinbart  danadi  eine  entsprediend  höhere 
Jahresprämie,  so  ist  die  volle  Verricherungssumme  schon  mit  dem  Tode 
des  Versicherungsnehmers,  spätestens  aber  mit  dem  Eintritt  seines  60.  Lebens- 
jahres heraus/u/ahlen.  Auf  diese  Weise  kann  der  Lebensversicherung-svertrag 
(als  soß^  abgekürzte  oder  gemischte  Versicherung)  nicht  nur  für  die  Ver- 
sorgung der  Hinterbliebenen,  sondern  auch  für  die  Altersversorgung  des 
Verächerungsnehmers  selbst  nutzbar  gemacht  werden. 

Eine  sehr  etgeatOmliciie  Sonderstellung  nimmt  auch  die  Haftpflicht-  H«itpaicbt. 
Versicherung  ein.  Hier  ist  das  vom  Versicherungsnehm«r  befOrchtete  """^ 
Ereignis  ein  rein  juristisches,  nämlich  die  Möglichkeit,  von  einem  ge- 
schädigten Dritten  auf  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  zu  werden, 
und  was  der  Versicherer  ihm  dagegen  zusichert,  ist  nicht  nur  Ersatz  der 
dem  Dritten  gemachten  Leistung,  sondern  auch  Rechtsschutz  gegen  eine 
unberechtigte  Kla^^e  des  Dritten.  Die  Haftpflichtv^rdcherung  gehört  also 
augenscheinlich  der  Schadeosversidierung  an,  aber  sie  untexschmdet  sach 
von  den  reinen  Formen  dieser  Versicherungsart  dadurch,  daß  der  Ver- 
sicherer schon  in  Aktion  treten  muß,  bevor  dem  Versicherten  ein  Schaden 
erwachsen  ist,  ja  sogar,  wenn  ihm  ein  solcher  überhaupt  nicht  erwachsen 
wird  (z-  B.  bei  ganz  ungerechtfertigter,  frivoler  Inanspruchnahme  seiner 
Haf^flicht  durch  den  Dritten);  auch  ist  das  versicherte  Interesse  im  voraus 
meist  nicht  abschätzbar,  es  fehlt  daher  in  der  Regri  an  jedem  Ver- 
sicherungswert, und  daher  wird  audi  eine  Vosicherungssumme  häufig  gar 
nicht  vereinbart. 

In  juristischer  Beziehung  verwandt  mit  der  Haftpflichtversicherung  ist  aask- 
die  Rückversicherung,  kraft  deren  sich  ein  Versicherer  (der  Hauptver-  ' 
sicherer)  bei  einem  anderen  Versicherer  (dem  Rückversicherer)  gegen  die 
Gefahr  versichert,  die  er  selber  durch  den  Versicherungsvertrag  auf  sich 
genommen  hat  Auch  hier  ist  also  das  bdßrchtete  Ereignis  ein  juristisches, 
nämlich  die  Möglichkeit,  aus  dem  Versicherungsvertci^  auf  Leistung  in 
Anspruch  genommen  zu  werden.  Ihr  Zweck  ist  aber  selten  Abwälzung 
des  ganzen  Risikos  auf  den  Rückversicherer,  sondern  Verteilung  des 
Risikos  auf  mehrere  Versicherer  (unter  entsprechender  Verteilung  der 
Prämie);  es  ist  also  ein  wirtschaftliches  Gemeinschaftsverhältnis  beab- 
sichtigt, aber  ohne  juristische  Gemeinschaft,  imd  der  (Haupt-)Versicherte 
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wird  durch  die  Rückversicherung  überhaupt  nicht  berührt,  er  hai  ti.  stets 
nur  mit  seinem  Verncherer  xa  tnn.  Btk  der  Rückversicherung  geht  die 
Abflicht  der  Parteien  also  niemals  auf  Edaagong  und  GrewShrung  mm 
Rechtsschttts,  vielmehr  ist  gerade  umgekehrt  die  etwaige  FrozefifShmng 

mit  dem  Versicherten  und  die  gesamte  Sdiadensregolierung  ausschließlich 
Sache  des  Hanptvprsicherers,  der  dafür  eine  Provision  (in  Gestalt  eines 
Abzugs  von  der  im  übrigen  unter  alle  Versicherer  zu  verteilenden  Prämie) 
erhält;  natürlich  aber  müssen  die  Rückversicherer  ihrerseits  gegen  eine 
leiditfertige  Geschäftsföhrung  des  Hai^tversicherers  geschützt  werden,  und 
deshalb  ist  lUeser  verpflichtet,  stets  eine  Quote  des  Risikos  fiir  eigene 
Rechnung  su  behalten:  durch  diese  teüweise  Selbstversicherung  bleibt  er 
an  einer  sorgfaltigen  Schadensreguli erung  interessiert,  und  sein  eigenes 
Interesse  schützt  damit  ztipflpich  das  Tnterpsse  der  Rückversicherer. 

So  stellt  sich  die  rechtliche  Gestaltung"  der  Rückversicherunsr  als  eine 
wahrhaft  geniale  Schöpfung  des  Verkehrs  dar,  durch  die  sich  diese  Ver- 
sicherungsart, ganz  imbeeinfluAt  von  l^gpriffen  des  Gresetzgebers,  zu  dem 
wichtigsten  HUfiinstitut  für  sämtliche  anderen  Versicherungsarten  entwickelt 
Wand«  hat  Ihre  feinste  und  höchste  Entwickelung  hat  ne  in  der  sog.  laufenden 
Vorrichflca«.  Versicherung  gefunden,  einer  sehr  eigratümlichen  Versicherungsarl^ 
welche  schon  vorher  bei  der  Seeversicherung  aufgekommen  war.  Diese 
ermög-licht  es,  auf  Grund  eines  einzigen  Vertrag"s  die  Deckung?  aller 
künftigen  Risiken  für  längere  Zeit  im  voraus  zu  sichern,  also  ohne  daß 
es  eines  besonderen  Vertragsschlusses  über  die  einzelnen  Versicherungen 
bedar£  Bei  der  Ruckversicherung  wird  hierdurch  eine  sofortige  Ver^ 
teilung  der  Risiken  je  nach  Bedarf  über  einen  oder  mehrere  V««cherer 
gewährleistet  und  damit  die  Ge&hr  für  den  einseinen  sehr  erheblidi 
vermindert 

StMtiMiftkbt.  3.  Das  Versicherung-sgcwerbe  gehört  zu  denjenigen  Gewerben,  deren 
Betrieb  besondere  Gefahren  für  weite  Kreise  des  Volkes  mit  sich 
bringen  kann.  Zunächst  gilt  dies  von  dem  Inhalt  der  Versicherung^ 
vertrage.  Wie  bereits  hervorgehoben,  sind  die  Versich«rungsgesellscluiflen 
in  der  Lage,  durch  Vereinbarung  gemeinsamer  j,Bedingungen*<  d^  S^ien 
der  Konkurrenz  großenteils  auszuschließen  und  den  Versicherten  die  Zu« 
stimmiinpf  zu  höchst  bedenklichen  Vertragsklauseln  abzunötigen;  dieser 
Gefahr  könnte  —  wie  oben  erwähnt  auch  schon  auf  privatrechtlichem 
Wege,  nämlich  durch  Erlaß  eines  Gesetzes  über  den  Versicherungsvertrag 
mit  teilweise  zwingenden  Rechtsnormen,  also  durch  Einschränkimg  der 
Verlilmsfreiheit,  vorgebeugt  werden. 

Aber  auch  die  Verwaltung  der  V«rsicherung8gesdlschaften  birgt 
besondere  Gefahren  in  sich-  Ein  technisch  unzureichender  Betrieb,  mag  er 
auf  manjTelhaften  statistischen  und  math(?niatischen  Unterlag^en  beruhen  oder 
durch  ungenügende  kaufmännische  Geschäftsführung  veranlaßt  sein,  vereitelt 
gerade  dasjenige,  was  die  Versicherungsnehmer  bezwecken,  nämlich  durch 
den  Veraicherungsvertrag  eine  gesteigerte  Sicherheit  ihrer  wirtschaftlichen 
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Existenz  zu  erlangen;  und  bei  den  Lebensversicherungsanstalten  kommt 
als  wichtij^es  Moment  noch  hinzu,  daß  sie  zugleich  als  Sparkassen  fungieren, 
daß  dif  prspartpn  NotLH-oschen  weiter  .Schichten  des  Volkes  bei  ihnen 
angehäuft  sind,  die  durch  Anlage  in  unsicheren  Hypotheken  und  Wert- 
papieren oder  durch  eine  unmverlAsrige  Verwaltung  aufs  höchste  gefiUundet 
werden  können.  Hieigegen  ist  mit  privatreditUchen  Vorschriften  Aber 
Greschäftsfuhrung  und  Vermögensverwaltung  wenig  auszurichten,  und  selbst 
Strafandrohungen  genügen  nicht  Vielmehr  ist  es  notwendig,  einmal  nur 
solche  Untemehmer  /um  Vorsichprunpsg-ewerhe  zuzulassen,  welche  die 
Garantien  eines  zuverläs^ii;  '  rt,  te  chnisch  unbedenklichen,  finanziell  gesicherten 
Betriebs  bieten,  und  sodann  auch  die  zugelassenen  Unternehmer  unter 
dauernde  staatliche  Kontrolle  su  stdlen. 

In  der  Tat  hat  schon  die  deutsche  Grewerbeordnung  von  dem  Prinzip 
der  Gewerbefreiheit  för  Verncharungsimtemehmut^en  eine  Ausnahme 
gemacht,  freilich  ohne  selbst  —  trotz  Reichsver&ssung  Art  4  No.  i  — 
geeignete  Garantie-  und  Kontroll  Vorschriften  für  sie  vorzusehen.  Erst  das 
bereits  oben  erwähnte  ReichsjLf esetz  über  die  privaten  Versicherungs- 
unternehmungen vom  12.  Mai  iQor  (sog. Versicherungs- Aufsichtsgesetz) 
hat  diese  Lücke  ausgefüllt  Es  findet  auf  alle  Versidierungsuntemehmungcn 
Anwendung  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  die  Versicherung  gegen 
Kursverlust  oder  die  TransportverMcherung  od»  die  Rückverncherung 
zum  Gegenstande  haben:  die  erstgenannte  ist  wegen  ihrer  geringen  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  ausgenommen,  die  beiden  anderen,  weil  hier  die 
Versicherten  entweder  ;y^eschäft,sg-ewandte  Kaufleute  und  Industrielle  oder  gar 
selbst  Versicherer  sind  und  deshalb  eines  besonderen  Schutzes  nicht  bedürfen. 
Lidessen  kann  der  Bundesrat  anordnen,  daA  bestimmte  Votschriften  des 
Gesetzes  auch  auf  solche  Unternehmungen  Anwendung  finden  (Gres.  §  ri6}. 

Das  Gesetz  regelt  einmal  die  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  (§§  4 
bis  14),  die  es  von  der  Erlaubnis  der  Behörde  abhängig  macht,  sodann 
die  Beaufsichtiguncr  dos  Gewerbebetriebs  (§§  64 — 84),  endlich  gibt  es 
auch  einzelne  Vorschnttcn  für  die  Geschäftsführung  (§§  ,«)4— 6;^),  und  zwar 
hauptsächlich  mitRücksicht  auf  die  Prämienreserve  bei  Lebensversicherungs- 

geseOschaften,  indem  es  die  Ergänzung  dieser  Vorsdiriften  durch  spezielle 
Verordnungen  den  kompetenten  Behörden  überläBt  Besonders  ger^^t 
ist  dann  noch  die  redifliche  Stellung  ausländischer  Versicherungsuoter- 

nehnvjngen  (§§  85 — 91). 

Die  Durchfuhnn't'"  riiV^er  gesamten  anf'^irbfffihrendcn  Tätigkeit  ist  nur 
insoweit  den  Landesbehörden  und  dem  Landesrecht  überlassen  worden, 
als  ein  Versicherungsuntemehmer  seinen  Geschäftsbetrieb  auf  das  Gebiet 
eines  Bundesstaats  beschränkt  (§  2);  alle  anderen  Unternehmungen  unter- 
liegen der  Au&icht  durch  das  dem  Reichsamte  des  Inneren  unterstellte 
Kaiserliche  Aufsichtsamt  für  Prtvatver«cherung,  welches  aus  ständigen 
und  nichtständigen  Mitgliedern  besteht  und  einen  aus  Sachverstandigen 
bestehenden  „Beirat"  zur  Seite  hat  (§§  jofL). 
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TT.  Die  Arbeiterversicheruag'.  Ein  ganz  anderes  Gesicht  als  die 
bisher  geschilderte  sog-.  Privatversicherung  zeigt  die  nicht  oder  wenigstens 
nicht  ausschUeßUch  auf  Selbsthilfe  (durch  die  gefährdeten  Personen),  sondern 
ganz  oder  teilweise  auf  FremdhUfe  (durdi  den  Staat  oder  and«*e  Peraoneii) 
fundierte  Verucherungsart»  welche  man  ala  Arbeiterverstchemng  zu  be- 

Jteichnen  pfleg-t. 

AafgdMii  4m  Weiten  Schichten  des  arbeitenden  Volkes  droht  nämlich  die  Gefahr, 
, ,  j  daß  sie  selber  bei  Lebzeiten  erwerbslos  werden  oder  nach  ihrem  Tode 
ihre  Angehörigen  unversorgft  zurücklassen.  Die  eigene  Erwerbslosigkeit 
kann  hervorgerufen  sein  durch  dauernde  oder  vorübergehende  Erwerbs- 
unfähigkeit —  infolge  von  Krankheit»  Unfall,  vorzeitiger  Invalidität^ 
Altersschwädie  —  oder  durdi  Mangel  an  Aibeitsgel^enheit  (Arbeits- 
losigkeit);  die  Unversorgtheit  der  Hinterbliebenen  hat  stets  zur 
Ursache  den  Mangel  an  Sparfähigkeit,  mag  nun  die  Sparfahigkeit 
überhaupt  fehlen  oder  nicht  ausreichen,  um  selbst  bei  langem  Leben  die 
Angehörigen  zu  versorgen  oder  nur  nicht  ausreichen,  um  sie  für  den  Fall 
vorzeitigen  Todes  (durch  Abschluß  eines  Lebensversicherungsvertrags) 
aichrazuatellen.  Die  Grefahr  des  Einzelnen  wird  aber  in  allen  diesen  Fällen 
wegen  der  großen  Zahl  der  dadurch  Betroffenen  zu  «ner  sozialen 
Gefahr,  und  deshalb  haben  Kirche,  Staat  und  Gesellschaft  sich  ihre  Be- 
kämpfung zur  Aufgabe  gemacht,  früher  nur  mittelst  der  sog.  Armenpflege 
in  den  verschiedensten  Formen  der  kirchlichen  Fürsorge,  der  organisierten 
Privatwohltätigkeit,  der  Gemeindeunterstützung  oder  der  staatlichen  Hilfe, 
seit  einigen  Jahrzehnten  aber  durch  systematischen  Ausbau  einer  sozialen 
Versicherungsgesetzgebung. 
Gewerbliche  Diese  beruht  auf  den  völlig  modernen  Rechtsideen  der  gewerb- 
i^JJJJ^^JJJ^^  liehen  und  der  sozialen  Verantwortlichkeit.  Wer  nämlich  zu 
krit  Zwecken  des  Erwerbs  gewisse  besonders  gefährliche  Unternehmungen 
betreibt,  soll  seinen  dadurch  körjjerlich  verletzten  Mitmenschen  bzw. 
deren  Hinterbliebenen  von  Rechts  wegen  hierfür  verantwortlich  sein,  selbst 
dann,  wenn  weder  ihm  noch  seinen  Angesteliten  dabei  ein  Verschulden 
zur  Last  fiel;  ebenso  soU  dcijenige,  welcher  in  der  sozial  bevorzugten  Lage 
ist,  sich  die  Arbeitskräfte  anderer  Menschen  dienstbar  zu  mach«i,  von 
Ret^tS  wegen  zu  Leistungen  verpflichtet  sein,  die  bestimmt  sind,  diesen 
Personen  für  den  Fall  ihrer  Erwerbslosigkeit  eine  wirtschaftlich  erträgliche 
Kxistenz  zu  sichern. 

Der  Gedanke  einer  gewerblichen  Verantwortlichkeit  mußte  natur- 
gemäB  in  den  großen  Industriestaaten  zuerst  aufkommen  und  hat  in  Gestalt 
der  sog.  Haftpflicht  seit  der  Mitte  des  19.  Jahihunderts  mehr  und  mehr 
Boden  gewonnen,  für  ganz  Deutschland  wurde  er  durdi  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1871  zur  praktischen  Geltung  gebracht  Den  Gedanken  der 
sozialen  Verantwortlichkeit  verwirklicht  zu  haben,  ist  das  unsterbliche 
Verdienst  des  Deutschen  Reiches  und  seines  großen  ersten  Kanzlers:  in 
dieser  Beziehung  ist  das  Ausland  bisher  noch  sehr  im  Rückstand  geblieben. 
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Als  Weckruf  für  die  große  soziale  Reform  diente  die  Kaiserliche  Bot-  o«>Mng»h«im 
Schaft  vom  17.  November  1881,  die  den  hilfsbedürftigen  Kreisen  des  Volkes 
ansdrückUcli  einen  Anspruch  auf  Beistaad  aiqniach.    Daiaufhin  wurde 
zuerst  die  Kranke UYersicherung  geregt  (Glesetz  vom  15.  Juni  188^ 

wiederholt  umgestaltet)  zuletzt  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1903),  dann 
die  Unfallversicherung-  (Gesetz  vom  6.  Juli  1884,  durchgehend  revidiert 
durch  die  Gesetze  vom  30.  Juni  1900),  endlich  die  Alters- und  In  validitäts- 
versicherung  (Gesetz  vom  22.  Juiii  1889,  ersetzt  durch  ein  neues  Gesetz 
vom  13.  Juli  1899).  Versuche  zur  Einrichtung  einer  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  sind  erst  in  einigen  Städten  gemacht  worden,  dne 
rwchsredufiche  Regdung  steht  nodi  aus.  Ebensownng  hat  ach  —  ab* 
gesehen  von  einigen  Spezialfällen,  so  für  die  durch  Unfall  Getöteten  und 
für  die  Mitglieder  der  Knappschaften  —  bis  jetzt  eine  Versorgung  der 

Hinterbliebenen  ermöglichen  lassen. 

Da  die  Arbeiterversicherung  eine  soziale  Institution  ist,  welche  allen  UDHy«;hicde 
Personen  zugute  kommen  soll,  deren  Lebensstellung  und  wirtschaftliche 


Lage  den  Voraussetzungen  des  betreffenden  Kranken-^  Unfall^  Invalidität^ 
gesetzes  entspricht»  so  muB  ne  Ach  —  auch  abgesehen  von  ihrar  eigent* 
Uchen  Gruncü  it;p,  der  Fremdhilfe  —  durch  zwei  rechtliche  Momente 

ganz  wesentlich  von  der  Privatversichening  unterscheiden:  einmal  findet 
keine  Auslese  der  Risiken  statt,  sondern  jedes,  auch  das  gefährdetste 
Risiko  wird  der  Vorteile  der  Versicherung  teilhaftig  (daher  fehlt  jede 
Anzeigepflicht  imd  die  Gefahrserhöhung  ist  gleichgültig),  und  sodann 
Stehen  «Ke  in  Beltadit  kcnumendm  Personen  unter  dem  Vers  ich  erungs- 
zwange»  es  kann  sich  niemand  d^  Opfern,  die  zu  bringen  sind,  entzidien. 
Wenn  der  Cresetzgeber  aber  verlangt,  daS  alle,  ^e  ^nem  gewissen  Personen- 
kreise angehören,  einen  Versicherungsanspruch  erwerben,  so  muß  er  ihnen 
auch  die  Gelegenheit  geben,  wo  sie  dies  mit  Sicherheit  erreichen  können, 
und  das  hat  ihn  genötigt,  eigene  Versicherungsanstalten  lur  die  Arbeiter- 
Versicherung  einzuführen.  Auch  mußte  es  dann  als  zweckmäßig  erscheinen,  zur 
Beaufsichtigung  und  Regelung  der  Gescfa&fte  dieser  Anstalten  sowie  zur 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  ihnen  und  den  verächerten 
Arbitern  tdlweise  eigene  Behörden  einzusetzen.  Endlich  hat  neben  der 
erzwungenen  auch  die  freiwillige  Versicherung  für  gewisse  Bevölkerungs- 
gTuppen  mehr  und  mehr  Eingang  gefunden.  Daher  sind  die  Einrichtungen 
für  die  Arbeiter  Versicherung  und  die  Rechtssätze,  welche  sie  regeln 
sollen,  so  umfangreich  imd  kompliziert  geworden,  daß  ihre  Handhabung 
und  Anwendung  dadurch  im  höchsten  MaAe  erschwert  wird. 

I.  Bei  der  Krankenversicherung  um&fit  der  Versidierungszwaog  Kraakoo- 
lediglich  unselbständige  Personen,  deren  Kreis  gesetzlich  abgegrenzt  wird 
teils  durch  die  Art  der  Betriebe,  in  denen  sie  beschäftigt  sind,  teils  durch 
die  Höhe  des  Lohnes  oder  Gehaltes,  für  den  sie  beschäftigt  sind:  —  letzteres 
zwar  nicht  bei  gewöhnlichen  Lohnarbeitern,  die  also  sämtlich  dem  Zwange 
unterliegen,  falls  sie  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe  beschäftigt 
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werden,  wohl  aber  bei  höheren  Angestellten  (Betriebsbeamten,  Werk- 
meistern, Handlungsgehilfen  u.  dgL),  welche  nur  dann  dem  Zwange  unter- 
liegen, wenn  ihr  Jahresverdtenst  2000  Mk.  nidit  übersteigt  Die  ver- 
aidierongspflichtigen  Betriebe  sind  im  Gesetz  einzebi  au^es&hlt;  dieser 

Vefsiclierungszwang  kann  jed  h  Vi  durch  Kommunalstatut  oder  durch  An- 
ordnung des  Bundesrats  oder  der  Landeszentralbehörden  auf  andere 
Gruppen  von  Personen  ausgedehnt  werden,  allerdings  nicht  auf  =;olb- 
standige  Gewerbtreibende,  wohl  aber  2.  B.  auf  die  der  Hausindustrie 
Angehörigen.  In  allen  Fällen  ist  aber  erste  Voraussetzung  des  Ver- 
dclieningszwanges,  dafl  eine  Person  dauernd  beschifligt  wird.  Arbeiter, 
die  nur  vorübergaliend  in  einem  vernchenuigspflichtigen  Betriebe  be- 
süiaftigt  werd'  Ti.  sind  lediglich  berechtigt,  nicht  verpflichtet  sidi  SU 
versichern;  ein  derartig"er  freiwilliger  Eintritt  in  die  Krankenversicherung- 
steht  auch  anderen  Personengruppen  offen,  so  den  sog.  Kleinmeistem, 
so  auch  den  Dienstboten,  wo  diese  nicht  schon  —  wie  in  den  süd- 
deutschen Staaten  —  kraft  Landesrechts  dem  Versicherungszwang  unter- 
worfen sind 

KMakMkuMB.       Die  Versicherung  erfolgt  iwindpiell  bei  ein^  sog.  Kasse,  und  zwar 

regelmäßig  bei  einer  Kasse  mit  Zwangsbeitritt  und  Aufoahmepflicht  Jeder 

einzelne  Bctriobsuntomohmcr,  falls  er  mindestens  50  versicherungspflichtige 
Personen  beschäftigt,  kann  <  ir^e  solche  Zwangskasse  für  seine  Arbeiter 
errichten,  sog.  Betriebs-(Fabnk-) Kasse.  Im  übrigen  hat  jede  Gemeinde 
sog.  Ortskassen  einzurichten,  sei  es  nach  verschiedenen  Gewerbszweigen 
und  Betriebsarten  getrennt  oder  fOr  alle  gemeioscbalUich,  doch,  so»  daß 
mindestens  100  Versicfaerungspflichttge  dner  Kasse  angehören.  Für  vor« 
übergehende  Baubetriebe  mit  fluktuierender  Arbeiterschaft,  insbesondere 
für  Eisenbahn-,  Kanal-,  Festungsbauten  u.  dgl.  können  besondere,  sog. 
Baukassen  eingerichtet  werden.  Bergleute  können  auch  in  einer  bereits 
bestehenden  Knappschaftskasse,  Gesellen  und  Lehrlinge  in  einer  be- 
stehenden Innungskasse  zwangsweise  versichert  sein.  Endlich  ist  aber  jeder- 
mann audi  befugt,  bei  einer  freien  Hilfslcasse  (ELpGesets  vom  i.  Juni  X8A4) 
seiner  Versicherungspflicfat  zu  genügNi.  Cranz  sutraidiär,  iJadich  für  soldie 
Personen,  die  in  keiner  jener  Zwangskassen  Aufnahme  finden  können  und 
auch  keiner  Hilfskasse  angehören,  tritt  die  Gemeinde  des  Ortes  ein,  in 
welchem  sie  beschäftigt  sind.  Die  versicherungspflichtigen  Personen  — 
soweit  sie  nicht  einer  freien  Hilfskasse  angehoreu  —  sind  ohne  weiteres 
durch  ihre  Beschäftigung  in  einem  versicherungspflichtigen  Betriebe  bei 
der  zustandigen  Kasse  versichert,  selbst  wenn  ihr  Arbeitgeber  der  ihm 
obUegendcsn  Anmeldepflicht  nicht  genügt  hat;  zur  freiwilligen  Versicherung 
ist  dagegen  ein  ausdrücklicher  Beitritt  erforderlich.  Die  neuetngeri^teten 
Zwangskassen  sind  korporativ  organisiert;  ihr  Vorstand  besteht  aus  Kassen- 
mitgliedcrn  und  Arbeitgebern,  die  Generalversammlung  besteht  aus 
sämtlichen  Mitgliedern  oder  aus  erwählten  Vertretern,  letzteres  stets  dann, 
wenn  die  Kasse  500  oder  melu-  Mitglieder  zählt. 
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Die  Leistungen,  auf  welche  ein  erkrankter  Versicherter  Anspruch  KrMk«D- 
hat,  sind  nach  Miwimnm  unii  Maifiliwim  vom  Gesetze  festgelegt  worden.  *-»-»-•''»-■■ 
Sie  bestehen  vor  allem  in  freier  irzfücher  Behandlung  mit  Einschluß  der 
Heümittel,  sowie  —  für  den  Fall  der  Erwerbsunfähig^keit  —  in  einem 
Krank en g"el d ;  letzteres  beträgt  eine  Quote  des  ort-süblichen  oder  durch- 
schnittlichen Tagelohnes  derjenigen  Arbeiterklasse,  welcher  der  Erkrankte 
angehört;  an  die  Stelle  dieser  Leistungen  kann  aber  freie  Kur  und  Ver- 
pflegung in  einem  Krankenhause  treten.  Die  Dauer  der  Unterstiiuuug 
ridilet  äch  nadi  der  Dauer  der  Krankheit  bzw.  Erwerbsunühigkeit;  dodi 
soll  ne  s6  Wochen  tadcA  übersteigen;  Icraft  Kassenstatufts  kann  sie  aber 
bis  zu  einem  Jahre  Ytt^ngert  werden. 

Nach  dem  Umfang-  der  Leistung^en  richtet  sich  die  Hohe  der  Bei-  Ktuhao- 
träge,  die  zu  itirer  Deckung-  erforderlich  sind  und  deren  Minimal-  und 
Maximalgrenze  ebenfalls  durch  das  (xesetz  festgelegt  ist.  Verpflichtet  zur 
Abfuhrung  der  Beiträge  an  die  Kasse  oder  an  die  Gemeinde  ist  der 
Arbeitgeber,  der  aber  die  Befiignis  hat,  */,  davon  bei  der  Lohnzahlung 
dem  Verndierten  wieder  abzuziehen;  er  sdber  trägt  also  nur  Vr  ^® 
freiwillig  Versicherten  haben  ihre  Beitrige  selbst,  und  zwar  dem  vollen 
Betrage  nach,  zu  entrichten. 

2.  Ein  ganz  anderes  Bild  gewährt  die  Unfallversicherung;  bei  ihr  ist  VUM' 
der  Gedanke  der  Fremdhilfe  am  konsequentesten  durchgeführt    Während  ^^|][^^|[|]|^ 
nämlich  für  die  Krankenversicherung  —  wie  soeben  ausgeführt  —  die    von  der 
etforderiichen  Mittel  zu       durch  <^e  Versicherten  selber  angebracht 
werden  müssen,  ruht  bei  der  UnlSUlverstcherung  diese  Last  ausschlieüich 
auf  den  Schultern  der  Arbeitgeber,  die  Unfallversicherung  ist  also  im 
Grunde  nur  eine  eigentümliche  Ausgestaltung  der  Haftpflicht.     Daher  ist 
es  nicht  im  Geiste   der  Sprache,   wenn  mau  die  kraft  Gesetzes  Ver- 
sicherten auch  hier  als  „Zwangs versicherte"  oder  „Versiclierungspflichtige" 
bezeichnet,  um  sie  dadurch  den  freiwillig  Versicherten  gegenüberzustellen. 
In  Wahrheit  sind  jene  Personen  hier  lediglidi  berechtigt,  gar  nicht  ver- 
pflichtet, und  zwar  sind  ne  ohne  weiteres,  kraft  Gesetzes  berechtig^ 
während  die  freiwillig  Versicherten  S0W<M  verpfliditet,  wie  berechtigt 
sind,  beides  aber  niemals  ohne  weiteres,  sondern  nur,  wenn  sie  die  dafür 
erforderlichen  Voraussetzungen  erfüllt  haben. 

Während  ferner  bei  der  Krankenversicherung  nach  der  Ursache  der 
Krankheit  in  der  Regel  gar  nicht  gefragt  wird,  genug,  daß  sich  die  ver- 
sicherte Porson  in  ein«n  nicht  normal^i  Körper-  oder  Geisteszustand  be- 
findet, welcher  arzdiche  Behandlung  oder  Erwerbsunfahigk^t  zur  Folge 
hat,  ist  die  Unfallversicherung  ausschließlich  Betriebsunfrdlversicherung. 
Mit  der  Privatunfallversichenmg  hat  sie  daher  nur  den  BegriflF  des 
Unfalls  gemein.  Unfall  ist  aber  ein  plötzliches,  äußeres,  gewaltsames, 
nicht  vorsätzhch  vom  Betroffenen  herbeigeluhrtes  Ereignis,  sofern  dadurch 
eine  Person  getötet  oder  in  ihrer  Gesundheit  beeinträchtigt  wird;  Be- 
triebsun&U  ist  ein  solcher  Unfall,  welcher  diese  Person  kraft  ihrer 
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Beschäftigung  in  einem  (gewerblich -technischen}  Betriebe  betroffen  hat; 
doch  werden  Unfälle  bei  hingehen  und  mdeien  Nebenvenichtungen, 
die  im  Auftrage  des  Arbeitgebers  ausgeführt  werden»  den  Betriebsui^Sllen 

gleichgestellt. 

Wesentliclie  Unterschiede  von  der  Krankenversicherung'  weist  auch 
die  Art  und  Weise  auf,  wie  der  Kreis  der  versicherten  Personen  g^esotzlich 
umgrenzt  ist  Zwar  geschieht  dies  auch  hier  wesentlich  durch  Aufzählung 
der  versicherungspflichtigen  Betriebe  in  den  drei  Unfall- Versicherungsgesetzen, 
jedoch  mit  stärkerer  Betonung  des  gewerbfif^en  Charakters  dieser  Betriebei 
d.  h.  daB  der  Betrieb  zu  Erwerbszwecken  erfolgt:  ist  doch  die  UnfadU 
Versicherung  in  erster  Linie  Konsequenz  des  Prinzips  der  gewerblichen 
Verantworthchkeit.  Vor  allem  aber  ist  es  gleichgültig,  ob  die  in  einem 
solchen  Betriebe  tätigen  Personen  dauernd  oder  vorübergehend,  ob  sie 
gegen  Lohn  oder  unentgeltlich  beschäftigt  sind.  Auch  muß  hervor- 
gehoben werden,  daß  Betriebsbeamte  und  dergleichen  höhere  Angestellte  mit 
einem  Jahresarbmtsverdienst  bis  zur  Hohe  von  3000  Mk.  danmter  faUen 
und  daß  auch  gewisse  kleine  selbständige  Betriebsuntemehmer  teils  kraft 
Gesetzes  versichert  sind,  teils  durch  Statut  für  ohne  weiteres  versichert 
erklärt  werden  können;  im  übrigen  sind  solche  Kleinmeister  berechtigt, 
sich  freiwillig  zu  versichern.  Tn  Wahrheit  kann  man  aber,  wie  oben  bereits 
aiisg-efuhrt,  von  einer  Versicherungspflicht  oder  Zwangsversicherung  bei 
fast  allen  jenen  Personengruppen  eigentlich  nicht  reden,  da  sie  durch  ihre 
Tätigkeit  in  dnem  versichenmgspflichtigen  Betriebe  lediglich  Rechte  und 
gar  kebie  Pfiiditen  eriialten,  der  Zwang  richtet  sadi  bei  der  UnfeU- 
versicherung  ausschließlich  gegen  die  Betriebsuntemehmer,  also  die  Arbeit» 
geber,  und  lediglich  soweit  die  kraft  Gesetzes  Versicherten  zugleich  Unter- 
nehmer sind  (TCleinmeister),  haben  sie  sowohl  Rechte  (als  Versicherte)  wie 
Pflichten  (als  Unternehmer). 


Die  Betriebsuntemehmer  nämlich  sind  nach  Berufsarten  zu  rechts- 


lähigen  Zwangsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  zusammeoge&ßt  und  diese 
Vereine  sind  unter  dem  Namen  von  „Berufsgenossenschaften«  zu 
Hauptträgem  der  UnfaUversicherung  gemacht  worden.    Nur  wo  ein  ver- 

dcherungspflichtiges  Untemehmen  vom  Reich,  einem  Bundesstaat  oder 
einem  als  leistungsfähig  anerkannten  Kommunalverband  betrieben  wird, 
können  diese  öff"entlichrechtlichen  Verbände  ihren  Arbeitern  g(;genüber 
selber  Träger  der  Versicherungspflicht  sein:  alsdann  werden  die  Funktionen, 
wddie  sonst  der  BerufitgenoaseiMdiaft  obliegen,  von  sog.  Ausfohrungs- 
behorden,  z.  B,  den  Eisenbahndirektionen,  den  Marinewerftverwaltungen 
wahrgenommen.  Die  Berufsgenossensdiaften  zerfallen  fast  durchweg  in 
ortliche  Unterabteilungen  (sog.  Sektionen)  zum  Zweck  der  Dezentralisierung 
der  Verwaltung  und  Verteilung  des  Risikos;  bei  den  Bau-Berufsgenossen- 
schaften sind  außerdem  besondere  sog.  Versicherungsanstalten  eingerichtet 
für  solche  Arbeiten,  welche  ein  Unternehmer  in  eigener  Regie,  d.  h. 
außerhalb  eines  gewerbsmäßigen  Betriebes  vomdunen  läßt,  weil  die  hierbei 


II,  Die  Arbciterversicherung. 


beschäftigten  Arbeiter  sonst  un^'crsichcrt  snin  würden,  und  eine  gleiche 
Einrichtung  findet  sich  bei  der  .See-Berufsg-enosscnschaft  für  die  Ver- 
sicherung der  Kleinuntemehmer.  £s  gibt  jetzt  in  Deutschland  114  Berufs- 
genosseoschaften  —  66  gewerbliche,  48  land-  imd  forstwirtschaftliche  — 
mit  951  Sektionen  und  14  Verstdieningsanstaiten. 

Den  Tzigem  der  Unfidlveraicheningr»  insbesondere  also  den  Beniis-  uaUUbwn» 
genossensdtaften  liegen  die  Leistungen  ob,  welche  an  die  Versicherten  zu 
machen  sind,  und  /war  ist  jeder  Arbcitor  br-i  derjenigen  Berufsgenossen- 
schaft versichert,  deren  Mitglied  sein  Arbeitgeber  ist.  Diese  Leistungen 
sind  verschieden,  je  nachdem  der  von  einem  Unfall  Betroffene  dadurch 
verletzt  oder  getötet  ist  Im  Falle  einer  Verletzung  tritt  für  die  ersten 
13  Wochen  r^felmäßig  die  Krankenversicherung  ein,  die  Unfallfoisoige 
beginnt  dann  erst  mit  der  14.  Woche;  sie  umlaBt  die  Kosten  des  Heil- 
verfahrens und  im  Fallf  \  (  IHg^er  Erwerbsunfähigkeit  für  deren  Dauer  eine 
Rente  im  Betragfe  von  */.•»  ^^^^  Jahresarbeitsverdienstes  de«  ^'■f  rsicherten, 
bei  teilweiser  Erwerbsunfähigkeit  von  entsprechend  geringerer  Höhe  (Voll- 
rente —  Teilrente);  auch  hier  kann  statt  dessen  Behandlung  in  einem 
Kiankenhause  gewährt  werden.  Bei  HilCslo^keit  (dergestalt,  daß  der 
Verletzte  besonderer  Wartung  und  Pflege  bedarf)  kann  die  Rente  bis  zu 
100  %  des  Jahresarbeitsverdirastes  und  bei  Arbeitdosigkeit  kann  die  Teüp 
rente  bis  zur  Vollrente  erhöht  werden.  —  Im  Falle  der  Tötung  ist  ein 
Sterbpqrld  in  Hohe  des  15.  Teiles  des  Jahresarbcitsverdlenstes,  mindestens 
aber  im  Betrage  von  50  Mk.,  außerdem  eine  Rente  an  die  Hinterbliebenen 
ZU  entrichten,  und  zwar  an  die  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  oder  ihrer 
Wiederverheiratimg,  an  die  Kinder  bis  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre. 
Diese  Rente  darf  insgesamt  60%  des  Jahresarbeitsverdienstes  des  Ge- 
töteten nicht  übersteigen.  In  jedem  «nzelnen  Falle  wird  die  Ent- 
schädigung durch  den  Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  bzw.  Sektion 
festgestellt,  ihre  Auszahlung"  g-eschiebt  in  d'^r  Regel  durch  die  Postanstalt. 

Die  Aufbringung  der  Mittel  lür  diese  Leistungen  und  für  die  Auibria««« 
Verwaltungskosten  erfolgt  durch  jede  Berufsgenossenschaft  in  der  Weise, 
daß  am  Ende  des  Geschäftsjahres  die  erforderlichen  Beträge  auf  die  ein- 
zelnen Mi^jUeder  umgelegt  werden,  und  zwar  verschieden  nach  Gefahrs- 
klasseo  und  innerhalb  denselben  Gefithrsldasse  nach  der  Höhe  der  im 
Laufe  des  Jahres  von  dem  einzelnen  Mitgliede  gezahlten  Arbeitslöhne. 
Dieses  sog.  Umlageverfahren  hat  der  Gesetzgeber  g-ewählt,  um  der  deutschen 
Indu«ytrie  nicht  gleich  anfangs  zu  große  Lasten  aufzubürden.  Nach  ver- 
stcherungstechnischen  Grundsätzen  müßte  statt  dessen  am  Ende  eines  jeden 
Jahres  so  viel  an  Betträgen  erhoben  werden,  als  erforderlich  ist,  um  den 
Kapitalwert  der  in  dem  abgelauf^en  Jahre  enstandenen  Rentenveiw 
pfliditnngen  nebst  den  Verwaltungskosten  zu  decken  (sog.  Kapitaldeckungs- 
verfahren), ein  Verfahren,  das  in  der  Tat  bei  der  Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft  zur  Anwendung  gelangt  Bei  den  Unfallversicherungsanstalten  endlich 
haben  die  (Regie-  bzw.  Klein-} Unternehmer  feste  Prämien  zu  zahlen,  durch 
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welche  der  Kapttalwert  der  von  der  Anstalt  zu  machenden  Leistungen  vor- 
aussichtlich gedeckt  wird  (sog.  Kapitaldedamgsvtttblifefi  mittels  Prämien). 

5.  Die  Alters*  und  Invaliditäts  Versicherung  (jetzt  kun  „Invaliden- 
veradierttog*<  geoaimt)  nimmt  —  vu  das  VeriüUtBis  der  Selbsthilfe  air 

Fremdhilfe  anbetriflfc  —  eine  Mittelstellung  zwischen  der  Kranken-  und 
der  Unfallversicherung  ein.  Während  bei  der  erstoren  die  <^rforderliclien 
Mittel  größtenteils  durch  die  Arbeitnehmer  (die  V'ersiclu  rtt  n),  bei  der 
letzteren  ausschließlich  durch  die  Arbeitgeber  aufzubringen  sind,  ist  bei 
der  Invaltdenverdcherung  diese  Bdastung  zu  gleichen  Hälften  auf  beide 
vertat;  auBerdem  hat  in  festbestimmten  Beiträgen  des  Rmchs  hier  auch 
der  Gedttike  der  Staatshilfe  seine  Verwirklichung  gefunden. 
r>ic  Der  Personenkreis,  welcher  dem  gesetzlichen  Versicheruz^;8zwang 

unterliegt,  ist  bei  der  Invalidenversicherung  beträchtlich  weiter  gezogen  als 
bei  den  anderen  Versicherungsarten:  es  gehören  dahin  allerdings  nur  — 
wie  bei  der  Krankenversicherung  —  solche  Personen,  die  gegen  Lohn 
oder  Gehalt  beschäftigt  sind,  weil  man  nur  diesen  eine  Beitragspflicht 
auferlegen  kann,  und  auch  nur  die  über  16  Jahre  alten  Personen,  aber 
ittnerhalb  dieses  Rahmens  in  der  Tat  so  gut  wie  alle  abhängigen  Hand* 
arbeiter,  insbesondere  auch  die  Dienstboten;  ob  die  Tätigkeit  in  einem 
„Bftrifbp"  stattfindet,  ist  also  gleichgültig,  denn  nicht  von  dem  Prinzip  der 
gewerblichen,  sondern  von  dem  I'riozip  der  sozialen  Verantwortlichkeit 
wird  die  Invalidenversicherung  beherrscht.  Außerdem  unterliegen  dem 
Versichenmgszwang  zahlreiche  Gruppen  höherer  Angestellter,  insbesondere 
auch  Ldirer  und  Erzieher,  vorausgesetst,  da0  deren  Jahrssarbeitsverdienst 
2000  Mk.  nicht  übeisteigt  Audi  hier  kann,  und  zwar  durdi  BescUuB  des 
Bundesrats,  der  Versicherungszwang  ausgedehnt  werden  auf  selbständige 
Unternehmer,  welche  nicht  regelmäßig  wenigstens  einen  Lohnarbeiter  be- 
schäftigen, sowie  auf  Hausgewerbtreibende;  und  für  gewisse  Arten  der 
letzteren  hat  der  Bundesrat  von  dieser  Befugnis  bereits  Gebrauch  gemacht, 
nämlich  für  die  der  Tabaksindustrie,  der  Weberei  und  WirkereL  Nicht 
verpflichtet,  aber  berechtigt  zur  Versichenmg  (freiwillig  Versicherte)  sind 
höhere  Angestellte,  deren  Jahresverdienst  zwischen  2000  und  3000  Mk» 
beträgt,  femer  selbständige  Unternehmer,  welche  nicht  regelmäßig  mehr 
als  zwei  versicherungspflichtige  Lohnarbeitpr  bpschäftigen,  endlich  Personen, 
welche  nur  gegen  freien  Unterhalt  tätig  oder  die  wegen  nur  vorüber- 
gehender Dienstleistungen  von  der  VersicherungspÜicht  befreit  sind:  sie 
alle  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  bereits  das  16.  Jahr,  aber  noch  nicht  das 
4a  Lebeiujahr  zurüdcgelegt  haben.  AuBerdem  sind  diejenigen  Personen, 
welche  aus  der  Veisicherungspflicht  ausscheiden,  zur  Fortsetzung  oder 
Erneuerung  der  Versicherung  berechtigt. 

Zur  Durchführung  der  InvaUdenv  ersicherung  sind  in  den  einzelnen 
deutschen  Bundesstaaten  Versicherungsanstalten  —  im  ganzen  31  — 
gegründet  worden.  An  der  Spitze  der  Anstalt  steht  ein  V  orstand,  der  aus 
einem  oder  mehreren  Staats-  oder  Kommunalbeamteu,  sowie  aus  Ver- 
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tretem  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  zusammengesetzt  ist;  zur 
Beaufsichtigung  und  Beratung  des  Vorstandes  ist  bei  jeder  Anstalt  ein 
ebenfalls  aus  solchen  Vertretern  bestehender  Ausschuß  eingesetzt.  Außerdem 
ist  jede  Anstalt  befugt,  sich  als  örtliche  Organe  sog.  Rentenstelien  ein- 
miiditea,  denen  alodanii  diejenigen  Aufgaben  zufallen,  die  sonst  den 
unteren  VerwaltungsbeiiSrden  obliegra.  Neben  den  VerdcherungsMutalten 
können  als  weitere  TrSger  der  Veraichening  ▼om  Bundesrat  „Besondere 
Kasseneinrichtungen"  zugelassen  werden,  falls  diese  den  Versicherten 
eine  e^enügende  Garantie  für  die  Durchführung  der  Invalidenversichfrunt:^ 
zu  bieten  scheinen;  bis  jetzt  sind  9  derartige  Kassen  zugelassen,  nämhch  tür 
die  staatlichen  Eisenbahnverwaitungen  und  für  eine  Reihe  gröBerer  Knapp- 
sdiaftsverbande. 

Die  Aufbringung  der  Mittel,  soweit  Arbeil^ber  und  Verricherte 
damit  bdastet  sind,  erfolgt  durch  regelmäßige  Beiträge  an  die  Ver> 

Sicherungsanstalt,  die  für  den  Beschäfügungsort  des  Versicherten  zuständig 
ist  Zu  diesem  Zwecke  werden  sämtliche  Versicherte  nach  ihrem  Jahres- 
verdienst in  5  verschiedene  Lohnklassen  eingereiht,  imd  je  nach  der  Lohn- 
lüasse,  der  ein  Versicherter  angehört,  beträgt  der  Beitrag,  der  für  jede 
Arbeitswoche  zu  entrichten  ist,  14,  20,  24,  30,  36  Pfennig.  Diesen  ver- 
schiedenm  Wochenbeiträgen  entstprechenverschiedeofarbige  Marken,  welche 
von  jeder  Vefsicherungsanstalt  besonders  ausgegeben  werden  und  bei  den 
Postanstalten  käuflich  sind.  Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Bö- 
träge  liegt  dem  Arbeitgeber  ob,  und  er  erfüllt  diese  Verpflichtung,  indem  er 
für  jeden  bei  ihm  beschäftigten  Versicherten  die  meiner  Lohnklasse 
entsprechenden  Marken  —  für  i,  für  2  oder  für  13  Wochen  —  in  eine 
dazu  bestimmte  amtfi^e  Quittungskarte  einklebt;  er  ist  aber  befugt, 
dem  Vertidierten  bei  der  Lohnzahlung  die  Hälfte  der  Bx  ihn  entrichteten 
Beiträge  abzuäsen  und  kraft  Vereinbarung  zwischen  beiden  dürfen  auch 
Marken  einer  höheren  (nicht  einer  niedr^feren)  Lohnklasse  verwendet 
werden.  Die  freiwillig  Versicherten  können  sich  nach  Belieben  eine  I-ohn- 
klasse  wählen.  Ist  eine  Quittungskarte  vollgekiebt,  so  muß  sie  an  amtlicher 
Stelle  lungetauscbt  werden;  zugleich  wird  dem  Versicherten  über  den 
Lihalt  der  alten  Karte  eine  Quittung  ausgehändigt,  welche  ffir  den  ^äteren 
Nachweis  der  geleisteten  Beitr%e  bedeutungsvoll  und  daher  sotgßltig 
aufzubewahren  ist  Die  eui^eklebten  Marken,  welche  über  eine  Woche 
lauten,  dürfen,  die  übrigen  müssen  entwertet  werden,  und  zwar  durch 
Eintragung  des  Datums.  Die  richtige  und  rechtzeitige  Befolgung  dieser 
Vorsctiriften  wird  durch  einen  Kontrollbeamten  der  Versicherungsanstalt 
überwacht 

Die  Fürsorge,  welche  die  Verncherungsaostalten  (ebenso  die  be-  n*. 
sonderen  Kasseneiniichtungen,  diese  and  in  der  Folge  mitgemeint)  den  '^^^^^ 
Verndierten  zuwenden,  besteht  in  einer  doppdten:  in  der  Einleitung  eines 
Heilverfahrens,  wenn  ein  Versicherter  derg^estalt  erkrankt,  daß  seine 
Erwerbsunfähigkeit  zu  befürchten  ist,  und  in  der  Grewährung  einer  Alters- 
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oder  Invalidenrente.  Die  erste  Voraussetzung-  für  den  Anspnich  auf 
Altersrente  ist  die  Vollendung  des  70.  Lebensjahres,  für  den  Anspruch 
auf  Ihvalidenrente  der  ]^tritt  der  Erwerbsunfähigkeit  Diese  kann  ^e 
dauernde  sein  oder  eine  vorübergelieode,  jedoch  mindestens  26  Wochen 
ununterbrochen  anhaltende  (sog.  Krankenrente).  Außerdem  bt  für  jeden 
Versicherung^sanspruch  der  Ablauf  einer  Wartezeit  erforderlich,  die  nach 
Beitrags  Wochen  berechnet  wird:  für  die  Altersrente  beträgt  sie  1 200  Bettrags- 
wochen,  für  die  Invalidenrente  200  Beitragswochen,  falls  davon  mindestens 
100  Beiträge  auf  Grund  der  Versicherungspliicht  gezahlt  sind,  sonst,  also 
insbesondere  fSr  die  freiwillig  Versicherten,  500  Beitrags wochen.  Als 
Beitragswochen  werden  auch  soldie  Wochen  berechnet,  in  denen  der  Vex^ 
sichemngspflichtige  wegen  Erkrankung  oder  Erfüllung  der  MiUtirpAicht 
erwerbsunfähig,  also  nicht  in  der  Lage  war,  Beiträge  zu  leisten.  Kommt 
es  trotz  des  Vorhandenseins  dieser  Voraussetzungen  nicht  zur  Gewährung 
einer  Rente,  so  kann  in  gewissen  Italien,  z,  B.  wenn  weibliche  Versicherte 
sich  verheiraten,  Rückerstattung  der  Hälfte  der  entrichteten  Beiträge 
erlangt  w^en;  dadurch  erlischt  die  bereits  erworbene  Anwartschaft  auf 
Rente,  und  deshalb  empfiehlt  es  ndi,  statt  dessen  die  Verdcherung  frei- 
willig fbrtzusetzML 

Jede  Jahresrente  besteht  zunächst  aus  einer  Summe  von  50  Mk.,  die 
das  Reich  zuschießt;  im  übrigen  kommt  es  auf  die  Art  der  Rente  an. 
Bei  der  Altersrente  sind  lediglich  die  Lohnklassen  entscheidend,  in  denen 
die  1200  höchsten  Beiträge  für  den  Versicherten  entrichtet  wurden;  je 
nadi  der  Lohnklasse  tritt  nimlicb  su  dem  Reichszuschusse  noch  ein  Betrag 
von  mindestens  60  bis  höchstens  180  Mic  hinzu.  Die  Beredmung  der 
Invalidenrente  ist  verwi^^ter.  lOer  kommt  zu  dem  ReichszuschuB  vor- 
erst ein  sog.  Grundbetrag"  von  mindestens  60,  höchstens  100  Mk.,  der  Steh 
ähnlich  wie  bei  der  Altersrente  nach  den  Lohnklassen  bestimmt,  in  denen 
die  500  höchsten  Beiträge  für  den  Versicherten  entrichtet  wurden.  Der 
so  festgestellte  Betrag  vermehrt  sich  dann  noch  um  die  sog.  Steigerungs- 
sätze, welche  ddi  nach  der  Zahl  sämtlidier  Beitragswochen  richten,  eben- 
ialls  nach  Lohnklassen  abgestuft  «nd  und  fiir  eine  Beitragswocfae  je  nadi 
der  Lohnklasse  3,  6,  8,  10,  12  Pfennig  betragen.  Für  jede  Beitragswoch^ 
die  ein  Versicherter  nachweist,  erhält  er  also  in  der  ersten  Lohnklasse 
noch  3  Pfennig-,  in  der  fünften  Lohnklasse  noch  12  Pfennig  mehr. 

Die  Ansprüclie  auf  Rente  sind  bei  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
desjenigen  Bezirks,  in  welchem  der  Antragsteller  zuletzt  beschäftigt  wurde, 
anzumelden;  wo  eine  Rentenstelle  eingerichtet,  ist  diese  zur  Entgegen- 
nahme der  Anträge  allein  zuständig.  Der  Antrag  wird  nadi  ebgehender 
Fküfung  mit  einem  Gutachten  an  die  Versicherungsanstalt  weiterff^^S^bei^ 
welche  darüber  entscheidet,  event  die  Höhe  der  Rente  festst'  Mt  und  die 
Postverwaltung  mit  deren  Auszahlung  betraut.  Der  Renteneniptänger  hat 
es  also  stets  nur  mit  einer  Versicherungsanstalt  zu  tun.  Da  er  aber  sehr 
haung  an  verschiedene  Anstalten  Beiträge  entrichtet  haben  wird,  so  muß 
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in  entsprechender  Weise  auch  eine  Verteilung  der  Rcntenloat  auf  diese 
Anstalten  erfolgen,  soweit  diese  I^st  nicht  schon  ohnedies  von  sämtlichen 
Anstalten  gemeinsam  getragen  wird.  Es  liat  sich  nämlich  als  notwendig 
erwiesen,  um  die  sehr  ungleichartigen  Vermögensverhältnisse  der  einzelnen  som4^ 
Anstalten  etnigemafien  auszugleichen,  daß  ein  Teil  der  Lasten  von  allen  yenogm. 
gemeinschaAlich  getragen  wird  Zu  diesem  Zwedce  ist  jede  Anstalt  seit 
dem  Jalire  1900  verpflichtet»  Vi»  etagdhenden  Beitrage  buchmäßig  aus- 
zuscheiden, und  diese  hilden  das  Gemeinvermogen  sämtlicher  AostalteOt 
während  die  übrigen  */io  einzelnen  Anstalt  als  Sondervennöcifen  ver- 
bleiben. Dem  Gemeinvermögen  fallen  im  wesentlichen  diejenigen  Aus- 
gaben zur  Last,  welche  von  der  Beitragsdauer  und  von  sonstigen  konkreten 
Umstanden,  unabhing^g  sind,  also  vor  allem  die  Altersrente  (diese  aller- 
dings nur  zu  ^e  GrundbetrSge  der  Invalidenrenten;  das  übrige 
insbesondere  also  die  SteigemngssätM  und  die  Verwaltungdeosten,  bleiben 
Sonderlast  der  einzelnen  Anstalt  Endlich  hat  das  Reich  den  Anstalten 
den  von  ihnen  ausgelegten  Zuschuß  von  50  Mk.  auf  jede  Rente  und  ge- 
wisse andere  Auslagen  zu  ersetzen.  Diese  verwickelten  Auseinander- 
setzungen müssen  von  einer  Zentralstelle  aus  für  das  ganze  Reich  erfolgen. 

4.  Das  aber  führt  uns  schließlich  zu  der  Behordenorganisation, 
w^die  das  Reich  für  die  besonderen  Zwecke  der  UnfoU-  und  Livaliden* 
Versicherung  geschaffen  hat 

Die  höchste  Verwaltung»-  und  Au£dditsbehörde,  zugleich  höchster  Reirh*- 
Gerichtshof  ist  das  Reichsversicherungsamt  in  Berlin,  dessen  Tätig- 
keit  also  eine  sehr  umfassende  und  vielseitige  ist,  insbesondere  hat  es 
auch  zahlreiche  Normen  für  die  Ausgestaltung  der  Unfall-  und  Invaliden- 
venicherung  erlassen;  in  einer  R«he  von  Bundesstaaten  gibt  es  besondere 
LandesversicherungsSmter,  weldten  an  Stelle  des  Reichsversicherungsamts 
die  Oberaufndit  über  solche  Unfidl-Berufiigenossenschaften  und  Invaliden- 
versicherungsanstalten zusteht,  die  sich  auf  das  Grebiet  des  betreffenden 
Bundesstaats  beschränken.  Beim  Reichsversicherungsamt  ist  eine  besondere 
Rechnungsstelle  eingerichtet,  welche  die  vorhin  geschilderte  Auseinander- 
setzung unter  den  einzelnen  Anstalten,  zwischen  diesen  und  dem  Reich, 
sowie  die  Verteilung  der  Leistungen  auf  Gemein-  und  Sondervennogen 
vorzunehmen  hat 

Zur  Entscheidung  von  Streitigiceiten  über  die  Unfallentschädt- 

gungen  und  die  Alters-  und  ibivaltdenrenten  sind  besondere  Schieds- 
gerichte für  Arbeiterverstcherung  errichtet,  und  zwar  mindestens  ein 
Schiedsgericht  für  jeden  Bezirk  einer  Tnvalidenversicherungsanstalt.  Sie 
bilden  die  Berufungsinstanz,  gegen  die  Bescheide  der  Berufsgenossen- 
schaften und  Versicherungsanstalten  und  entsdieiden  in  der  Besetzung 
von  5  Mitgliedem,  worunter  sich  2  Arbeitgeber  und  z  Verdcherte  befinden 
müssen:  gegen  die  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  steht  beiden  Teilen 
das  Rechtsmittel  des  Rekurses  bzw.  der  Revision  bei  dem  Reichs- 
versicherungsamt (bzw.  dem  betreffenden  Landesversicherungsamt)  zu. 
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4er  Schlu ßausbück.  Aus  dieser  Darstellung-  ergibt  sich  deutlich,  wie  ver- 
^J^j^^^^  schiedenartig'  und  verwickelt  die  Arbeiterversicherung  jetzt  noch  eestaltet 
ist  Bestrebungen,  sie  einfacher  uud  damit  auch  wohlfeiler  emzurichteiiy 
bab«!  bialier  nicht  txm  Ziele  g«fBhrt  Aber  je  writer  dieses  wichtigste 
Gebiet  sozialfKriitiflcher  GesetEgebung'  ausgebaut  werden  wird,  um  so  mdir 
wird  nch  die  Notwendigkdt  einer  solchen  Vereinfachung  als  unabweis- 
bar herausstellen.  Es  kann  femer  nicht  ausbleiben,  daß  von  der  schon 
jetzt  bis  zu  einom  g-ewissen  Grade  vorhandpnon  Möglichkeit  der  Ver- 
sicherung nichtversicherungspflichtiger  Personen  m  steigendem  Umfange 
Gebrauch  gemacht  und  daß  die  Befugnis  zu  einer  derartigen  freiwilligen 
V«rdcherttt^  auf  gr50ere  Persooenkr^se  au^pedefaoC  irird.  Immer 
lauter  verlangen  weite  Bevölkerungsscliiditen  mit  hSherer  Bildung 
und  Lebensführung  als  die  Arbeiter  (zunächst  die  Privatbeamten)  eben&Us 
ihren  Anteil  an  der  sozialpolitischen  Fürsorge  des  Staates,  und  vor  allem 
nifis<;fTi  die  bereits  oben  erwähnten  großen  Probleme  fl^r  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  und  der  Versicherung  der  Hinterbliebenen  von 
Arbeitern  ernstlich  in  Angrilf  genommen  werden.  Was  bis  jetzt  in 
Deutschland  geschaffen  wurde,  darf  uns  trotz  s^ner  ausgedehnten  und 
segensreichen  Wirksamkeit  und  trotz  des  Vorq>rungs»  den  wir  auf  diesem 
Gebiete  vor  anderen  Nationen  gewonnen  haben,  lüdht  zum  Stillstand  ver- 
fuhren; erst  der  weitere  Ausbau  und  die  Vollendung  des  großen  Werkes 
wird  uns,  wie  wir  hoffen  dürfen,  dereinst  den  sozialen  Frieden  bringen. 
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I.  Die  deutsche  Literatur  des  Privatversicherungsrechts  ist  nicht  sehr  reich- 
tiaitig,  besonders  felilt  es  an  Gesamtdarstellungen,  wie  sie  in  der  ausländischen,  zumal  in 
der  fiamMKhcn,  «BgKgch-aordMBerikiiliiclien,  auch  in  der  italienucbeii  Literatur  gut  ver- 
treten sind.  Dagegen  in  monographischen  Untersuchungen  über  Spezialgebiete  und  Spezial- 
fragen wird  seit  Jahren  Hervorragendes  auch  in  Deutschland  geleistet:  sie  finden  sich  meist 
in  den  xahlreldien  Fadudtscbriften  lersilmit,  nun  Tdl  such  in  selbständigen  Schriften.  An 
Gesamtdarstellungen  sind  nur  zu  nennen:  LEWIS,  Lehrbuch  des  Versicherung srechts  (1889) 
und  Ehre.vberc.  ,  Das  Versichcrungsrecht .  Band  I  'iSq;^;:  beide  Werke  sind  inlolgc  des  Auf- 
Sichtsgesetzes  vom  12.  Mai  1901  schon  teilweise  veraltet  und  werden  es  noch  mehr  sein, 
wenn  des  in  Aimicht  stellende  Gcwtz  über  den  Versidiennigsvertnig  estassen  ist. 

3.  Die  Litoattir  des  Rechtes  der  Arbeiterversicherung  unterlag  bisher  stets  sehr 
rasch  dem  Veralte»,  da  die  Gesetae,  «eiche  dieses  Gebiet  rq^dn,  sämtlicb,  nun  Tdl  wieder» 
htält  dner  Revision  unterzogen  worden  sind.  Dies  gilt  ebensowohl  von  den  zahlreichen 
Kommentaren  und  Monographien  wie  von  den  wenigen  Gesamtdarstellungen.  Doch  ist  ein 
Werk  zu  nennen,  welches,  obwohl  unvollendet  und  in  seinem  ersten  Bande  positivrechtlich 
veraltet,  dodi  duidi  die  tie^ipränd^  Unterradrang  der  Hauptprobleme  von  danemdm 
wissensrhaftlichen  Wert  bleiben  wird,  nämlich  ROSIN,  Das  Kecht  der  Arbeiterversichcrung, 
Hand  I  (1893),  Band  II  (1905).  Dazu  kommt  neuestens  Stier-Somlo,  Deutsche  Sozial- 
gesetzgebung. Band  I  (1906).  AaBerdem  ist  mit  besonderem  Nachdrucke  auf  iKe  JucUkatnr, 
vor  aUem  auf  die  Bnttcfaddongen  des  RdcbsvecMdieniiigsamts  hmiuwdsen. 
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Vau 

Ludwig  VOM  BilR. 

de»  Einleitung.  Wenn  zwischen  den  Angehörigen  verschiedener  Staaten 
■■^121111^^^^  (Rechtsgemdnsduften)  ein  iigendwie  geofdneter  Vericehr^  selbst  nur  ein 
Austausch  von  Crütern  stattfinden  soll,  so  ist  erforderlidi,  daB  in  ge* 
wissem  Umfange  wemgstens  Rechte  der  einzelnen  Pefs<men,  däe  unter 
der  Rechtsordnung  des  einen  Staates  erworben  sind,  auch  von  der  Rechts- 
ordnung des  anderen  Staates  anerkannt  werden.  Die  Rechtsordnung  des 
eitlen  Staates  erstreckt  also  ihre  Wirksamkeit  in  das  Gebiet  des  anderen 
btaates  hinein.  Enthalten  daim  die  Rechtsordnungen  der  in  Betracht 
kommenden  Staaten  vonrinando'  abweidiende  Bestinmungen  über  den 
Erwerb  von  Rechten,  so  miiA  die  eine  Reditsordnung  statt  ihrer  eigenen 
Bestimmungen  die  in  der  anderen  geltwulen  Bestimmungen  f3r  jenen 
Erwerb  als  mafigebend  anerkennen;  es  ist  z.  B.klar,  dafi,  wenn  im  Staate  A 
Eigentxim  an  einer  Sache  nur  durch  körperliche  Übert^ahe  erworben 
werden  kann,  im  Staate  B  dagegen  ein  formloser  Vertrag  zu  diesem 
Erwerbe  genügt,  und  wenn  dann  der  Angehörige  X  des  Staates  B  mit 
dem  daselbst  erworbene  Eigentum  dch  in  den  Staat  A  begibt,  man  ihm 
nicht  deshalb  das  Eigentum  absprechen  kann,  weil  er  dasselbe  ohne 
körperliche  Übergabe  seitens  des  früheren  Eigentümers  erworben  hat 

Das  sog.  Internationale  Privatrecht  stellt  nun  die  Normen  fes^ 
nach  denen  im  Gebiete  oder  jjfenauer  ausgedrückt  vor  den  Gerichten  eines 
Staates  die  in  einem  anderen  Staate  geltenden  Gesetze  zur  Anwendung 
zu  gelangen  haben,  eine  Feststellung,  die  um  so  melir  von  Wichtigkeit 
ist,  je  mehr  der  intematiimale  Veikehr  wächst 

Früher  bezeichnete  man  die  Lehre  von  diesen  Normen  als  die 
Lehre  von  der  Kollision  der  Gesetse,  weil  auf  den  ersten  Anblick 
ein  Widerstreit  der  voneinander  abw^chenden  Bestimmungen  der  in 
Betracht  kommenden  Gesetzgebungen  vorzulieg-en  scheint.  Jr-ne  Be- 
zeichnung, die  hin  und  wieder  in  der  Literatur  des  Aushindes  frei- 
lich noch  vorkommt,  ist  aber  heute  zum  Teil  melu-  und  mehr  als 
ungeeignet  erkannt  worden,  da  man  sich  überzeugt  hat,  daß  in  den 
meisten  aoldier  Kollisionsfalle  die  in  Betracht  kommoiden  Gesetzgebungen, 
wenn  man  sie  so  auslegt,  wie  es  der  Natur  der  Sache  entspridit,  Übeiv 
einstimmend  der  einen  von  ihnen  die  Entscheidung  zuweisen.  Die  Gesetze 
der  verschiedenen  Staaten  beschränken  sich  mithin  in  gewissem  Umfange 
in  ihrer  Anwendung  in  dem  Territorium,  für  das  sie  eigentlich  blassen 
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sind  (gelten),  um  anderseits  in  anderen  Territorien  wiederum  in  gewissem 
Umfange  Anwendung  zu  erlangen.  Es  würde  2.  B.  völlig  irrationell  sein, 
unsere  das  Ehe-  und  Familienrecht  betreffenden  Gesetze  einfach  auf  Aus* 
lander  anzuwenden,  die  nur  vorQbergehend  bei  uns  sich  aufhalten;  denn 
jene  Greeetze  benelini  sich  auf  Verhältnisse  vmi  ISi^ferer  Dauer;  cUe  rediU 
Ucfaen  Beaehungeo  zwischen  Ehemann  und  Ehefrau,  zwischen  Eltern  und 
Kindern  können  nicht  einem  fortwährenden  Wechsel,  je  nach  dem  aug'en- 
blicklichen  Aufenthaltsorte  der  Personen  unterworfen  sein,  und  während 
unser  Staat  kern  Interesse  daran  haben  kann,  jene  Familienverhältnisse 
von  Ausländern,  die  nur  zeitweilig  sich  bei  ims  aufhalten,  zu  regehi|  hat 
unser  Staat  allerdings  ein  sehr  großes  Interesse  daran,  daß .  die  Art  und 
W«se,  in  der  er  jene  Verhaltnisse  s^er  Staatsangehörigen  regelt,  auch 
im  Auslande  und  nötigenfalls  von  ausländischen  Gerichten  anerkannt 
werde.  So  betrachtet  ist  das  Internationale  Privatrecht  —  eii^entlich 
müßte  man  sagen,  die  Privatrechtsgesetzgebung-  mit  Rücksicht  auf  den 
internationalen  Verkehr  —  nichts  anderes  als  der  Inbegriff  der  Nonnen 
über  die  Zuständigkeit  der  einzelnen,  das  Privatrecht  betreffenden  Rechts- 
sStce  id  internationaler  Beziehung. 

Voraussetzung  aber  fOr  Anwendting  ausländischer  Rechtsnonnen  ist' 
die  Anerkennung  der  ausirmdischeti  Rechtsordnung  als  solcher  imd  zugleich 
die  A\ner1-rnr!ung  der  Möglichkeit,  Rechte  in  dem  anderen  Staate*  aus-  intenutioMiM 
zuüben,  vor  Gericht  zu  verfolgen  und  zu  erwerben.  Die  letztere  An-  P'i»"*^'^ 
erkennung  fehlte  als  allgemeines  Prinzip  dem  Altertume.  Der  Ausländer 
war  nicht  allgemein  als  Mensch  rechtsfähig,  sondern  nur  als  Angehöriger 
eines  bestlnunten  anderen  Staates,  dessen  Bfirgera  vertragsmäßig  oder 
kraft  besondoren  Rechtssatzes  Rechtsfahigkett  zugestanden  wurde,  und 
sehr  oft  war  nur  eine  beschränkte*  Rechtsfähigkeit  zugestanden.  Wenn 
für  den  Handelsverkehr  Rechtsfahigk^iit  in  Ansehung  des  Erwerbes  von 
beweglichen  Sachen  zugestanden  wertien  mußte,  so  brauchte  z.  B.  man 
dem  Fremden  doch  nicht  den  Erwerb  von  Grundstücken  oder  gar  einer 
Familiengewalt  über  Angehörige  des  Landes  freizugeben. 

L  Geschichte  des  Internationalen  Privatrechts.  Das  Altertum  Mmnm. 
ist  daher  zu  einem  allgemeinen  Sjrstem  des  Internationalen  Privatrechts 
nicht  gelangt.  Allerdings  finden  sich  Ansätze  dazu  im  romischen  Rechte; 
aber  die  Ausbildung  des  römischen  Reiches  zu  einem  umfassenden  Welt- 
reiche, welchem  nach  außen  nicht  Völker  mit  gleichzuachtender  Kultur 
gegenüberstanden,  und  in  dem  später  ein  elnheitiiches  Recht  galt,  ver- 
hinderte die  Entstehung  eines  umfassenden  Systems,  Ein  solches  ist 
vielmehr  erst  m6glidi  geworden,  seit  im  Mittelalter  einerseits  unter  dem 
l^nflusse  des  Christentums,  anderseits  infolge  der  Vereinigung  verschie- 
dener Volksstämnie  mit  verschiedenen  Stammesrerhten  in  einem  Staate 
die  allgemeine  privatrechtliche  Rechtsfähigkeit  der  .Ausländer  im  Prinzip 
anerkannt  wurde,  freilich  niu:  im  Prinzip;  denn  allerdings  setzte  im  spateren 
na  Kwtnia  an  OuBiwARf.  ILa  ii> 
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Mittelalter  die  Engherzigkeit  kleinerer,  sich  gern  mög-lichst  abschließender 
Gemeinwesen  wieder  mannigfache  Ausnahmen  fest.  Das  iS.  und  be- 
sonders das  19.  Jahriiundert  führten  dagegen  jenes  groie  Prinzip  wieder 
mdir  und  mehr  durch«  Doch  ist  in  neuester  Zeit  eine  rScM&nfige,  den 
Addandem  ungonstige  Bewegung  in  melireren  Staaten  bemMkliar,  die  in 
Rufllaod  auch  z.  B.  den  £r%verb  und  Besitz  von  Grnmdetgentum  Ausländem 
als  Regel  verschließt  (Solcher  nickläiifiö|-en  Bewegpmg  soll  aber  nicht 
dienen  die  auch  im  Deutschen  Rechte  zugelassene  sog.  Retorsion, 
d.  h.  die  nachteilige  Behandlung  der  Angehörigen  eines  anderen  Staates, 
der  unsere  Stsatsangehfaigen  naditdlig  behandelt;  sie  verfo^  ▼idmehr 
den  Zwedtf  j«aen  anderen  Staat  durdi  soldbue  Wiedervergdtuiig  zu  einer 
liberaleren  Behandlung  unserer  Staatsang^dxigen  zu  veranlassen.) 
Miitciaiic.  Das  System  des  früheren  Mittelalters  war  das  System  der  sog. 

^ persönlichen  Rechte.    Jeder  konnte  das  Recht  des  Volkes,  das  ihm 

pcn»önUcbea  ^ 

Rockte.  durch  Abstammung  gleichsam  aufgeprägt  war,  überall  geltend  machen;  in 
Gemäßheit  dieses  Rechtes  verpflichtete  er  sich,  veräußerte  und  cruarb  er, 
und  in  Gemafihdt  dieses  Rechtes  wurde  er  beerbt,  und  bei  zweiseitigen 
Rechtsgesc]»ften  war  die  Beobachtung  der  Vorschriften  des  persönliclien 
Rechtes  jeder  der  Parteien  erfordaüch. 

Im  spateren  Mittdalter  verschwand  das  System  der  persönlichen 
Rechte.  Die  Autonomie  einerseits  der  großen  Grundbesitzer,  anderseits 
der  Städte  machte  den  Grund  und  Roden  von  dem  am  Orte  der  Sache 
geltenden  Rechte  abhängig,  und  Auinahme  in  den  Verband  der  stadtischen 
oder  der  unter  einem  großen  Grundbesitzer  vereinigten  Genossen  erteilte 
der  Person  das  personliche  Recht  dieser  Genossensduift  Auch  nahm 
man  an,  daß  durch  Vertrag  und  unerlaubte  Handlung  Unterwerfung  unter 
das  am  Orte  des  Vertragsschlusses  oder  der  unerlaubten  Handlung  geltend^ 
im  späteren  Mittelalter  durch  die  weitgehende  Autonomie  der  einzelnen 
Genossenschaften  vieltach  zer^litterte  und  verschiedene  Recht  begründet 
werden  könne. 

So  entstand,  da  man  die  versdiiedenen  Gesetze  und  RedUe  der 
einzelnen  Territorien  und  Lander  als  „Statuta^*  als  Abweichungen  von 
dem  subsidiär  als  aUg^emein  gültig  betrachteten,  rOmisdien  Rechte 
bezeichnete,  die  sog.  Statutentheorie.  Gesetze,  welche  Sachen  betrafen, 

wurden  als  nur  im  Tf  rritorium,  für  da>;  sie  bestimmt  waren,  wirksame, 
hier  aber  als  aussclüießhch  wirksame  Statuten  angesehen.  Dagegen  sollte 
für  i^ersonen  als  solche  nur  deren  heimatliches  Recht  gelten,  auch  wenn 
sie  in  unserem  Tetritcnium  sich  anfhielten,  wihreod  wiederum  fiber 
Handlungen  das  Gesetz  des  Ortes  der  Handlung  entscheiden  sollte. 

Diese  Theorie  ruht  im  letzten  Grunde  auf  der  dem  Mittelalter  eigenen 
Vorstellung,  daß  der  Gesetzgebmr  nur  eine  beschränkte  Macht  über  das 
Recht  besitze;  der  Geset/gober  —  so  wurde  gesrhlossen  —  kann  nicht 
bestimmen  über  das  perbönliche  Recht  von  Personen,  die  ihm  nicht  an- 
gehören, auch  wenn  sie  in  seinem  Gebiete  sich  aufhalten;  er  kann  nicht 
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Bestimmungen  treffen  über  Handlungen,  die  sich  in  fremdem  Gebiete  voll- 
ziehen. Daher  wurde  das  l  uodament  dieser  Theorie  erschüttert  und  die 
Anwendung  noch  mehr,  als  ohnehin  der  Fall  war,  kontrovers,  als  die  Idee  sott»«««n- 
der  vollen  SouverSnilit  des  Geset^beis  aidi  seit  dem  Ende  des  i6.  Jahiv 
huaderts  mehr  und  mehr  geltend  machte.  Man  entdeckte,  daß  der  Gesetz- 
geber, wenn  er  wollte,  in  seinem  Grebiete,  vcnr  seinen  Gerichten  die  An> 
Wendung"  allpr  rind  ieder  ausländischen  Gesetze  ausschließen  könne.  Nur 
sollte  er  kraft  treundnachbarlicher  Rücksicht,  kraft  der  „Coniitas  nationum" 
wie  man  sich  ausdrückte,  dies  nicht  schonungslos  tun.  Die  Folge  war, 
dafi  der  ganzen  Lehre  das  strenge  Rechtsfundament  in  groBem  Umfange 
entzogen  wuxde  und  sdiwankende,  zum  Teil  recht  irrefilirende,  vage 
NutzUchkeitserwägungen  für  oder  meistens  gegen  die  Anwendung  aii»> 
ländischer  Reditsnormen  sich  geltend  machten.  Das  Gesetz  des  urteilen- 
den Richters,  die  Lex  fori  wurde  so  in  einem  sehr  weiten  Umfan<re 
von  vielen  für  vorherrschend  anwendbar  erachtet;  denn  schließlich  wird 
es  bei  der  Beurteilung  eines  konkreten  Rechtsverhältnisses  immer  darauf 
ankommen,  wie  der  urteilende  Richter  die  Streitfirage  ansieht;  der  Richter 
aber  sdiuldet  dem  souveränen  Gesetzgeber  unbedingten  Gehorsam. 

Die  Statutentheorie  war  übrigens  innerlich  verfehlt,  weil  Gesetse,  uahdAwkait 
die  ihrer  Wortfassung  nach  nur  Personen  zu  betreffen  scheinen,  auch  die 
Gültigkeit  und  Wirksamkeit  der  Handlungen  der  Personen  oder  die  Über- 
tragung von  Rechten  an  Sachen  bedingen  können,  und  weil  man  statt  nach 
dem  Zwecke  der  verschiedenen  Rechtssätze  zu  fragen  und  ihm  entsprechend 
diesen  extraterritoriale  Wirksamkeit  beizulegen  oder  zu  versagen,  sich  an 
die  Wortfassung  zu  halten  pflegte,  die  vid&ch  irrefShren  muftte,  da  nidit 
^Iten  ein  und  derselbe  Rechtssatz  nch  so  ausdrücken  lafit,  daß  er  in 
einer  Fassung  Personen,  in  einer  anderen  Handlungen,  in  einer  dritten 
Sachen  zu  betreffen  scheint.  Gleichwohl  darf  man  nicht  verkennen,  daß 
in  Einzelheiten  iheune  und  Praxis  des  irrigen  Gruadprinzips  ungeachtet 
oft  instinktiv  die  richtige  Entscheidung  trafen. 

IMe  Statutentheorie  wurde  noch  Ende  des  18.  und  An&ng  des  19.  Jahr«  Widerlegung  dfr 
hnndertsvon  den  Gesetzgebungen  prbilcnell  sanktioniert,  so  imPreußtsdien  j^t><«t°">i"^"« 
Allgemeinen  Landrecht,  im  Franzosisdien  Code  avü,  im  Osteireidiisdien  ammb  neoHe. 
Bürgerlichen  Gresetzbuche  von  181 1,  freilich  in  so  allgemeiner  und  un* 
bestimmter  Fassung,  daß  die  Entwickelung  richtiger  Grundsätze  nur  wenig 
gehindert  wurde.    Die  eingehende  Widerlegung  der  Statutentheorie  ver- 
danken wir  Wächter  (1841.42).     Über  die   internationale  Anwendung 
der  Gesetze  sollte  nach  Wächters  Darlegung  vielmehr  Geist  und  Sinn 
der  Gesetze  entscheiden,  im  Zweifel  das  Gesetz  des  urteilenden  Richtos. 
Aber  Wächters  Kritik  war  wesentltch  negativ;  sie  verkannte,  daß  die 
Tradition  bei  unrichtiger  Begründung  doch  oft  richtig  entschieden  hatte;  die 
Berufung  auf  Geist  und  Sinn  der  Gesetze  war  zu  unbestimmt  und  einer 
zu   verschiedenen  Deutung^   und  Anwendung^    fähig-,   um   befrietU^cMi  zu 
können,  und  daß  das  Inteniatiouale  Privatrecht  auch  das  Völkerrecht  mit- 
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berObrt  und  auf  dasselbe  BjOcksicht  xu  nehmen  bat,  war  Wächter  ent- 
gangen. 

TbMri«  Daher   hat   denn  Savig-nys  Theorie  (1849),   die  positiv  verfahrend 

5«vic«rs.  jjjg  Internationale  Privatrechl  auf  eine  internationale  Rechtisgemeinschaft 
(Rechtsordnung)  gründet  und  für  jedes  Reditsverhältnis  dessen  (territorialen) 
Sitz  au&ncbt  und  danach  die  Anwendung  der  Gesetze  bestimmen  will,  eine 
weit  größere  Anerkennung  und  Beachtung,  letztere  wohl  in  der  gesamten 
Kulturwelt,  gefunden,  und  um  so  mehr,  als  die  vortierrschend  von  Wächter 
betonte  Entscheidung-  nach  dem  Gesetze  des  urteilenden  Gerichts  von 
Savigny  mit  Recht  abgelehnt  wird;  denn  der  Umstand,  oh  ein  Gericht  des 
Staates  A  oder  des  Staates  B  zu  entscheiden  hat,  hängt  i^ehr  oft  vom  Zu- 
faU  ab. 

KorditUiMc  ind  Indes  völlig  klar  ist  das  eigentUcb  maBgebende  Prinzip,  die  Zu^ 
BericMg«iiC4i«r  ständigkeitsgreoze  der  einzelnen  Rechtssätze  in  internationaler  Beziehung 
Sftvifsji.  nach  der  „Natur  der  Sache",  d.  h.  nach  dem  immanenten  Zwecke  der  Ge- 
setze mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  zu  ermitteln,  unter 
Berücksichtigung  auch  der  völkerrechthchen  Schranken,  die  dem  Macht- 
bereiclie  der  einzelnen  Gesetzgebungen  gesetzt  sind,  erst  in  der  auf 
Savigny  folgenden  Literatur  erkannt  worden,  die  zugleich  in  der  genaueren 
Aurfuhrung  der  ]^zelheitea  wie  in  der  Terglnchenden  Rechtswissenschaft 
(voaSavigny  noch  nicht  berücksichtigt)  für  die  Wissenschaft  des  Internationalen 
Privatrechts  besonders  notwendige  KontroHen  erblickt  Allerdings  ist  diese 
Theorie  imd  Methode  des  Internationalen  Privatrechts  noch  nicht  ausdrücklich 
IM»  MM  allgemein  anerkannt.  Eine  andere  neuere  von  dem  italienisch'^t)  J'iristen  und 
Staatsmauu  Mauciui  bei/ründete  Theorie,  die  in  Italien,  aber  auch  in  Frank- 
TiiMri«.  reich  viele  Anhäograr  zählt,  geht  von  dem  Satze  aus,  dafi  alle  Rechte  der 
Personen  wegen  vorhanden  sind,  und  daß  daher  prinripiell  audbi  im  Aus- 
lande das  heimatliche  Recht  der  Person  maBgebend  sei,  daß  aber  ander* 
seits  das  Recht  der  ausländischen  Per?;on  zurückzutreten  habe,  insofern 
die  öffentliche  Ordnung-  {Ordre  public)  des  Territoriums,  in  dem  das  Recht 
der  I'erson  g-eltend  gemacht  wird  oder  zur  Entstehung  kommen  soll,  die 
Anwendung  des  in  ihrem  Territorium  geltenden  Gesetzes  verlangt.  Diese 
vieldeutige  Formel  ist  aber  nur  eine  Etikette.  In  Wahrheit  sind  auch  £Ür 
diese  italienisch- französische  Schule,  der  sich  z.  B.  auch  der  Belgier 
Laurent  in  seinem  um&ngreichen  Werke  angeschlossen  hat,  jene  oben* 
bezeichneten  Erwägungen  entscheidend.  Allerdings  veranlaßt  die  Etikette 
zuweilen  irrtümliche  Entscheidungrn. 
Hehaadinc  4m  einzelnen  Wirklich  sehr  bedeutende  Abweichung-en  von  der  Be- 

iotmatioHiiM  handlung  des  Internationalen  Privatrechts  in  den  Staaten  des  europäischen 
h.neiLILdiL  Kontinents  zeigt  die  weniger  auf  Theorie,  als  auf  Tradition  und  prak- 
.Stalten  von  ^qJiqq  Xakt  slch  gründende  englisch-nordamerikanische  Jurisprudenz. 
Doch  hat  hier  die  Wissenschaft  des  europiUschen  Kontinents  in  neuester 
Zeit  Einfluß  gewonnen,  und  eine  Annäherung  ist  zweifellos  bemerkbar. 
Unzutreffend  ist  die  zuweilen  geäußerte  Ansicht^  daß  abgesehen  von  posi- 
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tiven  Bestiiiimungeii  der  dnzelnen  Gesetzgebungen  im  ünteroationaleo 
Privatrechte  alles  bestritten  lud  unsicher  seL  Die  bereits  vor  der  Wirk- 
samkeit des  Deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  vielen  Punkten  fest- 
stehende Praxis  der  höheren  deutschen  Gerichtshöfe  und  insbesondere  des 
deutschen  Reichsgerichts  widerlegt  schon  diese  Behauptung. 

n.  System  des  Interaatioaalea  Prlvatrecbts.  Das  latetnatiooale 
Frivatredit  kann  in  zwiefacher  Weise  behandelt  werden,  einmal  vom  '^«^^  "«^ 

'  Recht  der 

Standpunkte  einer  allgemeinen  Theorie  und  sodann  vom  Staadpunkte  der  eimeineo 


Giesetzgebnngf  eines  bestimmten  Landes.  Diese  Methoden  etgänzen  sich 
gegenseitie-  Die  alljTfomeinc  Theorie  hat  praktische  Geltung"  nur,  insofern 
die  Gesetzg-ebunir  des  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Landes  nicht  ab- 
weichende Bestimmungen  über  das  Internationale  Trhawecht  entliäk;  denn 
selbst  wenn  ^Ajeise  Gesetze  verkehrt  dnd,  haben  ue  positive  Geltung;  Die 
Geseti^bungl  des  einzelnen  Landes  aber  kann  die  allgemeine  Theorie 
nicht  entbehren,  und  gerade  im  Internationalen  Privatredite  sind  willküiv 
liehe,  der  Natur  der  Sache  widerstrebende  Bestimmungen  sehr  schwer 
durchzuführen,  und  jedenfalls  bedürfen  die  in  der  Gesetzgfebung  vor- 
handenen positiven  Bestimmung"en  über  Anwnndunt^  oder  Nichtanwendung 
ausländischer  Rechtsnormen  überall  der  iirgaazung  durch  die  Konsequenzen 
dar  allgemeinen  Theorie. 

Theorie  und  Gesetzgebung  konn^  auch  im  Gebiete  des  Internationalen 
Privatrechts  ogänzt  oder  modifiziert  werden,  durch  Gewohnheitsrecht  owohnhct. 
Und  auf  nichts  anderem  als  auf  Gewohnheitsrecht  beruht  die  freilich  auch  Ij^iflltipTcMniT 
durch  gauz  durchschlag-ende  Zweckmäßtcfkeitsgründe  getragene  Rechts- 
regel, daß  für  die  Form  von  Rechtsg^eschäften  mit  Axisnahme  der- 
jenigen, die  unmittelbare  (dingliche)  Rechte  au  körperlichen  Sachen  be- 
gründen, modifiziefett  oder  aufheben  —  überall  die  Beobachtung  der- 
jen^en  Formalitaten  als  genügend  betrachtet  wird,  die  nach  dem  Gesetze 
des  Ortes  der  Vornahme  (genauer  des  Aufenthaltsorts  der  handelnden 
Personen)  beobachtet  werden  müssen:  „Locus  regit  actum",  eine  Rechts- 
regel, die  aber  einerseits  nur  im  allgemeinen  den  Rechtsverkehr  erleichtert, 
die  Beobachtung-  des  sonst  für  das  Rerhtspf  schäft  maßgebenden  Gesetzes 
nicht  ausschließt  (nur  fakultative  Bedeutung  hat),  anderseits  von  der  Gesetz- 
gebung in  dnaelnen  Fällen  wohl  aufler  Kraft  gesetzt  oder  gegenteils  — 
wie  im  Deutsdien  Reich  lur  inlandisdie  Eheschließungen  —  für  obliga^ 
torisch  eridirt  worden  ist 

Der  Umstand,   daß  Gesetze  eines  anderen  Staates   auf  sittlichen, 
national-Ökonomischen  oder  Rechtsanschauungen  beruhen,  die  von  den  ''""•'«»"J 

"  wesentlich 

unsrigen  wesentlich  abweichen,  schließt  die  Anerkennung  der  kraft  der 
ausländischen  Rechtsordnung  entstandenen  Rechtsverhältnisse  an  sich  nicht  *  "^^'J"^ 
aus,  obgleich  das  G^fenteil  häufig  (und  insbesondere  noch  von  Savigny) 
in  ausgedehntem  Mafia  behauptet  ist  Riditig  ist  nur»  daß  unsere  Rechts* 
Ordnung  und  unsere  Gerichte  nicht  soldie  Konsequenzen  ausländischer 
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Rechtsverhältnisse  verwirklicheo  oder  verwirklichen  helfen  dürfen,  die  nach 
unserem  Gesetze  an  sich  als  unzulässig  betrachtet  werden  müssen.  Die 
polygame  Ehe  eines  tOikisdien  Staatwmgehgrigen  wind  audi  bei  uns  als 
fechtsbestaodig,  der  aus  solcher  Ehe  stammende  Sohn  als  reditmSAiger 

Erbe  des  Vaters  in  GemäBheit  des  tudasdien  Gesetzes  anzuseheti  sein. 

Aber  eine  aus  dem  Harem  eines  Türken   entflohene  Frau   kann  durch 

unsere  Gerichte  nicht  gezwungen  werden,  zu  dem  Manne  zurückzukehren. 

Ein  Sklave,  der  aus  einem  Staate,  in  dem  Sklaverei  besteht,  zu  uns  kommt^ 

wird  bei  uns  als  freier  Mensch  behandelt 

In  neuester  Zeh  versucht  man  dnndi  internationale  Vexträgre  für  gewiss^ 

^Fr'"*^  dÜl  widitige  Rechtsmatefien  ein  mogrUchst  universelles^  in  den  einzelnen  Ver- 

iiiiernationalen  tragsstaaten  alsdann  als  Gesetz  einzuführendes,  intematicmales  Privatrecht 

Privatnchts.        schaffen.    (Haager  Konventionen  von  1893-  -igo2,  an  denen  auch  das 

Deutsrhr  Reich  teilgenommen  hat)    Vorgearbeitet  hat  solchen  Verträgen 

durch  seme  überhaupt  für  die  Ausbildung  des  Internationalen  Privatrechts 

wie  des  Völkerrechts  wichtigen  Arbeiten  das  1873  gegründete,  aus  einer 

Anzahl  von  Gelehrtra  und  Staatsminnern  bestehende,  durch  Kooptation 

sich  ergänzende  „Institut  de  droit  international". 

Die  Beziehungen  eines  Rechtsverhältnisses  zu  dem  Rechte  (den 

(Animijrfaag»-  Gesetzen"!  eines  bestimmten  Territoriums  können  sich  rrrebcn  i)  aus  der 
momeple}  nir  ilio 

eiMetow     dauernden  Zugehörigkeit  einer  Person  zu  diesem  Territorium,  2)  aus  dem 
Neniaa  im    zeitigen  (vorübergehenden)  Aufenthalte  einer  Person,  3)  aus  dem  Orte,  an 
i>nt..tre<:ku:   dcm  eine  Sache  sich  befindet   Die  Zugehörigkeit  einer  Sache  zu  dem 
Aufenniaiisori  Vermögen  ein»  Person  und  der  Ort,  wo  eine  Handhug  vorgenoomien 
MdSKbM.  wird,  werden  zwar  auch  als  solche  „Anknüpfungsmomente"  iur  das  Inter- 
wekiMUx  «ad  nationale  Privatredit  angeführt  und  benutzt;  indes  reduziert  sich  die  Frag^ 
WO  eine  Handlung  vorgenommen  wird,  auf  die  Frage,  wo  eine  oder  eine 
Mehrzahl  von  Personen  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte  «irh  befand,  und 
die  Zugehörigkeit  einer  Sache  zu  dem  Vermögen  einer  Person  ist  schon 
abhangpig  von  einer  in  das  Internationale  Privatrecht  fallenden  Rechtsfrage, 
kann  also  nidit  als  „Anknüpfungsmoment«'  oder  Voraussetzung  des  Inter- 
nationalen Privatredits  gdten.  Freilich  ist  auch  die  dauernde  Zugehörig- 
keit einer  Person  zu  einem  Staate  (einem  Tenitorium)  kein  reines  Faktum. 
Aber  diese  Zugehörigkeit,  mag  man  nun  den  Wohnsitz  oder  die  Staats- 
angehörigkeit als  maßgebend  ansehen,  ist  unentbehrliche  Voraussetzung 
des  Internationalen  Privatrechts,  und  der  Wohnsitz  ist,  wenn  auch  in 
mehreren  Beziehungen  durch  Rechtsnormen  bestimmt,  die  in  den  einzelnen 
Gesetzgebungen  difEerieren,  doch  im  wesentlichen  ein  tatsächliches  Vei^ 
hältnis,  so  da6  der  Regel  nach  davon  ausg^;angen  werden  kann,  daft 
die  verschiedenen  Gesetzgebungen  den  Wohnsitz  ein  und  derselben  Persern 
nicht  verschieden  bestimmen.    Die  Sta-i  tsangehörigkeit  aber  kann  als  Vor- 
aussetzung des  Internationalen  Pnvatrechts  gelten,  weil  sie  ihre  Basis 
nicht  im  Internationalen  Privatrechte,  vielmehr  im  Völkerrechte  und  bzw. 
im  Staatsrechte  hat 
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Während  der  Wohnsiti  regelmäßig  von  dem  freien  Willen  der  voll- 
jährigen Person  abhäogt,  wird  die  Staatsangehörigkeit  einerseits  durch 
Abstammung  (jure  sanguinis)  —  in  einigen  Staaten,  namentlich  in  England 
imd  den  Vertinigten  Staaten  von  Nordameiika,  auck  durch  Geburt  iuiier- 
halb  des  Staatagi^iets  (jure  sofi)  — ^  anderseits  durdi  besondere  Aufiialune 
seitens  der  Staatsgewalt  (Naturalisation)  bedingt,  oder  es  hängt  doch  der . 
Übertritt  in  einen  neuen  Staatsverband  nicht  lediglich  von  dem  Willens- 
entschluß des  Individuums  ab.  Wohnsitz  und  Staatsanjrehörijrkeit  der 
Person  gehören  also  oft  verschiedenen  Geset^gebungsgebieten  an.  i  ür 
die  internationale  Behandlung  der  Personen  ist  es  daher  von  ein- 
schneidender Bedeutung*,  ob  man  als  wesim^h  mafigebende  Beaehung 
die  Staatsangdhörigkeit  oder  den  Wohn»tz  betraditet  Im  Altertnme  und 
im  früheren  Mittelalter  entschied  die  Staats-^tammes-)  AngehSrigkeit;  später 
trat,  veranlaßt  dadurch,  daß  die  gfroße  Masse  des  Volkes  alle  politischen 
Rechte  verlor,  der  Wohnsitz  an  die  Stelle,  uin  wieder  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  nacli  und  nach  —  zuerst  in  Frankreich,  im  Jahre  1900 
dnrdi  das  Einfuhrungsgeset«  sum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  auch  im 
Deutsdien  Reiche  —  in  einer  groflen  Anzahl  von  Staaten,  die  ein  einhett* 
liches,  nationales  Gesetzbuch  einföhrten,  verdrängt  zu  werden.  Doch  ist 
der  Wohnsitz  noch  maßgebend  in  sehr  bedeutende  Gebieten,  so  in  Eng» 
land  und  Nordamerika,  und  aus  dieser  Differenz  ergeben  sich  allerdings 
einige  bedeutende,  bis  jetzt  noch  nicht  zur  allgemeinen  Befriedigung  gelöste 
Schwierigkeiten  (Problem  der  sog.  Rückverweisung). 

Im  einzelnen  mag  folgendes  hervorgehoben  werden. 

Die  Rechtsfähigkeit  der  Person  hängt  im  Auslande  nicht  ab  von  RodMUiiWMiL 
dem  heimatlichen  Rechte  der  Person;  sie  wird  vielmefar  bestimmt  durch 

dasjenige  Gesetz,  das  im  flbr^en  für  das  fragliche  Rechtsverhältnis  maß- 
gebend ist  So  hängt  es  von  der  Gesetzgebung  dfs  Ortes  des  Grund- 
stücks ab,  ob  der  Ausländer  Grundeigentum  er\verben  kann;  von  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  dem  eine  Vormundschaft  geführt  wird,  ob  der 
Auslander  dazu  fähig  ist  Aber  während,  wie  bemerkti  die  imvatrech^ 
liehe  Rechtsfähigkeit  des  Ausländers  sich  im  aUgemeinen  heutzuti^  von 
selbst  versteht,  gilt  dies  doch  nur  für  physische,  nicht  für  sog.  juristische 
Personen  und  Vereine.  Diese  durch  besondere  Zwecke  bestimmten 
Rechtsschöpfungen  sind,  weil  über  diese  Zwecke  verschiedene  Anschauungen 
in  den  einzelnen  Staaten  bestehen  können  (z.  B.  über  den  Nutzen  ver- 
schiedener Stiftungen  und  Vereinigungen),  und  weil  solche  Schöpfungen 
übermächtig  werden  können,  nicht  allgemein  und  mcht  in  allen  Bezi^un- 
gen  ohne  weiteres  audi  im  Auslande  lechtslähig.  Allerdings  hängt  die 
Redkt^äh^^^t  juristischer  Personen  und  Vereine  in  erster  Linie  ab  \  od 
dem  Gesetze,  das  am  Sitze  der  juristischen  Person  gilt,  und  die  Möglich- 
keit, durch  Briefe  und  Telegramme  Verträge  zu  schließen  und  vor  Gericht 
Rechte  zu  verfolgen  und  zu  verteidigen,  sollte  ausländischen  juristischen 
Personen  und  Vereinen  rationellerweise  nicht  bestritten  werden,  während 
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die  Fähigkeit  ausländischer  juristischer  Personen  und  Vereine,  Grundeigen- 
tum zu  erwerben  und  zu  erben,  Geschäft^älialen  im  Lande  zu  erricliteni 
gewissen  Beschränkimgen  unterliegen  mag.  Anderseits  können  ausländische 
jnristisdie  Personen  und  Vereine  nicht  umfangreichere  Rechtsfähigkeit 
beanspruchen  als  gleichartige  inländische^ 
Cc.chäft»fiWg.  Die  dauernde  gesetzliche  persönliche  Fürsorge  ist  dem  Staate  zu 
überlassen,  dem  diese  Personen  dauernd  angehören  (kraft  Staatsangehörig- 
keit bzw.  kraft  Wohnsitz).  Der  Ausländer,  der  nach  dem  Gesetze  seiner 
Heimat  geschäftsfähig  ist,  ist  daher  im  Staate  X  nicht  gescliäftsunfahig, 
wenngleich  er  dies  nach  den  in  X  geltenden  Gesetzen  sein  würde:  die 
Gesetze,  welche  die  Geschäftsfähigkeit  beschi&ücen,  bezwecken  eine 
dauernde  Fürsorge  der  Person.  Daher  überiaßt  man  auch  die  voimund- 
schaftÜche  Fürsorge  für  aus  irgendeinem  Grninde  geschäfbunfahige 
Personen  im  allgemeinen  dem  Staate,  dem  diese  angehören,  und  die 
Gesetze  dieses  Staates  sind  auch  im  Auslande  für  diese  Vormundschaft 
maßgebend.  Aber  nicht  allgemein  anerkannt  ist,  daß  zugunsten  desjenigen, 
der  in  seiner  Heimat  geschäftsunfähig  ist,  nun  auch  im  Auslande  diese 
Geschäftsnnfittiigkeit  geltend  gemacht  werden  kSnne,  behufe  Beseitigung 
der  nachteiligen  Folgen  eines  eti^fegangenen  Vertrags.  Gründe  der 
Sicherheit  des  geschäftlichen  Verkehrs  scheinen  dem  Ausländer  Ciiae 
solche  Berufung  auf  das  heiniatliche  Recht  nicht  zu  gestatten,  und 
in  den  Ländern  des  englisch-nordamerikanischeix  Reciits  läßt  man,  was 
jener  Rücksicht  entspricht,  allgemein  über  die  Geschäftsfähigkeit  das 
Gesetz  des  Ortes  der  Handlung  entscheiden.  Weniger  konsequent  ist  es, 
wenn  das  Gesetz,  wie  jetzt  das  deutsche,  die  Geschäftsfähigkeit  der 
Deutsdien  auch  im  Auslande  nach  dem  deutschen  Rechte  zu  beurteilen 
vorschreibt,  dagegen  den  Ausländer,  der  im  Deutschen  Reiche  ein  Rechts- 
geschäft vornimmt,  ungeachtet  des  etwa  entgegenstehenden  heimatlichen 
Gesetzes,  unbedingt  als  geschäftsfähig  behandelt,  falls  er  nach  deutschem 
Gesetze  geschäftsfähig  sein  würde,  ausgenommen  bei  Rechtsgeschäften, 
welche  Erbrecht  oder  Familienrecht  betreffen,  oder  durch  welche  über  ein 
ausländisches  Grundstück  verfügt  wird.  Das  richtige  Prinzip  dürfte  sein,  die 
Geschäftsunföhigkeit  der  Personen  oadi  deren  heimatlichem  Rechte  überall 
gelten  zu  lassen,  jedoch  im  Auslande  nicht  zum  Nachteil  derjenigen,  die 
in  gutem  Glauben  und  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  mit  dem  geschäfts- 
unfähigen Ausländer  ein  Rechtsgeschäft  eingegangen  sind, 
yaimUMiMciit.        Das  Fauiilienrecht  betrift't  dauernde  Beziehungen  der  Personen. 

Unsere  Familicngcsetze  auf  Ausländer  zu  erstrecken,  ist  daher  zweck- 
widrig, während  umgekehrt  jeder  Staat  ein  dringendes  Interesse  daran 
hat,  «biß  die  familienreditUchen  Bezidiungen  seiner  Angehörigen  auch 
im  Auslande  anerkannt  werden.  (Die  gegenteilige  Annahme  würde  zu 
unerträglichen  Zuständen  führen.)  Daher  gilt  im  Familienrechte  das  Gesetz 
der  Heimat  der  Personen  (das  Gesetz  der  Staatsangehörigkeit,  bzw.  des 
Wohnsitzes)  auch  im  Auslande;  es  gilt  für  die  persönliche  Fähigkeit  eine 
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Ehe  zu  schließen  (daher  auch  für  die  Frage,  ob  eine  g-eschlossene  Ehe, 
abg'esehen  von  Form  und  Konsens,  nichtig  sei,  angefochten  werden  könne), 
für  die  persönhchen  Verhältnisse  der  Ehegatten,  für  das  Recht  der  Ehe- 
acheidnng;  Ebenso  gOt  für  das  VeiMltiiis  von  Ettern  und  Kindem, 
z.  B.  inwiefern  Kinder  von  den  Eltem  Aliinentation  od«r  andere  Unter* 
stfitzungfen»  x,  B.  Tochter  eine  Aussteuer  beanqnuchen  können,  das  heimat- 
liche Gesetz;  es  ist  maßgebend  auch  für  die  Lcgitimaüon  uncheUcher,  für  die 
Adoption  fremder  Kinder.  Gehören  die  Personen  verschiedenen  Staaten 
an  (oder  haben  sie  nach  dem  englisch -nordamerikanischen  System  in  ver- 
schiedeneu Kechtsgebieten  ihren  Wohnsitz),  so  ist  das  familienrechtliche 
VeihSltnis  nur  so  weit  gültig  und  kann  nur  so  wdt  gdtend  gemacht 
werden,  als  es  nach  heiden  in  Betradit  kommenden  Gesetzen  besteht 

Es  ist  aber  zu  beachten,  daß  auch  im  Familienrcchte  in  Ansehung 
der  Formen  der  Rechtsakte,  sofern  das  heimatliche  Gesetz  (Personalstatut) 
der  Person  nicht  das  Gegenteil  bestimmt,  die  Beobachtung  der  am  Orte 
der  Vornahme  des  Rechtsakts  geltenden  Vorschriften  epüi't't,  und  daß 
anderseits  besonders  ini  i' auuiienrechte  die  Wirksamkeit  auswai  uger  Rechts- 
normen beschrankt  sein  kann  durdi  den  oheuer wähnten,  allgemeinen  Satz, 
daA  unsere  Reditsoidnung  nidit  solche  Konsequenzen  auswärt^|<w  Rechts- 
normen Terwirklichen  darf,  welche  nach  imseren  Gresetzen  als  verwerflidi 
bezeichnet  werden  müssen,  so  darf  z.  B.  der  Ehemann  eine  bei  uns  un- 
zulässige Züchtigimgsgewalt  gegenüber  der  Ehefrau  nicht  ausüben  oder 
beanspruchen,  sollte  ihm  diese  auch  nach  den  heimatlichen  Gesetzen  zu- 
stehen. Dieser  die  Anwendung  und  Wirksamkeit  ausländischer  Rechts- 
normen beschränkende  Rechtssatz  hat  namentlidi  Platz  zu  greifen  für 
etwaige  Ehescheidungen  audindischer  Ehegatten  durch  unsere  Gerichte, 
und  unsere  Personenstands -Beamten  werden  ihre  Mitwhrkung  versagen 
müssen,  wenn  es  sich  um  Eingehung  einer  nach  unseren  Gesetzen  durch- 
aus verbotenen  Ehe  handelt,  sollte  dieselbe  auch  nach  dem  heimatlichen 
Gesetze  der  die  Ehescbli«'Bnng  beabsirluigenden  Personen  erlaubt  sein. 
Anderseits  kann  der  richtigen,  freilich  bestrittenen  und  in  der  betreffenden 
Haager  Konvention  nicht  anerkannten  Ansicht  nach  das  Prinzip  der  Frei- 
heit der  Auswanderung  auch  bewirken,  daA  «ne  Frau  durch  eine  Heirat 
von  Beschränkungen  frei  wird,  welche  ihr  das  heimatliche  Recht,  nicht 
in  ihrem,  der  Frau  Interesse,  vielmehr  lediglich  im  öffentlichen  Interesse 
auferlegt,  z.  B.  von  dem  Khehindernis  zu  naher  Verwandtschaft,  wenn  das 
persönliche  Gesetz  des  Ehemanns,  wclclies  durch  die  Heirat  auch  dasjenige 
der  Frau  wird,  das  fragliche  Ehehindernis  zu  naher  Verwandtschaft 
nicht  kennt 

Werden  die  Personen  Angehörige  eines  anderen  Staates  (oder  ver-  yrMung  dv 
ändern  sie  ihren  Wohnsitz,  wenn  das  Gesetz  leUteren  entscheiden  läßt)  .^^f'T'*? 
SO  ändert  sich  auch  ihr  Familienrecht  Indes  hat  dies  der  richtigen  Ansicht  Maa».T:.K-.ti««ig- 
nach  keinen  Einfluß  auf  einmal  kraft  des  Familienrechts  erworbene  Rechte 
an  Vermögensobjekten,  und  das  bereits  begründete  Recht  eines  Ehegatten 
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am  Vermögen  des  anderen  wird  auch  in  bezug  auf  künftij^en  Erwerb 
während  der  lihe  der  richtigen  Ansicht  nach,  die  auch  im  Einführung-s- 
gesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  ausdrücklich 
gebilligt  ist,  dnrdb  solche  Änderung  nicht  beriUirt  (Unwaadelbaxk^t  des 
ehelichen  Güterrechts.)  In  dmijemgen  Lindem,  in  welchen  bei  der  Beerbung 
das  gesamte  Vermögen  als  einheitliche  Masse  ohne  Unterscheidung  von 
unbeweglichen  und  anderseits  beweglichen  Sachen  behandelt  wird,  kommt 
es  für  die  Rechte  des  einen  Ehegatten  am  Vermögen  des  anderen  auf 
den  Ort  der  Immobilien  nicht  an.  Dagegt."n  entscheidet  nach  englischem 
und  nordamerikanischem  Rechte  bei  Immobilien  das  Gesetz  des  Ortes  der 
unbeweglichen  Sache,  und  dies  muft  auch  von  dem  heimaüichen  Rechte 
der  Personen  anerkannt  werden. 
<.ich.-arcchu-,  Über  Rechte  an  körperlichen  Sachen  können  nur  die  Gesetze 
"^ÜüSi'*'  des  Ortes  der  Sache  entscheiden;  es  handelt  sich  hier  um  unmittelbare 
SMiwa.  rechtliche  Herrschaft,  die  nur  durch  die  am  Orte  der  Sache  geltende 
Souveränität  gegeben  werden  kann,  aber  auch  immer  existiert,  wenn  eben 
diese  Souveränität  sie  gewaiin.  Bei  unbeweglichen  Sachen  ist  dies  auch  nie 
bestritten  worden  und  geraderu  unbestreitbar.  Dagegen  findet  sich  in  der 
älteren  Literatur  und  suwdlen  noch  in  der  aufierdeutschen  Juriq»udenz 
der  Satz  vertreten,  daß  Rechte  an  beweglichen  Sachen  nach  dem  Gesetze 
der  Person,  der  sie  gehören,  zu  beurteilen  seien  („Mobilia  personam  sequun- 
tur"  oder  „Mobilia  ossibus  inhaerent").  Der  Satz  ist  nher  unhaltbar,  sofern 
es  sich  um  Rechte  an  einzelnen  beweglichen  Sachen  handelt,  die  vielmehr 
ebenso  wie  Immobilien  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Sache  zu  be- 
urteilen sind;  er  hat  In  Wahrheit  auch  firfiher  nur  gegolten,  insofem  Rechte 
an  Vermögenafcomplexen,  Erbrecht  und  eheliches  Güterrecht,  in  Frage 
kamen,  oder  für  Rechtssätze,  die  schon  eine  dauernde  Abhängigkeit  der 
Sache  von  der  Verfugung  des  Besitzers  voraussetzen  (Ersitzung).  Das 
Recht  an  einer  beweglichen  Sache,  welches  in  Gemäßheit  des  am  Orte 
derselben  geltenden  Gesetzes  einmal  entstanden  ist,  hört  nicht  deshalb  auf 
zu  bestehen,  weil  die  Sache  in  ein  ierritonum  gebracht  wird,  in  welchem 
andme  Voraussetzungen  fvlr  die  Entstehung  jenes  Rechtes  gefordert  werden; 
wohl  aber  gehen  diesem  Rechte  alle  Rechte  vor,  wdche  nach  dem  Gesetce 
des  späteren  Aufenthalts  der  Sache  an  letzterer  erworben  werden,  andi 
solche  Rechte,  die  nach  diesem  letzteren  Gesetz  durch  bloßen  Besitz  ent- 
stehen. Daher  kann  z.  B.  derjenige,  der  im  Staate  A  Eigentum  an  einer 
beweglichen  Sache  erworben  hat,  dies  Eigentum  gegen  einen  im  Staate  H 
wohnhaften  Besitzer  nur  nach  Maßgabe  der  Gesetze  des  Staates  B  ver- 
folgen; hat  X  z.  B.  den  Besitz  im  Staate  B  in  gutem  Glauben  erworben, 
und  ist  er  dadurch  nach  den  Gresetzen  des  Staates  B  Eigentümer  der  Sadie 
geworden  oder  danach  nicht  verpflichtet,  die  Sache  herauszugeben,  so  hat 
der  frühere  Eigentümer  sein  Recht  an  der  Sache  verloren  oder  kann  letztere 
doch  nicht  herausverlangen,  ungeachtet  nach  den  Gesetzen  des  Staates  A 
seine  Rechte  fortgedauert  haben  würden.    Wie  bemerkt,  güt  für  den 
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Erwerb  und  Verlu-st  von  Rechten  an  Sachen,  auch  an  beweirlichen  Sachen, 
die  Ret^el  „Locus  regit  actum"  nicht;  es  entscheidet  dabei  vielmehr  immer 
das  Gesetz  des  (zeitigen)  Ortes  der  Sache.  Aber  fair  die  etwa  der  Be- 
grfUulmig  oder  Aufhebung  des  Rechtes  zugnmde  liegende  persönliche 
Veipfliditang  ist  die  Regel  anwendbar,  und  wenn  etwa  nadi  dem  Gesetze 
des  Ortes,  an  welchen  eine  bewejLrliche  Sache  gebracht  wird,  ein  «form- 
loser Vertrag  ein  Recht  an  der  Sache  begründet,  so  kann,  falls  der  auf 
Übertragung  des  Rechtes  gerichtete  Wille  des  Berechtii^ten  fortdauert, 
das  Recht  an  der  Sache  begründet  werden  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die 
Sache  m  jenes  andere  Rechtsgebiet  gelangt  ist  Das  Pfand-  oder  hypo- 
liiekariscfae  Recht  betreffend,  so  kann  £e  Vopfiichtung,  zu  deren  Sicheiung 
jenes  Recht  dient,  von  einem  anderen  Gresetze  abhängig  sdn,  als  von 
demjenigen  des  Ortes  der  Sache.  Für  das  Pfandrecht  an  beweglichen 
Sachen  kommt  außerdem  in  Betracht,  daß  bei  einem  Ortswechsel  nach 
Entstehung  des  Pfandrechts  zwar  die  (jüldgkeit  des  Pfandrechts  nach 
dem  Gesetze  des  Ortes  der  Entstehung,  nicht  aber  dessen  Wirksamkeit 
gegenüber  anderen  Pfandrechten  und  im  Konkursverfahren  (Priorität)  zu 
beurteilen  ist;  hier  ist  vidmehr  das  Gesetz  des  sg&tcma  Ortes  entscheidend. 

Am  wenigsten  Obereinstimmung  besteht  über  die  Bdiandlnog  des  Vertrag  unäli|B 
Rechtes  der  Verpflichtungen  aus  Verträgen.  Während  die  ältere  noch  ^«n?*«**»"!«"- 
in  England  und  Nordamerika  herrschende,  in  Frankreich  und  Italien  über- 
wiegende Ansicht  (abgesehen  von  den  Modalitäten  der  Erfüllung,  bei 
weichen  die  Beurteilung  nach  dem  Orte  der  Erfüllung  sich  notwendig 
geltend  macht)  das  Gesetz  des  Ortes  des  Vertragsschlusses  anwendet, 
hat  die  deutsdie  Praxis  unter  dem  Finflusse  der  Au^Ührungen  Savignys 
wesentlich  das  Gesetz  des  Ortes  der  Erfüllung  als  entscheidend  angesehen. 
Es  kann  jedoch  weder  das  eine  noch  das  andere  dieser  Prinzipien  als  richtig 
gelten  imd,  ohne  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  zu  Schädiger)  und  die  ge- 
gründeten Erwartungen  der  Beteiligten  zu  täuschen,  durchgeführt  werden, 
ebensowenig  aber  die  Entscheidung  allein  auf  den  häufig  nicht  einmal  be- 
stimmt festzustellenden  Willen  der  Parteien  im  einzelnen  Falle  (Autonomie 
der  Parteien  nach  einem  fireUich  nicht  redit  passenden  Ausdruck)  gestellt 
werden.  Im  Prinap  ist  vielmehr  zugrunde  zu  l^en  das  heimatiiche  Recht 
deqenigen,  der  verpflichtet  sein  soU,  eine  An^cht^  die  in  neuester  Zeit  auch 
mehr  und  mehr  Zustimmung  findet 

Für  einseitige  Verpflichtungen,  z.B.  Schenkungsversprechen  spricht  für 
diese  Ansicht  entschieden  die  Billigkeit,  und  im  allgemeinen  kann  gesagt 
werden,  daß  gesetzliche  Vorschriften,  welche  den  Schutz  des  Schuldners 
bezwecken,  auf  alle  Personen  angewendet  werden  wollen,  wdche  dem 
Gebiete  dieser  Gesetze  dauernd  angehören,  daß  aber  auch  vermutlidi 
jeder  sich  nach  dem  Gesetze  verpflichten  will,  das  er  präsumtiv  am  besten 
kennt,  d.  h.  nach  seinem  heimatlichen  Gesetze. 

Die  anscheinend  bei  zweiseitigen  Verträgen  erwachsende  Schwierigkeit 
löst  sich  dadurch,  daß  der  obligatorische  Anspruch  nur  insoweit  geltend 
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g-emacht  werden  kann,  als  or  ubereinstimmend  von  den  beiden  in  Betracht 
kommenden  Gesetzen  anerkannt  wird.  Das  Prinzip  hat  aber  mannigfache 
und  bedentende  Ausnahmen  zu  .erleiden.  Treu  und  Glauben  fordern,  daß, 
wenn  dn  Rechtsgeschäft  ia  demselbeo  Territorium  abgewidcelt  werden 
aoU,  in  welchem  es  vernnbart  wurde,  dann  auch  das  Recht  dieses 
Territoriums  flr  die  Verpflichtungen  beider  Kontrahenten  maßgebend  s^. 
Anderseits  kommen  für  die  Erfüllung-  die  am  Orte  derselben  p-pltenden 
Prohibitivgesetzc  in  Betracht  (der  Vertrag  ist  unwirksam,  wenn  die  iiand- 
lungy  welche  durch  ihn  herbeigeführt  werden  soll,  an  dem  Orte,  an  welchem 
sie  gesdiehen  soll,  verboten  ist),  und  im  Zweifid  ist  anamehmeni  daft 
unter  den  im  Vertrage  benamiten  Geldsorten  und  lifoßen  die  am  vertcagB- 
mifiigen  Orte  der  Erfüllung-  bestehenden  von  den  Kontrahenten  gemeint 
sind.  Außerdem  verlangen  Treu  und  Glauben,  daß  bei  gewöhnlichen 
Verkehrsverträgen  als  heimatliches  Recht  der  Partei  nicht  das  Staats- 
angehörig^keits-(Nationalitäts-)  Gesetz,  sondern  das  Gesetz  des  Domizils 
betrachtet  werde.    (Abweichend  aber  z.  B.  das  italienische  Gesetz.) 

Lisoweit  der  freie  Wüle  der  Parteien  entscheidet,  kann  unter  Um- 
standen auch  die  Spradie,  deren  sich  die  Kontrahenten  bedient  haben, 
einen  Anhaltspunkt  für  die  Bestimmung  des  maflgebenden  Gesetses  bilden. 

Hiernach  muß  in  Ansehung  vertragsmäßiger  Verpflichtungen  sehr  oft 
der  praktis(  he,  die  Einzelheiten  des  Falle's  erwäg-ende  Takt  die  Frage  des 
anzuwendenden  Gesetzes  beantworten,  und  eine  ausreichende,  g-esetzliche 
1  ormulierung  ist  äußerst  schwer  zu  hnden.  Das  Einführungsgesetz  zum 
Büxgerlidien  Gesetzbuch  für  das  Deutsdie  Reich  hat  einen  darauf  sich 
beziehenden  Satz  auficustellen  unterlassen. 

Die  Modifikationen,  welchen  vertragsmaAige  Verpachtungen  durch 
Verzug  oder  Verschulden  des  Verpflichteten  oder  auch  des  Gläubigers 
unterliegen,  sind  nach  Maßgabe  desjenigen  Gesetzes  wirksam,  welches 
überhaupt  für  die  Verpflichtung^  maßgebend  ist  Besonders  bestritten  ist 
die  Behandlung  der  Verjälu-ung:  Gesetz  des  Ortes  der  Klage  —  so  be- 
sonders die  englisdi-noidamerikanische  —  oder  Gesetz  weldies  auch  im 
übrigen  für  den  Vertrag  maßgebend  ist  —  so  die  Praxis  des  deutsdien 
Reichsgerichts  — ^  oder  Gesetz  des  Wohnorts  des  Verpflichteten  (richtiges 
Prinzip,  weil  es  sich  um  ein  Gesetz  zum  Schutze  des  Verpflichteten  handelt). 
Der  Übcrg-ang-  des  Rechtes  des  Gläubig-ers  auf  einen  anderen  Gläubiger 
(Zession)  ist  iibhäng^ig-  von  dem  Gesetze  der  Verpflichtung. 
HaodeUrcditi  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  Obligationenrechts  haben  Anwendung 
wacbNifecht,  finden  auf  die  handelsrechtlichen  Verpflichtungen,  insbesondere  auf 
die  wechselrecfatlicheo  Veri^tchtungeo.  Die  Voraussetzungen  der  Gültigkeit 
des  Regresses  sind  för  jede  einzelne  Wechselverbindlichkeit  nach  den 
Gesetzen  des  einzelnen  Verpflichteten  /u  beurteilen.  Im  Wcchsehredite 
muß  aber  zugfunsten  eines  gutgläubigen  Erwerbers  der  Ort  der  Datierung  als 
wirklicher  Ort  der  (^hernähme  der  Wechselverpflichtung  gelten.  Den  Be- 
dürfhissen des  Weltverkehrs  würde  übrigens  am  besten  ein  uniformes, 
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in  der  Tat  wohl  nicht  unüberwindliche  Schwierigkeiten  darbietendes 
Wechselrecht  dienen.  Ein  solches  uniformes  Recht  besteht  kraft  einer  zu 
Bern  1890  abgeschlosse&eii  Konvention  für  eine  Anzahl  von  Staaten  des 
europ^chen  Kontinent^  zu  denen  auch  das  Deutsche  Reich  gehört  fOr 
das  Eisenbalinfrachtrecht  Wertpapiere  auf  de»  Inhaber  untei^ 
Hegen  hinsichtlich  des  Inhalts,  der  Wirksamkeit,  des  Erloschens  der  Ver- 
pflichtung des  Schuldners  dessen  Gesetzen,  soweit  aber  der  Übertrang 
der  Forderung-  in  Betracht  kommt,  denjenigen  Grundsäticen,  welche  für 
Eigentum  und  Besitz  beweglicher  Sachen  maßgebend  sind. 

Verpflichtungen  aus  unerlaubten  Handlungen  sind  nach  der  auch  Verpflichtungen 
schon  früher  allgemein  anericanaten,  riditigen  (eine  Zeillang  durch  eine  »  »"'^  >  >  > 
irrige  Ausführung  Savignjrs  in  Deutschland  iast  verdrängten)  Ansidit 
prinzipiell  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Handlung  (des  Aufenthalts  der 
angeblich  verpflichteten  Person)  zu  beurteilen.  Doch  kann  das  Gesetz  des 
Klagorts  hier  beschränkend  einwirken.  Die  Verpflichtung  zum  Schaden- 
ersatz wegen  Ansegeins  (Abordage)  in  offener  See,  wo  ein  örtliches  Gesetz 
fehlt,  wird  nach  dem  Rechte  des  angeblich  verpflichteten  Schiffes  zu  be- 
urteilen sdn,  so  jedoch,  daß  Sdiadensersatz  auch  nur  so  weit  gefordert 
werden  kann,  als  solcher  nach  dem  heimaflichen  Rechte  desjenigen  Schiffes 
gewährt  wird,  für  welches  Entschädigung  gefordert  wird.  Übrigens  bietet 
gerade  das  Seerecht  mancherlei  Schwierigkeiten  dar,  welche  in  dieser 
kurzen  Darstellung  des  Internationalen  Privatrechts  nicht  berührt  werden 
können. 

Die  sog.  immateriellen  Rechte  (Urheber-Patentrecht,  Recht  dersog-iauaateni^ 
Handdsmaricen)  sind  dem  Publikum  gegenüber  Beschränkungen  der  aU- 
gemeinen  Freiheit  des  Handelns  und  insoweit  abhängig  von  dem  Rechte 

des  Staates,  in  welchem  sie  wirksam  sein  sollen;  soviel  aber  Übertragung 
und  Vererbung-  betriilt,  kommt  auch  das  persönliche  Recht  des  Inhabers 
in  Betracht.  Da  diese  Rechte  geschichtlich  ihren  Ursprung  in  Privilegien 
haben,  die  zuerst  einzelnen  Personen  erteilt  wurden,  so  giit  nicht  der 
Grundsatz  der  Rechtsfähigkeit  der  AudSnder,  allerdings  aber  oft  der 
Grundsatz,  daß  das  im  Inlande  erschienene  Werk,  bzw.  die  Handdsniederw 
lassung  des  Ausländers  im  Inlande  den  Rechtsschutz  des  Inlands  genießt 
Zahlreiche  Staatsvcrträge  haben  übrigens  hier  gegenseitige  Begünstigungfen 
der  Angehorig-en  der  Vertra^sstaaten  eingeführt  und  lassen  auch  ohne 
weiteres  oder  unter  Erfüllung  gewisser  Formen  das  in  dem  einen  Lande 
eulsiandene  Recht  in  dem  anderen  wirksam  werden.  Endlich  sind  auf 
solcher  Grundlage  internationale  V^lräge  zustande  gebracht,  zu  denen  der 
Beitritt  auch  anderen  Staaten  als  den  uraprOngUchen  Vertragsstaaten  frei- 
steht (Pariser  Konvention  von  1885  zum  Schutz  des  sog.  industriellen 
Eigentums,  Konvention  zum  Schutze  literarischer  und  artistischer  Werke^ 
geschlossen  zu  Bern  1885.) 

Das  Erbrecht  läßt  das  Vermögen  als  ideales  Ganzes  mit  Forderungen  Ge«M«)icbM 
und  Schulden  von  dem  Verstorbenen  auf  die  Erben  übergehen  (Universal- 
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Sukzession);  und  als  gesetzliches  Erbrecht  (Intestaterbrecht)  schließt  es  sich 
der  Org"anisation  der  Familie  au.  Daher  muß  für  das  Erbrecht  das  per- 
sönliche Recht  des  Erblassers  maßgebend  sein.  Diese  in  Deutschland 
schon  seit  langer  Zeit  anerkannte  und  jetzt  im  JEinlÜhiungsgesetz  txm 
Bflfgerlichea  Gesetzbuciie  bestätigte,  anch  z.  B.  in  Xtalien  geltende  Ansicht 
ist  indes,  wenngleich  mehr  uad  mehr  von  der  Theorie  verteidigt,  in 
manchen  Ländern  praktisch  noch  nicht  durchgfedrungen ,  deren  Gesetz- 
gebung gleichwohl  auf  dem  Prinzip  vollständiger  Univcrsalsukzession  be- 
ruht Die  Tradition  der  Auffassung  des  älteren  germanischen  Rechtes, 
welciies  Inmiobilien-  und  Mobiliaraachlaß  als  getrennte  Vermögensmassen 
behanddte  imd  die  Schulden  im  allgemeinen  auf  dem  letzteren  haften 
ließ,  bewirlct^  dafi  man  z.  B.  noch  in  Frankreich  das  Gresetz  des  Ortes  des 
Grundstücks  als  entscheidend  ansieht,  ungeachtet  nach  dem  Code  civil  das 
Prinzip  der  Uni  Versalsukzession  gilt  Dagegen  ist  die  Anwendung  des  ört- 
lichen Gesetzes  der  Sache  noch  konsequent  für  das  englisch -nordamerika- 
nischc  Recht,  das  für  das  Erbrecht  bis  jetzt  die  freilich  den  modernen 
Verhältnissen  immer  mehr  widerstreitende  Auffassung  des  älteren  deutschen 
Rechtes  festhalten  hat  Hinsiclitlich  der  Erbfolge  in  das  beweglldie  Veib 
mSgen  betrachtet  man  allgemein  das  persönliche  Gesetz  des  Erblassers  als  ent- 
scheidend.  Notwendigerweise  muB  für  die  auf  dem  Willen  des  Verstorbenen 
beruhende  Erbfolge  dasselbe  gelten,  was  für  die  gesetzliche  Erbfolge  richtig 
ist.  Das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Errichtung  von  Fideikommissen 
muß  dem  Zwecke  eines  solchen  Gesetzes  entsprechend  aber  auch  auf  alle 
im  Territorium  des  Gesetzgebers  befindlichen  Grundstücke  bezogen  werden. 
Laniwiiiii»  Für  letztwtlUge  Verfugungen  —  jedenfalls  in  Ansehung  des  bewegli<^n 
v«tag«gM.  ^s^uj^^  _  gilt  die  Regel  4x>cus  regit  actum«.  Erbfähigkeit  ist  emXeil 
der  Rechtsfähigkeit.  Darüber  muß  also  in  erster  Linie  das  Gesetz  des 
Erblassers  (bzw.  das  Gesetz  des  Ortes  der  unbeweglichen  Sache)  entscheiden. 
Doch  wird  der  Mangel  der  Erbfähigkeit  nach  dem  personlichen  Gesetze 
des  Erben  unter  gewissen  Voraiisspt/ungen  ebenfalls  in  Betracht  kommen. 
Der  Erwerb  der  ErbschaiL  und  die  iiaftung  für  Schulden  des  Erblassers 
muA  in  erster  Linie  abhängen  von  dem  Gesetze^  welches  im  allgemmoen 
über  die  Eibscliaft  entscheidet  Doch  kann  ein  im  Auslande  lebender 
Ausländer  nicht  ohne  weiteres  lediglich  durch  das  ausländische  Giesetz  des 
Erblassers  verpflichtet  werden. 
ziviiproMiraGiiti  Dos  Zi V ilpr o z cßrc c h t  betreffend,  so  haben  die  Gerichte,  auch  wenn 
sie  auf  Ersuchen  auswärtiger  Gerichte  tätig  werden  (diesen  Rechtshilfe 
leisten),  die  in  ihrem  eigenen  Gesetze  vorgeschriebenen  Formen  unbedingt 
zu  beobachten,  können  aber  auf  Ersuchen  mit  diesen  Formen  verträgliche 
Formen  des  ausländischen  Rechtes  daneben  beobaditen.  Dagegen  mufi 
die  formelle  Gültigkeit  im  Ausland  vorgenommener  Prozefihandlungen  nach 
dem  betreffenden  ausländischen  Rechte  br  urteilt  werden,  während  ihre 
Bedeutung  (insbesondere  Beweiskraft)  für  das  Urteil  nach  dem  Rechte 
des  luteileuden  Richters  sich  bemißt 
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Von  hervorragender  Wichtigkeit  ist  die  bis  jetzt  noch  sehr  kontro-  K«:hnkr«ft  uad 
verse,  ia  den  Gesetzgebungen  auch  sehr  verschieden  behandelte  Frage,  ^°^']^^^'^°°* 
unter  wddien  Voraussetzungen  ein  ZlTitartetl  eines  audändiachen  Ge-  unciie. 
richts  all  Recht  sehaifeiid  (bxw.  Recht  veraichteiid),  tritt  der  teduusdie 
Ausdruck  lautet,  als  „Res  judicata"  betrachtet  und  vollstreckt  werden  muBh 
Das  Prinzip  muß  hier  sein,  daß  das  Urteil  der  Gerichte  desjenigen  Staates 
anzuerkennen  ist,  dessen  Gesetze  auch  über  das  streitige  Rechtsverhältnis 
nach  den  Grundsätzen  des  materiellen  Internationalen  Privatrechts  ent- 
scheiden sollen,  eiu  Prinzip,  das  freilich  durch  freiwillige,  ausdrückliche 
«der  sttUsclnreigende,  Unterwerfting-  der  Partei  unter  die  Geriditsbarkeit 
eines  Greiichts  (Staates)  Modifikationen  zu  erleiden  hat  Da  übrigens  die 
Vertrauenswürdigkeit  der  Justiz  des  ausländische  Staates,  die  doch  nicht 
überall  die  g-leiche  ist,  praktisch  in  Betracht  kommen  muß,  so  ist  rationell 
entweder,  wie  im  englischen  Rechte  der  Fall  ist,  den  Gerichten  die  all- 
jOfemeine  Befugnis  zu  geben,  im  Falle  grober  und  handgreiflicher  Un- 
gerechtigkeit des  auslandischen  Urteils  dasselbe  nicht  anzuerkennen«  oder 
aber  man  mufi,  wie  nach  dem  franzSsisch«!  Rechte  und  nach  dem  Redite 
andi  vieler  anderer  Staaten  der  Fall  is^  jedenftUs  Vollstreckung  aus- 
wSrtiger  Urteile  nur  auf  Grund  eines  mit  dem  betreffenden  anderen  Staate 
abgeschlossenen  Staatsvertrags  gewähren.  Die  Zwangsvollstreckung  aus- 
wärtiger Urteile  kann  an  weitergehende  Voraussetzungen  geknüpft  werden, 
als  die  einlache  Anerkennung  der  „Res  judicata",  bei  welcher  es  sich 
nicht  um  eine  positive,  unmittelbar  eingreifende  Tätigkeit  der  Staats- 
organe zur  Verwirklichung  des  Inhalts  eines  Urteüs  handelt  Die  ein- 
schli^;enden  Bestimmungen  der  deutschen  Zivilprozeftordnung  (besonders 
auch  in  der  revidierten  Fassung  von  1898)  beruhen  auf  stark  abweidienden, 

insoweit  schwerlich  rationellen  Grundsätzen. 

Besondere  üchwierigkeiten  bietet  die  internationale  Behandlung  des  Konkuwochi. 
Konkurses  der  Gläubiger.  Auf  den  ersten  Anblick  wünschenswert 
erscheint  einheitliche  Behandlung  des  einzelnen  Konkurses,  da  im  wesent- 
lichen der  Konkurs  gleichmäfiige  Befnedigung  aller  Glaubiger  des 
Schuldners  bezweckt»  der  Erreichung  dieses  Zieles  aber  die  Anwendung 
verschiedener  Gesetze  und  ein  gleichzeitiges  Verfahren  verschied^er 
Gerichte,  die  etwa  den  auswärts  getroffenen  Maßnahmen  die  Anerkennung 
versagen,  widerstreitet.  Indes  der  vollen  universellen  Wirksamkeit  des 
in  einem  Lande  eröffneten  Konkursverfahrens,  welche  von  französischen  und 
namentlich  italienischen  Autoren  freilich  als  geltendes  Recht  oder  doch  als 
l^^ativ  richtiges  Prinzip  aufgestellt  wird,  steht  der  aus  volkerrechüidiem 
Frinzipe  folgende  Satz  entgegen,  daß  der  Konkurs»  da  er  nidbts  anderes 
ist,  als  eine  zugunsten  aller  Gläubiger  stattfindende  Zwangsvollstreckung, 
eine  solche  extraterritoriale  Wirkung  nicht  hat,  abgesehen  von  besonderer 
Erstreckung  seiner  unmittelbaren  Wirksamkeil  durch  den  anderen  Staat. 

Daraus  ergibt  sich  weiter,  daß  in  Beziehung  auf  denselben  Gremein- 
schuldner  in  mehreren  Ländern  mehrere  jedesmal  auf  das  im  Territorium 
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befindliche  oder  von  demselben  aus  erreichbare  Vermöp;^en  beschränkte 
K-onkurse  eröffnet  werden  können.  Gegen  die  volle  universelle  Wirksam- 
keit des  Konkurses  ist  ubi%eiis  audi  vom  Standpunkte  der  Zweckmäßigkeit 
aus  gdtend  tu  machen,  dafi  ohne  besondere,  nur  durch  positive  Bestimm 
mungen  in  Staatsverträgen  zu  sdiafiende  Maßregeln  und  Einrichtungen  die 
univei^Ile  Wirksamkeit  eines  Konkursverfahrens  die  Rechte  der  in 
anderen  Ländern  wohnenden  Gläubig-er  schwer  schädipfen  könnte.  Als 
Vorbedingung-  für  vertragsmäßig-e  Erstreckung-  der  vollen  Wirksamkeit 
eines  im  Auslande  eröffneten  Konkurses  ist  ein  weitgehendes  Vertrauen 
in  die  Justiz  des  anderen  Staates  zu  betrachten  und  eine  nicht  zu 
grofie  Differenz  der  Gesetzgebungen  in  Ansehung  der  Rechte  der  ein* 
zelnen  Gläubiger.  Der  riditige  Schritt  zu  einer  den  Bedürfioissen  des 
Verkelirs  wirklich  entsprechenden  Regelung  ist  daher  nicht  ein  imiver- 
seller,  jedem  Staate  den  Beitritt  ermögflichender  intematinnalor  Vertrag. 
Vielmehr  sind  fiir  ab'^ehbare  Zeit  nur  Vcrträc-T'.  die  unter  <  inzelnen 
Staaten  zu  schließen  waren,  zu  empfehlen,  iim  allgemeiner  \'crtrag  der 
ersteren  Art,  mit  dessen  Feststellung  sich  <üe  im  Haag  abgehaltenen  Kon* 
ferenzen  allerdings  schon  beschäfdgt  haben,  dürfte  jedenfalls  nur  einen 
beschränkten  Inhalt  haben,  gewissermaßen  einen.  Rahmen  darstellen,  der 
durch  die  Bestimmungen  der  Einzelverträge  auszufüllen  wäre.  Obgleich 
nun,  wie  bemerkt,  der  in  einem  Lande  eröffnete  Konkurs  ■ —  eröffnet 
wird  ein  Konkurs  am  Ortr  der  Handelsniederla-s.sunj.^^,  bzw.  des  Wohn- 
orts —  nicht  ohne  weiteres  extraterritoriale  Wirksamkeit  auiiert,  ein 
Standpunkt,  der  insbesondere  von  dex  deutsdien  Konkursordnung  zu» 
folge  deren  ausdrückUdier  Bestimmung  eingenommen  wird,  so  ist  es  doch 
keineswegs  ausgeschlossen,  daß  in  einem  Staate  auf  Grund  des  in  einem 
anderen  Staate  eröffneten  Konkurses  Maßregeln  beantragt  werden,  welche 
die  Rechte  der  an  dem  Konkurse  teilnehmenden  Gläubiger  schützen.  Ein 
riläubiger,  der  an  einem  im  Tnlande  eri')ffnet(>n  Konkurse  teilnimmt,  muß 
der  richtigen  Ansicht  nach  auch  den  Zwangs  vergleich,  der  das  iirgebnis 
dieses  Konkursverfahrens  ist,  im  Auslande  gegen  nch  gelten  lassen. 

ScMfliiraft.  Die  Ziele  des  Internationalen  Privatrechts  sind  möglichst  universelle 
Sicherheit  der  Privatrechtssphäre  der  einzelnen  Personen  und  möglichst 
zweckentsprechende  Wirksamkeit  d«"r  TVivatrerhtsnormen  der  einzelnen 
Staaten,  ungeachtet  der  Verschiedcnliuit  der  Gesetzgebungen  und  d(  r 
Wahrung  der  Souveränität  der  Staaten.  Uniformität  der  Gesetzgebungen 
würde,  wenn  in  größerem  Umfange  möglich,  das  erste  jener  Ziele  volU 
kommenor  erreichen  lassen,  aber  den  Fortschritt  hindern  und  die  Selb- 
ständigkeit der  einzelnen  Staaten  zu  sehr  beeinträchtigen.  Zu  den  Mark- 
steinen des  richtig-en  Weges  gehören  viele  der  Bestimmungen  der  italieni- 
schen Gesetzgeh un Pf  von  1865,  der  Haager  Kon\entionen  und  des  Ein- 
fiilirungsgesetzes  zum  Bürgerliclien  Geseizbuche  für  das  Deutsche  Reich 
von  1896. 
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L  Die  Grundbegriffe.   ZivilpfoseA  ist  das  g^chtJiclie  Veifthren 

zum  Schutze  des  verletzten  oder  gefährdeten  Privatrechts. 

Aus  den  Normen  des  Privatrechts  entstehen  Rechtsverhältnisse  und 
subjektive  Rechte,  Jedes  subjektive  Recht  enthält  die  Befugnis  zur  (yeltend- 
machung  des  Willens  des  Berechtigten  gegenüber  anderen  Personen.  Stoßt 
der  Berechtigte  bei  Ausübung  seines  Rechtes  auf  Hindemisse  oder  wird 
sein  Recht  durch  das  Verhalteo  einer  anderen  Person  geßUirdet,  so  ea^ 
steht  das  Bedfirfiiis,  das  subjektive  Redit  zu  schutwn  und  zu  verwirkUchen. 

Bei  allen  Völkern  hat  es  eine  Zeit  geg-eben,  in  der  der  Schutz  des  sub- 
jektiven Rechtes  lediylich  durch  Selbsthilfe  rrfolgte.  Tn  dieser  Zeit  ist  es 
dem  Berechtigten  überlassen,  aus  eigener  l\r,ift  oder  mit  Hilfe  seiner 
Sippe  sein  Recht  zu  schützen.  Bei  voranschreitender  Kultur  entstehen 
Staatliche  Einrichtungen  zum  Schutze  des  Privatrechts.  Hand  in  Hand  mit 
der  Ausbildung^  solcher  J^nrichtungen  geht  die  Zurudcdrängung  der  Sdbst- 
hilfe.  Im  modernen  Staat  ist  die  Selbsthilfe  nur  erlaubt  zur  Abwehr  eines 
gegenwärtigen  rechtswidrigen  Angriffs;  aogri&weise  Selbsthilfe  aber  nur 
wenn  obrigkeitliche  Hilfe  nicht  rechtzeitig  zu  erlangen  ist  oder  wenn 
ohne  sofortiges  Eingreifen  di»^"  G i  r  ilir  besteht,  daß  die  Verwirklichung  des 
Rechtes  vereitelt  oder  wcsenthch  erschwert  würde. 

Die  zur  Gewährung  des  Rechtsschutzes  bestellten  Behörden  heifit  man 
Gerichte,  Die  Befugnis,  Gericht  zu  halten  oder  Behörden  zur  GewShrung 
des  Rechtsschutzes  zu  best^en,  bezeidmet  man  als  Gerichtsbexkeit  Die 
Gerichtsbarkeit  ist  ein  Hoheitsrecht.  In  früheren  Zeiten  hat  der  Staat  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  teilweise  nn  Verbände  und  an  Privatpersonen 
überlassen.  Der  moderne  Staat  nimmt  die  Gerichtsbarkeit  ganz  und  gar 
für  sich  in  Anspruch. 

Über  die  Art  und  Weise,  wie  die  Gerichte  bei  der  Gewährung  des 
^^^^^^  Rechtsschutzes  zu  verfahren  haben,  bflden  sich  allmählich  bestimmte  Regeln. 
Ebenso  darüber,  was  der  Rechtsschutzbedürftige  zu  tun  hat,  um  den 
Rechtsschutz  zu  erlang  i  .  wie  darüber,  was  der  Gregner  zu  tun  hat,  um 
sich  gegen  das  Rechtsschutzbegehren  zu  verteidigen.  Die  Ausbildung 
dieser  Regehi  erfolgt  zuerst  auf  dem  Wege  der  erstarrenden  Gewohnheit, 
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qpiter  durch  SaUnng;  Den  Inbegriff  dieser  R^ln  heiAt  man  Ztvilproseft- 
reckt  Das  Prozefirecht  gehört  zum  öffentlichen  KechL  Die  meisten  Pro- 

zefirechtsnormen  haben  den  Charakter  absoluter  Rechtsnormen;  es  gibt 
aber  innerhalb  des  Prozeßrechts  auch  dispositive  Vorschriften,  das  sind 
solche,  die  durch  Vereinbarung  der  Parteien  beiseite  gesetzt  werden 
können. 

Aus  den  Vorschriften  des  2ävUprozefirechts  entsteht  ein  Anspruch  auf  »«ciMaKiMt*- 
GewShmnsr  des  Rechtsschutses  (Rechtsschutzsnspruch).   Jtt  Sditttz- 
bedurfiiis  VMliaaden,  so  kann  der  Schutzbednrftige  von  den  Geticfaten 

verlangen,  daß  ihm  der  Rechtsschutz  gewährt  werde,  wenn  er  das  Rechts- 
schutzbegehren  nach  den  Vorschriften  des  Prozeßrechts  erhebt  Beobachtung" 
der  Prozeßrechtsnormen  und  Rechtsschutzbedürfnis  sind  die  Voraussetzungen 
für  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes.  Ein  Mangel  in  diesen  Voraus- 
setzungen hat  die  Abweisimg  des  Rechtsschutzbegehrens  mr  Folge. 

Der  Rechtsschutzanspruch  ist  ein  subjektives  dffentticlies  Recht;  er 
richtet  sich  gegea  die  zur  GewShrui^  d^  BLechtsschutzes  bestdUten  Organe 
des  Staates,  die  Gerichte  und  deren  Hilfsbeamte  (Gerichtsvollzieher). 

Innerhalb  der  Rechü^schulztätigkeit  der  Gerichte  sind  zu  unterscheiden 
das  Erkenntnisverfahren  und  das  Vollstreckungsverfaliren, 

Im  Erkenntnisverfahren  wird  ermittelt  und  entschieden,  ob  der- 
jenige,  welcher  den  Rechtsschutz  begehrt,  das  Rechtaschutzbegehren  in  ""»"^ 
cnrdnungsmäfliger  Weise  erhoben  hat,  ob  er  des  Rechtsschutzes  bed&ftig 
ist  und  ob  ihm  das  behauptete  Recht  dem  Gegner  gegenüber  xnstdht 
Die  im  Srkenntnisverfahren  zu  treffende  Entscheidung  ergeht  regelmäßig 
in  Form  eines  Urteils.  Das  dem  Rechtsschutzbegehren  stattgebende  Ur-  VtttUmiam. 
teil  ist  entweder  ein  Leistung-surteil  oder  ein  1' eststellungsurteil  oder  ein 
Bewirkungsurteil.  Leistungsurteil  ist  das  Urteil,  welches  den  Gegner  zu 
dner  Lebtung  (Tun  oder  Unterlassen)  verurteilt  Feststellungsurteil  ist 
das  Urteil,  welches  das  Bestehen  oder  das  Nichtil>estelien  eines  Rechts- 
verhältnisses oder  einer  rechtserheblichen  Tatsache  (Echtheit  oder  Un- 
echtheit  einer  Urkunde)  deklariert.  Bewirkungsurteil  ist  das  Urteil,  welches 
den  bestehenden  Rechtszustand  verändert,  z.  B.  die  Scheidung  einer  Ehe 
oder  die  Aufhebtmg  einer  Gütergemeinschaft  oder  die  Auflösung  einer 
Gesellschaft,  verfugt  Das  das  Rechtsschutzbegehren  abweisende  Urteil 
ist  in  seiner  Tragweite  verschieden,  je  nachdw  es  das  Begehren  des 
Reditsschutzes  wegem  dnes  Mangels  der  OrdnungsmSftigkeit  des  Be- 
gehrens, w^en  Mangds  des  Rechtsschutzbedürfniases  oder  wegen  Nichts 
bestehens  des  von  dem  Antrag  behaupteten  Rechtes  abweist;  nur  dem 
Urteile  der  letzten  Art  konunt  die  Bedeutung  einer  das  materielle  Recht 
des  Gesuchstellers  verneinenden  Entscheidung  zu. 

Das  Vollstreckungsverfahren  setzt  ein,  wenn  das  Rechtsschutz-  voiijtr*ckang»- 
bedürfhis  durch  das  Urteil  nicht  befriedigt  ist   Voüstredkt  kann  nur  ein 
Leistui^urteil  werden,  üsUs       Verurteilte  dem  Urteile  nicht  freiwilUg 
nachkommt    Feststellungsurteile  und  Bewirkungsurteile  sind  nicht  voUf 
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streckbar.  Übrigens  kann  der  Anspruch  auf  Rechtsschutz  durch  Voll- 
streckung nicht  bloß  durch  Urteil,  sondern  auch  durch  Vertrag  begründet 
werden.  Es  gibt  gerichüidk  oder  notartdl  beiukimdete  Vertrigef  die 
^em  Gläubiger  den  Aiupnich  auf  sofortige,  nicht  durch  vorherige  Ver* 
urteilung  des  Schuldners  bedingte  Vollstreckung  gewähren. 
SdtodiüHkkie.  Das  Erkenntnis  verfahren  kann  durch  rechtsgeschäftliche  Bestimmung", 
insbesondere  durch  Schiedsvertrag,  einem  Schiedsgerichte  zugewiesen 
werden;  dadurch  wird  das  Erkenntnisverfahren  vor  den  staatlichen  Ge- 
richten ausgeschlossen.  Die  Vollstreckungstätigkeit  steht  auch  in  einem 
scdchen  Falle  den  staatUchen  Organen  zu. 

n.  Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Prozeßrechts.  Das 
deutsche  Prozeßrecht  der  Geg"cnwart,  das  der  folgenden  Darstellung  zu- 
grunde liegt,  ist  das  Ergebnis  einer  Entwickelung,  an  der  altgermanisches 
Recht,  römisch -kanonisches  Recht  und  französisches  Recht  beteiligt  sind. 
Rsmitrh-  Bei  der  Rezeption  des  römischen  und  des  kanonischen  Rechtes  wurde 
FroiBA^elbt  FrozeBrecht  in  Deutschland  eingefahrt,  das  adi  teils  auf  Grund 

der  justinianischen  Gesetze,  teils  auf  Grund  pipstiicher  Dekrete  mit 
gewohnheitsrechtlichen  Modifikationen  in  Italien  ausgebildet  hatte.  Das 
fremde  Prozeßrecht  verdrängte  aber  das  germanische  Verfahren  erst  all- 
mählich und  nicht  ohne  daß  einzelne  Elemente  dieses  Verfahrens  in  das 
Gemeine»  sog.  gemeinrechtliche  Verfahren  eindrangen.  Dieses  gemeine  deutsche 
i>ii^lMko^t  übrigens  in  Deutschland  nur  so  weit,  als  nicht  partikuläres 

Recht  bestand.  Schon  im  17.  Jahzhundert  wurden,  insbesondere  in  den 
Landern  des  sächsischen  Rechtes,  zahlreiche  Partikulargesetse  erlassen, 
hinter  denen  das  gemeine  Recht  zurücktrat.  Reicbsgesetze  über  Prozeß- 
recht ergingen  bloß  in  bezug  auf  das  Verfahren  vor  dem  Reichs-  und 
Kammergericht.  Keines  dieser  Reichsgesetze  enthält  eine  \ollständige 
Prozeßordnung;  sie  traten  vielmehr  alle  nur  ergänzend  und  modifizierend 
zu  dem  rezipierten  fremden  Rechte  hinzu.  Für  das  Verfahren  vor  den 
Teiritorialge  richten  wurden  die  iür  das  Reichs-  und  Kammergeridit  er- 
lassenen Gesetze  dadurch  bedeutsam,  daß  in  verschiedenen  Reichs- 
abschieden die  Reichsstande  angewiesen  wurden,  das  Ver&hren  bei  den 
ihnen  unterstellten  Gerichten  nach  dem  Muster  des  Kammeiigerichts- 
prozesses  einzurichten. 
PuiikaUr-  Von  den  partikulären  Prozeßordnungen  des  18.  Jahrhunderts  sind 
hervorzuheben  der  Codex  juris  Bavarici  judiciarii  von  1750,  die  Öster- 
reichische allgemeine  Gerichtsordnung  von  1781  und  die  Allgfemeine 
Gerichtsordnung  fOr  die  preußischen  Staaten  vaa  1793.  Während  das 
bayerische  und  das  österreichische  Gesetz  sich  im  wesentlichen  an  das 
gemeine  Recht  anschlössen,  ist  die  preußische  Prozeßordnung  stark  durch 
das  zu  jener  Zeit  in  Ansehen  stehende  Naturrecht  beeinflußt. 

Sehr   zahlreich   sind    die   im    19.  Jahrhundert    erlassenen  deutschen 
Prozeßgesetze.  Die  wichtigsten  sind  die  Hannoversche  allgemeine  bürger- 
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liehe  Prozeßordnung-  von  1850,  die  Zivilprozeßordnung  für  die  freie  und 
Hansestadt  Lübeck  von  1862,  die  Württembergische  Zivilprozeßordnung 
y<m  1868  und  die  Bayerisdie  FtozeBordnuag  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten von  1869. 

J>ie  im  19.  Jahiiiundert  in  Deutschland  entstandenen  Partikularrechte 
Stehen  alle  mehr  oder  weniger  imter  dem  Einflüsse  des  französischen 
Prozeßgesetzes  (codo  de  proc^dure  civile)  vom  Jahre  1806.  Dieses  Gesetz- 
buch war  in  den  deutschen  Ländern,  welche  zur  Zeit  Napoleons  dem 
französischen  Reiche  angegliedert  worden  waren,  eingefiilirt  worden  und 
"war  in  den  Itnksifaeiniscfaen  Territorien  auch  nach  deren  Lostrennung  von 
Frankreich  in  Geltung  geblieben.  Die  Anlehnung  an  das  franzoäsche 
Prosefigesetz,  das  auch  für  die  Proseflgesetze  versduedener  sdiwdzer 
Kantone,  Belgiens  imd  Italiens  vorbildlich  geworden  ist,  bedeutete  fOr 
Deutschland  zwar  einen  Bruch  mit  der  bisherigen  Entwickelung^,  aber 
auch  in  manchen  Punkten  eine  Rückkehr  zum  germanischen  Recht  und 
jedenfalls  eine  sehr  wesentliche  Verbesserung  des  Rechtszustandes  im 
Veri^eiche  mit  dem  gemeinen  deutschen  Redit 

Sinheit  auf  dem  Grebiete  des  Proze£redits  wurde  ßae  Deutschland  tuukB-zM^ 
geschaffen  durch  die  am  i.  Oktober  1879  m.  Crehung  getretene  Zivil-  v"^^'"^ 
Prozeßordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom  30.  Januar  1877.  Die  Vor^ 
arbeiten  zur  Vereinheitlichung  des  deutschen  Prozeßrechts  begannen  unter 
den  Auspizien  des  Deutschen  Bundestags  im  Jahre  1862.  Bei  den  Vor- 
arbeiten wurden  das  französische  Recht  und  die  Partikulargesetze  heran- 
gezogen; insbesondere  gleite  die  Hannoversdie  ProzeBordnung  von  1850 
eine  dnflufireiche  Rolle.  Auf  diese  Weise  ist  das  französische  PtozeBgesetz 
auch  für  die  deutsche  Prozeßordnung  in  vielen  Dbgen  vorbildlich  geworden* 

Aus  Anlaß  der  Einfuhrung  des  Kitgedichen  Gresetzbuchs  für  das 
Deutsche  Reich  wurde  die  Prozeßordnung  von  1877  einer  Umarbeitung 
unterzogen.  Ihre  neue  Fassung  beruht  auf  dem  Gesetze  vom  17.  Mai  i8g8. 
Die  neue  Redaktion  wurde  durch  Bekanntmacliung  vom  20.  Mai  I898 
veröffentlicht.  Die  neue  Fassui^  ist  am  i.  Januar  1900  in  Geltung  ge- 
treten. Seitdem  sind  einige,  die  Reditsmittel  der  Revision  und  der  Be- 
schwerde betreffende  Änderungen  durdi  das  Reich^[esetz  vom  5.  Juni  1905 
eingeführt  word^ 

Als  Ergänzungsgesetre  zur  Zivilprozeßordnung  kommen  in  Bftracht 
das  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  27.  Januar  1877,  die  Konkursorcinung 
vom  io.Februar  1877  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898 
und  das  Gesetz  über  die  Zwangsversteigenmg  und  Zwangsverwaltung  v<Hn 
S4.Marz  1897. 

System  des  Zivilprozefsrechts. 

T.  Dip  Gprichte.   Die  Gerichte  zerfallen  in  die  ordentlichen  und  die  ordntudw 
besoüd  r  II  Grerichte.  Ordentliche  Gerichte  ?5ind  in  Deutschland  die  Amts- '••*'**^ 
gerichtc,  die  Landgerichte,  die  Oberlandesgerichte,  das  Reichsgericht  und 
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das  in  gewissen  Prozessen  an  dessen  Stelle  tretende  bayerische  oberste 
Landesgericht.  Innerhalb  der  Landgerichte  können  für  Handelssachen 
besondere  Abteilungen  (Kammern  für  Handelssachen)  errichtet  werden. 
Als  besondere  Gerichte  sind  durch  Reichsgesetze  die  Gewerbegnichte 
und  die  Kaufinannsgerichte  eingeführt  Durch  Lande^^esets  kdnnen  noch 
andere  besondere  Grerichte  für  StrriiigkeitMi  gewisser  Art  eiricht^  werden 
(Ger.  Verf.  Ges.  §  14). 

Von  den  ordentlichen  Gerichten  sind  die  Amtsgerichte  als  Einzel- 
gerichte, alle  anderen  als  Kollegialge  richte  organisiert  Das  Kollegium 
besteht  bei  den  Landgerichten  aus  drei,  bei  den  Oberlandesgerichten  aus 
fünf,  dem  Reichsgericht  aus  sieben  Ridrtera.  Die  Kanuaem  fSr 
Handdssachen  and  mit  einem  recfatsgdehrten  Richter  und  zwei  Laien^ 
richten!  besetzt;  die  anderen  ordentlichen  Gerichte  mit  rechtsgelehrten 
Richtern,  die  die  Befähigung  rum  Richteramt  durch  Erfüllung  gcwnsscr 
Vorbedingungen  erlangt  haben.  Die  Gewerbegerichte  und  die  Kaufmanns- 
gerichte entscheiden  regelmäßig  in  der  Besetzung  von  drei  Mitgliedern. 
Der  Vorsitzende  des  Gewerbegerichts  kann,  der  des  Kau£aiannsgerichts 
Söll  ein  Rechtaücundiger  sein;  die  B^itrar  sind  Laienriditer,  und  swar  bei 
den  Gewerbegerichten  Arb^tgeber  und  Arbmter,  bei  den  Kaufinanns- 
gerichten  Kaufleute  imd  Handlungsgehilfen  je  zu  gleichen  Tdlen. 

Hilfsbeamte  der  Gerichte  sind  die  Gerichtsschreiber,  die  Gerichts- 
vollzieher und  der  Staatsanwalt.  Die  aus  dem  französischen  Gesetz 
herübergenommenen  Gerichtsvollzieher  haben  die  Zustellungen  und  ge- 
wisse Vollstreckimgshandlungen  zu  besorgen.  Der  Staatsanwalt  wird  zum 
Eheprozesse,  zum  Klindschaftqirozeß  und  zum  Entmündigungsverfahren 
beigezogen. 

ZaMtadigkA  Welches  Gericht  im  einzelnen  Falle  zur  Gewcährung  des  Rechtsschutzes 
berufen  ist,  wird  durch  die  Vorschriften  über  die  Zuständigkeit  bestimmt. 
Man  unterscheidet  Vorschriften  über  die  saclüiche  und  solche  über  die 
örtliche  Zuständigkeit  oder  den  Gerichtsstand.  Aus  den  Vorschriften  über 
die  sachliche  Zuständigkeit  ist  zu  entnehmen,  welche  Art  von  Gerichten 
(Amtsgericht,  Landgericht,  Oberiandesgeridit  usw.)  zur  Rechtsprechung 
für  gewisse  Prozesse  oder  FtozeAabsduiitte  berufen  ist;  aus  den  Vor- 
schriften über  den  Gerichtsstand,  welches  von  mehreren  Gerichten  der 
gleichen  Art  im  einzelnen  Falle  anzugehen  ist.  Die  sachliche  Zuständigkeit 
der  ersten  Instanz  ist  zwischen  den  Amtsgerichten  und  den  Landgerichten 
geteilt  Die  Zuständigkeit  in  zweiter  Instanz  kommt  den  Landgerichten 
und  den  Oberlandesgerichten  zu,  je  nachdem  erste  Instanz  ein  Amts-  oder 
ein  Landgericht  war.  Zustan^g  in  dritter  Instanz  sind  die  Oberlandes* 
OaHeiiinciad«.  gerichtc  Und  das  Reiclisgericht.  Der  allgemeine  Gerichtsstand  bemiftt  nch 
nach  dem  Wohnsitze  des  Beklagten  und,  wenn  dieser  wohnsitzlos  ist,  nach 
seinem  Aufenthalt,  eventuell  nach  seinem  letzten  Wohnsitz  im  Deutschen 
Keiciio.  Außer  dem  allgemeinen  Gerichtsstande  gibt  es  für  Ansprüche 
gewisser  Art  besondere  Gerichtsstände,  die  entweder  mit  dem  allgemeinen 
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Gerichtsstande  konkurrieren  oder  diesen  ausschließen.  Besondere  Geri«  lu  - 
stände  sind  z.  B.  der  Gerichtsstand  des  dauernden  Aufenthalts  für 
vennögensrechtliche  Ansprüche,  der  Gerichtsstand  des  Vermögens  für 
vflnnSgWMfeditliche  Klagen  gegen  Penonen»  die  im  Ldand  keinen  Wohn* 
sits  haben,  der  Gerichtastaad  der  bd^fenen  Sache  für  Froz^e  über 
Rechte  und  Besitz  an  Grundstücken,  der  Gerichtsstand  der  Erbschaft  für 
Prozesse  über  Erbrecht,  Vermächtnisse  und  Nachlaßverbindlichkeiten,  der 
Gerichtsstand  des  Erfiillung-sortes  für  Vertragsklagen  usw.  Unter  mehreren 
zuständigen  Gerichten  hat  der  Kläger  die  Wahl.  Die  Vorschriften  über 
die  Zuständigkeit  der  ersten  Instanz  können  durch  Vereinbarung  um- 
gangen werden,  sowmt  nicht  eine  aiuachUeAUche  Zustindigkeit  angeordnet 
ist  Der  Vereinbarung  steht  die  Zulassung  des  Beklagten  auf  die  bei 
einem  unzustSmUgen  Gericht  eriiobene  Klage  g^ch. 

TT.  Die  Parteien.  Partei  ist  derjenige,  welcher  den  Rechtsschutz 
verlangt  und  derjenige,  gegen  welchen  der  Rechtsschutz  verlangt  wird. 
Das  HechtBschattbegdhren  kann  Ytm  mdireren  Personen  oder  gegen 
mehrere  Pexsooen  eihoben  werden,  wenn  unter  den  Mehreren  ehie  Kedits- 
gemeinsdialt  besteht  oder  ihre  Berechtigung  oder  Verpflidituog  aus  drai- 
selbmi  Grunde  herrührt  Die  mehreren  auf  einer  Pazteiseiite  stehenden 
Personen  heißt  man  Streitgenossen. 

Partei  kann  sein,  wer  rechtsfähig  ist,  also  auch  die  juristischen  PuteifiUncMt. 
Personen  und  die  sonstigen  Personenverbände,  denen  die  Rechtsfähigkeit 
sokommt.  Zur  Unterst&tzung  einer  Partei  kann  ein  Dritter  als  Neben^ 
intenrenient  dem  Prosesse  bdtreten,  vrexm.  er  an  dem  Siege  einer  Partei 
dn  rechtliches  Interesse  hat  Eine  Partei  kann  den  Dfittmi  durch  Streik 
verkündung  zur  Nebenintervention  auffordern. 

Von  der  Parteifahigkeit  zu  unterscheiden  ist  die  Prozeßflihigkeit  Sie  PraMMOigiMi. 
besteht  in  der  Fälligkeit,  prozessualische  Handlungen  selb<^t  oder  durch 
einen  Bevollmächtigten  vorzimehmen  und  entgegenzunehmen.  Die 
Proseflfihigkeit  kommt  regelmäßig  nur  denjenigen  Personen  zu,  welche 
auch  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Rechtes  voUkommen  gesdiäftsfShig 
sind;  sie  fehlt  denjenigen,  w^che  geschäftsonfShig  oder  in  der  Geschäfts* 
fahigkeit  beschrSakt  sind,  also  den  Mindeijihrigen,  den  Entmün^gten,  den 
unter  vorlnufit^fe  Vormundschaft  gestellten,  sowie  nicht  bloß  vorübergehend 
geistig  gestörten  Personen.  Ausnahmsweise  sind  Personen,  die  in  der 
Geschäftsfähigkeit  beschränkt  sind,  gleichwohl  prozeßfähig,  nämlich  in 
Ehesachen  und  in  Kindsdiaftsproseasen.  Für  die  prozefiunßhtge  Pttrtet 
hat  ihr  gesetdidier  Vertreter  (der  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt,  der 
Vormund  oder  Pfleger)  die  Prozeßhandlungen  vorcunehmcn. 

ProzeAföhig  sind  auch  die  juristischen  Personen;  sie  können  Prozeß- 
handlungen durch  dip  zu  ihrer  Vertretung  berufenen  Organe  vornehmen. 

Die  prozeüfalnge  Partei  und    der  gesetzliche  Vertreter  einer  prozeß-  iVozrabevaU 
unfähigen  Partei  kann  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen; 


Digitized  by  Google 


i68 


Lothar  von  Seuffert:  ZivilprozeßrechL 


die  Handlungen  des  Bevollmächtigten  gelten  als  Handlungen  der  Partei 
oder  des  gesetzlichen  Vertreters.  Bevollmächtigter  kann  nur  sein,  wer 
Anwaitiiwaag.  sclbst  prozefifähig  ist  Weil  eine  sachgemäße,  den  Interessen  der  Parteien 
Rechnung'  tragende  Brozeflfuhnmg  nur  von  Rechtaknodigea  zu  erwarten 
ist»  haben  nach  dem  Vorbilde  des  firanzosischea  Geaetzes  zahlreiche  neuere 
Gesetzgebungen,  ao  auch  die  deutsche  Zivilpfozeßordnungf  for  das  Ver- 
fahren vor  den  Kollegialgerichten  den  Anwaltszwang  eingefOhrt,  d.  L  die 
Notwendigkeit,  sich  durch  einen  bei  dem  Prozeßgerichte  zugelassenen 
Anwalt  in  der  Prozeßführung  vertreten  zu  lassen  (Anwaltsprozeß).  Nur 
für  einzelne  Akte,  nämlich  für  das  Verfahren  vor  einem  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter,  sowie  für  Handlungen,  die  vor  dem  Grerichtsschrdb» 
vorgenommen  werd«i  können,  besteht  auch  innerhalb  des  Anwaltq)iozesses 
kein  Anwaltszwang.  Um  ein»  unvermögenden  Partei  ^e  Fxozefiliihrung 
nicht  zu  verschränken,  wird  ihr  im  Anwalt^rozeB  dn  Anwalt  zu  vodäufig 
unentgeltlicher  Wahrung  ihrer  Rechte  beigeordnet. 

Soweit  eine  Vertretung  durch  Anwälte  nicht  geboten  ist  (Partei- 
prozeß), kann  jede  Partei  in  der  mündlichen  Verhandlung  einen  Beistand 
zmdehen. 


c«,rn»tz  vr,„       HL  Die  Verhandlungsmaxime.   Der  Art  der  Rechte,  über  deren 

\crhMdiain^  Sßjjyjj  im  Zivilprozesse  zu  verhandeln  und  zu  entscheiden  ist,  entspridit 
OffifiiiBMiiiinft.  der  Grundsatz,  daß  das  Gericht  nur  auf  Ansuchen  einer  Partei  in  Tätig- 
keit tritt  und  daß  auch  die  Beschaffung  der  Urteilsunterlagen  durch 
Anträge,  Angabe  der  sie  begründenden  Kechts Verhältnisse  und  Tatsachen 
sowie  die  Bezeichnung  der  dafür  vorhandenen  Beweismittel  den  Parteien 
überlassen  wird.  Im  Gegensatz  zur  Verhandlui^ismaxime  stdit  das  im 
Strafyrozease  geltende  Inquisitionsprinnp  oder  die  Offizialmazime,  wonach 
das  Gericht  von  Amts  wegen  die  Urteilsunterlagcn  und  die  Beweise  zu 
beschaffen  hat  Für  den  Zivilprozeß  ist  ein  inquisitorisches  Verfahren  nicht 
passend.  Einmal  deswegen,  weil  die  Rechte,  über  die  im  Zivilprozesse 
zu  verhandeln  ist,  zum  weitaus  größten  Teile  solche  sind,  über  die  die 
Parteien  frei  verfugen  können;  sodann  deswegen,  weil  die  Ofifizialtätigkeit 
des  Gerichts  zu  einer  unzweckmäßigen  Bevonnundung  der  Partien  führen 
würde;  endlich  deswegen,  w^  das  Interesse  an  einem  ihr  günstigen  Aus> 
gange  des  Prozesses  einen  genügenden  Antrieb  dafür  bildet,  daß  jede 
Partei  dem  Gerichte  alles  unterbreiten  v/ird,  was  zu  ihren  Gunsten  spricht, 
und  daß  sie  auch  bestrebt  sein  wird,  ilire  beweisbedüritigen  Behauptungen 
durch  Angabe  der  Beweismittel  zu  erhärten. 

Der  imter  der  Herrschaft  der  Veifaandlungsmaxime  stehende  Prozefi 
gestaltet  dch  zu  einem  Kampfe  der  Partien  um  das  Recht,  in  dem  jede 
Part«  ihre  AngriflSi-  und  Verteidigungsmittel  zu  beschaffen  hat  Daher 
muft  jeder  Partei  Gelegenheit  gegeben  werd«i,  ihre  Angriffs-  und  Ver- 
teidigungsmittel vor  dem  Gerichte  geltend  zu  machen  (Gebot  des  wechsel- 
seitigen Grehörs). 
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Des  weiteren  tritt  die  Verhandlungsniaxime  in  folg-enden  Regeln  zutage: 

Der  Rechtsschutz  wird  nur  auf  Verlangen  der  Partei  gewährt    Wo  y^^J^^^,,^ 
kein  Klager  ist,  da  ist  kein  Richter.  Das  gilt  sowolü  für  das  Erkenntnis-^  oMudm«. 
wie  Bat  das  VoUstreckungsverfabren.  I^mtnt  der  Kläger  die  Klage  zurück, 
80  wird  kein  Urteil  über  das  bdiauptele  Redit  gefillt 

Die  Anträge  der  Parteien  sind  für  den  Inhalt  und  den  Umfiuig  des 
Urteils  maßgebend.  Das  Gericht  darf  dem  Kläger  nichts  zuerkennen,  was 
dieser  nicht  verlangt  hat  Wird  ein  Urteil  durch  Rechtsmittel  angefochten, 
so  beschränkt  sich  die  Kognition  des  Rechtsmittelgerichts  auf  die  Partei- 
anträge; das  Gericht  darf  das  Urteil  nur  insoweit  aufheben  oder  abändern, 
als  dies  von  einer  Partei  beantragt  ist 

Die  von  den  Partien  voigebcaditen  AngriflSa-  und  Veiteidigungsmittel 
bilden  die  ausschließliche  Unterlage  der  getichlUclieii  Entscheidung.  Das 
Gericht  darf  keine  Tatsache  berücksichtigen,  die  von  den  Parteien  nicht 
vorgebracht  sind. 

Das  Gericht  darf  nur  Beweise  erheben  über  Tatsachen,  die  von  dem 
Gegner  bestritten  sind.  Es  darf  nur  solche  Beweise  aufnehmen,  die  von 
den  Parteien  beseicbnet  «nd.  Eine  Ausnahme  gilt  in  Ansehung  des  Be- 
weises durch  Augenschein  und  durch  Sachverstandige;  solchen  Beweis 
kann  das  Gericht  auch  von  Amts  wegen  erheben. 

Erklart  der  Beklagte  dem  Gerichte,  daß  er  den  vom  Kläger  erhobenen 
Anspruch  als  zu  Recht  bestehend  anerkenne,  so  hat  das  Gericht  nicht  zu 
prüfen,  ob  dieser  Anspruch  wirküch  zu  Recht  bestehe,  sondern  es  hat  auf 
Grund  des  Anerkenntnisses  nach  dem  Antrage  des  Klagers  2u  erkennen. 

Ebenso  hat  das  Gericht  si^^unsten  des  Beklagten  su  erkennen,  wenn 
der  Kläger  vor  Gericht  auf  den  erhobenen  Anspruch  verzichteL 

Mit  der  Verhandlungsmaxime  ist  es  nicht  unvereinbar,  dafi  das 
Gericht  durch  Fragen  die  Parteien  zu  Behauptungen  und  ru  Beweis- 
anerbietungen  veranlaßt. 

Wesentliche  Modifikationen  in  der  Richtung  zur  Qffizialmaxime  erleidet 
das  Verhandlungsprinzip  im  Eheprozefl,  bn  KindschaftqproseA  und  im  y^^^^^^ 
Entmündigungsprosesse.  Nicht  bloß  kann  in  solchen  Pft>zessen  der  Staats-  mtom», 
anwalt  mit  Antragen,  Behauptungen  und  Bewdsfühnu^fen  eingreifen, 
sondern  auch  dem  Gerichte  selbst  stehen  derartige  Beflignisse  zu.  Der 
Grrund  zu  diesen  Modifikationen  besteht  darin,  daß  der  Streitgegenstand 
dieser  Prozesse  nicht  zur  Verfugung  der  Parteien  steht 

Die  Rechtsnormen,  welche  auf  das  von  den  Parteien  unterbreitete  jm  Dorit  curia. 
Tatsachenmaterial  anzuwenden  sind,  brauchen  die  Parteien  nicht  zu  be- 
seichnen;  die  Kenntnis  und  eventuell  die  Erforschung  der  anzuwendenden 
Rechtsnonnen  ist  Sache  des  Gerichts.  Dies  gilt  auch  in  Ansehung  des 
etwa  anzuwendenden  ausländischen  Rechtes.  Eine  die  Offizialtätigkeit 
unterstützende  Parteitati gkeit  zvun  Zwecke  der  Ermittelung  der  Rechts- 
normen ist  insoweit  nicht  ausgeschlossen,  als  es  sich  um  ausländisches 
Recht  oder  um  inlandisches  Gewohnheits-  oder  Statutarrechi  liaxideit. 
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IV.  Der  Rej^^inn  des  Prozesses.  Der  Prozeß  beginnt  mit  einer 
Partpihfindkiiig,  in  der  der  Rechtsschutz  verlangt  wird.  Diese  Partei- 
handlung heißt  im  ordentlichen  Verfahren,  im  Urkunden-  und  Wechsel- 
prozefi,  im  £he>  und  im  KindschAft^rocesse  Klage,  im  Malmverfiahren,  im 
Arrest-  und  Verfugimgsprozesse  Gesuch. 
Kbitfem.  Die  Klage  besteht  in  einem  Schfiftsatc  Im  Anwalt^upozesse  mu6 
dieser  Schriftsatz  von  einem  An  walte  gefertigt  sein;  im  Parteiprozesse 
kann  er  von  der  Partei  selbst  angefertigt  oder  dadurch  hergestellt  werden, 
daß  die  Partei  die  Klage  durch  den  Gerichtsschreiber  protokoUieren  läßt 
In  dem  Schhitsatze  sind  das  angegangene  Gericht  und  die  Parteien  zu 
bezeiclmen.  Der  Sdviftsatz  muft  einen  AatnLg  und  ^  Begründung  des 
Antrages  enthatten.  Li  dem  Antrage  mufi  gesagt  werden,  welches  Urteil 
der  Kläger  vedangt  Je  nach  der  Ar  tdes  begehrten  Urtdles  (s.  o,  S.  163) 
ist  die  Klage  eine  Leistungsklage,  eine  Feststdlungsldage  oder  eine  Be- 
wirkungsklage.  In  der  Begründung  muß  gesagt  sein,  worauf  sich  die 
Klage  stützt  Endlich  muß  die  Klage  die  Ladung  zur  mündlichen  Ver- 
handlung enthalten.  Daher  ist  die  Klageschrift  zur  Terminsbestimmung 
bei  Gericht  einzureichen. 

Ist  der  Termin  bestimmt,  so  ist  die  Klage  auf  Betreiben  des  Klägers 
dem  Beklagten  nuEUStdlen.  Durch  diese  Zustellung,  nicht  schon  mit  der 
£inreichung  bei  Gericht,  wird  die  Klage  erhoben. 

Nicht  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes,  sondern  durch  mündhchen 
Vortrag  im  Verhandlungstermine  wird  die  Widerklage,  d.  i.  eine  Klage 
des  Beklagten  gegen  den  Kläger,  erhoben.  Die  Zulässigkeit  einer  Wider- 
klage hängt  davim  ab,  daß  zwischen  der  Klage  und  der  Widerklage  ein 
rechtlicher  Zusammenhang  besteht  und  daß  nicht  für  die  WtderkUge  die 
ausBchlieBliche  ZiMtSadigkeit  eines  andwen  Geridits  b^rundet  ist 

Auch  sonstige  Klagen,  die  im  Laufe  eines  anhängigen  Prozesses  als 
Erweiterungen  der  Klage  oder  als  Änderungen  der  ursprünglichen  Kl^e 
vorgebracht  werden,  werden  durch  mündlichen  Vortrag  erhoben. 
Kecbu-  Mit  Erhebung  der  Klage  tritt  die  Rechtshängigkeit  des  geltend  ge- 
machten  Anspruchs  ein.  IMe  Rechtshängigkeit  hat  materiellrechtliche  und 
prozeftrechtliche  Folgen.  Materiellrechtlicfae  Wirkungen  sind  insbesondere 
die  Unteibrechung  der  Verjllirung  und  der  Enitim^,  die  Steigerung  der 
VerantwortUchkeit  des  Beklagten  f&r  den  Untergang  und  die  Schädigung 
der  herauszugebenden  Sache,  ein  Anwachsen  der  Haftung  des  Beklagten 
für  Früchte  und  Nutzungen  der  Hauptsache  sowie  die  Vererblichkeit  ge- 
wisser sonst  nicht  vererblicher  Ansprüche,  z.  B.  des  Anspruchs  auf  Ersatz 
eines  Schadens,  der  nicht  das  Vermögen  betrifft  '  Prozeßrechtliche 
Wirkungen  sind  die  Einrede  der  Rechtstiängigkeit,  mit  welcher  jede  der 
Parteien  einem  Versuche,  dieselbe  Sache  noch  einmal  rechtshängig  m 
machen,  entgegentreten  kann,  die  Fixierung  der  zur  Zeit  der  Klageerhebung 
vorhandenen  Zuständigkeit  des  Gerichts,  da.s  (allerdings  nicht  unbedingte) 
Verbot,  die  Klage  ohne  Zustimmung  des  Beklagten  zu  ändern,  und  die 
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Einflußlosigkeit  einer  nach  Eintritt  der  Rechtshängigkeit  erfolgten  Über- 
tragung des  erhobenen  Anspruchs  sowie  einer  Veräuäerung  der  in  Streit 
befangenen  Sache  auf  den  Fortgang  des  Proxessea. 

V.  Die  Verhandlung'.   Auf  die  Klage  folgt  im  modernen  Proceß  Munducbe 
eine  mündliche  Verhandlung  der  Parteien  vor  dem  erkennenden  Gericht.  ^•'*"*'""«' 
Die  Parteien  haben  ihre  Ancrnffs-  und  VerteidigTingsmittel  dem  Gerichte 
mündlich  vorzutragen.    Auf  Grund  des  mündlichen  Vortrags  der  Parteien 
hat  das  Gericht  zu  entscheiden. 

Die  mündliche  Verhandlung»  die  sowohl  im  germanischeo»  wie  in  dem 
in  Deutschland  reai^erten  rdmiscMcanomschen  Prozesse  statt&ndf  war  in 
dem  froheren  gemeinen  deutschen  FroxeB  und  in  deutschen  Partikular* 
rechten,  wenn  auch  nicht  allgemein,  so  doch  zumeist  verdrangt  worden 
durch  ein  schriftliches  Verfahren.  In  diesem  Verfahren  gaben  die  Parteien 
ihre  Erklärimgen  in  Schriftsätzen  ab,  die  sie  bei  dem  Gericht  einreichten. 
Das  Gericht  leitete  den  Schriften  Wechsel,  indem  es  zur  Einreichung  der 
Schriftsätze  Termine  oder  Fristen  bestimmte,  bis  nach  Ansicht  des  Gerichts 
die  Sache  genügend  erörtert  war.  Die  von  cnner  Partd  eingereichten 
Schriftsätze  wurden  der  Gegenpartei  in  Abschrift  mitgeteilt  Auf  Grund 
der  aus  den  Urscluiften  gebildeten  Gerichtsakten  wurde  die  Entscheidung 
gefallt  In  allen  ?^pit  d^r  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  erlassenen 
Prozeßgeset;:en  wurde  diese  Art  des  Verfahrens  aufgegeben  und  die 
mündliche  Verhandlung  der  Parteien  wieder  eingeführt  Für  diesen  Um- 
schwung war  das  Vorbild  des  französischen  Prozesses  bedeutsam. 

Die  Vorteile  der  mündlichen  Verhandlung  im  Vergleiche  zu  dem  schrift- 
^chen  Vei£fduen  sind  unveriLennbar.  Die  mfindliche  Veriiandlung  bringt 
das  Grericht  in  unmittelbare  Berührung  mit  den  Parteien  und  bietet  ihm 
die  Gelegenheit,  auf  die  Erklärungen  der  Parteien  in  dem  Sinne  ein- 
zuwirken, daß  sich  die  Erklärungen  auf  das  Wesentliche  kon.^i^ntrieren. 
Frivole  Behauptungen  und  Bestreitungen  können  in  einem  mündlichen 
Verfahren  leichter  zurückgedrängt  werden  als  in  einem  sdtfifffichen.  Auch 
bietet  das  mündlidie  Verfahren  die  Chance  rascherer  Erledigung  der 
Fresse. 

Übrigens  ist  der  Grundsatz  der  Mündlichkeit  nicht  ohne  Modifikationen 
durchgeführt.  Die  die  Instanz  einleitenden  Parteierklärungen  (Klage,  Be- 
rufung,  Revision,  Beschwerde)  sind  schriftlich  oder  zu  Protokoll  des  Ge- 
richtsschreibers abzugeben.  Im  Anwaltsprozeß  ist  für  die  Anträge  die 
Sdiriftform  vorgesehen.  Femer  k&men  im  Lauf  eines  Prozesses  ^t- 
scheidnngen  über  nebensächliche  Punlcte  gefällt  werden,  ohne  daB  mfindliche 
Verhandlui^  obligatorisdi  ist  In  Prozessm  über  die  Richtigkeit  von 
Rechnungen,  über  Vermögensauseinandersetzungen  und  ähnliche  Verhält- 
nisse kann  das  Landgericht  anordnen,  daß  die  mündliche  Verhandlung 
durch  ein  protokollarisches  Verfahren  vor  einem  Mitgliede  des  Kollegiums 
vorbereitet  werde,  üm  Überraschungen  in  der  Verhandlung  zu  vermeiden, 
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soll  im  Anwaltsprozesse  die  mündliche  Verhandlung  durch  unverbindliche 
Schriftsätze  vorbereitet  werden,  in  denen  sich  die  Parteien  mitteilen,  was 
sie  in  der  Verhandlung  vorzubringen  gedenken.  Die  Nichtbeachtung 
dieser  Vorsoltrift  Undert  abor  die  Parteien  nidtA,  ein  Angrifl^.  oder  Ver- 
teidifipingsiiiittd  geltend  su  macheni  das  nicht  vorher  angekündigt  war. 
Ln  Veiikhffen  vor  dein  Amtsgencht  ist  ein  voiberdtender  Schriftenwechsel 
nicht  verlangt,  aber  auch  nicht  ausgeschlossen. 

Zur  Beurkundung-  der  Vorgänge  in  der  mündlichen  Vorhandlungf 
dienen  das  Sitzungsprotokoll  und  die  Dai^tellung  des  Prozefigangs  (Tat- 
bestand) im  Urteile. 

OffmaeUMit       "Die  mSndliche  Verhandlung  vor  dem  eikennenden  Gericht  ist  in  der 
v«r)i^!Lif.  ^^8^^  Öffentlich.  Die  Öffentlichkeit  hat  aber  für  den  Zivilproxeft  nicht  die 
Bedeutung  wie  für  den  Strai^rozeA,  weü  die  privatrechtiichen  Angelegen- 
heiten, über  die  im  Zivilprozesse  zu  entscheiden  ist,  ilirer  größeren  Mehiv 

zahl  nach  für  das  Publikum  kein  Interesse  bieten. 
Eiabeit  der         Finden  in   einem  Prozesse  vor  JBrlassung  des  Urteils  mehrere  münd- 
v«r^Mi«-if . j^j, V'erhandlungeu  statt,  so  gelten  sie  als  eine  Verhandlung  in  dem 
Sinne,  daß  die  Parteien  bis  zum  Schlüsse  der  letzten  Verhandlung  immer 
noch  neue  Angrifis-  und  Verteidigungsmittel  vorbringen  können  (Einheit 
der  Verhandlung).  Aber  es  gibt  einzelne  Ausnahmen.  Ln  Verfohren  vor 
ProxeBWndernd«  den  Landgerichten  können  sog.  prozeßhindemde  Enreden,  soweit  sie  dem 
Einredea-     Verzicht  Unterliegen,   von   dem  Beklayien   nicht  mehr  geltend  gemacht 
werden,  nachdem  er  sich  auf  die  mündliche  Verhandlung  zur  Hauptsache 
eingelassen  hat     Prozeflhindemd  sind  gewisse  Verteidigungsbehelfe,  in 
denen  die  Klage  aus  prozeßrechtlichen  Gründen,  z.  B.  wegen  Unzuständig- 
keit des  GrerichtSi  wegen  Mangels  der  Ptozefiföhigkeit  oder  wegen  IMangds* 
einer  vom  Sllager  zu  leistenden  Kostenkaution,  beanstandet  idrd.  Prozeß- 
hindemd  werden  diese  Verteidigungsbehelfe  genannt,  weil  der  Beklagte, 
welcher  sich  in  dieser  "Weise  verteidigt,  die  Einlassung  zur  Hauptsache 
verweigern   kann,    bis   über   diese  Verteidigung   entschieden   ist  Eine 
weitere  Ausnahme  betrifft  die  Rüge  der  Verletzung  dispositiver  Prozeß- 
vorschriftea;  die  Möglichkeit,  eine  solche  Verletzung  zu  rügen,  wird  aus- 
geschlossen mit  dem  Schlüsse  des  ersten  Termins,  in  welchem  die  Fart« 
erschienen  war,  ohne  die  ihr  bekannte  oder  aus  Fahrlässigkeit  übersehene 
Verletzung  zu  rügen. 
Leitwi«  der         Die  mündliche  Verhandlung  steht  unter  der  Leitung  des  Vorsitzenden 
VwiMadiniig.  ^^^^         Gerichts.    Insbesondere  hiit  der  N'orsitzende  durch  entsprechende 
Fragen  auf  eine  erschöpfende  Verhandlung  hinzuwirken.     Das  Gericht 
kann  zur  Aufklärung  des  Sachverhältnisses  das  persönliche  £rsch«nen 
der  Parteien  anordnen;  Zwangsmittel,  um  die  Parteien  zum  Erscheinen 
zu  nötigen,  kann  das  Gericht  aber  nur  im  Eteprozeß  und  im  Kindachafts- 
prozeß  anwenden.    Werden  in  einem  Prozesse  mehrere  nicht  miteinander 
zusammenhängende  Anspriiche  gellend  gemacht,  so  kann  das  Gericht  die 
Verhandlung  in  getrennten  Prozessen  besclüießen.  Auch  der  Aulrechnungs- 
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einwand  kann  zur  getrennten  Verhandluiig  verwiesen  werden,  wenn  die 
Gegenüorderungr  mdbt  in  reditiichem  Zusammenhang'  mit  der  Forderung 
des  KUgiMS  stellt  Das  Gericht  kann  die  Beschrinkung'  der  Verhandlung 
auf  eines  von  mehreren  selbständigen  Angrriffis-  oder  Verteidigungsmttleln 

anordnen  und  durch  ein  Zwischenurteil  weiteres  Vorbringen  in  bezug  auf 
einzelne  Streitpunkte  abschneiden.  Anderseits  kann  das  Gericht  die 
Verbindung  mehrerer  bei  ihm  anhängiger  Prozesse  zur  gleichzeitigen  Ver- 
handlung anordnen. 

Die  Aussetzung  der  Verhandlung  kann  das  Gericht  besddießen,  wenn 
die  Entscheidung  von  dem  Bestehen  oder  Nichtbestehen  eines  Reditsver- 
hältnisses  abhängt,  welches  den  Gegenstand  eines  anderen  Rechtsstreites 
bildet  oder  von  einer  Venvaltung-sbehürde  festzustellen  ist  Auch  kann 
das  Gericht  von  Amts  wegen  oder  auf  Parteiantrag  die  Verhandlung  ver- 
tagen, d.  i.  den  Verhandlungstermin  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  verlegen. 
Daß  es  dem  von  einer  Partei  gestellten  Vertagimgsantrage  stattgeben 
muß,  wenn  der  Gegner  der  Vertagung  zustimmt,  entspricht  der  Verhand> 
lungsmaxime. 

Gewisse  Ereignisse  haben  die  Unterbrechung  des  Verfahrens  zur  Folge.  tTatcrbtechaaf 
Hervorzuheben  sind  der  Tod  einer  Partei,  die  Eröffnung  des  Konkurses 
Über  das  Vermögen  einer  Partei,  wenn  der  Prozeß  die  Konkursmasse  oder  vwbJmas. 
eine  Konkursfordening  betrifft,  der  Verlust  der  Prozeßfähigkeit  und  der 
Wegiäll  des  gesetzüchen  Vertreters  einer  Partei.  Ein  Anwallsprozeß  wird 
auch  dadurch  unterbrodien,  daß  der  von  einer  Partei  bestellte  Anwalt 
stirbt  oder  unf&hig  wird,  die  Vertretung  der  Partei  fortzuführen.  War  von 
der  v«storbenen  oder  prozeßunfahig  gewordenen  Partei  oder  von  dem 
früheren  gesetzlichen  Vertreter  ein  Prozeßbe\  oilmächtigter  bestellt,  so  tritt 
keine  Unterbrechung  ein,  aber  das  Gericht  muß  auf  Antrag  die  Aussetzung 
des  Verfahrens  besrhließen.  Unterbrechung  und  Aussetzung  dauern  bis 
zur  Aufnahme  des  Verfalu-ens  durch  die  Partei.  Die  Aufiiahme  gestaltet 
sidi  versdiieden  je  nach  dem  Anlasse  der  Unterbrechung^  oder  Aussetzung; 
Bis  zur  Beendigung  der  Unterbrechung  oder  Aussetzui^  können  keine 
Prozeßhandlungen  vorgenommen  werden.  Daher  wird  der  Lauf  der  zur 
Vornahme  solcher  Handlungen  bestimmten  Fristen  unterbrochen. 

Ein  Stillstand  des  Verfahrens  kann  auch  durch  Vereinbarung  der 
Parteien  sowie  dadurch  herbeigeführt  werden,  daß  beide  Parteien  in 
einem  Verliandlungstennine  nicht  erscheinen. 

VL  Der  Beweis.  Beweisen  heißt  Grunde  lur  oder  gegen  die  Richtig-  B«iNi*fthmg 

keit  einer  Behauptung  herbeischaffen.  Die  darauf  abzielende  Tätigkeit 
einer  Partei  heißt  Beweisführung,  die  des  Gerichts  Beweisaufnahme  oder 
Beweiserhebung. 

Es  entspricht  der  Vcrhandlungsmaxime  (s.  o.  S.  i68),  daß  die  von 
einer  Partei  dem  Gerichte  vorgetragenen  Tatsachenbehauptungen  erst  da- 
durch beweisbedfirftig  werden,  daß  der  Gegner  sie  bestreitet  Nur  soweit 
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die  Verhandlungsmaxime  durchbrochen  ist,  insbesondere  im  Eheprozeß,  im 
Kindschaftsprozeß  und  im  Entmündigungsverfahren,  bedürfen  auch  un- 
bestrittene Tatsachen  des  Beweises, 

Jede  Partei  kana  bis  zum  Schlüsse  der  mündlichen  Veriumdlung,  auf 
welclie  das  Urteil  ergelvt^  und  auch  noch  in  der  Berufungsinstanz  die  von 
dem  Gegner  aufgestellten  Tatsachenbehauptungen  durdi  Bestreiten  beweis- 
bedürftig machen.  Hat  jedoch  eine  Partei  vom  Gegner  aufg^estellte  Be- 
hauptungen nicht  bloß  nicht  bestritten,  sondern  durch  positive,  vor  Gericht 
abgegebene  Erklärung  als  richtig  anerkannt  (gerichtliches  Geständnis),  so 
kann  sie  das  Geständnis  nur  viderrufen,  wenn  sie  bewdst,  dafi  es  der 
Wahrheit  nicht  entspricht  und  durch  einen  Inrtum  veranlafit  war. 

NoMMife  Trots  der  Bestreitung  bedarf  eine  Tatsachenbehauptung  nicht  des  Be- 
weises, wenn  die  Tatsache  bei  dem  Gericht  offenkundig  (notorisch)  ist  Bei 
dem  Gericht  offenkundig'  ist  eine  Tatsache,  von  der  die  beteilip^ten  Richter 
selbst  Kenntnis  liaben,  falls  diese  Kenntnis  nicht  auf  privatem  Wissen, 
sondern  auf  amtlichen  Mitteilungen  oder  Wahrnehmungen  oder  darauf 
beruht,  daß  die  Tatsache  in  weiteren  Kreisen  allgemein  als  feststehend  gilt 

B««MiiiHt  Gehen  die  Angaben  der  Parteien  über  die  für  die  Entscheidung  er- 
heblichen Tatsachen  auseinander  und  tritt  daher  das  Bedüifiiis  der  Be» 
weisfuhrung  ein,  so  entst^t  die  Frage,  w^cfae  der  Parteien  die  Beweislast 
trifft.  Von  dieser  Frag-e  hängft  der  Ausgang  des  Prozesses  ab,  wenn 
we^en  Mangels  von  Reweis  nicht  fei>tgestellt  werden  kann,  welche  von 
den  divergierenden  Darstellungen  der  Parteien  die  richtige  ist;  denn  die 
Entscheidung  mufi  zu  ungtmsteu  der  Partei  fallen,  welche  für  ihre  Dar- 
stellung den  Beweis  zu  führen  gehabt  hätte,  aber  nicht  gefuhrt  hat  Es 
ist  davon  auszugehen,  daß  zunächst  der  Klager  als  diejenige  Partei,  wd,che 
für  ein  ihr  zustehendes  Recht  den  Rechtsschutz  begehrt,  die  Tatsachen 
zu  beweisen  hat,  von  deren  Vorhandensein  die  Vorschriften  des  materiellen 
Rechtes  die  Entstehuncf  des  subjektiven  Rechtes  abhängig-  machen.  Sache 
des  Beklagten  ist  es,  die  Tatsachen  zu  beweisen,  welche  das  für  den 
Kläger  entstandene  Recht  beendigen  oder  dessen  Ausübung  hemmen. 
Neben  dieser  allgemeinen  Regel  gibt  es  zahlreiche  Spezialvorschriften  über 
die  Verteilung  der  Beweislast  Solche  Vorschriften  nnd  teils  im  Prozeßgesetze, 
teils  in  den  Gesetzen  des  bürgerlichen  Rechtes  enthalten.  Das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  verfügt  in  zahlreichen  Stellen  über 
die  Beweislast,  indem  es  entweder  ausdrücklich  anordnet  oder  durch  die 
Fassung  seiner  Paragraphen  zu  erkemien  gibt,  wen  für  gewisse  Behaup- 
tungen die  Beweislast  trifft  Zu  den  Vorschriften  über  die  Beweislast  ge- 
hören auch  die  g^etzlichen  Vermutungen,  d.  s.  Vorschriften,  wonach  unter 
gewissen  Voraussetzungen  eine  Tatsache  bis  zum  Bewdse  des  Gegenteils 
als  festst^end  anzunehmen  ist  z.B.  die  Vermutung,  daß  ein  Verschollener, 
der  für  tot  erklärt  worden  ist,  in  dem  Zeitpunkte  g-pstorhen  sei,  welcher 
in  der  gerichtlichen  Todeserklärung  als  Zeitpunkt  des  Todes  ang-eg'eben 
ist  imd  daß  er  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  gelebt  habe.  Auch  die  zahlreichen 
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Aiislegungsregdn  des  Bürgetlichea  Geaetzbuchs  sind  för  die  Beweidast 
bedeutaank)  indem  sie  die  Bew^dest  deijenigea  Partei  zuwilien,  welche 
eine  andere  als  die  für  den  Zweifblsfall  angeordnete  Auslegung  einer 

rechtsgeschäiUichen  Bestimmung  vertritt 

Den  Beweis,  welchen  die  mit  der  Beweisführung  bela<^tete  Partei  rn  Bmrato 
führen  unternimmt,  heißt  man  Beweis  im  eng-crcn  Sinne,  während  der 
Beweis,  dessen  Führung  der  Gegner  imtemimmt,  Gegenbeweis  genannt  wird. 

Die  Beweisführung  kann  dirdtt  auf  die  Tatsache  gerichtet  sem,  mit 
der  die  Rechtswiikung  eintritt;  sie  kann  aber  auch  auf  eine  Tatsache  ge- 
riditet  aus  der  ein  Sdiloft  auf  die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  d^ 
rechtswiiksamen  Tatsache  gezogen  werden  kann;  in  diesem  Falle  spricht 
man  von  einem  indirekten  oder  Indizienbeweis. 

Soweit  die  Verhandlungsniaxime  gnlt,  hat  das  Gericht  nur  diejenigen 
Beweise  aufzunehmen,  welche  von  den  Parteien  beantragt  sind  (vgl.  o.  S.  169). 
In  Eheprozefl,  im  KindschaftsprozeA  und  im  ^tmflndigungsprozefi  kommen 
Ausnahmen  vor,  weU  hier  die  Verhandlungsmaxime  durdibrochen  ist 

Die  Atttretung  des  Beweises  und  des  Gegenbewdses  ist  mit  dem  B««eu- 
Vortrage  der  Tatsachenbehauptungen  und  der  Bestnritnngen  zu  verbinden 
(System  der  Beweisverbindung).  Nach  dfm  fnilioren  gemeinen  Prozeßrechte 
waren  die  BehauptUDg"en  und  Bestreitungen  euierseits  und  die  Antretung 
des  Beweises  anderseits  in  zwei  durch  das  Beweisurteii  getrennte  Pro- 
zeßabschmtte  verwiesen.  In  dem  ersten  Abschnitte  wurden  dieB^upttmgen 
und  Bestreitungen  vorgebracht  Ergab  sidi  hiernach  das  Bedürfiois  des 
Beweises»  so  erging  ein  BeweisurteU,  in  dem  das  Gericht  die  des  Beweis» 
bedürftigen  Tatsachen  bezeichnete  und  bestimmtSf  welche  Partei  sie  zu 
beweisen  habe.  Dieses  Urteil  war  für  das  Gericht  bindend,  das  Gericht 
mußte  auf  Grund  der  Tatsachenbehauptungen,  die  es  zum  Beweise  aus- 
gesetzt hatte,  die  Entscheidung  fallen.  Weil  das  Beweisurteil  die  bindende 
Unterlage  des  Endurteils  bildete,  konnte  es  wie  das  Endurteil  mit  Be- 
rufung angefoditen  werden.  War  das  Beweisurteil  rechtskräfUg,  so  fo^e 
im  zweiten  Abschnitte  des  Verfahrens  die  Antretung  des  Beweises  und 
des  etwaigen  Gegenbeweises  und  die  Aufnahme  des  Beweises.  Neue  Tat- 
sachenbehauptungen und  Bestreitungen  konnten  in  diesem  Abschnitte  des 
Prozesses  nicht  mehr  vorgebracht  werden,  es  sei  denn,  daß  trecr'^ii^  die  mit 
dem  Schlüsse  des  ersten  Abschnittes  eingetretene  Ausschließung  Wieder- 
einsetzung In  den  vorigen  Stand  wegen  eines  gesetzlichen  Grundes  erteilt 
wurde.  Die  meisten  neueren  Frozeßgesetze  haben  dieses  System  verlassen. 
Behaiq»tttngen  und  Bewdsführung  sind  nicht  mehr  in  getrennte  Abschnitte 
verwiesen,  sondern  sollen  miteinander  verbunden  werden. 

Können  die  von  Hon  Partr-ifMi  bezeichneten  Beweise  von  dem  Gericht 
ohne  weiteres  entgegengenommen  werden,  wie  das  z.  B.  bei  Vorlage  von 
Urkunden  der  Fall  ist,  so  bedarf  es  überhaupt  keiner  besonderen  Beweiü- 
anordnung.  Nur  wenn  zur  Beschämung  der  Beweise  eine  besondere  Tätig- 
keit des  Gerichts  erforderiich  ist,  wie  z.  B.  zur  Vernehmung  von  Zeugen, 
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B«*cübe*cUiiB.  ist  ein  Beweisbeschluß  zu  erlassen,  worin  die  Beweisaufnahme  angeordnet 
wird.  Dieser  Beschlufi  ist  für  das  Gericht  nicht  bindend,  das  Grericht  kann 
den  Beschlttfl  surficknehmeiif  es  mnft  niclit  die  Eatsdieidung  auf  Grund 
der  Tatsachen  lallen,  über  die  es  eine  Beweisanfiaalune  angeordnet  hat. 

Der  Beweisbeschluß  ist  kein  Hindernis  für  neues  Vorbringen  der  Parteien» 
Daher  kann  der  BeschluA  nicht  selbständig  durch  Rechtsmittel  angefochten 
werden. 

Bwnfe-         Für  die  Beweisaufnahme  gilt  der  Grundsatz  der  Unmittelbarkeit  Das 
"^"^^  erkennende  Gericht  soll  regelmäßig  die  Beweise  nicht  durch  ein  Gerichts« 
mitgUed  oder  ein  anderes  Gericht  aufaehmen  lassen,  sondern  soll  de  sdbst 
aufiiehmen,  insbesondere  2!eugen  und  Sachveistandige  selbst  verhören,  die 

Beweisurkunden  selbst  einsehen  und  die  Parteieide  selbst  abnehmra.  Die 
Unmittelbarkeit  bietet  den  Vorteil,  daß  das  Gericht,  welches  zu  erkennen 
hat,  die  Beweisaufnahme  besser  leiten  und  d^n-n  Ergebnisse,  insbesondere 
den  Wert  einer  Zeugenaussage  oder  eines  Gutachtens,  besser  beurteilen 
kann,  als  wenn  die  Beweisaufitahme  durch  ein  einzelnes  Grerichtsmitglied 
oder  ein  anderes  Geridit  besorgt  wird.  Freilich  läßt  sich  die  Unmittel- 
bariceit  nicht  ohne  Ausnahmen  durchfahren;  es  können  tatsachliche  Hlndei^ 
1  i  so  entgegenstehen.  Für  solche  Fälle  muß  dem  Prozeßgericht  die  Be- 
fugnis gewahrt  werden,  die  Beweisaufnahme  einem  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter  zu  übertragen.  Ist  eine  Beweisaufnahme  im  Ausland 
erforderlich,  so  hat  der  Vorsitzende  des  Prozeßgerichts  die  ausländische 
Behörde  um  die  Aufnahme  des  Beweises  zu  ersuchen;  unter  Umständen 
kann  die  Beweisaufiiahme  auch  durch  einen  deutschen  Konsul  erfolgen. 

Sowohl  der  Beweisawfaahme  vor  dem  PMizeßgericht  als  der  Beweis- 
aufnahme vor  einem  beauftragten  oder  ersuchten  Richter  dürfen  die 
Parteien  beiwohnen.    Ihre  Anwesenheit  ist  aber  nicht  erforderlich. 
BawaiMOttei.         Als  Beweismittel  kommen  in  Betracht  Augenschein,  Aussagen  VOQ 

Zeugen,  Gutachten  von  Sachverständigen,  Urkunden  und  Parteieid. 
a««mmMb.  Unter  Augenschein  versteht  man  die  durch  die  Sinnesorgane  ver- 
mittelte Wahrnehmung  des  Riditets.  Die  Kinnahme  des  Ai^enscheios  kann 
nicht  bloß  auf  Antrag,  sondern  auch  von  Amts  wegen  beschlossen  werden. 
Zur  Hinnahme  des  Augenscheins  kann  das  Gericht  Sachverständige  zusidien. 
ZuKcii.  Zeuge  ist,  wer  über  die  Wahrnehmung  von  Tatsachen  aussagen  soll. 
Die  Befähigung  zur  Zeugenschaft  kommt  jeder  Person  zu,  die  wahr- 
nehmungs-  und  aussagefähig  ist.  Die  Parteien  können  nicht  Zeugen  sein, 
ebensowenig  der  prozeftführende  gesetzliche  Vertreter  einer  Partei 

Zum  Zeugnis  verj^ichtet  ist,  wer  der  inländischen  Gerichtsgewalt 
unterliegt,  also  nicht  nur  Inländer,  sondern  auch  Auslander,  die  sich  Im 
Inland  aufhalten,  es  sei  denn  daß  sie,  wie  z.  B.  die  Gesandten  eines  aus- 
ländischen Staates,  das  Recht  der  Exterritorialität  genießen.  Die  Zeugnis- 
pflicht umfaßt  die  Veqjtlichtung,  auf  Vorladung  bei  Gericht  zu  erscheinen, 
vor  Gericht  über  seine  Wahrneluuungen  auszusagen  und  seine  Aussage 
durch  Eid  zu  bekräftigen.    Das  Gericht  kann  die  Erfüllung  der  Zeugnis- 
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pflicht  durch  Geldstrafe,  zwangsweise  VorfQhrunjr  und  durch  die  An- 
ordnung erzwingen,  daß  der  Zeuge  bis  zur  Ablegung  des  Zeugnisses 
in  Haft  zu  nehmen  seL  Übrigens  bestehen  in  Ansehung  der  Zeugnis- 
pflicht zahlreiche  Ausnahmen.  Gewisse  den  Parteien  nahestehende  Per- 
sonen (Verwandte  vmd  Verschwägerte  bis  zu  einem  bestimmten  Grade, 
der  Ehegatte  und  der  Verlobte),  femer  Personen,  denen  eine  Ver- 
pflichtung zur  Verschwiegenheit  obliegft,  können  das  Zeugnis  verweigern. 
Die  Antwort  auf  einzelne  Fragen  kann  verweigert  werden,  wenn  die 
Antwort  den  Zeugen  oder  seinen  Angehörigen  am  Vermögen  oder  an 
der  Ehre  schädigen  oder  ihn  der  Ge&hr  einer  Strafrerfolgung  aussetzen 
würde.  Ein  Streit  über  die  Berechtigung^  zur  Zeugnisverweigwung*  ist 
durch  Zwischenurteil  zu  entsdieiden.  Regelniaflig  sind  die  Zeugen  zu 
beeidigen.  Doch  gibt  es  auch  von  dieser  Regel  Ausnahmen,  die  teils 
auf  der  Persönlichkeit  des  Zeugen^  teils  auf  dessen  Beziehungen  zu  den 
Parteien  beruhen. 

Sachverständige  sind  Personen,  die  über  Fragen,  zu  deren  Beant-  SmI». 
wortung  eine  besondere  Saddcunde  gehört,  ihre  Ansidit  äußern  sollea  '"""^ 
ünsofem  «e  dem  Richter  mit  ilirer  Sachkunde  zu  Ifilfe  konmwn,  kann 
man  sie  als  RichtergehUfen  bezeichnen.  Die  Wahl  und  die  Ernennung 
der  Sachverständigen  steht  dem  Gerichte  zu;  die  Partelen  haben  bloß  ein 
Vorschlagsrecht.  Ein  Sachverständiger  kann  ruis  denselben  Gründen  wie 
ein  Richter  abgelehnt  werden.  Die  Verpflichtung,  ein  Sachverstandigen* 
gutachten  zu  erstatten,  geht  nicht  so  weit  wie  die  Zeugnispflicht;  sie  be> 
schränkt  sidi  auf  die  von  Staats  wegen  ernannten  Sachverständigen  und 
auf  Personen,  die  von  ihrer  Fadikunde  zu  ^werbszweckra  Gebraudi 
machen  oder  dazu  approbiert  sind.    Die  Sachverständigen  werden  vereidigt. 

Urkunde  ist  eine  vSarhc,  mittels  deren  eine  Gedankenäußerung  fixiert  urimdM. 
ist  Das  gewöhnliche  Eixierungsmittel  ist  die  Schrift.  Wurde  die  Urkunde 
von  einer  Behörde  oder  von  einer  Urkundsperson  (Notar,  Gerichts- 
sdbrdber  usw.)  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  formgerecht  ausgestellt,  so  ist 
ü&  eine  öffentliche  Urkunde,  im  Gregensatz  zur  Privaturkunde.  Der  Beweis- 
fGhrer  hat  die  Urkunde  dem  Gerichte  vorzulegen.  Befindet  sich  die 
Urkunde  im  Besitze  des  Gregfuers,  so  kann  der  Beweisfuhrer  von  diesem 
die  Vorlcgimg  verlangen,  wenn  sich  aus  dem  bürgerlichen  Recht  eine 
Verpflichtung  dazu  ergibt  Über  die  Vorlegungspflicht  des  Gegners  kann 
ein  Zwischenstreit  entstehen.  Kommt  der  Gegner  der  gerichtlichen 
Anordnung,  die  Urkunde  vorzulegen,  nicht  nach,  so  können  die  Be- 
hauptungen des  Beweisführers  über  Form  und  Inhalt  der  Urkunde  als 
richtig  angenommen  werden. 

Parteieid  ist  der  Schwur,  mit  welchem  eine  Partei  die  Wahrheit  randatd. 
ihrer  Behauptung  oder  die  Unwahrheit  einer  vom  Gegner  aufgestellten 
Behauptung  bekräftigt.    Der  Parteieid  war  das  wichtigste  Beweismittel  des 
altgemianischen  Prozesses,    Die  Partei  hatte  damals  nicht  über  Tatsachen, 
sondern  über  Recht  oder  Unrecht,  Schuld  oder  Nichtschuld  zu  schworen. 
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Zumeist  iiuißte  der  Schwörende  Eideshelfer  haben,  die  ihren  Griauben  an 
die  VVahrhatügkeit  der  Partei  beschwören.  Laler  dem  Einflüsse  des 
raatisch-lcaiioiiischea  Rechtes  wurde  der  Parteieid  umgestaltet  2u  einem  Eid 
üb«r  Tatsad&enbeiiaiq>tuogeii«  Die  Eideahilfe  fiel  weg.  Die  Partei,  welche 
eine  Tatsache  zu  beweisen  hatte,  konnte  dem  Gegner  den  Eid  zuschieben, 
d.  h.  verlangen,  daß  der  Gegner  die  Richtigkeit  der  Bestreitung  durch 
Eid  bekräftige.  In  der  Eideszuschiebung  liegt  auch  die  Erklärung,  daß 
der  Beweisführer  die  Entscheidung  des  Prozesses  auf  die  Eidesleistung 
abstelle.  Der  Gegner  kann  dem  Beweisfiihrer  den  iiid  zurückschieben, 
d.  h.  verlangen,  daft  dieser  die  Ridiligkeft  sdner  Behauptung  beschwöre^ 
womit  die  Entsdieidunsr  «if  den  Eid  des  Beweisf&hrers  abgestellt  wird. 
Den  auf  Grund  einer  Zu-  oder  Zurückscluebung  auferlegten  Eid  heißt 
man  den  Schiedseid.  Außerdem  gab  es  noch  einen  aus  Initiative  des 
Gerichte  auferlegten  Eid  (richterlichen  Eid).  War  durch  andere  Beweis- 
führuntf  einiger,  aber  kein  voller  Beweis  geliefert,  so  konnte  das  Gericht 
zur  Ergänzung  des  unvollständigen  Beweises  dem  Beweisfiihrer  den  Er- 
AUungseid  oder  zur  Beseitigung  des  unvoUstSndtgen  Beweises  dem  Gegner 
den  Reinigungseid  auflegen.  Die  deutsche  ProseAordnung  hat  sowohl 
den  Schiedseid  wie  den  richterlichen  Eid  beibehalten.  Den  Schiedseid 
hat  sie  auf  Tatsachen  beschränkt,  die  in  Handlungen  der  Partei,  ihrer 
Rechtsvorgänger  oder  Vertreter  bestehen ,  oder  Gegenstand  der  Wahr- 
nehmung dieser  Personen  gewesen  sein  müssen;  im  übrigen  wurden  die 
Regeln  des  früheren  Rechtes,  hisbesondere  auch  die  Eideszurückschiebung, 
beibehalten.  Den  richterlichen  Eid  hat  die  deutsche  Prozeßordnung  zu- 
gelassen, wenn  das  Ergebnis  der  Verhandlungen  nicht  ausrmcht,  um  die 
volle  Überzeugung  des  Gerichts  von  der  Wahrheit  oder  Unwahrheit  einer 
Tatsache  zu  begründen;  das  Gericht  hat  freies  Ermessen,  welcher  der 
Parteien  es  den  richterlichen  Eid  auferlegen  will.  Der  Schiedseid  ist  im 
Verhältnisse  zu  anderen  Beweismitteln  subsidiär;  er  kommt  erst  an  die 
Reihe,  wenn  die  anderen  Beweismittel  erschöpft  sind.  Ein  richterlicher 
^d  kann  auch  ohne  Erschöpfung  der  anderen  Beweismittel  auferlegt 
werden.  Ln  ]^eprozeß  ist  der  Scfaiedseid  beschrankt  auf  Tatsachen,  die 
dem  Bestand  der  Ehe  günstig  sind.  Im  Ehenichtigkeitsprozeft  ist  te  ganz 
ausgeschlossen.  Ebenso  im  Kindschaftsi>rozeß  und  im  Eatmfindigungs- 
prozesse. 

Der  Parteieid  ist  regelmäßig  durch  ein  Urteil  aufzulegen;  darin  ist 
der  Schwurpüichtige  und  das  Schwurthema  zu  bezeichnen  sowie  fest- 
zustellen, welche  Entscheidung  idr  den  Fall  der  Leistung  oder  der  Nich^ 
leistung  des  Bdes  in  Aussicht  gnuMnmen  wird  (bedingtes  Endurteil).  Wdl 
dieses  Urteil  die  Grundlage  der  Endentscheidung  bildet,  ist  es  anfechtbar 
vrie  ein  Endurteil.  Auf  das  bedingte  Urteil  folgt  das  unbedingte  End- 
urteil, in  dem  die  sich  aus  der  Leistung  oder  der  Nichtleistung  des  Eides 
ergebenden  Konsequenzen  ausgesprochen  werden  fT.äuterungsurteib.  Aus- 
nahmsweise kann  der  Eid  durch  Beweisbeschluß  auferlegt  werden,  wenn 
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die  Parteien  damit  einverstanden  sind,  oder  wenn  er  wAi  «uf  ein  eiiudnes 

Angriffs-  oder  Verteidigning^mittel  beschränkt. 

An  Stelle  des  auf  einzelne  bestrittene  Tatsachen  beschränkten  Schieds- 
eides  hat  die  österreichische  Prozeßordnuug  von  1895  eiae  Beeidigung 
der  Perteien  Aber  tture  eigenen  Aussagen  eingeftOirt  Danach  kann  das 
Gericlit  besdilietten,  daft  beide  Parteien  zonächst  unbeeidigt  su  vemdbrnen 
seien  und  daB  eine  der  Parteien  ihre  Aussage  zu  beschwören  habe»  wenn 
das  Eryfebnis  der  unbeeidigten  Vernehmung  nicht  ausreicht  Die  Meinungen 
über  die  Zv.  r  1  kmäßiirkpit  dieser  Neueruog  sind  geteilt  Sie  hat  jedenfalls 
das  Bedenken  gegen  sich,  daß  sie  dem  Gericht  ein  fast  unbegrenztes  Er- 
messen in  bezug  aut  die  Beeidigung  der  einen  oder  der  anderen  Partei 
und  damit  auf  das  Schidcsal  des  Prozesses  einräumt 

Die  Beurteilttng  der  Beweisergebnisae  (Beweiswürdigung)  ist  Sache  semif- 
des  Gerichts.  Für  diese  Beurteilung  kann  das  Gesetz  Regeln  aufstellen, 
in  denen  bestimmt  ist,  unter  welchen  Voraussetzungen  das  Gericht  eine 
Tatsache  als  erwiesen  annehmen  darf  und  annehmen  muß;  es  kann  aber 
auch  die  Beurteilunj»"  dem  Ermessen  des  Gerichts  überlassen.  Im  alt- 
germanischen Prozesse  waren  jene  Voraussetzungen  genau  bestimmt  Auch 
im  spitromischen  und  im  kanonischen  Prozesse  galten  zahlreiche  Beweift- 
regeln.  Ln  früheren  g«netnen  Prozefiredite  war  ein  ganzes  System  solcher 
Regeln  au%ebaut  worden.  Die  Festlegung  der  Beweiswürdigfimg  schützt 
gegen  die  Gefahr  einer  willkürlichen  oder  doch  subjektiv  gefärbten  Be- 
urteilung der  Beweisergebnisse,  bildet  jedoch  in  vielen  Fällen  ein  Hinder- 
nis bei  der  Erraittelung^  der  Wahrheit.  Sämtliche  seit  der  Mitte  des 
19.  Jaiirhunüerts  entstandeneu  Prozeßgesetze  haben  die  gesetzliche  Be- 
wdsäieorie  aufgegeben  und  die  Freiheit  der  Beweiswürdigung  proklamiert 
Der  Richter  hat  nach  seiner  subjektiven  Überzeugung  zu  entscheiden,  ob 
eine  Tatsachenbehauptung-  fiir  wahr  oder  für  nicht  wahr  zu  erachten  seL 
Einige  wenige  Beweisregeln  hat  allerdincfs  auch  das  moderne  Recht  noch 
beibehalten.  Sie  betreffen  die  Urkunden  und  den  Eid.  Was  in  einer 
öffentlichen  Urkunde  bezeugt  ist,  muß  das  Gericht  als  bewiesen  anneluuen, 
solange  nicht  die  Unrichtigkeit  bewiesen  ist  Eine  Privaturkunde,  die 
unterschrieben  oder  mit  beglaubigtem  Handzeichen  unterzeidmet  ist,  be* 
gründet  vollen  Beweis  für  die  Existenz  der  in  der  Urkunde  enthaltenen 
Exklänmg;  was  die  Erklärung  beweist,  ist  eine  andere  Frage.  Die  Beweis- 
regeln für  Urkunden  sollen  es  den  Parteien  ermöglichen,  sich  tiir  den  Rechts- 
streit einen  Beweis  7.u  sichern,  der  dem  subjektiven  Ermessen  des  Gerichts 
entrückt  ist  In  bezug  auf  den  Parteieid  gelten  die  Regeln,  daß  das  Gericht  als 
erwiesen  annehmen  muü,  was  die  I'anei  beschworen  hat,  und  daß  bei 
Verweigerung  des  Eides  das  Gegenteil  der  zu  beschwörenden  Tatsache 
als  voll  bewiesen  gilt  Der  Verwetgenu^  des  Eides  stdit  das  Kßidi&i 
erscheinen  des  Schwurpflichttgen  im  Eidestermine  gleich.  Die  Beweis- 
regeln über  den  Parteieid  entsprechen  nicht  bloß  der  geschichtlichen  Ent- 
wickelung,  sondern  auch  dem  Wesen  dieses  Beweismittels.    Wer  nicht 


Digitized  by  Gc3 


i8o 


Lothar  ton  Seuffert:  Zivilprozefirecht 


des  Meineids  überfuhrt  ist,  kann  verlangen,  daß  das  Gericht  auf  seinen 
Eid  die  Entscheidung  baue,  ohne  die  Glaubwürdigkeit  der  Partei  des 
weiteren  zu  prüfen.   Wer  den  Eid  verweigert,  gibt  seine  Sache  verloren. 

am      Vn.  Die  Beendifirung  des  Erkenntnisverfahrens.    Das  Er- 
^^JUl^  kenntnisveffelinsn  kann  beendigt  werden  durch  Zurücknahme  der  KJage^ 

durch  Vergleich,  durch  Erlöschen  des  streitigen  Anspruchs  oder  Rechts- 
verhältnisses und  durch  Urteil. 
imMk^ma  Durch  Zurücknahme  der  Kln^r  \'crzichtet  der  Kläger  darauf,  in  dem 
anhängigen  Prozeß  ein  Urteil  zu  erhalten;  neue  Klage  bleibt  ihm  un- 
benommen. Um  ni  vethilten,  daß  der  Beklagte  durch  Znrndenahme  der 
Klage  schikaniert  werde,  ist  v<m  der  Einlassung  des  Beklagten  an  dessen 
Zustimmung  zur  Zurücknahme  der  Klage  erforderlidi;  auch  kann  der 
Beklagte  der  neuen  Klage  den  Einwand  entgegensetzen,  daß  ihm  die 
Kosten  des  früheren  Prozesses  noch  nicht  erstattet  seien.  Die  Zurücknahme 
der  Klage  hat  nämlich  zur  Folge,  daß  der  Kläger  die  Prozeßkosten  zu 
tragen  hat 

Verglmch.  Vergleich  ist  der  Vertrag,  durch  wichen  der  Streit  im  Wege  des  gegen- 
seitigen Nadigebens  beseite  wird«  Dar  vor  Gericht  abgeschlossene  Prozeß- 
vergleich  ist  zu  protokollieren  und  kann  ohne  weiteres  vollstreckt  werden. 

Durch  Erloschen  des  streitigen  Anspruchs  oder  Rechtsverhältnisses 
erledigt  sich  der  Prozeß,  wenn  der  Kläger  befriedigt  wird;  ferner,  falls 

cht. 

der  Prozeß  ein  unvererbliches  Rechtsverhältnis  betrifft,  durch  den  Tod 
einer  Partei,  so  insbesondere  jeder  Eheprozeß  durch  den  Tod  eines  Ehe- 
gatten, jeder  Kindscheftqirozeft  durch  den  Tod  mave  der  Parteien,  jeder 
Entmundigungsproz^  durch  den  Tod  des  Entmündigten.  Li  diesen  Fällen 
ist  nur  noch  eine  Entscheidung  über  die  Prozeflkosten  möglich.  Auch 
durch  Vereinigung  der  ParteiroUen  in  ehier  Person  wird  der  Anspruch 
und  damit  der  Prozeß  erledigt. 

Die  normale  Prozeßbeendigung  erfolgt  durch  Endurteil.  Welche 
Arten  von  Endurtcilen  je  nach  dem  Inhalte  des  Urteils  zu  unterscheiden 
sind,  ist  oben  (S.  163)  erörtert  Dem  Endurteile  kann  ein  durch  Eid  be- 
dingftes  Urteil  (s.  o.  S.  178)  oder  ein  Zwischenurteil  vorausgehea  Ein 
ZwischenurteiL  ist  ein  Urteil  flbw  «nen  einzelnen  Streitpunkt,  dessen  Be> 
urteilung  noch  nicht  zu  einer  Erledigung  des  IVozesses  fuhrt  So  kann 
z.  B.  durch  Zwischenurteil  eine  von  mehreren  gfegfen  die  Klage  erhobenen 
Einreden  verworfen  oder,  wenn  Grund  und  Betrag  des  erhobenen  An- 
spruchs streitig  sind,  das  Bestehen  des  Anspruchs  dem  Grunde  nach  mit 
Vorbehalt  der  Entscheidung  über  den  Betrag  festgestellt  werden.  Zwisch«!- 
urteile  können  regehnißig  nicht  sdbstSndig,  sondern  erst  mit  dem  End- 
urteile  angefochten  werdea  Von  dem  ZwischenurteU  ist  das  Teilurteil 
zu  unterscheiden;  dieses  ist  ein  Endurteil,  das  über  einen  von  mehreren 
in  demselben  Prozesse  geltend  gemachten  Ansprüchen  oder  über  einen 
Teil  eines  Anspruchs  entscheidet 
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Wird  das  Urteil  auf  Gmnd  einer  Verhandlung  gefallt,  zu  der  beide 
Parteien  erschienen  waren,  so  ist  es  ein  kontracHktorisrhes  Urteil.  Wird 
es  auf  Grund  einer  VerhanHlung  gefallt,  zu  der  nur  eine  Partei  erschienen 
war,  so  ist  es  ein  Versäumnisurteil,  soweit  es  auf  Grund  einer  Versäumnis-  ver«äiumni.- 
folge  ergeht  Zwar  besteht  im  modernen  Rechte  keine  direkte  Ver- 
pAichtuttsr  der  Partien  zum  Erscheinen  vor  Gericht;  a1>er  die  Partei, 
welche  in  dem  zur  Verixandlun^  bestimmten  Termine  nicht  erschein^ 
erleidet  gewisse  Rechtsnachteile  (Versäuninisfolgea).  Dem  Nichterscheinen 
steht  das  Nichtverhandcln  gleich.  Erscheint  der  Klager  nicht,  so  wird 
auf  Antrag  ein  Sachurteil  erlassen,  worin  dem  Kläger  das  geltend  ge- 
machte Recht  aberkannt  wird.  Erscheint  der  Beklagte  nicht,  so  bedürfen 
die  Tatsachenbehauptungen  des  Klägers  keines  Beweises,  weil  sie  zücht 
bestritt«!  sind  (Fiktion  des  ZugestSndnisses).  Das  Gwicfat  hat  zu.  pr&fen, 
ob  sidh  aus  diesen  Behaaptw^ien  die  Reclitsfolgen  eigeben,  welche  der 
Kläger  für  sich  in  Anspruch  nimmt  Soweit  die  Bdiauptungen  den  Klag- 
antrag rechtfertigen,  ist  nach  dem  Antrage  zu  erkennen,  soweit  die^  nicht 
der  Fall  ist,  ist  die  Klage  abzuweisen.  Mit  dem  Grundsatze  der  Einheit 
der  Verhandlung  (s.o.  S.  172)  hängt  es  zusammen,  daß  diese  Versäumnis- 
folgen auch  gegen  eine  Partei  eintreten,  die  in  einem  firüheren  Termine 
schon  verbandet  hatte.  Übrigens  ha;t  das  Versänmnisurteil  xonidist  nur 
inoYisorische  Bedeutung.  Es  kann  innerhalb  zweier  Wochen  nadi  der  Elmpruch  Regen 
Zustellimg  durch  Einspruch  angefochten  werden,  ohne  daß  die  frühere 
Versäumnis  entschuldigt  zu  werden  braucht.  Stellt  sich  die  säumige  Partei 
zu  der  neuen  Verhandlung  ein,  so  wird  der  Prozeß  in  die  Lage  zurück- 
versetzt, in  welcher  er  sich  vor  der  Versäiminis  befand.  Unstatthaft  ist  ein 
Versäumnisurteil  gegen  den  Beklagten  im  Eheprozeß,  im  KindschaftsprozeA 
und  im  Entmfindigungsprozeß,  weil  sonst  auf  dem  Umwege  des  Vrasäumnis» 
▼eifiüirens  dem  Gerichte  die  Prfifimg  der  Tatsachenbehauptungen  des  Klägers 
entzogen  werden  könnte. 

In  dem  Endurteile  ist  auch  über  die  Kosten  des  Prozesses  /\i  entscheiden.  ProadHieMM. 
Die  Kosten  sind  der  unterliegenden  Partei  aufzuerlegen,  auch  wenn  sie 
kein  Verschulden  trifft  Die  Verurteilung  in  die  Kosten  begründet  die 
Verpflichtung,  dem  Gegner  die  Kosten  zu  erstatten,  soweit  diese  zur 
2weckentq>rechenden  Rechtsverfblgung  oder  Reditsverteidigung  notwendig 
waren.  Wenn  jede  Partei  teils  siegt»  tdls  unterUegt,  sind  «Ue  Kotten 
entweder  aufzuheben,  so  daß  keine  Partei  der  anderen  Kosten  zu  erstatten 
hat,  oder  sie  sind  verhältnismäßig  zu  verteilen. 

Das  Urteil  kann  niu"  von  den  Richtern  gefällt  werden,  welche  UrteiiäQUinng. 
der  maßgebenden  Verhandlung  beiwohnten.  Bei  den  Kollegialgerichten 
findet  geheime  Beratung  statt  Die  Entscheidung  erfolgt  nadt  ab- 
soluter Stimmenmehttieit  Das  Urtdl  ist  zu  yerkänden  und  niederzuF 
schreiben.  Das  schriftliche  Urteil  enthSlt  außer  der  Entscheidung  eine 
DarsteUung  des  Pkozeftverlauf^  (Tatbestand  und  die  Gründe  der  Ent- 
scheidung. 
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RMiMknft  Wenn  das  Urteil  nicht  mehr  durch  Einspruch  oder  ein  ordentliches 
toViitib.  Rechtsmittel  angefochten  werden  kann,  ist  es  formell  rechtskräftig.  Aus 
der  fonnellen  Rechtskraft  folgt  die  materielle  Rechtskraft  Das  ist  die 
Wiricung  des  Urteils,  weldhe  vexiiindeft,  daA  über  dieedbe  Sache  in  einem 
anderen  Prozesse  nochmals  «itschieden  werde.  Kein  Gericht  kann  nach- 
prüfen, ob  das  rechtskräftige  Urteil  richtig  ist  Daraus  ergibt  sich  eine 
Reflexwirk'.jntr  auf  die  materiellen  Verhältnisse  der  Beteiligten:  sind  die 
Gerichte  an  die  Entscheidung  gebunden,  so  ist  die  Entscheidung  auch  für 
die  Beteiligten  maßgebend.  DaB  die  Rechtsordnung  dem  Urteil  materielle 
Rechtskraft  beilegt,  hat  seinen  letzten  Grrund  darin,  dafi  die  endlose  Unp 
stcheiheitf  welche  sich  ohne  die  materielle  Rechtskraft  ergäbe,  miertrSglich 
wäre  und  die  Autorität  der  Gerichte  untergrübe.  Der  Vorteil  endgültiger 
Normierung  ist  so  grofl^  daß  der  Nachteil  einer  möglicherweise  unrichtigen 
Normierung  des  einzelnen  Falles  zurücktreten  muß.  Deshalb  gebietet  der 
Staat,  der  in  dem  Urteile  das  Recht  gewiesen  hat,  seinen  Gerichten  und 
den  Beteiligten,  das  Urteil  zu  respektieren.  In  objektiver  Beziehung 
beschränkt  sich  die  Rechtskraft  des  Urteils  auf  die  Rechte  und  Rechts- 
Verhältnisse,  welche  in  dem  Prozesse  geltend  gnnadit  worden  rind. 
Die  Entscheidung  über  einen  Präjudizialpunkt  nimmt  nur  dann  an  der 
Rechtskraft  teil,  wenn  eine  Partei  durch  Inzidentantrag  eine  rechtskräftige 
Entscheidung  darüber  verlangt  hat  In  subjektiver  Beziehung  beschränkt 
sich  die  Rechtskraft  auf  die  Parteien  und  diejenigen  Personen,  cUren 
Rechte  von  den  Rechten  und  Rechtsverhaitmssen  der  Parteien  abhängig 
sind.  ZxL  diesen  Personen,  gehören  insbesondere  die  Reditsnachfolger  der 
Parteien,  wenn  die  Nadifoige  nach  dem  Beginne  des  Prozesses  ein- 
getreten ist  Urteile,  durch  die  eine  Änderung  des  bestehenden  Rechts- 
zustandes herbcigefi'hrt  wird,  sowie  Urteile  in  Eheprozessen,  Kindschafts- 
prozessen und  Entmündigungsprosessen  haben  Rechtslcraft  für  und  gegen 
jedermann. 

Urteile  ansländilicfaer  Gerichte  werden  in  Deutschland  als  wirksam 
anericasmt,  wenn  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist;  doch  gelten  gewisse 
Ausnahmen,  die  teils  zum  Schutze  der  Interessen  inländischer  Staats^ 
angehoriger,  tnls  zur  DurchfBhrun^  deutsidier  Gesetze  als  notwendig  er^ 
achtet  wurden. 


Vlü.  Rechtsmittel.    Rechtsmittel  sind  Prozefihandlungen,  durch  die 
gerichtliche  Entscheidungen  als  unrichtig  angefochten  werden. 
»>wrfcti        TÜe  Unvollkommenheit  des  menschlichen  Ericenntnisvermdgens  bringt 
JjH^V^  es  mit  sich,  daß  eine  geiidiUiche  Entscheidung  zufolge  eines  Intums  über 

die  der  Entscheidung  zugrunde  gelegten  Tatsachen  oder  zufolge  eines 
Irrtums  über  die  anzuwendenden  Rechtssätze  unrichtig  sein  kann;  auch 
das  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  ein  Gericht  vorsätzlich  das  Recht  beugt, 
indem  es  wider  besseres  Wissen  eine  unrichtige  Entscheidung  fällt  Die 
Unrichtigkeit  einer  Entscheidung  kann  endfieh  auch  darauf  beruhen,  dafi 
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eine  Partei  bei  der  Verhandlung  dem  Gerichte  nicht  dasjenige  Material 
unterbreitet  hat,  welches  ihr  zxxm  Zwecke  der  Rechtsverfolgfung^  oder  der 
Verteidierung  zur  Verfugung  steht;  die  UnvoUständigkeit  der  Parte itätJgkeit 
kann  zu  einer  unrichtigen  Entscheidiuig  fuhren,  aucli  wenn  das  Gericht 
das  ihm  vorgelegte  Material  in  tatsidilidier  und  redifUdier  Bedehimg 
richtig'  beurteilt  hat 

Durch  die  ZUlasSttn^  der  Anfechtung  wird  die  Grefahr  tumchtiger  Ent- 
scheidungen zwar  nicht  ganz  beseitigt,  denn  auch  bei  der  Entscheidung 
über  die  Anfechtung  können  die  Felilerquellen  nicht  ganz  ausgeschaltet 
werden;  aber  die  Gefahr  der  unnchtigen  Entscheidung  wird  herab- 
gemindert Die  Geschichte  des  Prozeßrechts  zeigt,  daß  die  älteste  Zeit 
keine  Anfechtungf  kennt  Mit  Ausbildung  der  prozessoaSscfaen  Ein- 
richtungen wird  die  Anfechtung  zugelassen,  zuerst  nur  wegen  sdiiddhafter 
Rechtsbeugimg,  dann  in  immer  weiterem  Umfange.  In  der  neuesten  Zeit 
zeiet  sich  die  nicht  unbedenkliche  Neigung,  die  Anfechtung  der  geridit- 
lichen  Entscheidungen  zu  beschränken. 

Man  unterscheidet  ordentliche  und  außerordentliche  Rechtsmittel. 
Ordflmtliclw  RecbtHmtttel  nnd  diejenigen,  weldie  imunhalb  einer  mit  der  ...^„^^^ 
Zustellung  oder  Vetkündung  der  fintsdieidung  beginnenden  Frist  eingelegt  uammma. 
werden  mOssen.  AuAerradenlSidie  Rechtsmittel  sind  sridie,  deren  Exo' 
legungsirist  erst  mit  der  Kenntnis  des  Anfischtungsgrundcs  beginnt  Ein 
Rechtsmittel  heißt  devolutiv,  wenn  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  bewirkt, 
daß  die  Entscheidung  des  Prozesses  einem  Gerichte  höherer  Ordnuntr  zu- 
fällt Wird  durch  die  Einlegung  des  Rechtsmittels  die  Vollziehung  der 
ang^cfatenen  ]&ilBcheidung  gehemmt,  so  heiflt  das  Reditsmtetel  ein  sua- 
peaatves. 

Als  Rechtsmittel  bezeichnet  das  deutsche  Prozeßgesetz  die  Berufung, 
die  Revision  und  die  Beschwerde.  Diese  Rechtsmittel  sind  ordentliche 
Rechtsmittel  im  angegebenen  Sinne.  Den  gegen  das  Versäumnisurteil  zu- 
lässigen Einspruch  (s.  o.  S.  181)  bezeichnet  das  Gesetz  nicht  als  Rechts- 
mittel, obwohl  er  seinem  Wesen  nach  zu  den  Prozeßhandlungen  gehört, 
durch  die  eine  Entsclieidung  angefochten  wird.  Die  aufterordenllichen 
Keclitsmitlel  des  deutschen  ProzeAgesetzes  sind  die  Nichdgkeitdclage  und 
die  Restitutionsklage.  Das  Gesetz  bezeichnet  sie  nicht  als  Rechtsmittel, 
sondern  als  Wiederaufnahmeklagen,  weil  sie  zur  Wiederaufnahme  des 
durch  ein  formell  rechtskräftiges  Urteil  abgeschlossenen  Verfalirens  führen. 

Die  Berufung  ist  der  römischen  Appellation  nachgebildet  Diese  ent-  B^rofang. 
wickelte  sich  in  der  römischen  Kaiserzeit  Sie  steht  in  geschichthchem 
Zusammenhang  mit  dem  staatsrechtiichen  Grundsätze,  daß  jeder  Beamte 
gleichen  oder  hSheren  Ranges  die  Amtshandlung  eines  anderen  Beamten 
kassieren  kann.  Dem  Princeps  als  dem  obersten  Beamten  stand  diese 
Befugnis  gegenüber  allen  Beamten  und  auch  gegenüber  den  Entscheidungen 
der  Geschworenengerichte  zu.  Aus  der  Fülle  der  kaiserlichen  Gewalt  er- 
gab sich  aber  die  Befugnis,  gerichtliche  Entscheidungen  nicht  bloß  zu 


Digitized  by  Google 


i84 


Lothar  voh  SEumsT:  Svi^mMcBrecht. 


kaüskren,  sondern  auch  an  Stelle  der  aufgehobrnt  n  Entscheidung  eine 
andere  Entscheidung  zu  setzen.  Die  Parteien  konnten  den  Kaiser  angehen, 
die  Eal8ch6idiing«&  der  Geiidite  nachziqirüfeii  und  eventuell  ta  korrigieren. 
hidem  kaiserliche  Verordnungen  bestimmten,  daA  man  sich  mit  der 
Appellation  zunächst  an  gewisse  Beamte  zu  wenden  habe,  g^en  deren 
Entscheidung  dann  wieder  der  Kaiser  als  höchster  Richter  angerufen 
werden  konnte,  entstand«!  mehrere  einander  übeigeordnete  Appellations- 
instanzen. 

Die  römische  Appeliation  ging  m  den  kanonischen  Prozeß  über  und 
wurde  mit  dem  römisch-kanonischen  Ftozefirecht  m  Deutschland  eingefühlt. 
Waren  mehr  als  zwei  übergeordnete  Inatanzen  voriianden,  so  war  eine 

sweite  Appellation  {Oberappell alion)  möglich. 

Nach  der  deutschen  Prozeßordnung  ist  die  Berufung"  nur  zulässig 
gegen  Endurteile  der  ersten  Instanz  einschließlich  der  durch  Eid  bedingten 
Endurteile.  Von  den  Zwischenurteilen  sind  nur  zwei,  nämlich  das  Zwischen- 
urteil über  eine  prozeßhindemde  Einrede  und  das  Zwischenurteil  über  den 
Grund  eines  nach  Grund  und  Betrag  streitigen  Anspruchs,  selbstSndig 
anfechtbar;  die  anderen  ZwischenurteÜe  unterii^gen  aber  der  Beurteilung 
des  Berufungsgerichts,  wenn  das  Endurteil  angefochten  wird. 

Die  Berufung  geht  an  das  über'^f^-ordncte  Gericht,  also  vom  Amts- 
gericht an  das  Landgericht,  vom  Landgericht  an  das  Oberlandesgericht. 
Sie  ist  durch  Zustellung  eines  Schriftsatzes  an  den  Gegner  Innerhalb  einer 
Mraatsfiist  seft  ZasUSkang  des  IMeils  doiulegen.  Die  Einlegung  der  Be» 
rufung  lundert  die  VoUziehung  des  Urteils,  es  sei  denn,  daß  dieses  für 
vorläufig  vollstreckbar  eiklart  ist  Der  Bemfungi^klagte  kann  sich  der 
Berufung  anschließen,  d.  h.  eine  Änderung  des  erstinstanziellen  Urteils  ZU 
seinen  Gunsten  beantragen.  Vor  dem  Berufungsgerichte  findet  eine  neue 
mündliche  Verhandlung  .statt.  In  dieser  können  beide  Parteien  neue  An- 
griffs- und  Verteidigungsnüttel  sowie  neue  Beweismittel  vorbringen.  Ein 
neuer  Anqmich  darf  ohne  Zustimmung  des  Gegners  nicht  gdtend  gemadit 
werden.  Das  Berufimgsgericht  hat  innerhalb  der  durch  die  Parteiantnge 
gesogenen  Schranken  zu  prüfen,  ob  die  in  dem  angefochtenen  Urteil 
unterstellten  Tatsachen  richtig  sind  und  ob  bei  Anwendung  des  Ge.setzes 
kein  Fehler  begangen  wurde.  Ist  das  angefochtene  Urteil  nach  Ansicht 
des  Berufungsgerichts  unrichtig,  so  hat  das  Berufungsgericht  nicht  bloü 
das  Urteil  aufzuheben,  sondern  auch  ein  neues  Urteil  zu  erlassen.  Nur  in 
gewissen  Füllen,  in  denen  die  Verhandlung  der  ersten  Instans  unvollständig 
oder  das  Verfahren  fehlerhaft  war,  hat  das  Benifimgsgericht  nach  Auf" 
hebung  des  Urteils  die  Sache  an  die  erste  Instanz  zurückzuverweisen. 
ItovWoa.  Die  Revision  hat  Ähnlichkeit  mit  dem  französischen  Kassations- 
rekurs (pourvoi  en  Cassation),  ist  aber  in  vielen  Einzelheiten  von  dem 
französischen  Rechtsmittel  verschieden. 

Sie  findet  statt  gegen  Endurteile  der  Oberlandesgerichte  einschlieAUch 
der  bedingten  Endurteile  und  gegen  die  zwei  Zwischraurteile,  weldie 
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auch  durch  Benifimg  sdbstSndtg  angefochten  werden  können  (s.  o.  S.  184). 
In  Prozessen  über  vermögensrecfallicfae  Ansprüche  ist  die  Zulässigkeit 
davon  abhängig^,  daß  das  Interesse  an  der  Abänderung  des  Urteils  den 

Betrag  von  M.  2500  übersteigt. 

Revisionsgericht  ist  das  Reichsgeridit  An  seine  Stelle  tritt  das 
bayerische  oberste  Landesgericht,  wenn  die  Revidon  gegen  ein  Urteil 
eines  bayerischen  Oberlandesgefidits  eingelegt  wird  und  der  Rechtsstreit 
einen  Anspradi  betrifft»  der  wdi  nicht  auf  Rddisrecht  gründet 

Die  Revision  ist  innerhalb  einer  Monatsfrist  seit  Zustdlung  des  Urteils 
durch  Einreichung"  eines  Schriftsat^'es  bei  dem  Revisionsgericht  einzulegen. 
Die  Einlegung  hat  aufschiebemN  Wirkung.  Die  Revision  kann  nur 
darauf  gegründet  werden,  daß  die  Entscheidung  auf  einer  Gesetzesverletzung 
beruht,  wobd  unter  Geeetx  jede  Rechtsnorm  ehisdilteiiich  des  Gewofanhcdts- 
rechts  zu  verstehen  isL  Die  Rlchligkmt  der  vom  Benifiingageficht  ohne  Gre< 
setzesverletzung  festgestellten  Tatsachen  unterliegt  nicht  der  Nachprüfung 
durch  das  Revisionsgericht.  Übrigens  kann  die  Revision  nicht  auf  Ver- 
letzung jeder  Rechtsnorm  gestützt  werden,  sondern  nur  auf  die  Verletzung 
von  Reichsrecht  und  solchen  inländischen  Rechtes,  dessen  Geltungsbereich 
sich  über  den  Bezirk  des  Oberlandesgerichts  hinaus  erstreckt  Zu  dieser 
Vondirift  ist  «ne  kaiserliche  Verordnung  nebet  drti  ^isatzgesetzen  er- 
gangen, worin  über  die  Revisibilität  einzelner  Gesetze  besonderes  bestinunt 
ist  Der  Revisionskläger  muß  die  Revision  innerhalb  einer  mit  dem  Ende 
der  Revisionsfrist  beginnenden  Monatsfrist  schriftlich  begründen.  Der 
Scliriftsatz  muß  die  Revisionsanträge  und  die  Bezeichnung  der  verletzten 
Rechtsnorm  enthalten. 

Die  Revision  kann  ohne  mündliche  Verhandlung  durch  Beschluß 
als  unzulässig  verworfen  werden,  wenn  üb  nicht  statüuift  oder  die  Ein- 
legung oder  die  Begründung  nicht  in  der  gesetzlichen  Form  und  Frist  er- 
folgt ist  Außerdem  wird  über  die  Revision  mündlich  verhandelt  und 
durch  Urteil  entschieden.  Wird  die  Revision  für  begründet  erachtet,  so 
ist  das  angefochtene  Urteil  aufzii!i  l  *  n  und  die  Sache  an  das  Berufungs- 
gericht zurückzuverweisen  j  üieset>  ist  an  die  rechtliche  Beurteilung  gebunden, 
welche  der  Aufhebung  zugrunde  liegt  Das  Revision^eridit  hat  seitist 
aa  Stelle  des  au%ehobenen  Urteils  das  richtige  Urteil  zu  erfassen,  wenn 
dies  ohne  weitere  Verhandlung  geschehen  kann. 

Die  Beschwerde  ist  das  der  querela  des  gemeinen  Prozesses  nach- BM^kMHa. 
g-pbildf*te  Rechtsmittel  zur  Anfechtung  von  Zwischenurteilen,  die  im 
Zwischenstreit  mit  eiiu m  Dritten  (z.  B.  einem  das  Zeugnis  verweigernden 
Zeugen)  ergehen,  und  von  Beschlüssen  und  \  erfügungen.  Der  Beschwerde 
zugänglich  sind  Beschlüsse  und  Verfügungen,  die  ohne  mündliche  Ver- 
handlung erlassen  werden  können,  wenn  ein  das  Verfahren  betreffisndes 
Gresurl;  urückgewiesen  wird;  außerdem  sind  im  Gesetze  gewisse  Beschlüsse 
ausdrücklich  als  solche  bezeichnet,  die  durch  Beschwerde  angefochten 
werden  können.  Die  Beschwerde  geht  an  die  nächsthöhere  Instam.  Gregen 
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die  Entscheidung  de!^  Beschwerdeg^erichts  findet  weitere  Beschwerde  statt, 
wenn  in  der  Entscheidung  ein  neuer  selbständig"er  Beschwerdegxund  ent- 
halten ist  Die  weitere  Beschwerde  gegen  Entscheidungen  in  betreff  der 
IVozeflkosten  ist  durch  das  Etfordernis  dner  Bescbverdesiunme  besduinkt 
Die  EinlAgimg'  erfolgt  durch  Eiareichung'  eines  Schriftsatzes  oder  durch 
protokollarische  Erklärung  bei  dem  Untergericht  oder  bei  dem  Beschwerde- 
gericht.  Die  Einlegnng  hat  nur  in  Ausnahmefallen  aufschiebende  Wirkung". 
Ist  die  Beschwerde  in  der  sie  zulassenden  Vorschrift  als  sofortige  Be- 
schwerde bezeichnet,  so  ist  sie  an  eine  zweiwöchige  Frist  gebunden; 
außerdem  kann  sie  eingelegt  werden,  solange  ein  Interesse  an  der 
Änderung  der  «ngeföchtenen  Entscheidung  besteht  Die  Entsdieidung 
lÜter  die  Beschwerde  bedarf  keiner  mündlichen  Verhandlung,  sie  erfolgt 
durch  Beachlttfl. 

mcbücketu-        Nichtigkeif '?k1ai:^e  i'^t  ?jjlässig  wegen  der  schwersten  Verletzungen 
"^«^     des  Prozeßrechts,  nämlich  wenn  das  Gericht  nicht  vorschriftsmäßig  besetzt 
oder  wenn  die  Partei,  auf  deren  Namen  das  Urteil  lautet,  nicht  nach 
Vorschrift  der  Gesetze  vertraten  war. 

Restitutionsklage  ist  zulässig,  wenn  das  Urteil  durdi  eine  stm& 
bare  Handlung  der  Partei,  eines  Zeugen  oder  Sadivostindtgen  Halscheid, 
Urkundenfälschung  usw.)  oder  durch  V^etsung  der  richterllclien  Amts- 
pflicht (Rechtsbeugung)  beeinflußt,  femer  wenn  sich  das  Urteil  auf  fin 
nachträglich  aufgehobenes  Strafurteil  gründet  und  wenn  die  Partei  ein 
frilheres  Urteil  oder  eine  für  den  Prozeß  maßgebende  Urkxmde  nachträg- 
lich aufgefunden  hat 

Die  Nichtigkeits-  und  die  Restitutionsklage  sind  an  eine  Monatsfrist 
gebunden,  die  mit  der  Kenntnis  des  Anfechtungsg^ndes  beginnt  Sind 
fünf  Jahre  nach  Eintritt  der  formellen  Rechtskraft  verflossen,  so  kann  nur 
noch  die  Nichtitrkf itsklage  wegen  Mangels  der  Partei^-ertretung  erhoben 
werden.  Für  lii  j  Klagen  ist  grundsätzlich  das  Gericht  zuständig,  dessen 
Entscheidung  angefochten  wird,  aber  gewisse  Restitutionsklagen,  die  sich 
gegen  Urteile  der  Reviaonsinstanz  richten,  dnd  dem  BeruAmgsgerichte 
zugewiesen. 

zwutiKij-  IX.  Die  Zwangsvollstreckung.  Die  Zwangsvollstreckung  bezweckt, 

demjenigen,  der  ein  Recht  auf  eine  Leistung  (Tun  oder  Unterla.ssen)  hat, 
auf  dem  Wege  direkten  oder  indirekten  Zwanges  zur  Durchsetzung  seines 
Rechtes  zu  verhelfen. 

Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  tnls  durch  die  Geri^^tsroUzteher, 
teils  durch  die  Gerichte.  Soweit  die  VoEstreckung  durch  die  Geridit»- 
Vollzieher  erfolgt,  kann  der  Vollstreckungsbedürftige  (Gläubiger)  den  Ge- 
richtsvollzieher ohne  Vennittelung  des  Grerichts  um  die  V<dlstreckung 
angehen. 

vou»ixeckang»-        Zu  jeder  Vollstreckung  ist  eine  Urkunde  erforderlich,  aus  der  die  Be- 
rechtigung des  Gläubigers  zur  Betreibung  der  Vollstreckung  hervofgdit 
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(Vollstreckungfstitel).  Vollstreckung^titel  ist  das  eine  Verurteilung  aus- 
5?prechende  Urtpil,  wenn  es  formell  rechtskräftig  ist  (s.  o.  S.  182).  Unter 
p-pwissen  Vorau^scl/ung'en  kann  ein  Urteil  für  vorläufig-  vollstreckbar  er- 
klärt werden;  dann  kann  es  schon  vor  iimtritt  der  Rechtskraft  vollstreckt 
werden.  Aufiw  dem  Urteile  kommeii  als  Vollstrecknngstitel  ia  Betracht 
Beschlüaae,  die  «neu  yotbtreckbareii  Inhalt  haben,  VoUstredcungabefehle 
im  Mahnverfahren,  gerichCfiche  Vergleiche  und  gerichtlt^e  oder  notarielle 
Urkunden,  in  denen  ein  Anspruch  auf  Leistung-  einer  bestimmten  Quantität 
von  vertretbaren  Sachen  und  die  Unterwerfung  des  Schuldners  unter  die 
sofortige  Zwangsvollstreckung  beurkundet  ist 

Ein  Anspruch  auf  Geldleistung  wird  in  das  Vermögen  des  Schuldners  v«!!*^««» 
vollstreckt  Was  mm  Vermögen  des  Schuldiiers  gehört,  ergibt  sidi  aua^j.J^Lw.. 
dem  böfgerlichen  Rechte.  Übrigens  smd  gewisse  Gr^enstibode  (Sachen 
und  Rechte)  d>  r  Zwangsvollstreckung  ganz  oder  teilw^e  entzogen,  um 
eine  völlige  Kahlpfandung  oder  die  völlige  Lahmlegung  der  &wetb^ 
tatigkeit  des  Schuldners  zu  verhindern. 

Die  Vollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen  erfolgt  durch  Pfändung 
und  Verwertvmg  des  gepfändeten  GegenstandeSi  Sachen  werden  in  der 
Weise  gepfändet,  daft  der  GerichtsvolHeher  sie  in  Besitz  nimmt  Werden 
die  giqiMSadeten  Sachen  im  Gewahrsam  des  Schuldners  bdUissea,  so  mufi 
die  Ffindung  durch  Anlegung  von  Siegeln  oder  in  anderer  Weise  ersicht- 
fich  gemacht  werden.  Der  Gerichtsvollzieher  hat  die  gepfändeten  Sachen 
durch  Versteigerung  zu  verwerten;  nur  Werlpapiere,  die  einen  Markt- 
oder Börsenpreis  haben,  sind  freihändig  zu  verkaufen.  Die  Pfandimg  von 
Forderungen  und  anderen  Rechten  erfo%t  durdi  einen  dem  Drittschuldner 
und  dem  Sdiuldner  zuzttstdtleaden  Gerichtsbeschlttft;  ist  ein  Drittschuldner 
vorhanden,  so  entsteht  das  Pfisndrecht  mit  der  Zustdlung  an  diesen,  außer- 
dem mit  der  Zustellung  an  den  Schid^er.  Forderungen  aus  Wechseln 
und  anderen  indossablen  Papieren  werden  durch  Inbesitznahme  der 
Papiere  p-«^pfandet  Zur  Pfändung  einer  Hypothekenforderunpf  ist  außer 
dem  i'faiidungsbeschlusse  die  Übergabe  oder  Wegnahme  des  Hypotheken- 
briefes, und  wenn,  die  Erteilung  eines  Hypothekenbriefes  ausgesdiloasen 
ist,  die  Bntragung  der  Pfändung  in  das  Grrundbuch  erforderiich.  Cre- 
pfandete  Forderungen  und  Rechte  werden  regelmaBig  dad\u*ch  irerwertet» 
daß  sie  dem  Gläubiger  zur  Einziehung  oder  an  Zahlungsstatt  über- 
wiesen werden.  —  Führt  die  Vollstreckung  in  das  bewegUche  Vermögen 
nicht  zur  Befriedigung  des  Gläubigers,  so  kann  der  Schuldner  zur  Leistung 
des  OfPenbarungseides,  d.  i.  zur  Vorlegung  eines  Vermögensverzeichnisses 
und  zu  dessen  eidlichw  Bekfflftigung  angehalten  w<»dexi.  Bei  Ver- 
wdgerung  des  Eides  kann  Zwangahaft  bis  zu  sechs  Monaten  beantragt 
werden. 

Die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  erfolgt  durch 
Beschlagnahme  des  Grundstückes  zum  Zwecke  der  Zwangsversteigerung, 
durch  Beschlagnahme  zum  Zwecke  der  Zwangsverwaltumg  oder  durch  Ein- 
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tragTtng-  einer  Sicherungshypothek.  Die  Zwangs  Versteigerung  und  die 
Zwangsverwaltimg  sind  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt  (s.  o.  S.  165). 
▼oUrtMckonc  Der  Anspruch  auf  Herausg^abe  einer  beweglichen  Sache  wird  durch 
Wegnahme  und  Übergabe  an  den  Gliubiger,  der  An^Hradi  auf  Heraus- 
gabe eines  Grundstücks  oder  eines  bewohnten  Schiff»  durch  Besiü^ 
entsetzuDg  des  Schuldners  und  Einweisung  des  Gläubigers  in  den  Besitz 
vollstreckt.  Geht  der  Anspruch  auf  Vornahme  einer  Handlung,  die  durch 
einen  Dritten  vorgenommen  werden  kann,  so  ist  der  Gläubig^er  von  dem 
Gericht  zu  ermächtigen,  auf  Kosten  des  Schuldners  die  Handlung  vor» 
nehmen  zu  lassen.  Zur  Vwnahme  einer  Handlung,  die  ein  Dritter  nicht 
vorm^en  kann,  wird  der  Schuldner  durch  Geldstrafe  und  Haft  angdialtenf 
wenn  die  Handlung  ausschliefilich  ▼oo.  seinem  Willen  abhängt;  aber  eine 
VerurteilUQg  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  oder  zur  Leistung  von 
Diensten  aus  einem  Dienstvertrage  kann  nicht  auf  diese  Weise  erzwungen 
werden.  Die  Verurteilung  zu  einer  Unterlassung  kann  durch  An  lrt  hung 
von  Geld-  oder  Haftstrafe  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  erzwungen 
werdmi.  Bei  Verurteilung  zur  Abgabe  ein^  Willenserklärung,  z.  B.  zur 
Abgabe  der  AuflassungseiMärung  oder  zur  Bewilligung  ebier  Hypothek 
oder  einer  Löschung,  findet  keine  Zwangsvollstreckung  statt,  Sondern  mit  der 
Rechtskraft  des  Urteils  tritt  die  Fiktion  ein,  daß  die  Erklärung  abgegeben  seL 
Ist  der  Schuldner  zu  einer  Handlung  venirteilt,  bei  der  der  Voll- 
streckungsapparat versagt,  so  bleibt  nur  die  Klage  auf  das  Interesse  übhg. 


X.  Besondere  ProzeBarten.  Besondere  Prozefiarten  nnd  diejenigen 
Arten  des  Rechtsschutzverffthrens,  in  denen  die  allgemeinen  Vorschriften 
durch  besondere  Vorachriften  modifiziert  sand.  Diese  besonderen  Vor- 
schriften sind  im  Eheprozeß,  im  Kindschaflisprozcß  und  im  Entmündigungs- 
verfahren veranlaßt  durch  die  Eigenart  des  Streitgegenstandes.  Die  Be- 
sonderheiten des  Mahnverfahrens  sowie  des  Verfahrens  bei  Arrest  und 
einstweiliger  Verfugung  tragen  dem  Bedürfhisse  der  Beschleunigung  Rech^ 
nung.  Die  Besonderheiten  des  am  stärksten  von  dem  ordentlichen  Ver- 
&hren  abweichenden  Koakurs|ffozesses  beruhen  darauf,  daB  im  Konkurs 
eine  gemeinschaftliche  Vollstreckung  fiir  alle  Gläubiger  in  das  ganze  Ver- 
mögen des  Schuldners  stattfindet,  wodurch  eine  Verteilung  des  Wrmöcrens 
nach  Verhältnis  der  Forderungen  und  also  auch  verhältnismäßige  Verteilung 
des  Verlustes  herbeigeführt  wird. 

Die  Besondefhdten  des  Eheprozesses  gelten  in  den  Streitigkeiten, 
welche  die  Sch^dung,  die  Nichtigkeit  oder  die  Anfechtung  einer  £h^  die 
Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens  einer  Ehe  unter  den 
Parteien  oder  die  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  zum  Gegenstande 
KicMUdttfu- haben.  Die  Besonderheiten  des  Kindschaftsprozesses  gelten  in  Streitig- 
keiten über  das  Eltern-  und  Kindesverhältnis  und  über  din  elterliche  Ge- 
uaj»-  walt  zwischen  den  Parteien.   Das  Entmündigung» verfaiiren  betrifft  die 

Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit,  Geistesschwäche,  Verschwendung 
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oder  Trunksucht.  Das  Verfahren  beginnt  mit  einem  amtsg-erichtlichen 
OfYizialverfahren.  Der  Enönündig-ungsbeschluß  und  der  Beschluß,  durch 
welchen  die  Wiederaufhebung  der  Entmündigung  abgelehnt  wird,  können 
durch  Klage  beim  Landgericht  angefochten  werden.  Weil  im  EheprozeA, 
im  Kindscbailsprozefi  und  im  EnlmfindigmigiqMrosefi  der  Stret^genstand 
der  VarfBgimg  der  Parteien  entzogen  is<^  ist  in  diesen  Fhizeasen  die  Ver- 
handlungsmaxsme  zu  gunsten  der  Offizialmaxlme  modifiziert;  aus  demselben 
Grunde  wird  zu  diesen  Prozessen  der  Staatsanwalt  als  Vertreter  des  öffent^ 
liehen  Interesses  hcriingexog"en. 

Den  Urkundenprozeß  kann  der  Kl^er  wählen,  wenn  sein  Anspruch  Lrkm>dea- 
die  Leistung  einer  Geldsumme  oder  einer  Quantitit  ▼«rtretbarer  Sachen  ^«^J^^,^ 
betrifft  und  die  Entstehung  des  Anspruchs  durch  Uricunden  bewieMU 
werden  kann.  Die  Besonderheit  besteht  darin,  dafi  der  Beklagte  auf  Ein- 
wendungen beschränkt  ist,  die  er  durch  Urkunden  oder  Eideszuschiebung 
beweisen  kann.  Wegen  dieser  Beschrankung  der  Verteidigung  kann  in 
diesem  Prozesse  der  Beklagte,  welcher  tlen  Anspruch  bestreitet,  nicht  end- 
gültig, sondern  nur  mit  Vorbehalt  seiner  Rechte  verurteilt  werden.  Auf 
Grund  des  VosrbehaHs  kann  der  Bddagte  den  Recfatsstreit  im  ordentlichen 
Prozesse  fortsetzen.  Der  Wechselprozeß  ist  eine  Unterart  des  Urkunden- 
prozesses; er  ist  zulisdg  iur  Anqnüdie  aus  Wechseln  im  Sinne  der 
Wechselordnung. 

Das  Mahn  verfahren  bezweckt,  dem  Gläubiger,  %velchem  ein  Anspruch  iiUbav«rfmtuea. 
auf  Leistung  von  Geld  oder  vertretbaren  Sachen  zusteht,  auf  möglichst 
kurzem  Wege  einen  Vollstreckungstitel  zu  verschaffen-  Zu  diesem  Zwecke 
kann  der  Gläubiger  einen  amtsgerichtUchen  Zaidungsbefehl  erwirken,  worin 
dem  Schuldner  unter  Androhung  der  Vollstreckung  aufgegeben  wird,  den 
Gläubiger  binnen  einwSchiger  Frist  zu  befriedigen  oder  bei  dem  Gerichte 
Widerspruch  zu  erheben.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  kann  der  (iläubiger 
verlangen,  daß  der  Zahlungsbefelü  für  vollstreckbar  erklärt  wird  (Voll- 
streckungsbefehl), wenn  der  Schuldner  keinen  Widerspruch  erhoben  hat 
Der  Vollstreckungsbefehl  kann  noch  wie  ein  Versäumnisurteil  durch  Ein- 
spruch angefochten  werden.  Whrd  rechtzeitig  WlderqHrudi  gegen  den 
Zahlungsbefehl  erhoben,  so  ist  das  Mahnverfahren  zu  Ende.  Es  geht  ohne 
weiteres  in  das  ordentliche  Verfahren  über,  wenn  der  Anspruch  zur  Zu»» 
ständigkeit  der  Amtsgerichte  gehört.  Anderenfalls  bedarf  es  zur  Ober^ 
leitung  in  das  ordentliche  Verfahren  einer  Klage. 

Der  Arrestprozeß  hat  sich  aus  germanischem  Recht  als  Ersatz  der  ArrwtproMsa. 
Sdbsthilfo  mitwickelt  Er  bezwedct  die  Sicherung  von  G^ansprücfaen, 
deren  Beitreibung  gefährdet  erscheuit  Der  dingliche  Arrest  fuhrt  zur 
Beschlagnahme  von  Vermogensgegfenständen,  der  persönliche  Arrest  zur 
Verhaftung  des  Schuldners.  Im  modernen  Redlt  darf  der  persönliche 
Arrest  nicht  mehr  wie  früher  verhängt  werden,  um  den  Schuldner  zur 
Herbeischaffung  von  Deckungsmitteln  zu  nötigen,  sondern  nur,  um  ihn  an 
der  Verschleppung  zu  hindern.    Im  Arrestprozesse  wird  nicht  über  das 
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Bf*strhen  des  zu  sichernden  Anspruchs  entschi'  ' U  n.  Daher  genügt  die 
Giaubiiaftmachung  des  Anspruchs  und  der  Gefäiirdung.  iin  Interesse  der 
Beschleunigting  ist  Entsdieidiuig  über  das  Amstg^mch  ohne  mfindficike 
Vexhandloiig  ziagdassemi;  der  Schuldner  kann  aber  durch  ^^Hdefspruch 
g^gen  den  Azrestbefehl  mündliche  Verhandlung  herbeifuhren.  Der  Wider* 
iprach  heaunt  die  Vollziehung  nicht  Der  Arrestbefehl  wird  kraftlos,  wenn 
er  nicht  innerhalb  zweier  Wochen  vollzogen  wird.  Die  Vollziehung  kann 
durch  Sicherheitsleist untr  abgewendet  werden.  Die  Vollziehung  des  ding- 
lichen Arrestes  beschrankt  sich  auf  solche  Maßregeln,  die  zur  Sicherung 
der  künftigen  Vollstreckung  erford^idi  sind.  Daher  endigt  die  Arrest 
voUziehttiig  in  beweglidies  Vermögen  mit  der  Pßadung;  Verwertmig  der 
gepSndeten  Gegenstände  liegt  außerhalb  des  Arreatzwecka.  Zur  Voll- 
ziehung in  unbeweglidies  Vermögen  dient  die  J^tragung  einer  Axresfe- 
hypothck. 

Die  einstweilige  Verfügung  dient  zur  Sicherung  von  Ansprüchen, 
die  nicht  auf  Geld,  sondern  auf  andere  Leistung  gerichtet  sind,  und  zur 
provisorischen  Ordnung  streitiger  Rechtsverhältnisse.  Die  eiostwdlige  Ver- 
fügung der  «sten  Art  ist  regelma0ig  bei  Glaubhaftmachung  des  Anspruchs 

und  der  Gefahrdung  der  künftigen  Vollstreckung  zu  erlassen;  in  gewissen 
Fällen  bedarf  es  der  Glaubhaftmachung  nicht  Eine  Verfügung  der  zweiten 
Art  ist  zu  erlassen,  wenn  die  provisorische  Regelung  zur  Abwendung 
wesentlicher  Nachteile  oder  zur  Verhinderung  drohender  Gewalt  oder  aus 
aiMleren  GrOaden  nötig  erschrint  IMe  Ifafiregeln,  welche  durdi  ^nst- 
weilige  Verfuigung  angeordnet  werden  können,  sind  je  nach  dem  Zwecke 
der  Verfügung  verschieden.  Hervorzuheben  sind  die  Sequestration,  d.  L  die 
Anordnung,  daß  eine  Sache,  um  die  gestritten  wird,  von  einem  Dritten 
in  Verwahrung  und  Verwaltung  genommen  werde,  das  Gebot  oder  Verbot 
einer  Handlung  und  die  Eintragung  einer  Vonnerkung  in  das  Grundbuch. 
Das  Verfahren  bei  Gesuchen  um  einstweilige  Verfügung  ist  im  wesentlichen 
das  gleiche  wie  bei  dem  Arreste, 
iceainnpnns.  Dss  Konkursverfahren  findet  statt,  wenn  der  Schuldner  sahlungs- 
Unfahig  oder  überschuldet  ist.  Zur  Eröffnung  des  Verfahrens  ist  ein  An- 
trag eines  Gläubigers  oder  des  Gemeinschiddners  erforderlich.  Das  Ver- 
fahren beginnt  mit  einer  srhlagnahme  des  ganzen  Vermögens  des 
Schuldners  zu  gunsten  der  Konkursgläubiger.  Zur  Verwaltung  und  Ver- 
wertung des  beschlagnahmten  Vermögens  (der  Konkursmasse)  wird  ein 
Konkursverwalter  eingesetzt  Die  Glaubiger  werden  durch  öffentliche 
Bdeannttnadiung  «ir  Anmeldung  ihrer  Forderungen  an%^ordert  Die  an- 
gemeldeten Forderungen  können  im  Früfungstermine  vom  Verwalter  oder 
von  einem  konkurrierenden  Gläubiger  sowie  vom  Gemeinschuldner  be- 
stritten werden.  Die  vom  Verwalter  oder  einem  Gläubiger  bestrittene 
Forderung  bedarf  der  Feststellung;  diese  ist  im  ordentlichen  Verfahren  zu 
betreiben.  Das  Konkursverfahren  endigt  durch  Vert^ung  des  «us  der 
Konkursmasse  erziehen  Erlöses,  durch  Zwangsveigleich  oder  durch  Hin- 
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stellxing".  Die  Vertcilunp^  ist  der  rpirelmäßige  Becndigxmg^smodus.  Nach 
dieser  Beendig-ung  des  Konkurses  können  die  Gläubiger  den  Rest  ihrer 
Forderungen  von  dem  Schuldner  beitreiben.  Zwangsvergleich  i^t  die  von 
«iner  DreivierteLsmehrheit  aller  Kookoisgläubiger  beschloasene,  vom  Ge- 
ridite  bestätigte  Verdnbanmg,  worin  die  KookiusgUubiger  gegfen  teilweise 
BeMedigung  ihrer  Forderungen  auf  die  konkursmäßige  Zwangsvollstrecktmg 
verzichten.  Der  Zwangsvergleich  muß  allen  nicht  bevorrechtigten  Gläubigem 
gleichmäßige  Befriedigung  nach  Verhältnis  der  Forderungen  gewäliren, 
die  bevorrechtigten  Forderungen  sind  ganz  zu  bezahlen.  Nach  Beendigvmg 
des  Konkurses  dvirch  Zwangsvergleich  erhält  der  G«meinschuldner  die 
Verfügung  über  die  Konknrsinasse  zurQck.  Die  Gläubiger  können  ihre 
Forderungen  nur  nach  Maßgabe  des  Zwangsvergleidis  geltend  machen. 
Die  Einstelhing  des  Konkursverfahrens  kann  beschlossen  werden,  wenn 
die  Zustimmimg  der  Gläubiger  beigebracht  wird  oder  wenn  sich  heraus» 
stellt,  daß  die  Konkursmasse  nicht  zur  Deckung  der  Konkurskosten  aus- 
reicht Die  Forderungen  der  Konkursgiaubiger  werden  durch  die  £in- 
steUung  nicht  berührt 

Schlußbetrachtung.  Die  vorstehende  Darstellung  des  modernen 
Zivilprozeßrechts  läßt  ersehen,  daß  die  Vorschriften  über  das  Rechtsschutz- 
verfahren ziemlich  kompliziert  sind.  So  kompliziert,  daß  es  dem  l^Iicht- 
juristen  schwer  fallt,  sich  darin  zurfcht  zu  finden. 

Diese  Schwierigkeit  mag  in  manchem  radikal  veranlagten  Kopfe  den 
Gedanken  anregen,  ob  es  nicht  angängig  sei,  die  xlvUproseßrechÜichea 
Vorschriften  auf  em  IvOnimum  zu  beschranken  und  die  Ausgestaltung  des 
Verfahrens  dem  richterlichen  Ermessen  ZU  Überlassen,  etwa  so,  wie  es  im 
Rchied^-i'^hterlichen  Verfahren  der  Fall  ist.  Darauf  erteilt  die  Geschichte 
eine  lehrreiche  Antwort.  Während  der  französischen  Revolution  spielte 
sich  folgende  Fpisode  ab.  Durch  ein  vom  Nationalkonvent  besciilossenes 
Gesetz  vom  3.  Brum.  U  (24.  Oktober  1793)  wurde  die  große  Mehrzahl  der 
Bestimmungen  des  aus  der  Zeit  Ludwigs  XIV.  stammenden  Proxeßgesetzes 
(ofdiMinance  avUo  von  1667)  beseitigt  und  die  Vertretung  der  Parteien 
durch  Rechtsanwälte  aufgehoben.  Die  Folge  der  Neuerung  war  ein  Rechts- 
zustand, dessen  Mangelhaftigkeit  in  kurzer  Zeit  allgemein  als  unerträglich 
empfunden  wurde.  Durch  ein  Gesetz  vom  27.  Ventöse  VIII  (18.  März 
1800)  wurde  das  Institut  der  Rechtsanwaltscliaft  wiederhergestellt  und 
durdi  dnen  nodi  in  demselben  Jahre  ergangenen  Konsularbeschluß  wurden 
die  alten  Prozeßgesetse  vorläu^,  nämlich  bis  zur  Erlassung  des  in  Aus- 
sicht gcaiommenen  neuen  Gesetzes,  wieder  in  Kraft  gesetzt  In  der>  Tat 
bietet  nur  ein  detailliertes,  dem  richterlichen  Erme.ssen  nicht  allzugroßen 
Spielraum  lassendes  Prozeßg-esetz  eine  genügende  Garantie  für  eine  un- 
parteiische Reclitsptleg-e  und  für  die  Verwirklichung-  des  materiellen  Rechtes. 

Naturlich  hat,  wie  jedes  Menschenwerk,  auch  die  bestehende  Ordnung 
des  Prozeßgangs  ihre  Mängel.  Man  kann  der  Frage,  ob  sie  nicht  in  der 
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Detaillierun?^  der  Vorschriften  hier  und  da  über  das  notwendige  Maß 
hinausgegaugen  ist,  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  absprechen.  Wenn 
es  dereinst  zu  der  im  Deutschen  Reichstage  schon  mehrmals  veriangten 
und  auch  von.  den  verbündeten  Regierungen  zugesagten  Reform  der 
SvilprozeAordnung  kommt,  inrd  man  manches  an  deren  Voncfaziften  ver- 
einfachen können.  So  sind  z.  B.  die  Bestimmungen  über  die  örtliche  Zop 
ständigkeit  der  Gerichte  zahlreicher,  als  sie  das  praktische  Bedürfnis  er- 
heischt; man  könnte  sich  mit  weniger  Gerichtsständen  begnügen.  Die 
sachliche  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  wird  man  erweitem  dürfen.  Ver- 
besserungsfahig  sind  die  Vonchriften  fiber  ^e  ZustelluDgeo.  Sie  sind 
herübergenommen  aus  einer  Zeit,  in  der  die  Vericehrseinrichtungen  der 
Post  und  des  Tdegraphen  noch  nicht  so  ausgebildet  waren,  wie  sie  es 
gegenwärtig  sind.  Man  könnte  die  Besorgung  der  Zustellungen  überhaupt 
den  Gerichtsschreibern  übcrtrag-en,  statt  sie  dem  Parteibetriebe  zu  über- 
lassen. Die  Erhebung  der  Klag"e  müßte  dann  mit  der  Einreichung  bei 
Gericht  erfolgen,  ebenso  die  iimiegung  des  Einspruclis  und  der  Berufung, 
wie  das  jetzt  schon  bei  Beschwerde  und  Revision  bestimmt  ist  Zu  er- 
wägen wird  auch  adn,  ob  d«r  Anwaltsswangr  in  seiner  bisherigen  Au»- 
dehnungf  beizubehalten  ist  Femer,  ob  sich  Mittel  und  Wege  finden  lassen, 
um  ohne  Beeinträchtigung  der  Verhandlungsmaxime  eine  Beschleunigung 
des  Prozeßgangs  zu  errcichi  n.  Über  die  Kostspieligkeit  des  Zivilprozesses 
wird  nicht  ohne  Grund  geklagt.  Eine  Herabsetzung  der  G^richtsgebühren 
wäre  vom  Standpunkte  der  Rechtspflege  aus  gewiß  zu  wünschen;  ob  der 
Herabsetzung  nicht  finanzpolitische  Bedenken  entgegenstehen,  ist  eine 
andere  Frage. 

Unter  den  laut  gewordenen  Reform  vorschlagen  sind  aber  auch  solche, 
vor  deren  Verwirklichung  der  Verfasser  dieses  Artikels  warnen  zu  müssen 
glaubt  Dazu  gehört  vor  allem  das  Verlangen  nach  einer  weiteren  Verstär- 
kung der  Richtermacht  auf  Kosten  des  Parteibetriebs  xmd  der  Verhandlungs- 
maxime (s.  o.  S.  i68f.).  Solches  Verlangen  entspricht  dem  bureaukratischen 
Geiste,  der  leid«r  in  weiten  Kreisen  des  Juristenstaades  herrscht  Die  Er- 
füllung des  Verlai^ns  würde  «neu  Rückschritt  in  der  Entwicketuog  des 
deutschen  Prozeßrechts  bedeuten.  Nicht  anders  steht  es  mit  dem  Ver- 
langen nach  Beschränkvmg  des  Grundsatzes,  daß  die  maßgebende  Ver- 
handlung vor  dem  erkennenden  Gericht  eine  mündliche  sein  muß.  Wenn 
die  mündliche  Veriiandiung  in  das  Ermessen  des  Gerichts  gestellt  wird, 
wird  sie  aus  der  großen  Mehrzahl  der  Prozesse  ausgeschaltet  werden, 
wie  das  jetzt  schon  in  denjenigen  Fällen  gesdiieh^  wo  die  mündliche  Ver- 
handlung bloß  fakultativ  ist.  Auch  der  Grundsatz  der  Mnheit  der  mund- 
lich^i  Verhandlung  (s.  o.  S.  172)  muß  im  Interesse  der  Bewegungsfreiheit 
der  Parteien  beibehalten  werden. 

Endlich  dürfte  eine  Warnung  am  Platze  sein  gegen  ein  weiteres  Fort- 
schreiten auf  dem  durch  die  Einführung  der  Gewerbegerichte  und  der  Kauf- 
mannsgerichte  betretenen  Wege.  Diese  beiden  Crerichte  sind  Standesgerichte» 
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und  die  Beisitzer  dieser  Gerichte,  wdche  von  den  sidi  sozaal-politiscli  gegen- 
überstehenden Parteien  gewählt  werden,  lassen  sich  bewuflt  Oder  unbewufit 
bei  Ausübung  des  Rirhtpramts  von  Standes-  und  Parteiinteressen  beeinflussen. 
Würden  auch  für  andere  ßerufskrcise  besondere  Gerichte  g-eschaffen,  die  mit 
Richtern  aus  den  InteressentengTuppen  besetzt  würden,  so  würde  die  Ge- 
faitr  solcher  Beeinflussung  mehr  und  melur  anwachsen  und  der  oberste 
Gnmdsats  einer  gesunden  Rechtspflege,  nämlich  die  Ausilbung  des  Richter- 
amtes durch  unabhängige,  nur  dem  Gesetz  unterworfene  Richter  ginge  in 
die  Brüche.  Eine  vöUige  Zersetzung  d«r  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
müßte  das  Ende  sein. 


Vn  KotTVit  DMt  GfOiurwAitt.  n.  >.  I3 
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Von 

Franz  von-  Liszt. 

EinleitiiTKr    Das  Unrecht  ist  der  Hebel  des  Rechtes.  Die  biblische  Vcrtnctan  «4 
Erzählungf  vom  bündcnfall  ist  der  Ausdruck  einer  durch  die  Menschheits-  ^^^^^ 
geschichte  festgestellten  allgemeingültigen  Tatsache:  daß  die  Fähigkeit^ 
gut  imd  böse  SU  lutoncbeideii»  erwtMrben  werde  durch  die  Sünde.  Die 
Norm  tritt  nicht  über  die  Schwelle  des  BewuBteeins,  ehe  sie  verletzt 
worden  ist. 

So  stehen  die  beiden  BegrrifFe  „Verbrechen"  und  „Strafe"  am  Anfang 
aller  Geschichte.  Sie  sind  ungleich  älter  als  jede  Rechtsordnung.  Sie  ge- 
hören jener  ähesten  Entwicklung"«5stufc  der  menschlichen  Gesellschaft  an, 
auf  der  die  Loslösung  der  Rechtsuorui  von  den  Geboten  und  Verboten 
der  Religion  und  der  Sittlichkeit  sich  noch  lUcht  vollzogen  hat 

Auf  dieser  Sltesten  Entwicklungsstufe  ist  das  Verbrechen  Auflehnung 
gegen  die  göttliche  Satzung:  der  Frevel,  der  den  Zorn  der  Götter  herab- 
ruft auf  den  Täter  und  sein  Geschlecht  nicht  nur,  sondern  auf  alle,  die 
die  Genossenschaft  mit  ihm  fortsetzen.  Die  Strafe  aber  besteht  darin,  (iaß 
die  Gesamtheit  sich  lossügt  von  dem  Frevler,  daß  sie  ihn  den  Göttern 
zum  Opfer  bringt  oder  doch  ihn  hinausstößt  in  die  Fremde,  wo  er,  unstet 
und  flüchtig,  zugrunde  gehen  mag.  Die  Friedlosigkeit  ist  die  ält^e  Form 
der  Strafe. 

Wo  über  dem  Geschlecht  der  erweiterte,  auf  Bluf^gemeinschaft  ruhende 
Verband  sich  erhebt,  der  Stamm  oder  die  Völkerschaft,  da  finden  wir  eine 
andere  Urform  von  Verbrechen  und  Strafe.  Verbrechen  ist  hier  der  gfe- 
waltsame  Angriff  eines  Geschlechts  auf  cm  anderes;  und  Strafe  die  blutige 
Vergeltung,  die  dieses  Geschlecht  an  jenem  nimmt:  die  Blutrache,  die 
Rache  von  Gesdilecht  zu  Greschlecht 

In  langsamer  Wandlung  vollzieht  sich  der  Übeigang  von  der  BlutS- 
gemeinschaft  zur  Staatsbildung.  Mit  dem  Entstehen  der  Staatsgewalt  ge- 
winnen Klugheitserwägfung'en  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Verurteilung 
und  die  Bestrafunjr  des  Verbrochers.  Dem  Auszustoßenden  wird  das  Ver- 
bleiben im  Friedens  verband  oder  der  Wiedereintritt  in  ihn  gegen  Sühne- 
leistung gewährt;  die  Beilegung  der  Greschlediterrache  durch  Sühneleistung 
erst  gefordert,  dann  erzwungen.  Friedensgeld  und  Weigeld  sind  die 
beiden  Hauplformen  der  Strafe  auf  dieser  Übergangsstufe,  beide  getragen 
von  dem  Gedanken  der  Sühne.  Art  und  MaA  der  Leistung  wird  abgestuft 
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nadi  der  Art  und  Schwere  des  begaiigenea  Verbrechens  und  damit  die 
Diffareiizierung  der  Tatbestande  angebahnt. 

Sobald  die  erstarkende  Staatsgewalt  die  Friedensbewahmogf  als  ihre 
wichtigfste  Aufeahe  den  Händon  der  Rlutsverbände  ontrung"en  hat,  ver- 
ändern Verbrechen  und  Strafe  ein  drittes  und  einstweilen  letztes  Mal  ihreu 
Charakter.  Das  Verbrechen  erscheint  als  die  Übertretung^  der  von  der 
Staatsgewalt  gesetzten  Rechtsordnung,  durch  die  den  einzehien  der  Spiel- 
räum  untereinander  und  im  Vetfaaltnls  zur  staatlichen  Gemeinschaft  um- 
grenzt wild;  und  die  Strafe  ist  die  Reaktion  des  Staates,  der  seinen  Willen 
dem  widerstrebenden  Einzelwillen  g-cgenüber  durchsetzt.  Hand  in  Hand 
mit  dieser  Auffa«isung  geht  die  Verstaatlichung  der  Strafverfolgung,  die 
nicht  melir,  wie  bisher,  dem  verletzten  einzelnen  und  seiner  Sippe  anheim- 
gegeben werden  kann,  sondern  von  Amts  wegen  betrieben  werden  muß. 

Auf  deutschem  Boden  ist  diese  Entwicklungsstufe  mit  dem  Ausgang 
des  15.  Jahrhunderts  etwa  erreichL  Sie  erhält  ünen  vollendeten  Ausdruck 
in  der  Peinlichen  Gerichtsordnung  Karls  V.  von  1532;  und  sie  findet  ihren 
Höhepunkt  in  dem  auf  dieser  sich  aufbauenden  Gemeinpn  Recht  mit  seinem 
durch  die  Folterung  des  Verdächtigen  gekennzeichneten  Strafverfahren 
xmd  mit  seinen  vielgestaltigen  blutigen  Leibes-  und  Lebensstrafen. 

Das  Zeitalter  der  Aufklärung  bedeutet  auf  stzafrechtiichem  Gebiet 
keinen  grundsätzlichen  Bruch  mit  den  Grundgedanken  des  Gemeinen 
Rechtes,  sondern  deren  refbimierende  Weiterbildimg.  Die  Sduiftsteller 
dieser  Periode,  von  Montesquieu  (172 1)  bis  auf  Beccaria  und  Rommel  (1764), 
predigen  .Sparsamkeit  in  der  Anwendung  der  Strafmtttel  und  Rationali- 
sierung des  Strafprozesses.  Zweckmäßigkeitserwägungen  sind  es,  die  sie 
gegen  die  1  odesstrafe  oder  gegen  die  Folter  ins  Feld  führen.  An  der 
Auffassung  des  Verbrechens  als  einer  gegen  die  staatiiche  Rechtsordnung 
gerichteten  Handlung,  an  der  Auffossuug  der  Strafe  als  der  nadi  dem 
Prinzip  der  „  Proportion  alität'«  zu  bemessenden  staatlichen  Reaktion  gegen 
das  Verbrechen  halten  sie  fest. 

Die  Geset^'gebungen  von  Toskana  1786,  Österreich  1787  (das  Josephi- 
nische  Strafgesetzbuch),  Preußen  1794  (Allgemeines  Landrecht)  bilden  den 
vollständigsten  Niederschlag  der  Ideen  dieser  Periode  und  zugleich  den 
Obergang  zum  19.  Jahrhundert 


A.  Das  Strafrecht. 

Uk  Stfa%«Mts-  1,  Der  Entwicklungsgang  im  19.  Jahrhunderl.  Von  den  großen 
^^^^JjJJ^^^JJjJ^ Fortschritten,  die  das  ig.  Jahrhundert  den  Naturwissenschaften  auf  allen 
ihren  Gebieten,  die  es  der  Technik  in  Gütererzeugung  und  im  Verkehr» 
die  es  auch,  h»  ganzen  genommen,  den  Geisteswissenschaften  gebracht 
hat,  ist  das  Strafrecht,  bis  m  das  letzte  inertel  des  Jahihunderts  hmein, 
so  gut  wie  völlig  unberührt  geblieben«  Es  hat  sich  damit  begnügt,  das 
reiche  Erbe  anzutreten  und  zu  verwalten,  das  ihm  das  iB,  Jahrhundert 
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hInteilaMeii  hatte,  die  Bahnen  zu  verfolgen,  die  ihm  durch  die  literatur 

wie  durch  die  Gesetzgebung  der  Aufklärungszeit  gewiesen  waren. 

I.  Die  (tesetzgebung.  Zwei  legislative  Wf-rke  sind  es,  denen  fast 
die  gesamte  Strafg'esetzgebung  des  19.  Jaiiriiuiiüerts  die  Richtungsbestim- 
mung verdankt:  der  Napoleonische  Code  penal  von  1810  und  das  bayrische 
Strafgesetsbttch  von  18  ij. 

Das  franxdnadae  Gesetzbach  weist  noch  unmittelbar  in  das  18.  Jahr-  i>>r  codo  piaai 
hundert  zurück.  Seine  Grundlage  hatte  bereits  das  erste  Stra%esetzbuch  ***  ''"^ 
der  Revolution  (1791)  geschaffen,  und  dieses  wieder  war,  zum  Teil 
wenigstens,  durch  die  Josephinische  Gesetzgebung  in  Österreich  und  den 
Niederlanden  beeinflußt  worden.  Dennoch  sprins^t  der  wesentliche  Fort- 
schritt, den  der  Code  von  18 10  über  die  üeseLigebungskunst  seiner  Vor- 
gänger gemacht  hat,  bei  jedem,  auch  nur  oberflächlichem,  Vergleich  deutlidi 
in  die  Augen.  Seine  Vorzüge  liegen  weniger  in  dem  Inhalt  seiner 
Stimjmunjrcn,  als  vielmehr  auf  dem  Gebiet  der  legislativen  Technik.  Wie 
unbegreiflich  schwerfällig  erscheinen  nicht  die  strafrechtlichen  Vorschriften 
des  preußischen  Allgemeinen  Landrechts  neh^n  (ien  klaren  und  knappen 
Begrififsbestimmungen  des  französischen  Geseixbuchesl  Ubwolü  die  Härte 
seiner  auf  dem  starrsten  Abschreckungsprinzip  beruhenden  Strafdrohungen, 
denen  die  Sdkwufgericfate  die  Gefolgschaft  versagten,  seit  dem  Jahr  1832 
wiederholte  und  wesenüiche  M&demngen  (Emülhrung  der  droonstances 
att^nuantes)  notwendig  gemacht  hatte,  konnte  doch  die  Grundlage  wie 
das  Systen>  de«;  Gesetzbuches  während  des  ganzen  19.  Jahrhunderts  hin- 
durch unberührt  erhalten  bleiben.  Bis  zum  heutigen  Tag  ist  in  Frankreich 
das  Bedürfnis  nach  einem  neuen  Aufbau  der  ätratgesetzgebung  nur  in  den 
engsten  Kreisen  vorhanden;  dafi  der  Code  von  18 10  die  Hundertjahrfeier 
seines  Bestehens  überleben  irird,  steht  heule  bereits  fest 

Das  andere  dieser  beiden  Werke  ist  das  Ba3rnsche  Strafgesetzbuch  ^*  Bm^risct.« 
von  1813.    Seine  Entstehung  ist  untrennbar  verknüpft  mit  dem  Namen  ^i^ifc^"'^'' 
des  bedeutendsten  Kriminalisten,  den  das  beginnende  19.  Jahrhundert  auf- 
zuweben  hatte,  mit  dem  Namen  Anselms  v.  Feuerbach  (1775 — 1833).  Mit 
ihm   beginnt  das   klonische  Zeitalter  der   deutschen  Strafrechtswissen- 
schaft. Feaerl>ach  steht  durchaus  auf  den  Schultern  der  für  die  A.uf-  . 
Uamngszeit  tonangebenden  MSnner;  er  ist  die  r^&te  SynÜiese  der  jene 
Epoche  beherrschenden  Ideen*  Aber  die  strenge  Scbuluti^,  die  sein  früh- 
reifer, beweglicher  Geist  dem  Kantschen  Kritizismus  verdankte,  befähigte 
ihn,   den  kaum    25jährigen,   die   Führung   in   allen  Zweigen   der  Straf- 
rechtswissenschaft zu  übernehmen.    Sein  Lehrbuch  des  peinlichen  Rechtes 
(»8üi  zuerst  erschienen)  hat  bis  in  die  50er  Jahre  hinein  den  sirafrecht- 

Uchen  Unterricht  an  den  deutsdien  Universitäten  beherrscht;  sein  Eintreten 
für  die  Öffentlichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verihhrens  (1825)  entschied  in 
der  politischen  Meinunsf  Deutschlands  den  Sieg  zugunsten  dieser  viel- 
umstrittenen  Grundsätze;  und  noch  heute  kann  seine  aktenmäßitye  Dar- 
stellung merkwürdiger  Verbrechen  (1828/29)  ^  mustergültig  für  die  kriminal- 


Digitized  by  Google 


Franz  von  Liszr:  Strafrecbt  und  Strafproteßrecht. 


psydiologische  Betrachtung  bezeichnet  werden.  Dauernden  Ruhm  aber 
hat  Feuerbach  sich  und  seinem  Vaterland  in  erster  Linie  durch  seine  g'esetz- 
geberische  Tätigkeit  g^esichert.  Als  er  auf  Grund  der  vernichtenden  Kritik, 
die  er  über  einen  früheren  Versuch  veröffentlicht  hatte,  von  der  bayri- 
schen Regierung  mit  der  AiiMii>«itung  des  Entwinis  eines  Stra^esets- 
buches  beauftragt  wurde,  hat  er,  allen  Schwierigkeiten  und  Hindernissen 
zum  Tfotx,  den  Stempel  seiner  Lidividualität  dem  bayrischen  Strafgesetz- 
buch von  1813  aufzuprägen  verstanden.  Die  streng  systematische  Ordnung 
des  Stoffes,  die  Schärfe  der  Be'^ifTshp Stimmungen,  dor  Schutz  gegen 
richterliche  Willkür  und  andere  allgemein  anerkannte  Vor;'i!ef>  sicherten 
dem  Werke  Feuerbaclis  auf  Jahrzehnte  hinaus  den  Einfluß  aui  die  Straf- 
gesetzgebung anderer  Länder.  Erfolgreich  konnte  es  den  Wettbewerb  mit 
dem  iranzösischen  Code  auftiehmen,  bis  dieser  erst  in  Plreuieo  (1851)»  dann 
im  neuen  Deutschen  Reich  (1870)  die  gemein -deutschen  Überlieferungen 
verdrängte.  Und  auch  heute  noch  strahlt  der  Ruhm  des  bayrischen 
Strafgesetzbuches  bei  den  der^^elben  Epoche  entstammenden  Staatswesen 
Mittel-  und  Südamerikas  in  ungetrübtem  Glanz. 

Über  diese  beiden  Grundlagen  ist  das  ganze  19.  Jahrhundert  nicht 
hinausgfekommen. 

Zwar  war  die  Strafgesetzgebung  last  in  allen  Ländern  unermfidliob 
tatig.   Entwurf  folgte  auf  Entwurf;  und  gar  manchem  von  ihnen  glückte 

es,  Gesetzeskraft  zu  erlangen.  Ab'>r  von  neuem  Inhalt  war  in  diesen 
„neuen"  Strafgeset/büchern  wenig  zu  finden.  Man  feilte  an  den  Begriffs- 
bestimmungen und  wetteiferte  in  den  Abstufungen  der  Strafdrohung.  Im 
großen  und  ganzen  drehte  man  sich  im  Kreise. 
!>•«  dMiacto  Da  und  dort  finden  wir  freifich  neue  DeliktsbegriflEe,  die  durch  die 
""^^jl^^^' geänderten  Lebensverhaltnisse  nahegelegt  worden  waren.  Mit  den  Dampt 
schiffen,  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  mit  der  Verwendung  der  Spreng- 
stoffe oder  der  elektrischen  Kraft  zu  gewerblichen  urif!  .mderen  Zwecken 
bildeten  sich  neue  Gruppen  von  strafbaren  Handlungen;  die  raschen  Fort- 
schritte und  die  damit  gegebenen  Entartungen  des  wirtschaftlichen  Verkehrs, 
die  Entwickelung  der  handelsrechtlichen  Crcndlschaften,  der  auf  das  äuflente 
gesteigerte  wirtschaftliche  Wettbewerb  mit  seinen  Warenfälschungen  und 
seinem  unlauteren  Geachaft^ebaren,  das  immer  mächtiger  sdch  entfaltende 
Banken-  und  Börsenwesen  machten  neue  Strafdrohungen  notwendig;  der 
privatrechtlichen  Anerkennung  der  Urheber-  imd  Erfinderrechte  auf  dem 
Gebiet  der  Kunst  und  Literatur  wie  des  Gewerbes  folgte  die  Gewährung 
des  strafrechtlichen  Schutzes;  und  je  weiter  die  Kreise  der  Lebensbetätigung 
gezogen  wurden,  die  der  moderne  Wolüfohrtsstaat  zum  Gegenstand  seiner 
Sorgfalt  erklärte,  wie  etwa  die  ausgedehnten  Gebiete  des  Arbeiterschutses 
oder  der  Arbeiterversicherung,  desto  größer  wurde  die  Zahl  der  mit  Strafen 
belegten  Äußerungen  eigennütziger  Gewinnsucht. 

So  hat  das  System  der  Verbrechen.sbegriffe  gar  manchen  neuen  Zweig 
angesetzt.   Aber  der  alte  Stamm  ist  unverändert  geblieben.    Gerade  bei 
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jenen  Verbrechen,  die  am  tiefiten  die  Sidierheit  des  geseUsdiafUidieQ 
Lebens  gefährden  und  unsere  Strafgerichte  am  häufigsten  beschäftigen, 

kann  die  Dogmengeschichte  auf  eine  viele  Jahrhunderte  umfassende  Ent- 
wicklung zurückblicken,  vermag  die  richterliche  Handhabuog^  dp';  Gesetzes 
auch  heute  noch  den  praktischen  Sinn  der  römischen  Juristen  oder  die  Ge- 
lehrsamkeit der  gemeinrechtlichen  Schriftsteller  mit  Erfolg  zu  Rate  zu  ziehen. 

Auch  die  deutsdien  Einxelstaaten  bliebe  hinter  den  flbrigen  Lindem 
nicht  zurfick.  Viele  von  ihnen  gelangten  schon  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahriiunderts  zu  neuen  Strafgesetzbüchern.  So  Sachsen  1838»  die  thüringische 
Staatengruppe  1839  und  in  den  folgenden  Jahren,  Württemberg- 1839,  Hannover 
und  Brann schweig'  1840,  Hessen -Darmstadt  1841,  Baden  1845. 

Besonder,  sorgfältig  waren  die  legislativen  Vorarbeiten  in  Preußen 
betrieben  worden.  Von  1826 — 1847  hatte  mau  nicht  weniger  als  acht 
Entwürfe  au%estent,  die,  in  engster  Fühlung  mit  der  gnndndentschen 
Entwicklung,  alle  in  den  anderen  Landern  gemachten  Fortschritte  fbr^ 
lanftnd  prüften  und  verarbeiteten. 

Da  trat  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  ein  merkwürdiger  Umschwung 
ein.  Unter  dem  Einfluß  der  rheinischen  Juristen  verließ  Preußen  mit  dem 
Ende  der  40  er  Jahre  den  Boden  des  gemeinen  Rechtes.  Das  Preußische 
Strafgesetzbuch  von  1851  schließt  sich  auf  das  engste  an  den  Code  p^nal 
von  tSia  Das  bedeutete  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  eine  Rezeption 
des  ftans&dsdien  Rechtes.  Wx  ihr  schied  FteuBen  aus  der  gemetn-deutschen 
Entwicklung  aus,  um  fortan  auf  strafrechtlichem  Gebiet  seine  eigenen 
Wege  zu  gehen.  Zugleich  begann  damit  die  verhängnisvolle  Entfremdung 
zwischen  der  gemeinrechtüch- deutschen  Wissenschaft  und  der  preußischen 
Praxis,  die  es  rasch  lernte,  auf  eigenen  Füßen  zu  stehen.  Wahrend  das 
von  Professoren  ins  Leben  gerufbne  und  geleitete  Ar^ov  ttx  Kiinünal- 
recht  1857  ein  stilles,  ruhmloses  Ende  fand,  blühte  das  von  einem  preußi- 
schen Praktiker  (Goltdammer,  Obotribimalsrat  in  Berlin,  1872)  im  Jahr 
1853  gegründete  Archiv  fQr  preußisches  Strafrecht  rasch  und  kräftig  empor. 

Auch  in  den  übrigen  deutschen  Einzelstaaten  war  um  1850  die  schöp- 
ferische Kraft  erlahmt  Nur  einzelne  von  ihnen  setzten  die  gesetzgeberische 
Arbeit  auf  strafrechtlichem  Gebiet  fort  So  Sachsen,  das  1855  und  1868,  und 
Bayern,  das  186 1  zur  Weitelbildung  ihrer  bisherigen  Strafgesetzbücher 
gelangten;  endlich  auch  Hamburg,  das  1869  ein  neues  Stra%esetzbuch  eio* 
führte,  als  schon  das  norddeutsche  Strafgesetzbuch  vor  der  Tür  stand.  In 
den  beiden  Mecklenburg,  in  Uauenburg,  Schaumburg-Lippe  und  Bremen 
galt  im  wesentlichen  das  auf  der  Peinlichen  Gerichtsordnung  Karls  Y.  ruhende 
Gemeine  Recht  weiter. 

Die  Rezeption  des  französischen  Rechtes  inPreufien  sollte  aber  auch  OmJM^ 
für  die  Strafgusetzgebung  des  Deutschen  Reiches  von  bestimm«idem  Ei»- 
fluB  werden.  Als  man  hn  Jahre  1868  daran  ging,  mit  tunfichster  Be- 
schletmigung  ein  Strafgesetzbuch  für  den  Norddeutschen  Bund  auszuarbeiten, 
legte  der  Verfasser  des  ersten  £ntwur£»  (Friedberg)  das  Preuflische  Strai> 
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giesetzbudi  von  1851  zugrunde.  Da  und  dort  wurden  UeineVMbesseningen 

angebracht  und  die  Erfahrungen  anderer  Länder  (besonders  SachSMia)  be- 
rücksichtigt Im  ganzen  aber  kann  man  ohne  jede  Übertreibung  sagen, 
daß  das  Strafgesetzbuch  für  den  Norddeutschen  Bund  vom  31.  Mai  1870 
und  das  diesem  durchaus  entsprechende  Reichsstrafgesetzbuch  vom 
15.  Mai  I S7 1 »  durch  die  Vennitt^ung  des  Preuffischen  Stra^esetdnidies  vcm 
1851,  dem  franzonschen  Code  p^nal  von  1810  die  Herrschaft  über  das 
ganze  Gebiet  des  neu  geeinten  Reiches  gesichert  hat 
n^maUr-  Über  das  Strafrecht  der  außerdeutschen  Staaten  können  an  dieser 
"  Stelle  nur  einzelne  Fintrorzeige  gegeben  werden. 

Am  weitesten  zurückgeblieben  ist  die  Entwicklung  der  Strafgesetii- 
gebung  in  den  Ländern  des  englisch- amerikanischen  Rechtes.  Das  eng- 
lisdte  Mutterland  ist  tmkz  mandier  Anläufe  und  trotz  der  für  Indien  und 
andere  Kolonien  ausgearbeiteten  Stra^esetsbfidier  zu  eber  Kodifiziening 
seines  Strafrechts  überhaupt  noch  nicht  gelangt  Neben  verschiedenen 
einzehien  Ciosetzcn  (Statute  law)  herrscht  hier  also  auch  heute  noch  das 
common  law,  das  aus  den  Präjudizien  der  Gerichtshöfe  erkannt  werden 
muß.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  besitzen  kein  Bundesstraf- 
gesetzbuch,  wohl  aber  Gesetzbücher  för  die  meisten  GUedstaaten,  in  tech- 
nischer Beziehung  durdiweg  unvollkommene  Arb^ten.  Von  einer  Straf- 
rechtswissenschaft im  kontinental*  europäischen  Sinn  des  Wortes  kann 
weder  in  GroSbritannien  noch  in  den  Vernnigten  Staaten  geqirodien 
werden. 

Auch  Österreich,  dessen  Strafgesetzbuch  von  1852  lediglich  eine  ver- 
besserte Auliage  des  alten  und  veralteten  Strafgesetzbuches  von  1803  dar- 
stellt, hat  bisher  trotz  mdu&cher  tastender  Versudie  die  Kraft  zu  dner 
Neugestaltung  sdner  Gesetzgebung  nicht  gefunden. 

In  Frankreich  hat  die  lange  Herrschaft  des  Code  p^nal  eine  tüchtige 
Kommentatorenliteratur  gezeitigt|  die  dogmatisch-systematische  Darstellung 
ist  hinter  der  deutschen  zurückgeblieben.  Die  Gesetzgebungen  von  Belgien, 
Luxemburg,  Rumänien,  der  französischen  Schweiz  sowie  der  Türkei  stehen 
durchaus  unter  dem  fünlluß  des  französischen  Rechtes.  Spanien  und 
Portugal  und  die  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Strafgesetzgebung  besonders 
r&hrigen  mitt^-  und  südamerikanischen  Staaten  bilden  eine  besondere 
Gruppe,  die  für  die  Gesamtentwicklung  ohne  Bedeutung  geUiebcn  ist 

Die  deutsche  Strafgesetzgebung  ist  von  Einfluß  geworden  auf  Ungarn 
(1878)  und  auf  die  österreichischen  Entwürfe,  die  sich  seit  i^;*;  eng  iin 
das  deutsche  Vorbild  anlehnen.  Selbständige  Bedeutung,  wenngleich  unter 
Wahrung  der  alten  Grundlagen,  besitzen  die  Strafgesetzbücher  für  die 
Niederiande  (1881),  für  Italien  (1889),  für  Finland  (1889)  und  das  noch 
nicht  in  Kraft  getretene  russische  Strafgesetzbudi  von  1903. 

Wesen^ch  neue  Bahn«i  sind  dagegen  eingeschlagen  in  dem  nor> 
wegischen  Strafgesetzbuch  von  igo2  (dem  Werke  von  Getz  und  Hagerup) 
sowie  in  dem  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  für  die  schweizerische  Eid« 
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gMOMenscluift  ^aibeitet  von  Stoofl).  In  diesen  bddcsn  Greaetzbuchem 

ist  weiügstens  ein  Teil  der  über  das  19.  Jahrhundwt  luiutliswebendea  Ge- 
danken (s.  unten  Abschnitt  III)  verwirklicht  worden.  Sie  gehören  midiin  nicht 
mehr  in  den  Rahmen  dieser  Übersicht 

2.  Die  Wissenschaft,    Aa  all  diesen  legislativen  Arbeiten  des  In- Di«  «leuucbo 
landes  wie  des  Auslandes  hat  die  deutsche  Wissenschaft  lebhaften  und  ^"^^[^^^ 
erfolgreichen  Anteil  gmommen.   Unmittelbar  durch  pontive  Vocschlige 
und  kritiaGhe  Frfifung;  mittellMir  durch  die  systemattsdie  und  kommenta^ 
torische  Verarbeitung^  des  geltenden  Redites,  durch  reditageschichtliche  und 
rechtsvergleichende  Forschungen. 

Das  Schwergewicht  ihrer  Tätigkeit,  der  über  das  jahrhuncicrt  hinaus- 
reichende Teil  ihrer  Arbeitsleistung,  aber  lieget  in  der  Durchdringung  und 
Weiterbildung  der  allgemeinen  Lehren  des  Strafrechts.  Hier  ist  sie  zu  einer 
SdiSrfe  der  Begrifbbildung  gelangt  durch  die  selbst  die  stolze  römische  Juris- 
prudenz in  den  Schatten  gestellt  wird.  In  der  Durchbildung  der  beiden  Schuld- 
formen  Votsatz  und  Fahrlässigkeit,  in  der  Behandlung  des  Verbrechens- 
Versuches  und  der  Teilnahme  am  Wrbrechen,  in  der  Lehre  von  den 
UnterlassungsdeUkten  oder  von  den  Gründen,  durch  welche  die  Rechts- 
wuliigkeit  des  Handelns  ausgeschlossen  wird  und  in  zahlreichen  anderen 
Fragen  des  „allgemeine  Teiles«*,  hat  die  strafrechtliche lilVIssenschaft  ihre 
Zwülingssehwester,  die  privatrechtliche  Deliktslehre,  weit  hinter  sich  ge» 
lassen.  Trotz  Ti^acher  Hinneigung  zu  weltfremdem  Formalismus,  trotz 
der  Oberschätzung  des  rein  logischen  Elements  hat  die  strafiechüiche 
Dogmatik  hier  dauernde  Ergebnisse  geschaffen. 

Und  wie  an  alle  großen  Kodifikationen,  so  knüpft  auch  an  das  1ns- 
lebentreten  des  Reichsstrafgesetzbuches  eine  neue  Blütezeit  der  dogmati- 
sdien  Strafreditswissenschaft.  Befreit  vcm  den  Fesseln  des  Partikulaxismus, 
bdebt  von  der  Freude  an  dem  einheitlichen  Gesetzbuch,  dessen  schwere 
Fehler  in  der  ersten  Begeisterung  übersehen  wurden,  bauten  die  juxi^ 
tischen  Dogmatiker  ihre  Begriffsgebäude  auf.  Unter  den  Verfassern  von 
Lehr-  und  Handbüchern  des  deutschen  Reichsstrafrechts  sind  Beruer, 
Binding,  Haelschner,  Merkel,  Hugo  Meyer,  neuerdings  auch  Finger  zu 
nennen;  die  besten  Kommentare  haben  Olahausen  imd  Frank  geliefert 
Dnrdi  die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  wurde  die  Erörterung  der 
StreitfragWi  in  lebhaftem  FluS  gehalten.  Zu  den  beiden  älteren  strafredit* 
liehen  Zeitschriften,  Goltdaramers  bereits  erwähntem  Arcliiv  und  dem  Gerichts- 
saal, tritt  1880  die  von  Dochow  (-]-  188 1)  und  von  löszt  gegründete  Zeit- 
sctirift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft. 

Bei  allen  diesen  Untersuchungen  hat  die  strafrechtliche  Wissenschaft  iwe  PhUoMphie 
mit  den  philosophischen  Systemen  des  i^j.  Jahrhunderts  ungleidi  engere^ 
FQhlung  behalten  als  irgmdeiner  von  den  übrigen  Rechtszweigen.  Dieser 
Zusammenhang  zwischen  strafrechtlicher  Dogmatik  imd  Philosophie  äußert 
sich  besonders  deutlich  in  den  Lehrmeinungen  über  das  Wesen  und  den 
Zweck  der  Strafe.   Die  «Strafrecbtstheohen",  die  in  reichster  Fülle  die 
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erste  Hälfte  des  Jahrliimdats  henrorgebndit  hat,  atutzen  sich  mmiittelbar 
oder  mittelbar  auf  die  jeweils  herrschenden  philosophischen  Systeme.  Unter 
diesen  hat  das  Hegeische  Lehrgebäude  jahrzehntelang-  der  dputschen  Straf- 
rechtswissensrbaft  seinen  Stempel  aufg-edrückt  Daß  die  Antithese  zwischen 
dem  Recht  und  dem  bewußten  Unrecht  oder  dem  Verbrechen  ihre  Lösung 
in  der  Strafe  finde,  dafi  das  Wesen  der  Strafe  in  der  Negation  des  Un- 
rechts und  damit  in  der  Wiederfaerstelliing  des  Rechtes  bestehe:  das  ist  der 
Gnindgedasike  fest  sämtlicher  Kriminalisten  aus  der  Mitte  des  Jahrhimderts. 
Koestlin,  Bemer,  Haelschner  stehen  auf  dem  Boden  der  Hegeischen  Philo- 
sophie. Und  es  wäre  eine  verlockende  Aufgabe,  hf^{  einem  der  führenden 
Kriminaiisten  aus  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts,  bei  einem,  der 
wie  kein  anderer  auch  heute  noch  die  Gedankenkreise  der  Jüngeren  be- 
herradity  bei  A.  Mexkel,  den  EiofluB  nachzuweisen,  den  die  Hegeische 
Plülofiophie  auf  seine  gesamte  wissenschaftliche  Auffassung  ausgeübt  hat 
Freilich  gerade  auf  r^ir  für  den  Gesetzgeber  wie  für  den  Richter 
wichtig^ste  Frag'e  hli'  !>  jede,  auch  die  Hegelschc,  Philosophie  die  Antwort 
schuldig:  über  Art  und  Maß  der  Strafe  vennögen  sie  nichts  zu  sagen. 
Daß  dem  Unrecht  seine  Negation  entgegengesetzt  werden  müsse,  hatten 
sie  behauptet,  vielleicht  auch  nachgewiesen;  wie  diese  Negation  beschaffen 
sein  solle,  darum  kümmerten  sie  sich  nidit  weiter,  Ifier  war  die  Straf- 
rechtswissenschaft  fahrerlos.  Und  darum  begnügte  sie  sich  damit,  im 
Vwein  mit  dem  Gesetzgeber  das  alte  Programm  der  Aufklärungsliteratur 
zur  weiteren  Ausfühnmg  zu  b'-ini^^pn.  Sparsamkeit  in  der  Verwenclung  der 
Strafmittel:  das  wurde  die  allgemeine  Losung. 
P—  Stt«iw»  Der  Kampf  für  und  gegen  die  Todesstrafe,  den  das  i8.  Jahrhundert 
begonnen  hatte,  wurde  wieder  aufgenonmien  und  mit  den  alten  Gründen 
wdteigefülirt  ^nselne  Staaten  haben  sie  abgeschafft;  so  Italien,  Rumänien, 
Portugal,  die  Niederlande,  Norwegen.  In  allen  anderen  wurde  sie  auf  ein 
wesentlich  kleineres  Anwendungsgebiet  beschränkt,  freilich,  ohne  daß  es 
dabei  gelungen  wäre,  die  schreiendsten  Mißverhältnisse  und  Widersprüche 
zu  beseitigen.  Daß  die  verstümmelnden  Leibesstrafen  beseitigt  wurden, 
versteht  sich  von  selbst.  Ebenso,  daß  die  Prügelstrafe,  die  stets  als  Standes- 

Strafe  für  ^e  unteren  Volksschichten  angesehen  worden  war,  mit  dem 
Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  nicht  in  Einklang  gebradit 
werden  konnte  imd  darum  fallen  mufite*  Auch  die  eigentlichen  Eliren- 
strafen,  wie  die  .Ausstellung  am  Pranger  xmd  der  bürgerliche  Tod,  wurden 
aus  dem  System  der  Strafmittel  ausgeschieden.  So  blieben  nur  die  Geld- 
Strafe  und  die  Freiheitsstrafe.  Ausgedehnte  Verwendung  der  Freilieitsstrafe, 
unter  fortschreitender  Abkürzung  ihrer  Dauer  und  immer  größerer  Gleich- 
föxmigkeit  in  ünem  Vollzug:  in  dieser  Tatsache  tritt  die  l^genart  des 
Strafiredits  im  19.  Jahrhundert  iraelleicht  am  deutlichsten  hervor. 

Zugleich  aber  hat  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Strafvollstreckung  sich 
eine  völlige  Verwirrung  herausgebildet.  Der  Gedanke,  durch  Freiheits- 
entziehung in  Verbindung  mit  zwangsweiser  Gewöhnung  an  regelmäßige 
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Arbeit  den  Verbrecher  zu  einem  braacbbaren  Glied  der  Gesellschaft  zu 
mft^fii^)  stammt  schon  aus  dem  Ende  des  i6.  und  dem  Anfang  des  17.  Jahxw 

hunderts.  Er  erwacht  zu  neuem  Leben  im  letzten  Viertel  des  18.  Jahr- 
hunderts. Aber  da  die  damals  vorhandenen  Strafanstalten  mit  ihren  un- 
grlaublich  erbärmlichen  Einrichtungen  für  die  Durchführung  des  Besserungs- 
gedaiikens  völlig  ungeeignet  waren,  verlangte  die  an  John  Howard  (-J-  1790) 
anknüpfende  Bewegung  vor  allem  die  bauliche  Umgestaltung  der  Ge- 
fängnisse. Jahrzehntelang  schien  es,  als  sollte  die  Strafrechtswissenschaft 
au%ehen  in  der  Gefangnisbaukunst.  Das  Zellengefangnis  zu  Philad^i^iia 
(1829)  wurde  als  der  Weisheil  letzter  Schluß  in  allen  Kultursprachen  ge- 
priesen; und  von  den  Vereinigten  Staaten  drang  das  System  der  Einzel- 
haft etwa  um  das  Jahr  1840  nicht  nur  uach  England,  sondern  auch  nach 
dem  europäischen  Kontinent  (Bruchsal  1848,  Moabit  1849).  Die  allgemeine 
DurcbfOhrung  des  Systems  adieiterte  an  der  Kostenfrage.  Bald  aber  er- 
hohen »dl  auch  grundsätzliche  Bedenken.  Man  bestritt  zunächst,  dafi  die 
Besserung  allgemeiner  Strafewedc  sein  könne  und  verwies  auf  die  grofle 
Zahl  der  unverbesserlichen  gewerbs-  und  gewohnheitsmäßigen  Verbrecher. 
Man  bestritt  auch  die  bessernde  Wirkung  der  langdauernden  Zelienhaft, 
durch  die  die  Spannkraft  des  Verbrechers  gelähmt,  seine  Fähigkeit,  im 
freien  Wettbewerb  mit  anderen  sidi  zu  halten,  vernichtet  werde.  Man  veiv 
langte,  soweit  es  sich  überhaupt  um  Besserungsstrafe  handloi  die  allmählich, 
stufenweise  sich  vollziehende  Gewöhnung  an  den  Gebrauch  der  Freiheit^ 
mithin  einen  progres^v  gestalteten  Strafvollzug.  Diese  Bedenken  waren 
stark  genug,  den  Siegeslauf  des  Zellensystems  zu  hemmen;  sie  hatten  aber 
nicht  die  Kraft,  dem  progressiven  System,  das  in  England,  Ungarn,  Italien 
und  einigen  anderen  Staaten  angenommen  worden  war,  die  allgemeine 
Anerkennung  zu  erringen.  Am  ScbluB  des  19.  Jahrhunderts  konnte*  mit- 
hin fes^estdOt  werden,  daA  wir  weder  wissen,  was  wir  mit  der  Freiheits- 
strafe eigentlich  wollen,  noch  wie  ae  zu  vollstrecken  sei.  Mit  dieser  mehr 
und  mehr  um  sich  greifenden  Erkenntnis  war  die  Behauptung  gerecht- 
fertigt, daß  das  Strafrecht  trotz  seiner  reichen  legislativen  Entfaltung, 
trotz  -semer  philosophischen  Vertiefung,  trotz  seiner  glänzend  entwickelten 
Dogmatik  an  einem  toten  Punkt  angelangt  sei. 

n.  Der  Aufbau  des  geltenden  Rechtes.  Für  eine  allgemeine  Über- 
sicht der  Kulturentwicklung  des  19.  Jahrhunderts  genügt  es,  wenn  das 
reichgegliederte  System  des  Strafrechts  in  seinen  allgemeinsten  Umrissen 
vorgeführt  wird.  Von  einer  rechtsvergloichenden  Darstellung  abzuseilen, 
zwingt  schon  der  zugemessene  Raum.  Die  Strafgesetzgebung  des  Deutschen 
Reiches  gibt  aber  für  sich  allein  ein  gutes  Bild  der  heute  in  den  kontinental- 
europSischen  Ländern  herrschenden  Ansdiauungen. 

I.  Die  allgemeinen  Lehren.  Ausarbeitnag  eines  allgemeinen  Teiles  Der  all(eaieii 
ist  die  schwierigste,  aber  auch  lohnendste  Au^be  für  die  Dogmatik  einer 
jeden  juristischen  Zweigwissenscfaaft.   Hier  werden  die  allgemeinen  Be> 
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griffe,  die  aus  der  überreichen  Fülle  der  einzelnen  Rechtssätze  durch  aOKg' 
faltigste,  immer  wiederholte  Abstraktion  gewonnen  wurden,  in  einem 
System  strengster  Über-  und  Unterordnung  verbunden,  so  daß  von  hier 
aus  das  Gesamtgebiet  des  besonderen  ieiles  überblickt  und  beherrscht 
werden  kann.  Von  bier  aus  bauen  »ch  aber  auch  cUe  Brüdcen,  die  von 
einer  juristischen  Disdpltn  hinüberfuhren  zu  allen  anderen  und  ftber  sie 
hinaus  zur  allgemeinen  Rechtslehre  und  noch  weiter  fainattS  zur  Fhiloeoidiie 
als  der  Wissenschaft  von  den  Wissenschaften. 

Die  deutschen  kriminalistischen  Schriftsteller  des  19.  Jahrhunderts  können 
sich  rülunen,  ihre  beste  Kraft  dieser  Aufgabe  zur  Verfügung  gestellt  zu 
haben.  Manches  hatten  sie  von  den  Vor&hren  übernommen,  manches 
konnten  ^e  vom  Ausland  lernen:  im  grofien  und  ganzen  Ist  es  digene, 
selbständige  Arbeit  geweem,  die 'sie  gelmstet  haben.  In  der  Gestaltung 
des  allgemeinen  Teiles  liegt  die  Starice  der  deutschen  strafrechtlichen 
Dogmatik,  die  in  dieser  Richtimg  die  aller  anderen  Nationen  überragt. 
In  ihr  liegt  freilich  auch  zugleich  ihre  Schwäche:  die  Abkehr  vom 
Konkreten,  vom  Leben,  von  dem  Menschen  und  die  Hinneigimg  zum 
Focmaliaiuis. 

Zwei  Angaben  waren  es  zunächst,  die  gelost  werden  mufiten:  i.  die 

Feststellung  der  allgemeinen  Begriffsmerkmale  des  Verbrechens  und  i»  die 
Klarlegung  seiner  allgemeinen  Erscheinungsformen. 
otoBacrtCi'         a)  Vom  dogmatisch -juristischen  Standpunkt  aus  erscheint  uns  dasVer- 
^^JJJI^jJ^  brechen  als  die  schuldhafte  rechts widritre  Handlung. 

Das  Verbrechen  ist  also  zunächst  Handlung,  d.  h.  menschliche  Willens- 
betätigung, durch  welche  eine  Veränderung  in  der  Aufieuwelt,  ein  Erfolg, 
herbeigei&hrt  wird.  Dabei  steht  dem  Tün  das  Unterlassen  dann  gleich» 
wenn  eine  Rechtspflicht  zum  Tun  bestanden  hat  (das  sog*  Unterlassungs- 
deükt).  Wer  einen  Ertrinkenden  nicht  rettet,  obwohl  er  es  zu  tun  ver- 
mochte, ist  für  den  Tod  nur  verantwortlich,  wenn  er,  etwa  als  Schwimm- 
lehrer, zur  Rettung  rechtlich  verpflichtet  war.  Der  in  der  deutschen 
Literatur  lebhaft  gefulute  Streit,  ob  das  Unterlassen  für  den  Erfolg  kausal 
sei  oder  nichl^  ist  ohne  jede  praktische  Bedeutung,  woM  auch  ohne  jeden 
wissenschaftlichen  Wert 

Das  Verbrechen  ist  femer  rechtswidrige  Handlung,  d.  h.  es  enthält 
formell  die  Übertretung  einer  Rechtsnorm,  materiell  die  Verletzung  oder 
Gefrihrdung-  eines  Rechtsgutes,  dessen  Träger  ein  einzelner  oder  die 
staatliche  Gemeinschaft  selbst  sein  kann.  Durch  dasVorUegen  bestimmter 
Voraussetzungen  wird  aber  die  sonst  gegebene  Rechtswidrigkeit  au^ 
geschlossen;  und  mit  ihr  ent^t  selbstverständlich  auch  die  Strafbarkeit 
der  Handlung.  Die  Fälle  des  Ausschlusses  der  Rechtswidrigkeit  sind  im 
Strafgesetzbuch  nur  zum  kleinsten  Teil  ausdrückUch  behandelt;  mehrfach 
fehlt  die  gesetzliche  Regelung  überhaupt  Nicht  rechtswicirig  ist  die  Not- 
wehr, d.  h.  die  Verteidigung  gegen  einen  gegenwärtigen  rechtswidrigen 
Angriff  durch  Verletzung  des  Angreifenden.    Nach  geltendem  Recht  darf 
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auch  ein  geringfügiges  Vermögensobjekt  durch  die  Tötung  des  Angreifers 
▼ertei(Kgt  werdeiif  wenn  die  Verteidigung  nidit  auf  andere  Weise  geschehea 
konnte.  Hat  der  Täter  die  Grenxen  der  erforderlichen  Verteidigung^  aus  Furcht^ 
Bestürzung  oder  Schrecken  überschritten,  so  handelt  er  rechtswidrig  (ist  also 
ersatzpflichtig),  wird  aber  nicht  bestraft.  Die  Rrrhts\vidrij>-keit  wird  femer 
ausgeschlossen  durch  den  Notstand,  d.  h.  durch  einen  Zustand  gegenwärtiger 
Gefahr,  aus  dem  es  keine  andere  Rettung  gibt,  als  die  Verletzung  eines 
unbeteiligten  Dritten.  Das  Strafgesetzbuch  behandelt  bloB  den  Notstand 
für  Leib  und  Leben  und  gestattet  die  Notstandshandlmy  nur  zugunsten 
des  Ifonddnden  selbst  oder  eines  Angehörigen.  Das  Büigeifiche  Gesetz- 
buch ist  darüber  hinaiisgegangen  und  hat  auch  die  Verteidigung  anderer 
Güter,  ohne  Einschränkung  der  Nothilfe,  zugelassen,  wenn  nur  der  zu- 
gefügte Schaden  geringer  ist  als  der  abgewendete.  Für  alle  Fälle  des 
Notstandes  ist  es  aber  allerdings  bestritten,  ob  wirklich  die  Rechtswidrig- 
keit der  Rechtsvwletzung  oder  bloft  ihre  Strafbarkeit  aosgescfalossen 
wird.  Die  Rechtswidrigkeit  wird  weiter  ausgeschlossen  in  allen  FSUen» 
in  denen  der  Handdnde  ein  Recht  zur  Vornahme  der  Handlung  hatte;  wie 
bei  der  Festnahme  eines  steckbrieflich  Verfolgten;  bei  der  Ausübung  eines 
Züchtigungsrechtps:  bei  Vornahme  einer  durch  das  Gesetz  zugela5?senen 
Hausdurchsuchung  usw.  Es  sei  endlich  auch  darauf  hingewiesen,  daß  die 
Vornahme  einer  ärztlichen  Operation,  lalis  dabei  die  Regeln  der  ärztlichen 
Wissenschaft  und  Kunst  beachtet  worden  sind  (zu  diesoi  Voraussetzungen 
wird  meist  auch  die  EinwiUigung  des  Kranken  gehören)^  nicht  ab  rechts- 
widrige  Korperverletzung  erscheint;  doch  hat  gerade  dieM  Gnqipe  von 
Fällen  eine  lebhafte,  immer  noch  nicht  ausgetragenoi  Kontroverse  hervor^ 
gerufen. 

Da»  Verbrechen  ist  endlich  schuldhafte  rechtswidrige  Handlung, 
d.  h.  es  muß  die  zurechenbare  Handlung  eines  zurechnungsfähigen  Menschen 
sein.  Der  Begriff  der  Zurechnungsfahigkeit  bietet  der  Rechtsanwendui^ 
veihiltntsmäfiig  geringe  Sdiwierigkeiten;  in  der  Wissenschaft  ist  er  überaus 
bestritten.  Während  die  einen  die  Zurechnungsfähigkeit  nur  auf  das 
Posti;1at  r!rr  Willensfreiheit  stützen  zu  können  glauben,  erblicken  die 
anderen  in  ihr  nichts  weiter  als  die  nomiale  Motivierbarkeit,  also  die  inner- 
halb der  Grenzen  des  Normalen  sich  bewegende  Reaktion  auf  äußere  oder 
innere  Reize.  Die  Gesetzgebung  hat  sich  darauf  beschränkt,  die  Fälle 
hervorzuheben,  in  welchen  die  Zurechnungsfahigkeit  entfallt.  Dahin  gehört 
zunächst  die  Geisteskrankheit,  soweit  durch  ne  die  „Ireie'Vtnilensbetätigung*, 
d.  h.  die  normale  Reaktion,  ausgeschlossen  wird.  Dasselbe  gilt  von  den 
Störungen  des  Bp\\'ufltseins.  Unbedingt  nicht  zurechnimL'^snihig  ist  femer 
das  Kind  bis  zum  vollendeten  12.  Lebensjahr.  In  di  r-  Altersperiode  vom 
12.  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr  muß  bei  jedem  einzelnen  DeUkt 
geprfift  werden,  ob  der  Täter  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  seines 
Tuns  erforderliche  Einsicht  gehabt  hat  oder  nicht  Im  ersten  Fall  tritt 
Verurteilung  mit  Strafinilderung,  im  zweiten  Freiqprediung  ein.  Doch 
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kann  sowohl  dem  Ktnd  als  auch  dem  freigesprochenen  Jugendlichen  gegen- 
über die  Fürsorgeerziehung-  eing^eleitet  werden.  Auch  bei  dem  Taub- 
stummen wird  die  erforderliche  Einsicht  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders 
geprüft;  ihr  Mangel  hat  Freisprechung,  ihr  Vorliegen  Verurteilung,  aber 
ohne  StraftoUderung,  zur  Folge. 

Die  Handlung  des  Zuxechnnngsßliigeii  wird  ilim  aber  nur  dann  zu- 
gerechnet, wenn  er  schuldhaft,  d.  h.  votsätdich  oder  fahrlawrig  gehandelt 
hat  Der  Vorsatz  besteht  in  der  Kenntnis  der  sämflichen  Tatbestands- 
merkmale und  damit  in  der  Voraussicht  des  Erfolffes;  die  Fahrlässig-keit 
in  der  vermeidbaren  Unkenntnis  dieser  Momente.  Vorsatz  ist  das  „Kennen", 
Fahrlässigkeit  das  „Kennenmüssen"  der  Willensbetätigung  mit  EinschluA 
ihres  Erfolges.  Doch  verlangt  eine  w^tverhreltete  Ansidit  zum  Begriff 
des  Vorsatzes  auBer  dem  „Kennen«  oder  „Wissen"  auch  das  „Wollen**  des 
Erfolges  (Willenstheorie  im  Gegensatz  zur  Vorstellungstheorie).  Irrtum  über 
ein  Tatbestandsmerkmal  schließt  daher  stets  den  Vorsatz,  unverschuldeter 
Irrtum  auch  die  Fahrlässigkeit  aus.  Ob  auch  das  Bewußtsein  der  Rechts- 
widrigkeit zu  den  Merkmalen  des  Vorsat/begriifes  gehört,  ist  sehr  be- 
stritten; die  überwiegende  Meinimg  verneint  die  Frage.  Von  Eventualvorsatz 
q>richt  man,  wenn  der  Tater  den  Erfolg  als  möglich  vorausgesehen  und 
för  den  FaU  seines  Eintrittes  mit  in  Kauf  genommen  hat  Beispiel:  der 
Händler  verkauft  die  ungereinigten  Kleider  eines  an  Cholera  Gestorbenei^ 
da  es  ihm  nur  um  den  Gewinn  zu  tun  und  die  Ansteckung  des  Käufers 
gleichg-ültig  ist 

Jede  schuldhafte,  rechtswidrige  Handlung  ist  an  sich  straf  fähig; 
aber  nicht  jede  wird  durch  das  jeweils  geltende  Recht  fOr  strafbar  er- 
klärt Nur  wo  die  Unrechtsfolge  des  privatrechtlichen  Delikts,  die  Ersatz 
pflicht,  versagt  oder  nicht  auareicht}  weht  sich  der  Gesetzgeber  veranlaß^ 

ziu-  Strafdrohung  zu  greifen.  Das  kriminelle  Unredit  ist  dah»  vom  privat- 
rechtlichen Delikt  nicht  qualitativ,  sondern  nur  quantitativ  verschieden. 
Mehrfach  macht  der  Gesetzgeber  den  Fintritt  der  Strafsanktion  aber  noch 
abhängig  von  dem  Vorliegen  einer  besonderen  Voraussetzung,  die  mit  dem 
Tatbestand  des  Verbrechens  an  sich  nichts  zu  tun  hat;  so  «nd  hochp 
verräterische  Handlungen  gegen  befreundete  Staaten,  Beleidigungen 
eines  außerdeutschen  Landesherm  nur  dann  strafbar,  wenn  durch  das 
ausländische  Recht  die  „Gegenseitigkeit  verbürgt"  wird. 
BncMowMo-  b)  Erscheinungsformen  des  Verbrechens,  auf  welche  die  heutige 
"mrlmr*^  Gesetzgeb unji-  der  Kulturstaaten  übereinstimmend  Rücksicht  nimmt,  sind 
Vollendung  und  Versuch,  Täterschaft  und  Teilnahme,  Einheit  und  Mehr- 
heit des  Verbrechens.  Auch  andere  Modalitäten  der  Begehung  können 
nach  einzelnen  Richtungen  hin  von  Bedeutung  werden;  so  sind  nach  dem 
Recht  der  süddeutschen  Staaten  die  durch  die  Fresse  begangfenen  Delikte 

vor  die  Schwurcferichte  verwiesen. 

Nicht  bloß  d.is  vollendete,  sondern  schon  das  versuchte  Verbrechen 
ist  in  allen  schwereren  Fällen  strafbar.   Dagegen  bleiben  die  Vorbereitimgs- 


Digitized  by  Google 


A.  Das  Sttafiecht  IL  Dar  AafbM  des  geltendea  Reditas. 


207 


handlimgeii  (Erwerb  des  Giftes)  straflos;  der  strafbare  Veisadi  beginnt 
erst  mit  dem  „Anfang  der  Ausführung^  (mit  dem  Beibringen  des  Giftes). 

Über  den  tieferen  Grund  für  die  Strafbariceit  des  Versuchs  gehen  die  An- 
sichten weit  auseinander;  nach  den  einen  soll  die  Betatißfung  des  ver- 
brecherischen Willens,  nach  den  anderen  die  objektive  Gefährlichkeit  der 
Tat,  also  die  Möglichkeit  des  Krfolgseintrittes,  maßgebend  sein.  Diese 
grundsätzlich  verschiedene  AnlTaasung  äußert  sich  vor  allem  in  der  Be- 
urteilung des  uotangUchen  Versttdis.  Beiq>iel:  der  Titer  beabsichtigt  einen 
Giftmord;  er  verwendet  aus  Verschen  statt  des  Giftes  ein  harmloses  Pulver 
oder  er  wendet  eine  wirkunpfslose  Dosis  an,  von  der  er  irrtümlich  tödliche 
Wirkung  voraussetzt.  Die  meisten  Ge.setzbiirlicr,  unter  diesen  auch  das 
deutsche,  erwähnen  diesen  Fall  nicht  ausdrücklich.  Doä  deutsche  Reichs- 
gericht hat  alle  Fälle  des  imtauglichen  Versuchs,  soweit  nicht  etwa  aber- 
gläubische Mittel  angewendet  worden  sind,  f8r  strafbar  erklärt;  die  über- 
wiegende Ansidit  in  der  Literatur  hält  daran  fest,  daß  bei  objektiv  erw 
kennbarer  Unmöglichkeit  des  Erfolgseintrittes  (übergroße  Entfernung  beim 
Versuch  des  ErschieBens)  kein  strafbarer  Versuch  vorliege.  Wahrend  nach 
Auffassung-  des  französischen  ^.echtes  der  Versuch  ebenso  schwer  gestraft 
wird  wie  das  vollendete  Verbrechen,  verlangt  das  deutsche  Strafgesetzbuch 
Strafinilderung  für  den  Versuch;  so  tritt  bei  versuchtem  Mord  an  Stelle 
der  Todesstrafe  eine  Zuchdiausstraie  von  3  Ms  15  Jahren.  Hat  der  Täter 
die  Beendigung  d^  Ausfuhrungshandlung  au^^geben  oder  nach  ihrer 
Beendigiu^  (etwa  durch  Geben  von  Gegengift)  den  Erfolg  abgewmidet^ 
so  sichert  er  sich  damit  die  Straflosigkeit. 

Neben  der  Begehung'  der  Straftat  durch  einen  Täter  berücksichtigt 
das  Gesetz  auch  die  Beteiligung  mehrerer  Personen  an  demselben  Delikt, 
es  stellt  also  der  Täterschaft  die  Teilnahme  gegenüber.  Arten  der  Teil- 
nahme sind  Anstiftung  und  Beihilfe;  nicht  die  Begünstigung,  die  vielmdir 
als  ein  besonderes  D^lct  erscheint.  Die  Anstiftung  besteht  in  der  vor- 
sätzlichen Hervomifuncf  des  Tatentschlusses  in  einem  anderen;  der  An- 
stifter nillt  unter  denselben  Strafrahmen  wie  der  Täter  selbst.  Die  Hei- 
hilfe besteht  in  der  Unterstützung  der  Tat  eines  anderen;  der  Strafrahmen 
für  den  Gehilfen  wird  in  derselben  Weise  gemildert,  wie  der  Strafrahmen 
b^  dem  VersudL  Von  mehreren  Mittätern  wird  jeder  als  Täter  bestrait 
Wird  die  Strafbarkeit  der  Tat  nach  den  persönlichen  Kgenscfaafteo  oder 
Verhältnissen  des  Täters  abgestuft,  so  gilt  diese  Schärfung  oder  Mildemng 
nur  für  denjenigen  Beteiligten,  bei  dem  jene  perscWiUchen  Voraussetzungen 
zutreffen,  dann  aber  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  seiner  Beteiligamg.  So  wird 
die  unehelich  Gebärende  stets  nach  den  milderen  Strafbestimmungen  über 
Kindestötung  bestraft,  mag  sie  Täterin  oder  Anstifterin  oder  Gehilfin  sein; 
während  der  Vater  des  Kindes»  auch  wenn  er  die  uneheliche  Mutter  zur  Tötung 
angestiftet  oder  ihr  dabei  geholfen  hat^  immer  wegfen  gemeiner  Tötung  haftet 

Große  Schwierigkeiten  bereitet  der  Wissenschaft  wie  der  Recht- 
^ecbung  das  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer  Handlungen. 
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konkurrenz  liegt  vor,  wenn  ein  und  dieselbe  Handlunj^f  mehrere  Gesetze 
verletzt;  Beispiel:  Notzucht  an  der  verheirateten  Tochter.  Hier  findet  nur 
ein  Gesetz  Anwendung,  nämlich  dasjenig-e,  welches  die  schwerste  Strafe 
androht  Realkonkurrenz  dagegen  liegt  vor,  wenn  durch  mehrere  selb- 
Ständige  ^ndlungen  dass^be  Verbrechen  mehrmals  od«r  aber  verschiedene 
Verbrechen  begangen  werden.  Hier  findet  im  allgemeinen  einfache  Zop 
aammenrechnung  der  verwirkten  Einzelstrafen  (etwa  der  mehreren  Gdd- 
strafen)  oder  aber,  bei  Zusammfri treffen  mehrerer  zeitig-er  Freiheitsstrafen, 
eine  sog.  Gesamtstrafe  Anwendung,  die  io  einer  Erhöhung  der  schwersten 
unter  den  verwirkten  Eiiuelstrafen  besteht,  so  daß  deren  Gesamtsumme 
nidit  erreicht  werden  darf. 
Dv  TWbMMA  2.  Die  einseinen  strafbaren  Handlungen,  a)  Bei  der  Bildung 
der  Tatbestande,  durch  welche  die  Begriffisbestimmung  der  verschiedenen 
strafl^arcn  Handlungen  gegeben  wird,  hat  der  Gesetzgeber  zwei  Gesichts- 
punkte fest  im  Auge  zu  halten.  Er  muß  .sich  zunäch.st  fragen,  welche 
Interessen  er  durch  seuie  Strafdrohunefcn  überhaupt  schützen  will.  So 
entsteht  der  Katalog  derjenigen  Lebensgüter,  sei  es  der  Gesamtheit  (die 
Integrität  der  Verfassung,  das  fxiedlidie  Zusammenleben  der  vetachiedenen 
Gesellsdiaflsklassen  usw.),  sei  es  des  einzelnen  (Leben,  Freiheit,  Ehre  usw.), 
die  ihm  des  Stmftchutzes  würdig  und  bedürftig  erscheinen.  Zweitens  aber 
hat  der  Gesetzgeber  sich  darüber  klar  zu  werden,  gegen  welche  An- 
griffe er  diese  Güter  .schützen  will.  Vielleicht  schützt  er  das  Gut  gegen 
jede  wie  immer  geartete  Verletzung  (also  das  Leben  gegen  jede  Tötung, 
die  Freiheit  gegen  jede  Nötigung).  Vielleicht  schützt  er  es  strafrechtlich 
nur  gegen  bestimmt  geartete  Verletzungen  oder  er  stuft  seine  Stra^ 
drohungen  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Veiletzung  ab;  so  vrird  das 
Eigentum  an  beweglidien  Sachen  geschützt  gegen  rechtswidrige  Aneignung 
(Dieb.stahl,  Unterschlagung,  Raub),  das  Eigentum  an  beweglichen  wie  an 
unbeweglichen  Sachen  gegen  Beschädigung  oder  Zerstörung  der  Sach- 
substanz; dagegen  nur  ganz  ausnahmsweise  (bei  öffentlichen  Ffandleihem) 
gegen  rechtswidrigfen  Gebrauch,  so  dad  es  straflos  bleibt,  wenn  das  Dienst- 
mSdchen  in  der  Abwesenheit  der  Herrin  deren  Kleider  trägt  Viel- 
leicht —  aber  das  ^d  nur  Ausnahmefalle  —  erstreckt  der  Gesetzgeber 
seinen  Strafschutz  auch  auf  blofie  Gefährdung;  so  ist  der  Zweikampf  straf- 
bar, auch  wenn  er  zu  einer  Korperverletzung  überhaupt  nicht  gefuhrt  hat 
Überall  dort,  wo  der  Gesetzgeber  sich  über  diese  beiden  Fragen  nicht  klar 
geworden  ist  (etwa  bei  der  Bestrafung  des  unlauteren  Wettbewerbs),  entstehen 
nidit  bloA  für  die  wissenschafWc^e  Auflassung,  sondern  auch  für  die  pralt- 
tische- Handhabung  des  VerbrecheosbegrifiFes  Schwierigkeiten  und  Zweifel. 
Leider  sind  diese  Falle  in  allen  modernen  Strafgesetzbüchern  überaus  häufig. 
^'^'I-wn' Der  ft-anzösische  Code  p^nal  hatte  die  sämtlichen  strafbaren  Hand- 
Handiunero  m  innoTn  uach  der  Schwere  der  auf  sie  cfesetzten  Strafe  in  crimes,  df^lits  und 

Verbrechen,  ■  °  ' 

vergeiMm.  üb«r-  contraventious  eingeteilt   Diese  Dreiteilung,  gegen  die  sich  manche  grund- 
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sätzlichen  Bedenken  geltend  raachen  ließen,  hatte  für  die  französische  Gesetz- 
gebung den  großen  praktischen  Vorteil,  daß  sie  einen  einfachen  Aufbau  der 
Gerichtsverfassung  (s.  unten  S.  225)  und  damit  der  gesamten  Gestaltung  des 
Strafprozesses  enndgliclite.  DasReidisstrafgesetzbuch  ha^  dem  Preufliscben 
folgend,  auch  die  Drmteiliiiig  aus  d«n  firaiucosisdieii  Recht  überaommen, 
obwohl  man  sich  längst  darüber  klar  war,  dciß  sie  die  Grundlage  für  die 
Gerichtsverfassung  bei  un  s  nicht  abgeben  könne,  daß  vielmehr  den  Schwur- 
gerichten nicht  alle,  sondern  nur  die  schwersten  Verbrechen  und  daß  den 
Schöffengerichten  nicht  nur  die  Übertretungen,  sondern  auch  die  leichteren 
Vergehen  übertragen  werden  müßten.  Verbrechen  heißen  nach  deutschem 
Redit  alle  Handluogea,  die  mit  dem  Tode,  mit  Zuchdiaus  oder  mit  Festungs- 
haft v<Mi  mehr  als  fünf  Jahren  bedroht  sind;  Vetgehen  die  Handlungen, 
die  mit  Festungshaft  bis  zu  fünf  Jahren,  mit  Gefängnis  oder  mit  Geldstrafe 
von  mehr  als  150  Mark  bedroht  sind;  Übertretungen  endlich  alle  mit  Haft 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  bedrohten  Handlungen.  Maßgebend 
ist  für  die  Unterscheidung  die  angedrohte,  nicht  die  erkannte  Strafe;  bei 
alternativer  Strafilrohung  („Zuchthaus  oder  Gefängnis**)  die  schwerste  der 
angedrohten  Strafen.  Die  Untersdieidung  wird  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen hin  von  Bedeutung.  So  ist  der  Versuch  eines  Verbrechens  immer, 
der  eines  Vergehens  nur  in  den  besonders  hervorgehobenen  Fällen,  der  einer 
Übertretung  niemals  strafbar;  Beihilfe  zu  Übertretungen  bleibt  straflos  usw. 
Wenn  in  den  Strafdrohungen  der  sog.  Nebengesetze  neben  Haft  alternativ 
eine  Geldstrafe  von  mehr  als  150  Mark  angedroht  wird,  was  häufig  genug 
vorkommt  so  ist  die  Handlung  zum  Vergehen  gestempelt  und  damit  dieStraf- 
bark^  der  Beihilfe  ohne  weiteres  gegeben.  Die  schlimmste  Folge  der  Drei- 
teilung aber  besteht  darin,  daß  durch  sie  jeder  Unterschied  zwischen  den 
leichteren  Fällen  des  kriminellen  Unrechts  und  dem  polizeilichen  Delikt  völlig 
verwischt  wird.  Auf  die  Entwendung  von  Nahrungs-  und  Genußmitteln  findet 
dasselbe  Strafensystem  Anwendung  wie  auf  die  Nichtbefolgung  der  gering- 
fügigsten lokalpolizeilichen  Vorschrift:  die  Geldstrafe  wird  in  dem  einen 
wie  dem  anderen  Fall,  wenn  sie  uneinbringlich  ist,  in  Haftstrafe  umgewandelt 
Und  auch  das  Strafverfiihren  kennt  keinen  Unterschied  zwischen  Polizei- 
übertretung und  strafbarem  Eingriff  in  ftemde  Rechte.  Daß  mit  dieser 
Gleichwertung  von  innerlich  durchaus  verschiedenen  Handlungen  das 
Rechtsbewußtsein  des  Volkes  in  gefahrlichster  Weise  erschüttert  werden 
muß,  wird  heute  von  allen  Seiten  zugegeben. 

c)  Ein  wissenschafUiches  System  der  strafbar«»  Handlungen  mufl  tich  x>m 
aufbauen  auf  der  Unterscheidung  der  Rechtsgfuter  (s.  oben  S.  208),  die  durch  HaD^w^T* 
die  strafbare  Handlung  verletzt  oder  gefährdet  werden.    Das  System  eines  Bürgerlichen 
Strafgesetzbuches  wird  den  Erwägungen  praktischer  Zweckmäßigkeit  Rech-  ^*^*'**^'^'^ 
nung  tragen  dürfen  und  müssen   Es  empfiehlt  sich,  an  dieser  Stelle  der  T.egal- 
ordnung  zu  folgen,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  nur  so  der  Bestand  der  im 
Strafgesetzbuch  vereinigten  i  atbestände  von  den  im  Lauf  der  Jahrzehnte  hin- 
zugekommenen Strafiirohungen  der  Sondergesetzgebung  sich  deutlich  abhebt 
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Der  besondere  Teil  des  Reichsstrafgesetzbuches  zerfallt  in  29  Abschnitte. 
Von  diesen  kann  der  letzte,  der  im  Anschluß  an  das  Preußische  Strafgesetz- 
buch von  1851  gewiMe  Obertr«tttiigeii  ohne  jeden  inneren  Ghnind  su  reich»* 
reditiich  bedrohten  Handlungen  sten^^  beiseite  gelassen  weiden.  Die 
fibrigen  »8  Abschnitte  können,  im  Anschluß  an  die  Gepflogenheiten  der 
Reichskriminalstatistik,  in  vier  Hauptmassen  zerlegt  werden. 

Die  erste  Gruppe  umfaßt  die  Delikte  „g^cgen  Staat,  Religion  und 
öffentliche  Ordnung"  (Abschnitt  1  bis  11).  An  der  Spit/e  stehen  Hochverrat 
und  Landesverrat.  Es  folgen  die  Majostätsbeleidigung  (wörtliche  oder  tät- 
lldbe  Beleidigung  des  Kaisers,  des  Landealierm,  des  Regenten  oder  eines 
Mhgliedes  des  Umdeshertlichen  Hauses),  die  Delikte  gegen  befreundete 
Staaten,  die  Verletzung  der  staatsbürgerUdien  Rechte,  der  Widerstand 
gegen  die  Staatsgewalt  und  die  Befreiung  von  Gefangenen.  Tn  einem 
weiteren  umfassenden  Abschnitt,  dessen  Überschrift  „Delikte  gegen  die 
oiieiiüu.hc  Ordnung"  den  Inhalt  nur  sehr  ungenau  bezeichnet,  finden  wir 
den  Haus-  und  den  Landfriedensbruch,  die  Störungen  des  öffentlichen 
Friedeos,  AnmalluDg  und  Mifiachtung  der  Amtsgewalt,  die  Verletzung  der 
Welirpflieht  u.  a.  Daran  schließen  tadti  die  Ifunzdelikte,  der  Meineid  und 
verwandte  Delikte  und  die  falsche  Anschuldigung;  Gotteslästerung,  Be- 
leidigung der  kirchlichen  Korporationen,  Störung  des  Gottesdienstes,  Be- 
einträchtigung der  Kultusfrciheit,  Störung  des  Gräberfricdens  sind  im  elften 
und  letzten  Abschnitt  unter  Strafe  gestellt. 

Die  zweite  Gruppe  (Abschnitt  12  bis  18)  entiiilt  die  DeUkte  »gegen 
die  Person'*.  Hierlier  gehSren  zunScIist  die  Veränderung  und  Unterdrückung 
des  Personenatandet^  sowie  der  Ehebetrug.  Dann  folgen  die  vielgestaltigen 
Sittlichkeitsdelikte:  mehrfache  Ehe  und  Ehebruch,  Blutschande,  Mißbrauch 
fines  Aiitoritäts Verhältnisses  zu  unsittlichen  Zwecken,  Päderastie  und  Sodo- 
nuterei,  gewaltsame,  an  Bewußtlosen  oder  an  Kindern  vorgenoiiiincne  un- 
züchtige Handiangen  mit  Einschiuü  der  Notzucht,  die  Erschleichung  des 
Beischlafs  durch  Täuschung,  Kuppelei  und  ZnhSltmei,  die  Verf&hrung  eines 
unbescholtenen  noch  nicht  sechzehnjährigen  Mädchens,  Erregong  eines 
Ärgernisses  durch  öffentlich  vorgenommene  un;:üchtige  Handlungen,  Ver- 
breitung untüchtiger  Schriften,  entgeltliche  Überlassung  von  Schriften, 
„welche,  ohne  un/üchtig  zu  sein,  das  Schamgefühl  gröblich  verletzen",  an 
Personen  unter  sechzehn  Jahren.  Zwei  weitere  Abschnitte  bedrohen  die 
Arten  der  Beleidigung;  die  einfache  Verbal-  und  Realinjurie,  die  üble 
Nachrede  und  die  Verleumdung  (mit  EinschluB  der  Kreditgeflhrdung), 
sowie  den  Zweikampf.  Daran  schlieflen  sich  die  Delikte  gegen  das  Leben: 
der  Mord  als  die  mit  Überlegung  ausgeführte  vorsätzlit^e  Tötung  sowie, 
mit  vielfacher  Abstufung  der  Strafen,  der  Totschlag;  wesentlich  milder  be- 
straft, die  Tütungr  auf  Verlangen  des  Getöteten  und  die  Kinilestötung; 
Abtreibung  und  Aussetzung  und  endlich  die  fahrlässige  Tötung.  Innerhalb 
der  Körperverletzung  unterscheidet  das  Gesetz  die  vorsätzliche  und  die 
fahrlässige  Körperverletzung;  innerhalb  der  eisten  weiter  die  leichte,  die 
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gefährliche,  dip  schwer?  und  endlich  die  Körpprverletzunc^  mit  tödlichem 
Ausgang;  auch  der  Rauf  Handel  und  die  Vergiftung  sind  hier  eingegliedert 
Den  Abschluß  bilden  die  Delikte  wider  die  persönliche  Freiheit:  Menschen- 
mid  KlndMtauhr  ^tfBhrung,  Freih^bManibung,  Nötigung  und  Bedrohung. 

Die  dritte  Gruppe  wird  ditrdi  die  Delikte  gegen  des  Vennögen 
(Abaduitle  19  bis  27}  gebildet  An  der  Spitxe  «leben  Diebetabl  und  Unter- 
echlagung.  Es  folgen  Raub  und  Erpressung,  Begünstigung  und  Hehlerei, 
Betrug  und  Untreue,  Urkundcnfalscbunci-  und  verwandte  Delikte.  Der  24.  Ab- 
schnitt, der  jetzt  durch  die  Strrit  h^stmimung^en  der  Konkursordmini^  vom 
17.  Mai  1898  ersetzt  ist,  behaudeit  den  einfachen  und  betrugenschen 
Bankerott  und  versdiiedene  anscUieAende  TatbestSnde.  In  buntem  Ge- 
m«ige  laBt  der  25.  Abachnitt  unter  der  Übersdbrift  ,»8tFBfbarer  £lgennuts 
und  Verletzung  fremder  Geheimnisse"  u.  a.  ztitammen;  das  GliScks^el,  das 
unbefugte  Jagen  und  Fischen,  die  EröffnunR*  von  verschlos.'^enen  Briefen 
oder  anderen  Urkunden,  die  Offenbarung"  von  fremden  Privatgeheimnis.sen 
durch  Arzte,  Rechtsanwälte  und  gewisse  andere  Personen,  die  Ausbeutung 
von  Minderjährigen  und  den  Wucher.  An  die  Sachbeschädigung  schließen 
ach  im  27.  Abachnitt  die  gemeingefährlichen  Delikte:  Brandttiftung  und 
Überschwemmung,  Störung  des  Eisenbahn-  und  T^graphenbetriebes, 
fahrdung  der  Schiffahrt,  Vergiftung  von  Brunnen  und  anderen  zum  öffent- 
lichen Gebrauch  bestimmten  Gegen.ständen,  die  Übertretting  der  Anord- 
nungen bei  ansteckenden  Krankheiten  oder  Viehseuchen,  die  Nichterfüllung 
von  Lieferungsverträgen,  die  mit  einer  Behörde  über  Heeresbedürfhisse 
SU  Kriegszeiten  oder  über  Lebensmittd  zu  ZMten  eines  Notstandes  ge- 
schlossen worden  sind»  und  endlich  die  V«rletzung  der  Regeln  der  Baukunst 

Die  vierte  und  letzte  Gruppe  enthalt  in  einem  einzigen  (dem  28.) 
Abschnitt  die  Delikte  im  Amt;  eine  Gruppe,  die  in  reicher  Ausgestaltung 
die  verschiedenen  möglichen  Fälle  unter  Strafe  stellt,  aber  in  den  Zahlen- 
reihen unserer  Reichsstatistik  glücklicherweise  eine  sehr  unbedeutende 
Rolle  spielt. 

d)  Die  370  Paragraphen  unseres  Rdchsstrafgesetibudies  bilden  aber  dw  amfhieb»' 
nur  die  kleinere  Hälfte  der  vom  Reich  eriassenen  Strafdfohungen.  Ganz 
abgesehen  von  dem  Militirstrafgesetzbuch  vom  20.  Juni  1872,  sind  in  etwa 

anderthalb  Hundert  Reichsg*esetzen  Strafdrohungren  von  sehr  verschiedener 
praktischer  Bedeutung  enthalten,  die  von  den  einfachsten  Ordnungsstraf  en  bis 
zur  Todesstrafe  fortschreiten.  Wir  finden  unter  ihnen  das  Preßgesetz  (1874), 
die  Gewerbeordnung,  die  ZoU-  und  Steuer-,  Bank-  und  Borsengesetze,  die 
Gesetze  über  die  Urheber-  und  Erfinderrechte,  das  Nahrungsmittdgesetz 
<i879%  die  Aibeiterversichenmgagesetze  sät  1883,  das  Spyeugstof^set« 
(1884),  die  Gesetze  gegen  den  Verrat  militärischer  Geheimnisse  (1893), 
geg^en  Sklavenraub  und  Sklavenhandel  (i8q5\  g^eg^en  den  unlauteren  Wett- 
bewerb (1896),  gegen  die  Entziehung  elektrischer  Kraft  (1900),  da5  Handels- 
gesetzbuch, die  Scemanosordnung  und  zahlreiche  andere  größere  oder 
kldaere  Gesetze.  Fast  jedes  von  ihnen  k&mte  als  Bewdb  f&r  ^e  nicht 
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mehr  zu  bestreitende  Tatsache  verwertet  werden,  daß  unserer  istratgesetÄ- 
gebung  die  legislative  Technik  mehr  und  mehr  abh«ode&  gdkommen  ist 
Jeder  innere  Ziisiunmeithaog  zwischen  den  allgemeinen  Grundsätzen  des 

Sti:a%esetzbuches  und  den  Sonderbestimmungen  dieser  strafrcchtEchen 
NebenjTcsctze  fehlt,  überall  wird  das  Gleichmaß  der  Strafdrohung-en  ver- 
letzt.   Wissenschaft  und  Rechtsprechung  stehen  ratlos  vor  diesem  jahraus 
jahrein  anschwellenden  Wust  von  neuen  deliktischen  Tatbeständen. 
ly^sttiiea-        3.  Die  Strafe,    a)  Die  Strahnittel.   Das  Strafgesetzbuch  kennt  Haupt- 
K^kl^  imd  Nebenstrafen.    Zu  den  Hauptstrafen  gehören  Todesstrafe,  Freiheits^ 
<«i<nii>f*i  strafe,  GddstraHs  und  der  Verweis,  der  aber  nur  Jugendlichen  gegenüber 
bei  leichteren  Straftaten  zur  Anwendung  gidangt. 

Die  Todesstrafe  ist  durch  Enthaupten,  nach  dem  Militärstrafgesetzbuch 
durch  Erschießen  zu  vollstrecken;  in  den  deutschen  Schutzgebieten  kaan 
durch  kaiserliche  Verordnung  eine  andere,  eine  Schärfung  nicht  enthaltende 
Art  der  Todesstrafe  eingefShrt  werden  (so  das  Erhängen).  Die  Art,  in 
welcher  die  Bathauptung  stattzufinden  hat,  wird  durch  die  Landesgesetze 
bestimmt;  in  den  alten  preußischen  Provinzen  erfolgt  sie  durch  das  Beil, 
in  der  Rheinprovinz  und  in  anderen  deutschen  Staaten  durch  das  FallbeiL 
Nach  den  Bestimmungen  der  Strafprozeßordnung  ist  die  Todesstrafe  inner- 
halb der  geschlossenen  Gefängnismauem  in  Gegenwart  von  Beurkundungs- 
personeu  zu  vollstrecken. 

Dw  Todesstrafe  ist  angedroht  (abgesehen  von  den  Fällen  des  Kriegs- 
rechtes) I.  bei  Mord;  2.  bei  Mordversuch  gegen  den  Kaiser,  den  eigenen 
Landesherm  des  Täters  und  den  Landesherm  des  Aufenthaltsstaates;  3.  bei 
vorsatzlicher  Gefährdung  des  Lebens,  der  Gesundheit  oder  des  Eigentums 
eines  anderen  durcli  Anwendung  von  Sprengstoücn,  wenn  durch  die 
Handlung  der  Tod  eines  Menschen  herbeigeführt  worden  ist  und  der  Täter 
einen  solchen  Erfolg  hat  voraussehen  können;  4.  gegen  die  Veranstalter 
und  Anfuhrer  dnes  zum  Zweck  des  Sklavenraubes  unternommenen  Strdf- 
zii^s,  wenn  durch  diesen  der  Tod  einer  der  Personen,  gegen  wdche  der 
Streifzug  unternommen  war,  verursacht  worden  ist. 

Als  Froilieitsstrafen  unterscheidet  das  Gesetz  Zuchthai;^,  Gefängnis, 
Festungshaft  und  llatL  Die  Festungshaft  ist  als  nicht  eutelirende  Strafe 
vor  allem  bei  politischen  Delikten  (auch  bei  Majestätsbeleidigung)  und  bei 
Zwdkampf  angedroht;  sie  besteht  in  ein&cher  Freiheltsentzi^ung.  Auch 
mit  der  Haft  ist  Arbeitszwang  regelmäßig  nicht  verbunden,  soweit  sie 
nicht  als  „qualifizierte"  Haft  gegen  Bettler,  Landstreicher,  Dirnen  und 
ähnliche  Pereonen  zur  Anwendung  kommt  Zuchthaus  und  Gefängnisstrafe 
charakterisieren  sich  dadurch,  daß  bei  ihnen  mit  der  Freiheitsentziehung 
der  Arbeitszwang  verbunden  ist;  im  Strafvoll/ug  ist  der  Unterscliied  zwischen 
diesen  beiden  Äxten  der  Frexheitsstraie  so  gut  wie  vüllig  \  eri>ch wunden. 

Die  Geldstrafe  steigt  von  «ner  Mark  (bei  Obertretungen)  bis  zu 
100000  Mark  (im  Sklavenraubgesetz);  die  uneinbringliche  Geldstrafe  wird 
in  Freiheitsstrafe  umgewandelt 


Digitized  by  Google 


A.  Das  StrafreclU.    II,  Der  Aufbau  des  geltenden  Rechtes  213 

Zu  (i^ii  Nebenstrafen  j^fehören:  die  vollständige  oder  teilweise  Ab- 
erkennurii^  der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  die  Stellung  unter  Polizeiaufsicht, 
die  Anhaltung  im  Arbeitshaus  (sog.  korrektionelle  Nachhaft)  und  die  Aus- 
wdsong  am  dem  Bimdeq^biet,  die  $bet  mar  AiuA&Ddem  gegen&ber  «u- 
ISssigr  ist 

b)  Die  Straldrohungen  der  Reidisgesetzgebun^  nnd,  von  J[S])Z  Ver-  AasmemoK  der 
einzelten  Ausnahmen  abgesehen  (so  bei  Todesstrafe),  als  Strafrahmen  34^'*"' 

gestaltet;  d.  h.  der  Gesetzgeber  bestimmt  dem  Richter  nur  das  Mindest-   

und  das  Höchstmaß  der  anzuwendenden  Strafart  ('etwa  Gefängnis  von  einem 

Tag  bis  zu  drei  Jahren;  oder  Zuchthaus  von  drei  bis  zu  zehn  Jaliren),  so  - 
daß  die  Strafe  für  den  konkreten  Fall  innerhalb  dieses  Spielranmes  an»> 
geworfen  werden  muft.  Meist  werden  dem  Richter  8t»gar  zwei,  drei  oder 
vier  Strafarten,  jede  mit  einem  Spielraum  zwischen  dem  Höchst-  und  dem 
Mindestmaß,  zur  Verfügung  gestellt  Über  die  Strafzumessung-  selbst  ent- 
häh  sich  der  Gosetzg-eber  jeder  Angabe;  als  allgemeine  Regel  wird  man 
festhalten  können,  daß  im  Sinne  unseres  geltenden  Rechtes  die  Strafe 
nach  der  objektiven  Schwere  des  angerichteten  Schadens  und  nach  der 
Intensität  der  verbrecherischen  Schuld  bemessen  wenden  soll  Mildere 
Strafrahmen  schreibt  der  Geset^ber  vor  fOr  Jugendliche,  bei  Versndi 
(gegenüber  der  Vollendung)  und  bei  Beihilfe  (gegenfiber  der  Täterschaft). 
Strafschärfung  ist  nur  hei  einzelnen  Delikten  vorgesehen;  auch  der  wieder- 
holte Rückfall  bildet  keinen  allgemeinen  Schärfungsgrund. 

c)  Die  durch  die  Tat  verwirkte  Strafe  kann  ausnahmsweise  durch  str*i»aib»bi«gt. 
^äter  eintretende  Umstände  wieder  aufgehoben  werden«  Zu  den  Straf- 
aufhebungsgründen gehört  die  Begnadigung,  die  aber  r^chsrechtlich  nur 
insoweit  geregelt  ist»  als  sie  dem  Kaiser  für  gewisse  Fille  (bei  Urteilen 
des  Reichsgerichts  in  erster  Instanz,  der  Konsulargerichte  und  der  Gre- 
richte  in  den  Schutzgebieten)  vorbehalten  bleibt.  Die  „tätig"?  Reue"  ist 
zwar  bei  dem  Versuch  allg-emein  als  Strafaufhebungsgrund  zugolas';en 
(s.  oben  S.  207);  dem  vollendeten  Delikt  gegenüber  hat  sie  diese  Wirkung 
nur  ausnahmsweise,  so  als  Widerruf  der  fahrlässig  falschen  Aussage,  als 
Absidien  von  dem  bereits  vereinbarten  Zweikampf,  als  Loschen  des  Brandes, 
solange  noch  kein  weiterer  Schaden  entstanden  ist  Eingehender  regelt 
das  Strafgesetzbuch  die  Verjährung.  Es  kennt  sie  in  zweifacher  Gestalt: 
als  Verfolgiingsverjährung-,  solange  ein  rechtskräftiges  Urteil  noch  nicht 
ergangen  ist,  und  als  V^oHstreckung-sverjährungf  gegenüber  dem  rechtskräftig 
erkannten,  aber  noch  nicht  vollstreckten  Urteil.  Die  Dauer  der  V'erjährungs- 
fnst  ist  abgestuft  je  nach  der  Höhe  der  im  Gesetz  angedrohten  oder  der 
im  Urteil  atisgeqnrodienen  Strafe.  Der  Lauf  der  Frist  wird  durch  Ver- 
fotgfungshandlungen  unterbrochen;  nach  der  Unterbrechung  beginnt  eroe 
neue  Verjährung-. 

4.  Der  Wirkungskreis  des  Strafgesetzbuches.   Das  Internatio-  i>„, 
nale  Strafrecht  und  die  Auslieferung.  Durch  die  Reichsgesetzgebung 
ist  das  Strafgesetzgebungsrecht  der  deutschen  Einzelstaaten  nicht  besritigL 
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Aber  nur  auf  den  von  der  Reichsgesetzgebung  nicht  ergriffenen  Gebieten 
kann  die  Landeägesetzgebung  tätig  werden.  Die  Abgrenzung  ist  unter 
Umitinden  iiiSent  schwierig;  so  ist  die  Rechtsgültigkeit  der  lendesrecht- 
Udien  Stnfdrohungen  gegen  das  Sptelen  in  firemden  Lotterien  SnBent 
bestritten. 

Nach  allgemeinen  Grundsätzen  sollten  die  Strafgeset/,f>  mir  An- 
wendung finden  auf  diejenigen  Handlungen,  die  während  ihrer  Geltung 
begangen  worden  sind.  Daä  Reichsstraigesetzbuch  hat  aber,  im  Anschluß 
an  düe  meisten  moderoen  Gesetzbüclier,  die  Rückwirkung  milderer  Gesetse 
auf  Handlungen  angeordnet»  die  begangen  waren,  elie  das  mildere  Gresets 
in  Kraft  getreten  ist. 

Von  der  Herrschaft  des  Strafgesetzes  sind  geirisse  Personen  befreit. 
So  stehen  der  Kaiser  und  die  deutschen  Landesherren,  aber  auch  fremde 
Staatshäupter  und  Gesandte,  die  sich  auf  deutschein  Boden  aufhalten, 
nicht  unter  den  deutschen  biratgesetzen.  Und  die  Volksvertreter  können 
wegen  der  in  Ausübung  ibiis  Berufes  getanen  Äufierungen  strafrechtUch 
nidit  sur  Verantwortung  gesehen  werden. 

Grofie  Schwierigkeiten  erwachsen  aus  dem  Nebeneinanderbestehen  der 
von  den  verschiedenen  Kulturstaaten  erlassenen,  inhaltlich  weit  voneinander 
abweichenden  Strafrechtsordnungen.  Wie  ist  es,  wenn  ein  Italiener,  der 
in  Paris  einen  Engländer  ermordet  hat,  in  Berlin  von  der  Polizei  auf- 
gegriffen wird?  Welche  Gerichte  sind  zustandig?  Welches  Recht  soU  zur 
Anwendung  kommen? 
Um  inirr  lo  sohT  uoglücklidier,  Mißverständnisse  gperadesu  Iietaufbes«±w5render 

'""Mdii^*^  Weise  spricht  man  hier  von  „internationalem  Strafrecht".  Man  meint  damit 
nicht  ct'^\'a,  was  der  Name  sagt:  ein  Strafrecht,  das  allen  Staaten  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  inhaltlich  gemein  wäre;  ein  solches  internationales 
Strafrecht  gibt  es  heute  noch  nicht  und  wird  es  noch  lange  nicht  geben. 
Sondern  man  meint  damit  die  Rechtsnormen,  durch  welche  das  r&umliche 
Anwendungsgebiet  des  nationalen  Rechtes  bestimmt  wird;  also  die  Frage: 
findet  das  inländische  Recht  auch  auf  die  im  Auslaad  begangenen  Straf- 
taten Anwendung? 

Zwei  einander  entgegengesetzte  Antworten  auf  diese  Frage  sind  an 
sich  müglicli.  Die  erste  geht  aus  von  dem  sog.  Territorialprinzip,  d.  h.  von 
dem  ua  sich  unbestreitbaren  Satze,  daß  die  Staatsgewalt  eines  jeden  Staates 
umgrenzt  und  beschrankt  wird  durch  das  Staatsgebiet  Sie  leitet  damus 
die  Regel  ab,  da6  das  Strafrecht  eines  jeden  Staates  nur  Anwendung 
finden  kann  auf  die  innerhalb  seines  Staatsgebietes  begangenen  Straftaten. 
Das  bedeutet  für  unser  Beispiel:  nur  das  französische  Recht  hat  Gewalt 
über  den  Mörder;  die  deutschen  Behörden  mögen  ihn  ausweisen  oder  aus- 
liefern —  richten,  nach  deutschem  Recht  ihn  richten,  dürfen  sie  nicht. 

Die  zweite  der  Antworten  geht  aus  von  der  inleresseugenieiuschait 
der  Kulturstaaten.  Aus  ihr  folgert  sie  den  Sats:  einer  für  alle,  alle  iOr  eben. 
I>er  Staat,  der  einen  Verbrecher  dingfest  macht,  der  kann  ihn  nach  sdnem 
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Recht  aburteilen  und  das  Urteil  vollstrecken;  er  handelt  im  Namen  der 
Gesamtlieit,  wie  jeder  andere  Staat  unter  denselben  Voraussetzungen  im 
Namen  aller  anderen  handeln  würde.  Die  Durchluhruug  dieses  zunächst  be- 
atedieiidca  Gedankens  (man  spricht  hier  wolil  won.  dem  „Prinzip  der  Welt- 
reclitspAege")  «cheitert  an  einer  Reihe  von  nüchternen  Erwägungen.  Vor 
allem  an  der  inhaUÜchen  Verschiedenheit  der  nationalen  Stra^esetzgebungen. 
Selbst  die  benachbarten  Kulturstaaten  weichen  nicht  nur  in  der  Fassung 
der  strafbaren  Tatbestände,  sondern  gam  besonders  in  der  Festsetzung' 
der  Straten  so  weit  voneinander  ab,  daß  die  stellvertretende  Handhabung 
der  Strafgerichtsbarkeit  ausgeschlossen  ist  Die  Kindesoiiördenn  kann  nach 
eng-liachem  Recht  nur  die  Grnade  des  Königs  von  der  Todesstrafe  befreien; 
nadi  deutschem  Recht  darf  der  Richter  bis  auf  zwei  Jahre  GeAngnis 
herabß^ehen.  Wie  soll  ferner  der  Sachverhalt  festgestellt  werden,  wenn 
die  Tat  auf  fremdem,  weit  entferntem  Gebiet  begangen  ist?  Die  Unmittelbar- 
keit der  Beweisaufnahme  wäre  so  gut  wie  g-anz  auseeschlossen,  das  Straf- 
verfahren nur  möglich  unter  Durchbrechung  eines  seiner  wichtigsten 
Grundsätze. 

Aber  auch  das  Torrltorialprinzip  vermag  uns  nicht  zu  befriedigen. 
Das  Ififitraum  der  Staaten  untereinander  lehnt  nch  dagegen  auf,  daß  ein 

Staatsangehöriger,  der  die  Tat  im  Au.sland  verübt  und  sich  ins  Inland 
j^eflüchtet  hat,  an  den  Staat  des  Begehungsortes  ausgeliefert  werde.  Und 
ist  die  Tat  im  Ausland  gegen  einen  unserer  Staatsangehtirigen  begangen, 
so  furchten  wir  vielleicht,  daA  die  Rechtspllege  des  Tatortes  es  an  der 
nötigen  Entschiedenheit  in  der  Strsiverfolgung  und  an  der  gerechten 
Strenge  bei  der  Aburteilung  fehlen  lassen  Icdnne. 

So  hat  die  Stra%esetzgebung  der  Gregenwart  sich  veranlaßt  ges^en, 
ein  etwas  kompliziertes  System  aufzustellen.  Nur  Italien  und  Österreich 
(von  kleineren  Staaten  abgesehen)  huldigen  dem  Prinzip  der  Weltrechts- 
pflege; die  oadereu,  unter  ihnen  das  Deutsche  Reich,  gehen  vom  Territorial- 
prinzip aus,  erweitem  dieses  aber  nacli  drei  Riclitungen  hin.  Nach 
deulschem  Recht  finden  die  deutschen  Gesetze  Anwendung  auf  alle  im 
biland  begangenen  Handlungen,  auch  wenn  der  Täter  ein  Aualinder  ist; 
die  im  Ausland  begangenen  werden  guundsatzlich  von  der  deutschen 
Gesetzgebung  nicht  ergriffen.  Für  Übertretungen  wird  dieser  Grundsatz, 
soweit  nicht  durch  Gesetz  oder  durch  X'ertrag  ein  anderes  angeordnet  ist, 
auch  durchgeführt;  bei  Verbrechen  und  Vergehen  wird  er  durch  eine  Reihe 
von  Ausnahmen  durchbrochen.  1.  Ein  Deutscher,  der  im  Ausland  eine 
hochverräterische  oder  landesverräterische  Handlung  gegen  das  Deutsche 
Reich  oder  emen  Gliedstaat  oder  eine  Beleidiguag  gegen  einen  Bundes- 
fursten  oder  ein  Münzverbrechen  oder  ein  Amtsdelikt  begangen  hat,  ist 
ohne  weiteres  nach  deutschem  Recht  strafbar;  hat  er  eine  andere  straf- 
bare Handlung  begangen,  so  kann  er  nach  deutschem  Recht  bestraft 
werden,  wenn  die  Handlung  auch  durch  die  Gesetze  des  Tatortes  mit 
Strafe  bedroht  ist  Dagegen  ist  die  Auslieferung  eines  Deutschen  an  das 
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Ausland  unbedingt  ausgeschlussen.  2.  Ein  Ausländer  wird  wegen  der  im 
Auftlaiid  begangenen  Tat  nach  deutschem  Recht  bestraft,  wenn  die  Hand- 
lung- als  Hochverrat  oder  als  ein  AmtsdeUkty  das  er  als  deutscher  Beamter 
(etwa  als  deutsdier  Konsul)  begangen  hat,  gegen  das  Deutsche  Reich 
gerichtet  war.  3.  Der  Ausländer  wird  femer  nach  deutschem  Recht  be> 
straft,  wenn  die  von  ihm  im  Ausland  begang-ene  Handlung  ein  Münz- 
verbrechen war,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  deutsches  oder  irgendwelches 
ausländisches  Geld  von  ihm  gefälscht  oder  verfälscht  worden  ist  Nur 
sowdt  also  der  Geldvericelir  in  Fn^  stc^  hat  das  deutsdw  Recht  die 
Solidarität  der  Interessen  innerhalb  der  Kultuxgemeinschaft  der  Staaten 
anerkannt;  im  übrigen  hat  es  sich  auf  den  Schutz  seiner  nationalen  Interessen 
beschränkt  Die  aufgestellten  Sätze  werden  durch  verschiedene  Sonder- 
gesetze  erweitert,  sie  sind  aber  im  Prinzip  unang^etastet  epbüpben. 
AMUeferiuic*-  Da  Hun  der  Standpunkt  der  meisten  außerdeutschen  Gesetzgebungen 
T-LlfK  großen  und  ganzen  derselbe  ist,  wird  m  zaialreichen  Fällen  der  Staat, 

der  den  Verbrecher  ergriffen  hat,  zu  seiner  Aburteilung  nicht  befügt  sein. 
Er  hat  die  M%1ichkeit,  den  Vertwecher  unbeh^gt  zu  lassen  oder  ihn 
über  die  Grenze  zu  schaffen  oder  ihn  an  das  Austand  auszuliefern.  Eine 
Auslieferungsp flicht  besteht  für  den  ergreifenden  Staat  nur,  wenn  er  sich 
durch  Staatsvertrag  einem  anderen  Staat  gegenüber  dazu  verbunden  hat. 
Solche  Auslieferungsverträge  sind  zwischen  den  verschiedenen  Staaten 
in  großer  Anzahl  abgeschlossen  worden.  In  manchen  Staaten  (so  in 
Belgien,  den  Niederlanden  usw.)  ist  die  Regierung  bei  AbsdiluB  dieser 
Verträge  durdi  die  nationale  Gesetzgebung  an  die  Beobachtung  gewisser 
Bestimmungen  gebunden,  wie  sie  etwa  durch  einen  gesetzlich  festgelegten 
Zolltarif  bei  Abschluß  von  Handelsverträgen  beschränkt  wird.  Das  Deutsche 
Reich  hat  sich  bisher  zur  Erlassung  eines  Auslieferungsgesetzes  nicht  ent- 
schließen können.  Die  Folge  sind  tiefgreifende  inhaltliche  Abweichungen 
zwisdien  den  ehuselnm  vom  Deutschen  Reich  geschlossenen  Auslieferungs- 
verträgen. 

In  den  Verträgen  pflegen  die  Delikte,  weg^n  deren  Auslieferung  ge- 
währt wird,  aufgezählt  zu  werden;  dann  darf  die  Aburteilung  wegen 

keines  anderen  Delikts  erfolgen,  als  desjenigen,  fiir  welches  die  Aus- 
lieferung begehrt  und  bewilligt  ist.  Die  Auslieferung  wegen  politischer 
Dc^likte  ist  nacli  einer  ganzen  Reihe  von  Verträgen  ausgeschlossen;  man 
pflegt  daher  (nicht  ganz  korrekt)  von  einem  „Asylrecht"  der  politischen 
Verbrecher  zu  sprechen.  Auch  das  Deutsche  Reich  hat  sich  in  einzdnen» 
nicht  in  allen,  seiner  Verträge  auf  diesen  Standpunkt  gestellt  Von  der 
Aaylfreiheit  wird  vielfach  der  Königsmord  ausdrücklich  ausgenommen- 

Die  Zerfahrenheit,  die  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  Auslieferungs- 
\v(\sens  heute  noch  herrsclit,  wird  über  kurz  oder  lang  die  Kulturstaateu 
dazu  zwingen,  durch  einen  allgemeinea  Staatenverband  die  Grundsätze 
festzustellen,  nach  welchen  die  Ausüeferung  begehrt  und  gewährt  wird. 
Je  m^r  das  internationale  Gaunw-  und  Verbrechertum  die  Ausgestaltung 
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der  modernen  Verkehrsmittel  sich  zunutze  zu  machen  versteht,  desto 
notwendiger  ist  ein  planmäftiges  Zusammenwirken  der  sämtlichen  beteiligten 
Kecbtsordnungen« 

in.  Neue  Ideen.  Bis  in  tfie  Mitte  der  70er  Jalire  des  1 9.  Jahifaimderts  UaMmdHuiM 
bieten  Stra%esetKgebtmg  und  Strafrecfatswissensdiaft  das  Bild  ruhigen  u^^^'^^^ 
Fortschreitens  auf  der,  wie  es  scheinen  möchte,  unverrückbar  gegebenen  TwiiMAMa. 

Grundlag"P.  Aber  mit  dem  letzten  Viertel  dieses  Jahrhunderts  dring*cn  neue 
Gedatikenreihen  in  das  festgefügte  System  der  überlieferten  Anschauungen; 
Gedankenreihen,  durch  welche  die  beiden  Grundbegriffe  allen  Strafrechts, 
die  Begriffe  des  Verbrechens  und  der  Strafe,  in  ihrem  innersten  Kern  und 
in  ihrem  Verhältnis  zueinander  ergriffen  und  ins  Wanken  gebracht  werden. 
Von  xwei  Seiten  sugleidk  erfolgt  d«r  Angriff  auf  die  juristische  DogmatÜc 
1.  Die  Ätiologie  der  Kriminalität  Die  Frage  nach  den  Ur- 
sachen des  Verbrechens  enthält  der  herrschenden  klassischen  Strafrechts- 
schule gegenüber  die  Stellung  eines  ganz  neuen  Problems.  Man  liatte 
sich  daran  gewöhnt,  das  Verbrechen  als  eine  Tatsache  hinzunehmen,  die 
nun  einmal  gegeben  sei  und  an  der  mdt  nidit  viel  andern  lasse.  Wurde 
die  Frage  „woher  stammt  das  Vertupechen"  wirklidi  einmal  au%erollt,  so 
begnügte  man  sich  damit,  auf  die  Sündhaftigkeit  der  menschlichen  Natur 
hinzuweisen.  Und  in  der  Tat  —  wenn  der  menschliche  Wille  wirklich  frei 
ist,  jeder  Kausalität  entrückt,  so  daß  der  Mensch  in  jedem  Augenblick 
nach  freiem,  ursachlosem  Entschluß  so  oder  anders  wollen  kann,  so  hat 
die  Frage  nach  den  Ursachen  seines  Handelns  wissenschaftlich  über- 
haupt keinen  Sinn. 

a)  Der  Angriff  auf  die  juristischen  Positionen  ging  zunächst  von  den  Dia  KrimiBAl- 
Naturwissenschaften  ans.  Die  Pftychiatrie,  die  seit  den  ersten  Jahr-  '■^i'''"*"'^ 

zehnten  des  ig.  Jahrhunderts  rasch  zu  dem  Rang  einer  exakten  Wissen- 
schaft sich  emporgearbeitet  hatte,  vermochte  in  zahlreichen  Fälleti  eine 
Erkrankung  der  Psyche  als  die  Ursache  begangener  Verbrechen  nach- 
zuweisen. Mochten  auch  die  Juristen  hartnäckig  jeden  Fufl  des  Bodens 
Verteidigen,  der  bis  dahin  zu  dem  von  ihnen  unbestritten  beheirschten 
Gebiet  gehört  hatte,  mochten  ae  auch  für  das  ihnen  veAleibende  Gebiet 
um  so  nachdrücklicher  die  Lehre  von  der  ursachlosen  Willensentschließung 
behaupten:  die  Frage  nach  der  Ursache  war  nun  einmal  gfestellt  und 
konnte  nicht  wieder  verschwinden. 

Die  wissenschaftliche  Gnmdlage,  von  der  aus  die  Angriffe  auf  die 
herrschende  Auffossung  unternommen  wurden,  war  zusehends  in  rasclier 
Ausdehnung  begriffen.  Die  Schidellehre  und  die  Gehirnforschung  be- 
mächtigten sich  des  Problems  der  Kriminalität  „Verbrecherschädel**  und 
„Mördergehime"  wurden  untersucht  (Schwekendiek,  Flesch,  Benedikt  u.  a.); 
und  bald  dehnten  sich  die  Forschungen  aus  auf  die  gesamte  Anatomie, 
Physiologie  und  Psychologie  des  Verbrechers:  sein  Körperbau,  seine 
Funktionen,  sein  psycliisches  Leben  wurden  geprüft  und  gemessen,  damit 
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die  Anomalien  festgestflU  werden  könnten,  durch  die  der  Verbrecher  sich 
abheben  sollte  vom  Normaltypus  des  Menschen. 
L.mbruio.  Mitten  in  diese  Entwicklung  hinein,  die  bereits  ^gefangen  hatte, 
die  weiteren  Kreise  der  Gebildeteo  ta  beschäftigen,  fiel  das  Auftreten  des 
Turiner  Antee  Cesare  Lombroso.  Ausgestaltet  mit  lebhafter  Phantasie 
und  groBer  Kraft  der  Syntiiese,  unbeirrt  durdi  die  kleinliche  Fordemng 
exakter  Beobachtnng  und  vorsichtiger  Deutung  der  geftindenen  Ergebnisse, 
unterstützt  durch  eine  g-anze  Reihe  von  überzeugten  Anhängern  (unter 
denen  Enrico  Ferri  und  Garofülo  die  ersten  und  bedeutendsten  waren) 
und  vorwärts  gedrängt  von  kampflustigen  und  reklamekundigen  Schülern, 
begann  er  (187 1 — 1878)  damit,  sein  Lehrgebäude  vom  uomo  delinquente 
zusammenzutragen  und  der  Mitwelt  zn  verkünden.  Ihm  ist  der  Verbrecher 
oder  doch  d^  eigentliche,  der  geborene  Verbrecher  (der  delinquente  nato), 
eine  selbständige  Art  innerhalb  des  Gattungsbegriffes  des  homo  sapiens, 
ein  ausjafeprägter  anthropologischer  T)rpus.  Und  Lombro-^o  hat  auch  die 
Erklärung  für  diese  merkwürdige  Erscheinung  zur  Hand;  oder  richtiger, 
gleich  eine  Mehrzahl  von  Erklärungen:  der  verbrecherische  Mensch  ist 
eine  atavistische  Erscheinung,  «n  Ruck&ll  in  die  Eigenart  des  Unneaschen 
oder  des  Kindes;  oder  eia  Erzeugnis  epQeptoider  &itartung  oder  eme 
Form  (If  moralischen  Irreseins.  Trotz  der  Mangelhaftigkeit  der  wissen- 
schaftlichen (Grundlage  und  trotz  der  offensichtlichen  Schwäche  der  ein- 
ander direkt  widersprechenden  Erklärungen  bildete  sich  in  wenig  Jahren 
eine  neue  strafrechtliche  Sehlde,  die  „kriminiü- anthropologische",  in 
Italien  selbst  führte  de  einen  erbitterten  Kampf  gegen  die  klassischen 
Juristen,  als  deren  WortfOhrer  Lucchini  in  die  Arena  stieg.  Bald  breitete 
sie  nch  aber  auch  über  i&e  Grenzen  ihres  Mutterlandes  ans,  um  besonders 
in  den  südromanischen  Ländern  diesseits  wie  jenseits  des  AÜantisdien 
Ozeans  feste  Wurzel  zu  fassen. 

Der  Kampf  ist  noch  nicht  zu  Ende  geführt.  Dennoch  läßt  sich  schon 
heute  sein  Ausgang  mit  Bestimmtheit  voraussagen  und  das  bleibende  Urteil 
über  Lombroso  und  sdne  Schule  fallen.  Das  Verdienst  der  italienisclien 
.  KriminalantiuroiKAogen  liegt  darin,  dafi  sie  die  Frage  nadi  der  Eigenart 
des  Verbrechers  auf  breitester  empirischer  Grundlage  gestellt  und  reiches^ 
freilich  der  Überprüfung  dringend  bedürftiges  Material  zu  ihrer  Losung 
zusammengetragen  haben.  Es  steht  fest,  daß  zwar  nicht  der  Verbrecher 
an  sich,  wohl  aber  gewisse  Gruppen  von  Verbrechern  durch  die  ver- 
schiedensten Anomalien  von  dem  Typus  des  Menschen,  soweit  ein  solcher 
festgestdit  werden  kann,  sich  unterscheiden.  Aber  ebenso  sicher  ist  es, 
daA  alle  diese  Atypien  nicht  zur  Aufitdlung  eines  besonderen  Verbrediecw 
typns  berechtigen.  Es  steht  ferner  fest,  dafi  es  sich  in  diesen  FiUen 
meist  um  erblich  belastete  und  daher  degenerierte  Individuen  handelt,  die 
durch  gewisse,  allerdings  durchaus  nicht  konstante  Degenerationszeichen 
(Stigmata)  von  den  normalen  sich  abheben  und  mit  ihrem  labilen  psychi- 
schen Gleichgewicht  die  Frädisposition  zur  Entgleisung  auf  der  Bahn  des 


Digitized  by  Google 


A.  Dnüi  Sirafrecht.    III.  Neue  Ideen. 


2IQ 


Lebens,  nicht  notwendig  gerade  zum  Verbrechen,  mitbrint^-pTi.  Dnmit  ist 
die  Bedeutung  der  erblichen  Belastung  ahs  Ursache  der  Kriminalität  an- 
erkannt; zugleich  aber  die  Lehre  vom  geborenen  Verbrecher  als  einer  be- 
sonderen Spezies  der  menschlichen  Gattung  überwunden. 

b)  Gerade  die  Opposition  gegen  Lombcoso,  die  alsbald  in  Deutachp  n*  Kifariwi* 
land  wie  in  Frankreick  sich  gidtend  machte,  hatte  die  Atifinerlcsamkeit  "o*^"*^ 
wieder  auf  eine  längst  behauptete,  wissenschaftlich  freilich  noch  nicht 
nachgewiesene  Tat  sru  lir-  crelenkt:  die  Abhängigkeit  des  Verbrechens  von 
der  Gestaltung  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse.  Fragte  man  nach 
den  Ursachen  der  erblichen  Belastung,  so  wurde  die  Betrachtung  ohne 
weiteres  auf  die  Lebensschicksale  der  Erseuger  des  Verbrechers  gelenkt 
Und  damit  erfuhr  der  Standpunkt  der  Beobachtung  eine  wesentliche  Ver- 
schiebung. Nicht  der  Verbrecher  als  Individuum,  sondern  das  Verbrechen 
als  eine  Kollektiverscheinung  des  gesellschaftlichen  Lebens  rückte  in 
den  Blickpunkt  der  wissenschaftlichen  Forschung.  Neben  und  über  der 
Kriminalanthropologie  entstand  die  Kriminalsoziolog^e. 

Diese  Betrachtungsweise  war  nicht  neu.  Schon  Montesquieu  hatte 
mit  vollw  Klarheit  und  Bestimmtheit  darauf  hingewiesen,  daft  Klima  und 
Bodenbesdutffenheit»  daB  Rasse  und  Gestaltang  des  gesellacliaftlidien 
Zusammenlebens  bestimmend  seien  für  den  Umfang  und  die  Zusanunen- 
setzung  der  Kriminalität.  Seither  ist  der  Gedanke  niemals  vollständitr 
verloren  gegangen.  Aber  seine  Durchfiihrung  scheiterte  an  dem  Mangel 
einer  wissenscliaftlichen  Methode  für  die  Beschaffung  der  empirischen 
Grundlage. 

Diese  Methode  hat  das  19.  Jahrlmndert  gefunden.  Es  ist  die  syste»  iumImi^ 
matische  Massenbeobadituag,  die  Statistik,  in  ihrer  Anwendung  auf  die  schein- 

bar  willkürlichen  menschlichen  Handlungen,  mithin  als  Moralstatistik  oder 
Kriminalstatistik.  Diese  knüpfl  an  die  Namen  Guerry  und  Quetelet  und 
führt  uns  zurück  in  die  20er  Jahre  des  lo.  Jahrhunderts.  Da  die  Samm- 
lung des  Materials  die  Kräfte  eines  Privatmannes  weit  überstieg,  war  die 
neue  Wissenschaft  in  ihrer  EntfiUtnng  an  die  amtlichen  Zählungen  ge- 
bunden. Bahnbrechend  ging  hier  die  bereits  un  Jalure  1826  einsetzende 
französische  Kriminalstatistik  voran.  Langsam  folgten  die  übrigen  Staaten, 
die  sich  bis  dahin  auf  statistische  Rechenschaftsberichte  über  die  geschäft- 
liche Tätigkeit  ihrer  Justizbehörden  beschränkt  hatten.  1882  ist  die 
Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reiches  ins  Leben  getreten.  Unter  muster- 
gültiger Verwertung  des  Systems  der  „Zählkarten"  hat  sie  bereits  ein 
uberreicihes  Material  der  wissenschalWcfaen  Forschung  zugänglich  gemacht, 
zi^leich  aber  in  wertvollen  „EriSuterungen",  in  die  sich  das  Kaiserlich 
Statistische  Amt  und  das  Reich^ustizamt  tnlen,  mit  der  Verarbeitung  des 
Materials  begonnen. 

Erst  jetzt  war  die  Möglichkeit  gegeben,  den  Einfluß  der  gesellschaft- 
lichen Verhältnisse  auf  den  Gang  und  auf  die  Zusammensetzung  der 
Kriminalität  näher  zu  untersuchen,  an  die  Stelle  geistvoller  Vermutungen 
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den  Krissenschattlichea  2\iachweis  vorhaiulener  kausaler  Zusammenhänge  zu 
setze».  Schon  die  eisten  Unt«sacliungen  ergaben  die  Notwen^gkeit,  die 
an  Quetelet  anknüpfenden,  fibeifiefisTten  Vofstellungen  einer  Revision  zu 
unt^nehen.  Die  Vergieichung  längerer  Jahrperioden  bewies,  daß  man  die 
Kcmstanz  der  Kriminalitätsziffem  weit  überschätzt  hatte,  daß  vielmehr  in 
diesen  Zahlenreihen  ausgreprägte  und  lebhafte  Strömungen  und  Gegen- 
ströinimfen  sich  geltend  machen.  Es  kig-  daher  nahe,  die  Kurven  der 
Kriminalität  im  ganzen  und  m  den  Beslaudteileu,  aus  denen  sie  sich  zu- 
sammensetzen, zu  vergleidien  mit  den  Kurven  anderer  gesdlsdiaMcher 
Erscheinungen,  um  aus  dem  ParaUelismus  oder  Antagonismus  oder  der 
Indiffereos  der  Kurven  auf  das  Vorliegen  oder  das  Fehlen  kausaler  Be^ 
ziehung-en  zu  schließen. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  dem  20.  Jahrhundert  vorbehalten  ge- 
blieben. Wir  stehen  noch  in  den  ersten  Anfangen  einer  wissenschaftlichen 
Feststellung  derjenigen  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  durch  welche  die 
Krinünalitat  bestimmt  wird.  Dafi  mr  bisher  keine  beMedigenderen  Er* 
gebnisse  su  vencelchnen  haben,  erklärt  sich  ehunal  daraus,  daß  die  wich« 
tigsten  gesellschaftlichen  Verhältnisse,  deren  Kausalität  zu  vermuten  wir 
allen  Grund  haben,  wie  etwa  die  Kaufkraft  des  Arbeitslohnes,  der 
statistischen  Feststellung-  erst  allmählich  zug-änglich  gemacht  worden  sind. 
Der  Grund  hegt,  von  anderem  abgesehen,  femer  aber  auch  darin,  daß 
wir  immer  noch  mit  den  großen  statistisdien  Durdisdmittszahlen  arbeiten, 
deren  wirklicher  Wert  um  so  geringer  wird,  je  verschiedenartiger  die 
einzelnen  Zahlen  sind,  aus  denen  sie  sich  zusammensetzen.  So  sind  zum 
Beispiel  die  Durchschnittsziffem  des  Diebstahls  für  das  ganze  Deutsche 
Reich  so  gut  wie  unbrauchbar,  da  die  einzelnen  Gebietsteile  an  diesem 
Delikt  ganz  ungleich  stark  beteiligt  sind. 

Nur  wenige  Sätze  können  heute  bereits  als  feststehend  angesehen 
werden.  AOt  der  Zunahme  von  Bildung  und  Wohlstand  werden  die 
schweren  Formen  der  Kriminalität  durch  leichtere  ersetzt,  treten  Betrug 
und  Ausbeutung  an  die  Stelle  der  Gewalt.  Die  Vermögensdelikte,  unter 
ihnen  der  durch  die  Höhe  seiner  absoluten  Ziffern  am  schwersten  ins  Ge- 
wicht fallende  Diebstahl,  wachsen  bei  ungünstiger  wirtschaftlicher  Lage, 
während  sie  bei  günstiger  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
sinken.  Wenn  trotz  des  Wachstums  von  Bildung  und  Wohlstand  die  Delikte 
gegen  Staat,  Religion  und  öffentliche  Ordnung  sowie  die  Delikte  gegen 
die  Person  zunehmen,  so  liegt  das  an  der  Gestaltung  des  Kampfes  ums 
Dasein,  durch  den  einerseits  die  Interessengegensätze  bis  zum  Klassen- 
kampf gesteigert,  durch  den  anderseits  die  Tüchtigkeit  der  Nachkommen- 
schaft gefährdet  wird. 

c)  Wie  aber  auch  das  Ergebnis  künftiger  wissenschaftlicher  Forschung 
auf  dem  anthropologischen  oder  soziologischen  Gebiet  ausfeilen  möge  — 
an  dem  Satz  wird  sie  nicht  rütteln  können,  der  das  Kennwort  der  sog. 
jungdeutschen  Kriminalistenachule  bildet:  „Das  Verbrechen  ist  das  Produkt 
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aus  der  Eig^enart  des  Verbrechers  und  den  Um  umgebenden  gesellschafb» 
Uchen  Verhälüüssen." 

Mit  dieser  Auffassung  ist  die  dogmatisch -juristische  Konstruktioa  des 
Verbrechens,  alft  des  eigenartigen  recbüichen  Tafbestandes,  an  den  die 
Re^tsfolge  der  Strafe  durch  den  Gesetzgeber  geknöpft  wird,  in  kmner 
Weise  berührt  Aber  dem  betttigeil  Kriminalisten  ist  diese  Konstruktion 
nicht  mehr  die  einzige  und  lange  nicht  mehr  die  höchste  Leistung-  der 
StrafrechtswissenschafL  Ungleich  höher  als  die  Weiterbildung  der  Be- 
griffsjurisprudenz steht  ihm  die  Erforschung  der  Ursachen,  durch  die  das 
Verbrechen  als  Erscheinung  im  Leben  des  einzelnen  wie  ab  Erscheinung 
des  gesellschalUichen  Zusammenlebens  bedingt  und  bestimmt  wird. 

2.  Die  Kriminalpolitik.  Mit  dieser  nicht  sowohl  verSnderten  alsniaKiiiiMwa. 
viehtiehr  wesenüidi  erwdteiten  Auffassung  des  Verbrechens  mußte  aber 
auch  die  Auffassung  von  Wesen  und  Zweck  der  'strafe  sicli  wesentlich 
umgestalten.  Ist  das  Verbrechen  nichts  anderes  als  ein  juristischer  Begriff, 
SO  mag  die  AuHassung  der  btratc  als  der  Negation  des  Unrechts  gc« 
nugeo.  Sieht  man  in  dem  Verbrechen  aber  die  nackte  brutale  Tatsache, 
die  über  das  Leben  de»  einzelnen  hinaus  zur  Massenerscheinung  des  ge- 
sellschaftlichen Lebens  sich  verdichtet,  so  muß  die  Strafrechtswissenschaft 
zu  der  Frage  gelangen,  ob  man  dieser  in  ihren  Ursachen  erkennbaren 
Erscheinung  nicht  vorbeugend  begegnen  könne.  Der  Gedanke  der  „Be- 
kämpfung des  Vcrhrf-rhens"  beginnt  immer  weitere  Verbreitung  und  immer 
ernstere  Bedeutung  zu  erlangen,  je  mehr  wir  uns  dem  Ende  des  Jalir- 
hund^ls  nähern.  Damit  hält  die  Kriminalpolitik  ihren  Einzug  in  die  Straf- 
rechtswtssenschaft: 

a)  Die  wirksamste  Art  der  Bekämpfung  des  Verbrechens  wird  ja  die-  Wo  Aufgab, 
jenige  sein,  durcli  die  wir  das  Übel  an  seiner  Wurzel  fassen.  Darin  liegt 
die  Bedeutung,  die  der  iSozialpoliiik  in  den  Augen  des  heutigen  Krimi- 
nalisten zukommt.  Er  hat  sich  be&cheiden  gelernt  Er  weiß  nur  zu  gut, 
daß  die  Strafe  nicht  das  Allheilmittel  ist,  durch  das  man,  wie  weite  Kreise 
unseres  Volkes  auch  heute  noch  meinen,  jede  Erkrankung  des  Volkslebens 
heilen  könne.  Er  weiß,  um  ein  Beiq)iel  anzuführen,  daß  die  Sittlichkeit 
der  unteren  Volksschichten  viel  besser  durch  eine  Änderung  der  Wohnungs- 
verhältnisse als  durch  die  legislativen  Vorschläge  der  Sitüichkeitsvereme 
gehoben  werdf  n  kann. 

Aber  damit  ist  die  gesellschaftliche  Funktion  der  Strafe  nicht  g^ 
leugnet  Es  wird  von  allen  Sdtea  zugegeben,  daß  die  AndnAung  der 
Stralb,  als  das  in  der  feierlichsten  Form  ausgesprochene  Werturteil  der 
Gesellschaft  über  die  verpönte  Tat,  von  der  Verubung  des  Verbrechens 
abzuhalten  vermag;  und  daß  diese  generalprävenierende  Wirkung  ver- 
stärkt wird  durch  die  Vollstreckung  der  Strafe  an  dem  Verbrecher.  V.s 
wird  ferner  von  keiner  Seite  bestritten,  daß  der  Vollzug  der  Strafe  so  ge- 
staltet werden  kann,  daß  er  den  Verbrecher  selbst  von  der  künftigen  Be- 
gehung von  Verbrechen  abzuhalten  vermag,  sei  es  durch  Anpassung  des 
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Verbrechers  an  die  Gesellschaft  auf  dem  Wege  der  Besserung  oder  der 
Absclireckung,  sei  es  durch  die  Ausscheidung  des  Unverbesserlichen  aus 
der  Gesellsdiaft 

Diese  AuBusaag  gibt  uns  aber  mgleicli  den  kritischen  Mafistab  für 
die  Wertung  des  geltenden  Rechtes  und  die  Zielpunkte  für  seine  Um- 

g-estaltunR";  den  Maßstab,  den  die  Philosophie  und  die  auf  diese  sich 
stützende  Vergeltunc^stheorie  un.s  zu  geben  niemals  vermocht  hat  Dieser 
Maßstab  liegt  in  der  Zweckmäßigkeit  der  Strafe,  also  in  ihrer  Eignung^ 
die  Rechtsordnung  wirksam  zu  schützen.  Alle  die  Forderungen  der  Intet^ 
nationalen  Kriminalistischen  Vereinigung,  in  der  m.ch.  die  Bestrebungen 
der  modernen  Kriminalpolitik  vericorpeit  haben,  sind  ans  diesem  Gesichts- 
punkt heraus  zu  erklären.  Vor  allem  der  Kampf  gegen  den  verschwenderi- 
schen Mißbrauch,  dpr  mit  der  kurzen  Freiheitsstrafe  heute  noch  in  allen 
Kulturländern  getrieben  wird;  denn  daß  diese  Strafe  weder  bessert  noch 
abschreckt,  noch  unschädlich  macht,  wird  beute  von  allen  Seiten  zu- 
gegeben. Dann  der  Gredanke  der  bedingten  Verurteilung,  durch  welche 
die  der  Rechtsordnung  gemäfie  LebensfQhrung  des  Schuldigen  ohne  Be> 
strafung  gesichert  werden  soll;  ein  Gedanke,  der  in  England  und  seinen 
Kolonien,  in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  und  einer  jährlich  steigen- 
den Zahl  von  vSchwcizcr  Kantonen,  in  Frankreich  und  Belgien,  in 
Portutrnl  und  Norwetrert  wie  in  den  Niederlanden  lieute  bereits  Verwirk- 
iicnung^  gefunden  hat  und,  nachdem  nun  auch  die  russische  Regierung 
sich  für  ihn  ausgesiMrochen,  demnächst  wohl  auch  bei  den  leitenden  deutschen 
Persönlichkeiten  auf  freundlicfaeres  Entgegenkommen  wird  rechnen  dürfen. 
Weiter  die  Forderung  nach  einer  Differenzierung  der  Freiheitsstrafen,  damit 
die  Strafvollstreckung  dem  im  Einzelfall  angestrebten  Zweck  (Besserung- 
oder Abschreckung  oder  Unschädlichmachung)  angepaßt  werden  kann 
Ferner  der  Vorschlag,  daß  die  Geldstrafe,  soweit  nicht  bloß  Übertretungen 
in  Frage  stehen,  nach  dem  Einkommen  des  Schuldigen  bemessen  werde 
und  daß  ne  in  keinem  Fall  bei  Uneinbringlichkeit  in  eine  Freih^tsstrafe 
umgewandelt  werde,  die  für  den  Unbemittelten  ein  Privilegium  odiosum 
schafft.  Derselben  Auffossung  entstammen  aber  auch  die  verschiedenen 
von  anderen  Seiten  gemachten,  ernster  Kritik  nicht  standhaltenden  Vor- 
schläge:  so  der  Kampf  für  die  Prüg^elstrafe,  deren  Wiedereintuiirung  uns 
eine  Standesjustiz  schlimmster  und  verbittemdster  Art  bringen  würde;  für  die 
Deportation,  die  sich  noch  in  keinem  Lande  auf  die  Dauer  bewährt  hat, 
und  anderes  mehr. 

>trs>crm.Ks  u»d       b)  Noch  schärfer  unterscheidet  sich  aber  die  moderne  kriminalpoUtische 

— Richtung  nr,  Anschauuncfen,  die  noch  vor  15  Jahren  als  unerschfitteriidt 
galten,  durch  die  Betonung  der  Besserunpfs-  und  Sicherungsmaß- 
regeln, ciic  neben  oder  an  StHle  der  eigentlichen  Strafe  vortreschlagen 
werden.  Die  Fürsorgeerziehung  ist,  dem  Entwurf  eines  Bürgerlichen  Cresetz- 
buches  zum  Trotz,  von  den  bereits  dem  Verbrechen  anheimgefallenen 
IGndem  und  Jugendlichen  auf  die  Fslle  der  sittlichen  Verwahrlosung  aus- 
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gedehnt  und  damit  eine  unserer  dringfendsten  Fordeningen  erfüllt  worden. 
Daß  die  Gesellschaft  gegen  geisteskranke  und  vermindert  zurechnungs- 
fähige Verbrecher,  die  zugleich  als  gemeingefährlich  erscheinen,  durch 
dauernde  Verwahrung  dieser  Penonen  geschützt  werden  mnA,  wird  aeit  den 
letzten  Monaten  fost  aügem^n  zugegeben.  Um  weitere  Forderungen,  die 
von  den  Vertretern  der  neuen  Richtung  erhoben  werden,  dauert  der  Kampf 
noch  fort;  aber  auch  hier  wird  die  Weiterentwicklung  der  neuen  Gedanken 
die  Entscheidung  zugunsten  dieser  Forderungen  in  nicht  zu  ferner  Zukunft 
bringen.  Dabei  steht  die  dauernde  Verwahrung  der  unverbesserlichen, 
gewerbs-  oder  gewohnheitsmäßigen  Verbrecher,  dann  aber  auch  die  zweck- 
entsf^echende  Bekimpfting  von  Bettelei  und  Landstreicherei  im  Vorder- 
grunde des  Interesses. 

Es  handelt  sich  also  um  ein  ganzes  System  von  kriminalpolitischen 
Vorschlägen,  das  sich  über  die  Umgoptaltung  des  Strafensystems  und  der 
Strafvollstreckung  hinaus  erstreckt  auf  f  uu  gan^ie  Reihe  von  Besserungs- 
und  Sicheruogsmaßregeln,  lun  in  seinen  ieuten  Verzweigungen  überall  in 
die  Sozialpolitik  einzumünden.  Neben  der  strafirechülchen  Dogmatik,  die 
bis  vor  wei4g  Jahren  die  AUeinhensdiaft  innohalb  der  Strafireditswtssenp 
Schaft  führte,  hat  sich  eine  neue  kriminalistische  Wissenschaft  entwickelt, 
die  heute  noch  um  das  akademische  Bürgerrecht  ringt,  die  aber  in  Kürze 
die  ältfrf  Schwester  in  den  Schatten  gestellt  haben  wird:  die  auf  die 
Ätiologie  der  Kriminalität  gestützte  Kriminalpolitik. 

Wissenschutüiche  Erforschung  der  Ursachen  des  V'erbrechens  und 
systematisdie  Bekimpfung  des  Verbrechens:  in  «Uesen  beiden  Aufgaben 
liegen  die  neuen  Ideen,  die  das  sinkende  19.  Jahrhundert  zu  dem  von 
seinem  Vorgänger  übernommenen  Erbe  Mnzugefugt  hat,  um  ihre  Veiv 
wirldichung  den  kommenden  Geschlechtern  zu  hinterlassen. 


B.  Daa  Stra^procalredit 

L  Der  Entwicklungsgang  im  19.  Jahrhundert  Auch  die  Straf- 
pfozefigeseC^bung  des  19.  Jahrhundmts  wird  bdierrscht  durch  die  Ideen 

der  Aufklärungszeit,  die  ihre  abschließende  Verwirklichung  in  dem  von 
der  großen  fi-anzosischen  Revolution  geschaffenen  „reformierten"  Straf- 
verfahren gefunden  hatten.  Von  den  Gebieten  des  englisch-amerikanischen 
Rechtes  abgesehen,  vollzieht  sich  in  allen  anderen  Ländern  während  der 
ganzen  Dauer  des  Jahrhunderts  die  Rezeption  des  französischen 
Prozesses. 

I.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts  stehen  die  deutschen  Einzelstaaten 
sowie  die  übrigen  kontinentaleuropäischen  Länder  außer  Frankreich  noch 
durchaus  auf  dem  Boden  des  Inq uisttionsprozesses. 

Freilich  war  die  Folter  dem  Ansturm  der  Aufklärer  erlegen  und  damit 
der  Fundamentalsatz  der  Peinlichen  Gerichtsordaung  Karls  V.  erschüttert 
worden,  daß  Verurteilung  zu  peinlicher  Strafe  niemals  auf  Grund  von 
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Indizien,  sondern  immer  nur  auf  Grund  des  Geständnisses  des  Angeklagten 
oder  der  übereinstimmenden  Aussage  zweier  einwandfreier  Zeugen  er- 
fb^fen  dürfe.  Aber  im  übrigen  liatte  man  die  im  i6.  Jahxhimdert  festig 
gelegten  Grundgedanken  des  Verfalirens  beibehalten  und  nur  nacb  ei»* 

xelnen  Richtungen  weitergebildet. 

Dies  gUt  auch  von  den  Gesetzgebungen  der  gröliteu  deutschen  Einzel- 
staaten; von  den  Prozeßordnungen  Österreichs  (1803),  Preußens  (1805)  und 
Bayerns  (18 13),  die  untereinander  eine  fast  voUstSndige  Übereinstunmung 
aufweisen.  Die  Verfolgung  wird  von  Amts  wegen  eingdeitet  Aber  eine 
Anklagebehdrde  fehlt,  der  Inquirent  stellt  unter  schrifUicher  Aufzeichnui^ 
des  Ergebnisses  der  Beweisaufnahmen  den  Tatbestand  fest  Der  Inquisit  ist 
Objekt  der  Untersuchung,  nicht  Prozeßsubjekt  mit  selbständigen  prozessuali- 
schen R erbten;  der  Verteidigung,  meist  erst  nach  Abschluß  der  Unter- 
suchung zugelassen,  ist  ein  engunischriebener  Spielraum  augewiesen.  Das 
eiicennende  Gericht,  aus  beamteten  Richtern  zusammengesetzt,  urteilt  auf 
Grund  der  Berichte,  die  ihm  über  den  Akteninhalt  schrifUich  erstattet 
werden;  es  bdcommt  den  AngfeUagten  nicht  zu  Gesicht,  auch  die  Bewets- 
ergebnisse  kennt  es  nur  aus  den  Akten.  Eine  bis  ins  einzelne  ausgearbeitete 
Beweistheoric  bindet  das  freie  Ermessen  des  Richters;  in  gesetzlichen 
Beweisregeln  schreibt  sie  ihm  vor,  daß  er  eine  Tatsache  als  bewiesen  an- 
zusehen habe,  wenn,  aber  auch  nur,  wenn  für  sie  Beweismittel  von  ge- 
setzlich bestimmter  Beweiskraft,  etwa  die  Aussage  zweier  klassischer 
Zeii^n,  vorliegen  (positive  Beweislheorie).  Bei  Indizienbeweis  ist  die  Ver- 
urteilung zur  Todesstrafe  ausgeschlossen.  Neben  den  beiden  Urteils« 
formen  der  Freisprechung  und  Venu^eilung  gibt  es  verschiedene  Zwischen- 
forinen:  die  Verhängung  einer  außerordentlichen  Strafe  und  die  Entbindung 
von  der  Instanz;  hier  können  polizeiliche  Sicherheitsmaßregeln  ergriffen 
werden  und  die  Wled«raufhahme  ist  an  keine  besonderen  Voraittsetzungm 
geknüpft.  Der  Regelung  des  Rechtsmittelzuges  wird,  allerdings  unter 
vielfachen  Schwankimgen,  besondere  Sorgfalt  gewidmet, 
franz.  . i.chc  2.  Um  dieselbe  Zeit,  der  diese  Prozeßordnungen  entstammen,  hatte 
sirafverfahren,  ^jg  franzosische  Gesetzgebung  bereits  einen  bedoutsamen  Schritt  nach 
vorwärts  gemacht.  Die  Konstittiierende  Versannnlung  hatte  schon  1791 
das  Strafverfahren  reformiert.  Zustatten  kam  ihr  dabei,  daß  sie  das 
Institut  der  Staatsanwaltschaft  (minist&re  public)  bereits  vot&nd,  das  sich 
in  Frankreich  mit  dem  Erstarken  der  königlichen  Gewalt  entwickelt  hatte, 
während  auf  deutschem  Boden  die  Ansätze  zu  einer  öfTentlichen  Anklage- 
behörde verkümmert  waren.  Damit  war  die  Möglichkeit  gegeben,  das 
Strafvertahrcn  zu  einem  actus  trium  personarum,  zu  einem  wirklichen 
Prozeß  zu  machen,  es  zum  Anklage-  oder  Parteiprozeß  zu  gestalten. 
Weiter  bot  das  englische  Recht,  das  freilich  in  Frankreich  niur  oberflächlich 
gekannt  und  vielfadi  mißverstanden  wurde,  eine  Fülle  von  Anregungen. 
So  wurde  der  ^endliche  Rechttag**,  der  schon  nach  der  Peinlichen  Gerichts- 
ordnung von  1532  zur  leeren  Formalität  herabgesunken  und  nur  „um  des 
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gCemeinen  Mannes  willen"  beibehalten  war,  zur  entscheidenden  öflFentlichen 
und  mündlichen  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  gestaltet  Noch 
wichtiger  war  98,  daft  die  gesetdiche  Bewdstheorie  fiel  und  der  Richter 
fortan  die  ihm  in  der  I^uptvertuuidlun;  tmmittelbar  vorgefShrten  Beweise 
nach  seiner  freien  Überzeugung-  zu  würdigen  hatte.  Der  Dreiteilung  der 
strafbaren  Handlungen  entsprach  die  Vcrteilungf  der  sachlichen  Zuständig- 
keit unter  die  Gerichte  erster  Instanz:  die  Ühertretungen  wurden  an  Einzel- 
richter (tribunaux  de  simple  police),  die  V'erg-ehen  an  die  kollegialen 
Zuchtpolizeigerichte  (tribunaux  de  police  correctioaelle)  gewiesen;  für  Ver- 
breclwa  wurde  das  englische  Schwurgericht  (cours  d'assises)  neu  eingeführt 
Auf  der  erstinstandichen  Gerichlsbarkeit  haute  aidi  ein  wohlgemdneter 
Rechtsnuttelzug  auf. 

Der  Code  d'instruction  criminelle  von  1808  hielt  an  den  Grundj;i^edanken 
von  1701  fest,  änderte  aber  manche  Einzelheiten  und  beseitigte  insbesondere 
die  ebenfalls  aus  England  übernommene  Anklagejury,  die  über  die  Ver~ 
Setzung  in  Anklagezustand  zu  entscheiden  hatte. 

Bei  der  Würdigung  des  französischen  Stra^nozesses  darf  jedoch  nicht 
übersehen  werden,  daB  das  Verfthren  in  twm  (genaner  drei)  ganz  vezw 
schiedenartig  gestaltete  Abschnitte  zerfallt.  Die  Grrundsätze  der  Öffentlich- 
keit und  der  Mündlichkeit  wie  der  Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme 
beherrschen  nur  die  Hauptverhandlung.  Bei  allen  Anklagen  wegen  Ver- 
brechen oder  schweren  Vergehen  geht  der  Uauptverhandlung  eine  Vor- 
untennchung  voran,  die,  nach  der  ursprünglichen  Ank^  des  Gesetzes  (also 
bis  1897),  keine  kontradiktorische  Verhandlung  zwischen  den  Parteien  Icannte, 
sich  nic&t  in  der  Öffentlichkeit,  sondern  in  den  geschlossenen  Räumen  des 
Untersuchungsrichters  abspielte  und  daher  trotz  der  Beseitigung  der  Folter 
und  der  Ungehorsamsstrafen  durchaus  den  Charakter  des  alten  Inquisitions- 
prozesses trug.  In  allen  Fällen,  in  welchen  eine  Voruntersuchung  statt- 
findet, schiebt  sich  aber  zwischen  die  beiden  Hauptabschnitte  des  Ver- 
fiihrens  noch  ein  dritter  ein:  die  Eatschddung  üb«r  die  Versetzung  in  den 
Anklagezustand,  eine  Entscheidni^,  die  von  dem  dazu  berufenen  Richter 
(gerade  in  der  Bestellung  dieses  Organs  weist  die  französische  Gesetz- 
gebung eine  ganze  Reihe  von  wenig  gelungenen  Experimenten  auf)  auf 
Grund  der  Akten,  also  ohne  unmittelbare  Vorführung  der  Beweise,  gefallt 
werden  muß. 

Dieses  französische  System  hat  dem  Strafjprozeß  des  19.  Jahrhunderts 
seinen  Stenq)el  aufgeprägt  Es  bat  seinen  Siegeslauf  durch  fisst  alle 
Lander  der  Kulturgemeinscliaft  gemacht  Nur  in  Einzeihriten  zeigen  sich 
Abweichungen.  So  Ilaben  manche  Staaten  (auch  die  Niederlande)  das 
Institut  der  Srhwurgerichte  nicht  aufgenommen;  andere  haben  das  eng- 
lische Vorbild  getreuer  nachzuahmen  versucht.  Die  beachtenswerteste  der 
verschiedenen  Strafgesetzgebvmgen  des  19.  Jahrhunderts  ist  die  von  Glaser 
gearbeitete  österreichische  Strs^prozeBordnung  von  1873.  Frankreich  hat 
durch  ein  Gesetz  von  1697  die  Vonintersudiuog  kontradiktorisdi  zu  ge- 
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stalten  versucht,  ohne  jedoch  zu  befriedigenden  Ergebnissen  zu  gelangen. 
Umg^ehrt  hat  England  durch  SBfuhnmg  der  Staatsaawaltsdiaft  (1879) 
nut  wenigstens  subsidUbrer  V^folgungspflicht  sich  dem  firanzoaischen 

System  genähert 

Dia  diMtsciia  3.  Auf  deutschem  Boden  wurde  bald  nach  den  Befreiungskriegen  die 
Forderung-  nach  einer  Umgestaltung  des  Strafverfahrens  nach  franzosischem 
Vorbild  luut.  Man  verlangte  den  Anklageprozeß  mit  Staatsanwaltschaft 
und  Sicherung  der  Frosefistellung  des  Beschtddigten;  eine  d&udiche 
mündliche  Hatuptverhandlnng  mit  unmittelbarer  Vorfiilinmg  der  Beweis- 
mittel und  freier  Beweiswürdigung;  vor  allem  aber  die  Einführung  des 
Schwurgerichts,  das  der  Rechtsprechung  in  Strafsachen  die  Unabhängig- 
keit gegenüber  den  politischen  Machthabem  und  die  Fühlung  mit  dem 
Rechtsbewußtsein  des  Volkes  sichern  sollte. 

Trotz  aller  Zweifel  und  Bedenken,  die  von  den  Freunden  des  Inquisitions- 
prozesses geltend  gemacht  wurden,  war  etwa  um  die  Ifitte  der  <oer  Jahre 
der  Sieg  für  die  Prinzipien  der  öfFenÜichkett,  Mündlichkeit  und  freien 
Beweis  Würdigung  entsditeden.  Länger  wogte  der  Kampf  um  die  Schwur- 
g"erichte  hin  und  her;  noch  auf  den  Germanisten -Vcrsammlung"en  zu  Frank- 
furt a.  M.  1847  und  Lübeck  1848  standen  sich  die  Freunde  und  (iregner 
der  Geschworenen  schroff  gegenüber.  Die  Gesetzgebung  fand  vor  1848 
nicht  den  Mut,  sich  den  Reformbestrebungen  rückhaltlos  zu  fugen.  Nur 
in  Einzelheiten  war  man  bereit,  nachzugeben,  um  damit  den  Fortbestand  des 
alten  Prozesses  um  so  besser  ta  ddbiem.  So  bat  Saidisen  1638  die  auBer- 
ordentliche  Strafe  beseitigt;  Württemberg  1843  und  Baden  1845  haben  an 
die  Stelle  der  positiven  (oben  S.  224)  die  negative  Beweistheorie  gesetzt,  so 
daß  der  Richter  eine  Tatsache  nur  dann  als  bewiesen  annehmen  durfte, 
wenn  Beweismittel  von  einer  bestimmten  Beweiskraft  vorlagen,  aber  selbst 
in  dissem  FaUe  die  Tatsadie  lüdit  als  bewiesen  anaebnien  muflte.  PreuBoi 
1846  (Gesetz  betreffend  die  bei  dem  Kammergericht  und  dem  KriminaJU 
gericht  zu  Berlin  zu  führenden  Untersuchungen)  ging  noch  einen  Schritt 
weiter  und  nahm  den  Grundsatz  der  freien  Beweiswürdigung  au£ 

Die  Revolutionsjahre  brachten  den  vollig-en  Siejr  des  französischen 
Systems.  In  den  meisten  deutschen  Staaten  erping^en  nach  1848  „refor- 
mierte" Strafprozeßordnungen,  welche  die  Grundgedanken  des  französischen 
Gesetzes  aufnahmen.  Zu  erwShnen  wäre  die  Braunschweigische  Straf* 
prozefiordnung  von  1649  (n*i^  teilweisem  AnscMuft  an  das  englische  Rechi)i, 
die  Hanndverische  von  1850  und  die  Preußische  für  die  neuen  Provinzen 
von  1867.  Nur  in  den  beideii  Mecklenburg-,  in  Schaumburg'-Lippe  und 
Lippe-Detmold  blieb  man  bei  dem  gemeinen  Inquisitionsprn;-"B  -  f  r  hon; 
in  diesen  vier  Staaten  sowie  in  Sachsen-Altenburg  und  Lübeck  landen 
auch  die  Schwurgerichte  keinen  Eingang. 

Unter  diesen  Umständen  war  nichts  anderes  zu  erwarten,  als  daß  auch 
die  bereits  1869  in  Angriff  genommene,  aber  erst  unter  dem  i.  Februar  1877 
publizierte  Deutsche  Stra^rozefiordnung  nebst  dem  Gerichtsver£BMSungft> 
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gesetz  vom  27.  Januar  desselben  Jahres  an  den  Grundgedanken  des  fran- 
zösischen Rechtes  festhalten  würde.  Leider  übertrifft  das  deutsche  Gesetz 
aber  sein  frsinzöäisches  Vorbild  noch  in  dem  Mangel  an  innerer  Geschlossen- 
heit Die  Deutsdie  StrB4)n>zefiordnung  ist  nach  langereA  parlamentarisdieii 
und  aufierparlamentadschen  KämpHen  durch  ein  Kompromift  der  wider- 
streitenden Parteien  zustande  gekommen.  Daa  zeigt  sich  bereits  in  der 
Gerichtsverfassung,  die  die  Freunde  und  die  Gegner  der  Laienbeteilig-ung, 
die  Anhänger  des  Schwurgerichts  wie  die  des  Schöffengerichts  befriedigen 
sollte:  nebeneinander  finden  wir  Schöffengerichte  für  Strafsachen  unterster 
Ordnung;  die  bloß  mit  beamteten  Richtern  besetzten  Strafkammern  für 
Strafsachen  mittlerer  Ordnung;  Schwurgerichte  für  die  schwersten  Ver« 
brechen.  Daneben  noch  das  Reichsgericht  als  Geridit  erster  und  letzter 
Instanz  bei  Hoch-  und  Landesverrat  gegen  Kaiser  und  Reich,  sowie  bei 
Ausspähung  militärischer  Geheimnisse.  Dieser  Verschiedenheit  der  in  erster 
Instanz  entscheidenden  Gerichte  entspricht  der  vierfach  verschiedene  Auf- 
bau des  ganzen  Verfahrens.  Ihr  entspricht  aber  vor  allem  die  verschiedene 
Gestaltung  der  RechtsmttteL  Die  Berufung  ist  nur  gegenüber  den  sdiöffen- 
gerichtiichen  Urteilen  zugelassen;  gegen  Urteile  dar  Strafkammern  und 
der  Schwuigerichte  ist  lediglich  die  Revision  gestattet  Zu  dieser  Zer- 
splitterung des  Strafprozesses  in  eine  ganze  Reihe  von  verschieden  ge- 
stalteten Prozeßarten  kommt  dann  noch  eine  überaus  klägliche  legislative 
Technik.  Inhaltlich  wie  formell  gehört  mithin  die  Reichsstrafprozeß- 
ordnung  zu  den  am  wenigsten  erfreuhchen  Leistungen  unserer  Reichs- 
gesetzgebung. 

Neben  die  bürgerliche  Firozefiordnung  ist  die  Mili^>Gerichtsordnung 

vom  I.  Dezember  1898  getreten.  Sie  ist  jener  im  allgemeinen  nach crr  bildet, 
übertrifft  sie  aber  durch  Beseitigung  des  EröfFiiungsbeschlusses  wie  durch 
die  einheitliche  Regelung  des  Reclitsmittelsverfahrens,  indem  sie  die  Be- 
rufung gegen  Urteile  der  Standgerichte  wie  gegen  die  erstinstanzlichen 
UrU^  der  Kriegsgerichte  zuläßt,  der  Revision  also  den  Charakter  eines 
die  Sache  in  die  dritte  Instanz  riehenden  Rechtsmittels  wahrt 

Mit  diesen  beidmi  Gesetzen  hat  das  finuizo«8<^e  Strafverfohren  «einen 
siegreichen  Einzug  auch  in  das  Deutsche  Reich  vollzogen. 


11.  Das  geltende  Recht  i.  Die  allgemeinen  Grundsätze,  ua»  straf- 
a)  Das  Wesen  auch  des  deutschen  Strafprozesses  besteht  in  seiner  Aus-  p^^^^|^^^ 
gestaltung  als  Parteiprozeft.  BeMdigung  und  Körpenrerletzungen  kSonen, 
soweit  die  Verfolgung  nur  auf  Antrag  eintritt,  von  dem  Verietzten  im  Wege 
der  Privatklage  verfolgt  werden,  ohne  daß  es  einer  vorgängigen  Anrufung 
der  Staatsanwaltschaft  bedarf.  Dasselbe  gilt  von  einzelnen  Tatbeständen 
des  unlauteren  Wettbewerbs.  In  allen  anderen  Fällen  tritt  die  von  der 
Staatsanwaltschaft  zu  erhebende  öffentliche  Klage  ein.  Und  zwar  ist 
die  Staatsanwaltschaft  in  der  Regel  ohne  weiteres  zur  Erhebung  der  Klage 
berechtigt;  nur  ausnahmsweise  ist  ihr  Einschreiten  dadurch  bedingt,  dafi 
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der  Verletzte  den  Antrag"  auf  Vcrfolg^ing-  stellt  (Antrag-.sdelikte^,  so  he\ 
Beleidigungen  und  leichteren  Körperverletzungen,  bei  Sachbeschädigung, 
Hausfnedensbructi  usw.  Und  die  Staatsaawaltscliaft  ist,  wenn  znreidieiide 
ratMchliche  Aohah^nnkte  voKlaegen,  zur  Eriiebung  der  Klage  ver- 
pflichtet (I^egalitätsprinzip),  mag  die  Tat  auch  noch  so  geriagfugig  sein. 
Lehnt  sie  die  Verfnlg-ung  ab,  so  V:nnn  unter  Umständen  die  Entscheidung" 
des  Oberlandesgerichts  eingeholt  werden,  die  für  die  Staatsanwaltschaft 
bindend  ist.  Diese  erhebt  die  Klage,  indem  sie  entweder  in  schwereren 
Fällen  den  Antrag  auf  Eröffnung  der  Voruntersuchung  stellt  oder  aber 
unmittelbar  die  Er^hung  des  Hauptverfohrens  beantragt  In  allen  seinen 
dienstlidien  Obliegenheiten  ist  der  Staatsanwalt  an  die  Weisungen  seiner 
Vorgesetzten  gebunden,  so  daß  er  einem  Konflikt  zwischen  diesen  und 
seiner  rechtlichen  Überzeugung  nur  durch  Niedeiiegung  seines  Amtes  enu 
gehen  kann. 

Dem  Verletzten  hat  die  Französische  Strafprozeßordnung  eine  wichtige 
prozessnale  Stellang  eingeräumt;  als  partie  dvUe  unterstützt  er,  mit  sdb- 
stSndigen  Rechten  ausgerSstet,  die  Tätigkeit  der  Staatsanwaltsdtaft.  Das 
hängt  damit  zusammen,  daß  nach  französischem  Recht  der  Ersatzanspruch 

aus  dem  Delikt  im  Strafverfahren  vor  dem  Strafrichter  verfolgt  werden 
kann  (Adhäsionsprozeß).  Die  Deutsche  Reichsstrafprozeßordnung  läßt  nur 
in  g-ewissen  Kinzelfallen  den  Verletzten  zur  Geltendmachung  seines  „Buß- 
anspruchs" im  Strafverfahren  zu  und  verweist  im  übrigen  die  Entscheidung 
über  den  Schadensersatz  in  den  ZivUprozeft.  Daher  ^ielt  die  Nebenklage 
in  unserer  Prozeßordnung  eine  recht  untergeordnete  Rolle;  nur  der  Bufi- 
berechtigte )  der  durch  die  Erhebung  der  öffentlichen  Anklage  aus  seiner 
Hauptstellun^"  verdrängte  Privatkläprr,  sowie  derjenijTe,  der  gegenüber 
der  ablehnenden  Haltunjy  der  Staatsanwaltschaft  beim  Oberlande.sgericht 
die  Erhebung  der  öffentlichen  Klage  herbeigeführt  hat,  kann  sich  als 
Nebenkläger  neben  dem  Staatsanwalt  konstituieren. 

D^  Begriff  des  Parteiprozesses  setzt  aber  femer  voraus,  daft  nicht 
nur  ein  Kläger  da  ist,  sondern  daß  auch  der  Beschuldigte  als  Prozeß- 
subjekt selbständig  und  sebsttätig  in  die  Gestsltung  des  Prozesses  ein- 
greifen kann.  Zu  diesem  Zwecke  wird  ihm  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ein  recln.skundiger  Reistand  als  Verteidiger  an  die  Seite  gegeben. 
Zulässig  ist  nach  deutschem  Reichsrecht  die  Verteidigung  „in  jeder  Lage" 
des  Verfahrens.  Doch  ist  im  Vonrerfiihren  der  Verkehr  des  Verteidigers 
mit  dem  verhafteten  Beschuldigten  beschränkt  und  audi  das  Recht  der 
Akteneinsicht  wird  dem  Verteidiger  in  diesem  Abschnitt  des  Verfthrens 
nicht  vollständig  irewährt.  Dazu  kommt,  daß  der  Verteidiger  den  Beweis- 
aufnahmen im  Vorverfahren  nur  ausnahmsweise  beij^uwohnen  befugt,  daß 
ihm  daher  jede  ernstlirlie  Einwirkung  auf  die  Klarlegung  des  Sachverhaltes 
entzogen  ist.  Notwendig  ist  die  Verteidigung  in  der  scliw urgerichtlichen 
Hanptverhandlung  sowie  vor  dem  Reichsgericht  als  erkennendem  Gericht 
erster  Instanz. 
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b)  Der  Strafprozeß  ist  grundsätzlich  vom  Zivilprozeß  verschieden.    In  UntaridiM« 

w4  i 


diesem  stehen  (Ausnahmen  im  Eheprozeß  und  einigen  anderen  Fällen) 


Privatinteressen  in  Frage;  bei  jenem  handelt  es  sich  um  ein  Öffentliches 
Interesse,  um  das  lateresse  des  Staates  an  der  Aofinediterhaltai^  der 
Rechtsordnung;    Daher  können  die  Parteira  im  Zivilprozeft  über  den 

geltendgemachten  Anq»ruch  unmittelbar  wie  mittelbar  firei  verfugen:  zur 
Erhebimi;'-  der  Klage  wird  der  Berechtigte  nicht  gezwungen;  durch  An- 
erkennung-, Verzicht,  Vergleich  können  die  Parteien  das  Verfahren  jeder- 
zeit beendigen;  der  Richter  darf  nur  die  von  den  Parteien  behaupteten 
Tataachen  und  nur  die  von  ihnen  angegebenen  Beweisnuttel  beriick- 
sichttgen;  das  ausdrüddidie  oder  selbst  stülschwdgende  Gestindnis  dner 
Tatsache  bewirkt,  daß  diese  beweiskraftig  feststeht  usw. 

In  allen  diesen  Beziehungen  verhält  sich  der  Strafprozeß  anders.  Zur 
Erhebung  der  öffentlichen  Klage  (anders  bei  der  Privatklag-e)  ist  der  Staats- 
anwalt verpflichtet  (oben  S.  228);  die  einmal  erhobene  öffentliche  Klage 
kann  nicht  wieder  zurückgenommen  werden;  durch  Geständnis  des  Be- 
sdkuldigten  wird  die  Beweisaufnahme  nicht  ausgeschlossen;  auch  die  von 
.den  Parteien  nicht  beiianpteten  rechtiich  erheblidien  Tatsachen  hat  der 
Richter  (der  Untersuchungsrichter  wie  der  erkennende  Richter)  von  Amts 
wegen  zu  berücksichtigen;  in  der  Auswahl  der  Beweismittel  kann  der 
Richter  durch  den  Parteiwillen  nicht  beschränkt  werden.  Man  pflegt  zu 
sagen:  im  Zivilprozeß  herrscht  die  Dispositionsmaxime,  im  Strafprozeß  die 
Inquisitionsmax ime.  Oder  auch:  im  Zivilprozefl  handelt  es  sich  um  die 
fonneHle,  im  Strafprozefi  um  die  materielle  Wahifaeit  Bme  wichtige  Folge 
dieses  Grundsatzes  ist  der  Ausschluß  der  sog.  dispositiven  Beweismittel 
im  Strafprozeft:  es  kann  also  der  Beweis  einer  Tatsache  nicht  auf  d«i 
£id  der  Gegenpartei  gestellt  werden. 

Diesem  grundsätzlichen  Unterschied  entspricht  es,  daß  die  Macht- 
befugnisse des  Richters  im  Stra^rozeß  ungleich  größer  sind  als  im 
■Zivilprozeft.  Das  zeigt  sich  zunächst  dem  Besdmldigten  gegeoüb«'.  IDimer 
ist  zwar  nicht  zur  Aussage,  aber  stets  zum  Ersdieinen  vor  Gericht  ver- 
pflichtet; bei  Ausbleiben  ist  Vorfuhrungs-  oder  Hafkbdfeh]»  unter  Umstanden 
die  Erlassung  eines  Steckbriefin,  zulässig.  Er  muß  iuch  ferner  nicht  bloß 
Durchsuchung  seiner  Wohnung  und  seiner  Sachen,  sondern  auch  die  Durch- 
suchung seines  Körpers  gefallen  kus.sen.  Den  schwersten  Eingriff  In  die 
Freiheit  des  Beschuldigten  aber  entliält  die  Untersuchungshaft,  die  wegen 
Fhicfatgefahr  oderKollusionsverdacht  verhängt  werden  kann;  einen  dürftigen 
und  verklausulierten  Entschädigungsanspruch  f&r  unschuldig  erlittene  Unter- 
suchungshaft gewährt  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1904.  Die  größere  Macht- 
befugnis des  Gerichts  äußert  sich  aber  auch  dritten  Personen  gegenüber. 
Die  Stellung  der  Zeugen  und  der  Sachverständigen  ist  zwar  in  beiden 
Prozessen  dieselbe.  Aber  nur  im  Strafprozeß  besteht  eine  allgemeine 
Verpflichtung  zur  Herausgabe  von  Gegenständen,  die  für  die  Untersuchung 
von  Bedeutung  sein  können;  eine  Verpflichtung,  deren  Erfüllung  durch 
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Beschlagnahme  oder  durch  Zwangsmaßregeln  gesichert  wird.  Es  können 
ferner  andi  1»ai  «ndweii  Pefsooen  als  dem  Besdiuldigten  H&uMnchtmgen 
stattfinden;  ob  UnTerdlchtige  auch  verpfliditet  sind,  ihren  Koiper  als 

Augenscheinsobjekt  zur  Verfugung  zu  stellen  (etwa  die  von  ihrem  Mann 
mißhandelte  Frau),  ist  eine  im  Gresetz  nicht  ausdrücklich  gtsctg^t»  und 
daher  sehr  bestrittene  Frage. 
Du  erstwitaiu-  2.  Der  Gang  des  ordentlichen  Verfahrens  in  erster  Instanz 
Sek«  Vafftkrw.  gev^taltct  sich  verschieden,  je  nach  der  Verschiedenheit  des  zur  ürteils- 
0Ulung  berufenen  ersttnstanzttcben  Gerichts.  Vergegenwärtigen  wir  uns 
zunächst  den  Gangf  des  Verfehrens  bei  sdiwuiigerichtUchen  Verbrechen. 
Das  Vorverfahren  beginnt  mit  den  Vorerhebungen,  die  der  Staatsanwalt 
selbst  vornimmt  nt]nr  durch  die  Polizei  und  die  Amtsrichter  vornehmen 
läßt,  um  sich  darüber  klar  zu  werden,  ob  er  gegen  eine  bestimmte  Person 
wegen  einer  bestimmten  Sache  öifentliche  Klage  erheben  kann  oder  nicht 
Denn  eine  „Anklage  gegen  Unbekannt"  ist  ausgeschlossen.  Nach  Ab- 
schluß dieses  Ermittelungsverfehrens  stellt  er  entweder  das  weitere  Vefw 
fehren  ein  oder  er  erhebt  die  öffentliche  Kh^  durch  den  Antrag  auf 
Voruntersuchung.  Diese  wird  von  dem  alljährlich  bei  dem  Landgericht 
zu  bestellenden  Untersuchungsrichter  eröffhet,  gefuhrt,  geschlossen.  Während 
der  Voruntersuchung  können  Staatsanwalt  wie  Angeschuldigter  einzelne 
Beweiserhebungen  bei  dem  Untersuchungsrichter  beantragen.  Nach  Schluß 
der  Voruntersuchung  gehen  die  Akten  an  den  Staatsanwalt  zurück.  Dieser 
legt  ae,  wenn  er  nicht  die  Ergänzung*  der  Voruntersuchung  nach  einzelnen 
Richtungen  hin  wünscht,  mit  seinem  Antrag  der  Beschlußkammer  des 
Landgerichts  (Dreimännerkammer)  vor.  Der  Antrag  kann  auf  Eröffnung 
oder  Nichteroffnung  des  Hauptverfahrens  gerichtet  sein.  Das  Gericht  ent- 
.scheidct  auf  Cfrund  eines  Aktenreferats,  Es  beschließt  die  Eröffnung  des 
Hauptverfahrens,  wenn  es  deu  Angeschuldigten  für  „hinreichend  verdächtig" 
hält,  die  Tat  begangen  zu  haben.  Von  diesem  Beschluß  an  heißt  der  An^ 
geschuld^e  „Angeklagter<*.  Zugldch  wfard  die  Sache  vor  das  Schwur<* 
geridht,  allenfalls  an  ein  Gericht  minderer  Ordnung,  verwiesen.  Vor  der 
Hauptverliandlung  können  dringende  Beweisaufnahmen  (Augenschein,  Ver* 
nehmung  eines  todkranken  Zeugen  usw.)  statttinden. 

Die  Hauptverhandlung  vor  dem  Schwurgericht,  dessen  Richterbank 
mit  dem  Vorsitzenden  und  zwei  Richtern  besetzt  ist,  beginnt  mit  der 
Bildung  der  Creschworenenbank  dtirch  Auslosung  aus  der  Spruchliste,  wo- 
bei die  Parteien  das  Recht  haben,  eine  Anzahl  von  ausgelosten  Personen 
ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen.  Es  folgt  dann  die  Verlesung  des 
Eröffnungsbeschlusses,  die  Vernehmung  des  Angeklagten  und  die  Beweis- 
aufnahme. Dann  werden  die  an  die  Geschworenen  zu  richtenden  Fragen 
festgestellt,  Staatsanwalt  und  Verteidiger  halten  ihre  Schlußvorträge  und 
der  Vorntzende  «teilt  den  Geschworenen  die  fär  diese  allerdings  nicht 
bindende  Rechtsbelehrung.  Die  Prozeßordnung  unterscheidet  zwei  Arten 
von  Fragen,  t.  „Schuldfragen*«  („ist  der  Angeklagte  schuldigt  usw.),  von 
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denen  für  jeden  Angfeklagten  und  jede  Tat  mindestens  eine  g-ostellt  werden 
muß.  Neben  der  Hauptfrag'e  werden  vieileicht  noch  Hilfsfragen  gestr-llt, 
die  auf  eine  von  dem  J^röffnungsbeschluÜ  abweichende  rechtliche  Beurteilung 
defselben  Tat  (etwa  auf  Betrug  statt  Urkund^iialschuag)  gelichtet  stnd* 
»,  »Nebenfiragen",  die  auf  „müdemde  Umstände",  auf  Umstände,  wdche 
die  Strafbarkeit  vermindern,  erhohen  oder  aufheben,  bei  Jugendlichen  und 
Taubstummen  auf  die  zur  Erkenntnis  der  Straftat  erforderliche  Einsicht  ge- 
richtet sein  können.  Zur  Bejahung  der  Schuldfragen  ist  Zweidrittelmehrheit, 
zu  Verneinung  der  „mildernden  Umstände"  einfache  Mehrheit  erforderlich. 
Nach  der  Rechtsbelehrung  ziehen  die  Geschworenen  sich  zur  Beratung  zurück. 
Ist  ihre  Abstimmung'  erfolgt,  so  kehren  sie  in  das  Sitnmgaammer  zurQck 
und  der  von  ihnen  gewählte  Obmann  verliest  in  Abwesenheit  des  An- 
geklagten Frage  und  Antwort  Wenn  der  Spruch  nicht  an  einem  formellen 
oder  inhaltlichen  Mangel  leidet,  so  daß  die  Einleitung  eines  Berichtigungs- 
verfahrcns  erfolgen  muß,  wird  der  Angeklagte  in  das  Sitzungszimmer 
zurückgeführt  und  ihm  der  Spruch  durch  Verlesung  verkündet.  Nun  folgen 
die  Sdüufivorträge  der  Parteien  zur  Strafifrage  und  die  Uiteüsfallung. 
Sind  die  Richter  einstimmig  der  Ansicht,  dafl  die  Greschworenen  in  der 
Hauptsache  zum  Nachteü  des  Angeklagten  ^ch  geirrt  haben,  so  können 
sie  ohne  Begründung  die  Sache  zur  neuen  Verhandlui^  vor  das  Schwur- 
gericht der  nächsten  Sitzungsperiode  verweisen. 

Vor  dem  Reich.sgericht  spielt  sich  das  Verfahren  ebenso  ab,  nur  dafl 
die  Zuziehung  der  Geschworenen  entfallt.  Im  Verlaliren  vor  der  Straf- 
kiXttfaer  kann,  im  Verfiüiren  vor  dem  Schöffengericht  muA  die  Vorunter- 
sudiung  wegfeUen.  Dann  ei1i6bt  die  Staatsanwaltsdiaft  auf  Grund  ihrer 
Vorerhebungen  die  öffentliche  Klage  durch  den  unmittelbaren  Antrag  auf 
Eröffnung  der  Hauptverfahrens. 

Ein  eigentliches  Versäumnisverfahren  kennt  die  Strafprozeßordnung 
nicht  Nur  wenn  die  Tat  bloß  mit  Geldstrafe  bedroht  ist,  kann  gegen 
den  Abwesenden  verhandelt  und  auf  Grund  der  Beweisaufiiahme  das  Urteil 
gesprochen  werden;  sonst  beschränkt  sidi  das  Veifidiren  auf  die  beweis- 
kräftige Feststellung  der  Tatsachea  Befreiung  von  der  Pflicht,  in  der 
I&iuptveriiandlung  za  ersdiehien,  wird  dem  Angdck^[ten  nur  unter  gewissen 
Voraussetzungen  gewährt. 

3.  Als  Rechtsmittel  kennt  die  Strafprozeßordnung  neben  der  Be-  Di«  R«d>i»- 
schwerde  gegen  Verfügungen  und  Beschlüsse  die  gegen  das  End  urteil  ge- 
riditeten  Rechtsmittel  der  Beruiimg  und  Revision.  Die  Berufung  kann 
die  Anfechtung  des  Gesamturteils,  sowohl  in  bezug  auf  die  Rechtsfrage 
als  auch  in  bezug  auf  die  Tatfrage  und  die  Strafzumessung  in  sich  schliefien, 
so  dafi  es  zu  einer  völlig  neuen  Verhandlung  vor  dem  Berufungsgericht 
kommt,  in  der  neue  Tatsachen  und  Beweismittel  vorgebracht  werden  können 
und  die  nach  den  für  die  erstinstanzliclie  X'erhandlung  gelteiidea  Grund- 
sätzen (nur  mit  Besclirankung  der  unmittelbaren  Beweisaufnahme)  vor  sicli 
geht    Die  Revision  dagegen  kann  sich  nur  auf  die  Verletzung  einer 
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Rechtsnorm  stützen,  mag  diese  Nonn  dem  Strafrecht  oder  dem  Straf- 
proseArecht  oder  einem  anderen  Rechtsgebiet  angehören  (das  Vorliegen 
einer  Untersddagttng  kann  davon  abhang«»,  wie  die  Bestinunimgen  des 

bürg^erlichen  Rechtes  über  den  Elgentumsübcrgang  au^efaflt  werden).  In 
der  Revisionsinstanz  kann  mithin  nur  die  Rechtsfrage  zum  Gegenstand  der 
Verhandlung  und  Entscheidung  g^cmacht  werden.  Das  Berufungsgericht 
entscheidet,  wenn  es  der  Berufung  stattgibt,  regehnäßig  zugleich  in  der 
Sadie  selbst  und  begnügt  sich  ntir  ausnahmsweise  mit  Aufhebung  des 
Vorurteils  und  Rfickverweisung  in  die  Voiinstanz.  Das  Revi8i<mageridit 
dagegen  wird,  wenn  es  die  Revision  nicht  als  Unbegründet  verwirft,  meist 
unter  Aufhebung  des  Urteils  in  die  Voriostanz  zurückverweisen  und  nur 
ausnahmsweise  in  der  Sache  selbst  erkennen. 

Dem  rechLskräftiK'en  Urteil  gej^enüber  ist  nur  das  Begehren  um  Wieder- 
autnannie  des  Verfahrens  zulässig.  Dieses  kann  darauf  gestützt  werden, 
dafi  das  Urteil  auf  einer  begangenen  strafbaren  Handlung  (Fälschung  einer 
Urkunde,  Meineid  eines  Zeugen,  Rechtsbeugung  eines  Richters)  beruht; 
sie  Icann  femer  zugunsten  des  V^erurtcilten  auch  dann  gewährt  werden, 
wenn  neue  Tatsachen  oder  Beweismittel  beigebracht  werden;  zuungfunsten 
des  Freigesprochenen  nur  dann,  wenn  er  vor  (iericht  oder  auöerg;erichtlich 
ein  glaubwürdiges  Gestäiiduis  abgelegt  hat  Das  Gericht  hat  zunächst 
den  Antrag  auf  Wiederaufnahme,  unter  Erhebung  der  angegebenen  Be- 
weise, zu  prüfen;  wird  d«ati  Antrag  stattgegeben  und  kann  der  VerurtdUe 
mckA  etwa  sofort  freigesprochen  werden,  so  wird  die  Erneuerung  des  Vex^ 
fahrens  angeordnet,  das  dann  gans  so  vor  sich  geht,  wie  wenn  es  sich 
um  ein  erstes  Verfahren  handelte.  Wenn  das  Verfahren  die  Unschuld  des 
früher  Verurteilten  dartut  oder  den  gegen  ihn  bisher  vorliegenden  Verdacht 
beseitigt,  so  gewährt  ihm  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1898  gegen  die  Staats- 
kasM  dnen  Anspruch  auf  Entschädigung. 
B«*«^'^  4.  Neben  dem  ordentlichen  Verfiüiren  regelt  die  Prozeflordntuig  auch 

Udwuwim.  y0,;g^^^0  ]jQgQQ(]^ere  Verfahrensarten.  Der  EriaB  einer  polizeilichen 
Strafverfugfung  bei  Übertretungen  ist  durch  die  Reichsgesetzgebung  nicht 
ang-eordnet,  wohl  aber  zugelassen;  doch  kann  die  Polizeibehörde  keine 
andere  Strafe  ;ils  H  sft  hi^  zu  14  Tagen  oder  Geldstrafe  verhängen.  Der 
An»U>richter  kann  aul  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  ohne  Verhandlung 
(also  ohne  Gehör  des  Beschuldigten)  einen  Strafbefehl  erlassen;  bei  Zol^ 
und  Steuerdelikten  sind  Strafbescheide  der  Verwaltungsbehörde  vorgesehen. 
In  allen  drei  I-^ällon  hat  der  Beschuldigte  das  Recht,  binnen  einer  Woche 
gegen  die  Strafverfugung  und  den  Strafbescheid  gerichtliche  Entscheidung, 
gegen  den  Strafbefehl  die  Einleitung  des  ordentlichen  Verfahrens  zu  be- 
antragen. Gegen  Abwesende,  die  sich  der  Wehrpflicht  entzogen  haben,  findet 
ein  summarisches  Kontumaziaiverfahren  statt.  Ls  k.uiu  endhch  die  Einziehung, 
Vernichtung  oder  Unbrauchbarmachung  von  GegcnsUbiden  auch  ohne  die 
Verfolgung  einer  bestinunten  Person  in  einem  sog;  objektiven  Verfahren 
au^esprochen  werden. 
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5.  Über  die  Strafvollstreckung  enthält  die  Strafprozeßordnung  nur  Stni- 
wenige  UDzusammeiihäogende  Bestimmungen.  Das  praktisch  weitaus  wich- 
tigste  Gebiet,  die  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafen,  ist  reichsrechtlich 
übeiliaupt  so  gut  wie  gar  nicht  geordnet  Das  seit  dreidnlialb  Jahrzehnt«! 
im  Retchsti^  oft  begehrte  Reichsgesets  über  den  VoQziig  der  Freiheits- 
strafen ist  bis  heute  ein  frommer  Wunsch  geblieben,  dessen  Verwiridichiuig 
in  weiter  Feme  liegt 


in.  Neue  Ideen?  Wer  mit  uns  die  Entwicklung  des  Strafrechts  Reform- 
bts  zum  Beginn  des  neuen  Jahihimdert»  verfolgt  ha«^  dw  wird  nicht  leugnen 
kdnn«i»  daft  aus  dem  wogenden  Kampf  der  Meinungen,  daft  aus  all  der  «im  g«um. 
Unldailieit  und  Kleinlichkeit  des  Schulgezanks  groBe,  klare,  fruchtver- 
heiAende  Gedanken  herroigewachsen  dnd,  tau  Frograaim  systematisch 
geschlossener  Einzelfordcning-en,  um  das  weiter  g-erung-en  werden  kann 
und  weiter  gerungen  werden  wird.  Für  das  Gebiet  des  Strafprozesses 
läßt  sich  das  gleiche  nicht  behaupten.  Zwar  sehen  wir  auch  hier  die 
gärende  Unzufrtedenhdt  mit  dem  gültenden  Recht  Aber  die  Abinderungs- 
vonchlage  beschranken  sich  auf  dnzelne  Punkte  von  veifailtnismäBig  unter- 
geordneter Bedeutung.  Und  selbst  auf  diesem  bescheidenen  Gebiet  ist 
von  einer  Klärung  der  Ansichten  noch  nichts  zu  merken.  Ich  kann  mich 
daher  darauf  beschränken,  auf  einige  dieser  einzelnen  Punkte  aufmerksam 
zu  machen. 

Die  Zerfaturenheit  unserer  Gesetzgebung  bei  Zusammensetzung  der 
ersthistattslicheo  Gerichte  erh^cht  dringend  baldige  Abhilfe.  Es  ist  auf 
die  Dauer  nicht  möglich,  Schöffengerichte,  rechtageldirte  Strafkammern 

und  Schwurgerichte  nebeneinander  bestehen  zu  lassen.  Aber  über  die 
Richtung  der  Reform  gehen  die  Meinungen  heute  noch  weit  auseinander, 
und  es  ist  nicht  abzusehen,  in  welcher  Richtung  die  Entwicklung  er- 
folgen wird. 

Dafi  die  Zuziehung  von  „Laien"  nicht  mehr  rückgängig  gemacht 
werden  kann,  unterHegt  keinem  Zweifel»  Damit  ist,  wenn  die  Zusammen- 
setnn^  der  Gerichtskorper  nach  einh^tlidien  Grundsätzen  erfo^en  soll, 
den  bloA  mit  beamteten  Richtern  besetzten  Strafkammern  das  Todesurteil 
gesprochen.  Es  wird  sich  bloß  darum  handeln  können,  ob  die  Schöffen- 
gerichtsverfassung für  Strafsachen  aller  Ordnungen  (mit  Ausnahme  selbst- 
verständlich des  Reichsgerichts)  durchgeführt  werden  soll.  Dafür  spricht, 
daA  im  Schwuigericht  das  Lidendenient  nicht  zu  seinor  voUen  Gdtung 
kommt,  da  der  Geschworene  nur  über  die  Schuldfrage  zu  urteilen  hat  und 
audi  hier  jedes  einheitUdie  Zusammenwirken  von  Richtern  und  Ge- 
schworenen ausgeschlossen  ist,  während  der  Schöffe  mit  dem  beamteten 
Richter  an  jillen  prozessualen  Beschlüssen  (über  Beweisaufnahme  usw.) 
sowie  an  der  Strafzumessung  mit  gleichem  Stinmirecht  beteiligt  ist.  Ob 
aber  diese  juristisch  technischen  Gründe  schwer  genug  ms  Gewicht  fallen, 
um  der  auf  politischen  Erwägungen  beruhenden  VolkstOmlichkeit  der 
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Schwurgerichte  gegenüber  den  Ausschlag  zu  geben,  erscheint  als  äußerst 
zweifelhaft. 

Eine  tiefgehende  populäre  Strömung  verlangt  die  Zulassung  der  Be- 
rufiiDg  gegen  aUe  stra^erichtfichen  Urteile  der  ersten  Instanz.  Audi 
hier  aber  stellen  sidi  der  Verwirklichung  dieses  Wunsdies  techmsche 
Bedenken  in  den  Weg.    Die  Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme  wird 

schon  wegen  des  größeren  Sprengeis  der  Berufungsgerichte  hif>r  viel 
schwerer  durchzuführen  sein  als  bei  den  Gerichten  erster  Instanz;  ein  Be- 
ruiungsurteil  aber,  das  sich  ganz  oder  zum  Teil  auf  den  Akteninhalt  und 
nicht  auf  die  Beweismittel  selbst  grüiMiet,  hat  nicht  mehr  aoodera  weniger 
Wert  als  das  Urteil  der  ersten  Listanz.  Da2U  konunt,  daA  die  Gestaltung 
des  Rechtsmittelverfahrens  unlösbar  zusammenhangt  mit  der  erstinstanz» 
liehen  Gerichtsverfassung.  Wirken  Laien  bei  allen  erstinstanzlichen  Urteilen 
mit,  so  kann  man  die  Berufung  nicht  gut  an  die  blofi  mit  Beamten 
besetzten  Obergprichte  leiten. 

Derselben  Unsicherheit  begegnen  wir,  wenn  wir  die  Vorschläge 
nach  einer  Umgestaltaug  des  Vorvei^direns  mit  EinschluB  der  Versetzung 
in  den  Anklagezustand  ins  Auge  fassen.  Auch  hier  herrscht  in  allen  un- 
befangenen Kreisen  die  Oberzeugung,  daß  die  heutige  Gestaltimg  der 
Voruntersuchung  ebenso  unhaltbar  ist  wie  die  Einrichtung  des  EröfFnungS» 
Verfahrens.  Die  Voruntersuchung  versagt  dem  Angeschuldigten  und  seinem 
Verteidiger  die  Einwirkung  auf  die  entscheidenden  Beweisaufnahmen;  sie 
macht  den  Untersuchungsrichter  zum  unmittelbeu-en  Nachfolger  des  alten 
Liquirmten,  indem  de  ihm  die  Sammlung  des  Belastunga-  wie  des  £at- 
lastungstnatenals  und  zugleich  die  richtige  Abwägung  des  Eigebnisses 
überträgt;  sie  fuhrt  zu  einer  Vergeudung  der  Kraft,  indem  sie  dem  Staats- 
anwalt, der  ja  auch  für  die  Beschaffung  des  Entlastungsmatcrials  zu  sorgen 
hat,  die  gleiche  Aufgabe  wie  dem  Untersuchungsrichter  überträgt;  sie  ge- 
fährdet durch  die  Gestaltung  der  Untersucliungshaft  die  Freiheit  des  An- 
geschuldigten. Und  wdch«iWert  soll  ein  EröfiPhungsbeschluß  haben,  der 
auf  Grund  eines  von  dem  Referenten  ^statteten  aktenmäßigen  Beridits 
ergeht  und  alle  Verantwortung  dem  erkennenden  Richter  überweist?  So- 
bald aber  die  Frage  aufgeworfen  wird,  was  an  Stelle  des  gegenwärtigen 
Verfahrens  zu  setzen  sei,  ob  man  den  Untersu' himgsrichter  und  mit  ihm 
die  ganze  gerichtliche  Voruntersuchung  beseitigen  oder  aber  diese  refor- 
mieren solle,  ist  eine  Übereinstimmung  der  Meinungen  nicht  mehr  zu  er- 
zielen. 

Über  die  mang^de  tedmische  Vorbildung  unserer  kriminalistischen 

Praktiker,  Staatsanwälte  und  Richter  wird  seit  Jahren  geklagt  Die  Ver- 
folgung, die  Untersuchung,  die  Aburteilung  der  Verbrechen  liegt  in  den 
Händen  von  Juristen,  denen  die  Kenntnis  des  Verbrecherlebens,  die  Ein- 
sicht in  das  Getriebe  der  Industrie,  des  Handels,  des  Bank-  und  Borsen- 
wesens,  denen  die  einfachsten  Erfalu-ungstatsachen  der  Psychologie  und 
Psychiatrie,  denen  aber  auch  die  Fertigkeit  in  der  Aufsuchung  und  Fest- 
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Stellung  der  Spuren  des  Verbrechens  völlig  mangelt.  Die  beste  Arbeit 
wird  noch  von  der  Kriminalpolizei  geleistet.  Ohne  diese  wäre  unsere 
Strafjusti2  völlig  lahmgelegt  Aber  vergebens  ist  eine  berufsmäßige  Aus- 
bUdiii^  der  Richter  und  StaatsenwSlte  v<m  den  versdüedensten  Seiten 
verlangt  worden;  vezgebens  liaben  Hans  Grofi  und  andere  das  gesamte 
für  eine  solche  Vorbildung  erforderliche  Material  zusammengetragen  und 
die  „Kriminalistik"  zu  einer  selbständigen  Wissenschaft  erhoben:  es  ist 
alles  beim  alten  geblieben  und  auch  nicht  das  leiseste  Anzeichen  spricht 
dafür,  daß  es  in  absehbarer  Zeit  besser  werden  sollte. 

So  hat  auf  dem  Gebiete  des  Strafprozesses  das  19.  Jalurhundert  es 
nicht  einmal  zu  einer  klaren  FroUeuMtellmig,  geschweige  denn  su  einem 
Frt^rramm  gebracht  Hier  bleibt  für  das  Jahrhundert,  in  dem  wir  leben, 
so  gut  wie  alles  zu  tun. 

Zunächst  freilich  hat  es  den  Anschein,  als  sollte  die  nächste  Zukunft 
uns  eine  Umgestaltung"  unseres  Strafverfahrens  bringen,  die  in  Neben- 
punkten einzelne  Verbesserungen  einfuhrt,  in  der  Hauptsache  aber  es  bei 
dem  bisher  unerfreulichen  Zustand  beläßt  Das  kann  um  nicht  wunder- 
nehmen. Der  StrafproseA  dient  der  Durchsetzung  des  Strafrechts.  Eatt 
wenn  auf  diesem  Gebiete  die  neuen  Ideen  die  Anerkennung  und  Aus- 
führung durch  den  Gesetzgeber  gefunden  haben  werden,  dürfen  wir  er- 
warten, daß  auch  das  Verfahren,  das  wir  heute  StrafiprozeS  nennen,  eine 
wesentlich  neue  Gestaltung  gewinnt  Ob  dann  mit  dem  Wesen  der  Sache 
nicht  auch  die  Bezeichnung  sich  ändern  wird,  ob  die  Ausübung  der  ge- 
sdlschaMchen  Sdiutzfunktion  nidit  völlig  neue  Organe  und  durdiaus  neue 
Formen  aus  sich  herausbilden  wird  —  wer  vermochte  das  heute  sdum  zu 
sagen? 
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KIRCHENRECHT. 


Vox 
Wilhelm  Kahl. 

Einleitung.  Die  Anfange  kircUiclier  RechtsbÜdung  bis  zum  Geburt»-  GMcuda«* 
jalir  der  Staatskirclie  (380)  und  in  «ner  früher«!  Abteilung  dieses  Werkes 

(Teil  I,  Abt  4:  'Die  cbristficlie  Relig^on^  von  Adolf  Harnack  beschrieben. 

Anderthalb  Jahrtausend  liegt  zwischen  jenem  Kirchenrecht  des  Theo- 
dosius  und  der  Gegenwart.  Es  umschließt  in  die  Breite  und  Tiefe  eine 
unermeßlich  reiche  Entwickelung. 

Zeitlich  fast  zusammenfiülend  mit  der  Gründimg  der  Staatskirche 
war  die  Teilung  des  römisdien  Ruches  gesdielien  (395).  Die  eisten  UniF 
risse  der  ktnfÜgen  Trennung  eines  morgen-  und  abendländtscben 
Kirchenrechts  treten  hervor,  dort  mit  der  Quelle  in  Byzanz,  hier  in  Rom. 
Endsrültic^  hahon  sir  ^-'.rh  erst  in  der  Mitte  des  1 1.  Jahrhunderts  g-ps^-hieden. 
Der  hierdurch  geschaifene  Gegensatz  aber  ist  im  großen  und  ganzen  noch 
jetzt  durch  das  griechisch-katholische  und  das  römisch-katholische 
Kirclienrecht  dargestellt 

Im  Abendlande  selbst  trat  Icnapp  ein  Jahrhundert  nach  der  Reichs- 
teilnng  ein  Umsturz  aller  Besitzverhiltniase  ein  und  verviel^tigte  die  Ent- 
wickelungskreise  des  Kirchenrechts.  Das  weströmische  Kaiserreich  wird 
zerstört  (476).  Die  Kirche  und  ihr  R*  ^^ht  stehen  fortan  nicht  mehr  imter 
der  schützenden  Einheit  des  Imperium.  Sie  leben  in  verschiedenen  Staats- 
körpem.  Sie  treten  in  den  christianisierten  germaoischeo,  romanischen 
und  nordisdien  Reidien  unter  sehr  verschiedenartige  Entwickelungs- 
bedingungen  des  Volks-  und  Staatatums.  Es  ziehm  sich  erstmalig  die 
Kreise  eines  nationalen  Kirchenrechts.  Gleichwohl  bleibt  seine  grund- 
sätzliche Einheit  noch  fiir  ein  Jahrtausend  gewahrt  Der  inzwischen  zur 
Anerkennung  gelangte  römische  Primat  und  das  kanonische  Recht 
haben  sie  gerettet. 

In  den  beherrschenden  Mittelpunkt  aller  abendländischen  Staatea- 
bfldungen  war  die  frankische  Monarchie  getreten  (486).  In  ihr  bilden 
und  sdilieBeo  rieh  audi  die  Kreise  eines  Icunftigen  deutschen  Kircheo- 
rechts.  An  der  harten  Eig^enart  des  Merowingerreiches  schienen  zwar 
vorerst  die  papstlichen  Priniatialansprüche  noch  zu  sch^Mtfru.  Aber  schon 
unter  den  Karolingern  dringt  durch  Bonifatius  (680 — 755)  das  römische 
Kirchenrecht  siegreich  vor.  Sein  Siegeszug  wird  nicht  aufgehalten  durch 
die  Treimung  des  Frankenreiches  selbst  (887).   Gegenteilig  gewinnt  es  in 
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der  ostfränkischen  Häitic,  im  älteren  deutschen  Reich,  einen  neuen 
Stütq>uiikt  in  dem  stdt  Otto  dem  Gxofiea  mit  dem  deutschen  Königtum 
dauernd  verbundenen  römischen  Kaisertum  (963).  Diese  Realunion  Terhilft 

dem  kanonischen  Recht  zu  seiner  Stellung  als  Weltrecht  Zwar  tritt 
ihm  beschränkend  bald  ein  selbständiges  deutsches  Reichskirchenrecht 
und  seit  Ausbildung  der  Landeshoheit  ein  vielgcstaltetes  territoriales 
Kirchenrecht  zur  Seite.  Auch  muß  es  in  manchen  Staaten,  vorab  in  der 
ehemals  westlichen  Reichshälfte,  in  Frankreich,  zuzeiten  gewaltig  um 
seine  Herrschaft  ringen.  Aber  die  Nationalität  hat  auch  hier  die  Univer- 
salitat  nidit  aufzulösen  vermodit:  Das  Icanonisdie  Recht  bleibt  das 
Kirchenrecht  des  Mittelalters  schlechthin. 

Zerbrochen  wird  diese  Ein-  und  Alleinherrschaft  erst  durch  die  Refor- 
mation, staatsrechtlich  anerkannt  seit  1555.  Das  protestantische 
Kirchenrecht  tritt  ein.  Nunmehr  eröfToea  sich  wiederum  neue  £nt- 
wickelungskretse.  Drei  Tatsachen  bestinunen.  ihre  Bewegung  und  Be» 
grenzung:  die  mit  der  Reformation  notwendig  geschehene  Losung  der  La- 
heit von  Staat  und  Kirche,  die  konfessionelle  Scheidung  innerhalb  des 
Fkotestantismus,  der  Dualismus  im  deutschen  Staatensystem. 

Durch  die  Lösung  der  Einheit  ist  fortan  die  Entstehung  und  Aus- 
bildung einer  interkonfessionellen  Staatskirchengps*»tzgebung  be- 
dingt. Durch  die  innerkirchlich  konfessionelle  Spaituug^  entstehen  die 
selbständigen  Kreise  eines  lutherischen  und  reformierten  Kirchen« 
rechts,  welche  anfangs  gegensStdich  auseinanderstreben,  um  «ch  erst  im 
1 9.  Jahrhundert  in  den  Unionen  wieder  zu  nähern.  Durch  den  Dualismus 
des  .Staatensystems  endlich  sondern  sich  endgültig  die  Kreise  eines  ge- 
meinen und  partikulären  Kirchenrechts.  Das  partikuläre  erhält  und 
behält  das  Übergewicht  So  schon  im  älteren  Reich.  Seine  Gesetzgebung 
hat  sich  kirchenrechtlich  mit  dem  Westfälischen  Frieden  (1648)  wesentlich 
erschöpft  Sein  letztes  Gesetz,  der  Reichsdeputationshauptschluß  (1803), 
hat  mehr  nur  auflösend  in  die  bestehende  kirchenrechtUche  Ordnung 
eingegriffen.  Im  Rheinbund  (1806 — 1S13)  und  Deutschen  Bund  (18 15  bis 
1 866)  blich  alles  Kirchenrecht  partikulär.  Im  neuen  Reiche  konkurrieren 
wieder  Reichs-  und  Landeskirchenrecht. 
Aa<ii»be.  Ich  wiederhole:  ein  weiter  und  verschlungener  Weg  vom  Kirchenrecht 
der  römfechen  Staat^ldrdie  durch  das  heilige  romische  Reich  deutscher 
Nation  bis  ins  neue  Reidu  Ihn  zu  durchwandern  ist  hier  die  Möglichkeit 
nicht  Nur  eben  wenige  auf  der  Höhe  stehende  Gvenzstdne  mußten  den 
äußeren  Gang  der  Entwickelung  weisen.  Denn  auch  das  Kirchenrecht  ist 
nur  als  geschichtlich  gewordener  und  bedingter  Bestandteil  des  Kultur- 
lebens der  Gegenwart  zu  verstehen.  Seine  Würdigung'  in  dieser,  wie  die 
Bestimmung  seiner  Ziele  für  die  Zukuntt,  hat  sich  gewissenhaft  diese  ge- 
schichtliche Gebundenheit  vor  Augen  zu  halten.  Beide  ermangeln  sonst 
der  Unbefangenheit  in  Kritik  und  Prognose.  Die  hier  gestellte  Aufgabe 
umfaßt  aber  nicht  die  Geschichte  selbst,  sondern  ihr  in  lebendiger  Auf 
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Wendung  sich  darstellen df^s  Resultat:  das  gpltendo  Recht  Auch  dieses 
nur  in  den  großen  Querdurchschnitten  seiner  aktuellen  Probleme,  mit 
Ausschluß  des  unermeßlichen  Details.  Die  Art  und  Weise  der  Lösung 
dieser  Angabe  wnd  nch  niher  aus  dem  Begriff  de«  KirCbenreclits  tud 
der  ^genarC  seiner  Quellen  ergeben* 

Kirchenrecht  im  Sinne  der  Gregenwart  ist  die  äußere  Gemeioschafts-  Bhiw. 
Ordnung  der  kirdiengesdlsGliafUiGli  gegliederten  BdKenner  der  chiistlichen 
Offenbarung". 

Als  christliche  Genieinschaftsordnung  schließt  es  von  seinem  (xeg-en- 
stande  aus  das  heidnische  Keligionsrecht  uud  das  jüdische  Kultus- 
recht  Das  Kirdienreclit  ist  seinerseits  nur  ein  Teil  des  Rdigionsrecbts 
überhaupt 

Als  Gemeinschafitsordnung  der  kirchengesellschaftlich  geglie- 
derten Bekenner  der  christlichen  Offenbarung'  trägt  es  einerseits  kon- 
fessionellen Charakter  ikatholisches,  evangelisches  Kirchenrecht)  und 
bedingt  anderseits  den  Ausschluß  der  inneren  Lebensordnung  von  Christ- 
lidien  Sekten.  Letzteres,  weil  es  an  der  zur  Inanspmchnahme  des  Kirchen- 
attributs eriorderUdien  Umversalität  gebricht  E^steres,  weil  die  Kirche 
der  Gegenwart  nicht  mehr  als  einheitlicher  RechtskSrper  besteht 
Die  Kirche  als  Einheit  ist  Gegenstand  des  Glaubens,  aber  nicht  Realität 
in  der  sichtbaren  rechtlichen  Erscheinung.  Das  ^chlirßt  nicht  aus,  daß 
gleichwohl  inhaltlich  übereinstimmendes  Recht  in  den  Konfessionskirchen 
bestehe.  Solches  kann  beruhen  auf  geschichtlicher  Erbschaft,  auf  Satzung 
durch  den  Staat  oder  auf  spontaner  Einezieiheit  der  Rechtsbeddrfiusse. 
Aber  nirgends  auf  Einheit  des  Kirchentums. 

Als  äußere  Gemeinschaftsordnung  ist  die  Ordnung  der  Kirchen 
wesentlich  und  notwendig  Rechtsordnung.  Als  solche  hebt  sie  sich  von 
der  ledijjflich  der  innerlichen  Welt  der  Überzeugung-  und  des  Glaubens 
angehürigen,  daher  unkontrollierbaren  und  nicht  gegebenenfalls  durch 
Zwang  realisierbaren  rein  morali Richen  und  religiösen  Lebeosordnung 
der  Kirchen  ab.  »Das  Recht  steht"  nicht  »im  Widerqvuch  mit  dem 
Wesen  der  Kirdie«  (g^g^  Sohm).  Nur  wird  allerdings  der  Zusammen- 
hang von  Kirche  und  Recht  mit  weittragenden  Folgerungen  verschieden 
vom  Katholizismus  und  im  I^rotestantismus  herg-estellt.  Denn  während  die 
katholische  Kirche  als  eine  mit  bestimmter  Zwecksetzung  uud  monarchischer 
Verfassung  göttlich  gestittete  Anstalt  schon  nach  ihrem  Lehrbegriffe 
Rechtsordnimg  an  und  in  sich  trägt,  tritt  die  evangelische  Kirche  ledig- 
lich mit  dem  Anspruch  geschichtlich-empirischer  Notwendigkeit  in  die 
alle  sittlichen  Lebenakxeise  der  Menschen  beherrschende  Rechtsordnung 
ein.  Auf  eb«i  diese  Verschiedenheit  in  der  Auffassung  des  Verhältnisses 
der  Kirche  zum  Recht  führen  sich  alle  Grunddifferenzen  katholischer  und 
evangelischer  Kirchenordnung  zurück. 

Als  Gemeinschaftsordnung  für  Bekenner  der  clmstlichen  Offen- 
barung entwickelt  das  Kirclienfedtt  notwendig  eine  liebensordnui^  nach 
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zwei&dier  Richtung:  fOr  das  Ganze  und  für  die  Einzdnen.  Sein  objektiver 
Inhalt  wie  seine  wissenschafttiehe  Lehre  gliedern  sich  hiernach  in  das 
Recht  vom  Kirchenorganismus  und  von  der  Kirchenmitgfliedschaft. 

Dieses  betrifft  Bcsrriindung-,  Wirkungen  und  Beendig^g  des  Mitg^lied- 
schaftsverhältnisses.  Jenes  scheidet  sich  in  das  kirchliche  Verfassungs- 
und Regierungsrecht,  je  nachdem  es  den  Kirchenorganismus  vonseiten 
der  Stabilität  seiner  Organisation,  oder  nadi  6sr  Seite  seiner  Tätigkeit 
zur  ErfSUung  der  kirchlichen  Zwecke  rechtlich  bestimmt 

Endlich '  wird  der  Gegenstand  dieser  Gemeinschaftsordnung  und 
damit  der  Begriff  des  Kircheorechts  abschließend  differen^inrt  durch  die 
Tatsache  der  Eingliederung  der  Kirchen  in  den  Staat.  Dadurcli  entsteht 
ein  doppelter  Normenkreis.  Ein  solcher,  welcher,  auf  der  autonomen 
rechtsbildcnden  Tätigkeit  der  Kirchen  allein  beruhend,  nur  deren  innere 
GeraeinachaftsveriiSltnisse  zum  Gegenstande  hat  und  daher,  allein  auch 
mit  kirchlichem  Rechtszwang  und  Rechtsschutz  sich  durchzusetzen  vermag* 
Daneben  ein  solcher,  welcher  vom  Staate  ausgeht  und  daher  allein  auch 
unter  die  Garantien  seiner  Rechtsverwirklichung  tritt  Dahin  entfallt  not- 
wendig ein  Dreifaches.  Die  Privatrechtsordnung  in  der  Kirche,  durch 
welche  deren  Stellung  als  Vermogensrechtssubjekt  geregelt  wird.  Ihre 
Verhältnisbestimmung  zum  Staat,  d.h.  Art  und  Maß  ihrer  rechtlichen 
Freiheit  und  Unterordnung  im  Staat  Zuletzt  das  Rechtsveihittnis  der 
Kirchen  untereinander.  Die  beiden  letzteren  Gruppen  von  Rechts- 
regeln werden  gemeinhin  unter  der  Bezeichnung  „Staatskirchenrecht** 
zusammengefaßt. 

Für  die  nachfolgende  Darstellung-  ist  um  ihres  besonderen  Zweckes 
willen  der  Aufbau  in  der  Art  gewählt,  daß  er  mit  der  internen  Ordnung 
des  Kirchenorganismus  selbst,  d.  i.  Kirchenverfassung  und  Regierung  be- 
ginnt, demnächst  auf  die,  die  kirchlichen  und  staatlichen  Kreise  durcii- 
dringenden  Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Kirchenglieder  und  der 
KirchengeseUsdiaiten  untr-f  nander  sich  erweitert,  und  endlich  mit  der 
das  Ganze  umspannenden  Verhältnisordnung  von  Kirchen  und  Staat  schlieHt. 
Q««u«a.  Die  Quellen  des  Kirchenrechts  sind  zunächst  solche,  welclie  es  der 
Art  nach  mit  allem  Rechte  weltlichen  Urspnmgs  teilt:  Gewohnheit  und 
üMMiaHBM.  Gesetz.  Das  Gesetzesrecht  beherrscht  weit  -Qherwiegend  die  Gegenwart 
Durch  seine  reiche  Entwickelung  hat  steh  das  Sachgebiet  der  in  der 
bloBen  Übung  der  Kirchenglieder  unmittelbar  nch  äußernden  und  be- 
hauptenden Produktivität  des  rechtlichen  Gemeinschaftsgeistes  erheblich 
eingeengt.  Das  Gewohnheitsrecht  fuhrt  zunirist  nur  noch  ein  hescheidenes 
Dasein  in  der  Beschränkung  auf  einzelne  Rechtsverhältnisse  oder  im 
Kreise  kleinerer  kirchlicher  Verbände.  Das  Gesetzesrecht  seinerseits  dieiit 
teils  aus  kirchlicher,  teils  aus  staatlicher  Quelle; 

Eine  gemeinsame  kirchengesetzliche,  aus  der  vorreformatorischen 
Zeit  übernommene,  daher  interkonfessionelle  Rechtsquelle  ist  das 
Corpus  Juris  Canonici,  dessen  Hauptteil  die  in  der  Mitte  der  Rechtsi^ 
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Sammlung  eine  Einheit  bildenden  drei  offiziellen  päpstlichen  Dekretalen- 
sammlung-en  Greg-ors  IX.  (1234),  Bonifaz  VIII.  (1298)  und  Clemens  V.  (1313) 
sind,  ihre  formale  Geltung  für  das  bürgerliche  Rechtsgebiet  haben  sie 
verloren.  Kirchengesetzlich  gilt  das  C.  J.  C  insoweit,  als  seine  An- 
wendung nicbt  durch  die  ipätere  Kirchei^peseta^btuig  beschrinkt  oder 
aii%ehobea,  in  der  evangdisdien  Kirche  außerdem  nicht  durch  die  inneiw 
liehe  Konsequenz  stillschweigend  ausgeschlossen  ist.  Im  weiteren  sind 
die  kirchengfesetzlichen  Rechtsquellen  konfessionell  getrennt. 

Zontralo  kirchengesetzUche  Rechtsquellen  des  katholischen  Kirchen-  Kmth.i 
rechts  sind  die  Beschlüsse  der  ökumenischen  Konzilien  und  die 
päpstlichen  Erlasse.  Von  den  beiden  nadirefoxmatoriachen  Kom^ien 
hat  das  Tridentinum  (1542/63)  die  Scheidung  zwischen  Katholizismus 
und  Protestantismus  im  Gebiete  des  Glaubens  Tollendet  und  in  z66  sog. 
Reformationsdekreten  die  kanonische  Rechtsordnung  in  allen  wesentlichen 
Teilen,  dr^ runter  namentlich  das  Eherecht  fsessio  XXIV)  revidiert,  das 
Vaticanum  (1869/70)  die  Verfassung  der  Kirclie  im  Verhältnis  von  Papst, 
Konzil  und  Bischöfen  im  Geiste  der  bisherigen  Kntwickelung  durcii  die 
Dogmen  der  Unfehlbaikeit  und  des  Univenalepiskopates  abgeschlossen 
(omat  Pastor  aeiemus  vom  18.  Juli  1870).  Die  päpslUchen  Erlasse  teilen 
sich  nach  ihrer  Form  in  Bullen,  Breven  imd  Enzykliken.  Unter  diesen  hat 
die  Encyclica  Quanta  cura  vom  8.  Dezember  1864  mit  dem  syllabus  erro- 
nim  nostrae  aetatis,  einem  Verzeichnis  von  <So  angeblichen  Zeitirrtümern, 
am  schärfsten  die  mittelalterlichen  Hoheitsansprüche  der  katholischen  Kirche 
verwahrt  {&.  u.  V)  und  ihre  grundsätzlich  ablehnende  Stellung  zur  modernen 
Kultur,  soweit  ^e  nicht  selbst  jenen  Ansprüchen  dienstbar  wird,  fest- 
gelegt Partiknl&e  kirchengesetzUche  Rechtsquellen  shkd  die  Beschlüsse 
von  Provinzialsynoden,  d.  h.  Versammlungen  der  SuffraganbischMe  einer 
Kirchenprovinz  unter  dem  Erzbischof,  die  bischöflichen  Verordnungen  und 
die  Statuten  jrewisser  mit  dem  Rechte  der  Autonomie  aust^estatteten  kirch- 
lichen Korporationen,  wie  der  Domkapitel  und  geistUchen  Gesellschaften. 

Alles  kirchengesetzliche  Recht  der  evangelischen  Kirche  in  Deutsch- B«m«.i 
land  ist  landeskircUiches  Recht  Denn  eine  rechtlich  verfiJte  deutsche  ■*^^*^ 
NatiODalkircbe  gibt  es  nicht  Zwar  hat  sich  das  Bedürfius  eines  organi- 
schen Zusammenhangs  der  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  seit 
Mitte  des  in.  Jahrhunderts  mit  immer  wachsender  .Stärke  ang^emeldet.  Es 
hat  aber  zuletzt  im  November  1903  vorläufig;  nur  zu  einer  lieien  Vertretung 
der  Kirchenregimeatsbehörden  im  sog.  „Deutschen livangelischenKirchen- 
auaschufi**  geführt,  als  ehiem  Organe  gegenseitiger  unverbindlicher  Vei^ 
stittdigung  ohne  administrative  oder  legislative  Zuständigkeit  Die  landes- 
herrlichen und  städtischen  Kirchenordnungen  des  16.  und  1 7.  Jahrhunderts 
haben  mit  verschwindenden  AvLsnahmen  ihre  Geltung  verloren.  Bis  in 
die  erste  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  wurden  in  territoriaüstischer  Auffassung 
die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  zumeist 
durch  Akte  der  Staatsgesetzgebung  festgestellt  Erst  mit  Ausbildung  der 
Db  "KmvM  BR  OMonrMrr.  HS.  t6 
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Kirchengemeinde-  und  Synodal  Verfassungen  ist  an  Stelle  dieser  staats- 
gesetzlichen Ordnungen  des  Kirchenwesens  ein  selbständiges  Kirchen- 
gesetzgebungsrecht  getreten.  Ifiemach  sind  heute  die  widhttgsten  Eot- 
stehungsquellen  des  geltenden  evangelischen  Kircfaenrechts  die  durch  ver- 
fassongsmäfiiges  Zusammenwiilcen  von  Landes-(General-)Synoden  und 
Kirchenregiment  zustande  kommenden  Kirchengesetze  L  e.  S.  Dar- 
unter kommen  in  Betracht  die  von  den  Inhabern  des  Kirch pnrpcriments 
erstehenden  kirchlichen  Verordnu  nvT^n,  die  Erlasse  der  Kirclu  rirf  ^Mments- 
beliürden  und  die  Statuten  der  kirchlichen  ürtsgemeinden  und  Syuodal- 
verbände. 

StaaiaiHeid.       StaatsgcsetzUche  Quellen  des  Kirchenrechts  sind  Reichs»  und 
^**^    Landesgesetzgehung.    Zwar  enthält  die  Reichsverfassung  vom  i6.  April 

187 1  keine  unmittelbare  kirchenrechtliche  Kompetenzbestimmung.  Dahin- 
gehende Anträge  wurden  aus  durchschlagenden  Gründen  des  Rechtes  xmd 
der  Politik  1S70  schon  vom  verfassungsberatenden  Keichstag,  und  wieder- 
holt 1900  aus  Veranlassung  des  Toleranzantrags  von  der  Rcichsregierung 
abgelehnt  Gleichwohl  wurde  mittelbar  die  Reichsgesetzgebung  diix<di 
die  dem  R^ch  vorbehaltene  Zuständigkeit  über  das  Vereinswesen,  die 
Staatsangehörigkeit,  das  gesamte  bürgerliche  Recht,  das  Strafiredit,  den 
Prozeß,  das  Militärwcsen  und  Kolonialrecht  vielfach,  wenn  auch  nur  ge- 
legentlich und  in  sich  zusamnieuhangsios,  zum  Erlasse  von  staatskirchen- 
rechtiichen  Bestimmungen,  teils  interkonfessionellen,  teils  konfessionell 
beschränkten  Inhalts,  veranlaßt  Das  Ganze  des  staatskirchenrechtlichen 
Systems  in  den  Einzelstaaten  wird  organisch  durch  die  Landesgesetz- 
gebung gecnrdnet  Li  der  Regel  ist  das  Verhältnis  dies,  daß  die  Landes- 
Verfassungen  die  durch  Spezialgesetze  vervollständigten  Grrundzüge 
des  Staatskirchenrechts  enthalten.  So  enthält  in  Preußen  die  Maigesetz- 
gebung von  f87,i  mit  iluren  Novellen  die  verspätete  Ausßhning  zu  A.  tzff, 
der  Verfassung  vom  31.  Januar  1850,  in  Bayern  dua  Religionsedikt  von 
18 18  die  Ausf&hrung  zu  §  9  der  gleichzeitigen  Verfiusung-.  Ähnlich  in. 
allen  deutschen  Knzdstaaten. 
Konkordate  uod  Auch  Verträge  und  Quellen  des  Kirchenrechts.  Während  freilich 
II  iit^timiii'iiMrii.  innerhalb  der  evangelischen  Landeskirchen  durch  die  Identität  der  Subjekte 
von  Kirchen-  und  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Landesherren  eine  Rechts- 
bildung auf  der  Grundlage  vertragsmäßiger  Festsetzungen  zwischen  Staat  und 
K-irclie  ausgeschlossen  ist,  bilden  dagegen  eine  besondere  Quelle  für  die 
rechtlichen  Beaehungen  der  katholischen  Landeskirchen  zu  den  Staaten 
die  Konkordate  und  Circumscriptionsbullen.  Letztere  umschreiben 
die  kirdüiche  Einteilung  eines  T  . indes  und  enthalten  Bestimmungen  über 
Amtsorganisationen  und  Staatsleistungen.  Jene  schließen  daneben  auch  die 
prinzipielle  Grenzregulierung  zwischen  Staat  und  Kirche  von  ihrem  Inhalte 
nicht  aus.  Ihre  staatsrechtliche  Wirksamkeit  beruht  aber  ausschließlicli  auf 
der  Tatsache  und  Autorität  staatlicher  Publikaüun,  ^Bayerisches  Konkordat 
vom  5.  Juni  18 17,  staatlich  publiziert  als  Anhang  zum  Religions(»dikt  vom 
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26.  Mai  r8i8.    CircumscriptionsbuUc  De  salute  animarum  für  Preußen  vom 
16.  Juli  182  I,  bestätigt  durch  Kabinettsorder  vom  23,  Augfust  1821.) 

Ist  aber  überhaupt  die  Entstehung  des  Kirchenrechts  auf  Rechts-  OBeaUnmg. 
quellen  weltlichen  Ursprungb  beschränkt?  Hat  nicht  auch  die  göttliche 
Offenbarung,  auf  wcÄdier  die  Stiftung  der  Kirche  beruht,  einen  Anteil 
an  der  kirchlichea  Rechtsbildung?  Der  Protestantiaintts  verneint,  der 
Katholizismus  bejaht  die  Frage.  Ihm  ist  die  Heilige  Schrift  Rechts* 
quelle.  Wie  sie  dies  schon  für  die  vorreformatorische  Kirche  durch  un- 
mittelbare Reproduktion  alttestamentlichen  Rechtsstoffes  oder  mittelbar 
durch  vorbildUche  Aneignung  mosaischer  Rechtsideen  geworden  war»  so 
tat  auch  das  Neue  Testament  für  ^e  lu^ollsche  Kirche  der  Gegenwart 
grundlegende  RechtsqueUe  gebtieben.  Alte  wesentlichen  Bestandteile  ihrer 
Gremdttschaflsofdnung  sind  darin  festgelegt  Auch  im  Grebiete  des  Redhctes 
hahr  Gott  sich  <Hrdttend  offenbart  Viele  Aussprüche  Christi  oder  der 
Apostel  enthielten  einen  unmittelbar  g-esetzg-eberischen  Willen  (Matth.  16  18, 
18  18,  Ephes.  2  20— 21,  I.  Kor.  1 2  uft".  u.  a.i.  So  besitzt  die  katholische  Kirche 
ein  wahrhaftiges  Jus  divinum,  um  seines  Ursprunges  willen  unver- 
änderlich, also  auch  der  Dispostti«»!  irgendeiner  außerhalb  der  Kirdie 
stehenden  menschlichen  Gewalt  entzogen.  Diese  ganze  Gedahkenreihe  hat 
der  Protestantismus  bewußt  und  gprundsätzlich  abgelehnt  Ihm  ist  alle  Rechts- 
erzeugung, auch  in  der  Kirche,  freie  Tätigkeit  des  menschlichen  Geistes^ 
Produkt  geschichtlicher  Entwickelung. 

Diese  unterschiedliche  Stellung  zur  Offenbarung  als  Rechtsquelle 
ist,  wie  schon  einmal  gestreift,  der  springende  Punkt  in  der  Differenzierung  ''KkcbiiMrttt! 
von  katholischem  und  evangelischen  Kirchenrecht  geworden.  Das  Jus 
divinum  hat  den  spezifisdi  rechtsgesetzlichen  Charakter  des  katholischen 
Kirchenwesens  hervorgebracht  Das  Jus  divinum  hat  den  Bau  der  kathd^ 
sehen  Kirchenverfassimg-  von  der  Grundlage  des  Klerikerstaniies  bis  zur 
Spitze  des  Primats  aufp^erichtet.  Dns  Jus  divinum  hat  die  Maclittüllc  der 
Kirchengewalt  und  die  absolute  Gehorsamsptlicht  der  Kirchenglieder  be- 
gründet Das  Jus  divinum  hat  die  Norm  für  das  Verhältnis  der  katholischen 
Kirche  zum  Staat  geliefert  Das  Jus  divinum  endlich  sdilieflt  im  letzten 
Grunde  alles  in  si^  ein,  was  hn  Gebiete  des  Glaubens  und  des  Rechtes 
die  Trennung  zwischen  Katholizismus  und  Protestantismus  bewirkte  und 
fortdauernd  bewirkt. 

Damit  ist  auch  der  durchgreifend  leitende  und  führende  Gedanke  für 
die  weitere  Darstellung  in  diesem  Werke  gegeben-  Soll  das  Kirchenrecht 
als  geisteswissenschaiUiches  Kulturgebiet  der  Gegenwart  zum  Verständnis 
kommen,  dann  ist  erforderlich  und  ausreichend,  jeweils  diejenigen  Gesichts- 
punkte herauszuarbeiten,  welche  im  Gebiete  der  kirchlichen  Verfassung 
und  Regierung,  des  Rechtslebens  der  Kirchenglieder  sowie  der  Be/iehung-en 
der  Kirchen  untereinander  und  zum  Staate  ^undsätzlich  das  Verhält- 
nis von  Katholizismus  und  I^rotestantismus,  sei  es  verbindend, 
sei  es  trennend,  bedingen  oder  bestimmen. 

16* 
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K»üi. Kircbea-  I.  K irc h cn V e rf a s s u n g.  i.  Die  Vfrfa5?';un^  der  kathol  155 che n  Kirche 
wird  grundlegend  durch  die  Scheidung  oller  Kirchenglieder  in  den  Stand 
des  Klerus  und  der  Laien  bestimmt  Die  TerfassungsrecbtiliGhe  Be> 
deutni^  dieser  sodalen  GUedening  liegt  darin,  dafi  alle  Kirchengewalt 
ausschliefilicli  im  Klerikerstande  ruht.  £r  ist  die  regiwende,  der  Laien- 
stand  die  gehorchende  Kirche.  Das  Grundproblem  evangeUscher  Vefw 
fassung,  da.*!  Gemeindeprinzip,  scheidet  aus. 

Jene  Kirchengewalt  selbst  hat  eine  doppelte  Richtung.  Sie  ist  Wei  he- 
ge walt  (potestas  ordinis),  sofern  sie  die  Vollmacht  zur  Vermittelung  des 
gottlicheii  Heiles  zum  Lüialte  hat  Sie  ist  Regierungsgewalt  Qpoteatas 
jurisdictioms),  soweit  sie  nch  auf  die  iufiere  Leitung  der  Kirche  besieht 
wdhagMnM.  Von  beiden  Richtungen  der  Kirchengewalt  ist  die  erst  er  c  die 
primäre.  Ihr  P.(  sitz  :  t  Voraussetzung  für  die  Teilnahme  an  der  Jurisdiktion. 

Erworben  wird  die  Weihegewalt  durch  die  Ordination.  Siebenfach  ge- 
gliedert wirkt  sie  für  jede  Stufe  die  ihr  allein  eigentümliche  spirituelle 
Befähigung.  Dadurch  bildet  sich  die  Hierarchie  der  Weihegewalt  mit  der 
Unterscheidung  der  niederen  (Ostiariat,  Ldctorat,  Exorristat,  Akoluthat) 
und  der  höheren  ^ubdiakonat,  Diakonat,  Freebyterat)  Weihen.  Das 
Priestertum  ist  der  höchste  Ordo,  mit  der  Befähigung  zur  Darbringung 
des  Opfers.  Nur  eine  quantitative  Steigerung  innerhalb  seiner  ist  die 
bi.schüf liehe  Konsekration,  welche  die  Ordinatiousgewalt  selbst,  die 
Befähigung  zur  Fortpflanzung  des  sacerdotiiun,  verleiht 

Mit  der  Ordination  ist  die  Aussdi^dong  aus  dam  Laienstande  bewiilet 
Der  Ordinierte  ist  rechtlich  berufener  Mittler  zwischen  Gott  imd  dem  ge> 
meinen  Christenvolk  geworden.  Er  hat  einen  character  spiritualis  er- 
halten. Dieser  Charakter  ist  für  die  beiden  oberen  Stufen  der  ordines 
unvertilgbar,  indelebilis.  Zugleich  ist  mit  dem  Eintritt  in  den  Kleriker- 
stand der  Ervverb  der  geistlichen  Standesrechte  und  die  Über- 
nahme der  geistlichen  Standespflichten  verbunden.  Jene  freilich  sind 
in  ihrem  bürgerlich  anerkannten  Umfang  erfaeblidi  eingeschrihkt;  der 
kanonische  Anspnidi  weites^ehender  ,,Lnmunitat<*  ist  in  der  neueren 
Staatsgesetzgebung  wesentlich  auf  gewisse  Vergünstigungen  hinsichtlich 
der  Übernahme  von  Ehrenämtern  und  der  MiUtärdienstpflicht  zurückgeführt. 
Unter  den  Standespthchten  ist  der  soziaircchtlich  bedeutsamste  der  Zölibat. 
Nach  deutschem  bürgerlichen  Recht  bildet  zwar  die  Ordination  ein  Ehe- 
hindemis  nicht  Als  kirchliche  Ordnung  aber  besitzt  der  Zölibat  die  still- 
schweigende staatiiche  Anerkennung.  Von  Anfang  an  abgelehnt  von  der 
griechischen,  neuestens  wieder  aufgegeben  von  der  altkatholischen  Klrdie^ 
hat  er  im  römisch-katholischen  Kirchenwesen  denjenigen  Dienst  geleistet» 
welchen  schon  Gregor  \'H  \  r>n  ihm  erwartete.  Durch  die  Loslösung  von 
der  Familie  hat  er  das  i'riestertum  als  eine  jederzeit  im  Dienste  der 
Hierarchie  verfügbare  Macht  reserviert  und  anderseits  in  eben  dieser  Iso- 
lierung durch  die  Glorie  einer  überweltlichen  Sittlichkeit  seinen  Einfluß 
auf  Familie  und  Volkstum  unermeAlich  verstärkt 
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Innerhalb  des  Klerikerstandes  erbaut  sich  hinausrag-end  über  die  B»gi«nmi 
Hierarchie  der  Weiheg-ewalt  die  Hierarchie  der  Jurisdiktion,  der 
Regieruogsgewalt  An  ilirer  Spitze  steht  kratt  göttlichen  Rechtes  der 
dur^  Wahl  der  Kardinäle  berufene  Papst  Smji  ^imatiis  jiuisdictaoiua 
iimftkAt  nach  aufien  die  Vertretung  der  Kirche,  nach  innen  die  hodiste 
gesetzgebende,  gesetzvolhsiehende  und  richterliche  Gewalt  Sein  primatus 
honoxis  enthält  die  als  geistlichem  Monarchen  ihm  zukommenden  Ehren» 
rechte.  Kirchenstaat  und  staatliche  Souverfinitfit  sind  ihm  durch  die  Ein- 
nahme Roms  am  20.  September  1870  entzogen.  Dag-egen  sind  durch 
das  italienische  Garantiengesetz  vom  13.  Alai  1871  alle  zur  absoluten  Un- 
abhängigkeit in  Ausfibung  der  lürdilichen  Regierungagewalt  erfordnlichen 
Freiheiten  gewahrleistet  Im  internationalen  Verkehr  werden  ihm  sogar  die 
Ehren  der  völkerrechtlichen  Souveränität  zuerkannt  Der  durch  Kardinals- 
kollegium, Kurialbehörden,  Kongreg-ationen,  Organe  des  diplomatischen 
Vcrkelirs  usw.  imendlich  reich  und  vielgestaltig  gegliederte  Amtsorganismus 
des  Papstes  bildet  in  seiner  Einheit  die  römische  Kurie.  In  Unter- 
ordnung unter  den  Primat  sind,  gleichfalls  nach  göttlichem  Recht,  die 
Bischöfe  zum  Regiment  Aber  eine  Diözese  berufen.  Zwischen  Papst 
und  Bischofen  stehen  als  hierarchische  Ifittelstufen  kmik  menadJichen 
Rechtes  die  Erzbisch öfe  oder  Metropoliten  als  diejenigen  Bischöfe,  welche, 
.soweit  nicht  Exemtionen  bestehen  fexemtp  Bistümer:  Breslau,  Ermland, 
Hildesheim,  Osnabrück,  Straßburg,  Metz),  neben  dem  Besitz  ihrer  eigenen 
Diözese  zur  Regierung  über  mehrere  in  eine  Kirchenprovinz  vereinigte 
Diözesen  (ErzbistQmer:  Freiburg  für  die  obenheinische  Kiichenprovinz, 
Köln,  Gnesen-Posen,  Mflncfaen*Frei8ing,  Bamberg)  berufen  und.  Terrae 
missionis,  in  weichen  eine  ordentliche  bischöfliche  Jurisdiktion  nicht  eii^ 
gerichtet  ist,  werden  durch  apostolische  Vikare  und  Delegaten  (wie  etwa 
Brandenburg  durch  Breslau)  versorgt  Ständige  bischöfliche  Behörden 
sind  die  Domkapitel,  Gehilfen  der  Jurisdiktion  u.  a.  dio  Generalvikare, 
der  Weihegewalt  die  Weihbischöfe.  Der  bischöfliche  Behördenorgauismus 
ist  im  fibrigen  partikularrecfadich  versdiieden  geordnet  In  Unterordnung 
unter  den  Bischof  endlich  üben  die  Pfarrer  mit  ihren  Hilfioiganen  ftber 
die  Kirchenglieder  einer  Parochie  die  Weihereclite  und  die  ihnen  bisdiof^ 
lieh  übertragenen  lokalen  Jurisdiktionsbefugnisse  aus. 

Auch  repräsentative  Güederungen  des  Kirchenorganismus  können  KootUiM. 
nach  katholischem  Verfassungsprinzip  nur  durch  den  Klerus  herzustellen 
sein.  Sie  beruhen  aber  auf  allen  Stufen  nicht  Jvu-e  divino  imd  zählen  zu 
den  auSerorden^chen  Mittdn  der  Kirch«ileitung.  Selbst  die  oberste 
Stufe,  das  ökumenische  Konzil,  auf  wachem  ädi  der  Episkopat  als 
Einheit  darstellt,  hat  indessen  durch  die  neuere  Rechtsentwickelung  das 
alte  verfassungsrechtliche  Gewicht  verloren.  Denn  während  bei  allen 
mittelalterlichen  Gegensätzen  des  Episkopal-  und  Papalsystems  doch  immer 
unbestritten  das  ökumenische  Konzil  die  höchste  Repräsentation  der  Kirche 
bildete  und  hinsichüich  der  Lehre  den  wahren  consensus  ecdeiäae  vertnd^  ist 
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durch  die  Vatikanischen  Dekrete  dogmatisch  festgelegt,  daß  der  Papst  als 
Universalbischof  in  seiner  Person  alle  Einzelgewalten  der  Kirche  reprä^ 
sentiert,  und  daß  er  kraft  der  Unfehlbailceit  in  allen  definitiones  ex  cathedra 
f9r  sich  allein  die  Kirche  auch  in  ihrer  hddisten  Leiusfewalt  vertritt  Das 
ökumemsche  Konzil  ist  daher  rechtlich  überflüsag  geworden  oder  höchstens 
ein  feierlicher  Apparat  zur  Stütze  päpstlicher  Entsdi^dungen  geblieben. 
Das  Vatikanum  hat  mit  dieser  Entrechtung  des  ökumenischen  Konzils  di(» 
katholische  Kirche  eines  geschichtlich  bewährten  Mittels  zur  l Iberwindung 
innerer  Krisen,  wie  einer  Häresie  des  Papstes  oder  des  Eintritts  eines 
Sdiisma,  beraubt 

In  der  genossenschaftlichen  Gliederung  der  Orden,  Koi^fregationen 
und  Konfratemitäten  schließt  sich  die  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
ab.  Unter  einer  bestimmten  regula  können  sich  Kleriker  und  Laien, 
Männer  und  Frauen  in  diesen  geistlichen  Gesellschaften  zum  Zwecke 
individueller  Relitjiositätspflege  oder  der  Förderung  allgemein  kirchlicher 
Autgaben  frei  vereinigen.   Die  kirchenpolitisch  hervorragendste  Bedeutung 

haben  die  gdslfichen  Orden  dadurch,  daft  in  ihnen  die  immerwährenden 
feierlichen  Gelübde  der  Armut,  Keuschheit  und  des  Gehorsams  abzulegen 
sind.  Ln Verhältnis  zum  Staat  und  durch  dessen  Gesetzgebung  Sind 
auf  Grund  universaltj'eschichilicher  Erfahrungen  in  allen  Kulturstaaten  die 
geistlichen  (jesellschaften  hinsichtlich  ihrer  Zulassung  (Jesuiten,  R.G.  vom 
4.VIL  1872,  §  i),  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Wirkung  der  Ürdensgelübde 
und  im  Zusammenhang  damit  hinsichtlich  ihrer  Erwerbs-  und  Vermögens- 
fSlugkett  (Amortisationsgesetze}  beschrSnlct 

2.  In  allem  Wesendichen  weicht  grundsätzlich  die  evangelische 
Kirdien Verfassung  ab.  Ihre  Elemente  sind  das  geistliche  Amt,  die 
Gemeinde  und  das  Kircherirpi»-iment. 
G«MkkMABL  Tm  Ausgangspunkte  abgelehnt  ist  von  der  Reformation  die  sozial- 
rechtliche  Gliederung  in  Kleriker-  und  Laienstand.  Es  gibt  im  neuen 
Bunde  und  in  Chi^rti  Reich  kein  ^pedisches  Priesteftum.  Alle  haben 
unmittelbaren  Zugang  zu  Gott  Alle  können  den  Dienst  am  Bvat^f^um 
▼ersehen,  soweit  allein  die  innerliche  Befähigung  im  Verhältnis  zu  Gcrtt 
in  Frage  kommt.  Aber  nicht  alle  sollen  es  tun.  Die  Ordnung  fordert 
Bestellung  eines  standigen  Organs,  in  welchem  das  allgemeine  Priestertum 
zu  geregelter  Ausübung  kommt.  Dieses  Organ  ist  das  geistliche  Amt. 
Der  Akt  der  Vollmachtserteilung  zur  Ausübung  des  allgemeinen  Priester- 
tums  im  Namen  der  Kirche  heißt  auch  hier  Ordination.  Sie  ist  Vora\i^ 
setzuDg  Ar  die  Obertragung  des  geistiichen  Amtes.  Aber  nach  Inhalt 
und  Wirkung  unterscheidet  sie  sich  von  der  katholischen.  Sie  ist  das 
rechtliche  Zeutrnis  der  Kirche  über  die  wissenschaftlich  und  bekenntnis- 
mäßig erbrachte  liefShigung  zur  Fülirung  eines  geistlichen  Amtes,  ein 
in  gottesdieiistliche  Formen  gekleideter  jurisdiktioneller  Akt  Daher 
keine  magischen  Wirkungen,  kein  spiritueller  Charakter,  keine  Grade 
geistlicher  Begabung,  keine  Stufen  der  Ordination.  Daher  hier  auch  ein 
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anderer  Sinn  in  der  Unterscheidung^  von  geistlichem  Stand  und  Lairnstand. 
Im  Simi  der  katholischen  Kirche  eine  Differenz  spiritueller  Befähigung, 
hier  eine  Verschiedenheit  jurisdikticMiflller  Bereditigung.  Daher  endlich 
hier  auch  keine  un&berbrQckbare  Kluft  in  der  sozialen  und  dttlidiea  Lebens- 
ordnimg  der  Geistlichen  und  Laien,  für  jene  kein  kirchlicher  Anbruch 
auf  besondere  Immunitat,  keine  rechtsgesetzliche  Gängelung  bis  ins 
klfirip  und  einzelne,  kein  Breviergebet,  kein  Zölibat,  und  statt  kasuistischer 
Ausprägung-  des  derorunn  clcricalr  dpr  Appell  an  die  Freiheit  des  per- 
sönlichen Pflicht-  und  VerantwortÜchkeitsbewußtseins  vor  Gott  und  der 
Gemeinde.  Nach  alledem  stellt  sich  in  der  evangdischen  Kirchenordnung 
der  geistliche  Beruf  als  Einheit  im  Pfarramte  dar«  Die  rechtliche 
Ordnung  des  evangelischen  Pfarramts  selbst  ist,  soweit  das  Verhältnis  zu 
Parochie  und  Parochianen  in  Betracht  kommt,  mit  einigen  Besonderheiten 
nach  kanonischem  Vorbild  g'ereg'elt  geblieben.  Die  spezifisch  kirchliche 
Amtsgewalt  des  Pfarrers  umfaßt  die  Verwaltung  von  Wort  und  Sakrament. 
In  den  Tätigkeiten  der  äußerlich  rechtlichen  Leitung  ist  das  zweite  Ver- 
üftssungselement,  ist  die  Gemeinde  beteiligt 

So  wesentlich  die  Grrundl^rung  evangelischer  Kirchenverfassung  im  GwmMm^ 
geistlichen  Amt,  so  notwendig  ihr  weiterer  Aufbau  aus  dem  Gemeinde- 
prinzip.  Gemeinde  im  weitesten  Sinne:  als  die  Einheit  des  evan- 
gelisclien  Laienstandes.  Geistliche  und  Laien  sind  zu  organischem 
Zusammenwirkeu  im  Dienste  der  Kirche  berufen.  Seine  positivrechtliche 
Ausgestaltung  findet  dieser  Grundsatz  in  der  repräsentativen  Organisation 
der  kirchUchen  Ortsgemetnden  und  der  Synodalverbände.  In  der 
„Fresbyterial-  und  S3modalver&s8ung**  der  reformierten  Kirche  von  Anfimg 
als  Ausgang  gewählt,  hat  das  Gemeindeprinzip  in  den  ludierischen  und 
unierten  Gebieten  der  „Konsistorial-",  d.  h.  rein  kirchenregimentlicheti  Ver- 
fassung, erst  durch  die  Kntwickeluiig  des  19.  Jalirhunderts  Bestand  ge- 
wonnen. Unter  den  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  haben  sich 
ihm  vollstiskdig  nur  d»  beiden  Mecklenburg  versagt  Alle  übrigen  haben 
durch  Verbindung  dM  Gememdeprinzips  mit  dem  Ofganianus  des  landes- 
herrlichen Kirchenregiments  die  sog.  „gemischte  Verfassungsform** 
angenommen. 

Hiemach  sind  auf  unterer  Stufe  (iie  (^rtsg-emeinden  zunächst  durch  Ortu— tmdu. 
ihre  Gemeindekirchenriite,  Presb^'terien ,  Kirchenvorstände  usw.  zw  den 
Aufgaben  der  lokalen  Kirch  enrcgierung,  als  Aufsichtsführung,  Kirchen- 
zucht,  Atmen-  und  Krankenpflege,  Vermögensverwaltung  usw.  berufen. 
In  gewissen  Angelegraheiten,  wie  wichtigeren  Akten  der  Vermögens* 
Verwaltung,  Bau-  und  Umlagewesen,  Aufstellung  der  Etats,  Ausübung 
der  Autonomie,  auch  Pfarrwahlen,  ist  außerdem  in  kleineren  Gemeinden 
die  Urversammlung  der  wahlberechtigten  Gemcindeglieder,  in  größeren 
eine  Gemeindevertretung  oder  Repräsentation  beteiligt  Wahlrecht  und 
Wählbarkeit  zu  diesen  Körperschaften  ist  durch  kirclüiche  Qualifikation  im 
Geiste  evangelischer  Freiheit  bedingt  Das  Verhältnis  beider  Organe  sum 
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geistlichen  Amt  bestimmt  sich  durch  den  Grundsatz,  da£  das  Pfitfiamt 
den  ordnimg^näßigen  Mittelpunkt  aUer  kirdiUcheo  TStigkeit  in  der 
Gemeinde  bildet  Daraus  ergibt  a<A  einerseits,  daft  die  Ortsgeistüchen 
selbst  notwendige  Mitglieder  aller  Gemdndekorperschaften  sind,  anderseits, 

daß  grundsätzlich  der  Pfarrer  in  seiner  spezifisch  geistlichen  Amtstätigkeit 
von  den  Gemcindcorgancn  unabhängig  bleibt.  Die  organisierte  Orts- 
Synodan.  gemeinde  bildet  die  Grundlage  für  die  nach  oben  in  den  Synoden  sich 
fortsetzende  und  abschtiefiende  repräsentative  Gliederung  der  Kirdie.  Un- 
entbehrliche Stufen  dieser  aus  Laien  und  Geistlichen  zusammengesetzten 
evangelischen  Synoden  bilden  die  Kreis-  oder  Diozeaan-  und  die  Landes- 
oder Generals}'noden,  In  Preußen  schieben  sich  nach  den  besonderen 
geschichtlichen  BedinjEfungen  d^^r  1  arfde^kirche  noch  die  Provinzials^noden 
ein.  Naturgemäß  bilden  die  (xemeindf  <  rg^ane  die  Wahlkorper  für  die 
•  unteren  und  diese  hinwiederum  solche  tur  die  oberen  synodalen  Stufen, 
woneben  grundsätzlich  für  die  Landessynoden  auch  die  Vertretung  der 
evangdisch-theologischen  Wissenschaft  zu  fbrdeni  ist  Hit  Unrecht  wird 
jenes  WahlverMuren  als  sog.  J^ltriersystem"  getadelt  Gegenteilig  kann 
es  allein  dem  Geist  des  Kirchenwesens  entsprechend  sein,  welchem  jede 
demagogische  Massenwirtschaft  widerstrebt  Nur  dafür  ist  gevinssenhaft 
Sorge  zu  tragen,  dali  auf  allen  synodalen  Stufen  auch  die  Minoritäten 
entsprechende  Vertretung  linden.  Als  maßgebendes  Prinzip  iür  die  Zu- 
ständigkeitsverteilung ist  anzusehen,  daft  die  Krdssynoden  vorwiegend 
als  Körper  der  kircUidien  Selbstverwaltung  der  Krnsgemeinden,  die 
Provinzialsynoden  zur  Bewahrung  der  provinziellen  Eigenart  innerhalb  der 
landeskirchlichen  Einheit,  die  Gcneralsynoden  dagegen  als  Organe  der 
Oberaufsicht  über  alle  Tätigkeiten  der  kirchUchen  Verwaltung,  als  i-aktoren 
der  landeskirchUchen  Gesetzgebung  und  als  Vertretungskörper  der  Landes- 
kirchen nach  außen  berufen  sind. 
inMmtüdm  Ihre  Spitze  findet,  nicht  mit  prinzipieller  B^fründung,  sondern  ledig- 
KiiiihmiiaMat.]|^]i  geschlcfatlicher  Entwickidungy  die  evangeUache  Kircheovei£uaung 
in  den  Landeskirchen  der  deutsch -monarchischen  Staaten  im  landes- 
herrlichen Kirchenregiment  (Jus  in  sacra).  Erwerb  und  Verlust  der 
landeslu  rrlichen  ivirchengewalt  v^ollziehen  sich  unterschiedslos  nach  den 
Regeln  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsgewalt  Insbesondere  kann 
hiemach  die  Koofiesalon  des  Landealmxn  einen  Untefschied  für  6m 
Besitz  der  Kirchengewalt  nicht  begründen.  Immerfain  ist  die  altere  rein 
territorialistischc  Aul&ssungsweise  verlassen.  Dies  tritt  darin  hervor,  daA 
in  Landeskirchen  unter  katholischem  Landesherrn  die  AttSfibung  der  dem 
Träger  des  Kirchenregiments  persönlich  vorbehaltenen  Rechte  (Jura  in 
Sacra  reservatai  besonderen  kirclilichen  Instanzen  zu  relativ  selbständiger 
Wahrnehmung  übertragen  ist;  so  in  Bayern  und  Sachsen,  und  für  die 
Zukunft  in  Württemberg.  Der  im  angeblichen  Namen  der  kirchlichen 
Freiheit  gelegentlich  noch  immer  versteckt  oder  offen  gegen  das  lande»* 
herrliche  Kirchenregiment  geführte  Kampf  verrat  einen  bedauerlichen 
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Manvi^pl  an  Verständnis  fiir  das  gfeistlichc  Wesen  der  f  vaneelischen  Kirche 
und  lie  Xi  aliläl  der  geschichtlichen  Erfahrungfstatsacht-n.  Jenes  tritt  wahr- 
hau mcht  in  dem  Streben  nach  rechtlicher  Macht  und  Unabliän^igfkeit  in 
die  Erschetnung-.  Diese  haben  daa  laodeslienliclie  Kirdienregimeirt  als 
Mittel  mr  Erhaitang  der  evangdischen  Volkskirche  erkennen  und  schStsen 
gelehrt  Unter  dem  Landesherm  wird  die  kirchliche  Verwaltxing  von  den  Kirchen- 
in  den  größeren  Landeskirchen  hierarchisch  abgestuften  kollegialen  ^^J^]]^ 
K-irchenr egimentsbehörden  gefülirt.  Sie  sind  aus  Geistlichen  und 
kirchlich  bewährten  Laien  zusaiiunengesetzt  Nicht  selten  ertönt  der  Ruf: 
hinaus  mit  den  „Juristen"  aus  den  Konsistorien,  aus  der  Regierung  der 
Kirche.  Erfahrene  Ijeate  sagen,  daß  ein  ausschUeAUch  von  Geistlichen 
gehandhabtes  Kirchenregfunent  noch  vitA.  juristischer,  biireaiikratisch«r  und 
pä]  tlicher  sich  gestalten  würde.  Zu  den  geistlichen  Mitgliedern  der 
Konsistorien  gehören  vielfach  Generalsiiperintendeuten.  Der  ihrem 
Amt  zugrunde  liegende  Gedanke  ist  nicht  irgendwie  eine  Analogie  mit 
dem  Bischüftum,  sondern  vielmehr  der,  daß  durch  sie  die  kollegiale  Tätig- 
keit der  Kirchenregimentsbehörden  eine  Ergänzung  finde  überall  da,  wo 
es  auf  das  Einsetzen  der  PersSnlidikeity  nüt  dem  Bewußtsein  und  dem 
Einfluß  der  personlidien  Verantwortlidikeit  ankommt  In  Preußen  sind  im 
Gebiet  der  Landeskirche  der  neim  älteren  Provinzen  die  Frovinaal» 
konsistorien  dem  angelischen  Oberkirchenrat,  in  den  neueren  Provinzen 
die  Konsistorien  dem  Kultusminister  unterstellt  Den  Abschluß  im  Orga- 
nismus des  landesherrlichen  Kirchenregiments  bilden  endlich  die  einem 
kirdiliclien  Kreise  (Diözese)  vorgesetzten,  bald  kirchenregimenHich  er^ 
nannten,  bald  synodal  gewählten  Suiperintendenten  (Dekane),  welchen 
in  der  Regel  neben  der  Führung  des  Pfarramts  bestimmte  jurisdiktiondle 
Funktionen  vorbehalten  sind.  Die  organische  Verbindung  von  Kirchen- 
regiment und  Synoden  wird  durch  die  neueren  Verfassungsgesetze  in  der 
Art  hergestellt,  daß  auf  allen  Stufen  die  Synodalvorstände  für  wichtige 
Fragen  der  Kirchenregierung,  so  namentlich  auch  bei  Entscheidungen 
über  die  Irrlehre  von  GeistUchen»  zu  einheitlichen  Kollegien  mit  den 
Kirchenregimentsbdiorden  verbunden  shid. 

II.  Kirchenregierung.    Die  im  Gebiete  des  Rechtes  spe/ihsch  her-  K.rcVa- 
vortretenden   Funktionen    der   Kirchenregierung    sind    die   Vermögens-  ''''"'™"«- 
Verwaltung,  die  Ämterbesetzung  und  die  Aufrecbterhaltung  der  Kirchen- 
ordnung. 

I.  Unter  ihnen  ist  die  Vermögensverwaltung  die  äußerlichste 
Funktion.   Zugleich  diejenige,  an  welcher  prinziinelle  G^ensätze  der 

Kirchen  sich  am  wenigsten  entwickelt  haben.  Hat  doch  auch  die  katholische 
Kirche  die  Mitwirkung  des  Laienelements  hier  unbedenklich  eingeräumt. 
Die  Kirchen  bedürfen  der  wirtschaftlichen  Güter  ziu"  Deckung  ihrer  Real- 
Und  Personaiexigenz.  Als  Vermögensrechtssubjekte  treten  sie  zunächst 
unter  die  Privatrechtsordnung  des  Staates.   Sie  unteriiegen 
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hier  hinsichtlich  der  Bedingungen,  der  Formen  und  des  Maßes  dos  Ver- 
mögenserwerbs (Amortisationsgesetze)  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Redites.  Aber  es  ergeben  sich  aus  der  manidg&cheii  Gliederung  und 
Zweckbestimmuiig  des  Kirchenvermögeiis  auch  ebenso  viele  Bezi^ungen 
zum  öffentlichen  Recht  Vor  allem  treten  zu  den  aus  kirchlichen 
Quollen,  wie  oig'enem  Vennös2fon ,  Gebühren,  Strunm  usw.  aufgebrachten 
Mitteln  ergänzend  freiwillig  geleistete  ordentliche  wie  außerordentliche 
Zuschüsse  aus  Staatsmitteln  hinzu.  Von  hier  aus  rechtfertigt  sich  vor 
allem  die  Staatsaufsicht  über  die  kirchliche  Vermögensverwaltung,  welche 
stdi  wirksam  insbesondere  in  der  Begrenzung  der  Inanspruchnahme  der 
Steuerkraft  der  Kirchenangehdrigen  und  im  Vorbehalte  der  Genehnugung 
zu  gewissMi  Rechtsgeschäften  erweist  Die  Verwaltung  des  örtlichen 
Kirchenvermögens  gehört  überall,  auch  in  der  katholischen  Kirche,  zur 
Zuständigkeit  von  kirchlichen  Gemeindeorganen,  und  es  sind  die  materiell 
rechtlichen  Normen  hierüber  vielfach  in  besonderen„Verwaltungsordnungen" 
enthalten.  Die  Knzelhelten  ^eses  privatredididi  und  publiästiscii  be« 
sonders  reichen  und  interessanten  Verwaltungsgebietes  kdnnen  in  dieser 
Obersicht  nicht  einmal  anzudeuten  sein. 
Amur-  2.  Größer  schon  ist  die  prinzipielle  Kluft  zwischen  katholischem  und 
evangelischem  Kirchenrecht  im  Verwaltungsgebiete  der  Ämterbesetzung. 
Der  (Togensatz  ist  hier  durcli  die  Verschiedenheit  der  Verfassung  bedingt. 

KaitLRecht  Die  Bischofsstühle  werden  nach  der  Regel  des  kanonischen  Rechtes 
durch  Wahl  der  Domkapitel  mit  nachfolgender  päpstlicher  Bestätigung 
besetzt  Dabei  ist  zur  Wahrung  der  staatlichen  Interessen  in  PreuBen  und 
der  oberrheinischen  Kirchenptovinz  die  Hnsendung  einer  durch  Vorwahl 
festgestellten  Liste  vorgesehen,  von  welcher  der  Landesherr  die  nicht  ge- 
nehmen Kandidaten  streicht  In  Bayern  geschieht  nach  Konkordat  die 
Besetzung  durch  landesherrliche  Nomination  mit  nachfolgender  päpstlicher 
Institution.  Die  Kanonikate  in  den  Domkapiteln  werden  in  partikular- 
rechtficher  Verschiedenheit  durch  alternierende  Emennungen  Ton  Bischofi 
Kapitel  oder  Landesheim  v^ehen.  Die  freie  Besetzung  der  Pfarr- 
ämter innerhalb  der  Diözese  gehört  zu  den  ordentlichen  Jurisdiktions- 
rechten  des  Bischofs,  soweit  ihn  nicht  im  Einzelfalle  das  Prä.scntations- 
recht  eines  l^atrons  beschränkt.  Das  staatliche  Recht  wird  dabei  ent- 
weder durch  landesherrliche  Bestätigung,  wie  in  Bayern,  oder  durch  den 
Vorbehalt  eines  Einspruchrechts,  wie  in  Preußen  und  anderwärts,  gewahrt 

anwv-Bwht  Gegenüber  der  im  ganzen  einheididien  und  geschlossenen  Ordnung  des 
kanonischen  Rechtes  bietet  hier  das  evangelische  Kirchenre^  ein  außer- 
ordentlich wechselvolles  Bild.  Zwar  die  Ämter  des  Kirch  o  nrcgiments 
werden  fast  ausnahmslos  nach  gutachtlichem  Vorschlag  kirchlicher  oder 
staatlicher  Behörden  durch  den  Inhaber  der  l\ irrhengewalt  besetzt.  (iroJic 
Rechtsverschiedenheiten  dagegen  bestehen  iiinsichtUch  der  Besetzung  der 
Pfarrämter.  Reformatorisches  Prinzip  wäre  die  allgemeine  Berufimg 
durch  Gemeindewahl  gewesen.  Statt  dessen  wurde  in  den  Gebieten  der 
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Konsistorialverfassung  die  freie  landesherrliche  Besetzung-,  höchstens  ver- 
bunden mit  einem  Einspruchsrecht  der  Gemeinde,  die  Reg-el.  Das  Patronat- 
recht  wurde  wesentlicli  aui'  kanonischer  Grundlage  übernommen.  Erst 
diirdi  die  Rechtaentwidcelung  des  19.  Jalirbtmderts  ist  das  Redit  der 
Pfarrwahl  in  weiterem  Umfang'  an  die  Gemeinden  gekommen.  Doch 
verbirgt  sich  imter  der  Einheitlichkeit  der  Wahlform  eine  nicht  geringe 
Mannigfaltigkeit  der  juristischen  Struktur.  Insbesondere  wird  die  Pfarr- 
wahl entweder  nur  als  Recht  der  Auswahl  unter  mehreren  von  Kirchen- 
regiment oder  Patron  Vorj^feschlag'enen  oder  als  reines  Wiihlrecht  ausg^eübL 
Hinwiederum  stehen  die  manchen  politischen  Gemeinden  zukommenden 
Wahlbeftignisse  rechtlicb  unter  dem  Gesiditspunkte  eines  koiporativen 
Patronats. 

3.  Am  breitesten  und  charakteristischsten  endlich  ist  die  Kluft  katholi-  sir»frecbt. 
scher  und  evang-elischer  Ref^ierungsweise  im  Gebiete  der  Aufrecht-  ^'JSrf'jäl 
erhaltung  der  Kirchenordnung". 

Die  katholische  Kirche  schützt  nicht  nur  ihr  Rechts-,  sondern  Kati». Rocht 
auch  ihr  Glaubensgebiet  durch  Strafrecht  Ketzerei  (Abfall  von  der 
Lehre),  Sdiisma  (AbfeU  von  der  Verüusung)  und  Apostasie  (Ab&U  vom 
Christentum)  sind  allgemeine  Kirchenverbrechenu  Der  Glaube  ist  Rechts- 
pfli<At;  Die  Strafgewalt  wegen  Glaubensverletzung  tritt  hiernach  Reg-en 
alle  Kirchenelieder,  gecren  Laien  und  Kleriker  in  Wirksamkeit  Daneben 
besteht  gegen  letztere  die  besondere  Disziplinarstrafgewalt  weg-en  Ver- 
letzung der  geistlichen  Amts-  und  Standespflichten.  Auswahl  und  Gliederung 
der  Strafmittel  stehra  im  engsten  Zusamm^hang  mit  den  letzten  Grund* 
gedenken  und  Zielen  der  IdrchUdien  Straftäligkeit  überhaupt  Als  ihr  un^ 
mittelbarer  Zweck  eisdieint  die  Besserung^  des  Sünders.  In  zweiter  lioie 
steht  die  Sühne  für  den  Bruch  der  Rechtsordnung;  nicht  natürlich  der 
Rechtsordnung"  von  Staat  oder  menschlicher  Gesellschaft,  sondern  der 
Ordnung  des  rechtlich  org-anisierten  Gottesreiches  auf  Erden.  Auf  dieser 
doppelten  Zwecksetzung,  welche  in  bewußtem  Gegensatz  zum  römischen 

und  germanischen  schon  das  altere  kanonische  Recht  bestimmt  heraus- 
gearbdtet  hat,  beruht  der  Dualismus  des  Strafensystems,  die  Zweiteilung' 

in  poenae  mcdicinales  und  vindicativae.  Jene,  auch  kurz  Zensuren 
genannt,  dienen  der  Besserung;  sie  können  auf  Grund  durchgeführten  Ver- 
fahrens als  censurae  ferendae,  oder  als  Selbstfolge  eines  begangenen 
Kirchenverbrechens  als  censurae  latae  sententiae  eintreten  xmd  werden 
daher  erst  nach  erreichtem  Zweck  durch  den  Akt  der  Absolution  wieder 
gdSst  Diese  werden  als  eigentliche  Strafen  von  vornherein  in  Art  und 
MaA  auf  bestimmte  Zeit  oder  dauernd  auferlegt  Zu  den  Zensuren  ge« 
hören  allgemein  anwendbar  excommunicatio  major  und  minor  und  inter- 
dictum,  d.  h.  Einstellung'  der  kirchlichen  Funktionen,  für  das  Gebiet  des 
Disziplinar^'erfahrens  im  besonderen  Suspension  von  Weiherecht,  Amt  und 
Pfründe,  allein  oder  in  Verbindung.  Als  allgemeine  eigentliche  Kirchen- 
Strafe  hat  sich  nur  £e  Versagung  des  kirddichen  Begräbnisses,  als  eins 
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in  ihren  Wirkung-en  in  die  Ewigkeit  hineinreichende  Äußerung  der  is.irrhen- 
gewalt  erhalten;  dagegen  ist  für  das  Gebiet  der  Disziplinarstrafgewait  die 
schon  dem  ältenen  Recht  angehörige  Abstufung  der  depositio,  privatio 
beneficii,  degiadatio  und  suspenaio  temporaUs  mit  verachiedengradigen 
Witkimgea  giebUeboL  Eln&che  Korrektionsstra^Ni  können  sowohl  medizinal 
wie  vindikativ  auferlogt  werden. 

Grundsätzlich  abweichend  ist  der  Standpunkt  des  evangelischen 
Kirchenrechts.  Wohl  ist  das  positive  Recht  der  Landeskirchen  noch  viel- 
fach rückständig  gegenüber  den  letzten  und  iiöchsten  Forderungen  des 
reformatortsdien  Prinzips.  Aber  gerade  in  der  Gegenwart  hat  der  Kampf 
um  diese  mit  £neigib,  zum  Teil  mit  Leidenschaft  angesetzt  und  der 
kirchcnrechtlichen  Entwickelung  neue,  wenn  auch  noch  ferner  liegende 
Ziele  gesteckt.  Um  so  weniger  ist  die  Differenz  der  Prinzipien,  wie  zwischen 
Katholisrismus  und  Protestantismus,  so  innerhalb  des  letzteren  selbst,  zu 
verhüllen. 

Als  i'olge  ihrer  abweichenden  Grundauffassuug  über  das  Verhältnis 
von  Glaube  und  Recht  muft  die  evat^lische  Kirdie  zunächst  eine  all- 
gemeine Strafgewalt  wegen  Glaubensverbrechen  nach  Art  des  kanooisdien 
Rechtes  ablehnen.  Wenn  älteste  Kirchenoidnungen  hierin  noch  eine  andere 

Richtung  kundg'ejTebcn  haben,  so  bieten  sie  nicht  eine  Norm  des  Kirchen- 
rechts für  die  Gegenwart,  sondern  erklären  sich  als  unter  die  übermächtige 
Tradition  des  vorreformatorischen  Rechtes  gebundene  geschichtliche  Über- 
gänge. An  Stelle  der  kanonischen  Strafgewalt  wegen  Glaubens  verbrechen 
ist  die  gemeindliche  Kirchenzucht  gegen  solche  Kürcfaei^lieder  ge» 
treten,  wdche  sich  zu  grundsätzlichen  Ordnungen  des  kirchlichen  Rechts- 
lebens in  Widerspruch  setzen  und  halten.  Für  Deutschland  insbesondere 
hat  nach  lang*cm  völlig-en  Verfall  der  Kirchenzucht  die  Reichsgesetzq^ebung' 
über  den  Personenstand  ((>  II  7  s),  welche  die  zwangfsweise  Verbindung-  der 
Staatsangehörigen  mit  dem  Kirchenwesen  und  die  btaatshilfe  zur  Erfüllung 
kiichlidier  Verpffichtungen.  vollends  loste,  den  AnstoA  zur  Aufidchinng 
neuer  Kirchenzuchtsordnungen  gegeben.  Sie  ist  in  aU^  evangelischen 
Landeskirchen  mit  wesentlich  übereinstimmendem  Inhalte  vor  sich  g^ 
gangen  (z.  ß.  Preuß.  K.  G.  v.  30.  VI.  80)-  Hiemach  wird  wegen  notorisch 
unkirchlichen  Lebenswandels  oder  Verletzung  der  besonderen  kirchlichen 
Phichtcn  in  bezug  auf  Taufe,  Konfirmation,  EheschUeöung*  und  Trauung 
die  Kircheuzucht  von  Ptarrcr  und  Gemeindeorganen  unter  Vorbehalt  einer 
synodalen  Instanz  und  des  Aufsiditsrechts  der  Kirdienregimentsbehörden 
ausgeübt  Ihre  lifittel  sind  die  völlige  oder  teilweise  Entziehung  von  kird^ 
liehen  Gemeinde-  und  Ehrenrechten  (Ausadiluß  vom  Abendmahl,  Entziehung 
von  Wahlrecht  und  Wählbarkeit,  Versagfung  der  Trauung  und  der  Taufpaten- 
schaft). Daneben  haben  sich  lokal  auch  wohl  noch  ältere  Formen  der 
Kirchenzucht  (z.  B.  Versagung  des  Myrte ukranzes)  erhalten  und  nahezu 
allgemein  wird  die  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses  gegenüber  Selbste 
mordem,  Duellanten  usw.  als  eine  Tätigkeit  der  Kirchenzucht  au^ielaBt 
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Auch  diese  Neuordnung  der  Kirchenzucht  hat  im  evangelischen  Gesamt- 
bewußtsetn  nicht  zu  Ansehen  jrelangen  können.  Dies  wird  so  lanjre  nicht  „, 
der  Fall  sein,  als  sie  nicht  in  ihrem  Crrundgedanken  reformiert,  d.  h.  der 
Bruch  mit  dem  katholischen  Kirchenrecht  vollständig  vollzogen  ist  Der  ent- 
acheideiide  Geticlitspuiikt  liegt  darin:  «vangeluche  Kirchenmcfat  Icann  nicht 
strafende  Tätigkeit  im  Sinne  d«r  kaiuraischen  Ordnung  sein.  Als  soldie 
ist  sie  dem  Geiste  des  Kirchenwesens  nicht  gemäß  und  wird  sie  vom  all- 
g-emeinen  evangelischen  Rechtsbewußtsein  nicht  «rtrag-en.  Die  Geschichte 
der  Kirchenzuchtsübung  nach  Art  katholischer  .Sirafjrewalt  ist  eine  Ge- 
schichte ununterbrochener  Mißerfolge  gewesen.  In  dem  Umstand,  daß  sie 
noch  heute  von  der  in  Synoden,  Geistlichkeit  und  Kirchenregiment  vor- 
herrsdienden  Ansdiauung  als  Betätigung  einer  Stra^ewalt  über  Kirchen- 
gliedor  lestgehatten  wird,  das  wesentfiche  Hindernis  ihrer  Wieder- 
bdebung.  Kirchenzudit  im  Sinne  evangelischer  Freiheit  und  Wahrhaftigkeit 
kann  nichts  andere«;  und  nicht  mehr  sein  wollen,  als  das  feierliche  Zeugnis 
der  Kirchengemeinde  über  den  in  einem  bestimmten  Falle  ganz  oder 
teilweise  gelösten  rechtlichen  Zusammenhang  zwischen  ihr  und  dem 
mchtfilfigen  Kirdienglied.  Diese  Kirchensucht  hat  prinäpaliter  emen 
objektiven  Zweck,  nicht  eine  subjektive  Richtung.  Sie  soll  nidit  wieder- 
vergelten und  bescIuUnen  durch  Strafe.  Sie  ist  Gemeindereaktion  gegen 
Sünde,  eine  äußerste  Tätigkeit  zum  Zwecke  der  Reinerhaltung  des  Leibes 
der  Gemeinde  selbst,  indem  sie  den  Zuchtfalligen  an  wirhtisrf'n  AiiBerungen 
des  Gemeindelcbcns  nicht  mehr  teilnehmen  läßt  oder  sich  ihm  in  der  Dar- 
bietung kirchlicher  Segnungen  versagt.  Daher  hat  sie  auch  niclit  den 
Straizweck  der  Besserung.  IMesem  dient  allein  das  dem  Eintritt  der 
Kirchensucht  vorangehende  seelsoxgerliche  und  Mahnverfahren  von 
Pfarrer  und  Ältesten.  Erst  wenn  dieses  ergebnislos  verlaufen  ist,  tritt  die 
Beschlußfassung  des  Gemeindeorgans  über  Kirchenzucht  und  die  An- 
wendung ihrer  Mittel  ein,  abgestuft  nach  dem  Gesichtspunkte,  daß  die 
eine  völlige  Lösung  des  Zusammenhangs  darstellenden  äußersten  Formen 
nur  bei  kundgegebener  Verachtung  göttlichen  Willens,  bei  Verletzung 
auAerlicherGemeinschaftsordnung  dagegen  lediglich  die  Enthebung  einzelner 
IfitgUedschaftsredite  einzutreten  habe.  Indem  dem  Zuchtlalligen  der  Emst 
der  Tatsache  vor  Augen  gestellt  wird,  daß  ganz  oder  teilweise  die  Kirche 
den  rechtlichen  Zusammenhang  mit  ihm  ablehnen  muß,  mag  darin  immerhin 
ein  Antrieb  zur  Einkehr  und  Besserung  gelegen  sein.  Um  so  besser.  Aber 
Zweck  der  Kirchenzucht  ist  nicht  Besserung.  Das  evangelische  Kirchenrecht 
kennt  keine  kanonischen  Zensuren,  keine  poenas  medicinales.  Weldier 
Evangelische  sollte  audi  ernsthaft  glauben,  daft  durch  Entziehung  des 
politischen  Wahlrechts  oder  des  Ehrenrechts  der  Tau^Mtenschaft  jemand 
gebessert  werde?  Daß  einem,  der  auf  die  Segnimgen  der  Kirche  kein 
Gewicht  mehr  leg^,  nach  Abschluß  einer  kirrhenordnungswidrigen  Ehe  die 
Versagung  der  kirchlichen  Trauung  Besserung  bringe?  Daß  jemand,  der 
vom  Abendmahl  überhaupt  nichts  wissen  will,  durch  Ausschluß  vom  Sakra- 
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ment  gebessert  wird?  Tn  allen  Fällen  so  wenig-,  wie  der  Tote  durch  Ver- 
sagung des  kirchlichen  Begräbnisses  gebessert  werden  kann.  Alle  diese 
unklaren  V<»steUiiiigeii  beruhen  auf  der  irrigen  Auf&ssimg  der  Kirchen^ 
2ucht  als  einer  «trafenden  Tätigkeit  der  Kirche.  Daher  lehnt  sich  das  evan- 
gidische  Bewußtsein  gegen  sie  auf  und  empfindet  sie  selbst  in  gerechten 
Fällen  als  Intoleranz.  Kirchenzucht  kann  nur  gedeihen  als  Akt  der  Selbst- 
zucht der  Gemeinde,  richtend  in  erster  Linie  über  sich  selbst,  nicht 
über  die  Gewissen  anderer;  bedenkend,  daß  jeder  Zuchtfällige  zugleich  ein 
Opter  mangelhafter  Gemeiudepflege  ist,  also  die  Gemeinde  selbst  eine 
Mitsditild  zu  tragen  und  zu  verantworten  hat;  daher  in  Emst  und  Liebe 
diejenigen  MaBnahmen  der  Selbsterhaltung  treffend,  welche  notwei^ig 
mod»  um  die  Gemeinde  als  Abbild  des  Leibes  Christi  rein  und  fleckenloe 
zu  erhalten.  Auf  der  Linie  einer  grundsätzlichen  Reform  nach  dieser 
Richtung  liegt  die  gesetzg-eberische  Reform  der  Zukunft  Nur  so  werden 
Tatbestande  und  Mittel  der  Kirchenzucht  richtig  abzumessen,  und  ins- 
besondere der  Ausschluß  vom  Sakrament  und  die  noch  immer  grund- 
irrtfimlich  unt^  den  Gi^cht^unkt  strafender  Kirchenzucht  gezogene  Ver- 
sagung des  kirchlichen  Begräbnisses  zutreffend  zu  handhaben  sein.  Zu- 
gleich ist  erwiesen,  daß  diejenigen  auf  unseligem  und  verhängnisvollem 
Irrwege  sind,  welche  in  straffer  Wiederbelebung  einer  Kirchenzucht  nach 
Art  kanonischer  Strafgewalt  ein  Heilmittel  für  das  kranke  kirchliche  Ge- 
meindeieben  erblicken  wollen.  Jeder  Versuch  einer  solchen  Rückbildung 
ist  energisch  abzuwdsen. 
■«ufdiMte  Noch  brennender  ist  die  Reformfrage  hinsichdich  der  evangelischen 
^"''"^  Kirchendisziplin  über  Geistliche.  Daß  im  Verhältnis  der  Kirche  zu 
ihren  Beamten  eine  eigentliche  Disziplinarstrafgewalt  nicht  zu  entbehren  sei, 
wird  auch  hier  allsremein  vorausgesetzt  und  anerkannt.  Überall  bestehen  daher 
landeskirchliche  DiszipHnarj^eselze  über  die  Dienstvergehen  der  Kirclien- 
beamten  aus  Kirchenregiment  und  Pfarrerstand  (z.B.  i^reuß.  K.G.  v.  ro.  VLL.  6ö). 
Die  neueren  dieser  Ordnungen  schließen  sich  in  d&n  Grundgedanken  eng 
an  die  Disziplinargesetze  für  Staatsbeamte  ao.  Die  Verletzung  der  be- 
sonderen Amts-  und  Standespflichten  bildet  den  Tatbestand  des  kirchlichen 
Disziplinarvers^ehens.  Als  Disziplinarmittel  finden  sich  unterschieden  Ord- 
nunv,rsstrafcn  und  Entfernung  aus  dem  Kirchenamte,  Jene  sind  Warnung, 
Verweis  und  gesetzlich  begrenzte  Geldstrafe.  Diese  kann  bestehen  in  Ver- 
setzung, Amtsenthebimg  mit  Verbleib  der  Anstellimgsfahigkeit  und  der 
Rechte  des  geistlichen  Standes,  endlich  Dienstentlassung  mit  Verlust  aller 
Ansprüche  und  Rechte.  Bloße  Ordnungsstrafen  können  von  den  voi^ 
gesetzten  Kirchenbehörden  verhängt  werden.  Der  Entfernung  aus  dem 
Kirchenamte  muß  ein  formliches  Disziplinarverfahren  vorherp-ehen.  Zu- 
ständip*  dafür  sind  in  der  Req^el  die  Konsistonen  mit  N'orbehalt  von  Rechts- 
mitteln an  obere  Kirchenreginientsbehörden.  Insoweit  ist  auch  in  der 
evangelischen  Kirche  das  Bedürfnis  nach  Aufrechterhaltung  der  Kirchen- 
Ordnung  durch  Stralzwang  notwendig  und  befriedigend  gedeckt 
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Das  Reformbedürftige  liegt  hier  an  einem  einzelnen  Punkt,  an  einem  irrtokrfc 
Zentralnerv  allerding-s  dos  evangelisch  kirchcnrechtlichen  Systems.  Es  ist 
die  Behandlung  der  Irrlehre  als  Disziplinarstraftatbestand.  Nicht  daran 
ist  Anstoß  zu  nehmen,  daß  an  und  für  sich  eine  Grenze  der  Lehr>  und 
Gewissenafirnheit  auch  hier  gezogen  wird.  Das  ist  viehnehr  selbstveiständlich 
und  notwendigr*  Dar  rechtlidi  orgrsnisierten  Kirche  gegenüber  muA  die 
Stallung  des  Geistlichen  im  Glaubensgebiete  eine  von  derjenigen  des  Laien 
grundsätzlich  verschiedene  >ein.  Der  Pfarrer  hat  hierin  eine  persönliche 
Verantwortlichkeit,  welche  der  Laie  nicht  zu  trag-en  hat.  Er  ist  Organ 
der  Kirche.  Kr  steht  in  einem  besonderen  Dienstverhältnis  und  konkreten 
Pfiichtenkreis.  Dieser  Pflichtenkreis  ist  durch  Zweck  und  Inhalt  des  geist> 
liehen  Amtes  objektiv  bestimmt  Er  ist  also  unabhängig  von  der  Selbst- 
bestimmung und  WillkOr  des  Amtsinhabers.  Der  redlidie  Sinn  audi  der 
weitestgehenden  ordinatorischen  Verpflichtung  schlieft  eine  schrankenlose 
Geltendmachung  des  indi'  iduellen  Glaubens  und  Meinens  gegenüber  Lehre 
und  Bekenntnis  der  Kirche  aus.  Der  Schluß  ist  unvermeidlich,  daß  auch 
die  evangelische  Kirche  offenkundige  Irrlehrer  im  geistlichen  Amte  nicht 
dulden  kann.  Die  Zumutung  des  Gegenteils  wäre  die  Forderung  der 
Selbstaufiösung  der  Kirche. 

Ein  andei^s  aber  ist  die  Frage  nach  den  Mitteln  der  Losung  eines 
solchen  Konflikts.  Weitverbreitet  wird  gefordert:  Selbstverzicht  auf  das 
Amt.  Gewiß  die  einfachste  und  eine  für  manche  Fälle  hillige  und  red- 
liche Lösung.  Aber  nicht  immer  ist  sie  tu  verlangen.  Der  Streit  kann 
eben  darum  sich  drelien,  ob  nicht  die  abweichende  Lehre  die  wahre  Lehre 
der  Kirche  sei,  oder  ob  sie  nicht  wenigstens  inneriialb  eines  Freigebietes 
tiege,  welches  noch  wohl  vereinbarlich  ist  mit  redlicher  Erfüllung  der 
Amtspflicht.  Das  Recht  muß  also  für  alle  Regelfälle  die  Mittel  der  un^ 
freiwilligen  Lösung  des  Konflikts  vorsehen.  Hier  liegt  der  Anlaß  zur 
Beschwerde  und  die  Forderung  der  Rtilorm.  Das  beistehende  Recht  be- 
handelt Irrlehre  als  „Disziplinarvergehen".  Mit  dieser  Ordnung  ist  der 
Protestantismus  noch  tief  im  kanonischen  Recht  verstrickt  Instinktiv 
wird  dies  vom  evangdischen  Bewußtsein  gefühlt  Daher  die  Aufregung, 
die  Unruhe  des  öffentlichen  Gewisseos,  die  nicht  selten  bis  zur  Ungerechtig- 
keit gegen  die  Kirchenregiment5beh5rden  sich  steigernde  Kritik.  Sie  ver- 
fehlt das  Ziel.  Die  Kirchenregimentsbehörden  trifft  keine  Verantwortlich- 
keit Das  Recht  selbst  ist  schuldig.  Es  hat  sein  Verhältnis  zum  Glauben.s- 
gebiet  im  Innersten  verkannt  Es  hat  sich  vom  System  der  Glaubens- 
verbrechen noch  nicht  frei  gemacht  Nach  evangelischer  Gnmdauifassung 
kann  Lehrabwelchung  kein  strafbarer  Tatbestand  sein.  Glaube 
ist  ein  in  innerlich  freier  Stellung  zu  Gott  gewonnenes  Verhältnis.  Also 
kann  Unglwbe  oder  Irrglaube  nicht  ein  vor  menschlichen  Richtern  nach 
Art  begangener  strafbarer  Handlungen  zu  verantwortendes  Verhalten  sein. 
Irrlehre  keine  Disziplinarsache.  Disziplinarvergehen  ist  äußerlich  nießhar(> 
Verletzung  der  Dienstpflicht:  Amtsungehorsam,  Nachlässigkeit,  Untreue, 
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Vergehen  im  Amt  durch  Unterschlagung,  Unsittlichkeit  usw.  Es  ist  un- 
erträglich, dafi  nadi  gleidiem  Ver£üiren  wie  tan  ui^retreuer,  dielNPsdieriidier 
oder  tninkraer  P&rrer  derjenige  Geistliche  bduAdett  werden  soll,  der  im 

ehrlichen  Ringen  um  (1  i  >■  \V  hrheit  von  der  von  der  Kirche  bekenntnis- 
mäßig formulierten  Wahrheit  abg-ekommen  ist.  Es  fehlt  die  Grund- 
vorn^is'Ptzung  aller  StralVerantwortlichkeit:  die  Schuld,  das  Unrecht  im 
menschlichen  Sinne.  Dieses  Mißverhältnis  muß  gelöst  werden.  Die  Losung 
ist  Lebensfrage  für  die  evangelische  Kirche. 
RafamtoVer-  Ich  kenne  aineit  nur  einen  gangbaren  Weg,  auf  den  Uäi  acboa 
^Mtk^  Öfters  hingewiesen  habe»  und  auf  welchen  ich  hiuntweisen  gedenke,  bi» 
etwas  geschehmi  ist  Die  Irrlelire  mufi  aus  dem  Tatbestand  der  Disziplinar- 
gesetze heraus  und  ihre  Behandlung  einem  Sonderverfahren  unterstellt 
werden,  welches  neben  der  juristischen  Konsequenz  auch  die  geistliche 
Natur  und  Freiheit  evangelischen  Kirchenwesens  zur  Geltung  kommen 
läftt  £QerfQr  muB  die  sadigemSAe  Form  des  Verfohrens  und  das  zu- 
treffende materielle  Prinzip  der  Entscheidung  ermittelt  werden* 

In  ersterer  Beziehung  ist  davon  auszugehen:  auch  der  offenbare  Irr- 
lehrer  kann  nicht  zur  Strafe  seines  Amtes  entsetzt  werden;  denn  er  hat 
kein  Verbrechen  begangen.  Vielmehr  sollte  für  diesen  Fall  ohne  allen 
entwürdigenden  und  strafenden  Beigeschmack  die  Erledigung  des  Kirchen- 
amts als  objektive  Selbstfolge  des  Tatbestandes  nachgewiesener  Irrlehre 
im  Gesetze  ausgesprochen  sein.  £s  handelt  sidi  also  darum,  dafi  und  ^e 
dieser  Tatbestand  feststellt  werde,  ^cht  durch  ein  Dis^ltnarstrafgeiich^ 
sondern  durch  eine  filr  diesen  Zweck  besonders  zu  bildende  Kirchen- 
instanz: zusammengesetzt  aus  Vertretern  des  Kirchenregiments,  der  Synoden, 
der  theologischen  Wissenschaft  und  der  beteiligten  Gemeinde.  Diese  Zu- 
sammensetzung wäre  nur  der  verfassungsmäßige  Ausbau  eines  evangelischen 
Rechtsgedankens,  welcher  schon  jetzt,  niu:  in  ganz  unvollkommener  Weise, 
seinen  Ausdruck  daxin  g^fimden  hat,  daß  nach  Landeskirchenrecht  b« 
Entscheidungen  fiber  Irrlehre  eines  GeistUchen  Ssmodalvofstinde  in  unterer 
und  oberer  Instanz  mitzuwirken  haben.  Diese  Feststellungsbehorde 
habe  die  höchste  kirchliche  Funktion  zu  verrichten,  das  .,Lehre  Urteilen". 
Sie  habe  namens  der  Kirche,  eillein  mit  Verantwortlichkeit  vor  Gott  und 
ihrem  Gewissen,  inappellabel  festzustellen,  ob  jener  Tatbestand  vorliege. 
Sie  habe  nur  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  das  Verbleiben  des  Geistlichen 
im  Amte  mit  der  Lehmorm  der  Kirche  und  dem  Literesse  der  Gememde 
weiterhin  vareinbartich  ist  Verneint  sie  diese  Frage,  so  trete  die  Amts- 
erledigxmg  kraft  objektiver  Wirkung  des  Gesetzes,  nicht  der  Amtsverlust 
kraft  richterlichen  Schuldspruchs  ein,  als  ipso  jure  P^olge  des  Umstandes, 
daß  die  Voraussetzung  der  Amtsverleihung  in  ihrem  wesentlichsten  Punkte 
in  Wegfall  gekommen  ist  Gestattet  es  die  Vermögenslage  der  Kirche, 
so  wire  noch  besonders  vorzusehen,  daft  dnem  soldien  GeistUchen  ein 
nach  Billigkeit  und  Umstanden  zu  bemessender  Unterhalt  für  bestimmte 
Zdt  zu  gewähren  ist 
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Erst  die  weitere  Frage  freilich,  nach  welchem  materiellen  Prinzip  MmtMit 
jene  Lehrinstanz  ilire  Entscheidung  zu  suchen  hatte,  enthüllt  den  Kern  ^'^JJJj^ 
des  schwierigen  Problems  und  die  ungeheure  Kluft  der  Anschauungen. 
Auf  allan  Sjmoden  der  Gegenwart  wird  um  dieses  Prinzip  gerungen.  Icli 
kann  auch  hier  nur  einea  oft  veftretenen  Standpunkt  wiederholea  Die 
refomiatorischen  Bekeuntoisscluriften  als  Ausdruck  des  wesentlichen  Schrie 
Verständnisses  der  evangelischen  Kirche  sind  menschlichen  Ursprungs. 
Sie  unterliegen  hiemach  unvermeidlich  der  Möglichkeit  einer  geschicht- 
lichen, d.h.  mit  Erweiterung  und  Vertiefung  der  theologischen  Erkenntnis 
fortschreitenden  Entwickelung.  Der  evangelische  BegrifiT  von  Lehre  und 
Irriehre  ist  nicht  kanonisch  stereotypiert  Es  bleibt  daher  da  weites  Frei- 
gebiet der  Aual^^ung.  Der  Katholizismus  kennt  dieses  Giebiet  nicht 
Lehre  und  L-rlehre  sind  ins  Kleine  durch  eine  imfehlbare  Gewalt  in  recht- 
lich zwingender  Weise  festg-estcllt  und  immerwährend  festzustellen.  Der 
Tatbestand  der  Häresie  ist  in  jedem  Aug^enblick  klar.  In  der  evangelischen 
Kirche  nicht.  Aus  dieser  Verschiedenheit  der  Glaubensnorm  hätte  jene 
lehrurteilende  evangelische  Kircheninstanz  die  gewissenhafte  Folgerung 
zu  ziehen.  Die  Bekenntnisse  haben  nidit  den  Inhalt  und  nicht  die  rechts- 
verbindliche Kraft  von  Gesetzen.  Der  Pfarrer  kann  nicht  verbal  und 
formal  juristisch  daran  zu  binden  sein.  Das  Geistliche  will  geistlich 
gerichtet  werden.  Die  viel  stärkere  et  hi  sch  -  religiöse  Gebundenheit 
des  evangelischen  Pfarrers  besteht  darin,  daß  er  das  in  Freiheit  ihm  an- 
vertraute Bekenntnis  zum  Aus-  \md  Aufbau  der  Gemeinde  verwaltet, 
nicht  zu  ihrer  Zerstörung.  Das  ist  der  evangelisdie  lifafistab.  Ob  der 
Geistli<^e  bdcenntnismifiig  Idire,  kann  dch  nicht  nach  der  Summe  der 
von  ihm  in  einer  bestimmten  Auffassung  für  wahr  gehaltenen  und  vor- 
getragenen Eil./'  ätze,  sondern  allein  danach  bemessen,  mit  welcher 
Frucht  das  von  ihm  Gelehrte  geeignet  sei,  dem  Aufbau  der  evangelischen 
Gemeinde  zu  dienen.  Es  ist  nicht  geeignet,  der  Gemeinde  zu  dienen, 
wenn  an  St^e  der  Positi<m  die  Negation  gerricht  wird,  an  Stelle  der 
Erbauung  die  Krittk,  an  Stelle  der  schlichten  Grundwahiheiten  des  Evan- 
gdinms  das  k<mipliziert  Spekulative,  an  Stelle  des  religiösen  Gr^haltes 
die  theologische  Formulierung,  an  Stelle  der  Friedensbotschaft  der  wissen- 
schaftliche Streit,  an  Stelle  der  OfiFenbarung  die  Vernunft,  an  Stelle  des 
Wortes  Gottes  die  Autorität  des  Ich.  Der  Einwand  kann  nicht  gelten, 
diese  Norm  sei  zu  weit,  zu  unbestimmt  Sie  ist  eng  und  bestimmt  genug, 
um  aus  dem  Gesamd^e  an  jedem  Tatbestand  des  Einzelfalles  festzustellen, 
ob  ein  aufbauender  Dienst  an  der  Gemrinde  im  Segen  weiter  möglich  ist 
oder  nicht.  Darauf  allein  kommt  es  zuletzt  an.  Wer  weitere  Garantien, 
rechtliche  Kriterien  der  Orthodoxie,  Buchstabenglauben  und  ahnliches  ver- 
langt, betritt  einen  Weg,  welcher  unvermeidlich  im  kanonischen  Recht  endet. 
Es  gibt  keine  Gesetzgebungsfragu  tür  die  nächste  Zukunft  der  evangehschen 
Kirche,  welche  dringender  wäre,  als  diese.  Hier  liegt  in  Wahrheit  das  verant- 
wortungsvollste Ftoblem  ihrer  Kulturentwickelung  auf  geistlichem  Gebiet 
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KbdMB-  IIL  Kirchenmitgliedschaft.  Es  kommt  eiii  Dreifaches  in  Betracht: 
ihre  BegrOndung^y  ihre  Wiikung  und  ihre  Beendigni^. 

Btccaadm»  I,  Di«  Begr&odung  der  Kirchenmitgfiedschaft  geschieht  bei  Er- 
wachsenen kraft  eigener  Wahl,  bei  nicht  Erwachsenen  kraft  fremden  Willens. 

Die  Altersgrenze  dieser  religiösen  Sr  Ibstbestimmungsfahigkeit  ist  landes- 
geset^lich  versohlt  ihn  bestimmt.  Sie  schwankt  zwischen  dem  14.,  16.,  18. 
und  21.  Lebensjahr,  iirstere  ist  vorherrschend,  aber  zweifellos  zu.  niedrig 
gegriffen.  Gnmdsatzlidi  würde  das  16.  Lebensjahr,  als  Teimin  der  Hdes- 
fShigk^t,  zu  billigen  sein* 
WfBi ■■>!>■  wi  Für  Erwachsene  in  diesem  gesetzlichen  Sinne  ist  die  Selbstbestimmung 
ihrer  Kirchenmitgliedschaft  ein  Ausfluß  des  bürgerUchen  Grundrechts  der 
Gewissensfreiheit.  Kraft  dieses  haben  sie  von  Staats  weg-en  die  Freiheit 
des  Eintrittes  in  jede  der  im  Staate  bestehenden  Kirchen-  und  Keligions- 
gescUschaften,  sowie  des  Keligions-  und  Konfessionswectisels.  In  allen 
diesen  Fällen  ist  die  staaUiche  Anerkennung  nur  von  dem  Voriiandensein 
der  freien,  d.  h.  nicht  durch  die  verbotenen  Mittd  des  Zwanges  und  der 
Überlistung  beeinflußten  Willensentschliefiung  abhäng^ig.  Im  Falle  des 
Konfessionswechsels  ist  sie  außerdem  noch  durch  Beobachtung  der  im 
Interesse  der  Rechtssicherheit  staatsgesetzlich  vorgeschriebenen  Form  be- 
dingt. In  der  Regel  wird  dazu  ausdrückliche  Willenserklärung  erfordert 
Das  Preußische  AllgemeineLai^reditkennt  audi  Ajisdiltift  durch  konklodenle 
Handlungen.  Die  Preu^sche  Maigesetzgebung  hat  das  besteheode  Recht 
über  die  Form  des  Konfessionswechsels  imberührt  gelassen.  Will  jedoch 
der  Übertretende  von  den  Lasten  seines  bisherigen  Verbandes  befreit 
werden,  so  muß  er  die  im  Gesetze  vom  14.  V.  73  über  den  Austritt  aus 
der  Kirche  vorgeschriebene  Form  is.  unten  3^  beobachten. 

Unabhängig  von  diesen  Bedingungen  der  staatlichen  Anerkennung 
besteht  aber  die  volle  Sdbständigkeit  der  Kirchengesellschaften,  Art  und 
Maß  der  kirchlichen  Voraussetzungen  des  Ein-  und  Übertrittes  er- 
wadisener  Staatsangehöriger  festzusetzen.  IMe  Aufnahme  erwachsener 
NichtChristen  (Eiritritti  setzt  in  der  katholischen  wie  in  der  evangeUschcn 
Kirche  Kenntnis  der  Glaubenslehre  und  Glaubensbekenntnis  voraus;  außer- 
dem wird  zur  Taufe  von  NichtChristen  dort  die  Zustinunung  des  Bischofs, 
hier  nur  vereinzelt  kirchenregimentliche  Genehmigung  verlangt  In  An- 
sehung der  Aufiiahme  erwachsener  Christen  (Obertritt)  bestdit  dagegen, 
abgesehen  von  Kenntnis  imd  Bekenntnis  der  Glaubenslelure,  zwischen  den 
Ansprüchen  der  katholischen  und  der  evangelischen  Kirche  auch  hier 
wieder  eine  grundsätzliche  Verschiedenheit.  Zwar  wurde  wechselseitig  bis 
in  die  neuere  Zeit,  unterbrochen  nur  durch  vereinzelte  unduldsame  Vor- 
gänge, das  Auerkennlniü  einer  biblisch  vollzogenen  Taufe  festgehalten 
und  daher  eine  'Vy^ederholung  der  Taufe  abgelehnt  Weil  aber  die  katho- 
lische Kirche  alle  g^tig  Getauften  als  durdh  die  Taufe  ihr  ohnehin  redit- 
lich  und  immerwährend  mitgliedschaftlich  zugr  eignet  in  Anspruch  nimmt, 
und  luemach  die  Glieder  einer  anderen  Kirchengemeinschaft  als  solche 
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ansieht,  welche  sich  ihr  nur  tatsächlich  und  zeitUch  durch  das  Verbrcchca 
der  Ketzerei  entzogen  haben,  so  erkennt  sie  in  dem  Übertritt  des  Christen 
in  ihre  Gemeinschaft  nur  Rückkehr  aus  verbrecherischem  Zustand  und  hat 
fbtgericfatig'  2a  den  anderw^ligen  Erfordernissen  des  KonfMooswechseb 
noch  die  förmliche  Abschworung  der  Häresie  hinzugefügt  Sie  fordert 
also  von  dem  übertretenden  Christen  ein  Mehreres,  als  von  dem  ein* 
treten  it  ri  yichtrhristen.  Der  evangfelischen  Kirche  muß  das  Verlangen 
einer  Abjuration  fremd  sein,  weil  sie  in  der  Häresie  einen  Irrtum,  aber 
keinen  Straftatbestand  erkennen  kann« 

Die  vollkommene  Wirkung  des  Obeitrittes  Erwachsener  bestimmt 
^ch  in  Ansehung  der  verlassenen  Kirche  nach  den  R<»chtsregeln  über 
den  völligen  Austritt  aus  der  Kirche  überhaupt  (s.  unten  3). 

Nicht  erwachsene  Personen  im  Sinne  der  erwähnten  Altersgrenzen  Kirchen- 
haben keine  Selbstverfugung  über  ihre  Kirchenmitgliedschaft:.  Nach  der  '«'»♦«'•j*^'»^ 
Rpq-pI  rhristlicher  Ordnuns»",  welche  als  solche  auch  die  g'eschichtliche  An-  EnrAchMaer. 
■erkcnnung  des  Staates  besitzt,  geschieht  der  Eintritt  in  die  Kirche  durch 
die  Kindertaufe.  Diese  zu  veranlassen,  ist  der  Kirche  gegenüber  Recht»* 
pflicht,  dem  Staate  gegenüber  Gewissensrecht  der  Eltern.  Die  Taufo  allein 
entscheidet  aber  nach  staatlichem  Recht  nicht  unbedingt  über  den  Verbleib 
des  Kindes  in  einer  bestimmten  Konfessionskirche.  Vielmehr  bildet  nach 
feststehender  Auffassung  des  deutschen  Rechtes  die  intellektuell-reli- 
giöse Erziehung  des  Kindes  mit  dem  Eintritt  der  gesetzlichen  Schulpflicht 
einen  Bestandteil  der  staatlich  kontrollierten  Erziehung  überhaupt.  Daher 
«teht  grundsätzlich  nut  Beginn  der  gesetdichen  Schulpflicht  die  Entscheidung 
über  die  Ktrchenmi^liedschaft  den  nach  bürgeritchem  Rechte  mit  der 
allgemeinen  Erziehungsgewalt  betrauten  Personen  zu.  Dies  gilt  un- 
bedingt zunächst  für  alle  Rccreirälle  der  relig-iösen  Erziehung  von  Kindern 
aus  ungemischter  Ehe.  Die  einer  Relig-ion  oder  Konfession  ancfehSren- 
den  Eltern  haben  daher  die  staatlich  unbeeiiiliußte  Freiheit,  ihre  ehelichen 
Kinder  auch  in  einer  von  der  eigenen  KonIMon  abweichenden  ReU^ons- 
lehre  untenichten  zu  lassen  und  durch  eben  diesen  Unterricht  deren 
Kirdiemnitgliedschaft  bis  zum  Eintritt  des  Diskretionsalters  endgültig  zu 
bestimmen.  Bei  diesem  allgemeinen  Grundsatz  konnte  aber  die  staatliche 
Einwirkung  auf  die  rechtliche  Ordnung^  der  religiösen  Kindererziehung  in 
Ueutschland  nicht  stehen  bleiben.  Vielmehr  war  es  unvermeidlich,  daß 
teils  aus  Rücksichten  auf  die  Sicherheit  des  Personenstandes,   teils  zur 

Stchefsteliung  des  religionsgesellsdiafUichen  Tatbestandes  und  zur  Wahrung 
des  konfesrionellen  Friedeos  weitergehend^  absolute  oder  dbpositive  Normen 

über  die  religiöse  Erziehung  von  Dissidentenkindern,  von  Adoptiv-  und 
Pflegekindern,  von  Findel-  und  unehelichen  Kindern,  endlich  aber 
von  Kindern  aus  sremischter  Ehe  getroffen  wurden. 

Aus  dem  weiten  Gebiete  der  hiermit  eröffneten  Fragen  hat  namentlich 
die  letzte  schon  seit  dem  Westfälischen  Frieden,  besonders  aber  seit  Ende  ^»"">«*~ 
4e9  t8.  Jahrhunderts  die  deutsche  Gesetzgebung  ununterbrochen  beschäftigt 
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Der  harte  Zusammenstoß  der  hierin  sich  ausschlieAenden  Ansprüche  der 
Konfesnonen  erforderte  das  vermittelnde  Eingreifen  der  staatlichen  Schutz* 
und  Aufiäcfatsgewalt  Sdum  vor  Eintritt  des  neuen  bürgerlichen  Rechtes 
gab  es  neben  dwi  sog.  gemeinreditlichen  Gebieten  mit  nnbesduriakt  fireiem 
elterficbein  Bestimmungsrecht  nicht  weni;rer  als  21  partikuläre  Rechts- 
gebiete mit  den  verschiedenartigsten  Gesetzen  und  Prinzipien  über  die 
religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischter  Ehe.  Auf  das  Deutsche 
Bürgerliche  Gesetzbuch  war  daher  die  Hoffnung  der  Kechtseinheit  auch 
hier  gerichtet  Statt  ihrer  nahm  A.  134  d.  lSn£-G.  die  Bestimmung  auf: 
„Unberührt  bleiben  die  landesgesetdii^en  Vorschriften  über  die  religiöse 
&ziehnng  der  Kinder.«  Man  begründete  den  Vorbehalt  mit  der  „voiw 
wiegenden"  Zugehörigkeit  dieser  Vorschriften  zum  „öffentlichen  Recht» 
nämlich  dem  interkonfessionellen  Staatskirchenrecht«.  Sein  realer  Grund 
lag  in  dem  Streit  und  der  Eifersucht  der  Konfessionen.  In  Wahrheit 
handelt  es  sich  „vorwiegend"  um  eine  privairechtliche  Frage,  um  das 
Erriehungsrecht  IMeses  verändert  dadurch,  daß  es  die  Religion  zum 
Gegenstände  hat,  nicht  seine  rechtlidie  Natur.  Die  zersetzenden  mid  ewig 
garenden  öffentlich  rechtlichen  Elemente  sind  erst  historisch  und  politisdh, 
eingemischt.  Die  Wirkung-  des  erwähnten  Vorbehaltes  für  die  Geg^enwart 
ist  nun  die,  daß  durch  Revision  der  früheren  oder  Hinzutritt  neuer  Landes- 
gesetze neben  wenigen  gemeinrechtlichen  Gebieten  im  älteren  Sinne 
30  Partikularrechtsgebiete  das  Bild  eines  sehr  verschiedenart^n  Rechts- 
zustandes über  die  religiöse  Erziehung  von  Kindern  aus  gemischten  Ehen 
abwerfen.  Zwei  Grrundprinzipien  greifen  in  dieser  bunten  Gesetzgebung 
durcheinander:  das  des  freien  Bestimmungsrechts  imd  das  der  gesetz» 
liehen  Anweisung".  Dabei  haben  diese  Prinzipien  teils  exklusiven 
Charakter,  teiLs  .sind  sie  in  eventuelle  Verbindung  gesetzt.  Das  erstgenannte 
Grundprinzip  hat  wiederum  eine  dreifache  Anwenduug  gefunden.  Zunächst 
in  dem  primären  Rechte  elterlicher  Vertragsfreiheit  (z.B.  Bayern, 
Württembetg,  Sachsen,  Mecldenburg>Schwerin,  lippe,  Waldecle,  Franko 
flirt  a.M.,  Hamburg);  über  Zeitpunict  und  Form  der  Vertrage  gehen  dabei 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  auseinander.  Zweitens  in  einer  von  der 
Vertragsform  unterschiedenen  Zulassung^  der  freien  Einigung  der  Eltern 
(so  Z.  B.  im  Preuß.  Lancirechtsgebiet,  in  Nassau,  Gotha  und  Schleswig). 
Drittens  in  dem  Rechte  einseitiger  Verfügung  des  Vaters  (so  z.  B. 
Hannover,  Kurhessen,  Holstein,  Baden,  Hessen,  Braunschweig,  Lübeck) 
oder  der  Mutter  (so  event  in  Holstein)  oder  des  nach  bürgeriichem  Redit 
jeweils  erziehttngsberechtigten  Teiles  (so  schon  länger  in  Oldenbuig  und 
in  den  meisten  neueren  auf  Grund  des  B.G.B,  erlassenen  Gesetzen,  wie  in 
Altenburg,  Schwarzburg-Rudolstadt,  S.-Meiningen,  Reuß).  Das  andere 
Grundprinzip  hat  eine  zweifache  poüitivrechtliche  Ausprägung  i-rhaltcn. 
Zuerst  in  der  schon  einer  weitverbreiteten  Observanz  im  alteren  deutscheu 
Reich  ent^rechenden  konfessionellen  Teilung  der  Kinder  nach  dem 
Geschlecht  der  Eltern  (event  m  Bayern,  Mecklenburg-Schwerin,  Grotha). 
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Sodann  in  der  gesetzlichen  Nachfolge  aller  Kinder  in  die  Konfession 
des  Vaters  ^so  primär  im  Preufi.  Landrechtsgebiet  und  in  den  westlichen 
Frovinsen,  Nassau,  S^-Weimar  mit  Bestimmiiiigareclit  amgnnatea  der  Mutter, 
ebenso  in  Sehwartbiiiy-SondetshaiMeii;  eveot  in  Wfirttembers^  mit  Verzichte 
recht  zugunsten  der  mütterlichen  Religion,  ferner  Frankfurt  a.  Sachsen, 
Wuldeck,  Lippe,  Baden,  Braunschweig,  S.-MeLningen,  Lübeck;  subevent. 
in  Holstein).  Diese  Rechtszersplittcrung  ist  überaus  bedenklich  und  be- 
dauerlich. Allerdings  wollte  ihr  der  sog.  Toleranzantrag  von  1900  durch 
einen  Vondilag  einheitlicher  Regelung  abhelfea  Aber  diese  Gelegenheit 
des  Venrudis  einer  reidiq;esetz]idieit  R^elung  der  Rdigionsfrdheit  war 
mclA  die  geeignete.  R^gions&riheit  ist  elna  fidsdie  und  poJitisch  ge- 
ßlirliche  Flagge  für  diese  Frage  des  bürgerlichen  Rechtes.  Sie  ist  für 
eine  erstmalige  Revision  des  B.G.B,  zurückzustellen.  Über  das  materielle 
Prinzip  selbst  kann  man  billig  verschiedener  Ansicht  sein.  Vertragsfreiheit 
mit  eventueller  Teilung  der  Kinder  nach  dem  Geschlecht  der  Eltern  er« 
«cbte  ich  für  die  mangeUiafleste,  gesettScbe  Nadifolge  in  die  Konfession 
des  Vaten  mit  bilUgen  Ausnahmen  zugunsten  der  Konfeadon  der  Mutter 
für  die  erreichbar  beste  Losung. 

2.  Die  Wirlcung  der  Kirclienmitgliedachaft  äuAert  sich  in  Rechten 
und  Pflichten.  Kin:h«iimii. 

Klicdschati 

Die  Rechte  der  Kirchcnglieder  sind  teils  unmittelbar  in  ihrer  Kirchen-  Rechte, 
mitgliedschaft  begründet,  teils  stellen  sie  sich  als  Keliexwirkungen  der 
gleichzeitigen  Staatsangehörigkeit  der  Kirchenglieder  dar. 

Die  Rechte  der  ersteren  Art,  der  Kindienglieder  als  solcher  lassen 
sich  in  allgemeine  und  in  besondere  unterscheiden.  Die  allgemeinen  er- 
schöpfen sich  in  der  auf  Grund  des  Eintrittes  in  die  Kirche  allen  Kirchen- 
gliedem  zustehenden  Befugnis  zur  Teilnahme  an  den  kirchlichen  Gnaden- 
mitteln,  an  Gottesdienst,  Sakramcntsverwaltung  und  allen  Anstalten  und 
Veranstaltungen  zur  Pflege  des  kirchlichen  Lebens,  Seelsorge,  kirchlicher 
Armenpflege  usw.  VTSlirend  aber  die  IcathoUsc^  Kirche  die  Befugnisse 
2ur  Teilnahme  an  den  Gnadenmitteln  virtuell  bereits  mit  der  in  ilir 
empfangenen  Taufe  eintreten  läfit,  ist  nach  evangelischer  Kirchenordnun^ 
die  aktive  Gemeindemitghedschaft  und  insonderheit  die  Teilnahme  am 
Sakrament  des  Abendmahls  an  die  erst  mit  der  Konfirmation  zwischen 
dem  14.  imd  16.  Lebensjahre  erreichte  kirchliche  Mündigkeit  geknüpft. 
Die  besonderen  Rechte  der  KirchengUeder  fossen  sich  susammen  in  dem 
Bentze  des  kirchlichen  Bürgerrechts.  Es  st^t  nur  den  nach  Alter, 
Geschlecht  und  anderen  Eigenschaften  besonders  qualifizierten  Kirchen- 
gliedem  zu.  Es  äußert  sich  vornehmlich  in  der  Fähigkeit  zur  Bekleidung 
kirchlicher  Ämter  sowie  in  der  aktiven  und  p;(ssiven  Wahlfahigkeit  zu  den 
Vertretungen  der  Kirchengemeiiiden  und  Synoden.  Im  Gebiete  des  katholi- 
schen Kirchenrechts  modifiziert  sich  jedoch  der  Inhalt  des  kirclilichen 
Bürgerredits  durch  das  aUgememe  Verfassungsprinzip,  welches  Laien  von 
der  potestas  jurisdictionts  auf  allen  Stufen  der  ordentlichen  oder  aufiei^ 
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ordentlichen  Leitung-  der  Kirche  ausschließt  und  nach  dem  geschicht- 
lichen Entwickeiungsgange  lediglich  und  äußerstenfalls  zur  Teilnahme  an 
AJcten  der  kirchlichen  Vermögensverwaltiti^  zugelassen  hat  Andeisdts 
ist  in  evangelischen  KIrcfaenkrasen  eine  Bewegung  eingdeitet,  wriche  die 

Übertragung  des  kirchlichen  Bürgerrechts  auch  auf  Frauen  mindestens 
im  Umfang'  der  örtlichen  Gemeinde -Verfassunc;:  und  -Vf-rwaltung-  erstrebt. 
Diese  Bewegung  ist  in  hohem  Grade  beachtsam  und  kann,  wenn  maßvoll 
geleitet  und  zu  richtigem  Ende  gefuhrt,  dem  evangelischen  Gemeindeleben 
wertvolle  KriUb»  der  Zukunft  nchern.  JedmiiUls  at^t  nüt  apostolischen 
Ordnungen  und  ßnfichtungen  die  aktive  Beteiligung  der  Frauen  auch  am 
Rechtsleben  der  Kirchengemeinde  nicht  in  Widersprach. 
EiaßuB  der  Die  Rcchte  der  Kirchenglicder  sind  endlich  auch  von  dem  Verhältnis 

Mt'*atf'aedM  ^'^^  gleichzeitigen  Staatsan!::^ ehorigkeit  nicht  unberührt  Zwar  äußert 
einerseits  in  den  Bezif  bunLrrn  zum  staatlichen  Leben  selbst  die  Tatsache 
der  Kirchenmitgixedschatt  einen  grundsätzlichen  Einfluß  insoweit  nicht 
mehr,  als  die  deutsche  Reichsgesetzgebung  die  Unabhängigkeit  der  bfiigei> 
liehen  und  staatsbüigerlidien  Rechte  vom  religiösen  B^enntnis  gewihrlv 
und  hiemach  nicht  nur  keinem  Reichsangehörigen  um  des  Glaubens- 
bekenntnisses  willen  der  Aufenthalt,  die  Niederlassung,  der  Gewerbebetrieb 
oder  der  Erwerb  von  Grundcigcntimi  venveigert,  sondern  auch  nicht  die 
Befähigung  zur  Teilnahme  au  der  Gemeinde-  und  Landes  Vertretung  sowie 
zur  Bekleidung  öffentlicher  Amter  versagt  werden  darf  (Freizügigkeits-G. 
Y.  I.  XL  1867  vb.  RG.  V.  3*  Vn.  1869  über  die  Gl^diberechtigung  der 
Konfesnonen  in  büigeiUcher  und  staatsbfitgwlidher  Besiehung.)  Andei^ 
seits  dagegen  reflektiert  die  Tatsache  der  StaatsangehSri^eit  darin,  daß 
die  Kirchenglieder  den  besonderen  Schutz  des  Staates  gegen  Mißbrauch 
der  geistlichen  Amtsgewalt  in  Anspruch  zu  nehmen  haben.  Der  ge- 
schichtlich im  Systeme  der  gallikanischen  Freiheiten,  daher  auf  franzosi- 
schem Boden  wtirzelnde»  seit  dem  16.  Jahrhundert  auch  in  der  Praxis  des 
Siteren  deutschen  Reiches  anerkannte  „recursus  ab  abusu*'  hat  freilich  im 
gegenwärtigen  Landesrecht  ein  ui^ldiches  MaB  von  vmrksamer  Durdbn 
büdung  erfahren.  Er  besteht  verfassungsmäßig  ausgeprägt  in  Bayern, 
Sachsen,  Hessen  und  anderen  Staaten.  In  Preußen  ist  der  Rechtszustand 
nicht  befriedigend.  Ein  recursus  ab  abusu  kann  hier,  nachdem  die  be- 
sonderen Bestimmungen  der  Maigesetze  von  1873  zum  Schutze  gegen 
Ilfifibrauch  der  geistiichen  Amtsgewalt  für  alle  lUichenglieder  und  die 
Kirchenbeamten  im  besonderen  durch  die  Novellengesetzgebung  von  1886 
und  1887  wieder  zu  Fall  gebracht  waren,  höchstens  in  der  abgeblaßten 
Form  einer  allgemeinen  Verweiltungsbeschwerde  geltend  zu  machen  sein. 

Auch  die  Pflichten  der  Kirchengliedcr  stehen  unter  der  doppelten 
Einwirkung  der  Kirchonmitifliedschaft  und  der  Staatsangehörigkeit.  Dabei 
scheiden  natürlich  aus  dem  gegenwärtigen  Zusammenhange  diejenigen 
Verpflichtungen  aus,  wdche,  auf  einem  besonderen  kirchlichen  Amts- 
Verhältnis  beruhend,  ihren  LÄalt  durch  den  konkreten  kirchlichen  Dienst 
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und  ihre  Sichersteilungf  durch  die  kirchliche  Disziplinarordnung-  empfangen. 
Von  ihnen  war,  wie  von  den  spezifischen  Amtsrechtea  auf  den  einzelnen 
Stafea  der  Kirchengewalty  schon  vorher  «1  reden.  Hier  stdien  die  all- 
g'emeinen  Pflidiften  der  Kirchenglieder  als  solcher  in  Frage. 

Wiederum  besteht  in  ihrer  Iiihaltsbestimmnngr  und  Sicher.stollun|f  dne 
bemerkenswerte  grundsätzliche  Differenz  de55  katholischen  und  des  evan- 
gelischen  Kirchenrechts.  Den  katholischen  Laien  verpflichtet  die  Kirchen- 
mitgliedschaft generell  und  rechtlich  auch  zur  unbedingten  Unterwerfung 
unter  die  Kirchen  lehre  und  das  Jus  divinum,  sowie  zur  ausnahmslos  ge* 
horsamen  Ifingabe  an  die  Leitung  des  Klerus;  eben  darin  übt  er  nach 
dem  Catechismus  Romanos  seinen  durch  das  Tauüsalcrament  empfangraen 
Anteil  am  interius  sacerdotium.  In  der  evangelischen  Kirche  dag^en 
knnn  der  Kreis  der  Rcchtspflichtcn  überall  erst  da  beginnpn,  wo  es  sich 
um  das  äußere  Verhalten  der  Kirchenglieder  gegenüber  der  mensch- 
liehen  Kirchenordnung  handelt.  Daher  kommt  die  Stellung  des  evangeli- 
schen Laien  za  Lehre  und  Bekenntnis  nÄeaah  sur  formalen  Ent- 
scheidung» indem  weder  die  Voraussetzungen  seiner  Berufimg  zu  kirdt- 
lichen  Ehrenämtern,  noch  sein  Gelübde  als  Mitglied  eines  Gemeinde-  oder 
Synodalorgans  eine  rechtlich  gebundene  Stellung  zum  Dogma  einschließen. 

Soweit  außerhalb  Lehre  imd  Bekenntnis  eine  Spezialisierung  der  all- 
gemeinen Rechtspflichten  der  Kirchenglieder  stattgefunden  hat,  tritt  sie 
insbesondere  in  der  Piiicht  der  Unterordnung  unter  die  Vermögens-, 
die  Kultus-  und  die  Eheordnung  der  Kirchen  hervor.  Die  erste 
unterstellt  das  Kirchenglied  namentlich  der  Beitn^rs^)flicht  zu  den  kirch- 
lichen Lasten  und  Abgaben.  Durch  die  zweite  ist  es  angdaalten,  im  Ge-  Stellung  »ar 
brauch  der  kirchlichen  Gnadenmittel  durch  Beteiligung  an  Wort  und 
Sakrament  nach  Maßgabe  der  kirchenordnungsmäßig  bestehenden  Zu- 
ständigkeitsverhältnisse die  Kircheamitgliedschaft  aktiv  zu  betätigen.  Auch 
hier  freilich  sind  wesentliche  Unterschiede  der  Konfesstonen  nicht  zu  ver- 
kennen. Der  Katiiolik  ist  viel&ch,  so  hinsichtlich  der  österlichen  Kom- 
munic»,  an  zwingende  Vorschriften  gebundea  Bas  evangelische  Gemeinde- 
recht ist  freier  imd  knüpft  an  die  Unterlassung  der  Pflicht  eine  rechtliche 
Folge  überhaupt  nur  in  dem  einen  Punkt,  daß  wahlbar  in  die  Gemeinde- 
organe nur  diejenigen  sind,  welche  „nicht  durch  !>eharrliche  Fernhaltung 
vom  öffentlichen  (jrottesdienste  und  von  der  Teiiaaxime  an  den  Sakramenten 
ihre  kirchliche  Gemeinschaft  zu  betätigen  auilgfehort  haben*'  (PreuB.  K.Gem. 
iLS7n.0.v.  10.  IX.  1873,  §  35).  Am  meisten  jedoch  tritt  der  Gegwisatz 
des  konfessionellen  Rechtes  hinsididich  des  Verhältnisses  der  Kirchen- 
glieder zur  Ehe  Ordnung  hervor. 

Durch  die  Reichsgesetzgebung  ist  anerkannt,  daß  „die  kirchlichen  shObdcj 
Verpflichtungen  in  Ansehung  der  Ehe  durch  das  bürgerliche  Eherecht 
nicht  berührt  werden«  (B.G.B.  §  158Ö).    Inhalt  und  Umfang  dieser  Ver- 
pflichtungen ist  aber  wiederum  prinzipiell  versdueden  von  der  kaüiolischen 
und  evangelischen  Kirche  bestimmt  Die  katholische  Kirche  hat  fort- 
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dauernd  einea  Aiugleich  ihrer  Eh^fesetzgebung  mit  dem  durch  Einfnhruug 
der  oUlgstOfischeii  Zivildie  und  buxgetlidte  Ordnung^  der  Eheecfaeidang 

wie  Ehegeriditsbarkeit,  aSknlarisierten  Eherecht  des  Deutschen  Reiches 
abg"elehnt  Durch  den  fast  grundsätzlichen  Anschluß  des  Reichseherechts 
an  die  dogmatischen  A^oraussptzungen  und  an  die  Formen  des  kanonischen 
Eherechts  wäre  ein  solcher  Ausgleich  ohne  Preisgabe  wesentlicher  kirch- 
licher Ansprüche  möglich.  Aber  die  römische  Praxis  verzichtet  nicht 
prinzipiell,  eondem  konzediert  nur  tatsBchEches  raliooe  ten^pomm  habita. 
So  hat  ne  auch  hier  durch  Festiialtung  der  Unterscheidung'  voa  matri- 
moniiun  ratum  und  legitimum  den  Dualismus  von  kirchlicher  imd  bürger- 
licher Ehe  dauernd  organisiert  Die  katholische  Kirche  beharrt  demnach 
unverändert  auf  dem  gesaraten  Quellenbestande  ihres  Eherechts  hinsichtlich 
der  kanonischen  Ehehindemisse,  der  Tridentinischen  Eheschiießungsform 
wie  der  Ehescheidmig,  uml  bestdit  fSr  ihre  Kirdienglieder  nach  wie  vor 
auf  der  Brf&llung  tJkx  darin  vorgesehenen  Pflichten  und  auf  der  Unter- 
werfung unter  die  Idrchliche  Ehegerichtsbarkeit  Umgekehrt  h^  nach  den 
Grrundanschauungen  der  Reformation  die  evangelische  Kirche  das  ur- 
sprüngliche Recht  des  Staates  auf  gesetzliche  Reeehing  des  Ehewesens 
vorbehaltlos  anerkannt  und  getrenüber  der  geschr  1-  tk  u  Tatsache  solcher 
Regelung  eine  dem  Rechte  des  btaates  wie  den  Bedurtnissen  der  Kirchen- 
gemeinschaft  entsprechende  Revision  ihres  Ehewesens  durch  ihre  neuen 
Trauordnungen  (PreuA.K.  G.v.  27.  VIL 1880)  herbeigeführt  Diese  Revision  ist 
in  allen  Landesktrdien  mit  wesentlicher  Übereinstimmung  in  demjenigen 
Sinne  vollzogen,  welcher  schon  ursprünglich  beim  Eintritt  der  Kirche 
unter  das  römische  Recht  die  erstmalige  Entstehung  einer  christlichen  Ehe- 
ordnimg  geleitet  hat.  So  namlich,  daß  die  Kirche  die  vom  weltlichen 
Recht  gelassene  Freiheit  des  Handelns  für  ihre  Mitglieder  nach  dem 
Ifafistabe  christlidier  Sittlichkeit  und  dem  Bedfirfiiis  äuAerer  Ordnung  durdi 
Auflage  kirchlicher  Pflichten  gewissen  Beschränkungen  unterwirft  Nach 
sämtlichen  Trauordnungen  ist  vor  allem  die  Innehaltung  der  Eheschließungs- 
vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  selbst  eine  kirchliche  Pflicht,  ohne 
deren  Erfüllung  die  Trauung  versagt  werden  muß.  An  Stelle  der  Ehe- 
hindemisse sind  Trauungshindemisse  getreten.  Die  kirchliche  Pflicht  er- 
fordert dsher,  von  einer  Ehescliließung  abzusehen,  weldinr  ein  solches 
entg^ensteht  Die  EhesdiUeflungslunktioo  ist  aus  der  Trauimg  entfollen 
und  diese  ihrerseits  rein  religiöse  Ergänzung  des  EheschUefiungsaktes  ge- 
worden. Die  kirchli<Ae  Pflicht  erfordert,  in  die  eheliche  Lebensgemeinschaft 
vor  erfolgter  Trauung  nicht  einzutreten.  Endlich  begründet,  wie  schon  er- 
wähnt, die  Verletzung  der  kirchlichen  Pnichten  in  Beziehung  auf  Ehe- 
schließung eine  Voraussetzung  lur  den  Emuict  der  Kirchenzucht 
tbOM  Am  Was  zuletzt  die  Rückirirlnuig  der  Staatsangehörigkeit  auf  die  all- 
k^a^mcbi^  gemeinen  Pflichten  der  Ktrchenglieder  angeht,  .so  wird  gemeingültig 
der  Kjrcb«a.  duTch  zwol  VerfassiMgsgrundsätze  bestimmt  Einerseits  ist  in  der  staats- 
gesetzlidi  gewährleisteten  Gewissensfreiheit  den  Kirchengliedem  verbärgt 
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daß  durch  die  zwangsweise  Durchsetzung  kirchlicher  Pflichten  mittels  der 
kanonischen  Strafgewalt  oder  evangelischen  Kirchenzucht  ihren  bürger« 
fichen  oder  stAatsbürgerlichea  RedUea  kein  Abbrudi  geaclit^  Ander- 
seits und  vngeheiat  kann  aber  audi  die  volle  Erfüllung  der  büigerUdien 
und  staatsbürgerlichen  Pflichten  nickt  durch  Berufung  auf  angeblich  ent> 
gegenstehende  kirchliche  Veipflichtungen  anageschlossen  werden.  (Preufi. 
Vcr£  a.  1 2.) 

3.  Die  Beendigung  der  Kirchenmitgliedschalt  geschieht  durch  Tod 

oder  Austritt  iSliSriwIii 

Das  Begräbniswesen  ist  hindditiick  des  Ortes,  der  Zrit  und  der 
Bestattongsweise  teils  auf  der  Grundlage  privatrechäidier  j^gentums- 
verhiltnisse,  teils  aus  pubüsistischen  Rücksichten,  namentlich  den  Intei^ 

essen  der  polizeilichen  Ordnung"  säkularisiert  Innerhalb  der  durch  das 
staatliche  Recht  gezogenen  Schranken  ist  die  Freiheit  der  Kirchen  zur 
selbständigen  Aufrichtung  und  Handhabung  kirchlicher  Begräbnisordnungen 
geschichtlich  und  positiv  rechtlich  anerkannt  Insbesondere  bezieht  sich 
diese  Freiheit  nicht  bloA  auf  die  autonenne  Ausgestaltung  des  Begräbnis- 
kttltus,  sondem  ebenso  auf  das  Redit  der  Versagung  des  kifdilkdben  Tarugong 
Begräbnisses»  Auch  hier  aber  wirkt  die  prinzipielle  Differenz  der  Kon- 
fessionen  entscheidend  ein.  In  der  katholischen  Kirche  ist  die  Ver- 
weigerung des  kirchlichen  Begräbnisses  Strafe,  welche  entweder  als 
Selbstfolge  von  Zensuren  (öffentlicher  Exkommunikation,  namentlichen 
Intenfikts)  oder  aus  «dbstaadigem  Grunde  (so  bei  Sdbstm&rdem,  Du^« 
lauten)  eintritt  Sie  ist  wirkliche  Strafe  von  der  Voraussetzung  aus,  daB 
sie  der  Seele  des  Verstorbenen  mit  dner  in  die  Ewigkeit  ragenden  Rechts- 
gewalt ein  Gnadenmittel,  das  suffragium  animac  vorenthält.  Diese  Auf- 
fassung ist  in  der  evancreli^chen  Kirche  unmög'lich.  Unniög-lich  daher 
auch,  die  Versagung  des  kirciüichen  Begräbnisses  irgendwie  unter  den 
Gesichtspunkt  einer  strafenden  Kirchenzucht  zu  stellen.  Die  Versagung 
des  kirdJichen  Begräbnisses  in  der  evangelischen  Kirche  muft  prinzip- 
g«näfi  zur  Voraussetzung  nehmen,  dafi,  aus  welchem  Grunde  immer,  der 
mitgliedschaftliche  Zusammenhang  zwisdien  ihr  und  dem  Ver- 
storbenen schon  bei  dessen  Lebzeiten  gelöst  war.  Die  Nichtbeteiligtinty 
am  Begräbnis  ist  der  folgerichtige  Ausdruck  dieses  Verhältnisses.  Die 
Gründe  jener  Voraussetzung  kasuistisch  und  formalistisch  bestimmen  zu 
wollen,  widerspricht  evangelischem  Kirdienwesen  ganz  und  gar.  Ihm  ist 
allda  entqirechend,  dafl  im  weitibietzigstea  Gieiste  evangelischer  Frdheit^ 
unter  Berücksichtigung  vor  allem  audi  der  Einwirkvmg  auf  Angehörige 
und  Gemeinde,  Pfarrer  imd  Gemeindeory:ane  im  Einzelfalle  entscheiden. 
Auch  zur  Leichenverbrennung^  stellen  sich  beide  Konfessionen  grund- steuaag dw 
sätzlich  verschieden.  In  den  neueren  Entscheidungen  der  Congp*egatio  "^J^I^J^*" 
Inquisitiouis  ist  sie  als  „detestabilis  abusus^'  bezeichnet  und  sind,  wenn  verbicoaaas. 
sie  auf  eigener  Anordnung  des  Verstorbenen  beruht,  jed^  kirchliche 
Leichenritus  und  die  Esequien  versagt  In  der  evangelischen  Kirche  ist 
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noch  kein  allgemeiner  und  prinzipiell  abgeklärter  Standpunkt  gewonnen. 
Doch  ist  die  ajifiu^  scbfoff  aMdmende  Hältaag  bereits  ^er  ndlderen 
Pnuüs  gewichen«  Mindestens  wifd  häusHche  Betriligung  des  Geistlichen 
mcht  verwehrt  Die  evangelische  Kirche  muß  grundsatzlich  Kultur- 
entwickelungen, welche  dem  Worte  Gottes  nicht  zuwider  sind,  auch  in 
ihrer  Rechtsordnung  Rechnung  tragen.  Dogmatisch  ist  das  Verbot  der 
Leichenverbrennung-  niemals  ru  begründen.  Die  Bestattung-  in  der  Erde 
iät  nur  eine  durch  die  Geschichte  geheiligte  christliche  Sitte.  Daher  wird 
bei  fortscbreitendeni  Gebraudie  der  Leichenverbrennung^  die  evangeUsdie 
Kirche  auch  der  ^entlieh  amtlichen  Beteiligung  sich  auf  die  Dauer  nicht 
entziehen  können,  ftlls  sie  sich  nicht  selbst  eines  der  wichtigsten  Nüttel 
religiöser  Einwirkung'  auf  das  Volksleben  berauben  will.  Unter  keinen 
Umständen  aber  kann  die  eigene  Anordnung  zur  Leichenverbrennung  als 
solche  zu  den  Gründen  gerecluiet  werden,  aus  welchen  einem  Kirchen- 
gliede  die  kirchliche  Beteiligung  zu  versagen  ist  Dies  könnte  nach  den 
votgetragenen  Grundsätzen  nur  in  dem  einen  Falle  in  Erwägung  kommen, 
dafi  die  Anordnung  aus  dem  Grunde  und  dem  Zwecke  ausgesprodieiMKt- 
maßen  erf<dgt  war,  adion  bei  Lebzeiten  der  Tatsache  des  gelösten  Zu- 
sammenhanges zwischen  Kirche  und  Kirchenglied  einen  Ausdruck  zu 
geben.  Dann  ist  die  Nichtbeteilig-uncf  der  Kirche  selbstverständliche  Folge. 
Liisuog  der  Der  Austritt  aus  der  Kirche  kann  mit  einem  Wechsel  der  Konfession» 

also  mit  einem  Eintritt  in  eine  andere  Kirche  verbunden  sein.  Dann 
dMh  Aa«rfi^  unterUegt  er  den  berate  besprochenen  Köfeln.  Er  kann  aber  auch 
ohne  nachfolgenden  Anschluß  an  irgend  eine  Kirchen-  oder  Religiomh 
gemeinschaft  erfolgen.  Denn  kein  Staatsangehöriger  ist  gegenwärtig  von 
Staats  wegen  genötigt,  Mitglied  einer  solchen  zu  sein.  Für  diesen  Fall 
kommt  eine  kirchenrechtliche  Ordnung  überhaupt  nicht  in  Betracht 
Die  Freilieit  des  völligen  Austritts  aus  der  Kirche  stellt  sich  als  ein  rein 
bürgerliches  Recht  der  Staatsangehörigen  dar,  welches  hinsichtUch 
seiner  Voraussetsungfen,  Formen  und  Wirkungen  allein  den  staat^fesetx- 
lichen  Bestimmungen  unterliegt.  Die  Voraussetzungen  bürgerlich  gültigen 
Austritts  sind  Unterscheidungsalter  und  Frriheit  der  Willensentschließung. 
Die  l'ormen  wechseln  zwischen  gerichtlicher  oder  sonst  amtlicher  Verlaut- 
barung. Die  Wirkung  besteht  in  dem  Verlust  aller  kirchUchen  Rechte 
und  in  der  Ledigung  von  alten  kirdilichen  Fffichten,  fOr  wddie  die  bis- 
herige Kirdieomitgliedschaft  die  Grundlage  und  Voraussetsung  war*  Auf 
vetmögensrechtlichem  Gebiete  insbesondere  ist  die  Wirkung  gültig  voIL> 
zogenen  Austritts  die  nach  Ablauf  eines  gewissen  Zeitraums  eintretende 
Befreiung  von  allen  Leistungen,  welche  auf  der  persönlichen  Kirchen-  oder 
Kirchengenu'indeangehürigkeit  beruhen.  Dagegen  werden  Leistungen, 
welche  nicht  aut  dem  Parochial verbände,  sondern  auf  besonderem  Rechts- 
titel oder  auf  dmglicher  Grundlf^  beruhen  (wie  Fatronats->  Kommunal 
Reallasten)  durch  den  Austritt  aus  der  Kirche  nicht  berührt  Das  dnselne 
gibt  das  Landesrecht  (s.  B.  Preuß.  G.  v.  14.  V.  1873).  Daß  anderseits  der 
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Austritt  aus  der  Kirche  auf  den  Genuß  der  bürgeriichen  und  staats- 
biirgerlichen  Rechte  einen  grundsätzlichen  Einfluß  nicht  mehr  zu  äußern 
vermöge,  geht  aus  dem  Ixibalte  des  schon  oben  erwilwtea  Reichsgesetses 
über  die  Gleichberecbtigniii^  der  Koofessumen  hervor. 

rV,  Die  Kirchengesellschaften  in  ihrem  g^eg-enseitig-en  Rechts-  Kirch«- 
verhältnis.  Dieses  beruht  gegenwärtig'  auf  dem  großen  Grundsatze  der  ß"**''«**''*»- 
Parität  Es  gibt  aber  keinen  Grundsatz,  welcher  vieldeutiger  und  miß- 
bräuchlicher angewendet  würde.  Danun  bedarf  es  vor  allem  einer  ge- 
naueren Begri&bestiiiunung.  Demnächst  des  Ifinweises  auf  die  konkrete 
Ausgfestaltiing  im  positiven  Recht  Endlich  sind  die  Grenzen  der  staa^ 
liehen  Paritätspflege  zu  erwägea 

I.  Begriffsbestimmung.  Die  sichere  Handhabung  des  Paritats- PHtHU. 
begriffs  setzt  eine  dreifache  Unterscheidung  voraus:  Paritat  im  kirchen- 
politischen, im  staatsrechüicben  und  im  engeren  kircbenrechtlichen  Sinn. 
Paritit  im  kirchenpolitischen  Sinn  ist  das  Frinz^  der  religioos-  Kircw 
gesellschaftlichen  Gleichheit  der  rechtlichen  Selbständigkeit  wie  ^"^^ 
Unterordnung  im  Verhältnis  zum  Staat  Sie  bedeutet  nidit  die  ^erleiheit 
des  RedlteSi  sondern  die  Gleichheit  der  Lebensbedingungen  im  Verhältnis 
dfs  Staates  zu  der  -M  annigfaltigkeit  der  Religionsgesellschaften,  Die  Dar- 
stellung (-\f"^  Verhiikiubses  von  Staat  und  Kirche  wird  nachfolofpnd  auf  die 
Anwendung  dieses  Prinzips  zurückführen  (s.  unten  \^).  Paritat  im  staats-staatn^chtüchw 
rechtlichen  Sinn  bedeutet  die  Forderung  der  Gleichheit  der  bürg  er- 
liehen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  der  einzelnen  Staatsangehörigen 
ohne  Rücksicht  auf  da-s  religiöse  Bekenntnis.  Von  ihr  war  schon  vor- 
stehend (s.  oben  III)  im  Zusammenhange  der  rechtlichen  Stellung  der 
Kirchenglieder  die  Rede.  Hier  ist  nur  eine  Bemerkung  nachzuholen, 
welche  sich  auf  die  irrtümliche  Anwendungsweise  dieses  an  sich  schon  im 
Reichsgesetz  vom  3.  VIL  1869  richtig  niedergelegten  paritätischen  Prinzips 
bezieht  Es  ist  seine  Verzerrung  zmr  mechanischen  Parität  Es  kann 
nicht  als  Konsequenz  der  staatsrechtlichen  Parit&t  eine  zablenmäfiige, 
konfessionell  prozentuale  Beteiligung  der  Staatsangehörigen  an  den 
Ämtern  der  Staatsverwaltung  oder  an  den  richterlichen  Stellen  gefordert 
werden.  Diese  äußerliche  Handhabung  der  Parität  ist  unter  allen  Um- 
ständen abzulehnen.  Sie  läuft  ihrem  Geist  und  Wesen  schnurstracks  zu- 
wider und  hebt  sie  im  letzten  Erfolge  wieder  au£  Sie  erinnert  an  die 
primitivsten  Anfänge  der  i&itwickelung  des  paritätischen  Prinrips  in  der 
Verfossung  und  Verwaltung  des  älteren  Reiches,  wonach  dem  Höcbst- 
kommandierenden  der  Reichsarmee  ein  „aus  beiden  Religionsparteien  zu- 
.sammengesetzter  Kriegsrat"  zur  Seite  stehen  mußte.  In  der  gegenwärtigen 
Staatsordnung  entscheidet  über  die  Bekleidung  von  Staatsämtem  grund- 
sätzlich die  Tüchtigkeit  und  nicht  die  Konfession.  Parität  im  engeren 
kirchenrechtlichen  Sinne  endlich  bedeutet  das  Prinzip  der  Unabhängig-  Kitchwraew 
keit  und  grundsätzlidien  Reditsgleichheit  der  Konfessionen  und  ihrer  Auf 
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gehörigen  in  ihrem  Wechsel  Verhältnis  untereinander.  Der  paritätische 
Staat  in  diesem  Sinne  schliefit  den  Konfessionsstaat  mit  einer  ecdiesia 
dominans  aus.  Die  staadiche  Au%abe  binsichüidi  dieser  Paritat  ist  die 
Hand]»btmg  der  Gerechtigkeit  und  die  Wahrung  des  Rechtsfriedens 
unter  den  mehreren  Relig-ionsg-e-^i^-lVchaften.  Hierfür  kann  die  Differenz 
hinsichtlich  der  staatsrechtlichen  Stellung  der  letzteren,  ob  bloße  \'ereine 
ohne  Rechtsfähigkeit,  ob  juristische  Personen  des  Privatrechts,  ob  öifent- 
lichfi  und  privilegierte  Korporationen,  grundsatzlich  einen  Unterschied  nicht 
machen.  Alle  haben  den  Anbruch,  im  Umfang  der  durch  die  Gesetz- 
gebung ihnen  zugeteilten  Freiheit  und  Selbstandiglceit  g^gen  widerrechu 
liehe  Beeinträchttguttg  seitens  der  anderen  geschützt  zu  sein.  Dadurch 
ist  nicht  auscre<!chlossen ,  daß  das  Maß  dieser  Zuteilung  selbst  ein  ver- 
schiedenes sei,  daß  namentlich  die  Beziehung'eu  der  großen  historisrht-M 
ivirchen  und  ihrer  Angehörigen  untereinander  positiv  rechtlich 
diirdi  besondere  Schutzmaßregeln  aichergestdit  seien.  Denn  nach 
Geschichte  und  Natur  der  Sache  sind  die  Berührungen  unter  ihnen  am 
zahlreichsten  und  die  Gelegenheiten  von  Gegensätzen  und  Kollisionen 
am  häufigsten.  Es  fragt  sich  im  weiteren,  welche  Maßualmien  das  po- 
sitive Recht  zur  Verwirklichung  dos  paritätischen  Prinzips  in  diesem 
Sinn,  d.  h.  für  das  Wechselverhältnis  der  Konfessionen,  getroffen 
habe. 

PMMmeiMiieii*  z.  Die  konkrete  Ausgestaltung  der  religionsgesellschaft- 
wirk«uKe»  dvr  Ucheu  Parität  Die  hierfür  eintretenden  staatlichen  Ordnungen  und  Ver- 
ikhMPuMUi  anstaltungen  hegen  auf  viena^em  Gebiet 

SdMtdwSkn.  I^j^  paritätische  Ordnung  garantiert  die  Integrität  der  konfessionellen 
Ehre,  liieniach  besteht  die  iandes-  und  reichsgesetzüch  begründete  und 
durch  Straf  bestimmung  (RStGB.  §  i6ö)  geschützte  Verpflichtung  zur  Unter- 
lassung von  Beschimpfungen*  Es  mrd  one  wichtige  Aufgabe  der  be- 
vorstehenden Revision  des  deutschen  Stca^esetzbuchs  sein,  die  in 
dieser  Beziehung  unbealxn<ditigt  gegmwärt^  noch  bestehenden  Reste  von 
Imparität,  insbesondere  die  ungleiche  Rückwirkung  des  Strafgesetzes  auf 
den  Schutz  der  katholischen  und  der  protestantischen  Kirche  und  die  Be- 
schränkung des  Strafschutzes  auf  die  mit  Korporationsrechten  ausgestatteten 
Religionsgesellschaften  zu  beseitigen. 
idM  Die  paritätische  Ordnung  garantiert  f«ner  die  Integrität  des  kon- 
fessionellen Kultus.  Die  Sicherstellung  in  dieser  ICnsicht  wird  zunächst 
wiederum  dadurch  geboten,  daß  beschimpfende  Unfugsverübung  an  Kultus- 
orten  und  die  vorsätzliche  Verhinderung  oder  Störung  gottesdienst- 
licher Versammlungen,  sowie  die  Verletzung  des  Gräberfriedens 
mit  emster  Strafe  (KStüli.  lOb — 16&)  bedroht  sind.  Die  Kvdtusübung 
ist  aber  auch  individuell  subjektiv  geschützt  Es  darf  einerseits  niemand 
an  der  persönlichen  Ausübung  seines  Kultus  widerrechtlich  gehindert 
(RStGB.  §  167)  oder  zur  Ausübung  eines  fremden  Kultus  genötigt 
{ib.  §  240)  werden.  Eine  besondere  Anwendung  des  letzteren  Verbots  ist 


Digitized  by  Google 


IV.  Die  Krdiengesellschaften  in  ihrem  gegenseitigen  Rechtsverhältnis. 


269 


namentlich  auch  die  AufhebunjET  des  sog".  Parochialzwang-es,  kraft  deren 
peq-enwärtic;'  sowohl  den  Mitg-liedprn  einer  ReligionsgeselLschaft  freisteht, 
ob  sie  im  Notlall  eiae  Parochialhaudiung^  (Taufe,  Beerdigung)  von  dem 
Getsütchen  einer  anderen  Konfession  erbitten,  als  auch  den  Geisätclien 
ttSbst  anheimgegeben  sein  moA,  ob  sie  die  erbetene  Funktion  ausnahms- 
weiae  leisten  wollen. 

Die  paritätische  Ordnuncr  pfarantiert  weiterhin  die  Integrität  des  ^bttti  des 
religionsiresellschaftlichen  Tatbestandes.  Kraft  dieser  Garantie  ■^«•"f""'?^"- 
darf  keine  Religionsgesellschaft  durch  die  unerlaubten  Mittel  von  Zwans^  Xatbeiund«». 
und  Überlistung  die  Anhänger  einer  anderen  Religion  oder  Konfession 
auf  die  eigene  Seite  ziehen  (Verbot  der  Proselytenmacherei).  Ihre 
wizksamste  Sicdiezstellung  findet  die  Parität  in  dieser  Hinsicht  darin,  dafi^ 
wie  schon  firOher  (s.  oben  III)  dargelegt,  die  Voraussetzungen,  Formen 
und  Wirkungen  eines  bürg-erlich  recht s;^fültisTen  K onfessionsweclisels 
staatsgesetzlich  festgestellt  sind.  Partikularrechtlich  finden  sich  übrigens 
auch  Strafandrohungen  gegen  widerrechtliche  Verleitung  zum  Übertritt 
Dem  gleichen  Zwecke  der  Sicherung  des  religionsgesellschafklichen  Ta^ 
bestandes  dienen  ferner  die  staatsgesetsUchen  Vorschnften  über  die 
religiöse  Kindererziehung,  insbesondere  über  die  r^giöse  Erziehung 
von  Kindern  aus  gemischter  Ehe.  Die  schon  nachgewiesene  Zersplittenmg 
und  Ungleichheit  des  I^ande^^rechts  (s,  oben  III)  steht  hier  der  vollkommenen 
Sicherutif^  de.s  rehgionsgesellschaftlichea  Tatbestandes  freilich  vielfach 
hindernd  im  Wege. 

Die  paritätische  Ordnung  garantiert  endlich  die  Integrität  des  Ver-  SAm  dm 
mögen s.  Jede  Kirchen-  und  Rdi^onsgeseUscbaft  hat  unter  der  Staats-  ^''■■'"■^ 

aufsieht  und  nach  näherer  lilafigabe  der  Geset^bung  die  ausschließliche 

Verfuti-ung-  über  ihr  rechtmäßipf  en\'orbenes  Vermoq'en.  Daher  kann  niemand 
einer  anderen  Reügionsgesellschait  zu  Vermögenswerten  Leistungen  oder 
Duldungen  an  und  für  sich  verpiiichtet  sein.  Ziur  Begründung  solcher 
Verpflichtungen  bedarf  es  jeweils  eines  besonderen  Rechtstitels*  An- 
wendungsfälle dieser  Art  Mod  x,  B,  die  erwähnte  freiwillige  Leistung  von 
Parodttalhandlmigen  durch  den  Geisdidien  einer  fremden  Konfession  gegen 
Entschädigung;  oder  das  Bestehen  dinglicher,  d.  h.  auf  Grnmdstüdcen 
ruhenden,  daher  ohne  Ansehen  der  Konfession  auf  jeden  Rechtsnachfolger 
übergehenden  Verbindlichkeilen ;  oder  die  Zugehörigkeit  zu  einer  leistungfs- 
pflichtigen  politiscbea  Gemeinde.  Ein  besonderer  Rechtstitel  ergibt  sieh 
viel&ch  audi  daraus,  daB  nach  einer  an  den  West^ischen  Frieden  an- 
gesdilossenen  Übung  (üe  Verschiedenheit  des  chrisüidien  Bekenntnisses 
keinen  Unterschied  begründet  in  der  Fähigkeit,  das  Patnmatredit  über 
eine  Kirche  der  anderen  Konfession  zu  erwerben  und  auszuüben.  Mit 
diesem  Recht  übernimmt  der  Patron  auch  alle  aus  dem  Patronatvt'rhältnis 
entstehenden  vermögensrechtlichen  l'llichten,  und  namentlich  die  jeweils 
nach  gemeinem  oder  partikulärem  Recht  bestehende  Beitragspflicht  zur 
Bestrritung  der  kirdifichen  Baulast 
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niwiimiiiiM        Haiqitaiiwenduiigs&ll  ^eser  Art  aber  ist  das  sog.  Simultan eum, 
d.h.  der  gemelnschamiche  Gebrauch  eines  und  dessdben  KultiuqrQgen- 

standes  durch  mehrere  Konfessionen,  insbesondere  im  Verhältnis  von 
Katholiken  und  Protestanten.  Zwischen  ihnen  haben  lokale  Notstände 
vielfach  namentlich  zum  gemeinschaftlichen  Gebrauch  von  Kirchen- 
gebäuden gefuhrt.  Da  auch  hier  ein  Grenzgebiet  schwerer  Gefahren 
für  den  konfessionellen  Frieden  vorlag,  hat  in  grofien  Rechtsgebieten,  wie 
vor  allem  in  Ptouflen  (AUgf.  LdR.  v.  1794  11  §§  309 — 317)  und  Bajrem 
(RdL  £d.  §S  90—97)  die  Staatsgvaetqr^bung  unter  dem  (xesicht^unkt  der 
Paritätspflege  ordnend  eingegriffen.  Nach  dieser  grundsätzlidi  überein^ 
stimmenden  Ordnung  können  Simultaneen  an  Kirchen  durch  Gesetze  oder 
Verträge  begriindf^t  spin,  nach  welchen  sich  die  beiderseitigen  Beteilig^ngs- 
rechte  beurteilen.  Maugelt  es  an  solchen  Rechtsquellen,  so  wird  ver- 
mutet, daß  jede  Gemdnde  mit  der  anderen  gleiche  Redtte  habe.  Be- 
stehen Streitigkeiten  bloß  über  Art  und  Maß  der  „Ausübung^  des  Rechtes, 
so  ist,  falls  die  Beteiligten  sich  nicht  selbst  zu  einigen  vermögen,  in 
Preußen  landesherrliche  Entscheidung  vorbehalten,  während  in  Rayern 
nach  neuerem  Recht  Verwaltungsg-erichte  entscheiden.  Entsteht  aber  Streit 
über  das  Recht  selbst,  so  entscheiden  die  ordentlichen  Gerichte.  Haupt- 
sächlich ist,  im  Zusammenhange  mit  den  geschichtlichen  Erfolgen  der 
Gegenrefonnation,  neben  Schlesien  der  Westen  und  Südwesten  des  Reiches 
(Rheinprovinz,  Westfalen,  Pfalz,  Retchslande,  rechtsrheinisdies  Bayern, 
Hessen)  an  Simultaneen  dieser  Art  beteiligt  Bemerkenswert  ist  auch  hier 
die  prinzipiell  verschiedene  Stellung  der  Konfessionen.  An  und  fiir  sich 
lehnt  das  kanonische  Recht  die  Mitbenutzunj^^  eines  Kirchengebäudes  durch 
Häretiker  ab.  Aus  Zweckmäßigkeitsgründen  hat  aber  die  katliolische 
Kirdie  sdion  im  eigenen  Literesse  Protestanten  gegenüber  von  der  Strenge 
dieses  Standpunktes  abgesehen.  Dagegen  hat  eine  i»äpstliche  Verfugung 
von  1873  den  Altkatholiken  gegenüber  die  strenge  Konsequenz  festgehalten. 
Diesen  ist  die  protestantische  Kirche  in  der  schwierigen  Zeit  des  Ober- 
gangs durch  Einräumung-  des  Mitgebrauchs  von  Kirchengeb äu den  viplfa-'h 
hilfreich  entgegengekommen.  Denn  ein  druud  prinzipieller  AblehiiuTig 
von  Simultaneen  besteht  für  sie  nicht  Da  sie  aber  ihren  Besitzstand  unter 
fortwährencteo  Kämpfen  zu  verteidigen  hat,  strebt  sie  der  Ablösung  dieser 
VezhSItntsse  zu  und  es  kommt  vor,  daß  aus  landes»  oder  provinzialkirch- 
lichen  Mitteln  den  Gemeinden  Beihilfen  tür  diesen  Zweck  geleistet  werden. 
Eine  Xeubegründung  von  Sinuiltaneen  ist  in  den  deutschen  Gebieten 
französischen  Reciites  ausgeschlossen. 
Grcnico  der  3.  Die  Grcuzen  der  staatlichen  Paritätsptiege  liegen  in  ihrem 
Zweck.  Sie  bezweckt  die  Handhabimg  der  Gerechtigkeit  und  die  Er- 
haltung des  Rechtsfiriedens  im  Verhältnis  der  Konfessionen.  Dagegen 
kann  die  Überwindung  der  innerkirchlichen  dogmatisch«!  oder  rechu 
liehen  Gegensätze  der  Konfessionen  nicht  in  der  Au%abe  der  staatlichen 
Paritätspflege  gelegen  sein.  Dies  äußert  Wirkungen  nach  zwei  Seiten. 
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Zunächst  für  denBestaad  des  innerkirchlichen  Gegensatzes  zwischen  im  VerhaitaU  voo 
dem  Kafholizismus  und  der  Einheit  des  Protestaatismua.  Der  amtliche 
KalholiaSDtus  verweigert  noch  heute  der  Gemeinschaft  der  Evangelischen 
die  Anerkennung  als  „Kirche".    Er  verweigert  damit  grundsätzlich  die 

Anerkennung  des  paritätischen  Staates  im  Sinne  pleichberechtigfter  Ko- 
existenz einer  Mehrheit  von  „Kirchen"  (Syll.  §  10).  Die  Festhaltung  dieses 
Exklusivitätsanspruchs  kann  durch  Staatsgesetz  nicht  verhindert  werden. 
Verhindert  wird  durdi  die  ParitStspflege  nur  die  Wixfeaamkeit  der  Kon- 
sequenzen jmes  Anspruchs  auf  dem  äußeren  Rechtagebiet  Die  Sicher- 
Stellung  der  Parität  erfolgt  hier  hauptsächlich  durch  die  staatliche  Be- 
grenzung der  kirchlichen  Strafgewalt  und  durch  die  erwähnte  Einwirkung 
des  Staates  auf  Begründung,  Folgen  und  Beendigung  der  Kirchen- 
mitgliedschafL 

Die  Zweckbestimmung  der  Parität  äußert  ihre  beschränkenden  Wirkungen  im  Vcrljültui»  der 

aber  nicht  weniger  auf  das  WecliselTerhältnis  der  beiden  evangelischen  ^^^^^^^ 
Koofesdonen  untneinander.    Dem  innerkirchlichen  Gegensatze  der 

lutherischen  und  reformierten  Kirche  steht  der  Staat  prinzipiell  un- 
beteilig-t  gegenüber.  Er  erkennt  einerseits  diesen  Gegensatz  als  tatsächlich 
vorhanden  an  und  hat  ihm,  als  einem  geschichtlich  begründeten,  in  seiner 
Gesetzgebung  selbst  vielfach  Rechnung  getragen.  Er  hat  ihn  anderseits 
zu  ignorieren,  soweit  er  rein  auf  dem  Grunde  der  Lehr(tiff«»mE  beruht 
Freilich  ist  geschichtlidi  diese  Schranke  der  Parität  nicht  immer  ver- 
standen und  eingehalten  worden.  Störend  war  dies  namentlich  in  der 
Geschichte  der  preußbchen  Union  hervorgetreten.  Ursprünglich  von  Recimici,«  Be- 
großem und  echt  reformatorischem  Cieistc  eingegeben,  in  zweihundert-  g^^'^j^ 
jähriger  Tradition  des  Hohenzollernhauses  verküq)ert  in  den  Kurfürsten  Vnon. 
Johann  Sigismund,  Georg  Wilhelm,  dem  Großen  Kurfürsten,  in  den 
Königen  Friedddi  L  und  Friedrich  Wilhelm  L,  und  nodk  in  dem  berühmten 
Aufrufe  Friedrich  Vnihelms  IIL  vom  27.  Sept^ber  1S17  nur  als  Tat  des 
freien  Entschltisses  der  Gemeinden  festgehalten,  hat  doch  die  Ausfuhrung 
des  Unionsgedankens  unter  der  Einwirkung  einer  falsch  verstandenen 
Paritätsaufgabe  vielfach  geUtten.  Ks  war  nicht  reinlich  unterschieden 
worden,  daß  bei  den  Bestrebungen  auf  Wiedervereinigung  der  getrennten 
evangelischen  Konfessionen  die  Vermittlerrolle  nicht  dem  Staat  auf  Grrund 
seiner  Kirchenhoheit  gfeböhrte,  sondern  allein  dem  Landesherrn  auf 
Grund  seiner  geschichtlich  erworbenen  Kirchengewalt  WesenÜich  in 
dem  Mangel  dieser  Unterscheidung,  welcher  die  Übertragung  staaüicher 
Gewaltsmaßregeln  auf  das  kirchliche  Gebiet  verschuldete,  lag  die  Quelle 
der  tiefen  Mißstimmung  und  (rowi^'-pn^not,  deren  Spuren  die  Geschichte 
der  evangelischen  Union  auizuwcisca  hat,  und  deren  Folgen  noch  heute 
lücht  überwunden  sind.  Diese  Folgen  traten  nicht  nur  sdion  in  der 
Separation  der  Altlutheranir  und  in  der  Weigerung  der  neu  erworbenen 
preußischen  Provinzen,  der  Union  der  T^ndeskirche  beizutreten,  hervor. 
Sie  äußern  sich  bis  zu  dieser  Stunde  in  einem  bedauerlichen  und  ungerecht- 
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fertigten  IffiAtnuen  gegen  die  pfeuüsdie  Union,  welches  groAnügigen, 
auf  den  engeren  Zfuammensclilufl  der  deutschen  evangelisdien  Landes- 
kirchen gerichteten  Bestrebungen  nicht  geringe  Schwierigkeiten  enfg^;en- 

setzt,  ihnen  mindestens  eine  Notwendigkeit  der  Vorsicht  und  Reserve  auf- 
erlegt, die  CS  bisher  zu  der  ert'olgsbedingenden  volkstümlichen  Begeisterung 
für  die  großen  kirchlichen  und  nationalen  Ziele  jenes  Zusammeaschlusses 
nicht  hat  kommen  lassen.  Um  so  bestimmter  ist  für  Gegenwart  und  Zu- 
kunft die  Unterscheiduag  6«t  Reditstitel  und  Grenzen  festzulegen.  Unions- 
gestaltungen  gehören  sunachst  gmndsatdicb  in  das  Zustindi^ceitsgebiet 
der  Kirche,  nicht  des  Staates.  Eine  prohibitive  Einwirkung  kann  dem 
Staate  höchstens  hinsichtlich  der  Stufe  der  sog.  Verfassung-^union, 
d.i.  der  Einrichtung  gemeinschaftlichen  Kirchenregiments  für  beide  Kon- 
fessionen, insoweit  zustehen,  als  der  Staatsgesetzgebimg  überhaupt  eine 
geschichtlich  begr&ndete  und  po^tiY  rechtlich  begrenzte  Beteiligung  an 
der  FortiUIdung  der  evangeUschen  Kirchenv«r&ssung  zukonunt  Unbedingt 
güt  dagegen  der  Grrundsatz  des  Ausschlusses  der  Staatskompeteoz  für  die 
höheren  Stufen  der  Kultus-  und  der  Lehrunion.  Aber  auch  soweit  für 
diese  die  Zuständigkeit  der  Kirchengewalt  allein  begründet  ist,  sind  durch 
die  Entwickelung  der  Synodalverfassung  Schranken  gezogen,  welche 
die  Wiederkehr  gewisäeasverletzender  Eingriffe  in  das  gesclüchtUche  Recht 
der  Konfesdonen  ausschlieften.  Vie  Generalaynode  der  preußischen  Bvao- 
gelischen  Landeskirche  hat  seit  1891  zu  wiederholten  Malen  die  feierliche 
Elklärung  und  Versicherung  der  Unantastbarkeit  des  konfessionell  landes- 
oder  provinzialkirchlichen  Rekenntnisstandes  abgegeben.  Dadurch  und 
durch  die  einwandsfrei  gerechte  Praxis  des  preußischen  Kirchenregiments 
sollten  endlich  die  Quellen  jenes  Mißtrauens  geschlossen  werden  können. 
Wer  innerlich  überzeug^  ist,  daß  die  Erhaltung  und  Mehnmg  des  Wahrheits- 
gehaltes der  Reformation  im  edelsten  und  besten  Sinne  eine  Kultur- 
bedingung  für  G^p^wart  und  Zukunft  bildet,  mu6  in  der  allmihlichen 
Losung  der  Spannung  zwischen  den  evangelischen  KonflBSsioofin  auch 
in  Wahrheit  eine  dankbare  und  wichtige  Kulturaufgabe  erkennen  und 
ergreifen.  Durch  die  Mittel  des  Rechts  läßt  sich  diese  Spannxmg  freilich 
nicht  lösen.  Aber  das  Recht  allein  schafft  die  Voraussetzungen  und 
Garantien,  unter  deren  Schutz  die  Überwindung  der  Gegensätze  von  innen 
heraus  gelingen  kann.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  so  ung^nein  wichtig, 
daß  auch  die  für  das  äußerlich  paritätische  Verhältnis  der  Kirchen- 
gcsellschaften  maßgebende  Rechtsordnung  im  Geiste  gerechter  Freiheit 
und  Gebundenheit  aufgerichtet  sei. 

Die  hier  berührten  Gedankenkreise  haben  unvermeidlich  bereits  in 
das  Verhältnis  der  Kirchen  zum  Stciat  hinübergelühru  Dieses  Problem  ist 
abschließend  noch  selbstanifig  in  Betracht  zu  ziehen. 

Kircbea  and        V.  Kirchen  und  Staat.    Der  univeisalgeschichtliche  Entwickdungs- 
gang  zeigt  zwei  Grundverhältnisformen  von  Staat  und  Kirche:  ihre  Einheit 
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und  folgeweise  Verbindung,  ihre  Verschiedenheit  und  folgeweise  T  ösung". 
Innerhalb  beider  Grundtypen  liegen  die  konkreten  Ausgestaltungen  und 
Übergangsformen,  deren  geschichtlich  abgeschlossenen  Resultate  oder 
im  positiven  Recht  der  Gegenwart  ausgeprägtea  Daistelluogen  man  als 
„kifchfiiipoEtiache  Systeme«  bezeiclmen  kamu  IKeser  Axt  haben  sich  auf 
der  Linie  der  Einheit  und  Verbindung  die  kirchenpolitiachen  Systeme  des 
Kirchenstaatstums,  des  Staatskirchentums  und  des  Staatschristentums  ent- 
wickelt, auf  der  Linie  der  Verschiedenheit  und  Lösung  die  vSysteme  der 
Koordination,  der  Staatskirchenhoheit  und  der  Trennung  von  Staat  und 
Kirche.  Unter  diesen  Systemen  hat  seit  Ende  des  i8.  Jahrhunderts  je 
länger  je  bestimmter  da^enige  der  Kirchenhoheit  des  Staates,  als  die 
grundsätzlich  auf  der  sachlichen  Scheidung  der  Zuständigketts- 
gebiete  beider  Gemein.schaften  beruhende  Verhiltnisofdnung  von  Staat 
und  Kirche,  den  positiv  rechtlichen  Entwickeliingsgang  in  Deutschland 
bestimmt  £s  ist  hier  auch  heute  das  herrschende  kirchenpolitische 
System. 

Ein  korrdcter  wissenschaftlicher  Aufbau  würde  im  folgenden  den  Vor» 
rang  der  geschichüichen  Fn^  vor  dem  geltenden  Recht  bedingen.  Ich 
stelle  indessen  mit  bestimmter  Absicht  die  Grrundzüge  des  letzteren  in  ge- 
drängter Kürze  voran.  Denn  die  Ziele  der  Entwickelung  und  in  ihnen 
die  Aufgaben  der  Gegenwart  sind  dergestalt  unmittelbare  Folgerungen 
der  Vergangenheit,  daß  es  hier  aus  inneren  Gründen  sich  empfiehlt,  Ge- 
schichtliches und  Prinzipielles  nicht  zu  trennen. 

I.  Grundsüge  des  geltenden  Rechts.  Man  bez«dmet  mit] 
Kirchenhoheit  (Jus  drca  sacra)  den  Inbegriff  der  dem  Staate  als  solchem 
auf  dem  Grunde  seiner  allgemeinen  Staatshoheit  über  alle  Kirchen-  und 
Religionsgesellschaften  innerhalb  des  Staatsgebiets  zukommenden  Rechte. 
Diese  gliedern  sich  ihrrm  Inhalte  nach  zufolge  einer  bereits  an  den  West- 
fälischen Frieden  anknüpfenden  Entwickelung  in  das  sog.  Reformations- 
recht, das  Oberaufiiclitsredit  und  das  Schutarecht 

Das  gegenüber  dem  älteren  gesdiichtiichen  Begriffe  erheblich  ein-  wubimaAtm 
geschrankte  Reformationsrecht  des  Staates  begreift  im  gegenwärtigen 
Sinne  ein  Doppeltes:  das  Recht  der  Aufnahme  neuer  und  das  Recht 
der  staatsrechtlichen  Differenzierung  der  bestehenden  Kirchen- 
und  Religionsgeselischaften.  Hinsichtlich  des  erstercn,  also  der  Neu- 
bildung von  Religionsgesellschaften  kreuzen  sich  im  geltenden  Recht 
xm  vmsduedene  Systeme.  Nach  dem  einen  besteht  die  volle  Freihdt 
der  Vereinigung  zu  RdigionsgeseUsdsaften.  Diese  Freiheit  bildet  dann 
lediglich  einen  Bestandteil  der  gesetzlich  gewährleisteten  Vereinsfreiheit. 
Die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  kann  sich  hiernach  in  den 
Formen  und  unter  den  Bedingungen,  welche  für  üffentHche  Vereine  über- 
haupt vorgeschrieben  sind,  vollziehen.  So  beispielsweise  in  PreuBen.  In 
anderen  Staaten  ist  die  Neubildung  yoa  Religionsgesellschaften  an  das 
Erfordernis  ausdrücklicher  staaUicher  Genehmigung  geknl^,  wdche  ihrer* 
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seits  entweder  in  der  Form  des  Gesetzes  oder  der  administrativen  Be- 
willigung zu  erfolgen  hat  Das  letztere  ist  die  RegeL  So  ist  beispiels- 
weiae  in  Bayma  königliche  Genehmigung  erfofderlich.  Jn  der  Staatsrechte 
stntmcMM»  Kcfaen  Klassifizierung  der  bestehenden  Religionsgesellschaften  treten,  un- 
geachtet  auflerordenflicher  Mannigfaltigkeiten  des  pardknlaren  Rechtes  in 
tmiiiicfciiiiii  den  Einzelheiten,  doch  gewisse  juristische  Grrundtypen  g-lrirhmäßig  aii£ 
Es  sind  zu  unterscheiden  die  Kirchen  mit  öfFentlich-rerhtli  her  Korporations- 
qualität, Religionsgesellschaften  mit  privatrechtlicher  Recht&fähig'keit  und 
bloße  religiöse  Vereine.  Die  rechtliche  Stellung  von  öffentlichen 
Korporationen!  haben  die  evangelischen  (lutherischen,  reformierten, 
nnierten)  und  ausnahmslos  die  rßmisdi-kadioUachen  Landesldrdien,  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  (nicht  in  Bayern)  auch  die  allkatholischen  Ge- 
meinden. Durch  welche  Merkmale  sich  die  Eigenschaft  einer  öffentlichen 
Korporation  bestimme,  ist  freilich  eine  ungemein  schwierige  und  bestrittene 
Frage.  In  Anwendung  des  Begriffs  aul  die  Kirchen  lassen  sich  aber 
jedenfalls  übereinstinunend  als  charakteristische  Grundmerkmale  bezeichnen: 
das  staatUdi  aneikannte  Redit  auf  Ausfibung  einer  obrigkeiWchen  Gewalt 
Aber  die  Kirchengtieder,  die  Ausstattang  mit  besonderen  Privil^en  und 
dementsprechend  ein  geordnetes  staatliches  Oberaufsichtsrecht.  Zur  Gruppe 
der  Religionsgesellschaften  mit  privatrechtlicher  Rechtsfähigkeit  ge- 
hören allgemein  die  jüdischen  SjTiagogcngemeinden  und  von  christlichen 
Religionsgesellschaften  z.  B.  in  Preußen  Hermhuter,  Altlutheraner,  Menno- 
niten,  Baptisten,  in  Bayern  auch  die  griechisch-katiioliscbe  Gemeinde  in 
Mfinchen  und  seit  1890  die  AltkathoHkea  Die  rechtliche  Stellung  dieser 
Refigionsgesellschaften  beruht  zumeist  auf  besonderen  Konzesdonsuzkunden, 
in  denen  das  Maß  ihrer  Berechtigung  näher  festgestellt  ist.  Allgemein  ist 
nur  der  Besitz  der  juristischen  Persönlirhkpit  im  Gebiftr-  des  Privatrechts. 
Der  Wert  dieser  Eigenschaft  liegt  aber  nicht  allein  in  der  damit  ge- 
gebenen Vermögensfahigkeit,  sondern  ist  nach  der  gegenwärtigen  Lage 
der  Reichs-  und  Landesgesetzgebung  noch  dadurch  gesteigert,  dafi  mit 
dem  Besitz  der  Korporationsqualität  von  selbst  gewisse  Vorrechte  in  Be- 
ziehung auf  Sttafirecht,  Heeres-  und  Steuerwesen  verbunden  sind  Die 
dritte  Gruppe  bilden  die  religiösen  Vereine.  Bayern  kennt  diese 
Kategorie  von  Religionsgesellschaften  nicht.  Wohl  aber  Preußen.  Ihre 
Rechtsstellung  bomiflt  sich  hier  nach  dem  Vereinsgesetz  vom  11.  III.  1850 
und  älteren  Vorschriften  des  Landrechts.  Fehlt  ihnen  zwar  die  juristische 
Peisönlichkeit,  so  ist  ihnen  dodi  in  Freuflen  durch  Art  12  der  Verfassung 
allgemein  das  Recht  der  öffentlichen  Religionsübuug  zugeächert  IMe 
anderwärts  noch  immer  bestehende,  im  älteren  Reichsrecht  wurzelnde 
Unterscheidung  von  exercitium  religionis  publicum  und  privatum  besteht 
also  hier  nicht,  während  in  Bayern  jede  Religionsgesellschaft,  welche  nicht 
ausdrücklich  „als  öffentliche  autgenommen"  ist,  nur  „die  freie  Ausübung 
des  Privatgottesdienses«  besitzt  Damit  ist  ausgedruckt,  dafi  dem  Kultus 
die  nach  Sitte  und  Redit  gebildeten  Zeichen  oder  Wirkungen  der  öffent^ 
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lichkeit  (Kirchengebäude,  Glocken,  Einfluß  der  Sonn-  und  Festtagsfeier 
auf  das  bürgerliche  und  soziale  Leben)  versagt  sind.  Religionsgesell- 
sdiaften,  wdche  Kotporatioiisrechte  lüclit  beduen,  könneti  aoldie  nadi 
der  prenttaelien  Verfittaiiii^  Art  13  nur  im  Vfeg^  der  Greaetigebiin^  er- 
langen. Diese  Notwendigkeit  ist  für  alle  deutschen  Staaten  gleichen 
Rechtes  ausdrücklich  durch  das  R  G.  zum  BGB.  Art  84  aufrecht  erhalten. 

Mit  diesem  Reformationsrecht  steht  die  zweite  der  genannten  Äuße-  ob«wdrieMa- 
rungen,  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates,  in  einem  leicht  erkenn- 
bttren,  den  innerlich  fortschrritenden  Zwecl^;e^Mikea  der  Kirdienholidt 
offenbarenden  Zusammenhang;  Mit  der  Entscheidung  liber  Zulassung  einer 
Refigionsgesellschaft  und  ihrer  Anerkennung  als  öffentlicher  oder  Priy«^ 
korporation  hat  der  Staat  den  religionsgesellschaftlichen  Tatbestand  inner- 
halb seines  Gebietes  g-eschaffen.  Es  handelt  sich  nunmehr  erst  vun  die 
nähere  Bestimmung  und  Begrenzung  ihrer  Bewcgungfsfreiheit,  sowie  tun 
Veranstaltungen,  welche  die  Einhaltung  dieser  Grenzen  sichern.  Hier  liegen 
die  Fnnktiofien  des  staalfichen  Obenuifeichtsredtts.  Zu  «fiesem  Zwecke 
auflert  sie  dch  rechtssdüöpferisdi»  lichtend  und  regierend.  Rechts* 
schöpferisch  äußert  sie  sich  in  der  Staatskirchengesetzgebung,  welche 
die  materielle  Verhältnisordnung  zwischen  dem  Staat  und  den  einzelnen 
KirchengeselNchaften  normiert.  Sie  äußert  sich  richtend  darin,  daß  gegen 
Verletzxmg  der  gesetzlich  geordneten  Aufsicht  die  Rechtshilfe  der  staat- 
lichen Zivil-,  Verwaltungs-  und  Strafgerichtsbarkeit  besteht  l^e  äußert 
dch  endlich  reg'ierend  durch  ibrdaufende  administratlTe  Aufdditsäbuf^ 
fiber  die  xweckdienlidie  und  ordnungsgemifie  Ausführung  des  Staats- 
kirchenrechts.  Diese  administrative  Aufsichtsübung  bildet  im  besmideren 
Sinne  den  Inhalt  des  Jus  insptciendi  cavendi.  Die  Organe  dieser  Auf- 
sicht sind  die  staatlichen  VerwaUungsbehörden  In  dem  durch  die  Ver- 
waltungsorganisation der  Einzelstaaten  geordneten  liistanzenzug,  an  oberster 
Stelle  die  Kultusministenen.  Das  Sachgebiet  der  administrativen  Auf-  saciic^Ue»  4«r 
«ichtsAbung  nmfsAt  «uf  Grrund  und  im  Rahmen  der  staatlichen  Aufilchts-^^'^*;!^^ 
gesetze  im  wesentlichen  ein  Fänliiu^es.  Im  Gebiete  der  Kirchen- 
verfassung betätiget  sich  die  Staatsaufsicht  durch  gesetzlich  bemessene 
Beteiligung  an  der  Verleihung  von  Kirchenämtern  (Einspruchs-  oder  Be- 
^tätigungsrechte),  namentlich  durch  Mitwirkung  an  der  Besetzung  der 
Bischofsstühle,  femer  durch  Einflußnahme  auf  die  wissenschaftliche  Vor- 
bildung der  Geistüdien  und  Kontrolle  über  die  hierfSr  errichteten  kirchlichen 
Anstalten,  sodann  durch  die  schon  erwähnten  Vorbdulte  staatüdier  Zu- 
ständigkeit hinsichtiich  der  Zulassung  und  Tätigkeit  von  geistlichen  Gesell- 
schafton (Orden,  Kongregationen).  Der  Oberaufsicht  untersteht  der  Kultus 
in  seinen  äußeren  Beziehungen  zu  Staat  und  Gesellschatt,  namentlich  also 
insoweit  er  etwa  in  Prozessionen  und  religiösen  Begräbnisfeierlichkeiten 
in  die  Öffentlichkeit  tritt  Es  bestehen  femer  Äufienmgen  der  Staats- 
Auftidit  im  Gebiete  der  kirchlichen  Straf-  und  Dissipllnargewalt,  durch 
welche  die  Kirchen  bestimmten  Beschränkungen  in  Ansehung  der  Stra^ 
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mittel  uud  ihrer  bürgerlichen  Wirkungen,  hinsichtlich  des  Zweckes  ihrer 
.  Anwendui^  und  der  fenneUen  Garantien  eines  gerechten  Verfiilirens  unteiw 
werfen,  endlich  andi  die  kirchlichen  Daneriten-  und  Kovreictioaaanstalten 
einer  staatlichen  Überwachung  unterstellt  sind;  alles  dies  freilich  in  außer- 
ordentlicher partikularrechtlicher  Verschiedenheit  Ein  weiteres  und  praktisch 
ungemein  wichtiges  Gebiet  der  administrativen  Aufsichtsübung  ist  die 
kirchliche  Vermögensverwaltung;  sie  rechtfertigt  sich  prinzipiell  imter 
dem  Gesichtspunkte  der  wei^ehendenStaatsl^ungen  fior  kirchfiche  Zwecke 
und  äufiert  sich  namentlich  in  dem  Vorbehalte  der  staatlichen  Grenefamigung 
m  widitigeren  Akten  der  kirchlichen  Vermögensverwaltung,  bei  welchen 
ein  besonderes  Staatsinteresae  an  der  Erhaltung  und  zweckgcmäßea  Ver- 
wendung des  Kirrhpnvermogens  in  Frairp  kommt.  Zuletzt  unterliegen 
selbstverständlich  die  Kirch^'n  uud  Kirt  In  nl  t  ainlf-n  einer  Oberaufsicht  auf 
allen  denjenigen  (iebieten,  auf  w  elchen  sie  au  uxi.pnmgiichen  Aufgaben  der 
Staatspflege  selbst  beteiligt  werden,  als  namentlich  da,  wo  st&adige 
Gotfcesdienstdnrichtungen  in  gewissen  Anstalten  der  staatüchen  WohUahrts- 
und  Sidierheitspflege,  wie  Krankenhäu  rn,  Strafanstalten  getroffen  sind; 
femer  in  der  großen  Organisation  der  Militärseelsorge  und  namentlich  auf 
dem  Gebiete  des  staatlichen  Unterrichtswesens,  bei  welchem  auf  allen 
Stufen,  an  Volks-,  Mittel-  und  Hochschulen  eine  organische  Beteiligung 
■mMi  tar  der  Kirche  vorgesehen  ist  Die  allgemeinen  Formen  und  Mittel  der 

ffniNiiiiirte,  Auiüchtsübung  über  die  Kirdien  und  Relig^onsgesellsdbaften  sind  die- 
selben, wie  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  (Verfugungen,  Vitsita- 
tionen,  Ordnungsstrafen,  polizeiliche  Zwangsmittel).  Daneben  haben  sich 
unter  dem  besonderen  Gesichtspunkt  der  Kirchenhoheit  noch  spezielle 
Mittel  der  Staatsaufsicht  teils  präventiven,  teils  repressiven  Charakters  aus- 
gebildet. Als  das  am  meisten  umstrittene  Mittel  präventiver  Au£$ichts- 
iMfc  fibtti^  hat  üdh  in  mehreren  deutschen  Staaten  das  sog.  Plaeet,  d.  h.  dar 
Vorbehalt  staatUdier  Genehmigung  zur  Verkündigung  oder  sum  Vollzug 
kirchlicher  Gesetze  und  Erlasse  erhalten,  so  in  Bayern,  Sachsen,  Württem* 
bei^,  Baden,  Hessen  und  anderwärts.  In  Preußen  wurde  es  schon  durch  die 
Verfassvmg  von  1850  beseitigt  Grundsätzlich  ist  diese  veraltete  Maßregel 
der  Staatsaufsicht  nicht  zu  billigen.  Sie  halt  sich  unvermeidlich  nicht  von 
Eiugriffeu  in  lauere  Angelegenheiten  der  K.ircheu  zurück  und  ist  außerdem 
völlig  wirieungslos.  Andere  Formen  präventiver  Staatsawfeicht,  welche 
nch  lediglidi  geschicfaüich  erklären,  wie  z.  B.  Beschränkungen  des  amU 
liehen  Verkehrs  zwischen  Papst  und  Bischöfen,  sind  allgemein  längst  be- 
seitigt.  Als  Mittel  der  Repression  hat  sich  unter  dem  besonderen  Gesichts- 

T«Bpafrii«a- punkte  der  Kirchenlioheit  die  sog.  Temporaliensperre,  d.h.  die  Ein- 
behaltung  der  aus  staatlicher  Quelle  fließenden  Amtseinkünfte  von  Kirchen- 
dienern, sei  es  bei  Verweigerung  des  staatlichen  Gehorsams  im  allgemeinen, 
sei  es  zur  Erzwingung  einer  einzelnen  Maftregel  erhaltea  Der  Vorbehalt 
ifieses  Mittels  der  Staatsau&icht  ist  prinzipiell  gerechtfert^  und  fSx  Snflerste 
Fälle  unentbehrlich.   Für  seine  Anwendbarkeit  ist  die  rechtliche  Natur 


Digitized  by  Google 


V.  IQrdien  imd  StuL 


277 


der  zu  sperrenden  Anitseinkünfte  entscheidend.  Beruhen  solche  auf  privat- 
rechtlichem  Titel,  so  kann  die  Temporaliensperre  nur  auf  Urund  besonderer 
gesetzlicher  Ermächtigung  anwendbar  sein.  So  in  Bayern.  Beruhen  da» 
gi^en  die  Amtseinkünfie  auf  Sffentlich-recfaflicheni  Titel,  so  ist  die  Ver* 
hängung  der  Temporaliensperre  auf  administrativem  Wege  zulässig.  So 
die  Rechtslage  in  Preußen  für  diejenigen  Staatsleistungen  an  die  katho- 
lische Kirche,  welche  auf  der  Circumscriptionsbulie  De  salute  anitnarum 
beruhen. 

Die  dritte  Äußerung  der  Kirchenhoheit  bildet  der  Schutz  der  scbotmcht. 
Kirchen  durch  den  Staat  Dieses  Schutzrecht  ist,  nach  Ablosimg  des 
Jus  Advocatiae  yon  seinen  im  Mttdkdter  gdegenen  geschichtlichen Wuraehi, 

gegenwärtig  als  Inbeg^ff  derjenigen  staatlichen  Tätigkeiten  zu  vwstdien, 
in  welchen  der  Staat  durch  positive  Förderung  des  Kirchenwesens  sein 
Anerketuitnis  von  dem  Werte  desselben  für  Volksleben  und  Volkswohl 
zum  Ausdruck  bringt.  Auch  die  Ausübimg  der  Advokatie  steht,  genau 
wie  ihre  beiden  koordinierten  Erscheinimgsformen  der  Kirchenhoheit,  aus- 
schließlich unter  dem  Gesichtspunkt  eines  staaüichen  Rechts.  Denn 
ihren  TeHaHt  Mldet  (Sie  aussdilieAliche  Berechtigung  des  StaatM,  WatA 
und  Grenzen  des  KircüMOSdiUtzes  nach  freiem  Ermessen  zu  bestimmen. 
Die  einzoln'^n  Äi;ß''nmgen  dieses  Scbut^rechts  sind  gegenwärtig  auf  sehr 
verschifdeiieii  Gebieten  der  Bcziehiint^en  zwischen  Staat  und  Kirche  ge- 
legen. Es  lassen  sich  vier  Grundrichtungen  unterscheiden.  Die  Advokatie 
auBert  nch  zuerst  in  dem  Verhältnis  der  Kirchenverfassung  zur  staat- 
lichen Rechtsordnung.  Jene  ist  Bestandteil  des  offentfichen  Rechts.  IMe 
Kircheiiiimter  als  solche,  d.  h.  sowohl  die  Ämter  des  Kirchenregiments, 
als  das  Pfarramt  sind  oflFentliche  Ämter  und  es  fallen  diese,  sowie  die 
Selbstverwaltungsorgane  der  Kirchengemeinden  unter  den  technischen 
Begriff  der  Behörde.  Dies  ist,  wie  im  öffentlichen  Rechtsverkehr,  so  in 
der  strafrechtlichen  Praxis  allgemein  anerkannt  Die  Advokatie  äußert 
Mch  ferner  in  der  Grewahrung  unnuttelbarer  Staatshilfe.  IKes  wiederum 
in  deficiter  Weise.  Zunädist  durch  Vermögenszuwendungen  des 
Staates.  Diese  sind  teils  fortdauernde^  d.  h.  in  den  Staatshaushaltsetats 
regelmäßig-  wiederkehrende  Leistungen,  so  die  Positionen  für  Bischöfe  und 
Domkapitel,  evang^elische  Kirchenregimentsbehörden,  Pfarrgeistliche  usw., 
teils  einmalige  außerordentliche  Staatszuschüsse,  wie  solche  gelegentlich 
Är  Kirchenbauten,  kirchliche  Anstalten,  Besoldtmgsverhältnisse  von 
Kirchendienern  und  andere  kirchliche  Zwecke  bewilligt  werden.  Eine 
Gewährung  besonderer  vermögensrechtlicher  Vorteile  lic^  auch  in  den 
kirchlichen  Steuerprivilegien,  wne  solche  in  vorschiedenem  Umfang  in  der 
Steuerg-esctzgebung  der  deutschen  Einzelstaaten  anerkannt  sind.  Die  un- 
mittelbare Staatshilfe  bietet  sich  charakteristisch  noch  in  einer  anderen 
Form  dar:  in  der  Verleihung  des  weltlichen  Armes,  d.  h.  darin,  daß 
zur  VerwirUichtmg  gewiss«:  Bestandteile  der  kirchlichen  Rechtsordnung 
der  staatliche  Verwaltnngszwang  zur  Verfi^fong  steht  Auch  bi«r  handelt 
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es  dch  gegenwärtig  übemll  nur  um  einen  freiwillig  dargebotenen  SdiutK 
des  StMtes.  Deraus  folgt  nidit  nur,  dnft  der  Staat  nach  etgenem  Eiw 

messen  im  allgemeinen  das  Gebiet  begrenzt,  für  welches  die  Vermittelung 
seiner  Zwangsgewalt  zur  Verfü^ng-  stehen  soll,  sondern  daB  auch  die 
einzelne  kirchliche  Maßregel,  für  welche  der  börgerliche  Rechtsschutz  in 
Anspruch  genommen  w^ird,  der  staatlichen  Vorprüfung  unterUegt  Mit 
dieser  Mafigabe  sind  gegenwärtig  die  Haiqplaitwendungsfalle  der  Verleihung 
des  wdtlidien  Annes  der  staadiclie  Vollzug  kirchlicher  Disaplioaiv 
erkenntnisse  und  die  Bettreibung  kirchlicher  Abgaben  im  Wege  des  staat- 
lichen Verwaltungszwangs.  In  allen  Fällen  ist  Voraussetzung,  dafi  dort  die 
kirchlichen  Disziplinarurteile,  hier  die  g-emeindlichen  Hebelisten  staatlich 
für  vollstreckbar  erklärt  worden  sind.  Die  Advokatie  äußert  sich  zum 
dritten  in  der  Berücksichtigung  des  Kirchenweseus  im  ötf cutlichen 
Leben.  Obenan  steht  hiw  der  staatlidie  Schute  der  Idxclilidien  Sono» 
und  Festtagsfeier.  Er  verfolgt  einen  doppelten  Zweck.  Er  dient  sunächst 
der  Kirche  unmittelbar,  nämlich  der  Würde  des  Kultus  selbst  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  stehen  die  zahlreichen  Vcrbotsg-esctze,  welche  ge- 
wisse Handlungen  und  Veranstaltungen  an  Sonn-  und  Festtagen  überhaupt 
oder  während  der  gottesdienstlichen  Zeiten  imd  in  der  Umgebung  von 
Kultusgebäuden  ausschließen  oder  besdiränken.  Mittelbar  dienen  femer 
der  Kirdie  diejenigen  staatlidien  Ordnungen,  welche  den  Zwedc  verw 
folgen,  die  einer  wirksamen  Entfoltung  ilirer  gottesdienstlichen  Arbeit  im 
Wege  stehenden  Hindemisse  zu  beseitigen.  Unter  diesem  Gesichtspunkt 
stehen  die  neueren  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe, 
durch  welche  gewisse  arbeitende  Klassen  in  der  Freiheit  der  Sonntags- 
feier überhaupt  und  in  der  Mügliclikeit  zur  Benutzung  der  gottesdienst> 
Udien  Veranstaltungen  Sbexhaupt  geschütst  werden.  Das  «gentliche  Ziel 
dieser  staatlichen  Sonnt^[aruhe  ist  freilich  bis  jetzt  nur  unvollkommen  er- 
reicht Durch  die  staatlich  gewährleistete  Freiheit  ist  lediglich  ein  Vakuum 
entstanden,  dessen  im  Geiste  christlicher  Sittlichkeit  gelegene  Ausfüllung 
namenüirh  für  die  jugendliche  Arbeiterweit  nur  durch  freie  soziale  Organi- 
sationen gcimgea  kann.  Endlich  äußert  sich  die  Advokatie  in  dem  be- 
sonderen strafrechtlichen  Schutz  der  Kirchen-  und  Kehgionsgesell- 
sdiaften,  dessen  Gegenstand,  -nde  schon  in  früherem  Zusammenhang  er- 
wähnt, der  Religionsfnede,  die  rdigionsgeaellsdiafüiche  £hre,  die  Ordnung 
und  Sicherheit  der  Kultusübung  und  das  Kirchenvermogen  bUden 
(RStGB.  §§  166—168,  243',  304,  306',  366'). 

Wie  ist  diese,  hier  in  den  äußereten  Grundrissen  gezeichnete  Ver- 
hältnisordnung von  Staat  und  Kirche  in  Deutschland  entstanden?  Besitzt 
sie  prinzipielle  Berechtigung  tmd  welches  sind  die  Aussichten 
ihrer  Zukunft?  In  diesem  Fragenkreise  scUiefit  dch  die  Losung  der  hier 
gestellten  Aufgabe  ab. 

2.  Geschichtliches  und  Prinzipielles.  Die  Geschichte  eines  recht- 
'^«•«»nxMi't.  liqh  geordneten  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  konnte  erst  mit  der 
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Anerkennung  des  Christentums  im  römischen  Reiche  beginnen.  Diese 
Anerkemmig  erfolgte  im  MwISiider.  Tcderaazedifcfc  von  313.  lo  ihm  ist 
die  Parit&t  von  Heidentum»  Christentmn  und  Judentum  erUSrt  Aber 

diese  Gleichberechtigung  nicht  die  Grrundlage  der  weiteren  Ent- 

vvickelung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirch«».  An  ihre  Stelle  trat 
srhon  380  die  Alleinberechtig'ung  des  Chiislentums.  Theodosius  er- 
klärt die  christliche  Religion  zur  Staatsreligion.  Die  Kirche  ist  Staats- 
kircfae  geworden.  E»  ist  die  Einheit  von  Staat  und  lürche  proklamiert 
Diesen  Werdegang  bis  zur  Gründung  der  Staatdctrche  hat,  ^e  schon  im 
Eingang  erwähnt,  Adolf  Harnack  in  einem  früheren  Teile  dieses  Werkes 
aufgezeigt  Ich  habe  also  hier  die  Grundlinien  der  nachfolgenden  Ent- 
wickelung  mit  ihren  in  die  Gegenwart  reichenden  Ausläufern  zu  ziehen. 

Mit  der  im  Jahre  380  reichsgesetzlich  proklamierten  Einheit  von  EinkwtwyitaBM. 
Staat  und  Kirche  war  die  Möglichkeit  einer  doppelten  Entwickelung  in 
<Ue  Weltgeschichte  gelegt.  Der  Staat  konnte  sich  die  Kirdie  angliedern 
und  unterordnen,  die  Kirche  konnte  den  Staat  in  sich  auf-  und  unter- 
gehen lassen.  Die  Zukunft  zOg  beide  Konsequenzen.  Die  Herrschaft 
des  Staates  über  die  Kirche  und  die  Herrschaft  der  Kirche  über  den 
Staat  lösten  einander  ab.  Jene  etablierte  sich  nach  der  Trennung  des 
römischen  Reiches  (395)  zunächst  in  der  östlichen  Reichshälfte  mit  ihrem 
Mittelpunkt  in  Byzanz.  Hier  verengert  sich  der  Einheitsgedanke  zur  B^MstuniM 
välügen  Herrschaft  des  Staates  über  die  Kirche.  Dieser  Byzantinismus  hat 
semen  gesetzlichen  Ausdruck  vor  altfim  in  dnn  Codex  Justinianeus  von 
534  erhalten.  Das  ganze  der  kirchlichen  Rechtsordnimg,  Äußeres  und 
Inneres,  Gesetzgebung  und  Verwaltung  werden  durch  den  Willen  des 
Kaisers  maßj:^ebend  bestimmt.  Den  Nachwirkungen  dieses  morgenländischen 
Staatskirchentuins  bis  in  die  Gegenwart,  wie  sie  sich  ausprägen  in  den 
bestehenden  Verhiltnisibrmen  zwischen  Staat  und  griechischer  Kirche^ 
ist  hier  nicht  zu  folgen.  Die  geschichtlichen  Entwickelungsbedingungen 
für  Deutschland  liegen  allein  in  den  Schicksalen  der  westlichen  Hälfte 
des  römischen  Reiches. 

Hier,  Im  Abendland,  hat  sich  durch  eine  merkwürdige  (Truppierung  KJrchanjtaatt- 
der  gedankengebenden  Personen  imd  der  entscheidenden  geschichtlichen 
Tatsachen,  nach  endlosen  Reibungen  und  Schwankungen  und  erst  nach 
heftigem  Vnderstand  der  diristianisierten  germanischen  Staaten  der  Ein- 
hdltsgedaake  im  l^nne  der  absoluten  Kirchenherrschaft  abgeschlossen  und 
in  dieser  Ausprägung  noch  positiv  rechtlich  während  des  Mittelalters  etw 
halten.  Die  Gedankenreihen  P^seudoisidors  haben  gesiegt.  Es  hat  sich 
'  die  Vorhältnisform  des  Kirchenstaatstums  gebildet:  der  Staat  ein- 
gescldossen,  umklammert  vom  Kirchentum.  Seinen  klassischen  gesetz- 
lichen Ausdruck  findet  das  System  im  Corpus  Juris  CanonicL  Seine 
monumentale  Einzelurknnde  ist  die  Bulla  Unam  Sanctam  Boniliuc' Vm. 
von  1302.  Die  Kirche  ist  der  die  ganze  Menschheit  umfiftssende  göttliche 
Universalstaat    Die  päpstliche  Gewalt  umspannt  aUes.    Sie  ist  eine 
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priesterlid»  und  konigUclke  zi^eidL  Jede  andere  Gewalt  ist  von  ihr  ab- 
geleitet und  dcdier  von  ihr  abhängig.  AUgemein  und  tatsiddicli  hat  ndi 
dieser  Anspruch  der  Kirchenherrschaft  nicht  lange  über  den  Anfiing  des 

14.  Jahrhunderts  hinaus  durchg^esetzt.  Aber  ist  er  darum  imterireg'ang-en? 
Modtam    Kommt  das  System  für  die  Kirchenpolitik  der  Gegenwart  aoch  irgendwie 

KboiinniiiM-  Betracht?  Die  Präge  ist  von  größter  praktischer  Wichtigkeit,  und  sie 
ist  zu  bejahen.  Der  mittelalterliche  Anspruch  der  Kirchenherrsdiaft 
selbst  ist  geblieben.  AUerdiags  nur  fiktiv,  nur  als  prinzi]ndle  Verwahrung 
gegenübw  der  verlodetten  Weltlage.  Aber  er  ist  noch  heute  als  nach- 
nüttelalterliches  Kirchenstaatstum  lebendig.  Gelegentlich  woirde  und  wird 
er  durch  einen  Hoheitsakt  oder  gesetzgeberischen  Vorstoß  des  Papstes 
in  Erinnerung-  c'^^bracht  Es  wurden  König-e  nicht  anerkannt,  Staatsgesetze 
für  nichtig  erkiäri,  Verdainmungsurteile  gegen  Ketzer  erlassen.  Durch 
SyUabus,  Vatikanisches  Konzil,  Leos  XTTT.  finsyklika  über  den  duristlidieo 
Staat  vom  i.  November  1885  ist  das  ganze  der  mittelalterlichen  Hohmts- 
ansprüche  dauernd  und  prinzipiell  dem  Quellenkreise  des  geltenden  katho- 
lischen Kirchenrechts  einverleibt  Das  Prinzip  der  Kirchenherrschaft  ist 
verwahrt  Ihre  Wiederherstellung  wird  immerhin  als  ein  mögliches  Ziel 
der  Entwickelung  offen  gehalten.  In  diesem  Sinne  muß  noch  heute  in 
der  staatlichen  KirchenpoUtik  mit  dem  mittelalterlichen  Kirchenstaatstum 
gerechnet  werden.  Dieser  latente  Vorbehalt  ist  die  bleibende  und  ti^te 
Quelle  von  Beunruhigung  und  Iififitrauen.  GrundbeiSngung  einer  Ver- 
söhnung der  katholischen  Kirche  mit  dem  modernen  Staat  würde  der 
grundsätzliche  Verzicht  auf  den  fiktiven  Fortbcstand  der  mittelalterlichen 
Kirchenherrschaft  sein.  Zu  erwarten  ist  ein  solcher  Verzicht  nicht  Aber 
er  könnte  erklärt  werden  ohne  Schädigung,  ja  mit  Gewinn  für  das  religiöse 
Wesen  der  katholischen  Kirche. 

smtMtt^  Mit  Beginn  des  14.  Jahifaunderts  setzen  diejenigen  Kräfte  ein,  welche 
*^  in  for^esetzt»  Steigerung  der  tatsächliclien  Verwirklichung  des  mittel- 
alterUchcn  Kirchenstaatstums  den  Boden  entziehen.  Die  Anzeichen  einer 
grundsätzlich  veränderten  Weltanschauung,  die  Rezeption  des  römischen 
Rechts  als  Teilcrschelnunp-  der  Renaissance,  die  Ausbildung  der  Landes- 
hoheit in  Deutschianu,  die  iatsache  und  der  Geist  der  Reformation,  cud- 
Udi  der  das  ganze  Volksleben  aufsaugende  Staatsabsolutismus  haben  die 
Bedingungen  der  j^psüichen  Em-  und  AUeinherrschaft  zerstört  Das  Eiv 
gebnis  ist  die  völlige  Umkehr  der  Herrschaftsverhältnisse:  das  Staats« 
kirchentum.  Die  Kirche,  und  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Kirchen  ein- 
geschlossen, umklammert  vom  Staatstum,  Je  nach  der  Eigenart  der  Staaten 
und  Herrscherpersönlichkeiten  hat  sich  dieses  kirchenpolitische  System 
ungemein  reich  imd  verschiedenartig  entwickelt   Anders  im  Cäsareo- 

csMiMtMpb-  papismus  des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  in  welchem  das  Problem  von  Staat 
und  Kirche  zu  mner  Personenfrage  nch  tu  verengern  scheint,  zur  Frage 
des  Vorrangs  des  Kaisers  vor  dem  Papst,  in  der  Dante  und  Marsilius  von 
Padua  die  treibenden  geistigen  Kräfte,  die  Trager  des  Staatsgedaokens 
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sind.  Anders  wiederum  im  Territorialismus  der  protestantischen  Staaten  rtnMMiiman. 
des  i6.  und  17.  Jahrhunderts,  welcher,  allerdings  im  direkten  Gegensatz 
TU  den  Prittzipiefi  dw  Refonnatimi  und  den  Anscliauungen  der  Reformatoren, 
das  Kirchenwesen  im  ganzen  Umfang  sdner  rediflidien  Darstdlnng  ver- 
staatlichte und  liierin  ein  völliges  Seitenstück  schuf  zum  klrclieap<diti8Clken 
System  des  neu  belebten  oströmi'^chen  KaiserrecliLs.  Anders  und  g-anz 
eis^enartis'  endlich  im  kirchlichen  Staatsabsolutismus  der  katholischen  St»«t»»b«olaik- 
Staaten  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  mit  seinen  typischen  Ausprägungen 
und  geschschätcbmi  Höhepunkten  in  der  bmtslim  Wütkuifaenschaft  Lud* 
wigsXIV.  von  Prankreidi,  im  kirchlichen  Foliz^reg^eot  des  KurfOrsten 
Maximilian  von  Bayern  und  in  der  systemlosen  Autokratie  Josephs  IL  von 
Österreich.  Überall  verschieden  und  doch  überall  der  gleiche  Grrundgedanke: 
die  Kirche  kein  vom  vStaat  unterschiedener  Lebenskreis,  der  Staat  selbst 
Träger  einer  bestimmten  Konfession,  daher  die  Kirche  vom  Staat  nach 
Art  des  Staates  regiert  iim  emhcithcher  Zeitpunkt  für  den  geschichtlichen  übergSof» 
Absdduß  dieses  Urdienpolitiscihen  Systems  lafit  sidi  nicht  fixieren.  Einselae 
Staaten  waren  ihrer  Zeit  vorangeeilt  So  Brandenbuig'-PreuBen  schon 
seit  dem  Grofien  Kurfürsten.  Das  Preußische  Allgemeine  Landrecht  von 
1794  bedeutete  trotz  seines  im  einzelnen  noch  ausgeprägt  staatskirchlichen 
Charakters  den  ersten  grundsätzlichen  Bruch.  Denn  die  Staatsomnipotenz 
ist  bereits .  gemildert  zur  Staatsaufsicht  In  den  anderen  deutschen  Staaten 
beginnt  die  Abkehr  vom  Staatskirchenttim  erst  im  19.  Jahrhundert  Zu- 
meist schon  in  der  kirchenrechtlich  überaus  bedeutsamen  Gesetzgebung 
der  Rheinbundszeit  "Die  Eotwickelung  vollendet  dch  in  den  konstitutionellea 
Verfassungen.  Das  Prinzip  des  Staatskirche ntums  ist  verlassen.  Der  Ge- 
danke der  \\^";pn'iverschiedenbr>it  von  Staat  und  Kirche  mit  einer 
sich  darauf  gründenden  Unterscheidung  der  Verfassung  und  Ver\%'altung 
ist  eingezogen.  Das  System  der  Kirchenhoheit  kündigt  sich  an.  Gleich- 
wohl erhebt  sich  auch  hier  die  Fzage:  kommt  das  System  des  Staats-  ifodeme« 
Idrdientums  noch  irgendwie  für  die  KhrdienpoMk  der  Gegenwart  in 
Betracht?  Prinzipiell  in  Deutschland  sicher  nicht  Tatsächlich  sehr  wohL 
In  dof^dtem  Sinne.  Es  können  sich  trotz  des  Bruches  mit  dem  System 
im  ganzen  einzelne  Reste,  einzelne  Einrichtungen  ausgeprägt  staatskirch- 
licheii  Charakters  erhalten  haben.  Ein  Beispiel  ist  das  oben  erwähnte 
Placet    Oder  der  Staat  kann  in  einzelneu  Maßnahmen  der  Gesetzgebung 

und  Verwsltung  rückfallig  werden  in  das  verlassene  lürchenpottttsche 
System,  indem  er  die  grundsatzliche  Sduranke  der  Selbstbesdiränkung 

durchbricht  imd  störend  In  das  innere  Freiheitsgebiet  der  Kirche  eingreift 
Das  ist  modernes  Staatskirchentum.  Kein  deutscher  Staat  kann  sich 
für  das  19.  Jahrhundert  freisprechen  von  solchen  Rückfällen.  F.in  viel- 
beachtetes Beispiel  neuerer  Zeit  bietet  die  preußische  Maigesetzgebung  FraUiMk« 
von  1873.  Kerngesund  in  ihrem  Grundgedanken,  an  Stelle  eines  unklaren  "'jf"^ 
Freiheitsprinzips  der  VerCusung  (Art  i  eine  spezialrechtUche  Reg^ung 
«wischen  Staat  und  Kirchen  treten  zu  lassen,  kerngesund  audi  in  einer 


Digitized  by  Google 


282 


VrmsMiM  Kahl:  KiidiciiMclit 


groAen  Ajuahl  Ihrer  gesetzUdien  Bestunmuageii,  hat  sie  doch  im  dnzdnea 
mehrfach  durch  Überapammiiir  ^  Staatsmacht  oder  laladieii  Gehrauch 

strafrechtlichen  Zwanges  verlcstzend  m  die  Kirchenfreiheit  eaaf^gtüStiL 
So  ptrwa  in   dea  Bestimmungen  über  die  Absetzbarkeit  von  Kirchen- 
beamten und  die  Bestrafung"  des  Messelesens.    Das  Urteil  über  das  ver- 
werfliche Einzelne  hat  aber  unvermeidlich  das  Urteil  über  das  (ranze  be- 
'Mimmtt  Dahv  der  kirchenpcditische  Konflikt  In  deni  tdlweieen  Unrecht 
des  Staates  la^  auch  der  Grund  liir  die  Notwendigkeit  seines  Rücksugs 
und  im  letzten  Erfolg  die  Ursache  der  noch  gegenwärtig  so  viel  b^ 
klagen  Abhängigkeit  des  Staates  von  dem  durch  seine  eigene  Schuld 
gestärkten  politischen  Katholizismus  im  Reich.    Die  Lehre,  welche  der 
moderne  Staat  aus  diesen  Erfahrungen  zu  ziehen  hat,  liesn  auf  der  Hand: 
jeder  Rückfall  in  das  Staatskirchentiun  schwächt  die  durch  das  System 
der  Kirchenhoheit  gewährleistete  feste  und  garechte  Position  des  Staates. 
Bevor  aber  das  letztere  im  19.  Jahriiundert  cum  grundsatglich  herrschen» 
^  den  System  in  der  Gesetzgebung  sich  durchringen  konnte,  hatte  es  die 
KkdMobotMit  Auseinandersetzung"  mit  zwei  weiteren  Vorstellungsroihen  über  das  Ver- 
^^h^mt"  ^'^^^"^^         Staat  und  Kirche  zu  bestehen,  deren  eine  vorwiegend  von 
evangelischer  Seite  aufgenommen  war,  deren  andere  ihre  praktische  Be- 
deutung aussdilieftlich  in  den  Beziehungen  des  Staates  zur  katholischen 
Kirche  bentzt:  christliche  Staatsidee  und  Koordinationstheorie. 

Der  Gedanke  des  Staatschristentums  hatte  seinen  Anknüpfungs- 
punkt in  einem  bekannten  geschichtlichen  Vorgang,  in  der  heiligen  Aüiaace 
von  181 5.  In  Alexander  I.  von  Rußland,  Franz  L  von  Österreich  und 
Friedrich  Wilhelm  IIL  von  Preußen  schlössen  die  europäischen  Repräsen- 
tanten der  drei  großen  christlichen  Kirchen  einen  Üund,  um  nüber  den 
Zwiespalt  des  Bekenntnisses  hinaus  das  Chiistentum  sum  liöchsten  Gesets 
des  VoUcwlebens  zu  erheben**.  Internationale  Realität  fimd  der  phantastische 
Plan  nidit  Aber  innerhalb  Deutsdilands  fand  der  Gedanke  vom  christ- 
Uchen  Staat  wirksame  literarische  und  parlamentarische  Vertreter.  Im 
einzelnen  unter  ihnen  eine  weitgehende  Divergenz  der  Förderungen  imd 
Folgerungen.  Aber  allgemein  die  Voraussetzung:  das  Christentum  ist 
Staatsreligion.  Nicht  das  Christentum  in  der  Bekenntnisprägung  einer 
bestimmten  Konfession,  sondern  als  Abstraktion  aus  den  allen  duisdichen 
Bekenntnissen  gemeinschaftlichen  Grundwahrheiten.  Die  Ansprüche  treten 
vor  allem  im  Ein£uß  auf  das  Schulwesen,  das  Eherecht,  die  Strafirechts- 
pflege,  den  bürgerlichen  Charakter  der  Sonn-  und  Feiertagsordnimg  und 
auf  die  politische  Rechtsfähigkeit  der  Staatsangehörigen  hervor.  Nicht- 
christen  sollen  Bürger  minderen  Rechtes  sein.  x\ls  eine  im  ganzen  folge- 
richtig durchgeführte  Verhältnisform  von  Staat  und  Kirche  hat  das  System 
nicht  Bestand  gewinnen  können.  £s  ist  in  seinen  Grundvoraussetzungen 
imvahr»  insofern  das  als  tatsächliche  Unterlage  fingierte  chrisfUdie  Volks- 
tum ebensowenig  existiert,  als  ein  Christentum  mit  interkonfessionellem 
Inhalte  real  anericannt  wird.    Diese  Art  der  Verbindung  von  Staat 
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und  Kirche  stünde  mit  dem  Wesen  beider  im  Widerspruch.  Das  Ideale 
imd  DntchfBlurbare  aus  den  Gedanken  dieaes  Systems  läflt  sich  daher 
pfaktisch  nur  im  Rahmen  des  Systems  der  Kirchenboheit»  und  zwar  datch 
den  rechtlich  geschützten  Einfluß  des  Christentvims  auf  Staats-  und  Volks- 
leben berücksichtigen.  Wie  weitgehend  dies  in  der  deutschen  Gesetz- 
gebung geschehen  sei,  hat  schon  die  positiv  rechtliche  Darstellung-  gezeigt 

Der  Katholizismus  hat  mit  der  Idee  des  interkonfessionell  christlichen  KaonUaatiaiM- 
Staates  nichts  anfangen  können.  Denn  er  versteht  unter  Christentum  das 
konfession^  BUrtfaolische.  Er  hat  daher  ratione  tenqMnum  habita  im 
19.  Jahrhundert  eine  andere  Verhältni^orra  von  Staat  und  Kirdie  dar- 
geboten. Beide  seien  koordinierte,  rechtlich  gleichgeordnete  souveräne 
Gemeinschaften:  Koordinationstheorie.  Daher  Wegfall  der  Kirchen- 
hoheit, soweit  sie  Staatsaufsicht  ist  Wegfall  der  Grenzregulierung  voa 
biaat  und  Kirche  durch  einseitige  und  souveräne  Staatsgesetzgebung.  So- 
weit es  Grenzgebiete  ndsdien  ihnen  überhaupt  zu  regeln  gibt,  gesch^e 
diese  Regdung  im  Wege  des  Vertrags.  Daher  sind  Konkordate  der 
sprechende  Ausdruck  des  Systems.  Die  praktische  Bedeutung  der  Sache 
liegt  darin,  daß  dieses  System  vor  allem  das  Programm  des  gegenwärtigen 
politischen  Katholizismus  in  Deutschland  geworden  ist  Hier  hat  es 
sich  mit  sichtbarem  Erfolg  im  preußischen  kirchenpolitischen  Kouüikt  der  sieb- 
ziger Jahre,  in  dem  nichtssagend  sogenannten  „Kulturkampf %  zur  Geltung 
gebracht,  dessen  scharfe  Spannung  in  dem  Augenblick  gelost  war,  von 
welchem  an  zwecks  Revision  der  Ma^fesetse  „Vertragsverhandlungen"  mit 
Rom  eingdeitet  wurden.  Wbmtso  beruhte  der  wesentliche  Teil  des  sog. 
Tolf^ranzantrags  des  Zentrums  vom  23.  November  1900  auf  dem  Anspruch  der 
Koordination.  „Wir  wollen  von  Reichsgesetzgebungs  wegen  die  Staats- 
kirchenhoheit beseitigt  wissen^*  (Dr.  Lieber).  Eine  folgerichtige  Durch- 
fuhrung <Ueses  Systems  wfirde  schon  deshalb  unmöglich  sein,  w»l  sein 
Bestand  die  Parität  ansscUiefien  würde.  Es  ist  aber  auch  aus  den  tiefeten 
prinzipiellen  Gründen  abzulehnen.  Die  Kirche  ist  stiftungsgemäß  nicht 
eine  dem  Staat  aequal  zu  setzende  Rechts-  und  Machtanstalt  Rechtliche 
Beherrschung  kann  ihr  nur  als  Mittel  zur  Verwirklichung  ihrer  transzenden- 
talen Zwecke,  nicht  als  S^'lb'^tzweck  zuzugestehen  sein.  Über  vereinzelte 
Erfolge  konnte  es  daher  auch  dieses  System  nicht  hinausbringen.  Selbst 
m  der  rechtlichen  Behandlung  der  Konkordate  haben  es  die  Staaten  nicht 
voH  anzuerkennen  vennocht  Jene  erlangten  Geltung  überall  nur  nach 
Maflgabe  der  sie  begleitenden  und  einschränkenden  Staatsgesetze:  so  das 
neuestens  aufgehobene  französische  vom  15.  Juli  i8oi  nach  Maßgabe  der 
organischen  Artikel  vom  S.April  1802,  das  bayerische  vom  5.  Juni  18 17 
nach  Maßgabe  des  Religionsedikts  vom  26.  Mai  iScS,  das  1870  wieder 
gdcfindigte  österreichische  vom  16.  August  1855  nach  Maßgabe  des  kaiser* 
Uchen  Patents  vom  5,  November  1855.  Dnrehwh  und 

So  hat  sich  im  KjompS  mit  diesen  Vorstellungsreihen  über  das  Ver-  prinzlpMiUo  Da- 
hSltnis  von  Staat  und  Kirche  im  19.  Jahrhundert  je  linger  je  mehr  das  '^^".^tr 
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System  der  Kirchenhoheit  in  Gesetzgebung  und  Staatspraxis,  Wissen- 
schaft und  allgemeiiMiii  Reditaliewiiflta^ii  durchgesetzt  Unendlich  macnig' 
üläg  ist  seine  positiv  rechtliche  Ausbildung  in  den  deutschen  Staaten  ge- 
staltet Die  an  die  Spitze  gestellte  Übersicht  gibt  einen  ungefähren  Ein- 
druck von  dem  geltenden  Recht.  Sein  berechtigter  prinzipieller  Grund- 
gedanke ist:  Staat  und  Kirche  sind  organisatorisch  und  funktionell 
so  weit  voneinander  zu  scheiden,  als  dies  durch  die  Verschiedenartig- 
keit ihres  Wesens  bedingt  ist;  sie  bleiben  verbunden,  soweit  letzteres 
nicht  der  Fall  und  die  Verbindung  durdi  die  Bedürfnisse  von  Staat 
und  Kirche  erfordwt  wird.  Für  die  rechtliche  Anwendung  des  Frinaps  ei> 
geben  sich  folgende  allgemeine  BegrifFsmerkmale.  i,  Parität  in  dem  oben 
(s.  IV  i')  entwickelten  dreifachen  Sinn.  Für  ihre  Handhabung  hat  die  Norm 
zu  gelten,  daß  sie  sich  nicht  allen  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften 
gegenüber  nach  dem  Grundsatze  abstrakter  Gleichheit  betätigen  darf. 
Vielmehr  wird  eben  die  Vernunft  und  Gerechtigkeit  ihrer  Handhabung 
darin  bestdien,  dafi  Gesetzgebung  und  Verwaltung  die  einzdnen  Kirchen- 
und  Religionsgesellschaften  nach  ihrer  öffentlichen  Bedeutung,  nadh  ihren 
Machtmitteln,  sowie  nach  ihrer  prinzipiellen  und  geschichtlichen  Stellung 
zum  Staate  spezifisch  differenzieren.  Insbesondere  kommt  im  Ver- 
hältnis des  Staates  tu  katholischer  und  evangeli.scher  Kirche  in  Betracht, 
daß  letztere  bereits  unter  der  viel  weitergehenden  landesherrlichen  Kirchen- 
gewalt stehty^und  daß  aus  eben  diesem  Grunde  ihr  gegenüber  manche 
selbständige  Äußerungen  der  Kirchenhoheit  entibehrt  werden  können,  ohne 
daß  darin  ein  berechtigter  Grund  zu  Beschwerden  über  Imparität  gelegen  isL 
2.  Der  Grundsatz  der  Bekenntnisfreiheit  nach  ihren  beiden  Erscheinungs- 
formen: der  individuellen  Gewissensfreiheit  und  der  gesellschaftlichen 
Kultusfrciheit.  Die  selbstverständlichen  Grenzen  für  jene  Hegen  im  Gebiet 
der  bürgerlichen  Pflichten.  Die  Schranken  für  diese  ergeben  sich  aus 
dem  oben  dargelegten  Reformationsrecht  des  Staates.  3.  Der  Grundsatz 
der  materiellen  Selbständigkeit  der  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften 
in  ihren  inneren  Ang^egenheiten,  also  namentlich  in  Kirchengesetz- 
gebung-, Kirchenlehre  und  internem  Kultus.  Eine  aktuelle  Mitwirkung 
des  Staates  findet  hier,  als  auf  einem  seinem  Wesen  grundsätzlich  fremden 
Gebiete,  nicht  statt.  Er  muß  sich  darauf  beschränken,  staatsbedenkliche 
Zuflüsse  von  Lehre  und  Kultus  auf  das  bürgerliche  Gebiet  abzuwehren. 
4.  Der  Grundsatz  der  Staatsaufsicht  in  sog.  gemischten  Angdegen- 
heiten.  £s  sind  solche,  welche  wohl  an  sich  zu  den  Funktionen  der 
Kirchenregierung  gehören,  gleichwohl  aber  eine  tatsächliche  und  darum 
unvermeidliche  Beziehung  zum  Staate  haben.  Dahin  trehören  mindestens 
und  iiotwenditr:  der  Kultus  in  seinen  äuüerlichcn  Beziehungen  zur  gesell- 
schaftlichen Öffentlichkeit  (Prozessionen,  Begräbnisse  usw.);  das  kirchliche 
Ämterwesea  mit  Rficksicht  auf  ^e  Staatsldstungen,  auf  die  Ordnimg  der 
Zuständigkeitsverhältnisse  im  Verhältnis  zu  Staatsbehörden,  auf  die  öffent- 
lich rechliche  Stellung  und  die  dadurch  bedingte  Beteiligung  des  Staates 
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an  Vorbildung  und  Anstellung  der  Kirchenbeamten;  ferner  Kirchendisziplin 
und  Kirchenzucht  mit  Rücksicht  auf  den  Schutz  der  bürgerlichen  und 
«taatsbürgerliclieii  Freiheit  der  Staatsangehörigen;  sodann  das  kirchliche 
Vereins- (Ordens-)  Wesen  mit  Rdcksicht  auf  die  Stellung  der  religiöse» 
Grenossenschaften  im  privaten  und  öffentlichen  Recht  wie  im  politischen 
Leben;  namentlich  zuletzt  auch  das  Kirchenvermögen  mit  Rücksicht  auf 
die  bürgerlich  rechtliche  Natur  des  Objektes  an  sich,  auf  das  Staats- 
interesse an  der  Erhaltung"  des  Kirchenvemioeens  und  die  staatlichen  Auf- 
wendungen iür  K.irchenzwecke  in  den  K.uitui>uudgets.  Endlich  5.  der 
Grundsatz  der  Advokatie,  d.  h.  des  Schutzes  und  der  Förderung  des 
Kirdienwesens  durch  den  Staat  auf  den  in  d«r  positiv  rechttichen  Dar- 
stellimg genannten  Gebieten  imd  mit  den  dort  verseichneten  Mtt^. 
Trotz  der  rechtlichen  und  notwendigen  Unterordnung  unter  den  Staat  setzt 
er  durch  die  Betätig^ung  der  Advokatie  die  großen  historischen  Kirchen 
in  ein  Verhältnis  eth isolier  Gleichordnung.  In  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung, durch  Privilegien,  Staatszuwendungen,  Sonn-  und  Feiertagsschutz, 
Strafrechtlichen  Schulz,  Beteiligung  der  Kirdie  an  Aufgaben  der  Staats- 
pfli^e  bringt  der  Staat  sdne  hohe  Wntschatzung  der  in  den  Kirchen  ge- 
legenen geistlich  idealen  Kräfte,  das  Anerkenntnis  der  schlechthin  öfifent- 
llchen  Bedeutung  von  Kirchentum  und  Christentum  für  Staatsleben  und  ' 
Volkswohl  zmn  Ausdruck.  Eben  hier  findet  auch  im  Rahmen  des  Systems 
der  Kirchenhoheit  der  unverlierbare  Wahrheitsgehalt  der  christlichen  Staats- 
idee seine  wahrhaft  bdUedigende  Venriiklichung. 

Diese  Grundprinzipien  des  Systems  der  Kirchenhoheit  bezeichnen  auf 
der  universalgeschichftlichen  Entwickdlnngslinie  den  ungefähren  Ruhe-  ^  <^ 
punkt,  auf  welchem  gegenwärtig  das  positiv  rechtliche  Verhältnis  von 
Staat  und  Kirche  in  Deutschland  sich  befindet.  Darüber  hinaus  geht  von 
der  Voraussetzung  der  Verschiedenheit  beider  nur  noch  das  System  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche.  Nach  ihm  sind  auch  diejenigen  Be- 
siehungen nrischen  beiden  gelöst,  wtidie  untw  dnn  Systeme  der  Kirchen- 
h<^it  unmeriiin  noch  einen  weitgehenden  Zusammenhang  aufre^terhalten: 
Staatsaufsicht,  Beteiligung  der  Kirchen  an  Aufgaben  der  Staatspflege, 
Advokatic.  Die  Kirche  als  Freikirche  ist  nicht  öffentliche  Korpo- 
ration, sondern  Privatverein.  Die  christliche  Religion  hat  aufgehört, 
öffentliche  Angelegenheit  mit  bestimmender  Einwirkung  auf  die  staatliche 
Redhtsordnung  zu  sein.  Aus  der  Kirchenhohdt  des  Staates  entlassen, 
treten  die  Kirchen  led^lich  unter  die  staatiiche  VereinspolizeL  Alle 
Kirchen-  und  Religionsgesellschaften  ezsdieinen  dem  Staate  gegenüber 
als  gleichwertige  Größen.  Daher  finden  auch  Staatsleistungen  für  kircb- 
liehe  Beamte.  Institute  und  Zwecke  nicht  mehr  statt.  Ebenso  keine 
organische  iieieiligunf  der  Kirche  an  ursprüngUchen  Aufgaben  der  Staats- 
pÜege.  In  Deutschland  war  vorübergehend  das  System  das  Zugprograram 

der  lUrdienpolitik  von  1848.  Aber  es  fehlen  hier  zurzeit  noch  voll- 
kommen die  greschichtlichen  und  prinzipiellen  Voraussetzungen  seiner  Ver- 
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•wiriclidrang.  Vollkommen  ist  es  niigends,  teilweise  höchst  wider^ruchs- 
'  Nordntiikft.  voU  durchgefQhrt  Ersteres  gilt  auch  fBr  Nordamerikai  das  angeblich 
klasdscfae  Land  seiner  Verwirldidiiingf.  So  bestehen  Aiisnahmeii  hsasidit» 
lieh  des  Einflusses  der  Religionsangehorlgkeit  auf  die  bürgerlichen  Pflichten, 

z.B.  Möglichkeit  der  Geldablösunir  der  Militärpflicht  aus  religiösen  Grründen. 
Die  Sonn-  und  Feiertagsordnung  ist  teils  im  Sinne  des  Staatschristentums 
durch  strenge  Verbote,  selbst  durch  Bestrafung  der  Gotteslästerung  als 
eines  gegen  Gott  selbst  gerichteten  Verbrechens,  t^k  durdi  staatliche 
Anordnung  kirchlicher  Gottesdienstfeiem  oder  rdigi&se  ^offiiung  des 
Kongresses  durch  einen  besonders  angestellten  Geistlichen  geregelt  Die 
Religionsgesellschaften  als  solche  unterliegen  besonderen,  zum  Teil  sehr 
weitgehenden  Beschränkiing-en  hinsichtlich  des  Vermögenserwerbes,  ins- 
besondere des  Grundbesitzes.  Es  sind  also  auch  in  Nordamerika  die 
Kirchen  einerseits  mehrfach  privilegiert,  anderseits  über  das  Maß  des  all- 
gemeinen Rechtes  hinaus  beschränkt  Wider^mchsvoU  ist  die  Trennung 
BdiiM.  in  Belgien.  Sie  hat  dort  zu  einem  Zustande  gefSlirt,  den  man  trefiend 
als  die  „freie  Kirche  im  unfreien  Staat"  bezeichnet  hat  Der  Staat  speist 
ein  Kultusbudget,  dotiert  Amter  und  Klerus  (Art  117  der  Verf.  v.  1831), 
hat  aber  auf  jede  Betätigung-  der  Staatsaufsicht  Verzicht  geleistet  So- 
lange noch  ein  staatliches  Kultusbudget  besteht,  sind  Staat  und  Kirche 
htnknfck  tatsachlich  nicht  getrennt.  Umgekehrt  wird  sich  das  Bild  in  Frankreich 
darstellen  auf  Grund  des  in  seinen  Haiqittetlen  am  i.  Januar  1906  in 
\Hnrksiunkffit  getretenen  Trennungsgesetzes  vom  9.  XIL  1905.  Das  staaU 
Uche  Kultusbudget  wird  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zeit,  für  welche 
billige  und  maßvolle  Übergänge  vorbehalten  sind,  zu  bestehen  aufhören. 
Aber  die  Staatsaufsicht  ist  in  weitgehendem  Umfange  erhalten  geblieben. 
Insbesondere  durch  die  sonderrechtUchc  Ordnung  des  geistlichen  Genossen- 
schaftswesens im  dritten  Titel  des  fortbestehenden  Vereimgesetzes  venu 
I.  VH.  1901.  Das  Trennungsgesetz  hat  wesentidch  praktische  Bedeutung 
überhaupt  nur  im  Verhältnis  des  französischen  Staates  zur  katholischen 
Kirche.  Gerade  hier  indessen  bleiben  sehr  berechtigte  Zweifel  offen,  ob 
unter  dem  neuen  kirchenpolitischen  System  neben  der  Freiheit  der  Kirche 
auch  die  Freiheit  des  Staates  und  umgekehrt  gewahrt  bleiben  werde. 
Die  staatliche  Einheit  der  Kirche  hat  sich  in  „Kultusvereine"  aufgelöst 
Aber  das  Vereinswesen  in  Frankreich  schwankt  seit  der  Revolution  nn* 
untezbrochen  und  unvermittelt  zwischen  Freiheit  und  KiMchtschaft.  Wer 
und  was  gewährleisten  dem  Werke  Waldeck -Rousscaus  von  1901  einigen 
Dauerbestand?  Man  wird  antworten:  die  Verfassungsform  der  Republik. 
Die  Wahlen  vom  10.  \'.  1906  scheinen  das  zu  bestätigen.  Eine  Prognose 
für  dieses  Land  der  ütaatlichen  und  kirchenpolitischen  Überraschungen 
zu  stellen,  ist  gleichwohl  schwierig  und  gewagt  Trügen  nicht  alle  Er- 
fahrungen seiner  Greschichte»  so  rücken  zwei  Möglidikeiten  in  die  Perspek- 
tive. Sie  werden  sich  wahrscheinlich  ablösen.  Hat  die  katholische  Kirche 
in  Frankreich  ihre  innerliche  Aktionskraft  noch  nidit  eingebfifit,  so  wird 
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die  Trennung  vom  Staate  ihr  die  Freiheit  jrebcn,  unter  schrankenloser 
Ausnutzung-  der  demokratischen  Verfassung^^form  sowie  unter  dem  Schutze 
und  durch  die  Mittel  der  freien  Vereiostätigkeit  iiiren  EinÜuß  auf  die 
Staatsldtttog  ▼erstarken.  Auch  die  Steafbestimnnu^ren  im  5.  T«I  des 
Tminuiig^eaetzes,  welche  Geistliche  treffm,  die  in  derKirdie  politische 
Reden  halten,  werden  sie  daran  nicht  hindern  Die  damit  eingeleitete 
Kirchenherrschaft  wird  aber  der  Staat  der  gallikanischen  Traditionen  auf 
dii^  Dauer  nicht  ertragen.  Die  Reaktion  wird  daher  unvermeidlich,  wahr- 
scheinlich ebenso  rasch  und  unvermittelt  erfolgen,  wie  dort  alle  kirchen- 
politischen Erschütterungen  seit  Ende  des  18.  Js^himderts.  Sie  wird 
endige  in  einem  yeistärlcten  Staatskirchentum  und  ein  neuer  Krei^ 
lauf  kirdienpoUtiacher  Systmro  wird  b«^;innen. 

Aber  sei  dem,  wie  ihm  wolle.  Für  Deutschland  ist  die  Zeit  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  jedenfalls  nicht  vorhanden.  Prinzipielle 
Bedenken,  d.  h.  solche,  welche  sich  gegen  das  System  überhaupt  richten, 
stelle  ich  bei  diesem  Urteil  zurück.  Über  sie  wird  man  nicht  leicht  zur 
Verständigung  kommen.  Sie  begehen  sich  Tcnmehmlich  darauf,  da6  der 
Staat  die  Einbuße  an  Kirclienhoheit,  welche  mit  einer  konrekt  durch- 
geführten Trennung  natw«idig'  verbunden  ist^  mclit  ertragen  kann,  ohne  sein 
Wesen  m  verleugnen  und  seine  Selbständigkeit  preiszugeben;  zumal  nicht 
der  paritätische  Staat,  der  sich  in  dieser  Hinsicht  in  ungleirh  schwierigerer 
und  verantwortungsvollerer  Lage  behndet,  als  der  ausschließliche  oder 
fast  ausschließlich  konfessionelle  Staat.  Sodann  erstrecken  sich  prinzipielle 
Bedenken  auch  darauf,  daB  die  großen  historischen  Kirchen  ohne  weitest* 
gehende  GefUuren  nicht  durdi  Rechtssats  kfinstlich  za  Ftivatvaeinen  ge- 
macht werden  können,  d.h.  SU  etwas,  was  sie  nach  Wesen  und  Bestand, 
nach  Zweck  und  Bedeutung  nicht  sind  und  nicht  sein  können.  Bei  dem 
an  sich  schlechthin  öffentlichen  Charakter  des  Kirchenwesens  in  Deutsch- 
land erträgt  dieses  nicht  den  Rechtszwang  einer  Form,  welche  seinem 
CMste  widerstrebt  Die  Fhnae  von  der  Religion  als  Privatsache  bat  ihre 
Geltung  im  Grebiet  der  individuellen  Gewissensfreiheit,  sie  hat  aber  keine 
Wahrheit  im  Vezhaltnis  der  Religion  zur  Gr^amtiieit  von  Staat  und  VoUc 

Aber  von  prinzipiellen  Grründen  auch  abgesehen  bestehen  für  Deutsch- 
land geschichtlich  bedingte  tatsächliche  Hindemisse,  welche  nahezu 
unüberwindlich  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  auf  unabsehbare  Zeit 
entgegenstehen. 

Das  erste  liegt  im  bundesstaatlichen  Verhältnis  von  Reldi  und  »«»iikmg 
Einzelstaaten.  Unser  Staatskirchenredit  ist  seit  Entstehung  der  Landes- 
hoheit in  seinem  wesentiichen  Bestände  partikuläres  Recht  Diesen  Charakter 

hat  es  reichsverfassungfsmaßig  behalten.  Wohl  kann  es  geschehen  und 
geschieht,  daß  die  Rcichsgesetzgebu ng  kraft  ihrer  Zuständigkeit  über 
bürgerliches  Recht,  Strafrecht,  Prozeß,  Militär-,  Gewerbe-,  Vereinswesen  u.a, 
derogierend  oder  positiv  ordnend  eingreift  in  den  Bestand  des  Landes- 
kirchenrechta.  Aber  dberall  ist  dies  eine  mittelbar  wirksame,  nicht  eme 
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unmittelbar  verfassungsmäßige  Reichskompctenz  in  Religionssachen.  Die 
Versuche,  eine  solche  zu  begründen,  sind  seit  dem  konstituierenden 
Reichstage  bis  zu  den  jüngsten  Verhandlungen  über  den  Toleranzantrag 
stets  gescheitert  an  dem  grundsätzlichen  Verhältnis  von  Reich  und  Einzel- 
staateo.  Aber  sdUtat  wenn  es  der  Macht  eineEr  politbchea  Partei  gelänge, 
eine  teilweise  unmittelbare  Reichdconipetenz  für  einzelne  parititische 
Re^tsverhältnisse  d\irchzusetzen,  so  liegt  darin  noch  lange  kein  Beweis- 
moment für  die  reich'^efesetzliche  Durchführbarkeit  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche.  Denn  bei  ihr  handelt  es  sich  um  etwas  unvergleichlich 
anderes,  Sie  würde  die  gnindsätzliche,  die  totale  und  radikale  Beseiti- 
gung des  beatehMidea  Liuid^drdiienreohts  bedingen.  Kdn  Realpolitiker 
wird  emstbaft  mit  dieser  Mög^clikeit  rechnen.  Sie  wäre  schon  nicht  mehr 
der  Ausdrude  eines  Biindesstaatsveriiältnisses,  sondern  das  Anzeichen  seiner 
Auflösung  und  des  Überganges  zum  Einheitsstaat  Eben  hierin  liegt  einer 
der  vielen  Unterschiede  im  Vergleich  zur  Lage  der  Dinge  in  Frankreich. 
Da  hatte  es  die  Staatsgesetzgebung  nur  mit  d(?r  Aufräumung  eines  auf 
einheitlichen  Rechtsquelleu  berulienden  Staatskirchenrechts  zu  ttm.  In 
jener  geschkditlichen  Gebundenheit  liegt  ebenso  die  grundlegende  Ver- 
schiedenheit im  Vergleich  zu  Nordamerilca.  Hier  wurde  das  System  der 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  sofort  im  Anfang  der  Staaten-  und 
Kircheng-ründung-  eingeführt.  Ein  intimer  geschichtlicher  Assimilations- 
prozeß war  von  vornherein  abgeschnitten.  Wir  aber  können  nicht  heute  eine 
vielhundertjährige  Vergangenheit,  in  w^elcher  der  Staat  und  die  Kirchen  sich 
eng  ineinander  verschlungen  haben,  einfach  ignorieren  und  ein  kirchenpoli- 
tisches System»  seitist  wenn  es  vom  Standpunkte  d«rTheorie  uns  noch  so  prei^ 
würdig  erscheinen  sollte,  durch  Rechtssatz  in  die  Entwidcelung  hineinstellen. 

Aber  auch  wenn  man  sich  die  Entwickelung  der  Dinge  so  denken 
wollte,  daß  im  Wege  allmählicher  Umbildung  des  Landcskirchcnrechts  die 
Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  vollziehen  sei,  so  steht  dem  doch  ein 
zweites,  durch  die  Gesetzgebung  nicht  zwangsweise  zu  beseitigendes 
Hindernis  im  Wege:  die  Tatsache  des  landesherrlichen  Kirchen- 
regiments über  die  evangelischen  Landeskirchen.  Von  dem  freien  Ver* 
ncfate  darauf  würde  die  Durchführbarkeit  des  Systems  schlechthin  ab- 
hängen. Welche  Rückwirkung  die  Vernichtung  des  Landeskirchentums 
auf  das  evangelische  Kirchenwesen  selbst  ausüben  würde,  ist  eine  Frage 
für  sich.  Es  fehlt  in  der  evang^clischen  Kirche  nicht  an  solchen,  welche 
die  VerantwortUclikeit  dafür  zu  tragen  bereit  sein  wurden,  ja  in  hellem 
Unverstand  die  Entwidcelung  daJun  zu  treiben  sich  b«nfihen.  Aber  das 
Eintreten  jener  Voraussetzung  «dbst  ist  so  nelielhalt,  dafi  es  mit  keiner 
Wahrscheinlichkeit  in  eine  kirchenpolitische  Zukunftsiechnung  eingestellt 
werden  kann.  Ein  Verzicht  der  deutschen  Landesherren  auf  ihr  Jus  in 
Sacra  ist  nicht  zu  erwarten. 
UomBsüchkot        Endlich  aber  steht  der  Trennung  die  Notweudigkeit  einer  umfassenden 
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unüberwindlich  cntgeg-en.  Auch  liior  ist  die  Rechtslag^e  in  Deutschland 
so  ziemlich  umgekehrt  wie  in  Frankreich.  Das  meiste  immobiliare  Kirchen- 
vermögen  in  Frankreich  ist  ursprüngliches  Staatsvermogen.  Es  war  eine 
Art  von  Großmut,  wenn  der  französische  Staat  diese  Vermögensbestand- 
teile den  Kirchen  auch  für  die  Zukunft  überläfit,  solange  Kultitsverdne 
m  einem  bestimmten  Ort  bestdien.  In  Deutschland  haben  die  Sfikulari* 
sationen  des  1  g.  Jahrhunderts  das  gegenteilige  Verhältnis  geschaffen.  Aus 
ihnen  sind  den  einzelnen  Staaten  Verbindlichkeiten  zu  fortgesetzten 
Leistungen  an  die  einzelnen  Kircheneesellschaften,  in  landesrechtlich 
wiederum  außerordentlich  verschiedenem  Maße,  erwachsen.  Selbst  wenn 
jene  VerlnndIicU.eitien  nur  als  moralisdie  fcwtbesleiien,  ffiUt  dies  bei  der 
^tsch^dung  des  Übergangs  zu  ehiem  neuen  kSrchenpolitisdien  System 
um  so  schwerer  ins  Gewicht  Eine  einmalige  AblBsung  der  bestehenden 
Verpflichtungen  ist  nach  den  Vermogensverhältnissen  der  deutschen  Staaten 
tatsächlich  unmöglich.  Solange  aber  staatliche  Kultusbudgets  bestehen, 
ist  eine  Trennung  von  Staat  und  Kirche  nicht,  oder,  wie  in  Belgien,  nur 
scheinbar  vorhanden. 

VTie  stellen  sich  hiernach  die  kirbheapoEtisdien  Aufgaben  der  aoIpa««  a« 
Gegenwart  und  die  Ziele  der  Zukunft?  Ich  kann  auch  heute  darauf  ^^j^'J^^ 
nur  antworten,  wie  idh  es  acboa  in  meiner  Schrift  von  1902  über  die  Be-  zikwU. 
deutung  des  Toleranzantrages  getan  habe.  Versuche,  die  Entwickelung 
auf  dem  Weg  zur  Trennung  von  Staat  und  Kirche  zu  überstürzen, 
widerstreiten  den  Gesetzen  gesund  organischer  Entwickelung  und  sind  für 
Deutschlaud  aus^ichtälus.  Mit  den  bislierigen  kirchenpolitischen  Systemen 
aber  ist  bei  der  fortsdirdtenden  Staatskirchengesetegebung  in  der  Art 
Abrechnung  zu  halten,  daB  anadironistische  Ansprüche  des  Kirchenstaats- 
tums  ebenso  entschieden  xurnckgewiesen,  als  anderseits  Rückfalle  in 
das  Staatskirchc  ntum  vermieden  und  bestellende  Reste  veralteter  Be- 
schränkungen der  Kirchenfreiheit  weitherzig  beseitigt  werden.  Nicht 
weniger  wäre  aber  auch  die  Verhältnisordnung  nach  den  Ansprüchen  der 
kirchlichen  Koordination  grimdsätzlich  aufzugeben.  Die  Grenzlinie 
zwischen  Staat  und  Kirche  kann  allein  durch  die  souveräne  Staatagesetz- 
gebung  gezogen,  dagegen  kann  über  imveräufierliche  Hoheitsrechte  des 
Staates  nicht  in  Verträgen  irgendwelcher  Art,  deren  Auslegung  und 
Durchführung  jederzeit  nur  die  Quelle  zahlloser  Irrungen  und  Mißverständ- 
nisse gewesen  ist,  paktiert  werden.  Die  Tlieorie  des  Staatscliristentums 
kann  niemals  als  selbständige  Verhältnisform  von  Staat  und  Kirche  etabliert, 
wohl  aber  muß  ihr  unviarlierbarer  Wahrheitsgehalt  im  Rahmen  des  SjFStems 
der  Kirchenhoheit  bei  der  staa^chen  Advokatte  über  die  Kirchen  und 
ihrer  Beteiligung  an  den  Au^aben  der  Staatspflege  weitblickend  und 
hochherzig  verwertet  werden.  Der  Ausbau  des  herrschenden  Systems  der 
Kirchenhoheit  selbst  endlich  ist  nach  seinen  Grundprinzipien  in  der 
Art  fortzuführen,  daß  individuelle  Gewissensfreiheit  und  gesellschaftliche 
Kultusfreiheit  in  dem  weitesten,  mit  üeu  bürgerlichen  Pflichten  und  dem 
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Staatswohl  vereinbarlichen  Maße  gewährleistet,  die  Selbständigkeit  der 
Kirchen  auf  ihrem  inneren  und  eigenen  Lebensgebiete  gewissenhaft 
respektiert,  die  Staatsaufsicht  anderseits  auf  dem  ihr  gesetzlich  begrenzten 
Gebiete  der  gemischten  Angelegenheiten  mit  Emst  und  Konsequenz  g^ 
handhabt,  endlich  die  Parität  unter  dem  Gesichtspunkte  gerechter  ]Mfferen> 
zierung  der  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  aufrecht  erhalten  werden. 

In  allem  aber  muß  es  das  besondere  Ziel  der  Kirchenpolitik  sein, 
einen  klaren  Boden  für  die  Verhältnisordnung  von  Staat  und  Kirchen 
in  Deutschland  ta.  gewinnen  und  zu  behaupten.  In  Gresetzgebung  und 
Praxis  fliefien  Bestandteile  all«r  kirchenpolittsdien  Systone  indnaader. 
Es  erregt  notwendig  Xmuigen,  wenn  die  Behandlung  der  Beziehungen 
zwischen  Staat  und  Kirche  schwankend  geführt  und  mit  Mitteln  unter- 
nommen wird,  welche  in  ihren  Voraussetzungen  und  Wirkungen  sich  wider- 
sprechen. Auf  dem  Woge  zu  einer  nach  den  gezeichneten  Richtungen 
prinzipiell  abgeklärten  Kirchenpolitik  stehen  gegenwärtig  die  Staaten  des 
Deutschen  Reiches  noch  im  Anfang  der  Entwidcdung.  Dw  groAen 
^nheitssysteme  von  Staat  und  Kirdie  haben  ^er  Zeit  von  Jahriiunderten 
bedurft,  sich  ein-  und  auszuleben.  Das  herrschende  System  der  Kirchen- 
hoheit des  Staates  hat  sein  erstes  Säkulum  jetzt  eben  durchschritten.  Ihm 
gehört  die  deutsche  Zukunft  für  absehbare  d.  h.  für  eine  solche  Zeit, 
deren  Kulturinhalt  vom  Geschlechte  der  Lebenden  noch  mit  verantwortet 
werden  muß. 
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Eine  selbständige,  nach  Stoff  und  Methode  von  der  Theologie  abgerweigte  Literatur 
des  Kirchenrechts  beginnt  nicht  vor  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts.  Von  da  bis  in  das 
16.  Jatutfaundert  bHeben  Obeiwiegead  nur  in  dis  Goipw  Jnri«  CaMnid  aii%ettoiniiieDe& 
Recbtssammlungen  die  Grundlage  dieser  schriftstellerischen  Tätigkeit.  ITniversit  itrr.  und 
geistlidtc  Orden  stellten  ihre  Führer.  Der  kosmopolitische  Charakter  des  KirchenNv  esetis 
lOg  nadi  und  nadi  aBe  Kvdtdinatioaen  des  Abendlandes  sor  Mitaxi>eit  beian.  Hervorragend 
beteiUgft  waren  Italien,  Deutschland,  Frankreich,  Spanien,  England.  Die  n;\chfolgende  drei 
Jahrhunderte  umspannende  Entwickelungsperiodc  der  kirchenrechtlicbcn  Literatur  wird  im 
16.  Jahrhundert  entscheidend  eingeleitet  diu^ch  Reformation  und  tridenlinisches  KonziL  Jene 
befl^Qndet  tine  selbstindige  Wisaeasdiaft  imd  Literatur  des  evangeliscben  KirchenrecbtSL 
Diese  bedingt  durch  die  tiefgreifende  Veränderung  des  mittelalterlichen  Kechtszustandes  eine 
neue  wissenscbaftUche  Behandlung  auch  des  katholischen  Kircbenrechts.  Die  geistige 
FQhmng  erhSh  bis  tief  m  das  tj,  Jalirbandert  Frankreich,  nm  sie  dann  cnd^tig  an  Deutsch- 
land abzugeben.  Die  in  stetigem  AufUflhen  begriffenen  inländischen  Hochschulen  wurden 
zunächst  auch  liier  der  fast  ausschließliche  Nährboden  der  wissenschaftlichen  Arbeit  und 
literarischen  Leistungen  im  Gebiete  des  Kirchenrechts.  Dabei  blieben  die  Kreise  des  kon- 
figwioncllgn  IQrcbcnrechts  zumeist  noch  streng  und  vorwiegend  polemisch  gegeneinander 
abgeschlossen.  Die  besonderen  Probleme  innerhalb  des  evangelischen  Kirchenrechts  bildeten 
das  Verhältnis  zum  kanonischen  Recht  und  die  Kirchen verfassimg,  innerhalb  der  katholischen 
Kirche  die  Vernnigung  des  vw-  and  nachtridentmischen  Rechtes  sowie  die  Auseinandeiaelnng 
mit  der  unter  dem  Namen  „Febronianismus"  aufgetretenen  freieren,  nach  Refornien  drängen- 
den episkopahstischen  Richtung.  Im  19.  Jahrhundert  erhält  die  deutsche  kirchenrechthcbe 
Literatur  ihre  Richtung  und  Höhenlage  durch  die  historische  Reditsschule.  VoUstiadige 
Besdiafiung  des  geschichtlichen  Materials,  streng  kritische  Behandlung  der  Quellen,  exakte 
dogmcngebclilchtliclic  Erforschung  der  einzelnen  Rechtsinstitute,  endlich  objektiv  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  des  konfessionellen  Kirchenrechts  waren  die  Fordenmgen,  mit  welchen 
<Ke  deutadie  historische  Schule  auch  an  die  Verbesserung  der  Kirchenrechtswisaenschaft 
herantrat.  Kakl  FKitDRiCH  EicHHOKN  und  ÄEiUUus  Ludwig  Richter  wurden  ihre  bahn- 
brechenden Meister.  Der  letztere  hat  die  jetot  in  Deutschland  herrschende  Schule  begründet. 
Seitdem  hat  hier  <Üe  Kirchemeditswisseiischait  wieder  dne»  hohen  Auftdiwung  genommen. 
Neben  der  durch  die  reiche  Frucht  stiller  Gclehrtenarbeit  ihr  gewordenen  Förderung  ver- 
dankt sie  dies  zugleich  dem  Umstand,  daß  durcli  die  Zeitereignisse  selbst  die  Probleme  des 
Kirchenrechts  und  der  Kirchenpolitik  mit  in  den  Vordergrund  des  ulienüichen  Interesses  ge- 
edkohen  wurden.  Ein  anlerardentiidier  Gewinn  für  ne  wurde  ferner  die  Handreidiung, 
welche  ihr  gleichzeitig  durch  die  Meister  der  politischen  Gcschichtschrelbung.  durch  die 
kircbengeschichtlichea  Forschungen  der  Theologen,  durch  die  bereitwillige  Mitarbeit  der 
juiistisdien  Praxis  und  durch  dm  Verhandhrngen  der  Pailaaiente  über  Akte  der  Staatsldrchen* 
gesetzgebimg  dargeboten  ward.  Zahlreiche  Kräfte  wurden  auf  diese  Weise  auch  hterariscb 
in  den  Dienst  der  Kirchenrechtswissensrhaft  gezogen.  Den  zahlreichen  hochverdienten 
SchriftsteUem  gerecht  zu  werden,  ist  hier  uiunüghch.  Aus  der  unermeßlichen  Literatur  liebe 
ich  nur  sur  waieren  Orientierung  hervor: 

K.  Fr.  Eichhorn,  Grundsätze  des  KRs.  der  kath.  un'1  l'-r  cvang,  ReVu^ionspartd  in 
Deutschland,  2  Bde.,  1831/33.  AeM.  LUDW.  Richter,  Lb.  des  katli.  und  evang.KRs.,  l.Aufl. 
X843,  8.  Aufl.  1886.  h.  r.  DOVB  und  KAHL.  P.  HiNSCHius,  Das  KR.  der  Katiioliken  und 
Protestanten  in  Deutschland,  Bd.  i  bis  6  und  7',  1869  —  1897,  enth.  das  System  des  kath.  KRs. 
(unvolL).  £.  FIU£DB££.G,  Lb.  des  katb.  und  evang.  KRs.,  1.  Aua.  1S79,  S-  Aufl.  1903.  v.  Schultz, 
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Lh  des  kath.  und  evang.  KRs.,  1886.  R.  SOHM,  KR.,  I.  Bd.,  Die  geschichtlichen  Grundlagen, 
1893.  Kahl,  Lehrsystem  des  KRs.  und  der  Kirchenpolitik,  I,  1894  (unvoU.).  P.  HiKSCUIUS, 
Das  iCifdienrecht,  in  BnuEianms  ^niyklop&die,  2.  Aufl.  1904,  dunibgcsdieii  E.  Sioebl. 
U.Stutz,  Kirchenrecht,  in  Holtzendorff-KohlkrS  Enzyklopädie,  6.  Aufl.  1904,  2.  Bd.  — 
Kath.  KR.:  v.  Schulte,  Das  kath.  KR.»  2  Tk.,  185^60.  v.  Scuerer,  Hdb.  des  KRs., 
t  Bde.,  1886/98.  HBnn,  Katb.  KR.,  3  Bde.,  i893/94'  SXgmOLLKR,  Lb.  des  Icadi.  KRs., 
190004.  Hergenröther  HüixWECK,  Lb.  des  kath.  KRs.,  1905.  —  Zum  evang.  KR.; 
Friedberc,  Das  geltende  Verfassungsrecht  der  evang.  Landeskirchen  usw.,  1888.  K.  Köhlkr, 
Lb.  des  deutsch -evang.  KRs.,  1895.  K.  RiEKER,  Die  rechtliche  Stellung  der  evang.  Kirche 
Deutschlands  usw.,  1893.  Friedbbro,  Die  getteoden  VeifiMSuiigsgesete  der  tmng.  deirtBdi. 
Landeskirchen,  seit  1885  mit  Ergänzungsbänden.  —  Die  Lit.  zum  Partikulären  Deutschen 
KR.  s.  i.  m.  Lehrsystem  S.  30 ff.  —  Zeitschrifteo:  Archiv  für  kath.  KR.,  seit  1857,  jetzt 
h.  HnNBR.  Deutsche  Zeitschrift  für  KR.,  sdt  189a,  h.  ▼.  FknDBBRG  und  Sbhuiig; 
als  Fortsetzung  der  mit  22  Bänden  und  3  Ergänzungsbänden  1861— 1889  von  DOVE  und 
Friedberc  b.  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  Zur  Lit.  über  das  Verb,  von  Staat  uad 
Kirche  s.  m.  Lehrsystem  S.  249  ff.  und  endUch  besonders  vollständig  die  Litentnr  sur  Geschichte 
des  KirdtBuiechts  bd  U.  Sivn  a.  a.  O. 


STAATSRECHT. 


Von 

Paul  Laband. 

Einleitung^.  Wie  auf  jedem  Gebiete  des  gesamten  Rechtes  eine  B«*ihrsnk,:n,c 
wechselseitige  Einwirkung  der  Kulturvölker  stattfindet  und  die  Rechts- ^^"^^^ 
entwickelung-  jeder  Nation  durch  die  Rezeption  fremden  Rechtes  be- 
fruchtet und  g-efordert  wird,  so  ist  auch  die  geschichtliche  Entwickelung 
des  öffentlichen  Rechtes  nirgends  eine  in  dem  Sinne  nationale,  daß  sie 
völlig  isofiert  von  den  RjechtszostSaden  anderer  Staaten  dch  voUddit  und 
nur  aus  sieb  selbst  verstanden  werden  kana  FQr  die  Entwickelmig  d^ 
Vexfassungsrechts  ist  diese  Einwirkung  fremder  Rechtsbildungen  vielleicht 
noch  eingreifender  und  ofFensichtlicher  als  für  irgendeinen  anderen  Zweig 
des  Rechtes.  Welches  fremde  Recht  zu  einer  gegebenen  Zeit  diesen 
mächtigen  Einfluß  äußert,  hängt  von  politischen  Verhältnissen,  hiäturischen 
Ereignissen,  geistigen  Richtvuigen  ab;  es  gibt  dafür  keine  Regel,  sondern 
nur  dne  gescbichHicbe  Feststellung.  Die  Gesdiichle  des  deutseben  Staats* 
ledits  leigt  für  gewisse  Entwickelnngsstufen  desselben  die  Einwiricung' 
des  italienischen,  römischen,  französischen,  englischen,  ja  selbst  nord- 
amerikanischen  Rechtes  in  freilich  sehr  verschiedener  Stärke.  Dazu  kommt, 
dafi  je  lebhafter  der  geistige  und  wirtschaftliche  Verkehr  unter  den  \"ölkern 
wird,  desto  mehr  sich  die  Tendenz  einer  Ausgleichimg  geltend  macht,  so 
da£  eine  ansehnliche  Masse  bedeutungsvoller  Recbtsvoxstellungen  und 
Rechtsdnrichtungen  als  ein  gemeinsamer  Besitz  allmr  sivilinetten  Völki^ 
und  für  die  „Kultur  der  Gegenwart**  charakteristisch  anzusehen  ist  Daher 
drangt  sich  gerade  für  das  Verfassungsrecht  die  Rechtsvergleichung  auf; 
die  Wissenschaft  ist  bemüht,  in  den  fremden  Rechten  die  Keime  und 
Wurzeln  des  eigenen  nachzuweisen  und  den  einheiniisclien  Rechtsinstitutcn 
gleichartige  bei  anderen  Völkern  an  die  Seite  zu  stellen.  Die  Resultate 
cKeser  Forschungen  sind  vom  historischen  Standpunkt  aus  sdir  bedeutend 
und  interessant;  je  mehr  man  aber  in  die  positive  Ausgestaltung  d«r 
einzelnen  Rechte  eindringt,  desto  deutlicher  erkennt  man,  d£iß  die  schein- 
bar übereinstimmenden  Rechtsideen  doch  überall  eine  andere  Ausprägung 
erhalten  haben  und  daß  die  scheinbar  gleichen  Institutionen  je  nach  ihrem 
Zusammenhang  mit  anderen  Einrichtungen,  nach  den  Eigenheiten  und  An- 
lagen des  Volkscharakters  und  nach  der  Art  ihrer  Aufnahme  in  das 
Rechtssystem  von  sdir  versduedener  staaisrechUicher  und  politiacher  Be> 
deutung  smd.  Das  englische,  bdgische,  preuAiache  Königtum,  der  eng- 
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lische,  französische,  deutsche  Parlamentarismus  sind  trotz  ihrer  äxißerlichen 
Gleichartigkeit  ihrem  wirklichen  Wesen  nach  verschiedene  Rechtsbildungfen. 
Wer  die  deutsche  Reichsver£assung  aus  dem  amerikanischen  Bundesrecht 
oder  dieses  ans  jener  erUltttera  will,  verwurt  die  Erkenntnis  beider.  Ein 
gemetosames  Staatsreclit  der  Völker  gibt  es  nodi  nicht  und  die  gidi^en^ 
liehe  Anfahrung  einzelner  Übereinstimmungen  und  Unterschiede  zwischen 
den  Verfassungfseinrichtungen  ist  in  der  Regel  von  sehr  problematischem 
Wert  Jede  dogmatische  Darstellung  eines  positiven  Rechtes  muß  sich 
auf  einen  bestimmten  Staat  und  einen  gegebenen  Zeilpunkt  beschränken; 
in  dieser  Erwägimg  beschränkt  sich  auch  die  hier  folgende  kurze  Dar- 
stellung auf  das  deutsche  Staatsrecht 

Reichs-  nad 

Das  gegenwärtigfe  Staatsrecht  Deutschlands  hat  infolge  der  geschieht 
"^"■^^^  liehen  Entwickelung  der  politischen  Verhältnisse  eine  doppelte  Gestaltung 

aufzuweisen.  Die  aus  den  feudalen  Verfassung^zustanden  hervorgegangenen 
territorialen  Herrschaften  sind  weder  wie  in  den  anderen  Großstaaten 
Europas  zu  einem,  ilire  Hoheitsrechte  absorbierenden  Einheitsstaat  zu- 
sanunengesdimolsen,  noch  als  sdbstSndige  und  voneinander  unabhängige 
Staatswesen  auseinandezgelallen;  sie  dnd  unter  Wahrung  ilurer  staatUchen 
Individualität  zu  einem  Staatswesen  höherer  Ordnung  miteinander  ver- 
bunden; sie  bilden  einen  Bundesstaat,  welcher  die  einzelnen  Staaten  über- 
wölbt und  zusammenfaßt;  sie  sind  die  Glieder  einer  verfassungsmäßig 
organisierten  staatlichen  Gemeinschaft,  des  Deutschen  Reiches. 

Es  gibt  mithin  überall  in  DeutscMaad  ein  Reichsstaatsrecht  und  ein 
Landesstaatsrecht  Beide  haben  eine  lange  und  ▼erwickdte  Votgesddditey 
derra  verschiedene  Phasen  gegenseitig  aufeinander  einwirkten  und  deren 
Spuren  noch  im  Recht  der  Gegenwart  sichtbar  sind.  Von  erheblicher 
praktischer  Bedeutung"  für  die  heutigen  Rechtszustände  ist  aber  erst  die 
Entwickelung^,  welche  mit  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  dem  Zusammen- 
bruch des  Römischen  Reiches  deutscher  Nation  und  den  Einwirkungen 
der  französischen  Revolution  und  der  napoleonischen  Vorherrschaft  beginnt 

IMe  Zerstörung  des  Reiches,  dieser  tt^ste  Stand  der  staatlichen  Zu- 
sanunenfossung  der  deutschen  Nation  war  mgl^ch  die  Grundsteinlegnng 
für  den  Wiederaufbau  einer  neuen  Reichsv^rfossung.  Zunächst  ft*eilich 
war  die  Auflösung  des  Reiches  die  vollkommene  Venvirklichung  des  End- 
ziels der  partikularistischen  und  zentrifugalen  Tendenzen,  welche  die  Staats- 
gewalt des  Reiches  zersetzt  hatten.  Die  Staaten,  die  aus  der  Katastrophe 
hervotgingen,  waren  im  staatsrechtlichen  und  volkeirechlilchen  Sinne 
souverän  und  nur  za  einem  Landfriedensbund  vereinigt 

Aber  die  Vemiditung  des  Rjeiches  beseitigte  zugleich  swei  der  größten 
Obelständc,  nämlich  die  geistiichen  Fürstentümer  mit  ihrer  xmerträglichen 
Mißwirtschaft  und  die  Zersplitterung  des  Reiches  in  unzählige  kleine  Terri- 
torien, die  nur  nach  den  privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  einer  Guts- 
herrschaft verwaltet  werden  konnten,  zur  Erfüllung  staatiicher  Aufgaben, 
wie  sie  die  neuere  Zeit  stellte,  dagegen  unteugttch  waren.  Wenngleich 
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einige  dieser  Zwergstaaten  sich  in  den  Rheinbund  \md  darüber  hinaus 
gerettet  haben,  so  war  doch  die  Masse  derselben  von  größeren  Staats- 
gebilden au^Bsaugt  worden  und  dadnrch  eine  Konsolidierung'  der  Territorien 
eingetreten,  weldie  politisch  nnd  staatsrechtlich  unendlich  widitiger  war 

als  der  Untergang  des  ohnehin  morsdien  und  in  Verwesung  begrififenen 
Reiches.  Die  Entstehung^  dieser  Staaten  von  mittlerer  Große  und  politischer 
Lebensfähigkeit  war  aber  ztig-leich  eine  wesentliche  geschichtliche  Voraus- 
setzung für  ihre  spätere  Zusammenfassung  zu  einem  Bundesstaate,  der 
ohne  eine  Mehrheit  solcher  Staaten  nicht  denkbar  Ist  IHe  Gründung  des 
Deutschen  Bundes  auf  dem  Wlenw  Kongrefi  von  1815,  seine  Verfassung 
und  seine  Untauglichkeit^  den  politischen  Bedürfnissen  der  deutschen  Nation 
ZU  gmügen,  die  Greschichte  der  Einheitsbestrebungen,  die  Ereignisse,  die 
zur  Auflösung-  des  Deutschen  Bundes,  zur  Errichtung  des  Norddeutschen 
Bundes  und  zur  Erweiterung  desselben  zum  Deutschen  Reich  führten, 
dürfen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  und  Kuisseu  lüer  mit  Rücksicht 
auf  den  zur  Verfügung  stdhenden  Raum  übergangen  werden. 

Auch  die  historischen  Wuizdn  des  Landesstaatsredits  reichen  in  enU 
femte  Zdten  zurück.  Aber  es  bedarf  keines  Eingehens  auf  die  Entstehtmg 
und  den  allmählichen  Untergang  des  feudalen  Staates  und  auf  die  Ver- 
fassung des  absoluten  Fürstenstaates,  der  durch  sein  eigenes  Werkzeug, 
die  Bureaukratie,  überwunden  wurde;  denn  wenngleich  in  einigen  Grund- 
prinzipien des  heutigen  öffentlichen  Rechtes  ein  Zusammenhang  mit  diesen 
historischen  Grundlagen  ericennbar  ist,  so  trat  doch  seit  dem  Beginn  des 
19»  Jahrhunderts  durch  die  Entwickelui^  des  organischen  Staates  mos  so 
tiefgreifende  Veränderui^  des  öffentlichen  Redites  in  allen  deutschen 
Staaten  ein,  daß  mit  diesem  Zeitpunkt  eine  neue  Periode  des  deutschen 
Verfassungsrechts  beginnt  Die  völlige  Umgestaltung  der  Territorial- 
verfassung, die  Auflösung  der  feudalständischen  Korporationen,  die  Be- 
seitigung der  Gutsuntertanigkeit  und  der  grundherrlichen  Beschränkungen 
des  landlichen  Grundbesitzes,  der  Begriff  des  Staatshfirgertums,  die  vei^ 
änderte  Vorstellung  vom  Wesen  und  den  Angaben  des  Staates  und  der 
Gemeinden,  die  Einwirkungen  der  französischen  Revolution  und  der 
napolf^onischen  Staatsgründungen  in  Deutschland  auf  die  politischen  An- 
schauungen des  Volkes  und  manche  andere  Gründe  haben  zu  derselben 
Zeit,  in  der  die  reaktionäre  Roaiantikjder  historischen  Schule  in  der  Theorie 
ihre  hödisten  Triumphe  feierte  und  die  Kontinuität  der  Reditsentwickelung 
als  ein  unverletzbares  Prinzip  lehrte,  die  wirkHche  Gestaltung  des  Rechtes 
in  ganz  neue  Bahnen  gelenkt  und  einen  Bruch  mit  dem  historisch  Ge- 
wordenen herbeigeführt,  wie  er  so  jäh  und  so  vollkommen  sonst  niemals 
in  der  Geschichte  des  deutschen  Rechtes  sich  ereignet  hat  Diese  neuen 
KechtÄsätze  sind  in  den  deutschen  Staaten  weder  gleichzeitig  noch  gleich- 
mäßig zur  Geltimg  gelangt;  jeder  Staat  hat  seine  besondere  Verfassung 
und  sein  besonderes  Verwaltungsrecht;  es  gibt  daher  so  viele  Landesstaats- 
rechte als  Staaten.  Da  aber  in  allen  deutschen  Staate  diesdben  politi* 
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sehen  Anschauungen,  dieselben  sozialen  und  wirtschaftlichen  Bediärfnisse, 
dieselben  Tendenzen  wirküani  waren,  so  vollzog  sich  die  Neuordouag  des 
Verfkssungsrechts  übeiall  in  der  gleichen  Richtuag,  so  daß  trotz  zalik 
reicher  Abweichungen  in  den  Kingelheiten  «ne  gxofle  Obernnstiiiimung  in 
den  Grundprinzipien  und  Einrichtungen  besteht  Die  anfanglich  voiiianden 
gewesenen  Verschiedenheiten  sind  im  Laufe  des  Jahrhunderts  unter  der 
fortschreitenden  Gemeinsamkeit  der  Intrrr<^sen  und  politkchen  Bedürfnisse 
mehr  und  mehr  ausgfeg-lichen  worden,  besonders  seit  der  Zusammenfassung 
der  Einzelstaaten  im  Norddeutsciien  Bunde  und  Deutschen  Reiche  unter 
der  Einwirkung  der  Reichsgeisetzgcbung.  Man  kann  daher  auf  der  Grnmd- 
lage  dieser  ÜbereinAtinimung  ein  gemeines  deutsches  Landesstaatsrech^ 
freilich  nur  als  ein  Produkt  der  Theorie,  abstrahieren. 


A.  Reich  Tind  Einselstaat. 

siMtncMt         L  Das  Grundprinzip.  Bevor  das  Verhältnis,  in  welchem  das  Reich 
r  GliadaiaMM.       die  Einzelstaatett  zueinander  stehen,  dargestellt  werden  kann,  mufi 
'Zunächst  hervorgehoben  werden,  dafi  sowohl  das  Reich  als  auch  seine 

Glieder  den  Charakter  von  Staaten  haben.  Wenn  man  freilich  annimmt, 
daß  die  Souveränität,  d.  h.  die  volle,  freie,  uneingeschränkte,  höchste 
Gewalt  zum  Wesen  des  Staates  g^ehört,  so  kann  es  nicht  auf  demselben 
Gebiet  zwei  einander  übergeordnete  Staatsgewalten  geben  und  man 
hat  von  diesem  Standpunkt  aus  entweder  dem  Reich  die  Eigen- 
schaft des  Staates  abgesprochen  und  es  fSr  einen  Staatenbund  er- 
klart (v.  Seydel)  oder  man  hat  umgekehrt  die  Etnzelstaaten  trotz  dieser 
Bez^ctmung  nur  als  Verwaltungsbezirke  des  Reiches  gelten  lassen  (Zorn 
und  andere).  Allein  beide  Theorien  widersprechen  den  Tatsachen  und 
dem  wirklichen  Rechtszustande.  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen 
dem  Staat  und  dem  Komraunalverband  besteht  nicht  in  der  Souveränität 
oder  ihrem  Mangel,  sondern  darin,  dafi  der  Staat  kraft  e^^oien,  nicht  ab» 
geleiteten  Rechtes  die  Madbt  hat,  nicht  nur  zu  b^ehleo,  sondern  auch 
den  Gehorsam  gegen  seine  Befehle  zu  erzwingen  und  hierzu  Veirnogen, 
Freiheit,  Körperintegrität  und  Leben  seiner  Untertanen  anzugreifen;  während 
die  Gemeindeverbände  aller  Stufen  diese  Macht  ni^^ht  haben,  soweit  sie 
ihnen  nicht  in  beschränktem  Maße  vom  Staat  zur  übuug  überlratroa 
wird.  Die  Gemeinde  hat  keine  anderen  Rechte  als  die  ihr  vom  btaat 
verliehenen.  Der  Einwand,  dafi  vi^e  Gwneinden  älter  ^d  als  die  Staaten, 
denen  sie  angehören,  ist  unbegründet;  er  beruht  auf  einer  historischen, 
statt  einer  juristischen  Aufiassuog-  Die  Gemeinde  besteht  nur  durch  den 
Willen  des  Staates;  er  gibt  ihr  durch  die  Gemeindeordnung  ihre  Verfassung-, 
ihre  Organe,  ihre  Aufgaben,  Pflichten  imd  Rechte;  er  kann  Gremeinden 
zu  einer  verehiiiLren  oder  in  mehrere  zerteilen;  er  kann  sie  errichten  oder 
uuterdrückeu;  er  kauu  durch  eine  Änderung  der  Gemeiudeordmmg  alle 
ihre  Einrichtungen  umgestalten,  ohne  dafi  ^e  Gemeinde  dabei  ein  Widern 
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spruchsrecht  hat  Alles  dieses  verhält  sich  beim  Staat  entgegengesetzt. 
Der  Rechtsgrund  des  Staates  ist  sein  eigener  Wille,  er  selbst  gibt  sich 
seine  VecfoMUiig'i  ordnet  seine  Verwaltung  und  OxganisatioDi  setzt  sich  seine 
Angaben  und  hat  zu  ihrer  Durchfubrnii^  sone  eigenen  M achtnutteL  Bei 
dieser  Auffassung  ergibt  tach  hinsichtlich  der  deutschen  Staaten,  welche 
bis  zu  ihrem  Eintritt  in  den  Norddeutschen  Bund  bzw.  das  Reich  iin- 
bezweifelt  die  volle  souveräne  Stiiatsgewalt  hatten,  daß  sie  auch  gegen- 
wärtig noch  wirkliche  Staaten  sind;  denn  wenngleich  ihre  Zuständigkeit 
und  ihr  freies  Selbstbestimmui^ssreclit  durch  die  Unterordnung  unter  das 
Reich  beschriuikt  worden  ist  und  ihnen  daher  die  Eigenschaft  der 
Souveränität  mdit  mehr  zukommt,  so  sind  sie  doch  auf  dem  weiten 
Gebiet,  auf  das  ihre  Kompetenz  sich  erstreckt,  im  Besitz  der  ^wähnten 
vis  jubendi  et  cogendi  geblieben.  Diese  Rechtsmacht  ist  ihnen  nicht  vom 
Reich  genommen  und  Tvieder  zurückübertragen  worden,  sondern  es  ist 
das  historisch  begründete,  angestanunte,  eigene  Recht,  die  alte,  ehemals 
souveräne  Staatsgewalt,  soweit  sie  nicht  von  ihnen  sdbst  durch  Eintritt 
in  das  Reich  und  Annahme  der  Reiclisveräasung  besduänlct  worden  ist 
Die  Behaiqptung,  daß  Preußen,  Bayern»  Sachsen  usw.  au%ehort  haben 
Staaten  zu  sein,  hat  auch  wenig  Anklang  gefunden;  sie  steht  in  zu  großem 
Gefronsatz  zu  den  täglichen  Wahrnehmungen  und  ist  ein  unfruchtbarer 
Doktrinarismus. 

Anderseits  ist  das  Reich  kein  bloßes  V'ertragsverhältnis,  kein  Völker- 
rechtlicher  Verein  der  deutschen  Staaten,  sondern  ein  Omen  flbeigeordnetes, 
verflissungMiiäMg  organisiertes  Staatswesen.  Wt  Unrecht  beruft  man  sich 

für  die  entgegenstehende  Lehre  darauf,  daß  der  Norddeutsche  Bund,  bzw. 

das  Reich,  durch  Verträge  der  deutschen  Staaten  errichtet  worden  ist 
und  diese  Tatsache  in  der  Einleitung  der  Verfassung  hervorgehoben  wird. 
Denn  diese  Verträge  betrafen  nur  das  Recht  und  die  Pflicht  der  kon- 
trahierenden Staaten  zur  Gründung  des  Bundes  imd  zum  Eintritt  in  den- 
selben; durdi  die  Erxichtimg  des  Bundes  bzw.  Reidies  wurden  diese 
Vertr^e  erfflllt;  das  vertragsmäBige  Verhältnis  horte  auf;  die  vofassungs- 
mäßige  Rechtsordnung  trat  an  seine  Stelle.  Das  Reich  hat  eigene  Organe, 
durch  die  es  staatliche  Willensakte  unabhängig  von  den  Gliedstaaten  aus- 
übt; die  Reichsgesetze  gehen  den  Landesgesetzen  vor  und  erlangen  ihre 
verpflichtende  Kraft  durch  ihre  Verkündigung  von  Reichs  wegen  (Reichs- 
Ver&ssung  Art  2);  das  Reich  kann  seine  Zuständigkeit  im  Wege  der 
Relchsgesetzgebung  ausddmen,  ohne  daA  Einstimmigkeit  der  Bundesstaaten 
dazu  erforderlich  ist  (RV.  Art  76;  sog.  Kompetenz-Kompetenz);  das  Reich 
ausschließlich  hat  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Flieden  und  ist  im 
volkerrechtlichen  Verkehr  als  selbständige,  staatliche  Persönlichkeit  an- 
erkannt. Das  Reich  kann  den  Gehorsam  gegen  seine  Befehle  erzwingen 
teils  unmittelbar  durch  seine  eigenen  Machtmittel,  teils  —  was  die  Regel 
ist  —  mittdbar,  indem  es  die  Staatsgewalt  seiner  Gliedstaaten  dazu  vei^ 
wendet 


Digitized  by  Google 


Pavl  Labamd:  SiMisKcbt 


n.  Verhältnis  der  beiden  Staatsgrewalten  zueinander.  Der 
Mitt^unkt  der  politischen  Gesamtordnni^  wird  nm  dxudt  das  Ver- 
hältnis gebildet»  in  welches  die  beiden  Staatsgewalten  —  des  Ruches 

und  des  Gliedstaates  —  zueinander  gesetzt  werden.  Darin  gerade  besteht 
die  „Verfassung"  des  Bundesstaates;  durch  die  besondere  Art,  wie  dieses 
Problem  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  gelöst  worden  ist,  unter- 
scheiden sie  sich  voneinander;  die  Reiclisverfassung  vom  i6.  Aprii  1871 
hat  im  weseotUdien  dieses  Vexhaltois  zum  Gegenstaad  und  enthält  seine 
grundgesetzliche  Regelung. 
/,:r»:,i.di,.;;cic  Nach  der  zur  Zeit  der  Grründung  des  Norddeutschen  Bundes  allgemein 
detRoiciu.  j^errschenden,  von  der  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union  abstra- 
hierten Lehre  (Toqueville,  Rüttimanii,  Waitz  u.a.)  nahm  man  an,  daß  die 
Rechts-  und  Handlungssphären  des  Gesamtstaates  und  der  Gliedstaaten 
möglichst  scharf  voneinander  geschieden  und  jede  der  beiden  Staats- 
gewalten in  der  ihr  zugewiesenen  Sphäre  sdbständig  und  ron  der  anderen 
unabhängig  sein  müsse;  Bismarck  dagegen  ging  bei  der  Reform  der  deutschen 
Bundesverhältnisse  von  der  entgegengesetzten  Tendenz  aus.  Es  hand^te 
sich  ja  auch  nicht  um  die  völlige  Neusdiöpfung  einer  staatlichen  Ordnung 
„von  wilder  Wurzel",  sondern  um  die  Verbesserung  des  bisherigen  Zu- 
Standes, um  die  Beseitigung  von  politischen  Mißstaaden,  aber  unter  mög- 
lichster Schonung  dra  iUthexgebrachten  und  Bestehenden.  Strtt  «ner 
Auseinanderreifiung  der  staatlichen  Funkttonen  und  der  Aufiichtung  mer 
rechdichen  Scheidemauer  zwischen  Reich  und  ]^nzelstaat  wurde  vielmehr 
das  Zusammenwirken  beider  auf  allen  Gebieten  der  StaatStit^^RMt  zum 
wesentlichen  Girundprinzip  der  Verfassung  genommen  und  nur  in  wenigen 
Punkten  davon  eine  Ausnahme  gemacht.  Worauf  es  ankaim,  war  einer- 
seits die  Einheit  Deutschlands  nach  Außen  im  völkerrechtlichen  Verkehr 
zu  betätigen  und  zu  diesem  Zweck  eine  einheitliche  Vertretung  und 
eine  Konzentrieruii^  der  Machtmittel  zu  schaffen,  anderseits  im  Inneiea 
Gleichmäßigkeit  des  Rechtes  und  der  Einrichtungen  auf  denjenigen  Ge- 
bieten herzustellen,  auf  denen  es  durch  den  Verkehr  und  durch  die  nationale 
Zusammengehörigkeit  erforderlich  war,  und  zu  diesem  Zweck  dem  Reich 
das  Recht  der  Gesetzgebung  beizulegen.  Die  Verfassung  regelt  daher 
die  Reichsgesetzgebung,  bestimmt  die  dabei  mitwirkenden  Organe,  beseitigt 
das — dem  volkerrechtlichen  Bundesverhältnis  entsprechende —~  Erfordenus 
der  ]Qnstimmigkeit  und  die  Verkündigung  der  Gesetze  durch  die  Einzdf> 
Staaten  und  sichert  den  Reichsgesetzen  den  unbedingten  Vorrang  vor  den 
Landesgesetzen.  Sie  stellt  ferner  ein  umfangreiches  Verzeichnis  derjenigen 
Materien  auf,  die  der  Gesetzgebung  des  Reiches  unterliegen  (Art.  4)  und 
gewährt  dem  Reich  im  Art  78  die  Befugnis,  den  Kreis  dieser  Materien 
nach  Bedürfiib  zu  erweitem.  Hierdurch  war  der  Weg  geebnet  und  die 
reditlidie  Möglichkeit  gesdiaffen,  in  diesem  grofien  Bereidi  Snheit  und 
Gleichheit  im  ganzen  Bundesgebiet  herzustellen.  In  diesen  an  die  Spitze 
der  Ver£sssung  gestellten  Artikeln  über  die  Reichsgesetzgebung  ist  der 
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spezifische  Gegensatz  des  neuen  Bundesstaates  zum  ehemaligen  Staaten- 
bund zum  prägnanten  Ausdruck  gebradit 

Dagfegen  wurde  den  Eänzelstaaten  die  Verwaltung',  die  Hand]iabttngza>ti]idj8iHitdw 
und  DurcM&brung  der  Gesetze,  sowie  die  Rechtsinrechimg  auch  hinsicbt> 
lich  der  durch  Reichsgesetze  geregelten  Materien  gelassen.  Die  Ein- 
richtimgen,  welche  im  Zollverein  bestanden  hatten,  wurden  auch  für  die 
übrigen  Zweigfe  der  Staatstätig^keit  vorbildlich.  Den  Untertanen  g'egen- 
über  blieb  der  Staat  die  Obrigkeit;  die  Behörden  und  Beamten  blieben  — 
mit  einseinen  Ausnahmen  —  Behörden  und  Beamte  der  Staaten;  die  Staaten 
behielten  ihre  eigraen  Truppen,  ihr  Vermögen  und  ihre  eigene  FinanswirU 
Schaft;  aber  die  Regeln,  nach  denen  diese  Tätigkeit  der  Staaten  si  ch  zn  richten 
hatte,  wurden  ihnen  vom  Reich  vorg-eschrieben.  Aus  dem  Grundprinzip,  daß 
das  Reich  die  Gesetze  gibt  und  die  Einzel. Staaten  sie  ausfuhren,  ergfeben  sich 
noch  zwei  andere  Sätze.  Dem  Reich  muß  die  Beaufsichtigung  zustehen ,  daß 
die  Einzelstaaten  tatsächlich  die  Reichsgesetze  befolgen  und  richtig  zur 
Dnrcfaföhrung  hringen,  weil  olme  di^  Befiignb  die  Geltung  der  Reichs- 
gesetze wenig  gesichert  wäre.  Art  4  der  RV.  legt  daher  dem  Reich  das 
Recht  der  Kontrolle  in  demselben  Umfang  bei  wie  das  Recht  der  Gesetz- 
gfebung"  und  Art.  17  betraut  den  K.ii'^'T  mit  der  Überwachung-  der  Au«;- 
führung-  der  Reichsgesetze.  Da  ferner  die  Behörden  und  Beamten,  welchen 
die  Handhabung  der  Reichsgesetze  und  die  Verwaltung  obliegt,  in  keinem 
Dienstverhältnis  zum  Reich,  sondern  nur  zu  ilver  Landesregienmg  stehen, 
so  ist  auch  diese  allein  berechtigt,  ihnen  Dienstanweisungen  und  Vor- 
sdififten  für  die  von  ihnen  zu  führende  Verwaltung  su  ertdien.  Der 
KUuser,  welcher  nicht  der  Dk  r'  therr  der  Landesbeamten  ist,  oder  in  seiner 
Vertretung  der  Reichskanzler,  kann  dazu  nicht  befugt  sein.  Dadurch  ent« 
steht  aber  die  Gefahr,  daß  die  Einheit  der  G^^set/gebunig  wieder  auf- 
gelöst wird  durch  die  Verschiedenheit  der  Dieusianweisungen  für  die  Ver- 
waltung dieser  GescUlfte.  Aus  diesem  Grunde  hat  die  RV.  in  Art  7  dem 
Bundesrat  die  Befugnis  beigelegt,  über  die  zur  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze erforderlichen  allgemeinen  (d.  h.  für  alle  Staaten  geltenden) 
Verwaltungs Vorschriften  und  Einrichtungen  BeschluA  zu  fassen,  sofern 
nicht  durch  Reichsg^esetz  etwas  anderes  bestimmt  ist 

Das  durch  die  vorstehenden  Sätze  skizzierte  Verhältnis  der  Glied- 
staaten zum  Reich,  welches  eine  unverkennbare  Ähnlichkeit  mit  dem  Ver- 
hältnis der  Sdbstverwaltungskörper  zum  Staat  hat,  ist  das  regelmäßige. 
IMe  Verfassung  des  Reiches  ist  nun  aber  dadurdi,  daß  von  diesem  Ver^  Abw«icinageB 
hältnis  nach  beiden  Richtungen  hin  Abweichungen  bestehen,  dem  Anschein  ^J^^I^Ytt- 
nach  ct^-as  prinziplos  oder  inkonsequent    In  Wahrheit  ist  dies  nur  die  Utei«. 
Folge   davon,    daß   die   Bestimmungen   der  Verfassung  nicht  nach  einer 
theoretischen  Schablone,  sondern  nach  dem  praktischen  Bedürfnis  getroffen 
worden  sind. 

Soweit  nämlich  die  Geaetzgebungsbefiigiüs  des  Reiches  ausgeschlossen 
ist  oder  das  Reich  v<m  ihr  keinen  Giebrauch  gemacht  hat,  ist  diesdbe  den 
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Einselstaaten  verblieben  und  demgemäß  imterliegcu  de  auch  fainsldiflicli  der 
richtigen  Handhabung  dieser  Gresetie  nicht  der  Beauftidttigung  des  Reiches. 

Jedoch  ist  ihnen  auch  hior  die  Schranke  gezognen,  daB  sie  nicht  in  die 
Zuständigkeit  des  Reiches  ubergreifen  oder  die  reichsgesetzlichen  Vor« 
Schriften  verletzen  dürfen. 

Anderseits  gibt  es  einige  Zweige  der  Staatstätigkeit,  welche  dem 
Reich  vollständig  überwiesen  sind,  so  daß  die  Verwaltung  nicht  von  den 
Einzelstaaten,  sondern  von  eigenen  Behörden  des  Reidies  geluhrt  wird. 
Dies  ist  der  Fall  hinsichtlich  der  Marine,  des  Konsnlatswesens,  der  oberen 
Post-  und  Telegraphenvenraltung,  sowie  des  Pätentwesens.  Dazu  kommen 
diejenigen  Ven\-altungen,  welche  ihrem  Wesen  nach  unmittelbar  das  Reich 
betreffen,  insbesondere  die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  die  Reichs- 
finanzen mit  Einschluß  der  Reichsbank. 

Endlich  hat  die  Reichsgesetzgebung  bei  ihrer  fortschreitenden  £nt- 
wickehing  für  eine  Reihe  von  Materien  die  Rechtsprechung  in  oberster 
Instanz  oder  die  2Ientca]lmtang  der  Verwaltung  Reichabehfirden  übeiw 
tragen.  Zu  diesen  Behörden  gehören  das  Reichsgericht,  das  Reichs- 
militärgericht, das  Oberseeamt,  das  Reichsversicherungsamt,  das  Bundes- 
amt für  das  Heimatwesen,  die  Normalcichungskommission,  das  Reichs- 
gesundheitsamt, dtis  Aufsichtsamt  für  die  Privatversicherungen  u.  a. 

Ist  hiemach  das  Verhältnis  der  Einzelstaaten  zum  Reich  ein  recht 
verwichstes  und  nur  für  jeden  «nzelnen  Zweig  der  staatlichen  Tätigkeit 
genauer  zu  bestimmen,  so  kommt  noch  hinzu,  daß  den  sfiddeutschen 
Staaten  verfassungsmäßig  Sonderrechte  bewilligt  wurden;  namentlich  Bayern 
und  Württemberg  hinsichtlich  der  Post-  und  Telcgraphenverwaltung, 
Württemberg  und  in  viel  größerem  Maße  Bayern  hinsichtlich  des  Militär- 
wesens, Bayern,  Württemberg  und  Baden  hinsichtlich  der  Bierbesteuenmg  usw. 
IMese  S<»kdenedite  oder  Reservatredite,  welche  nameniiidb  fOr  Bayern 
vielfache  Exemtionen  von  der  Zuständigkeit  des  Reimes  begründen,  rind 
jura  dngulonun  und  können  nur  mit  Zustimmung  des  berechtigten  Staates 
aufgehoben  oder  abgeändert  werden. 
ifitgiMKkaft«.  Abgesehen  von  diesen  Sonderrechten  gilt  für  alle  Gliedstaaten  das 
^^g,^.^^^^^  Prinzip  der  Gleichheit;  sie  haben  gleichmäßig  Anspruch  auf  den  Schutz 
und  die  Fürsorge  des  Reiches  für  sich  und  ihre  Untertanen  und  sie  tragen 
nach  Veriialtnis  ihrer  GroBe  und  Einwohnerzahl  nach  gleichem  Mafistab 
zu  den  Kosten  und  Lasten  des  Reiches -bei.  Sie  sind  in  üurer  Gesamtheit 
die  Träger  der  Reichsstaatsgewalt  und  haben  durch  ihren  Anteil  an  dei> 
selben  wieder  gewonnen,  was  sie  durch  die  Beschränkung  ihrer  Staats- 
gewalt eingebüßt  haben.  Sic  sind  anderseits  gleichmaßig  ^ur  Befolgung 
und  Durchführung  der  Reiclisgesetze  und  zur  Erfüllung  ihrer  verfassungs- 
mäßigen Obliegenheiten  verpÜiclUet  und  können  iniWeigeruugsfallevomReich 
zwangsweise  dazu  angehalten  werden  (sog.Retchsexekution.  RV.  Art  19).  Vor 
allem  aber  bietet  die  Zugehdrigkeit  zum  Reich  den  Einzelstaaten  die  Grarantie 
ihrer  Existenz  und  Integrität  Denn  das  Reich  ist  gegrflndet  «zum  Schutze  des 
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Bunde^ebietes  und  des  iimerbatb  desselbmi  gfiltigen  Rechtes*';  es  sdiliefit 
jede  Grewalttat  und  jeden  Friedensbmdi  unter  seinen  Gliedern  aus;  es 

wehrt  mit  der  imposanten  Macht  der  Gresamtheit  jeden  AngtifF  auf  das 
Bundesgebiet  ab.  Das  Reich  selbst  kann  zwar  —  wie  erwähnt  —  seine 
Zuständig'keit  ausdehnen  und  die  der  GH^d'^taaten  dadurch  einschränken; 
aber  es  kann  nicht  willkürlich  einzeln ca  6iaaten  ohne  ihre  Zustimmung 
Hoh^tsredite  entaehen  oder  »e  gSodicb  unterdrücken. 

HL  Das  Gebiet  des  Reiches.  Aus  dem  Mitgliederbestand  des 
Reiches  ergabt  sich  zugleich  der  Umfang  seines  Gebietes  (RV.  Art  i). 
Jeder  Staat  gehört  mit  seinem  ganzen  Gebiet  zum  Reich;  die  sonder- 
bare und  unpraktische  Bestimmuns^f  der  Bundesakte  von  18 15,  daß  manche 
Staaten  nur  mit  einem  Teil  ihres  Gebietes  dem  Bunde  angehörten»  ist  in 
der  RV.  ausgemerzt  Daß  vom  Graßherzogtum  Hessen  nur  der  TeU  nörcU 
lieh  des  Maines  zum  N«mldeutschen  Bunde  gehörte,  war  dne  durch  den 
Prager  Frieden,  also  durch  Rücksichten  der  auswärtigen  Politik  notwendig 
gewordene  Anomalie,  welche  zwar  formell  durchgeführt  wurde,  in  Wirk- 
lichkeit aber  fast  gar  keine  andere  Bedeutung  hatte,  als  daß  Hessen 
eine  geringere  Zahl  von  Stimmen  im  Bundesrat  und  von  Abgeordneten 
im  Reichstag  hatte  und  daß  die  Bundesgesetze  für  Südhessen  durch 
Landesgesetz  besonders  eingefOhrt  werden  mußten.  Ebenso  gibt  es 
nach  der  RV.  aber  auch  kern  Gebiet  des  Bundes,  wdches  nicht 
Gebiet  eines  Staates  ist  Die  RV.  kennt  keine  Reichsländer.  Dieser 
Grundsatz  ist  aber  sogleich  nach  Gründung  des  Reiches  durch  den  Erwerb 
von  Elsaß -Lothringen  durchbrochen  worden  is.  unten).  Das  Bundesgebiet 
bildet  in  den  Keichsgesetzen  den  Gegensatz  zum  Ausland;  auswärtigen 
Staaten  gegenüber  ist  es  der  einheitliche  Machlberridi  des  Bundes;  hin- 
sichtlich der  Pafipflicht,  Zollpflicfat,  Ein-  und  Ausfuhrverbote  usw.  sind 
seine  Auslandsgrenzen  maßgebend.  Die  Binnengienzen  der  Staaten  haben 
ihre  Bedeutung  aber  für  die  Ausübung  der  Landesstaatsgewalt  in  Gesetz- 
gebung, Verwaltung  und  Rechtsprechung  bewahrt.  Gebiete,  die  bisher 
Ausland  waren,  können  nur  durch  ein  Reichsgesetz  dem  Bundesgebiet 
einverleibt  werden  (Elsaß -Lothringen,  Helgoland;;  ebenso  ist  die  Zu- 
stimmung des  Rdcbes  orforderHdi,  wenn  ein  Gliedstaat  einen  seines 
Gebietes  einem  ausuriotigen  Staat  abtreten  will  (Gebietsaustansdt  zwischen 
Baden  und  der  Schweiz  1879  und  zwischen  Preußen  und  Österreich  und 
Dänemark  1902);  dagegen  können  die  Staaten  ihre  Binncngrenzen  ab- 
ändern ohne  der  Genehmigung  des  Reiches  dazu  zu  bedürfen,  was  io 
sehr  zahlreichen  Fällen  geschehen  ist  i^sog.  Grenzregulierungen). 

IV.  Die  Reichsangehdrigkeit  Das  für  das  Gebiet  geltende 
Grundprinzip  ist  auch  für  die  Reichsangehorigkeit  maßgebend.  Wer 

Bürger  eines  zum  Reich  gehörenden  Staates  ist,  ist  zugleich  ipso  jure 
Reichsbürger  und  niemand  kann  Reichsangehönger  sein,  ohne  einem 
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deutsch«!  Einzelstaat  anzugehören.  Eine  Ausnahme  von  diesem  letzteren 

Grundsatz  ist  nur  für  die  Angchorig^en  der  deutsciien  Schutzgebiete  durch 
das  Rcichsg-esetz  vom  15.  März  1888,  §  6,  gemacht  worden;  ihneu  kann 
die  Rcichsang^ehörigkeit  verliehen  werden,  ohne  daß  sie  in  einem  deutschen 
Staat  das  Staatsbürgerrecht  erwerben.  Die  Zugehörigkeit  zum  Schutzgebiet 
ersetzt  in  diesem  Falle  die  Angehorigkeit  zu  einem  deutschen  Staat  Das 
Reichsland  ist  in .  dieser  Hinsiclit  einem  Einzelstaat  gleidfagestellt  Das 
Staatsbüigerrecht  ist  das  primäre  Verhältnis  und  zi^t  ohne  weiteres  das 
Reichsbürgerrecht  nach  sich  und  wer  keineim  deutschen  Staate  mehr  angehört^ 
hört  auch  zugleich  auf  reichsangehörig-  zu  sein.  Daher  müssen  in  allen 
Staaten  übereinstimmende  Regeln  über  den  Erwerb  und  Verlust  des  Staats- 
Erwetb  der  bürgcrrcchts  gelten.  Diese  Regelung  ist  erfolgt  durch  das  Reichsgesetz 
^'^^'^  vom  I.  Juli  1870.  Danach  wird  die  Staatsangehörigkeit  erworben  teils  aus 
femilienrechflichen  Gründen,  durch  Geburt,  Legitimation  und  Verheiratung, 
teils  durch  Verleihung.  Weim  ^  Ang^driger  ^es  Bundesstaates  nch 
in  einem  anderen  Bundesstaate  niedergelassen  hat,  so  muß  ihm  auf  sein 
Verlangen  in  diesem  Bundesstaat  die  Angehörigkeit  erteilt  werden,  falls 
kein  gesetzlicher  Grund  zu  seiner  Abweisung  aus  diesem  Staatscrebiet 
vorliegt;  die  Verleihung  wird  als  Aufnahme  bezeichnet  Wenn  dagegen 
ein  Reichsfiremder  die  Verielhung  nachsudity  die  in  diesem  Falle 
Naturalisation  heifit,  so  darf  sie  ihm  nur  erteilt  werden,  wenn  die  im 
§  8  des  Reichsgesetzes  aufgeführten  Voraussetzungen  gegeben  sind  ^i^ 
Positionsfähigkeit,  Unbescholtenheit,  eigene  Wohnung  oder  Unterkommen 
und  Fähigkeit,  sich  und  seine  Angehörigen  zu  erhalten).  Wenn  jemand, 
der  dem  Staate  bisher  nicht  angehört  hat,  im  Staatsdienst  oder  im 
Kirchen-,  Schul-  oder  Kommunaldieust  angestellt  wird  und  für  diese  An- 
stellung eine,  von  der  Regierung  oder  von  dner  Zeitfcal-  oder  höheren 
Verwaltungsbehörde  eines  Bundesstaates  vollzogene  sog.  Bestallung  erhalt^ 
so  gilt  eine  solche  Urkunde  zugleich  als  Aufnahme-  oder  Naturalisations- 
urkunde, wenn  nicht  das  Gegenteil  in  ihr  selbst  ausgedrückt  wird.  Der 
ihrVttlast.  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  tritt  ein  durch  die  entsprechenden  familien- 
rechtlichen Akte  (Legitimation,  Verheiratimg);  femer  durch  Entlassung, 
welche  zum  Zweck  der  Überwanderung  in  einen  anderen  Gliedstaat  des 
Reelles  nicht  verweigert  werden  dar^  zum  Zweck  der  Auswanderung  in  das 
Ausland  dagegen  solchen  Personen,  w«^he  sidi  ihrer  Militäipflidit  en^ 
ziehen  wollen,  nicht  erteilt  werden  darf.  Sodann  geht  die  Staatsangehörig- 
keit verloren,  wenn  ein  Deutscher  sich  zehn  Jahre  lang  ununterbrochen 
im  Auslande  aufhält  —  die  Schutzgebiete  gelten  in  dieser  Beziehung 
als  Inland  — ,  ohne  sich  in  die  Matrikel  eines  Reichskonsuls  eintragen 
ZU  lassen.  Kehrt  der  Deutsche  aber  nach  Verlust  der  Reichsangehörig- 
keit in  das  Bundesgebiet  zurück,  so  muß  ihm  von  dem  Staate,  in 
dessen  Gebiet  er  sich  niedeiläfit,  die  Aufnahme  erteilt  werden;  auch 
ist  der  frOhere  Heimatsstaat  dazu  befugt,  auch  ohne  daA  sein  ehemaliger 
Angehöriger  sidi  in  seinem  Gebiet  niederläfit,  w«m  dieser  keine  andere 
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Staatsangehörigkeit  erworben  hat  '(^srea.  §  21.)  Endlich  kann  durch  ein- 
seitig^en  Rechtsakt  der  Staatsregierungf  die  Staatsangehörigkeit  entzogen 
werden  Deutschen,  welche  im  Falle  eines  Krieges  oder  einer  Kriegs- 
gefahr einer  kaiserlichen  Rückkehrorder  nicht  Folge  leisten  oder  welche 
4er  Auffordemiig  der  Regierung  ihres  Heimatstaates  nun  Austnftt  aus  dnem 
fremden  (d.h.  aufiordeutschen)  Staatsdienste  nicht  gtdiorchen.   (Ges.  §  20.) 

Das  dem  Gesetz  zugrunde  liegende  Abstammungsprinzip  hat  innerhalb  Kntik  de* 
des  Reichsgebietes  sehr  eigentümliche  und  bedenkUche  Folgen.  Die  Staats- 
angchörigkeit  vererbt  sich  von  Generation  zu  Generation  in  alle  Ewigkeit;  . 
weder  der  Wohnsitz  noch  der  Ort  der  Creburt  sind  in  dieser  Hinsicht  von 
irgendeiner  Bedeutung.  Durch  noch  so  laugen  Aufenthalt  in  dem  Gebiet 
anderer  Bundesstaaten  gtht  die  ererbte  Staatsangehörigkeit  nicht  verloren 
und  wird  eine  neue  Staatsangdiörigkeit  nicht  erwozben.  IXe  Folge  hier* 
von  muß  sein,  daß  der  iin  Reichsgebiet  bestehenden  Freizügigkeit  in 
dem  Gebiet  jedes  Staates  zahlreiche  Angehörige  anderer  Bundesstaaten 
wohnen  und  dafür  zahlreiche  Angehörig-e  des  eigenen  Staates  in  den  Ge- 
bieten der  anderen  Buudesätaateu  verstreut  sind,  und  daß  es  immer 
schwieriger,  ja  mit  der  Zeit  ganz  unmöglich  wird,  die  Staatsangehörigkeit 
der  dnzelnen  Personen  festzustellen.  In  der  Regdl  kann  weder  der  einzelne 
über  seine  Staatsangelioxigkeit  Auskunft  geben,  noch  sind  die  Behörden 
im  Besitz  des  urkimdlichen  Materials,  welches  zur  sicheren  Feststdlung 
der  Staatsangehörigkeit  der  in  ihrem  Bereich  vorhandenen  Personen  er- 
forderlich ist  Da  ferner  durch  Aufnahme  oder  Anstellung  im  Staatsdienst 
die  bisherige  Staatsangehörigkeit  nicht  verloren  wird,  sondern  die  neue 
Unztt  erworben  wird»  so  kann  ein  Deutscher  gleichzeitig  mehrow»  Bund^ 
Staaten  angehören  und  aUe  diese  Staatsangdiörigkeiten  auf  seine  agnatische 
Deszendenz  in  alle  Ewigkeit  vererben,  und  es  können  bei  seinen  Nach^ 
kommen  immer  noch  neue  hinzukommen.  Diese  Häufung  von  Staats- 
angehörigkeiten hat  keinen  Sinn,  da  es  tatsächlich  doch  nur  auf  die  Zu- 
gehörigkeit zu  dem  Staate  ankommt,  in  dessen  Gebiet  man  seinen  Wohn- 
sitz hat 

Von  der  Staats-  und  Reichsangehorigk^t  zu  untersdbeiden  ist  das  i-diiHii. 
sog.  Indigenat  oder  Reichsbürgerrecht,  d.  L  der  im  Art  3  der  RV.  aus- 
gesprochene Gmmdsatz,  dafi  der  Angehörige  eines  jeden  Bundesstaates  in 
jedem  anderen  Bundesstaate  wie  ein  Inländer  zu  behandeln  ist  Diese 
Vorschrift  hat  nur  noch  insoweit  Bedeutung,  als  nicht  durch  die  Reichs- 
gesetze ein  einheitlicher  und  gleichmäßiger  Rechtszustand  iiir  das  gaiue 
Reichsgebiet  hergestellt  worden  ist 

V.  Das  Reichsland.  Das  Reidisland  unterscheidet  sich  von  den  Bundes*  B««tift 
Staaten  dadurch,  daß  in  demselben  keine  eigene,  selbständige,  von  der  Reichs- 
gewalt verschiedene  Staatsgewalt  besteht,  sondern  das  Reich  die  volle 
Staatsgewalt,  nicht  nur  die  in  der  RV.  imd  den  Reichsgesetzen  ihm  zu- 
gewiesene Zuständigkeit  hat  Das  Reichsland  ist  demnach  kein  Staat,  kein 
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Bundcsg^lied,  sondern  ein  unmittelbares  Reichsterritoriura.  Die  RV.  ist 
zwar  in  Elsaß-Lothringen  vom  i.  Januar  1874  ab  eingeführt  worden,  und  tat- 
sächlich wird  das  Reichslaad  in  vielen  Beaehungen  ebenso  behandelt  wie  die 
Gliedstaaten;  dies  darf  aber  niclit  über  den  GegensaU  täuschen»  der  zwisdien 
der  staatsrecbilicliea  SteUung  des  ReidtsUndra  und  derjenigen  dier  Bundes- 
staaten besteht  £s  wird  swar  zwischen  den  Behörden  der  Reichsverwaltung 
und  denen  der  Landesverwaltung  unterschieden,  aber  auch  die  Landes- 
verwaltung ist  nichts  als  ein  besonderer  Zweig  der  Reichs veiTvaltung.  Das 
Reichüland  ist  eine  Einrichtung  des  Reiches;  das  Reich  hat  es  geschaffen, 
ihm  seine  Ver&ssung  gegeben  und  kann  diese  zu  jeder  Zeit  und  in  jeder 
beliebig«!  Art  abändern.  £Isaft»LoÜiringen  hat  im  Reich  ledne  Mtglied- 
schafbrecbte»  also  auch  keine  Stimme  im  Bundesrat;  andersdHs  ist  es 
auch  nicht  der  Träger  von  Pflichten.  Dagegen  hat  die  Bevölkmmg  15  Ab» 
geordnete  zum  Reichstag  zu  wählen;  das  Reichsland  ist  ein  Teil  des 
Bundesgebietes,  seine  Bevölkerung  ein  Teil  des  deutschen  Volkes.  Die 
Landesangehörigkeit  wird  wie  eine  Staatsangehörigkeit  behandelt  und  nach 
den  Vorachziflen  des  Reichsgesetzes  vom  i.  Juni  1870  enroiben  und  verloren. 

Das  Reidisgesets  vom  9.  Juni  187 1  §  5  bestimmt:  „Die  Staatsgewalt 
in  Elsaß  und  Lothringen  übt  der  Kaiser  aus",  nicht  als  Landesherr, 
sondern  als  Organ  des  Reiches.  Der  Bundesrat  nimmt  an  allen  Aktwi 
der  Gesetzgebunjx  teil.  An  Stelle  des  Reichstages  fungiert  eine  als  Landes- 
ausschuß bezeicliiJL-te  Vertretung  der  reiclisländischen  Bevölkerung  fiir 
alle  Angelegenheiten,  welche  im  übrigen  Reichsgebiet  der  Zuständigkeit 
der  Einzelstaaten  unteifiegen;  jedoch  ist  die  Edassung  von  Landesgesetzen 
im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  ausdrückUcfa  vorbehalten.  Dem  gegen- 
wärt^  (1905/06)  tagenden  Reichstag  liegen  Antrage  vor,  welche  die  Wü^ 
Wirkung  des  Bundesrates  an  der  Landesgesetzgebung  und  den  Erlaß  von 
Landesgesetzen  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  auszuschließen  bezwecken. 
Eine  praktische  Folge  haben  sie  bisher  nirht  gehabt.  Als  Minister 
des  Kaisers  für  die  Regierung  von  Elsaii  -  Luthriugen  ist  an  die 
Stdle  des  Reichskanzlers  durch  das  Reidisgesetz  vom  4.  Juli  1879  der 
Kaiserliche  Statthalter  getreten»  welchem  überdies  kaiserliche  Befugnisse 
zurAusübung  übertragen  werden  können,  was  bei  der  Emennimg  eines  Statt- 
halters bisher  jedesmal  geschehen  ist.  Die  Zentralvenvaltungsbehörde  ist 
das  Ministerium  in  Elsaß -Lothringen  zu  Straßburg,  an  dessen  Spitze  der 
Staatssekretär  steht  Zur  Begutachtung  von  Gesetzentwürfen  besteht 
auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  4.  Juli  1879  ein  Staatsrat  Die  Landes- 
beamten bilden  eine  besondere  Kategorie  von  Reidisbeamten,  deren 
oberster  Chef  nicht  der  Reichdcanzler,  sondern  der  Statdialter  ist»  und 
welche  ihren  Gehalt  nicht  aus  der  Reichskasse,  sondern  aus  der  Landes- 
kasse beziehen.  Das  Reichsbeamtengesetz  ist  auf  sie  für  anwendbar  erklärt, 
jedoch  mit  mehrfachen  Ergänzungen  und  Abänderungen.  In  finanzieller 
Beziehung  wird  das  Reichslaud  vollkommen  wie  ein  Ghedstaat  des  Reiches 
behandfdt  und  hat  seinen  eigenen,  vom  Reichsfiskus  abgezweigtenLandesfiskus. 
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VI.  Die  Schutz jre biete.  Das  Deutsche  Reich  besitzt  gegenwärtig  Rechtucbe 
acht,  nämlich  Südwestafrika,  Westafrika  (Kamerun  und  Togo),  Ostafrika, 
Kaiser  ll^nihelmalaad  nebst  dem  Bismarck- Archipel  und  den  Salomoiislnsel% 
die  MarsdiaH-,  Brown-  und  Providence-Inseln,  Ktautsclrau,  die  Inselgruppen 
der  Karolinen,  Flalau  und  Marianen  (mit  Avisnahme  von  Guam)  und  Inseln 
der  Samoagmppe.  Sie  .sind  teils  durch  Okkupation,  teils  durch  Abtretung" 
erworben  worden.  Sie  bilden  keinen  Bestandteil  des  Reichsgebietes,  sondern 
sind  als  Pertinenzen  desselben  zu  bezeichnen;  die  RV.  ist  in  denselben 
nicht  etngeföhrt  Dadurdi  stehen  sie  im  Gregensatz  zum  Reichsland.  Ihr 
staatsrediüiches  Vethiltnis  sum  Reich  ist  durch  das  Schutzgebietsgesetz 
vom  10.  Septemb«r  1900  geregelt  Diassidbe  übertragt  dem  Kaiser  die 
Ausübung^  der  Schutzgewalt  im  Namen  des  R^dies.  Er  ist  dabei  weder 
an  fl'f  Mitwirkung'  des  Bunde.srates  noch  an  diejpnitre  dps  Reichstages 
gebunden;  doch  kann  er  den  Weg  der  Reichi.^ri  belzgelmny-  beschreiten 
und  die  in  dieser  Form  getroffenen  Anoranungen  können  nur  durch 
Reichsgesetz  aufgehoben  oder  abgeändert  werden.  Die  dem  Kaiser  «1- 
stehende  Ausübung  der  Schutzgewalt  ist  sadiHch  unbesduinkt;  sie  umfoBt 
alle  Zweige  der  Staatstatigkeit;  jedoch  richten  sich  das  bürgerliche  Redit, 
das  Strafrecht,  das  gerichtliche  Verfahren  und  die  Gerichtsverfassung  nach 
den  Vorschriften  des  Koosulargerichtsbarkeitsgesetzes,  also  nach  den  rcichs- 
gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  jedoch  in  gewissen  Punkten  durch 
kaiserliche  Verordnungen  abgeändert  werden  können.  Die  Verwaltung 
der  Schut^biete  gehört  zum  Ressort  des  Auswärtigen  Anttes,  in 
welchem  eine  besondere  Kolonialabteilung  dafür  eingeriditet  ist  Die  Er- 
hebung derselben  zu  einer  selbständigen  obersten  Reichsbehorde  (Kolooial- 
amt)  ist  vom  Reichstage  bisher  abgelehnt  worden.  Als  sachverständiger 
Beirat  ist  ein  Kolouialrat  gebildet  worden.  Nur  die  Verwaltung  von 
Kiautschou  ist  dem  Marineamt  unterstellt  An  der  Spitze  jedes  Schutz- 
gebietes steht  ein  kaiserlicher  Kommissar»  welcher  den  Titel  Grouvemeur 
fuhrt;  ilun  ist  ein  weittragendes  Ver(»dnungsrecht  flbertn^en.  Alle  Zivil- 
behörden  des  Schut^bietes  und  die  Schutztruppen  in  den  afrikanischen 
Schutzgebieten  sind  ihm  untergeordnet;  in  den  afrikanischen  Gebieten 
soll  jedoch  die  Militärverwaltung  von  der  Zivilverwaltung  getrennt  werden. 

Die  Schutzgebiete  zerfallen  in  Amtsbezirke,  denen  Bezirksamtmänner 
vorstehen.  Die  Gerichtsverfassung  ist  für  Weiße  und  Farbige  verschieden. 
Ffir  die  Sdiutzgebiete  von  Ostafiriica,  Sudwestafiika  und  Kamerun  sind 
Schtttztnqipen  errichtet  worden,  deren  Recihtsvethältnisse  durch  das  Gesetz 
vom  iS.  Juli  i8q6  geregelt  worden  sind.  Jedes  Schutzgebiet  hat  seine  be- 
sondere  Finanz  Wirtschaft,  die  sowohl  von  der  der  anderen  Schutzgebiete 
als  von  der  Finannvirtschaft  des  Reiches  getrennt  ist.  Für  jedes  Schutz- 
gebiet wird  alljährlich  ein  besonderer  Etat  im  Wege  des  Reichsgesetzes 
festgestellt  Für  die  aus  der  Verwaltung  eines  Schutzgebietes  entstehenden 
Verbindlichkeiten  hafket  nur  das  Vermögen  dieses  Gebiets,  also  nicht  das 
Reich.  Das  gleiche  gilt  von  den  von  einem  Schut^biet  angenommenen 
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Anleihen,  falls  nicht  das  Reich  für  dieselben  eine  Garantie  übernimmt 
Kolonialgesellschaitea,  welche  im  Reichsgebiet  oder  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  ihren  Silz  liaben  und  den  im  Reichsgesetc  vom  xo.  Sep- 
tember xgoo  aufstellten  Be(fiagiiiigea  entsprechen,  kann  vom  Bundesrat 
die  Rechtspersönlichkeit  verliehen  werden;  sie  untMstehen  alsdann  d« 
Ati&icht  des  Reichskanzlers. 


B.  Die  Organiaatton  des  Reldu. 

Das  Reich  muß,  wie  jede  juristisdie  Person,  Organe  haben,  mittelst 
deren  es  wollen  und  handdn  kann*  Man  pflegt  oberste  oder  un- 
mittelbare und  abgeleitete,  mittelbare  Organe  zu  unterscheiden.  Die 

ersteren  sind  für  die  Verfassungsform  maßg-ebend  und  von  ihrer  Ge- 
staltung ist  der  politische  Charakter  einer  Staatsverfassung  abhängig-. 
Das  Reich  hat  drei  solche  Organe,  den  Kaiser,  den  Bundesrat  und  den 
Reichstag,  in  denen  die  politischen  Elemente  imd  Kräfte  sich  wieder- 
finden, welche  das  Wesen  der  konstitutionellen  Erbmonarchie  bilden. 
Jn  juristischer  Hinsicht  besteht  diese  Gleichheit  aber  nur  hinsichtlich  des 
Reichstages,  nicht  hinslchtUch  der  staatsredbtlidien  Natur  des  Kaisertums 
und  des  Bundesrats. 

L  Der  Kaiser.  Die  RV.  bestimmt  im  Art  ii  Abs.  i:  „Das  Präsidium 
des  Bm^es  steht  dem  Könige  von  FreuAen  m,  welcher  den  Namen 
Deutscher  Kaiser  führt«  Diese  nutreonbare  Verbindung  der  kaiserlichen 

Stellung  mit  der  Krone  Preußens  gibt  der  Reichsverfassung  ihre  charakte- 
ristische Eigenheit  Das  Kaisertum  ist  erblich;  der  Kaiser  ist  ein 
Monarch,  mit  der  dem  Monarchenrecht  eigenen  Befreiung  von  jeder 
politischen  und  rechtlichen  Verantwortlichkeit  Jeder  Koiillikt  /wischen 
dem  Reich  und  Prcuüen,  der  die  Existenz  des  Reiches  in  Gefahr  bringen 
mfifite,  ist  «umschlossen.  Allein  der  Kaiser  ist  nicht  der  Monarch  des 
Reiches,  sondern  er  fiihrt  „das  FrSaidium«;  „Deutscher  Kaiser"  ist  nur 
der  Name,  imter  welchem  er  es  fuhrt  (RV.  Art.  ii  SatS  1.)  Wahrend  der 
Monarch  im  konstitutionellen  Staate  alle  in  der  Staatsgewalt  enthaltenen 
Rechte  und  Befugnisse  hat,  welche  nicht  durch  die  \'crfassung  oder  die 
Landesgesetze  ihm  entzogen  sind,  hat  der  Kaiser  nur  diejenigen  Rechte, 
welche  ihm  durch  die  Reichsverfassung  oder  die  Reichsgesetze  über- 
tragen «nd;  er  übt  sie  nicht  aus  als  Landesherr  als  angestammte  eigene 
Rechte  (proprio  iure),  sondern  als  Oxgan  des  Reiches  im  Namra  des 
Reiches.  Der  Kaiser  hat  sonach  im  Reich  eine  Doppelstellung;  er  ist 
als  König  von  Preußen  Mitglied  des  Reiches  und  hat  als  solches  alle 
verfassungsmäßigen  Rechte  der  Bundesfürsten  und  überdies  den  unentzieh- 
baren  Anspruch  auf  die  Kaiserwürde,  und  er  ist  als  Kaiser  Organ  des 
Reiches  und  hat  als  soldies  die  Funktionen  auszuüben,  mit  denen  die  RV, 
und  ^e  Reichsgesetse  dieses  Otgan  betrauen.   Praktisdi  tritt  dieser 
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Gegensatz  insbesondere  darin  hervor,  daß  der  Kaiser  das  Recht  zur 
Sanktion  der  Roich^esetze  und  mm  Erlaft  von  Rechtsverordnimgen  nicht 
hat,  soweit  ihm  nicht  das  Verordntmgarecht  durch  spezielle  Anrardnungen 
dfiir  RV.  oder  der  Relchsgesetze  besonders  übertragen  isL  Dagegen  sind 

im  übrigen  dem  Kaiser  fast  alle  Rechte  eingeräumt,  welche  den  Monarchen  K^cht« 
der  konstitutionpllen  Staaten  o\rrrn  sind.  Ihm  Steht  zu  die  alleinige  und 
ausschließliche  \'t  rtretutig  de.s  Reiches  sowohl  auswärtipfen  Staaten  gegen- 
über als  auch  ira  Verhältnis  zu  den  Gliedstaaten  und  £mderen  Personen. 
Er  hat  die  Reichsgcsetse  auszufertigen  und  zu  verkfindigen  und  ihre  Aus- 
fuhrung seitens  der  Gliedstaaten  zu  flhorwachen.  Er  fShrt  die  Regierung 
des  Reiches  und  ernennt  und  entLißt  die  Reichsbeamten.  Er  hat  den 
Oberbefehl  über  die  bewaffnete  Macht  des  Reiches  und  eine  Zahl  damit 
in  Zusammenhang  stehender  Rechte.  Er  hat  den  Bundesrat  und  den 
Reichstag  zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und  zu  schließen;  er  bringt 
die  Vorlagen  im  Bundesrate  zur  Beratung  imd  in  seinem  Namen  werden 
die  Beschliisse  des  Bundesrates  an  den  ReichsU^  gebracht  Endlich  ist 
die  Ausübui^  der  Staat^ewalt  in  Elsafi-Lotiwingen  und  der  Schut^walt 
in  den  deutschen  Sdiut^bieten  dem  Kaiser  flbertragen. 

11.  Der  Bundesrat  Der  Bundesrat  besteht  aus  Bevollmächtigten  der  ZMaa» 
Gliedstaaten.  Die  Stimmen  der  einzelnen  Staaten  sind  nach  demselben  Ver- 
hältnis  verteilt  wie  im  ehemaligen  Plenum  des  Bundestages  mit  der  AusnahmSi 
da6  Bayern  statt  vier  Stimmen  sechs  Stimmen  fiihrt  PreuBen  verein^  die 
ehemaligen  Stimmen  von  Preußen,  Hannover,  Kuihessen,  Holstein-Lauen- 
burg-, Nassau  und  Frankfurt,  hat  demnach  17  Stimmen  und  führt  außerdem 
die  Stimme  von  Waldeck;  Sachsen  und  Württembergs  haben  je  4,  Baden 
und  Hessen  je  3,  Mecklenburg- Schwerin  und  Braunschweig  je  2  Stimmen, 
die  übrigen  17  Staaten  je  eine  Stimme;  zusammen  58  Stimmen.  Elsaß- 
Lothringen  hat  kmne  Stimme,  weil  es  nicht  Milglied  des  Reich«,  sondern 
Retchsland  ist  Der  Bundesrat  entspridit  dem  äuBeren  Ansdiein  nach 
einem  Staatenhaus;  er  ist  aber  seinem  Wesen  nach  keine  parlamentarische 
Kotperschaft;  denn  seine  Mitglieder  müssen  nach  den  Instruktionen,  welche 
sie  von  der  Regsif^nintr  ihres  Staates  erhalten,  abstimmen.  Daher  können 
mehrere,  einem  Staate  zustehende  Stimmen  nur  einheitlich  abgegeben 
werden.  Wenn  die  Regierung«!  der  gröBeren  Staaten  sich  flher  eine 
MaBregel  verstibdigt  haben,  ist  der  Beschlufi  des  Bundesrats  nur  eine 
politisch  unerhebliche  Form  oder  betrifft  Einzelheiten  und  Fassungsfragen. 
Dadurch  wird  der  politische  Einfluß  der  Mittelstaatcn  erhöht,  derjenige 
der  kleinen  Staaten  herabgedrückt.  Die  Instruktion  der  Bevollmächtigen 
ist  Sache  der  Einzelstaaten  und  gehört  zu  den  Regierungsgeschäften  der- 
selhea;  die  Landesregierungen  sind  ihren  Landtagen  dafür  verantwortlich. 
Die  Bevollmächtigten  sind  ihrerseits  den  Landesregierungen  daffir  ver- 
antwortlich, daft  sie  den  ihnen  «teilten  AuftrSgen  gemäfi  abstimmen  und 
ihre  anderen  Obliegenheiten  erfOllen.  Den  Organen  des  Reiches  sind  sie 


Digitized  by  Google 


3oS  Paw,  Labamd:  Staatsiedit 

oidit  veraatwvMrtlidi;  sie  stehen  in  keinem  Dienstverhältnis  zum  Reich. 
Der  Bundesrat  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Vdlmacht  (Legitimation)^ 
aber  lücht  die  Instruktionen  seiner  Mitglieder  zu  prüfen.    Es  ergibt  sich 

aus  diesem  Verhältnis  der  Bundesratsbcvollmächtigten  zu  den  Regierungen 
der  Bundesstaaten,  daß  diese  ihren  Anteil  an  der  Staatsgewalt  des  Reiches 
und  ihre  Mitgliedschaftsrechte  durch  ihre  Stimmen  im  Bundesrat  ausüben. 
J>er  Bundesrat  als  Gesamtheit  aber  ist  kein  Geauidtenkongreß,  in 
welchem  der  Wille  jedes  einseinen  Staates  isoliert  und  unabhängig^  zur 
Geltung  kommt,  sondern  ein  Organ  des  Reiches  und  als  solches  heSlügt, 
einen  alle  Einzelstaaten  bindenden,  aus  einer  ihnen  übergeordneten  poli- 
tischen Macht  entstammenden  Willen  herzustellen.  Ein  Bundesratsbeschluß 
ist  kein  Gcsamtwillensakt  der  Einzelstaatcn,  sondern  ein  Rinheitlichcr  Willens- 
akt des  Reiches,  wodurch  aber  nicht  ausgeschlossen  wird,  daß  sich  die 
Bundesstaaten  auch  hinsichtlich  solcher  Mafiregeln,  w^che  zu  der  Ümen 
vorbelialtenen  eigenen  Zuständigkeit  gehören,  im  Bundesrat  über  ein  gleicfa- 
mäßigesVerhalten  verständigen,  z  JB.  übereine  einheitliche  Orthographie.  Solche 
Vereinbarungen  sind  von  den  Beschlüssen,  welche  der  Bundesrat  innerhalb 
seiner  verfassungsmäßigen  Zuständigkeit  faßt,  wohl  zu  unterscheiden.  Die 
Zuständigkeit  des  Bundesrats  ist  eine  sehr  mannigfache.  Er  beschließt 
über  die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen  und  die  von  demselben 
ge&Aten  Beschlüsse  und  durch  seinen  Beschlufi  erfolgt  die  Sanktion  der 
Reichsgesetze.  ZumErlaft  von  Rechtsverordnungen  ist  er  nidit  ermächtigt 
wenn  ihm  diese  Befugnis  nicht  durch  Reichsgesetz  besonders  beigelegt 
wird;  dagegen  kann  er,  wie  oben  bereits  erwähnt,  die  zur  gleichmäßigen 
Handhabung  der  Reichsgesetze  erforderlichen  Dienstvorschriften  (Ver- 
waltungsveroranungen)  beschließen.  Er  besclüieüt  auch  über  Mängel,  welche 
bei  der  Au^Ührung  der  Reidisgesetze  oder  der  allgemeinen  Verwaltungs- 
vorschriften hervortreten,  d.  h.  über  deren  Beseitigung.  Bei  den  einzelnen 
Zweigen  der  Verwaltung  sind  dem  Bundesrat  oder  einem  Ausschuß  desselben 
teils  durch  die  Verfassung  selbst  teils  durch  Bestimmungen  der  Reichsgesetze 
;»on  sehr  7Rh]rn\rhr  und  verschicdf^narticr'^  Funktionen  übertragen.  Streitigkeiten 
.       zvvi  I  h'-u   verschiedenen  Runil«;.ssi,iaLen,  sofern  sie  nicht  privatrechtlicher 

aoter  dea  '  ' 

BuadeHUatea.  Natur  Und  daher  von  den  kompetenten  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden 
sind,  hat  der  Bundesrat  auf  Anrufen  des  einen  Teiles  zu  „erledigen«. 
(RV.  Art  76  Abs.  i.)  Der  Bundesrat  kann  den  Streitfall  entweder  selbst 

schlichten  oder  die  Entscheidung  einem  Gerichtshofe  übertragen.  Endlich 
hat  der  Bundesrat  „Verfassungsstreitigkeiten"  in  solchen  Bundesstaaten, 
in  denen  nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  be- 
stimmt ht,  auf  Anrufen  eines  Teiles  gutlich  auszugleichen  oder,  wenn 
das  nicht  gelingt,  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  zur  Erledigung  zu 
bringen.  Ob  der  Bundesrat  auch  zuständig  ist,  Streitigkeiten  über  Thron» 
feige  und  Regentschaft  zu  entscheiden,  ist  bestritten.  Der  Bundesrat  hat 
sich  auf  Grund  des  Art  76  Abs.  1  sowohl  1885  in  der  Braunschweigschen 
als  auch  1898  in  der  Lippeschen  Tlu'onfolgesache  für  zuständig  erklärt 
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Aber  auch  wenn  man  Art  76  nicht  für  anwendbar  hält,  ergibt  sich  die 
Zuständigkeit  aus  dem  bundesstaatlichen  Verhältnis  selbst;  denn  niemand 
kann  in  einem  deutschen  Staate  Landesherr  sf^in,  der  nicht  als  MitgHed 
des  Bundes  anerkannt  ist  und  diese  Anerkennung  kann  nur  einheitlich 
von  der  Gresamtheit  der  Staaten  erteilt  oder  yersagt  werden,  fSr  eine 
Gesamterklärung  der  Bundesstaaten  gibt  es  aber  kein  anderes  Organ 
als  den  Bundesrat  und  keine  andere  Form  als  einen  Beschluß  des- 
selben. 

Der  Vorsitz  im  Bundesrate  und  die  Leitung  der  Geschäfte  steht  dem  cewUte- 
Keicliskanzler  zu,  welcher  sich  durch  schriftliche  Substitution  durch  jedes 
andere  Mitglied  des  Bundesrats  vertreten  lassen  kann.  Bayern  hat  die  Zu- 
sicherung erhalten,  daft,  wenn  kein  preufiisclier  Bevollmächtigter  den  Vor- 
sitz fahrt,  ein  bayrischer  damit  betraut  werden  solL  Jedes  Bundesglied  ist 
beftigt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen,  und  das  Präsidium 
ist  verpflichtet,  dieselben  der  Beratung  i-u  übergeben.  Die  Br'^rhliißfr\s';ung 
erfolgt  regelmäßig  mit  einfacher  Mehrheit  der  abgegebenen  bitimraen;  im 
Falle  der  Stimmengleichheit  gibt  die  Präsidialstimme  d.  h.  Preußen  den  Aus- 
schlag. VerSaderungen  der  Verfassung  sind  abgelehnt,  wenn  sie  14  Stimmen 
g^n  sich  haben.  <ArL  78  Abs.  i.)  Gesetsesvorschlige  fiber  das  Militir- 
wesen,  die  Kriegsmarine  und  die  im  ArL  35  der  RV.  bezeichneten  Ab- 
gaben, sowie  Beschlüsse  über  Vcn.valtungsvorschriften  und  Einrichtungen, 
welche  zur  Ausfuhrung  der  envälinten  Zoll-  und  Steuergesetze  dienen, 
können  nur  mit  Zustimmung  Preußens  gefaßt  werden.  (Art.  7  Abs.  3.)  Tm 
übrigen  hat  der  Bundesrat  seine  Geschaftsoranung  selbst  zu  beschließen. 
Aus  der  Mitte  des  Bundenats  werden  Ausschüsse  gebildet;  sie  and  teils  ammUm*. 
in  der  RV.  angeordnet,  teils  werden  sie  vom  Bundesrat  eingesetzt  Die 
Zusammensetzung  erfolgt  von  Jahr  zu  Jahr  durch  Wahl  des  Bundesrats; 
nur  der  Ausschuß  für  das  Landheer  und  die  Festungen  und  derjenige  für 
das  Seewesen  werden  vom  Kaiser  ernannt.  Die  Geschälte  der  Ausschüsse 
bestehen  hauptsächlich  in  der  Abfassung  der  Berichte  an  den  Bundesrat; 
jedoch  sind  durch  spezielle  Anordnungen  der  RV.  und  der  Reichsgesetse 
einzelnen  Aussdiüssen  gewisse  Angelegenheiten  tm  sdObstSndigen  Er* 
led^ung  zugewiesen. 

ni.  Der  Reichstag.  Der  Reichstag  unterschoidet  sich  seinem  Wesen  WaUwolA 
und  seiner  Stellung  nach  von  anderen  Volks\ertretungen  nicht;  die  Be- 
«timmvmgen  der  RV.  über  den  Reichstag  sind  der  Preußischen  Verfassungs- 
iiricunde  vom  31.  Januar  1850,  zum  Teil  wortlich,  entnommen.  Jedoch  geht 
er  im  G^nsatz  zum  preuflischen  Abgeordnetenhause  aus  allg^neinen  und 
direkten  Wahlen  mit  geheimer  Abstimmung  henror.  {KV.  Art  20  Abs.  i.) 
Die  näheren  Anordnungen  enthält  das  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1869.  Wahl- 
berechtigt ist  jeder  Deutsche,  welcher  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt 
/hat;  das  Stimmrecht  ist  für  alle  Wähler  gleich  ohne  Rücksicht  auf  Per- 
sonenstand, Beruf,  direkte  Steuer  oder  Bildung.  Frauen  sind  vom  Wahlrecht 
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aiisgeschlosseo.  Personen  des  Soldatcnstaades  können  es  nicht  ausübe^ 
solange  sie  sich  bei  der  Fahne  befinden. 

Wählbar  Ist  jedw  WaliÜMfechtigte,  welcher  tanem  zum  Bunde  ge- 
Ii&ige&  Staate  seit  mindestens  einem  Jahre  angehört  hat  Die  GeaamtsaW 
der  Reichstagsabgeordneten  betragt  397.  Jeder  Abge<»rdnete  ivird  in  mnem 
besonderen  Wahlkreise  gewählt,  welcher  gesetzlich  abgegreuet  ist  und  nur 
durrh  Reichsgesetz  abg^eändert  werden  kann.  Die  Bestimmunp-  d^s  Wahl- 
gesetzes §  5,  daß  auf  je  inonon  ^pf  lfii  der  BevölV:enmtrs;' ihl  ein  Abgeord- 
neter gewählt  werden  soll,  trifft  langst  nicht  mehr  zu.  Die  Wahlen  sind  all- 
gemeine, d.h.  ne  werden,  ausgeuomm«!  wenn  Ersatzwahlen  IQr  einzdne 
Abgeordnete  notwendig  worden,  im  ganzen  Bnnde^blete  an  dems^ben 
Tage  vorgenommen.  Die  Wahl  erfolgt  durch  geheime  Abstimmung  mittelst 
Stimmzetteln;  das  Wahlgeheimnis  ist  durch  zahlreiche  Yorscliriften  sorgsam 
geschützt;  ebenso  die  freie  Ausübung  des  Wahlrechts.  Beamte  bedürfen 
keines  Urlaubs  zum  Eintritt  in  den  Reichstag.  Die  Walilprüfung  erfolgt 
durch  den  Reiclistag  selbst  ohne  Mitwirkung  der  Regierung.  Die  Legis- 
laturperiode, welche  die  Verfassung  auf  drei  Jahre  bestimmt  hatte,  ist  auf 
fonf  Jahre  verlängert  worden  (Ges.  v.  Marz  1888);  sie  beginnt  nüt  dem 
Tage  der  allgemeinen  Wahlea  Dem  Kaiser  stdit  es  zu,  den  Reichstag 
zu  berufen,  zu  eroffnen,  zu  vertagen  und  zu  schließen  imd  unter  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  vor  Ablauf  der  Legislaturperiode  aufzulösen. 
Die  Verhandlungen  des  Reichstags  sind  öflfentlich.  (RV.  Art  22  Abs.  i.) 

nMrhMftiiiui,  Der  Auaschluß  der  Öffentlichkeit  Ist  verfiissungs widrig.  Die  Beschluftfessung 
erfolgt  nach  absoluter  Stimmenmehrfieit;  im  Falle  der  Stimmengleicliheit 
ist  der  Antrag  abgelernt  Zur  Beschlußfähigkeit  ist  die  Anwesenheit  der 
Hälfte  der  gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder,  also  mindestens  190,  er- 
forderlich. Diese  Verfassungsvorschrift  wird  aber  tatsächlich  sehr  oft  ver- 
letzt; die  Beschlußunlahigkeit  wird,  so  offensichtlich  sie  auch  ist,  nur  fest- 
gestellt, wenn  ein  Mitglied  des  Reichstags  es  verlaugt  oder  eine  nament» 
Hche  Abstimmung  stattfindet 

Der  Reichstag  wählt  seinen  Präsidenten,  seine  Vizepräsidenten  und 
Schriftführer  und  hat  das  Recht,  seine  Geschäftsordnung  selbständig  fest- 
zusetzen. Die  Abgeordneten  genießen  vollständige  Immunität;  sie  dürfen 
wegen  ihrer  Abstimmungen  und  wegen  der  in  Ausübung  ihres  Berufs  ge- 
tanen Äußerungen  außerhalb  der  Versammlung  nicht  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.  Die  geschSftsordnungsmäßigen  Mittel  zur  Aufrechterhaltung 
der  Disaplin  in  der  Versammlung  and  unzulänglich.  Die  Mi^^lieder  des  Rtidis- 
tags  eriialten  bisher  keine  Diäten;  der  Reichstag  hat  aber  sdion  oft  die  Ge* 
Währung  von  Diäten  verlangt,  und  diesem  Verlangen  ist  jetzt  unter  Aufliebui^ 
des  Art.  32  derRV,  durch  das  Reichsgesetz  vom  2 1.  Mai  1906  willfahrt  worden. 
PoUtudw  Der   wichtigste   Vorzug   der   Reichsverfassung   vor   der  ehemaligen 

^rd!?iNiii**  ß^^^s Verfassung  besteht  "in  der  Lmiuguug  des  Reichstags  in  den 
Olganismus  des  Bundes.  Ohne  die  Mitwhrkung  der  Volksvertretung,  ohne 
die  ofifenttiche  Erörterung  staatticher  MaBnahmen,  ohne  die  parlamenp 
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tarische  Kontrolle  der  Regierung  konnte  das  Reich  seinen  vielseitigen 
Aufgaben  nicht  gerecht  werden.  Nur  durch  die  Volksvertretung  wird  die 
Zusammenfassung  aller  Kräfte  des  Volkes  und  ihre  Verwertung  im  Staat* 
hohen  Gesamtinteresse  möglich;  während  die  Volksvertretung  die  Macht 
der  Färstea  beschränkt,  steigert  sie  die  Macht  des  Staates  in  einem  un- 
geahnten MaBe.  Dem  alten  Bundestage  in  FtankAirt  batte  keine  £r- 
weiteraog  seiner  Zustindigkati  keine  Verbesserung-  seiner  Zusammen- 
setzung und  Geschäftsordnung  politische  Talkraft  zu  verschaffen  vermocht 
und  der  Bund  wäre  ohne  Volksvertretung  ungeeitrnet  geblieben,  die  Inter- 
essen des  deutschen  Volkes  zu  verwirklichen.  Dii  intensive  Stärke,  welche 
die  Reichsgewalt  seit  der  Gründung  des  NorddeuLschcu  Bundes  erlangt  hat, 
und  ihre  um&ngreiclie  Ent&ltung  auf  allen  Gebieten  staaUicher  Tätigkeit  be- 
ruhen auf  dem  Zusammenwiiken  der  Bundesr^erungen  und  des  Reichstags. 

Der  Reichstag  ist  eine  so  radikal -demokratische  Einrichtung,  wie  sie 
sich  schwerlich  in  einem  anderen  Großstaate  wiederfindet;  denn  infolge 
des  allgemeinen  gleichen  Wahlrechts  ist  er  vorzugsweise  eine  Vertretung 
der  besitzlosen  und  ungebildeten  Klassen,  und  ein  nach  anderen  Grund- 
sätzen gebildetes  imd  andere  Interessen  zur  Geltung  bringendes  Oberhaus 
steht  ihm  nicht  zur  Seite.  Die  geheime  Stimnuettelwahl  entzidiit  der  Re- 
gierui^  und  ihren  Oiganen  jede  Einwiikung  auf  den  Ausfall  der  Wahlen, 
während  die  Wahlbeeinflussung  durch  den  Klerus,  durch  Arbeiterdiktatoren 
und  andere  Demagogen  sich  frei  entfalten  und  der  verwerflichsten  Mittel 
bedienen  kann.  Unter  dem  Schutz  absoluter  Straflosigkeit  stellen  sich 
manche  Redner  die  soziale  und  konfessionelle  Verhetzung  der  Volksmassen 
zur  Angabe  und  ihre  Reden  finden  Verbreitimg  und  Wideihall  in  der 
Tagespresse,  wdldie  sidi  hinnchtlich  wahrheitsgetreuer  (?)  Berichterstattung 
über  die  Retdhstagsverhandliingen  einer  unbeschränkten  Freiheit  «rfireut 
Die  Macht  des  Reichstags  ist  eine  sehr  große.  Er  hat  nicht  nur  das 
Recht  der  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  und  an  der  Festsetzung  des 
Etats  und  eine  umfassende  Kontrolle  der  Reichsverwaltungen,  sondern  er 
beherrscht  auch  infolge  des  Systems  der  Matrikularbeiträge,  welche  nur 
in  der  vom  Reichstage  bewilligten  Höhe  eriioben  werden  dürfen,  die  ge- 
samte finanzwirfcsdiaft  des  Reiches  und  mittelbar  selbst  die  der  Einzel- 
staaten. Durch  die  Verlängerung  der  Legidaturperiode  ist  die  Macht 
des  Reichstags  gesteigert  worden,  denn  das  Recht  der  Auflösung  kann 
nur  selten  und  nur  unter  besonders  günstigen  politischen  Umständen 
mit  Eriolg  ausgeübt  werden.  Der  EinÜuß  der  großen  Fraktionen  und 
ihrer  Führer  auf  die  Regierung  des  Reiches  ist  daher  ein  stetig  wachsen- 
der und  muB  sddiefilich  zur  Farlamentsherrschaft  fuhren,  wenn  ihm  nicht 
wirksame  Schranken  gezogen  werden.  Durch  dne  Abstimmung  den  Rei<di»* 
kanzler  oder  die  Staatssekretäre  der  Reichsämter  zu  stürzen,  ist  der 
Reichstag  freilich  nicht  in  der  Lage;  diese  Ämter  werden  bisher  noch 
nicht  von  den  Parteiführern,  sondern  vom  Kaiser  besetzt  Dies  ist  die 
Garantie  einer  unparteiischen,  gesetzmäßigen  Verwaltung. 
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Der  Reichstag  als  die  Vertretung  des  gesamten  deutschen  Volkes 
sollte  nadi  der  AtMdcht  BiMmurcka  da  Gegengewicht  gegea  den  Fartiku« 
lafismus  der  R^iierungen  der  Bundesstaaten  sein;  dies  ist  —  wenn  auch 
nicht  vollständig  —  eireicht  wenden;  dafür  ist  aller  der  Partikularismits 

der  Fraktionen  groß  gezogen  worden.  Nachdem  die  beiden  großen  poli- 
tischen Ziele,  die  bundesstaatliche  Einigung  der  deutschen  Staaten  und 
die  Durchführung  des  konstitutionellen  Sj^stems  erreicht  worden  sind, 
ist  an  die  Stelle  der  politischen  Kämpfe  der  Widerstreit  der  wirtschaft- 
lichen Iht^essen  d^  sodalen  Klassen  getreten,  dessen  Scbauplatz  die 
Gewerbegeset^bung  und  die  Verteilung  der  finanziellen  Lasten  ist  Auf 
diesem  Gebiet  finden  HaA,  Neid  und  Eigennuts  der  Parteien  reicUich  Ge- 
legenheit sich  zu  entfalten. 

i>er  Reiciu-  IV.  Die  Reichsbehördcü.  Nach  Art.  17  der  RV.  bedürfen  alle  An- 
ordnimgen  und  Verfügtmgen  des  Kaisers  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegen- 
zeichnung des  Reichskanzlers,  wddier  dadundi  die  VerantwortUchkeit 
übernimmt  Hieniach  ist  der  Reichskanzler  der  einnge  und  alleinige 
Minister  des  Kaisers;  es  gibt  kein  Ressort  der  Reichsverwaltung,  dessen 
oberster  Chef  nicht  der  Reichskanzler  wäre.  Eine  Durchbrechung-  hat 
dieses  Prinzip  jedoch  erfahren  durch  das  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1879  §  2 
hinsichtlich  des  Statthalters  in  Elsaß-Lothringen.  Außerdem  ist  der  Reichs- 
kanzler praufiischw  Bevollmächtigter  im  Bundesrat  und  bat  als  solcher 
den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Geschäfte  des  Bundesrats.  Die  Ver- 
antwortlichkeit des  Reichskanzlers,  von  wacher  Art  tj  der  RV.  sprich^ 
bezieht  sich  nur  auf  seine  Tätigkeit  als  Reichsminister,  nicht  als  Bundes- 
ratsbevollTnächtigiier;  sie  ist  bisher  nicht  zu  einem  Rechtsinstitut  gestaltet, 
detm  eü  felüt  an  Anordnungen,  worauf  sie  sich  erstreckt,  wer  befugt  ist 
sie  geltend  zu  machen,  welches  Verfahren  dabei  einzuhalten  ist,  welche 
Wirkungen  mit  ihr  verknüpft  sind. 
SdwSMMiw  Die  verantwortliche  SteUvertrefcimg  des  ReidiskanziCTS  wuxde  durch 
das  Reichsgesetz  vom  17.  März  1878  geregelt  Das  Gesetz  laBt  zwei  Arten 
von  verantwortlichen  Stellvertretern  zu,  einen  Generalstellvertreter  für  den 
gesamten  Umfang  der  Geschäfte  des  Reichskanzlers  und  Ressortstellver- 
treter für  diejenigen  einzelnen  Amtszweige,  welche  sich  in  der  eigenen 
und  unmittelbaren  Verwaltung  des  Reiches  befinden.  Zu  solchen  können 
nur  die  Vorstände  der  obersten  Rdchsbehorden  für  ihren  Geschäftskreis 
ernannt  werd«i.  Die  Ernennung  ^es  Generalstellvertreters  (Vizereichs- 
kanders)  hat  sich  als  nicht  zweckmäßig  erwiesen  und  ist  seit  langer  Zeit 
nicht  erfolgt;  dageg-en  ist  die  Bestellung  der  Ressortstellvertreter  zu  einer 
dauernden  Einrichtung  des  Reiches  geworden. 
Dia  Kojckuiunter.  Füt  die  dcm  Bundeskanzler  obliegenden  Geschäfte  wurde  durch  den 
FräsidialerlaB  vom  12.  August  1Ö67  eine  Behörde  unter  dem  Kamen 
„Bundeskander-Amt"  errichtet,  weiche  anfongs  drei  Abteilungen  (Zentral- 
abteilung, Post,  Telegraplue)  um&Bte.  Sodann  wurden  sclion  im  Nord- 
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deutschen  Bunde  die  preußischen  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  der  Marineangelegenheiten  auf  den  Bundesetat  genommen  und 
zu  Bundesbehörden  erklärt  Durch  die  Fortschritte  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  des  Reiches  hat  sich  diese  einfache  Behördenvezfassung  immer 
taehr  entirickelfc;  das  Reichskan«1eramt  wurde  in  eine  Anzahl  v<m  8^b> 
standigen  obersten  Zentralverwaltongsbeliörden  zerlegt  und  es  sind  im  Laufe 
der  Zeit  neue  Behörden  hinzugekommen,  vom  denen  ideder  zahlreiche  Be- 
hörden mit  selbständigen  Geschäftskreisen  ressortieren.  Auch  eine  Reihe 
von  richterlichen  Behörden  wurde  geschaffen,  namentlich  das  Reichs- 
gericht in  Leipzig,  das  Reichsmilitärgericht  in  Berlin,  Disziplinargerichte 
fiir  ffle  Rddhsbeamten  und  eine  eili^liche  ZaU  von  Verwattungsgeriditen. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  «nd  geregelt  durch  das 
Reichsgesetz  vom  31.  März  1873,  welches  durch  eine  grofie  Zahl  von 
Reichsgesetzen  und  Verordnungen  ergänzt  und  abgeändert  worden  ist 


C.  Die  Formen  der  T&tlifksit  des  Reieba. 

L  Die  Reichsgesetzgebung.    Zum  Zustandek<»nmen  eines  Ge*  D«r  Weg  d«r 
setzes  im  formellen  Sinne,  gleichviel  ob  es  eken  Recfatssatz  oder  irgend- 
eine  andere  Wlllenserklänmg  zum  Inhalt  hat»  gehören  folgende  vier  Er^ 

fordemisse: 

Die  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  oder  Gesetzentwurfs, 
die  durch  übereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags  erfolgt,  während  io)  ehemaligen  Deutschen  Bunde  zur  Be- 
scblufifassung  über  „gmieinnützige  Anordnungen'*  Einstimmigkeit  aller 
Staaten  erford^lich  war.  Bundesrat  und  Reichst^  sind  einander  gldcb- 
gestellt;  jede  der  beiden  Körperschaften  hat  das  Recht  der  Initiative,  der 
Amendierung,  der  Ablehnung.  Vorschläge  des  Bundesrats  werden  vom 
Reichskanzler  im  Namen  des  Kaisers  an  den  Keichstag  gebracht;  Be- 
schlüsse des  Reichstags  werden  durch  den  Präsidenten  desselben  dem 
Rnchdcanzier  übermittelt  und  von  diesem  dem  Bundesrat  in  dessen  nächster 
Sitzung  vorgelegt 

Die  Sanktion  ist  die  Ausstattung  des  Gesetzentwuxfe  mit  rechts- 
verbindlicher Kraft,  der  Gesetzesbefehl.  Sie  erfolgt  durch  einen  Beschluß 
des  Bimdesrats  als  desjenigen  Organs,  welches  die  Gesamtheit  der  deutschen 
Bundesstaaten,  des  Trägers  der  Reichsgewalt,  vertritt.  Die  RV.  erwähnt 
zwar  die  Sanktion  nicht;  da  aber  in  jedem  Gesetz  ein  Befehl  enthalten  ist, 
so  ist  es  auch  selbstverständlich,  daA  jemand  diesen  Befehl  erteile»  mufl^ 
und  es  ergibt  nch  aus  der  allgemdnen  Ordnung  der  Verfiusung  ^es 
Staates  zugleich,  welches  Organ  dazu  berufen  ist,  olme  daß  dies  einer 
ausdrücklichen  Festsetzung  bedarf.  Daß  dem  Kaiser  die  Sanktion  der 
Reichsgesetze  nicht  zusteht,  ergibt  sich  aus  Art  5  und  17  der  RV.,  welche 
den  Anteil  des  Kaisers  an  der  Reichsgesetzgebung  mit  ausschließender 
VoUstandigkeit  ftstsetzen.  Der  Reichstag  ist  an  der  Sankdon  nicht  be- 
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teiligt;  denn  seine  Beschlüsse  sind  nicht  an  das  Volk  gerichtet  und  ent- 
halten keine  Anordnungen,  sondern  sie  erklären  dem  Bundesrat,  daß  der 
Reidistag  der  Sanktion  des  Gesetzes  sein»  Zustimmung  ertdlt 

Die  Ausfertigung  ist  die  Heiatellmig  der  Gesetzesuzkunde,  des 
Gresetzesoriginals  im  körperlichen  Sinne  und  des  authentisdien  WorÜautS. 
Die  Verfassung,  Art  17,  überträgt  diese  Funktion  dem  Kaiser.  Da  er  ein 
Gesetz  nur  dann  ausfertigen  kann,  wenn  es  ordnungsmäßig  zustande  g-e- 
kommcn  ist,  so  hat  der  Kaiser  das  Recht  und  die  Pflicht,  die«?  ru  prüfen, 
und  die  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers,  welcher  die  Ausfertigung 
gegenzeichnet!  erstreckt  äkdi  darauf,  daB  dies  der  Fall  ist  und  dafl  der 
dem  Kaiser  vorgdegte  Text  genau  dem  vom  Bundesrat  und  Rdchstag- 
beschlossenen  Wortlaut  entspricht  Dadurch  ist  zugleich  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden,  die  Verfassungsmäßigkeit  der  vom 
Kaiser  ausgefertigten  Reichsgesetze  zu  prüfen,  ausgeschlossen. 

Die  Verkündigung  ist  im  Art  17  ebenfalls  dem  Kaiser  übertragen. 
Sie  geschieht  nach  Art  2  der  RV.  vermittelst  des  Reichsgesetzblattes; 
ohne  diese  Vertcfindigung  erlangt  kein  Reichsgesetz  verbindliche  ICraft 
Die  letztere  beginnt  mit  dem  14.  Tage  nach  d«n  Ablauf  desjenigen  Tages, 
an  welchem  das  betreffende  Stück  des  Reichsgesetzblattes  in  Berlin  aus- 
gegeben worden  ist,  wofern  nicht  das  Gesetz  selbst  einen  anderen  Zeit 
punkt  seines  Inkrafttretens  festsetzt 

om  ZMmd^       n.  Die  Rechts  Verordnungen.  Die  RV.  enifailt  im  Gegmsats  zur 
Mt      Ihreufiiscfaen  und  viden  anderen  deutschen  Verfessungen  keine  allgemeine 
£nn3chtigung  irgendeines  Reichsorgans  zum  ErlaB  von  Rechtsverord- 

nungen.  Jede  Verordnung,  welche  Rechtsvors^iriften  enthält,  kann  daher 
nur  gültig  erlassen  werden  auf  Grund  einer  speziellen  reichsgesetzlichen 
Delegation.  Diese  kann  erteilt  werden  dem  Bundesrat  oder  dem  Kaiser 
oder  dem  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesrates;  ferner  dem  Reichs- 
kander  oder  einer  anderen  Relcshsbeh^e;  endUch  den  Regierungen  der 
J^nzelstaaten.  Die  Rechtsverordnungen  bedürfen  wie  die  Gesetze  einer 
Sanktion,  Ausfertigung  und  ordnungsmäßigen  Verkfindigung.  Da  das 
Reichsgesetzblatt  das  einzige  gesetzliche  \'erkündigungsorgan  des  Reiches 
ist,  so  können  auch  Rechtsverordnungen  nur  in  ihm  ordnungsmäßig  ver- 
kündigt werden.  Für  kaiserhche  Anordnungen  ii.t  dies  ausdrücklich  vor- 
geschrieben in  der  Verordnung  vom  26.  Juli  1867  §  i ;  hinsichtlich  der  Bundes- 
ratsverordnungen ist  die  Praxis  schwankend. 

iiire  vru\.u^K  Hr.  Die  Staatsverträge.  Staatsverträge  wirken  nach  zwei  Rlch- 
°*^rBMir  tungen  hin;  einerseits  begründen  sie  Rechte  und  Pflichten  gegenüber 
dem  anderen  kontrahierenden  Staate,  anderseits  erfordert  ihre  Er- 
füllung ein  gewisses  Verhalten  der  Behörden  und  Untertanen  des 
eigenen  Staates.  Die  eine  ^^kung  ist  eine  völkerrechtliche,  die  andere 
eine  staatsrechtliche;  jene  beruht  auf  einem  Versprechen,  diese  auf 
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einem  Befehle.  Wenn  es  sich  lediglich  um  Verwaltungsgeschäfte  der 
Behörden  handelt,  welche  dem  geltenden  Recht  entsprechen,  können 
diese  Befehle  von  der  Regierung,  also  den  Reichsbehörden  vom 
Kaiser  erteilt  werden;  wenn  aber  der  Staatsvertrajr  in  den  Bereich  der 
forrndten  G«setzgebung  eingreift,  ist  seine  Erfüllung  an  dieseüben  Voraus- 
aetmngea  gebumleiiy  wie  jede  Abänderung  eines  Gesetxes,  d.  b.  an  die  Be- 
obachtung des  Gesetzgebungsweges.  Diese  Unterscheidung  wird  auch  in 
der  RV.  Art  1 1  gemacht  Nach  Abs.  i  daselbst  hat  der  Kaiser  das  Reich 
völkerrechtlich  zu  vertreten  .  .  .  und  Bündnisse  und  andere  Vertrage  mit 
fremden  Staaten  einzugehen;  nach  Abs.  3  aber  bedürfen  solche  Verträge, 
wenn  sie  in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  eingreifen,  zu  ihrem 
Abschluß  der  Zustimmimg  des  Bundesrates  und  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Genduntgung  des  Reidistages.  Ob  durch  diese  Bestimmung  die  völker- 
rechtliche Leg^itimation  des  Kaisers  zum  Abschluß  solcher  Verträge  be- 
schränkt 'vird,  ist  bestritten,  aber  aus  überwiegenden  Gründen  zu  ver- 
neinen. Es  ergibt  sich  aber  aus  dem  Abs.  3  die  Rechtspflicht  des  Kaisers, 
vor  dem  definitiven  Abschluß  des  Vertrages  die  Zustimmung  des  Bundes- 
rates und  die  Genehmigung  des  Reichstages  einzuholen,  um  jede  Kollision 
Zwisten  der  völketrechtlidlien  Verbindlicfakeit  und  der  staatsrecbttichen 
Vcdizlehbarkeit  des  Vertrages  zu  verhüten.  Dem  entspiidit  auch  die  Praxis 
denn  der  definitive  Abschluß  des  Vertrages,  welcher  durch  die  Auswechse- 
lung der  sog.  Ratifikationsurkunden  erfolgt,  findet  erst  statt,  nachdem  der 
Vertragsentwurf  die  verfassungsmäßige  Genehmigung  erhalten  hat  Die 
Raüükationsurkunde  wird  vom  Kaiser  unterzeichnet,  vom  Reichskanzler 
gegengezeichnet  Zur  staatsreditüchen  \^ksamkeit  ist  die  ordnungsmäßige 
Verkündigung  des  Staatsvertrages  im  Reichsgesetzblatt  erforderlich,  die 
fireiUch  in  einer  sehr  inkorrekten  Weise  erfolgt  Die  in  Preußen  vor  1848 
übliche  Fomi  der  Verkündigung  ist  nach  Einfuhrung  der  konstitutionellen 
Verfassung  beibehalten  worden,  in  den  Norddeutschen  Bund  und  aus 
diesem  in  das  Deutsche  Reich  übergegangen, 

]V.  Die  Verwaltungsverordnungen  des  Bundesrats.  (Ober  diese 
8.  oben  S.  Z99.)   

D.  Die  Reichsverwaltungen. 
I.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Es  besteht  nach  der 
RV.  ein  Unterschied  zwischen  dem  Gesandtschaftsrecht  lud  dem  Konsulat- 
wesen. Der  Kaiser  hat  das  Reich  volkerrechtlich  zu  vertreten  und  dem- 
gemäß die  Befiignis»  Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen.  Aber 
die  RV.  enthält  kein  Verbot  für  die  Einzelstaaten,  mit  fremden  Staaten 
oder  unter  sich  einen  diplomatischen  Verkehr  zu  unterhalten  und  Gesandte 
zu  entsenden  oder  zu  empfangen.  Sie  können  auch  neben  der  Rcichs- 
gesandtschaft  eine  Landesgcsandtschaft  errichten;  nur  für  Preußen  ist  dies 
wegen  der  Personenidentität  des  Kaisers  und  Königs  nicht  möglich,  jeden- 
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falls  nicht  erforderlich.  Die  Reichsgesandtschaften  haben  nicht  nur  die 
Gesamtinteressen  des  Reiches,  sondern  auch  die  Rechte  und  Interessen 
aller  Einüelstaaten  und  ihrer  Angehörigen  wahrzunehmen;  wenn  aber  an 
demselben  Hofe  äne  Reichsgesandtsdaaft  und  dne  Laadesgesandtscliaft 
besteht,  so  liegt  der  letzteren  zunächst  die  Vertretui^  der  Sonderinteressen 
des  Einzelstaates,  seines  Souveräns  und  seiner  Angehörigen  ob.  Alle  An- 
gelegenheiten, welche  g'emeinschaftliche  des  Reiches  sind,  gehören  ans- 
schließUch  zu  dem  Geschäftskreise  der  Reichsgesandten. 

Für  das  Konsul atwesen  hat  die  RV.  Art  4  Z.  7  und  Art.  56  dagegen 
den  Grundsatz  aufgestellt,  daß  seine  Verwaltung  ausschließlich  dem  Reich 
zugewiesen  ist  Die  Einzelstaaten  dürfen  daher  im  Audande  Konsuln  nicht 
bestellen;  nur  inneihalb  des  Reichsgebietes  bestehen  noch  einige  ziemlich 
bedeutungslose  Konsulate.  Dem  ausschließlichen  Rechte  des  Reiches  ent- 
spricht die  Pflicht  desselben,  überall  die  Konsulatsvertretungen  einzurichten, 
wo  dies  durch  das  Interesse  auch  nur  eines  Bundesstaates  geboten  ist 
Die  Amtspflichten  der  Konsuln  sind  durch  das  Konsulatsgesetz  vom 
8»  November  1867  und  durch  zahlreiche  Konsulanroträge  geregelt 

t.  Post  and  II.  Die  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  i.  Hinsichtlich  der  Post 
Tatognphie.  ^^^^  Telegraphie  hat  das  Reich  für  das  ganze  Reichsgebiet  die  aus- 
schlicßlir:ii  l'efugni.s  zur  Gesetzgebung  über  die  Vorrechte  der  Post  und 
Telegraphie,  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  beider  Anstalten  zum  Publi- 
kum, über  die  Portofreiheiteu  und  das  Posttaxwesen,  mit  Ausnahme  der 
reglementarischen  und  Tarifbestimmungen  für  den  internen  Vericehr  inner- 
halb Bayerns  bzw.  Württembergs. 

Dem  Rmch  steht  ferner  für  das  ganze  Reichsgebiet  mit  Ausnahme 
von  Bayern  und  Württemberg  die  unmittelbare  Verwaltung  der  Post  und 
Telegraphie  für  Rechnung  des  Reiches  zu.  Den  Landesregierungen  ist 
jedoch  die  Anstellung  der  für  fif-n  lokalen  und  technischen  Betrieb  be- 
stimmten und  der  niederen  Beaniieu  vorbehalten.  (RV.  Art  50  Abs.  5.) 
Dieser  Vorbehalt  ist  aber  dadurch  gegenstandslos  geworden,  daSFteuften  und 
die  meisten  kleinen  Staaten  die  gesamte  Post*  und  Telegraphenvnwaltung 
dem  Reich  übertragen  haben,  während  in  Sachsen,  Baden,  Mecklen- 
burg und  Braunschweig  die  Anstellung  der  Postbeamten  durch  Verein- 
barungen mit  dem  Reich  geregelt  ist.  Hävern  und  Württemberg  verwalten 
ihre  Post-  und  Tciegraphenverwaltung  selbständig  und  für  eigene  Rechnung; 
doch  ist  Zwilchen  dem  Reich  und  Württemberg  eine  EiouahmegemehiSGhaft 
mit  antei]smfi6igerV<»rtdlung  vemnbart  worden;  daher  dieselben  Briefinarken. 

Post  und  Telegraphie  sind  offemOkhe  Anstalten,  derm  Benutzung 
niemandem  verweigert  werden  darf,  der  sich  den  für  die  Benutzung  be- 
stehenden allgemeinen  Vorschriften  untenvirft  Den  Beamten  dieser  Ver- 
^valtungen  ist  die  Bewahrung  des  Brief-  und  Telegraphengeheinmissrs  zur 
Pllicht  gemacht;  die  Rechtsfolgen  einer  widerrechtlichen  Verletzung  uieser 
Pflicht  können  bestehen  teils  in  DiS2^>linarbesti«fnng,  teils  in  der  Pflicht 
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zum  Schadenersatz,  teils  in  öflFentlichen  Strafen.  (Strafgesetzb.  §  354.  3  5s.'^ 
Dem  Posuwang  (Monopol)  sind  unterworfen  verschlossene  Briefe  und 
Zeitungen  politischen  Inhalts,  welche  öfter  als  einmal  wochentiidi  ersdieinen. 
DasTdegraphenregal»  d*b.  die  ausschfieftlidie  Befugnis»  T^egraphenanlagen 
für  die  Vennittelunff  von  Nachrichten  zu  etriditen  und  zu  betreiben,  hat 
durch  das  Reichsg-esetz  vom  6.  April  1892  seine  Rechtsgrundlage  erhalten. 

Die  Organisation  und  Leitung  des  Dienstes,  soweit  sie  nicht  durch 
die  Postgesetze  normiert  ist,  ist  im  Gcbirt  der  Reichspost  dem  Kaiser, 
in  Bayern  und  Württemberg  den  Regierungen  dieser  beiden  Staaten  Uber- 
lassen.  (RV.  Art  50  und  52.) 

2.  Die  Eisenbahnen  stehen  im  Eigentum  und  der  selbständigen  Ver-  ■wUMMma, 
waltung  der  Einzelstaaten  mit  Ausnahme  der  Reichseisenbahnen  in  Elsafi- 
I.othring-en,  welche  das  Reich  aus  der  franzosischen  Kriegskosten- 
entschädi!?ung  der  französischon  Ostbahn  abgekauft  und  aus  eigenen  Mitteln 
ausgebaut  und  erweitert  haL  ^iuch  gibt  es  noch  einige  Vollbahnen,  welche 
im  Eigentum  von  Akttengeedlschalten  stehen.  Das  Reich  hat  die  Zustandig- 
Iceit  zur  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  des  Eisenbahnwesens  (Art  4 
Ziff.  8);  bisher  aber  ein  Eisenbahngesetz  nicht  r  rlassen.  Die  Btmdesregierungen 
sind  verpflichtet,  die  deutschen  Eisenbahnen  im  Interesse  des  allgemeinen 
Verkehrs  wie  ein  einheitliches  Netz  ver^'alten  und  zu  diesem  Behuf  auch 
die  neu  lierzustellenden  Bahnen  nach  einheitlichen  Normen  anlegen  und 
ausrüsten  zu  lassen.  (Art  42.)  Es  sollen  femer  übereinstimmende  Betriebs- 
einrichtungen getroffen  und  gleiche  Bahnpolizeireglements  eing^hrt 
werden.  Dem  Reich  steht  die  AuMcfat  über  den  baulidien  Zustand,  das 
Betriebsmaterial  und  das  Tarifwesen  zu.  Zum  Zweck  der  Vert^digung 
Deutschlands  haben  alle  Eisenbahn  Verwaltungen  den  Anforderungen  der 
Reichsbehürden  unweigerlich  Folge  zu  leisten.  (Art  47.)  Auf  Grund  dieser 
Verfassimgsbestimmungen  hat  der  Bundesrat  Normalbestimmungen  über 
die  Konstraktton  und  Ausrflsttmg  der  Eisenbahnen,  ein  Betriebsregl^ent 
(Verkdusordnung),  ein  Bahnpolizeireglement  und  andere  Verendnungen 
beschlossen.  Zur  Ausübung  der  in  der  RV.  dem  Reiche  zugeschriebenen 
Befi^pusse  ist  das  Reichseisenbahnamt  in  Berlin  errichtet  worden,  gegen 
dessen  Verfugungen  der  Rekurs  an  das  durch  richterliche  Beamte  ver- 
stärkte Reichseisenbahnamt  zulässig  ist 

Bayern  ist  von  der  Auwendung  der  in  den  Artikeln  42 — 45  der  RV. 
getroffenen  Bestumnungua  und  von  der  Zuständigkeit  des  Reichseisenbahn- 
amtes  aw^enommen;  dagegen  sind  die  im  Interesse  d«rLandesverteicUgung 
getroffenen  Anmdnungen  auch  für  Bayern  geltend. 

III.  Das  Gerichtswesen.  Es  ist  in  dem  engen  Rahmen  dieses 
Aufsatzes  selbstverständlich  unmöglich,  die  Gerichtsverfassimg,  die  Prozeß- 
ordnungen und  den  taaX  unübers^barw  Inhalt  der  zahlreichen  anderen 
die  Rechtspflege  betreffenden  Reichsgesetze  audi  nur  andeutungsweise 
darzusteUen;  die  Erörterung  mufi  sidi  auf  die  Einwirkung  des  bundes- 
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staatlichen  Verhältnisses  auf  die  Gerichtsbarkeit  beschränken.  Die  bfirger- 
lichen  Gericble  im  Reich^biet  ^d,  mit  Ausnahme  des  in  lettter  Listaoz 
entsdieidenden  R^di^^chts,  Staatsgeridite;  sde  leitMi  ihre  Geridits- 

gewalt  von  der  StaatSj^ewalt  ihres  Staates  ab  und  diese  ist  grundsät2lich 
auf  das  Gebiet  r]p^  hr^trofTendcn  Staates  beschränkt  So  wie  aber  die 
Einzelstaaten  bei  der  Ausübung  ilurer  Gerichtshohoit  an  die  Vorschriften 
der  Reichsgesetze  gebunden  sind,  so  erstreckt  sich  anderseits  die  staats- 
rechtliche Rechtskraft,  d.  b.  die  Vollstreckbarkeit  der  geriditiichen  Urtmle 
auf  das  ganze  Bundesgebiet  Das  gleiche  gilt  hinsichfUch  der  Wirkungen 
der  bei  einem  Grericbte  eingetretenen  Rechtsbans^keit,  sowie  auf  die 
verpflichtende  Kraft  der  zur  Erledigung  der  Prozesse  erforderlichen  richtet^ 
liehen  Gebote  oder  Verbote  an  Personen,  die  sich  im  Bundesg-ebiete  be- 
finden. Mithin  übt  jeder  einzelne  Staat  eine  (xerichtsbarkcit  über  das 
ganze  Bundespebiet  nach  Maßgabe  der  reichsgeseLzlichen  Vorschriften  aus. 
Auch  das  Begnadigungsrecht  haben  die  Finielstaaten,  sow^t  es  nicbt 
durch  q>e2ielle  Vorschriften  der  Reicbsgesetze  dem  Kaiser  eingei^Uimt 
worden  bt  In  jeder  Strafsache  kann  immer  nur  e  i  n  deutscher  Staat  be- 
gnadigungsberechti^  sein,  und  zwar  ist  es  immer  derjenige,  dessen  Gericht 
erster  Instanz  in  der  Sache  das  Urteil  gesprochen  hat.  Der  Begnadigung.s- 
akt  des  zuständigen  Staates  erstreckt  seine  Wirlcsamkeit  über  das  ganze 
Reichsgebiet 

BMtaWH«.       Es  besteht  ferner  für  alle  Gerichte  des  Bunde^ebietes  die  Ver- 
pflidituf^,  in  böcgerlichen  Rechtsstreitigkeitoi  und  in  Strafiadken,  auch  in  den 

bei  den  Jfilitärgerichten  anhängigen,  sowie  in  Angelegenheiten  d«:  finei- 
willrgen  Gerichtsbarkeit  sich  gegenseitig  Rechtshilfe  zu  leisten,  ohne 
daß  es  einen  Unterschied  macht,  ob  das  ersuchende  und  das  ersuchte 
Gericht  demselben  Bundesstaate  oder  ob  sie  verscliiedenen  Üundesstaaten 
angehfiren.  Diese  Verpflichtung  ist  auch  erstredct  worden  auf  die  Antrage 
der  Seeimter,  Gew^rbegericbte,  der  Kauftnann^ferichte,  des  Patentamtes» 
der  Konsular-  und  Schutzgebietsgerichte,  der  Behörden  der  Arbeitervetw 
Sicherung  und  anderer  Behörden.  Ein  Gericht  darf  Amtshandlungen 
außerhalb  seines  Bezirks  regelmäßig  nicht  vornehmen;  wenn  daher  in  einem 
Verfahren  eine  richterliche  Handlung  erforderUch  wird,  welche  in  einem 
anderen  Gerichtsbezirk  vorzunehmen  ist,  so  muß  das  Gericht  dieses  anderen 
Bezirks  um  die  Vornahme  der  Handlung  ersucht  werden.  Die  Bundes- 
staaten tmd  verpflichte^  die  gmchtliche  Rechtslitlfe  einander  unentgeltlich 
zu  leisten. 

Grm^riBitpiea.  TV.  Das  Reichskriegswesen.  Auch  hier  ist  es  nicht  möglich, 
den  reichen  Inhalt  der  vielen  lunfangreichen  Gesetze  des  Reiches  auch 
nur  summarisch  wiederzugeben,  sondern  die  Darstellung  muß  ^ch  auf  die 
verfessungsrecfatlichen  Grundprinzipien  beschränken.  Die  bewaffnete  Macht 
des  Reiches  zerfallt  in  zwei  große  Bestandteile,  das  Heer  und  die  Kriegs- 
marine, für  welche  sehr  verschiedene  staatsrechtliche  Grundprinzipien 
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maßgebend  sind.  Der  Grund  dieser  Verscliiedenlieit  ist  ein  historischer; 
er  liegt  in  den  Verhältnissen,  welche  der  Norddeutsche  Bund  und  das 
Reich  M  ihrer  Gründung  voisfefiindeii  hab«L  Kein  Staat  anller  PreuBen 
hatte  eine  Kriegsflotte»  dag^[iea  halte  jeder  sein  eigenes  IfiUtirwesen.  Ii^ 

folgedessen  besteht  hinsiditlich  der  Kriegsmarine  der  (irrundsatz,  daß  $ie  eine 
reine  Rcichseinrichtung  ist  welcher  die  Verwaltuncf^befugnisse  derEiazel- 
staaten  völlig'  ausgeschlossen  sind;  sie  ist  kraft  inm  rcr  Notwendigkeit  eine 
einheitliche.  Für  das  Heer  dagegen  besteht  da^  Kontingentssystem; 
jeder  Staat  hat  nach  der  KV»  seine  eigenen  Truppen  und  das  Reich 
hat  abges^en  von  den  Scfautztnqtpen  keine  Truppen,  die  nicht 
Truppen  der  Einzelstaaten  wären.  Diese  Landestruppen  sind  aber  zu 
einem  „einheitlichen"  Heer  zusammengefaßt,  indem  sie  gleichmäßig 
organisiert  und  bewaffnet  sind,  im  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehl 
des  Kaisers  stehen  und  die  gesamten  Kosten  gemeinschaftlich  von  den 
Bundesstaaten,  also  aus  Reichsmitteln  getragen  werden.  Die  Militär- 
hoheitsrechte sind  daher  zwischen  dem  Reich  und  den  Einzelstaaten  vet- 
teilt;  dm  Organen  des  Reiches  stdt  zu  die  lilGlitSxgesetzgehuog,  der 
Oberbefehl,  die  Feststellung  des  Rekrutenbedarfs  und  des  Militäretats; 
den  Einzelstaaten  die  Kontingentih  rrlichkeit,  die  Militärverwaltung  und 
die  Militärgerichtsbarkeit  (ausgenommen  in  dritter  Instanz). 

Von  diesen  in  der  KV.  gezogenen  und  m  einzelnen  Pimkten  modifi-  TatdckOcW 
aerten  oder  näher  bestinunten  Grundlinien  weicht  abw  der  tatsächlich 
bestdiende  Zustand  eriieblich  ab.  In  Freufien  und  in  ElsaB-Lotluingen 
sind  die  Icaiserlichen  und  die  landesherrlichen  Rechte  in  einer  Pwson  ver- 
einigt; Bayern  hat  ein  weitreichendes  Sonderrecht,  indem  die  bayerischen 
Truppen  im  Frieden  dem  Oberbefehl  des  Kaisers  nicht  untpf^tellt  sind; 
die  übrigen  Staaten ,  mit  Au«5nahme  von  Sachsen  und  Württemberg,  haben 
durcli  MilitärkoQventioneu  ihre  Kontingente  dem  preußisciien  angegliedert 
und  ihre  militärischen  Hoheitnrechte  dem.  König  von  PreuBen  zur  Aus- 
übung übertragen.  Der  verhaaungamSMge  Normalzustand  besteht  daher 
nur  in  vSachsen  und  Württemberg  und  auch  mit  diesen  beiden  Staaten  sind 
durch  ^liUtärkonventionen  einzehie  Abweichungen  von  den  Bestimmungen 
der  RV\  festgesetzt  worden.  Das  Reichsheer  besteht  daher  aus  vier  Kontin- 
genten, dem  preußischen,  sächsischen,  württembergischen  und  bayerischen. 

Die  EinhettUchlceit  des  Rechtes  ist  für  alle  Kontingente  durch  MHUbMd*. 
zahlreidie  Militärgesetze  in  allen  Beziehungen  heigestdlt  worden,  namenU 
lidi  hinsichtlich  der  Wehrpflicht,  des  Ersatzes  an  Mannsdiaften  und  Offi- 
zieren, der  Rechtsverhältnisse  der  Militärpersoneu,  der  Pensionen,  des 
Militarstrafrcchts  und  Strafprozesses,  der  Friedens-  und  Kriegsleistungen  usw. 

Den  Befehlen  des  Kaisers  sind  alle  deutsche  Truppen  unbedingte Bi^wHctor 
Folge  zu  leisten  verpflichtet  und  diese  Verpflichtung  ist  in  den  Fahneneid 
auftunehmen.  Er  ist  bereditigt,  den  Hochstkommandierenden  ehies  Kon- 
tingents, sowie  alle  Offiziere,  welche  Truppen  mdur  als  eines  Kontingents 
bejfehligen,  und  alle  Festungskommandanten  zu  ernennen.  Er  hat  das 
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Recht  der  Inspektioa  und  kann  die  Abstellung  der  dabei  vorgefundenen 
Mängel  anonkien.  Er  hat  unter  Imifilialtitiig  der  relcli^esetslidi  be» 
stehenden  VorsdiriAen  den  FrSsenxstand,  die  GrUederui^  und  Einteilung 
der  Kontingente  des  Reichsheeres  zu  bestimmen.  Dies  erstreckt  sidh 
auch  auf  die  Landwehr  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Einteilung  des  Bundes- 
gebietes in  2  2  Armeekorpsbezirke  als  Grundlage  zu  dienen  hat  Die 
Kriegsformation  des  Hf^-res  und  die  Organisation  des  Landsturms  bestimmt 
der  Kaiser,  ohne  doü  er  hierbei  gesetzlichen  Eiuschränkuagen  unterhegt. 
Er  bat  das  Recht»  die  Garnisonen  der  einzelnai  Trappeoköiper  innethalb 
des  ganzen  Bundesgebietes  zu  bestummen;  in  den  Mililarkonventionen  mnd 
aber  ub^  die  Ausübung  dieses  Rechtes  den  meisten  Staaten  bestimmte 
Zusicherungen  erteilt  worden.  Der  Kaiser  hat  endlich  das  Recht,  die 
kriegsbereite  Aufstellung  eines  jeden  Teiles  des  Reichsheeres  anzuordnen, 
die  Reserve,  Landwehr  und  Seewehr,  sowie  den  Laadsturm  zu  den  Fahnen 
einzuberufen  und  einen  jeden  Teil  des  Bundesgebietes,  falls  die  öffentliche 
Sicherheit  bedroht  ist,  in  Kriegszustand  zu  erklären. 
Kotteo  und  Die  Kosten  und  Lasten  des  gesamten  Kriegswesens  sind  von  allen 
^^"'^  Bimdesstaaten  und  ihren  Angehörigen  gleichmSIKg  zu  tragen,  so  daß 
weder  Bevorzugungen  noch  Überbürdungen  einzelner  Staaten  oder  Klassen 
grundsätzlich  zulässig  sind.  Dieser  Grundsatz  findet  auch  auf  Bayern  volle 
und  uneingeschränkte  Anwendung.  Der  Ersatzbedarf  an  Mannschatten  ist 
nach  Art  60  der  RV.  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  pro  rata  der  Be- 
völkerung zu  st^en;  seit  dem  Reichsgfesetz  vom  26.  Mai  1893  ist  dies 
aber  in  der  Art  modifiziert,  daß  jede  der  vier  Kontingentsverwaltungen 
das  in  einem  ihrer  Armeekorpsbezirke  hervortretende  Manko  an  Rekruten 
selbst  zu  decken  hat,  daß  dagegen  keine  auf  den  im  Bezirk  einer  anderen 
Koutingentsverwaltung  vorhandenen  Überschuß  übergreifen  darf. 

Die  gesamten  Kosten  für  die  bewaffnete  Macht  (Heer  und  Marine) 
werden  aus  der  Reichskasse  bestritten  und  durch  das  Etatsgesetz  fest- 
gesetzt Der  auf  Bayern  ent&llende  Teil  der  Kosten  fOr  das  Heer  wird 
in  einer  Gesamtsumme  festgesteUtj  die  Verwendung  derselben  ist  Bayern 
überlassen,  jedoch  sind  die  Ansätze  des  Reichsetats  hierbei  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen. 

Rechte  der  Koti-  Die  Koutingeutsherr lichke  it  steht  nach  der  RV.  den  Landesherren 
und  den  Senatm  der  freien  Städte  zu;  infolge  der  Mtlitätkonventionen 
gibt  es  aber  nur  vier  Kontingentsherren,  nämlich  die  vier  deutschen 
Könige.  Ihnen  steht  die  Kommandogewalt  über  ihre  Truppen  zu,  welche 

dadurch  verwirklicht  wird,  daA  sie  die  Offiziere  ihrer  Kontingente  ernennen. 
Die  Offiziere  stehen  in  einem  Dienstverhältnis  nur  zu  demjenigen  Kontingents- 
lierm,  \nn  welchem  sie  angestellt  sind  und  leisten  ihm  den  Fahneneid, 
mit  der  iviausel,  dem  Kaiser  gehorsam  zu  sein.  Die  Kontiugentsherren 
haben  femer  die  Militärgerichtsbarkeit;  nur  für  die  Revisionrinstanz  ist 
das  Reichsmilitärgericht  errichtet  Auch  die  Disripltnargewalt  und  das 
Begnadigungsrecht  st^  den  Konttngentsherren  hinsichtlidi  ihrer  Truppen 
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zu.  Endlich  ist  auch  die  Militärverwaltung  Kontingentsverwaltung;  es  gibt 
keine  Reichamiiitärverwaltung;  die  viw  Kriegsmiiiistwi«!  Landes- 
behorden;  Militärbeamten  Laadesbeamte  (sog.  mittelbare  Reidubeamte, 
ausgeaomsneii  in  Baye»). 

Den  Landesherren,  auch  denjenigen,  welche  nicht  Kontingents-  Recbt«  der 
herren  sind,  stehen  gewisse  Ehrenrechte  zu;  sie  stehen  zu  den  in  ihren 
Gebieten  g-arnisonierendeii  oder  vorüberg'eheiul  dorthin  kommandicrttn 
Truppen  in  dem  Verhältnis  eines  koinmaudierenden  Generals  und  sie  haben 
das  Recht,  diese  Truppen  zu  polizeiliclien  Zwecken  zu  verwenden  re^.  zu 
requirieren.  Die  W^upflicht  beatebt  gegenüber  dem  Landeshorm  und  die 
Mannschaften  leisten  ihm  den  Fahneneid  mit  der  Klausel  „den  Befehlen 
des  Kaisers  unbedingte  Folge  zu  leisten".  Doch  besteht  die  sog',  militärische 
Freizügigkeit,  d.h.  die  dem  Landesherra  gegenüber  bestehende  Wehrpflicht 
kann  auch  durch  den  Dienst  in  anderen  Truppenkörpern  oder  in  der 
Kriegsmarine  erfüllt  werden. 

Die  Friedenspräsenzstärke  des  Heeres,  d.h.  <fie  Jahresdurchsi^itts-MadiHpdb«» 
starke,  welche  den  Ansätzen  des  MUitäretats  zugrunde  zu  legen  ist,  wird 
periodisch  für  einige  Jahre  durch  Reichsgesetz  festgestellt  Zufolge 
dem  Reichsgesetz  vom  15.  April  1905  ist  sie  bis  zum  31.  März  tqii  bis 
auf  505839  Mann  an  Gemeinem,  Gefreiten  und  Obergefreiten  ohne  An- 
rechnung der  Einjährig-Freiwilligen  zu  erhöhen. 

Die  Wehrpflicht  ist  die  staatsbürgerliche  Veipflichtung  zur  Dienst*  WihipflUhL 
leistung  in  der  bewaffineten  Macht  (Heer,  Marine,  Landsturm)^  Sie  dauert 
vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten  45.  L,ebensiahre.  Nach  dem 
Gesetz  vom  15.  April  1905,  durch  welches  Art  59  Abs.  i  der  RV.  ab- 
geändert worden  ist,  dauert  der  Dienst  im  stehenden  Heere  vom  vollendeten 
20.  bis  zum  beginnenden  28.  Lebensjahre.  Von  dieser  siebenjährigen  Zeit 
sind  die  Mannschaften  der  Kavallerie  und  reitenden  Feldartillerie  die 
ersten  drei,  alle  übrigen  Mannschaften  die  ersten  zwei  Jahre  zum  unnnter- 
bnx^enen  aktiven  Dienste  bei  den  Fahnen  verpflichtet;  während  der 
folgenden  Jahre  sind  sie  zur  Reserve  beurlaubt.  Die  folgende  n  fünf 
Lebensjahre  gehören  sie  der  Landwehr  I.  Aufgebots  und  sodann  bis  zum 
31.  März  des  Kalencierjahres,  in  welchem  das  39.  Lebensjahr  vollendet 
wird,  der  Landwehr  iL  Aufgebots  an.  Die  Mannschaften  der  Kavallerie 
und  nutenden  Feldartinerie,  welche  im  atmenden  Heere  drei  Jahre  aktiv  ge- 
dient haben,  gehören  dafür  nur  drei  Jahre  zur  Landwehr  L  Aufgebots; 
dasselbe  gilt  für  Mannschaften  der  Fußtruppen,  der  fahrenden  Feldartillerie 
und  des  Trains,  welche  freiwillig  im  stehenden  Heere  drei  Jahre  gedient 
haben.  Die  Mannschaften  der  Land\vehrkr>vallerie  werden  im  Frieden  zu 
Übungen  nicht  herangezog^en;  alle  übrigen  Mannschaften  tler  Landwehr  1.  Auf- 
gebots können  zu  zwei  Übungen  von  einer  Dauer  von  8  bis  1 4  Tagen  einberuteu 
werden.  Die  Landsturmpflicht  dauert  bis  zum  vollendeten  45.  Lebensjahre. 

Wehlpflichtige,  weldie  nicht  zur  Einstellung  in  einen  Truppenteil  ge« 
langen,  werden  der  Ersatzreserve  überwiesen  und  sind  zur  Ableistung  von 
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drei  Übungen  von  lo,  6  und  4  Wochen  verpflichtet    Die  Zugehörigkeit 
rar  EmIzrMenre  danert  is  Jalire. 
KitofmriM.       IMe  Kriegfsmarine  ist  noc^  in  der  Entwickelung'  und  FortbUdttiig 

begriffen.   Die  RV.  enthält  im  Art  53  nur  die  beiden  Satze»  da£  der 

Oberbefehl  über  die  Kriej^smarinc,  die  Organisation  und  Zusammensetzung' 
derselben  und  die  Krnennung  der  Offiziere  und  Beamten  dem  Kaiser  zu- 
steht und  daß  die  (resamtkosten  der  Kriegsflotte  aus  der  Reichskasse  be- 
stritten werden. 

Hierdurch  irkd  die  Kriegsmarine  rar  unmittelbareo  Relcbsanstatt 
erkürt  und  die  Zuständigkeit  der  Einzelstaalen  ▼oUIg  anageschlossen. 

Eine  reichsgesetzliche  Grundlage  erhielt  die  Organisation  der  Marine  aber 

erst  durch  die  Flottengesetze  vom  10.  April  1898  und  vom  14.  Juni  1900, 
tmd  ein  Gesetzentivurf  über  die  Vergrößerung  und  Verstärkung  der  Kriegs- 
flotte liegt  dem  gegenwärtigen  Reichstage  (1905/06)  vor.  Die  Flotte  zer- 
fSUt  in  <Se  Sdilachtflotte,  die  Auslandsflotte  und  die  Materialreserve. 
Hierra  treten  noch  ToipedoSi  Sdbiulschiffei  Spezialschiffe  und  Kanonen- 
boote, deren  Bestand  nicht  gesetzlich  bestimmt  ist 

Die  gesamte  seemännische  Bevölkerung  des  Reiches,  einschließlich 
des  Maschinenpersonals  und  der  SrhifFshandwerker,  ist  vom  Dienste  im 
Landheer  befreit,  dagegen  zum  Dienst  in  der  Marine  ver^jflichtet,  auf 
welchen  die  Vorschriften  über  die  Wehrpflicht  entsprechende  Anwendung 
finden. 

Kfliehmntfin.  V.  Das  Reichsf in anz wes en.  Das  Reich  hat  seine  ^|ene  Finanz- 
Wirtschaft,  eigenes  Vermögen,  eigene  Einnahmen  und  Ausgaben  und  dem- 
gemäß besteht  ein  Keichsfiskus,  welcher  als  ein  besonderes  Rechts- 
subjekt den  Landeska&sea  der  Bundesstaaten,  des  Reichslandes  und  der 
Schutzgebiete  gegenüber  steht 

Das  Reichs  vermögen  ist  teils  Finanzvermögen,  welches  durch  die 
Staataau^^en  sdbst  nicht  geboten  ist,  dessen  Ertrige  aber  rar  Deckung 
finanzieller  Bedürfnisse  dienen,  teils  Verwaltungsvermög^en,  welches  den 
für  die  staatliche  Tätigkeit  erforderlichen  Apparat,  das  Inventar  der  Staats- 
venvaTtungen  bildet  Das  Finanzvermögen  des  Reiches  besteht  gegen- 
wärtig aus  den  Reichseisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen,  dem  Kriegsschatz 
im  Betrage  von  iso  IfiUimmii  Mark,  Über  weldien  nur  zu  Ausgaben  Uhr 
Zwecke  der  Mobilmachung  verfügt  werden  darf,  dem  noch  vorhandenen 
Restbetrag  des  Invalidenfonds  und  den  gewerlilidien  Betrieben  der  Post 
imd  Telegraphie,  der  Reichsdruckerei,  dem  Anteil  an  dem  Reingewinn 
der  Reichsbank  und  d^s  mit  Pre'jßen  zusammen  herausg-egebenen  Rf»irhs- 
und  Staatsanzeig"ers.  Auch  bestehen  für  die  Reichsverwaltungen  P>otnijbs- 
fonds.    Die  Unterscheidung  zwischen  Finanzvermögen  und  Verwaltungs- 

aatohM^diM.  vennögen  findet  auch  Anwendung  auf  die  passiven  Vermdgensbestandteile 
und  hat  hier  dne  besondere  staatsrechtliche  Wlcfatigkett  Denn  die  £nt> 
stehuag  von  V^waltungssdiulden  ist  eine  notwend^  Folge  der  Führung 
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der  Verwaltung  selbst;  die  Behörden,  welche  mit  diesen  Verwaltungs- 
geschäften betraut  sind,  sind  dadurch  auch  ipso  jure  zur  Eingehung  der 
davon  untrennbaren  Verbindlicbk^ten  ermächtigt  und  diese  SchuldMi 
finden  Ihre  Deckung  in  den  Un  Reichshanehaltsetet  dafOr  angewiesenen 
Betrigen;  de  haben  daher  in  der  Regd  eine  nur  kiuze  Dauer,  erneuern 
sich  aber  unablässig.  Zur  Eingehung  von  Flnanzschiilden  dagegen  ist  die 
Regierung  durch  den  allgemeinen  Auftrag  tut  Führung  der  Verwaltung 
nicht  ermächtigt,  sondern  sie  bedarf  einer  besonderen  Ermächtigung  durch 
Reichsgesetz  für  jeden  einzelnen  Jbaü  einer  Inanspruchnahme  des  Reichs- 
kredits. Die  RV.  Art  73  schreibt  dies  vor  fOr  die  beiden  HauptfiMcmen 
der  staatlichen  Kreditgeschäfte,  die  Anfioahme  von  Anldhen  und  die 
Übernahme  von  Bürgschaften.  Die  RechtSTOrachriflen  über  die  Reichs- 
anleihen sind  in  der  Reichsschuldenordnung  vom  19.  März  1900  zusammen- 
gefaßt worden.  Die  Verwaltung  der  Reichsschulden  ist  der  preußischen 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  unter  der  Oberleitung  des  Reichs* 
kanzlers  übertragen. 

Die  Einnahmen  des  Reiches  bestehen  in  den  Erträgen  desReidisfinanx- 1 
Vermögens  und  den]  ObeiachQssen  der  Betriebsanstalten»  in  den  Gebühren 
der  Reichsbehörden  imd  den  Nebennutzimgen  des  VerwaltungsvermögenSy 
femer  in  den  Erträgen  der  Zolle  und  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern, 
der  Reichsstempelabgaben  und  der  Banknotensteuer.  Dazu  kommen  et^Ä^aige 
Überschüsse  der  Vorjahre  und  außerordentliche  Einnahmen  durch  Begebung 
von  Ankdlien.  Soweit  diese  Einnahmeii  rar  Deckung  der  Bedär&isse  nicht 
ausreicheo,  sollten  sie  nach  dem  ursprfinglid&en  Wortlaut  der  RV.  Art  70  „so- 
lange Reidissteuem  nicht  eingeführt  ^d"  durch  Beitri^e  der  etnxehien 
Bundesstaaten,  sog.  Matrikularbeiträge,  ergänzt  werden.  Dieses  S3rstem 
ist  durch  die  sog.  Frankensteinsche  Klausel  umgestoßen  worden,  indem 
der  größte  Teil  der  Einnahme  aus  den  Zöllen  und  der  Tabaksteuer 
und  der  volle  Ertrag  der  Branntweinverbrauchsabgabe  und  der  Stempel- 
steuer den  ]^nzel8taaton  überwiesen  wurden,  die  dafür  entsprechend 
grofiere  Ifatriknlaibeiträge  ra  entriditen  hatten.  Da  durch  diese  An- 
ordnungen in  Verbindung  mit  der  tmmäßig  anwachsenden  Schulden- 
last des  Reiches  sowohl  die  Finanzwirtschaft  des  Reiches  als  aurh  die 
der  Einzclstaaten  zerrüttet  und  aller  festen  Grundlagen  beraubt  wurden, 
hat  das  Reichsgesetz  vom  14.  Mai  1904  eine  —  allerdings  ungenügende 
—  Verbesserung  eingeführt,  indem  es  das  System  der  Überweisimgen  ein- 
scfarinkte,  die  ohndiin  längst  nidit  beachtete  Klaust  «solange  Reichs- 
steuem  nicht  Angeführt  sind"  aus  dem  Art  70  stridi  und  bestimmte,  daB 
etwaige  Überschüsse  aus  den  Vorjahren  zur  Deckung  außerordentlicher 
Ausgaben  dienen  sollen,  vorbehaltlich  anderer  Bestimmung  durch  das 
Etatsgesetz.  Die  völlige  Zerrüttung  der  Reichsfinanzen  in  Verbindung 
mit  dem  Anschwellen  der  Ausgaben  für  die  bewaffnete  Macht,  die  Schulden- 
^Sru>^S>  <Uo  Alters-  und  Inv^denversicherung,  die  Penrionen  usw.  madit 
eine  bedentrade  Eihdhung  der  Reidiseinnahmen  ram  unabweisbaren 
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Bedürfnis,  zu  dessen  Befriedigung  1906  zahlreiche  neue  Steuern,  dar- 
unter R^chserbscliaifanteiier  und  eine  Fahdujtensteuer  eingeführt 
worden  sind. 

AMt^hm.       Die  Ausgab  e  n  des  Reiches  treffen  ebenso  wie  gewisse  Einnahmen  infolge 

der  Sonderrechte  einzelner  Staaten  nicht  alle  Staaten  gleichmäßig;  es  gilt 
dies  namentlich  von  dm  Ausg-aben  und  Einnahmen  der  Post  und  Teloj^raphie, 
der  Biersteuer  und  den  Kosten  derjenigen  Reichsbehörden,  deren  Zu- 
ständigkeit sich  nicht  auf  das  ganze  Reichsgebiet  erstreckt,  sowie  der 
Ausgaben  fBr  die  Reichsschulden,  insoweit  dieselben  iur  Bed&rfiitese^ 
welche  nicht  allen  Staaten  gemeinsam  sind,  au%enommen  worden  .und. 

Die  MatrikularbeitrSge  werden  von  den  ein/einen  Bundesstaaten 
nach  Maßgabe  ihrer  (ortsanwesenden)  Bevölkerung  aufgebracht  und  werden 
vom  Reichskanzler  in  derjenigen  Höhe  ausgeschrieben,  welche  im  Etats- 
gesetz festgestellt,  also  vom  Reichstag  bewilligt  ist  Daher  die  Vorliebe 
desselben  für  die  Matrikularbeiträge,  denen  die  Mängel  einer  Kopfsteuer 
anhaften.  Falls  der  FaU  eintreten  soUte»  dafi  am  Jahresschluß  die  aus» 
gesdiriebenen  Beiträge  sich  als  zu  hodi  erweisen,  so  soll  der  Überschuß 
den  Staaten  zurückgewährt  werden. 
Um.  Der  Reichshaushaltsetal  wird  durch  ein  Gesetz  festgestellt;  es  be- 
zeicluiet  dies  den  Weg  seiner  Feststellung;  seinem  Inhalt  nach  ist  er  ein 
Voranschlag  der  zu  erwartenden Einnalimen  und  Ausgaben;  eine  Rechnungs- 
aufttellung;  ein  Akt  ordnungsmäßiger  Verwaltung.  Er  soll  alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  eotiiialtea  Die  Wirtschaftq)eriode  beträgt  ein 
Jahr  und  b^nnt  mit  dem  i.  ApriL  Der  Etat  soll  vor  Beginn  des  Etatsjahres 
festgestellt  werden;  doch  wird  diese  Vorschrift  der  RV.  lücht  immer 
befolgt. 

K'yitrftlli'  Die  Rechn ungskünt rolle  wird  von  Jahr  zu  Jahr  durch  besondere 
Gesetze  der  preußischen  Überrechnungskammer  unter  der  Benennimg 
„Redinungshof  des  Deutschen  Reicbes"  fibertragen  und  nach  den  für 
Preußen  geltenden  Regeln  geführt  Die  Kontrolle  umfaßt  die  kalkulatorische 
Prfifting  der  Kassenrechnungen  und  die  OrdnungsmriRigkeit  der  Belege; 
femer  die  Prüfung,  ob  die  Einnahmen  und  Ausgaben  sich  im  Einklang 
mit  den  bestehenden  txesetzen  und  Verwaltungsvorschriften  befinden;  end- 
lich inwieweit  die  Verwaltung  dem  Etat  gemäß  geführt  ist 

Die  allgemeine  Rechnimg  über  den  Jahreshaushalt  des  Reiches  imd 
die  Bemericungen  des  Rechnungshofes  aind  dem  Bundesrat  und  Reichstag 
vorzulegen,  w^che  dem  Reichskanzler  die  Entlastung  (Decharge)  zu  er- 
teilen haben,  wenn  sie  begründete  Ausstellungen  an  der  Rechnung  nkhk 
erheben.   


E.  Das  Landesstaatsrecht. 
I.   Allgemeiner  Charakter  der  Staatsverfassungen.  Die 
fitafl^ucte  deutschen  Staaten  sind  mit  Ausnahme  der  drei  freien  Stadtstaaten  Qbm- 
^""^SSS^^  bürg,  Bremen  und  Lübeck)  und  Mec^enbuxgs  konsdtttti<melle  Monarchien, 
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Die  Einführung  dieser  Verfassungsform  erfolgte  in  den  süddeutschen 
Staaten  (Bayern,  Württembergs,  Raden  und  Hessen)  bald  nach  Gründung 
des  Deutschen  Bundes  in  den  Jahren  1818 — 1820;  eine  zweite  Gruppe 
fo^fto  unter  den  Emunrkungen  der  firMUÖetsciLen  JuUrevolutioii  in  der  Zeit 
von  183 1 — 1835  (Sacbaen,  Kurhessen,  Braunschweig,  Hannovei);  endlidi 
Fteufien  nebst  einigen  anderen  Staaten  1848  tind  in  den  nächstfolgenden 
Jahren.  Alle  diese  Verfassungen  beruhen  auf  dem  monarchischen 
Prinzip  im  Gegensatz  zu  dem  auf  der  Volkssouveränität  beruhenden 
Parlamentarismus,  d.  h.  die  gesamte  Staatsgewalt  ist  iu  dem  Oberhaupt 
des  Staates  vereinigt  geblieben;  der  Landesherr  ist  der  Träger  der  einheit- 
lichen Staatsgewalt;  alle  Redite,  wddie  ihm  vor  der  Verikssung  zu- 
gestanden haben,  sind  ihm  insoiweit  verblieben,  als  ihre  Ausübung  nicht 
durch  die  Verfassung  und  Landesgesetztrebung  beschränkt  worden  ist.  Der 
Landesherr  hat  nicht  sein  Monarchenrecht  erst  durch  die  Verfassung"  er- 
halten, sondern  er  hat  vielmehr  die  Verfassung  dem  Lande  verheben  und 
sich  dadurch  selbst  beschränkt  Durch  die  Entwickelung  des  modernen 
Staates  zu  «nem  organisierten  Gemeinwesen,  zu  einer  Person  des  öffent- 
lichen Redhtes  hat  sich  aber  das  VethSItnia  des  Monarcben  zum  Staat 
allerdings  we8entli<^  verändert;  er  ist  nicht  mehr  wie  im  sog.  patrimonialen 
oder  feudalen  Staat  der  Eigentumer  oder  Lehnsbesitzer  der  Territorien, 
Herrschaften,  Schlösser  und  Güter,  aus  denen  sich  das  landesherrliche 
Gebiet  zusamniensetzte;  er  steht  nicht  mehr  über  dem  Staate  als  der 
Herr,  dem  Land  und  Leute  gehörten  nach  Art  eines  privatrechtlichen  Be- 
sitzrechts  (dominium  eminens),  sondern  er  stdit  innerhalb  des  Staates  und 
seiner  Rechtsordnung;  er  ist  das  Haupt  des  Staates,  ein  Organ  des  staal^ 
liehen  Gemeinwesens  ^ese  Veränderung  ist  aibeac  nicht  die  Folge  der 
Einführung-  der  konstitutionellen  Veriassungsform  imd  durch  sie  nicht 
bedingt,  sondern  hat  sich  schon  viel  früher  im  absoluten  Staat  vollzogen 
oder  vorbereitet;  besonders  in  Preußen, 

Dem  Landesherm  ist  aber  zur  Smte  gestellt  ein  Landtag,  dessen 
historische  Wurzeln  weit  hinauf  rächen  in  längst  vergangene  Zeiten,  der 
aber  eben£edls  seinen  rechtüchen  Qiamkter  geändert  hat  und  aus  einer 
Einrichtung  zur  Geltendmachung  der  subjdctlven  Rechte  der  privilegierten 
Stände,  der  Kirchen,  Klöster,  Grundherren,  adlig-en  Gutsbesitzer  und 
Kommunen  zu  einem  Organ  des  staatlichen  Gemeinwesens,  zu  einer  Volks- 
vertretung sich  umgewandelt  hat  Unter  der  Eiuiuiirung  der  konstitutionellen 
Verfassungsfonn  verstand  man  vorzugsweise  die  Umbildung  der  alten 
Stände  in  eine  VoUcsvertretung  und  die  R^felung  ihrer  Zusammensetzung 
und  ihrer  Befugnisse.  Die  Volksvertretung  ist  nicht  Träger  der  Staats- 
gewalt; sie  hat  auch  keinen  Anteil  an  derselben;  sie  hat  keine  obrigkeit- 
lichen Herrschaftsrechte  über  die  Staatsani^-ehörigon;  sie  kann  den  staat- 
lichen Willen  nicht  zur  Ausführung  bringen;  aber  sie  beschränkt  den 
Landesherm  in  der  Ausübimg  der  Regierungsrechte,  indem  er  an  ihre 
Mitwirkung,  Bewilligung  und  Kontrolle  gebunden  Ist 
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K«iii»TMiu«  Es  gibt  daher  in  den  deutschen  Staaten  keine  Teilung  der  Gewalten 
teOamiiM.  ^  Sinne  der  von  Montesquieu  begründeten,  weitverbreiteten  und  nament- 
lidi  in  der  norcUnerikaiiiscben  Yet&amag  sdieinbar  verwiildichtan  Tlieorie 
Die  Staatsgewalt  ist  einlieitlich  und  vnzentilclult  Aber  die  Funktionen 
der  Staatsgewalt  sind  ihrer  Eigenart  entsprechend  an  Teiat^edene  Oijgane 
verteilt  und  an  verschiedene  Formen  gebunden.  Wenn  der  Monarch  unter 
der  Mitwirkung-  oder  Zustimmung-  der  Volksvertretung-  handelt,  gleichviel 
ob  er  dazu  verfa.->sungsrechtlich  genötigft  ist  oder  freiwillig  diese  Zu- 
stimmung einholt,  bezeichnet  man  diese  l*orm  der  staatlichen  Willeos- 
äufierung  als  Gesetz  und  den  Landtag  als  den  gesetzgebenden  Korper 
und  stellt  dem  B^ich,  In  welchem  der  Landedierr  aliein  Regfieningsakte 
vOTsunehmen  befogt  ist»  die  geset^bende  Gewalt  und  ihre  Sphäre  g^eop 
über.  Da  es  ferner  ein  allgemein  empfundenes  Bedürfnis  und  eine  für  die 
Rechtsordnung  und  den  Rechtsschutz  unentbehrliche  Sicherung  ist,  daß 
die  Gerichte  unabhängig  von  Anordnungen  der  Regieruugsbehördeu  nach 
eigener  freier  Überzeugung  entscheiden,  so  faßt  man  die  den  Gerichten 
übertragenen  Funktionen  mit  RÜdcsidtt  auf  diese  Unabhängigkeit  als  die 
richterlidie  Gewalt  zusammen.  Endlich  bezeichnet  man  die  übrigen  staal^ 
liehen  Funktionen,  die  Ausführung  der  Gesetze,  die  Verwaltung  der  staat- 
lichen Geschäfte  als  die  exekutive  oder  administrative  Gewalt  Eine 
objektive  Abgrenzung  der  staatlichen  Tuaktionen  tmd  eine  Einteilung  der 
staatlichen  Tätigkeiten  wird  dadiurch  aber  in  keiner  Weise  gegeben.  Zum 
Inhalt  eines  Gesetzes  kann  alles  gemaclit  werden,  was  nur  iberhaupt 
denkbarerwdse  Gegenstand  eines  staaüichen  WiUensaktes  s^  kann; 
nichts  ist  von  lUeser  Form  ausgeschlossen.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist 
daher  ein  unbegrenzter  imd  deslialb  nichtssagender,  inhaltsloser  BegiiE 
Ebenso  kann  den  Gerichten  alles  zugewiesen,  alles  entzogen  werden;  sie 
haben  auch  in  der  Tat  nicht  bloß  Entscheidungen  zu  fällen,  sondern 
massenhait  Verwaltungsgeschäfte  zu  erledigen,  während  anderseits  zahl- 
reiche Recfatsstreitl^eiten  vom  Reehtsw^  ausgeschlossen  dnd.  Auch 
kann  man  jede  Bdiorde  gesetzlich  als  Gerkdit  bezeichnen,  wenng^mch  ihre 
Zusammensetzung  und  ihr  Verfahren  geringe  Garantien  der  Unahhangfig- 
keit  bieten.  Der  Begriff  der  richterlichen  Gewalt  ist  daher  ebenfalls 
inhaltslos  und  nichtssagend.  Das  gleiche  gilt  demzufolge  auch  von  dem 
übrigbleibenden  Rest  der  staatlichen  Tätigkeit,  der  sog.  Exekutive  oder 
Verwaltung. 

Die  erwähnte  Efaiteilung  der  Staatsgewalt  hat  dagegen  in  anderer 
Richtung  eine  staatsrechdich  praktische  Bedeutung.  Die  imkonstätutioneUen 
Staat  bestehende  Ministerverantwortlichkeit  ist  vollkommen  ausgeschlossen 
für  alle  unter  Mitv.-i^kung  oder  Genehmigung  der  Volksvertretung  ertblgten 
Regierungsakte.  Für  alle  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte  gehörenden  Ge- 
schäfte hat  sie  nur  den  negativen  Inhalt,  daß  kerne  widerrechtliche  Eia- 
wirkung  und  Beeinflussung  auf  die  gerichtliche  Tätigkeit  ausgeübt  wird. 
Ffir  alle  übrigen  durch  Verwattungdidiarden  zu  führenden  Geschifte  eiv 
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streckt  sie  sich  positiv  auf  die  Art  ihrer  1  rh  rliL  ung,  ihre  Gesetzmäßig- 
keit und  Zweckmäßigkeit  Die  sog.  Teilung  der  Grewalten  ist  sonach  im 
konstitutionellen  Staat  eine  Snteiliing^  der  ataatlichen  Funktionen  in 
Beziehung  auf  die  Ministerverantwortlichkeit 

n.  Das  Monarchenrecht  Der  Monarch  ist  das  Oberhaupt  des  RocktisteUom 
Staates;  der  staatliche  Wille  erscheint  als  sein  Wille.  Er  ist  der  Ver- *^ 
treter  des  Staates  ia  völkerrechtlicher,  staatsrechtlicher  und  vermögens- 
rechtlicher Hinsicht;  auch  dem  Reich  gegenüber.  Er  ist  der  Führer  der 
RegierungsgeschäHe  und  verwirUtdit  dieses  Recht  durdi  die  Ernennung 
und  Entlassung  der  Beamten;  insbesondere  kann  er  Beamte,  deren  Amts- 
führung in  Einklang  mit  der  von  ihm  befolgten  Politik  stehen  muß 
(Minister  usw.),  jederzeit  in  den  Ruhestand  versetzen.  Er  hat  das  Recht, 
den  Landtag  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu  schließen  und  aufzulösen  und 
ihm  Vorlagen  zur  Beratung  und  Beschlußfassxing  ztizuweisen. 

Der  Monarch  kann  innerhalb  des  Staates  von  niemandem  zur  Ver- 
antwcwtung  gezogen  werden.  Dies  gilt  sowohl  in  strafrechtücher  als  in 
poitttsch«r  Hinsicht  Dieser  Unveiantwortlicfakelt  «itaiHricht  aber  eine  Be- 
schränkung seiner  staatsrechtlichen  Handlungsfihigkdt  Aüe  Regierungs- 
akte des  Landesherrn  bedürfen  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers,  welcher 
dadtirch  die  Verantwortlichkeit  für  sie  übernimmt.  In  privatrechtlichen 
Verhältnissen  unterliegt  der  Landesherr  dagegen  der  Gerichtsbarkeit  der 
Zivilgerichte,  indem  man  seine  VennSgeosverwaltung  als  von  sdner  Person 
getrennt  ansieht 

Der  HcMiardi  genießt  einen  besonderen  Rechtsschutz;  Verletzungen 
seiner  Person  und  Beleidigungen  sind  mit  schweren  Strafen  bedroht 
Er  ist  durch  gewisse  Ehrenrechte  ausgezeichnet;  insbesondere  ge- 
bühren ihm  die  dem  Range  des  Staates  entsprechenden  Titldaturen,  die 
Insignien  (Krone,  Zepter,  Thron  usw.),  die  dem  Hofzeremoniell  imd  dem 
miUtirisdien  Gebraudh  entsprechenden  Ehreobezeigimgen,  Erwähnung  im 
Kircheagebet  Er  hat  einen  Hofstaat  Ihm  gebührt  eine  Krondotation 
oder  Zivilliste  cur  Bestreitung  der  Kosten  der  Hofhaltung  und  Repräsentation. 

Das  Monarchenrecht  ist  ein  erbliches  R»M-ht.  Der  Anspruch  auf  ThmMfa. 
den  Thron  beruht  auf  Abstammung  aus  der  landesherrlichen  Familie  oder 
Dynastie.  Thronfolgeberechtigt  sind  die  agnatischen,  ebenbürtigen  Abkömm- 
linge des  ersten  Erwerbers  der  Krone;  die  meisten  deutschen  Verfassungen 
lassen  aber  beim  Aussteiben  des  Mannesstammes  subsidiär  eine  Thron- 
folge der  weiblichen  Linien  (Erbtochter)  und  Kognaten  zu*  Die  Thron- 
folgeordnung ist  die  Primogeniturordnung,  d  h.  die  agnatische  linealfolge 
mit  dem  Vorzug  des  Erstgeborenen  und  seiner  Deszendenz.  Beim  Aus- 
sterben der  Dynastie  und  in  Ermangelung  aller  erbberechtigten  Anwärter 
ist  durch  ein  Spezialgesetz  die  Thronfolge  zu  ordnen. 

Wenn  der  Monarch  wegen  Iffinderjährigkdt  oder  wegen  eines  geisti-  awMniwtaft 
gen  oder  kSip^Udien  Gehrechens  dauernd  reg^erangsun&hig  ist»  so  wird 
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er  nach  dem  jetzigen  Recht  nicht  von  der  Tlironiblge  ausgeschlossen, 
sondern  in  der  Führung  der  Reg^erungi^eschalle  durdi  einen  Regenten 
vertraten.  Ober  das  bei  Einsetzung  einer  Regentschaft  zu  beobachtende 

Verfahren  enthalten  die  deutschen  Ver&ssungen  Vorschriften,  die  im 
einzelnen  vielfach  voneinander  abweichen.  Der  Regent  übt  die  Staats- 
gewalt in  demselben  Umfange  und  mit  derselben  Unabhängigkeit  und 
Freiheit  von  aUer  Verantwortlichkeit  aus  wie  der  Monarch;  jedoch  nicht 
im  eigenen  Namen,  sondern  im  Namen  des  Monarchen.  Er  ist  nicht  der 
Mandatar  des  letzteren,  sondern  hat  ein  eigenes,  in  der  Verfassung  des 
Staates  und  dem  Hausgesetz  der  Dynastie  begründetes  Recht  auf  die 
Regentschaft.  Die  Berufung  zur  Regentsdiaft  erfolgt  nach  der  Primogenitur- 
ordnung  mit  Überg-eliung  der  regienmgsunfähigen  Prinzen;  in  Ermangelung 
eines  retfienrngslahigen  Agnaten  berufen  viele  deutsche  Verfassungen  die 
Mutter  des  minderjährigen  Thronerben  zur  Regentsdiaft;  es  ist  dies  ein 
Rest  der  dem  patrimonialen  Staat  entsprechenden  Auffassung  der  Regmt- 
Schaft  als  Regierungsvormundschaft  Nach  der  preußischen  Verfessung 
Art  57  haben  die  beiden  Kammern  in  vereinigter  Sitzung  einen  Regenten 
zu  wählen,  wenn  kein  regierungsfähiger  Agnat  vorhanden  ist 
Du  lüde»-  Die    ebenbürticfon    Mitcrlieder   des    landesherrlichen   Hauses  haben 

einen  erhöhten  Rechtsschutz  gegen  Verletzungen  und  Beleidigungen,  ge- 
wisse Ehrenrechte  und  Anspruch  auf  Apanage  resp.  Witwenversorgimg. 
Die  großjährigen  Prinzen  sind  in  der  Regel  Mitglieder  der  Ersten  Kammer. 

R«cbtucb« Katar  IIL  Der  Landtag.  Der  Landtag  ist  ein  unmittelbares  Organ  des 
des  i*ndiigs.  g^^^jgg.  ^jjj  gagen:  er  leitet  seine  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  der 
Verfassung  ab,  ohne  ÜbertracTJng  von  seiten  eines  anderen  Organs,  auch 
nicht  vom  Volke;  denn  das  Volk  ist  kein  Organ  des  Staates.  Der  Ausdruck 
„Volksvertretimg"  hat  nur  eine  politische  Bedeutung,  indem  er  auf  die  Be- 
teiligung des  Volkes  an  der  Bildung  des  Landtags  hinweist;  ein  juristischer 
Sinn  li^  in  der  Beseichnung  nicht  Denn  das  Volk  ist  kein  vom  Staat  ver- 
schiedenes Rechtssubjekt,  welches  vertreten  werden  könnte,  und  der  Landtag 
ist  kein  Rechtssubjekt,  welches  Vertreter  sein  kann.  Die  Funktionen,  welche 
der  l^andtag  ausübt,  sind  staatbche;  das  Volk  hat  keine  Rechte,  welche  sich 
gegen  den  Staat  kehren;  Volk  und  Staat  sind  eins,  denn  der  Staat  ist  die 
rechtliche  Ordnung  und  PeisfMiiifikatimi  des  Volkes.  Audli  der  dlnselne 
Abgeordnete  ist  nicht  Vertreter  oder  Mandatar  des  Volkes  oder  «nes  WaU* 
kreises  oder  seiner  Wähler;  er  hat  vielm^  sein  Amt  auf  Grund  der  Veiw 
fassung  und  die  Wahl  ist  nur  eine  Art  —  und  nicht  die  einzige  —  wie 
ihm  dif'scs  Amt  übertragen  wird.  In  dem  in  den  Verfassungen  regelmäßig 
wiederkehrenden  Satz,  daß  der  Abgeordnete  an  Insmiktionen  nicht  ge- 
bunden ist,  findet  dies  Ausdruck. 

Der  Landtag  hat  kein  Imperium,  keinen  Anteil  an  der  Staat^ewalt; 
er  kann  niemandem  etwas  befehlen  oder  verbieten;  er  kann  den  Staat  in 
keinem  Falle  vertreten.  Der  Landtag  kann  nur  Beschlilsse  fassen,  aber 
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sie  nicht  zur  Ausführung-  bringen.  Diese  Beschlüsse  sind  nicht  au  die 
Untertanen  gerichtet,  sondern  —  von  einzelnen  Ausnahmetallen,  nament- 
lich Wablprufiugen,  Ministeianklagen,  Walü  eines  Regenten,  abgesehen  — 
immer  an  den  Landesherrn  oder  die  Regierung  adressiert  Der  Land^ 
tag  erklärt  dem  Landesherrn  die  Zustimmung  zu  Gesetzen;  richtet  an 
den  Landesherrn  oder  die  Regieruni^  Bitten,  Beschwerden,  Adressen,  An- 
fragen; erteilt  dor  Regierung  die  Entlastung.  Den  Untertanen  gegenüber 
haben  die  Beschlüsse  des  Landtags  an  und  liir  sicli  gar  keine  Rechts- 
wirkung, aber  sie  sind  die  verfassungsmäßige  notwendige  Vorbedingung 
für  gewisse  Regierungsakte  des  Landeafaerm,  insbesondere  fiir  Gresetze. 
Da  der  Landeahanshateetat  im  Wege  der  Gesetzgebmig  festgestellt  wird, 
so  erstreckt  sich  der  Einfluß  des  Landtags  auf  die  gesamte  Verwaltung, 
soweit  sie  mit  Einnahmen  und  Ausgaben  verbunden  ist;  und  auch  soweit 
sie  dies  nicht  ist,  unterliegt  sie  der  Kritik  und  Kontrolle  des  Landtags. 
Hierin  liegt  eine  wichtige  und  wertvolle  Garantie  nicht  nur  gegen  eine 
parteiische  und  gesetnridrige  Verwaltung,  sondern  auch  gegen  den  Eigen- 
sinn, Sddendrian  und  anderen  Unfug  der  Bureaukratie. 

Der  Landtag  besteht  in  Preufien,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  zuammu. 
Baden  und  Hessen  aus  zwei  Kammern  (Häusern),  in  den  übrigen  Staaten  ****** 
aus  einem  Kollegium.  Wo  das  Zweikammersystem  besteht,  beschließt 
jede  Kammer  selbständig  für  sich,  und  zu  einem  Laiidtagsbeschluß  ist  ein 
übereinstimmeudeä  Votum  beider  Kammern  erforderlich.  Ausnahmsweise 
werden  fSr  gew^e  Beschlüsse  beide  Kammern  zu  einer  gemeinschalUichen 
Sitzung  vereinigt  Li  den  inneren  Aiiigd«genheiten  bescblieAt  jedes  Haus 
selbständig  für  sich.  Für  die  Zusammensetzung  der  Kammern  fehlt  es  an 
einer  gemeinrechtlichen  historischen  Grundlage;  die  Rechte  der  Einzel- 
staaten weichen  sehr  voneinander  ab.  Die  zweite  Kammer  wird  überall 
durch  Wahlen  gebildet;  doch  treten  in  einzelnen  Staaten  Mitglieder  des 
Landadels,  Vertreter  der  Hochstbesteuerten  usw.  hinzu.  Das  Wahlrecht 
ist  sehr  verschieden  gestaltet  Bald  ist  es  ein  allgemeines  gleiches,  bald 
—  wie  in  Preußen  —  nach  Klassen  abgestuft  oder  durch  die  Entrichtung 
einer  direkten  Steuer  von  gewisser  Höhe,  Wohnsitz  von  gewisser  Dauer 
usw.  bedingt  Bald  erfolgt  die  Wahl  öffentlich  zu  Protokoll,  bald  geheim 
durch  Stimmzettel.  Die  Wahl  ist  in  den  meisten  Staaten  eine  indirekte,  durch 
sog.  Wahlmänner  vermittelte,  in  anderen  Staaten  eine  direkte.   Am  ilade  der 

L^rialaturpexiode  findet  in  manchen  Staaten  eine  Tofcalemeuerui^  statt,  in 
anderen  scheidet  periodisch  die  Hälfte  oder  ein  Drittel  der  Mitglieder  aus. 
Gegenwärtig  besteht  in  mehreren,  namentlich  süddeutschen  Staaten  eine  Be- 
wegung zur  Reform  des  Wahlrechts  und  der  Zusammensetzung  des  Landtags, 
welche  in  Baden  bereits  einen  Abschluß  gefunden  hat  durch  das  (jresetz  vom 
24.  August  1904.  Neuerdings  auch  in  Bayern  und  sie  steht  in  Ausgeht  in 
Württemberg.  Die  ersten  Kammern  bestehen  in  der  Regel  aus  erblichen 
oder  lebenslänglichen  Mitgliedern,  doch  treten  in  einigen  Staaten  auf  Zeit 
gewählte  Vertreter  hinzu.   MitgHeder  ^d  die  groftjährigen  Prinzen  des 
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laude^herrlichea  Hauses,  die  im  Staatsgebiet  mit  Grrundbesitz  angesessenen 
Staadedierraiy  Gtofigniiidbeaitzttr,  Vertreter  des  laadsässigen  Adels,  derKir- 
dien,  UnivemtiltenygrSAereii  Städte  und  ▼mnLandeshemi  berufene  Persmien. 

Jede  Kammer  hat  das  Recht,  die  Legitimation  ihrer  Mit;gr]ieder  XU 
prüfen,  ihren  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  die  Schriftführer  zu  wählen 
und  —  in  der  Kegel  —  sich  selbst  die  Geschäftsordnung  zu  geben.  Alle 
Mitglieder  haben  die  parlamentarische  Immunität;  sie  können  für  ihre  Ab- 
stimmung und  für  die  im  parlamentarischen  Beruf  getanen  Äußerungen 
anfterhalb  der  Kammer  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  weiden.  IXe 
gewählten  Mi^ieder  erhalten  T^^felder. 

tlhtuw.  IV.  Die  Behörden.  An  der  Spitze  der  Landes  Verwaltung  steht  in 
den  kleinen  Staaten  ein  Minister,  in  den  größeren  ein  Ministerium, 
dessen  einzelne  Mitglieder  Ressorts  verwalten,  welche  nach  der  Grröße 
der  Staaten,  ihren  besonderen  Bedürfiussen  und  herg^ebrachten  Einrichtungen 
in  sehr  maanigfiftcher  Weise  verteilt  und  abgegrenzt  sind.  In  den  Staaten 
mit  «gener  Kontingentsverwaltung  muft  infolge  reidisrechüicher  Bestim- 
mungen ein  Kriegsministerium  bestehen.  Der  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  hat  die  Beziehung-en  zum  Reich  und  zu  den  anderen 
deutschen  Staaten  wahrzunehmen  und  ist  in  der  Regel  zugleich  der  Minister 
des  landesherrlichen  Hauses.  Während  im  Reich  nur  ein  Minister  samt» 
liciie  Ressorts  beherrscht  und  die  StaatsselcreUre,  welche  die  Chefs  der 
obersten  Reichsbehorden  sind,  ihm  staatsrechtlich  untergeordnet  sind»  be- 
stdit  in  den  Einzelstaaten  in  der  Regel  für  das  Ministerium  das  KoUegisl» 
System,  so  daß  der  sog.  Premierminister,  wo  ein  solcher  existiert,  nur  den 
Vorsitz  in  den  Beratungen  fiÜirt,  einen  Einfluß  auf  die  Leitung  und  Ver- 
teilung der  Geschäfte  hat,  im  übrigen  aber  nur  primus  inter  pares  ist 

Der  Minister  ist  zunächst  dem  Laudesherrn  dafür  verantwortlicli,  daß 
in  dem  ihm  unterstellten  Zweige  der  Verwaltung  die  Gesdnfifte  nach  den 
Gesetzen  und  Verordnungen»  gemifi  den  Interessen  des  Landes  und  in  Ober- 
einstimmung mit  den  Ansichten  und  Wünschen  des  Landesherm  gefuhrt 
werden.  Dies  ist  dadurch  gesichert,  dnS>  di  r  Minister  jederzeit  ohne  Ancr?bf 
von  Gründen  aus  dem  Amt  entlassen  oder  zur  iJisposition  gestellt  werden  kann. 

Zugleich  ist  der  Minister  aber  auch  dem  Landtage  für  seine  Amts- 
führung verantwortlich  (sog.  konstitutionelle  Verantwortlichkeit).  Sie  wird 
dadurdi  geltend  gemacht»  daft  der  Ifinister  dem  Landtage  Rede  stehen 
muA  auf  Interpellatbnen  und  Anfragen,  w^die  sein  Ressort  beteten,  und 
daB  der  Landtag  durch  Beschlüsse  oder  durch  Beschwerden  und  Adressen 
an  den  Landesherm  seine  Mißbilligung  aussprechen  und  Abhilfe  verlangen 
w«i««««aU»«e-  kann.  Außerdem  hat  in  vielen  Staaten  der  Landtag  das  Recht,  den  Minister 
wegen  Cresetzesverletzungeu  oder  anderer  PÜichtverletzungen  anzuklagen. 
In  der  praiflisdben  Vei&ssung  ist  lUeses  Recht  anerkannt;  es  fUilt  al>«r 
bisher  an  einem  Gesetz,  welches  die  erforderliche  nähere  Regelung  diesea 
Rechtsittstituts  enthält;  in  dtti  Mittelstaaten  ist  diese  Regehing  durdi  die 
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Verfassungen  und  durch  b r  ^,ondere  Gesetze  erfolg.  Der  Grerichtshof,  welcher 
auf  Ministeranklagcu  zu  erkennen  hat,  kann  keine  ö£fentliche  Strafe,  sondern 
nur  Amtseotaetsiui^  aussprecliMi.  Aus  diesem  Grunde  ^^en  diese  „Staat»» 
gerichtshöfe"  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Geri4ditsvez£usuiigsgesetz. 
Das  landesherrliche  Begnadigungsrecht  ist  ausgeschlossen.  Bei  den  heutigen 
Verhaltnissen  ist  das  ganze  Rechtsinstitut,  welches  in  der  Verfassungs« 
geschichte  Englands  ehemals  eine  so  wichtige  Rolle  gespielt  hat  und  eng- 
lischen Einrichtungen  nachgebildet  ist,  nicht  mehr  von  praktischer  Bedeutung. 

Um  die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  nach  zwei  Seiten  hin  möglich  zu 
madien,  ist  er  l>erechtigt,  die  Gegenz^chnung  und  Ausfuhrung  landesherr« 
li<dier  Anordnungen  xu  verweigern,  ohne  daß  ein  landeshenlidier  Befelü  ihn 
daran  hindern  kann,  tmd  jederzeit  seine  EnHlessung  aus  dem  Amt  zu  vedangen. 

Den  Ministern  sind  die  anderen  Behörden  untergeordnet.  Das  Be-  B^Utianfitm. 
hördensystem  der  einzelnen  Staaten  ist,  schon  wegen  der  verschiedenen 
Grröße  derselben,  sehr  verschieden;  Bezeichnimg,  Geschäftsverteilung  und 
Oi^aoisation  sind  mannigfach.  Jedoch  ist  teils  wegen  der  Gleichartigkeit 
der  Au%aben  und  Bedurfiiisse,  teils  infcdge  der  in  den  Reichmesetzen  ent- 
haltenen Votsditiften  die  VerscbledenlMit  in  Wirklichkeit  mcfat  so  gtoA 
wie  es  den  Anschein  hat  Überall  sind  drei  Hauptarten  von  Behörden  zu 
unterscheiden,  Gerichte,  Verwaltungsbehörden  und  Militärbehörden.  Hin- 
sichtlich der  inneren  Verfassung  zerfallen  die  Behörden  in  koUegiaUsche 
und  nach  dem  Bureausystem  organisierte,  d.  h.  solche,  bei  denen  der  Chef 
allein  die  endgültige  Entscheidung  hat  und  demgemäß  auch  die  Va>- 
antwortung  trägt  Zur  PrSfimg  der  Rechnungen  und  zur  Sicherung  einer 
ordentlichen,  sparsamen,  zweckmäßigen  und  dem  Etatsgesetz  entsprechenden 
Verwaltung  besteht  eine  Rechnimgsbehörde,  welche  dem  gesamten  Ver- 
waltungsorganismuSy  auch  dem  Ministerium^  selbständig  und  unabhängig 
gegenübersteht 

V.  Die  Beamten  oder  Staatsdiener.   Zur  Besorgung  der  staa^  Bm^oL 
liehen  Geschäfte  werden  die  dazu  geeigneten  (z.  K  durch  Ahlegung  der 

vorgeschriebenen  Prüfungen  qualifizierte)  Personen  angestellt  Nicht  jeder, 
welcher  staatliche  Geschäfte  besorgt,  ist  ein  Beamter.  Einerseits  unter- 
scheidet er  sich  von  Personen,  welche  wie  Lieferanten,  Bauunternehmer 
u.  dgL  dem  Staat  in  einem  privatrechtlichen  Verhältnis  gleichberechtigt 
gegenüberstehen;  anderseits  von  denjenigen,  welche  eine  gesetzliche  Untere 
tanenpfiich^  z.  B.  als  Soldaten,  Geschworen^  Sdioffen  usw.  erfBllen  müssen; 
sie  mögen  wollen  oder  nidit  Niemand  kann  Beamter  werden  ohne  ein 
zweiseitiges  Rechtsgeschäft,  die  sog.  Anstellung,  welches  zwischen  ihm 
und  dem  Staate  abgeschlossen  wird.  Es  genügt  nicht,  daß  er  einer  An- 
stellungsverfiigung  nicht  widerspricht;  er  muß  positiv  einwilligen  und  ge- 
schäftsfähig sein.  Die  Anstellung  ist  sonach  ein  Vertrag.  Aber  das  durch 
diesen  Vertrag  begründete  Verhältnis  ist  kein  obligatorisches»  sondern  em 
offentUdi-rechtiidieSt  indem  der  Beamte  in  ein  Gewaltvnhältnis  zum  Staate 
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tritt;  nur  bei  der  Begruiidung^  des  Verhaltui:>ses,  bei  dem  Abschluß  des 
Afurtellungsvertrages  ist  er  frei;  ist  er  in  den  Staatsdienst  eingetreten,  so 
befindet  ee  sich  in  einer  seine  Person  ergretfenden  Unterordnung  unter 
eine  Herrschaft.    Man  hat  dies  als  einen  „Zustand'^  charakterisiert;  damit 

ist  aber  wegen  der  Unbestimmtheit  dieses  Begriffes  wenig  gewonnen;  auch 
durch  einen  privatrechtlichen  Dienstvertrag,  Gesellschaftsvertrag  und  andere 
Geschäfte  entsteht  ein  „Zustand".  Das  Wesentliche  ist,  daß  das  Verhältnis 
nur  mit  dem  Willen  des  Beamten  entstehen  und  fortbestehen  kann  und  daß  der 
Beamte  einer  besonderen  Gewalt  derDienstgewaltdes  Staates  untemroiftnlst 
Daß  der  Beamte  tatsädilich  ein  Amt  fährt,  gehört  nicht  zum  Wesen 
dieses  Verhältnisses,  sondern  nur,  daß  er  verpflichtet  ist,  wenn  iluu  ein 
Amt  übertragen  wird,  es  zu  führen.  Aul:1i  der  beurlaubte,  zur  Disposition 
gestellte,  zeitweilig  nicht  verwendete  Beamte  bleibt  Beamter.  Die  dienst- 
lichen Rechtsverhältnisse  der  Landesbeamten  sind  in  den  meisten  Staaten 
nach  dem  Vorbilde  des  Reiclisbeamtengesetzes  geregelt 
AimgiHriitM.  Die  Pflicht  des  Beamten  besteht  im  wesentlichen  in  der  Führuog  des 
ihm  übertragenen  Arotes;  er  ist  dabei  zum  Gehorsam  gogen  gesetzmäßige 
Dienstbefehle  der  vorgesetzten  Behörde  und  zur  Treue  verpflichtet,  d.  h. 
er  soll  sein  Amt  Tiach  bestem  Wissen  und  Können,  nötigenfalls  selbst  mit 
Aufopferung  persönlicher  Interessen  wahrnehmen.  Dahin  gehört  auch  die 
AiaLsverschwiegenheit.  Der  Beamte  muß  ferner  in  und  außer  dem  Amt 
ein  achtungswfirdiges  Verhalten  heobaditen  und  er  unterliegt  gewissen 
Beschrankungen  (Verbot  des  Gewerbebetriebs;  der  Bekleidung  von  Nebeup 
ämtem,  der  Annahme  von  Greschenken,  Uteln,  Ehrenzeichen;  Heirats- 
knnsens).  Die  Verletzung  von  Amtspflichten  als  solche  ist  mit  Disziplinar- 
strafen bedroht,  durch  welche  die  Dienstgewalt  sich  geltend  macht, 
unabhängig  davon,  ob  die  Pflichtverletzung  den  Tatbestand  eines  mit  öffent- 
licher Strafe  bedrohten  Dehkts  bildet  oder  die  Verpflichtung  zum  Schaden- 
ersatz begründet 

s«teK       Die  Rechte  des  Beamten  bestehen  in  dem  wAnsjunch  auf  Schutz  in 
Ausübung  seiner  Amtstätigkeit,  auf  Ersatz  der  im  Dienst  gemadbten  Aus* 

lagen  und  Verwendungen  und  in  der  Regel  auf  Gehalt.  Dazu  kommen 
die  Ehrenrechte  des  Titels,  Ranges  und  Anitskleides. 
B«aBdjcaiic  des  Das  Dienstverhältnis  des  Beamten  hört  auf  durch  Versetzung  in  den 
Yarfeiitaifng.  Rn||gg|m^  Wegen  körperlicher  oder  geistiger  Dienstimfahigkeit  oder  wegen 
Erreichung  eines  gewissen  Alters  oder  Ablauf  einer  gewissen  Zahl  von 
Dtenstjahren;  der  Beamte  htibSh.  den  Anq>rudL  auf  Pension  und  Amtstitd. 
Ohne  daß  dem  Beamten  diese  Rechte  verbleiben,  hört  das  Dienstverhältnis 
auf  infolge  gewisser  richterlicher  Strafurteile  oder  eines  auf  Dienstentlassung 
lautenden  Disziplinarerkenntnisses.  Auch  kann  der  Beamte  jederzeit  seine 
Entlassung  imter  Verzicht  auf  Pension  und  Ehrenrechte  verlangen;  sie 
kann  ihm  nidit  verweigert  werden. 

In  der  Regel  wird  auch  der  Witwe  und  den  Hinterbliebenen  des  Be> 
amten  eine  Pension  gewährt 
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Das  öffentliche  Recht  und  namentlich  das  Verfassungsrecht  der 
Staaten  hat  keine  so  ruhige  und  kontinuierliche  Greaclüchte  wie  das  Fdvat- 
recfat  Bestimmte  Ereignisse,  gewaltsame  Eingrifie,  plotzlidhe  Erschütte» 
rangen  bringen  Umwälzungen  hervor,  welche  den  geschichtücfaen  Zusammen- 
hang zu  zerreißen  scheinen  und  zum  Teil  auch  wirklich  stören.  Während 
die  Geschiclite  des  Privatrechts  ruhig  dahinfließt  wie  ein  breiter  Strom 
in  der  Ebene,  wird  der  Laxif  der  Verfassun^sgeschichte  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  wildbriiuscnde  Katarakte  unterbrochen  und  die  Richtung  durch 
scharfe  Biegungen  verändert  Wenn  man  freilich  zurücksdaauend  die  'EaU 
Wickelung  des  Rechtes  durch  Jahrhunderte  in  einem  Bück  msammen&fl^ 
erkennt  man  wohl  ein  einheitliches  Gesetz,  eine  einheitliche  Richtung; 
aber  die  konkrete  Gestaltung"  ist  immer  durch  Umstände  beeinflußt,  welche 
dem  Entwickelungsgesetz  fremd,  im  Verhältnis  zu  diesem  zufällige  Ein- 
grifife  sind,  Der  Ausgang  eines  Krieges,  der  Charakter  eines  Fürsten 
oder  Staatsmannes,  der  Erfolg  einer  Volksbewegung,  das  Aussterben  einer 
Dynastie  imd  manche  andere  historische  Tatsachen  bewirken  eine  Ver- 
änderung des  Zustandes  des  Staatsredits,  welche  ohne  diese  Einwirkung 
nicht  oder  anders  eingetreten  wäre.  Namentlich  haben  große  Persönlich- 
keiten wie  Friedrich  der  Große,  Napoleon,  Bismarck,  für  die  Gestaltunpf 
des  Verfassunffsrechts  eine  Bedeutung,  welche  ihnen  für  das  Privatrecht 
niemals  zukommt,  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  eine  Kodifikation  desselben 
veranlassen.  Die  Lehre  der  historischen  Rechtsschule  von  der  Kontinuität 
der  Reditsentwicketung  hat  fax  das  Ver^EUSungsrecht  nur  eine  ganz 
allgemein -geschichtsphilosophische  Rii^tigkeit.  Allerdings  ist  auch  ein 
jäher  Bruch  der  Rechtsordnung  immer  geschichtlich  vorbereitet,  oft  nur 
der  Abschluß  einer  langsam  und  im  stillen  vollzogenen  Veränderunpf;  das 
Grundgefüge  der  alten  Ordnung  verschwindet  nicht  ganz  aus  der  neuen; 
aber  die  juristische  Form,  in  welcher  der  Stoff  der  politischen  Ver- 
hältnisse und  Zustände  ausgeprägt  ist,  wird  plötzlich  eine  andere.  Bei 
dieser  Abhängigkeit  der  verfassungsgeschichtlichen  Entwickelung  von  zu- 
fälligen Eretgntssen  ist  es  daher  auch  unmöglich,  die  zukünftige  Fort> 
bildung-  vorauszusehen;  es  ist  eine  Betrachtitncf  darüber  jedenfalls  nur  unter 
der  Voraussctzimgf  möglich,  daß  diese  Fortbildung  sich  ruhig  und  ohne 
gewaltsame  Eingritfe  vollziehen  werde.  Für  das  Vertassungsrecht  Deutsch- 
lands kommt  es  in  der  Hauptsadie  auf  zwei  Verhaltnisse  an,  auf  das  Ver- 
hältnis des  Reiches  «i  den  Einrelwtaaten  und  auf  das  Verhältnis  der  Krone 
(Regierung)  zu  der  Volksvertretimg.  Was  das  erste  anlangt,  so  wird  der 
uralte  Widerstreit  der  zentripetalen  und  zentrifugalen  Kräfte,  der  zentralisti- 
schen  und  partikularistischen  Tendenzen  zwar  nicht  aufhören,  aber  not- 
wendigerweise seine  Bedeutung  vmd  Gefährlichkeit  immer  mehr  verlieren; 
denn  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen,  die  Gleichheit  des  Rechtes,  die 
gemeinsame  Tragung  aller  militärischen  und  finanziellen  Lasten,  die  Ein- 
heit im  vSlkerrechÜidien  Verkehr,  die  Zusammenfassung  der  StreiÜcräfte 
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unter  dem  kaiserlichen  Oberbefehl  und  viele  andere  Einrichtungen  schließen 
die  einzelnen  Staaten  so  fest  aneinander,  daß  sie  immer  mehr  miteinander 
verwachsen  und^  ohne  ihre  individuelle  Existenz  aufgeben  zu  müssen,  sich 
iauMT  enger  vereiiügen.  Die  Gefiilur  eines  Zusammenbruchs  des  Reichesi  es 
sei  denn  infblge  eines  unglfiddichen  Krieges,  ist  ausgeschlossen  und  die  Unter- 
drückung der  Einzelstaaten  und  ihre  Aufaaugung  durch  das  Reich  ist  zur 
Erfüllung  der  nationalen  Aufgaben  und  nir  Befriedigung  der  politischen  Be- 
dürfnisse des  deutschen  Volkes  unnötig.  Das  Nationalgefuhl  des  Gesamtvolkes 
und  das  Staatsbewußtsein  der  Bevölkerungen  der  Einzelstaaten  stehen  nicht 
mehr  in  einem  imversöhnlichen  Gregeosatz,  sondern  ergänzen  sich  einander. 

Schwieriger  ist  es,  eine  AxiäxM  darüber  zu  gewinnen,  wie  äch  das 
Verhältnis  zwiadien  den  obersten  Organen  des  Reiches  weiter  entwickeln 
wird.  Der  von  manchen  Seiten  awgMIVOchene  Gedanke,  das  allgem^e 
gleiche  Wahlrecht  zu  beschränken,  wird  von  emsthaften  Politikern  wohl 
niemals  in  Betracht  genommen  werden.  Politische  Rechte  kann  man  den 
breiten  Massen  des  Volkes  nicht  wieder  nehmen;  jeder  Versuch  einer  Be- 
schränkung des  Wahhrechts  würde  das  Reich  in  seinen  Grrundlagen  er- 
sdiüttem  und  seine  Existenz  bedrohen;  er  wSre  undurchführbar  und  selbst 
wenn  er  unter  besonderen,  nicht  vorher  zu  sehenden  Umstanden  durch- 
geführt werden  sollte,  würde  er  eine  Verbitterung  imd  Reichsfeindschaft 
der  überwiegenden  Mehrheit  des  Volkes  zurücklassen,  welche  für  das 
Reich  enie  dauernde  Gefahr  bilden  würde.  Auch  würde  es  weder  der 
Billigkeit  noch  der  Wohlfahrt  des  Reiches  entsprechen,  den  Agrariern 
und  Großindustriellen  den  alleinigen  oder  übenv  iegenden  Einfluß  auf  die 
Geeetqfebung  und  die  Ausbeutung  der  ariieitenden  Klassen  einzuräumen. 
Das  allgemeine  Wahlrecht  aber  führt  zu  einer  fortsdueitenden  Demokrati- 
sierung des  Reichstags,  da  die  niederen  Klassen  naturgemäß  sich  in  einem 
viel  höheren  Grade  vermehren  als  die  oberen  und  daher  das  Stimmen- 
verhältnis sich  fortwälireud  zu  ihren  Gunsten  verschiebt.  Darauf  muß  man 
rechnen,  denn  es  ist  unabwendbar.  Um  so  wichtiger  ist  es  aber  zu  ver- 
hüten, daB  die  Macht  di»  Parlaments  nicbt  noch  mehr  anwächst,  als  es 
bereits  geschehen  ist;  denn  Parlamentarismus  ist  mcht  Frdheit  und  Ge- 
rechtigkeit, sondern  Parteiherrschaft.  Wenn  das  Parlament  die  Ri^erung 
beherrscht,  wird  diese  schließlich  eine  von  der  Majorität  eingesetzte  Ver- 
waltungskommission.  Das  Mittel  aber,  durch  welches  das  Parlament  seine 
Macht  fortwährend  steigert,  ist  die  Bewilligung  neuer  Steuern  und  Ab- 
gaben. Mne  Regiemi^,  welche  immer  mit  der  Forderung  größerer  Gti4^ 
mittd  an  das  Parlament  herantritt,  gnit  notwendig  in  Abhängigkeit  von 
demselben.  In  der  festen  Ordnung  der  Finanzwirtschaft,  ia  der  dauernden 
Ausgleidbung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  liegt  dnr  Angelpunkt  ftir  cUe 
Richtung,  welche  die  Entwickelung  des  Verfassungsrechts  einschlagen 
wird;  sie  wird  auch  im  Reichstag  selbst  den  Parteikämpfen  einf'n  großen 
Teil  ihrer  Schärfe  nehmen.  In  der  auswärtigen  Politik  und  m  der  innanz- 
politik  liegt  die  Zukunft  des  Reiches* 
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VERWALTUNGSRECHT, 

L  JUSTIZ  UND  VERWALTUNG. 

Gerhard  Anschütz. 

Einleitung.   Justiz  und  Verwaltung  sind  im  Gedankenaufbau  des 
i^^^^  heutigen  öffentUchen  Rechtes  zwei  voneinander  geschiedene  Staatsfunkttonen, 
das  heiSt:  fische  Formen,  in  denen  der  Staat  seinen  Willen  äußert  und 

betätigt.  Ihr  Wesen  ist  zu  bestimmen  im  Abstände  voneinander  und  im 
Verhältnis  zu  der  dritten  Staatsfunktion,  der  Gespt/'^fpbung-. 

Den  Ausgangspunkt  bilden  die  Begriffe  des  Staates  und  der  Staats- 
gewalt. Der  Staat  ist  die  Vereinigung  eines  seßhaften  Volkes  zu  einem 
wittensbegabten  und  handlungsfähigen  Gemeinwesen.  Er  stellt  sonach  im 
Sinne  Rechtens  eine  Persönlichkeit  vor.  Als  solcher  hat  er  seinen  Willen. 
Dieser  Wille  ist  von  aller  anderen  Willensmacht,  von  jedem  Willen  innef^ 
und  unterhalb  des  Staates  nicht  nur  im  Maße,  sondern  nach  der  Art  ver- 
schieden durch  die  ihni  allein  innewohnende  Fälligkeit  des  Herrschens. 
Herrschen  bedeutet  Befehlenkönnen,  tjewalt  haben  über  freie  Menschen. 
Das  Wesen  des  Staatswillens  ist  also  die  Gewalt,  tmd  es  rechtfertigt  sich 
daher  die  Bezeichnung  dieses  Willens  als  Staatsgewalt  Die  Begriffe 
Staat  und  Staatsgewalt  stehen  mithin  zueinander  wie  eine  Person  zu  ihrem 
Willen. 

Die  Gewalt  ist  dem  Staatswillen  wesenhaft,  aber  der  Staatswille  ist 
niclit  imn^er  und  nicht  notwendig  Gewalt.  Nicht  immer  tritt  der  Staat 
seinen  Untertanen  mit  Schwert  und  Purpur  des  Herrschers  entgegen,  es 
steht  auch  bei  ihm,  das  Gewamd  des  Privatmanns  aozutun,  nur  ebenso 
und  in  der  Art  zu  wollen  und  zu  handeln  wie  die  Untertanen,  in  Erwerb 
und  Besitz,  in  Eigentum  und  Vertrag  nach  Privatrecht  zu  leben,  wie  jene. 
Der  Staat  ist  Privatrechtssubjekt,  „Fiskus",  soweit  er  es  sein  will  Die 
Staatstätiglceit  als  Justiz  ist,  wie  aus  dem  Folcfenden  erkennbar  werden 
wird,  stets  Staatsgewalt  Lin  eigeinlichcn  Sinn,  eine  hoheitliche  Betätigungs- 
fonn,  während  die  Verwaltung  nicht  nur  in  hoheitlichen,  sondern  auch 
in  privatrechtlichen,  fiskalischen  Formen  sich  gebärden  kann. 
Ute  Teuotic  der  Unter  den  mannig&chen  Kgenschaften  der  Staatsgewalt  ragt  hervor 
die  der  Einheit:  der  Einheit  der  Staalspersonlichkeit  entspricht  notwendig 
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die  Einheit  ihres  Willens.  Einheit  bedeutet  Unteilbarkeit,  aber  nicht  Un- 
einteilbarkeit;  das  heißt:  die  Einheit  der  Staatsgewalt  schließt  es  nicht  aus, 
dafi  man  die  maimigiacheii  Riditimgen  und  Formen,  in  denen  diese  Ge- 
walt tätig  wild,  gruppenweise  ordnet  Die  verschiedenSiten  Einteiim^ien 
sind  möglich,  Anspradi  auf  AUdnriditigkeit  hat  keine  von  ihnen.  Doch 
hat  eine  von  ihnen  wegfen  ihrer  Übersichtlichkeit  und  wcirpn  ihrps  nicht  nur 
wissenschaftlichen,  sondern  politischen  Wertes  seit  langem  eme  besondere 
Beliebtheit  in  der  Theorie  und,  was  melir  ist,  einen  tiefgehenden  Einfluß 
auf  die  wirididie  Geltung  der  Staatseinriditnngea  zu  verMiohnen:  das 
ist  die  Dieiteilnng  der  Staatsgewalt  in  die  Grundfimktionen  Gesetzgebung, 
Justiz,  Verwaltung. 

Die  Staatsgewalt  als  gesetzgebende  Gewalt  stellt  allgemeine 
Normen  auf,  nach  denen  jeder,  den  sie  angfehen,  sich  zu  richten  hat,  und 
die  auch  für  die  Organe  der  beiden  anderen  Staatsfunlrtionen,  für  die 
Gerichte  und  die  Verwaltungsorgane,  schlechthin  verbindlich  und  un- 
verbrüchlich sind.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist  die  Staat^walt  in  üirer 
höchsten  Madit:  als  Justiz  und  als  Verwaltui^  st^t  der  Staat  unter,  als 
Gesetzgeber  steht  er  über  dem  Recht 

Die  Staatsgewalt  als  Justiz  —  richterliche  Gewalt  —  entscheidet  über  die 
Streitfalle,  welche  sich  bei  Anwendung  jener  Normen,  der  Gesetze,  ergeben. 

Endlich  ist  das  Wesen  der  Verwaltung  —  vollziehenden  Gewalt  —  venf^ituDf. 
dieses:  ErfiUlung  der  staatlichen  Au%aben  und  Zwecke  in'  handelnder 
Betätigung  des  Staatswillens.  Verwaltung  bt  die  inn«halb  der  Schianken 
des  Gesetzes,  zuweilen  auch  in  bloBem  Vollzüge  gesetzgeberisdier  An- 
ordnungen sich  bew^fende  zweckbewuBte  Umsetzung  des  Staatswülens 
in  die  Tat. 

Die  Bezeichnung  der  drei  Grundfunktionen  als  „Gewalten"  fpouvoirs, 
puissances,  powersj  entstammt  der  dogmatischen  Grundfeijtigung  der 
Teilui^islehre  durch  Montesquieu  (Esprit  des  Lois,  174S:  pouvoir 
l^gisiatif,  pouvoir  [puissance]  de  juger,  pouvoir  exicutif  [puissance 
ex^cutrice])  und  belierrscht  seitdem  nicht  nur  den  wissenschaftlichen, 
sondern  auch  den  gesetzgeberischen  Sprachgebrauch.  Man  lc55c  mm 
Beispiel  die  Art  62,  86,  45  der  preußischen  Verfassungsurkunde  vom 
31.  Januar  1850:  „Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich 
durch  den  König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt"  .  .  .  „die  richter- 
liche Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs  durch  unabhängige,  keiner 
anderen  Auftoritat  als  der  des  Gesetzes  unterworfene  Grerichte  ausgeübt^ . . . 
^dem  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu«.  Diese  „Ge- 
walten" .sind  nun  nicht  etwa  selbständige  Willen  und  Wesen,  drei  Staaten 
im  Staat,  sondern  nichts  als  verschiedenartige  Ausstrahlungen  einer 
einzigen  Gewalt  Es  handelt  sich  iiberaU  um  eine  und  dieselbe  Suats- 
gewalt,  von  6rA  Seiten  aus  gesehen.  Tbeomiich« 

Die  Dreiteilung  hat  zunächst  den  Sinn  einer  theoretischen  Disttnktion,  E.r.trti.ng 
einer  Einteilung.   Sie  bedeutet  aber  weiterhin,  schon  und  gerade  bei  f^*^ 
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Montesquieu,  ein  praktisch -politisches  Organisationsprinzip,  sie  bezweckt 
die  Trennung  der  Gewalten  (Separation  des  pouvoirs),  das  heißt:  ihre 
VerteQttng  an  besondere  und  selbstSndige  Organe  des  Staates.  Weder 
in  dem  «nen  noch  in  dem  anderm  Sinne  widerspridit  das  Prinzip  der 

Gewaltenteilung  der  Einheit  von  Staat  und  Staatsgewalt.  Einteilen  heißt 
nicht  zerreißen:  die  logische  Operation  des  Einteilens  hobt  die  Einheit 
des  Ganzen  nicht  auf,  bestätigt  sie  vielmehr.  Und  v-  i  i  \  rt*'ih)ncf  der 
verschiedenen  Funktionen  an  verschiedene  Organe  für  un\  crtraglicn  halten 
wollte  mit  der  Idee  der  staatlichen  Laheit,  der  mußte  ungereimter  Weise 
auch  behaupten,  daß  Lebewesen  und  Maschine  keine  Einhdten  seien,  weil 
jenes  viele  Organe,  diese  viele  Räder  hat. 

Der  verfassungstheoretischen  Frage,  in  welcher  Art  und  mit  welchen 
Einschränk ung-en  die  Gewaltenteilung  durchgeführt  werden  kann  und  in 
den  verschiedenen  Ländern  durchgeführt  worden  ist,  kann  hier  nicht  nach- 
gegangen werden.  Die  Verfassungen  der  deutschen  Einzelstaaten  und  des 
Deutschen  Reiches  zeigen  die  Durchfuhrung  in  folgender  Gestalt  Die 
gesetzgebende  G-ewalt  steht  bei  Regierung  und  Volksvertretung  im  vep- 
,  iassungsmäßigen  Zusammenwirken,  wird  also  im  Einzelstaate  von  Krone 
und  Landtag  (\gl.  den  oben  angezogenen  Art.  62  der  Preußischen  Ver- 
fassung), im  Reiche  aber  durch  Bundesrat  und  Reichstag  1  Reichsverfassung 
Art  5)  ausgeübt  Die  Justiz  ist  Gerichten  ubertragen,  welche  von  den 
Organen  der  Verwaltung  ebenso  getrennt  une  unabhängig  sind;  diese 
Unabhängigkeit  bedeutet  Selbständigkeit  der  richterlichen  Urteüfindung 
gegenüber  jedem  anderen  Willen  im  Staate  außer  dem  des  Cresetzgebers, 
bedeutet  Freiheit  von  jedem  Einfluß  der  Verwaltungsorgan^  auch  der  obersten 
Staatslcitung,  der  „Regierung"  (Landesherr,  Kaiser,  Rundesratl,  welche 
den  Richter  zwar  anst'^llt,  ihm  aber  lücht  vorschreiben  kann,  w'v^  zu 
urteilen  hat.  Die  Verwaltung  steht  teils  Staatsbehörden:  den  Verwaltungs- 
behörden (System  der  reinen  SKaafsverwaiüiu^),  teils  den  Gemeinden  und 
anderen  selbständigen  korperschafUichen  VeÄänden  {SelAsiverataUung)  zu. 
Die  Verwaltungsbehörden  sind,  in  hierarchischer  Unterordnung  der  niederen 
unter  die  höheren,  der  I,eitungsgewalt  des  Staatsoberhauptes  unterstellt 
(dies  der  Sinn  des  angetührteu  Art.  45  der  IVeußischen  \'erfassung);  die 
oberste  Leitung  der  Reichsverwaltung  ist  Sache  des  Kaisers.  Die  Tätig- 
keit der  Selbstverwaltungskörper  steht  unter  gesetzlich  geordneter  Staats- 
aufeicht 

MiiiMharWwt       Die  weseutliclisten  politischen  Fortschritte,  die  wir  der  Gewalten- 

niiiiinüiiiiiim  *®'^'***fif  verdanken,  sind:  die  Bindung  des  Zustandekommens  aller  Gesetze 
an  Formen,  welche  den  Erwählten  derer,  die  den  Gesetzen  zu  gehorchen 
haben,  den  gleichen  Machtanteil  gewähren,  wie  der  Regierung;  die  Über- 
tragung der  gesamten  rechtsetzenden  Gewalt  an  diese  konstitutionelle 
Legislative,  wodurdi  jede  eigene  Macht  der  Regierung  und  der  Ver- 
waltungsorgane, das  bestehende  Recht  m  ändern,  veraeint  ist;  die  Un- 
abhäng^^eit  der  Jusäz  und  die  Trennung  derselboi  in  allen  Instanzen 
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A.  Begriff  und  Gmuen  der  Justiz  uod  der  Verwaltuog.   1.  Die  Justiz. 


VOD  der  Verwaltung,  damit  aber  auch  die  Selbständigkeit  der  Verwaltung 
gegenüber  der  Justiz;  endlich  die  Unterstellung  nicht  nur  der  Gerichte, 
sondern  auch  der  Verwaltung  unter  das  Gesetz,  derart,  daß  die  Verwaltung 
nicht  nur  nach  Zweckmä£igkeitsrücksichten,  sondern  nach  solchen  inner- 
halb der  Schranken  des  Gesetzes  zu  fuhren  ist 


A.  Begriff  und  Grenzen  der  Justiz  und  der  Verwaltung. 

I.  Die  Justiz.  „Justiz"  ist  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  in  iiir  w«»«. 
Deutschland  nicht  dasselbe  wie  „Rechtspflege",  sondern  etwa^s  anderes; 
teils  weniger,  teils  mehr.  Rechtspflege  (das  Wort  ^Rechtsprechung"  be- 
deutet das  gleiche)  ist,  der  Name  sagt  es,  alle  auf  „Pflege«,  d.  h.  auf  Er- 
haltung des  objektiven  Rechtes  und  der  subjektiven  Rechte  zielende  Tätigkeit 
ohne  Einschränkung  auf  bestimmte  Gebiete  des  Rechtes  (Privat-,  Straf-, 
Staatsrecht)  oder  bestimmte  Arten  von  Rechten.  RechlspUege  ist  es, 
wenn  der  deutsche  Bundesrat  einen  Streit  zwischen  Einzeistaaten  oder 
zwischen  Einzelstaat  und  Reich  entscheidet,  wenn  die  Reichslegislative 
auf  Grund  von  Art.  76  Abs.  2  R.'Ver£  einen  Veifassungskonflikt  zwischen 
Krone  imd  Landtag  im  Einzelstaat  erledigt,  wenn  die  zuständige  Bdiorde 
(Gerichtsverfass.-Ges.  §  17)  einen  Zuständigkeitsstreit  zwischen  Justiz  und 
Verwciltung  (Kompetenzkonflikt)  schlichtet.  Das  alles  ist  Rechtspflege, 
wiewohl  es  sich  überall  nicht  um  Privatrechtsstreitigkcitea  und  in  den 
beiden  letzten  Fällen  niclit  um  Beschützung  subjektiver  Rechte,  sondern 
um  Klarstellung  des  objektiven  Rechtes,  um  den  Schutz  der  Redtts» 
Ordnung  als  solcher,  bandet,  Justiz  aber  ist  all  das  mcht  Justiz  ist 
auch  nicht  der  Rechtsprechungsakt,  durch  welchen  ein  Beamter  mit  einer 
Disziplinarstrafe  belegt  wird,  nicht  die  Kognition  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde über  die  Legalität  der  Verfügung  einer  ihr  unterstellten  Behörde, 
nicht  die  Entscheidung  des  Finan/ministeriiuns  über  die  Berechtigung  einer 
Steuerreklamation.  Denn  auch  lüer  ist  überall  nicht  der  in  Aktion  getreten, 
dessen  Tätigkeit  im  System  unserer  Gewaltenteilung  und  nach  der  darauf 
gegründeten  Sprechweise  der  Gesetze  und  der  Wissenschaft  allein  Justiz 
ist  tmd  Justiz  heiBt:  der  ordentliche  Richter.  Justiz  ist  Zuständigkeit 
und  Tätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte.  Der  BegrifiF  \\nirde  sich  mit 
dem  der  Rechtspflege  nur  dann  decken,  wenn  diese  den  ordentlichen 
Gerichten  iu  ihrem  vollen  Umfange  imd  wenn  außer  ihr  den  ordentlichen 
Gerichten  nichts  ubertragcu  wäre.  In  Deutschland  liegt  die  Sache  aber 
nicht  SO.  Die  Rechtspflege  ist  den  ordentlichen  Gerichten,  wie  bereits 
die  vorhin  angeführten  Beispiele  zur  Genüge  zeigen,  nicht  ausschließlich 
übertragen:  auf  weiten  und  breiten  Gebieten  der  Rechtsordnung  ist  von 
einer  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  keine  Rede.  Nicht  jede 
RechLbpflegesache  ist  eine  Justizsache.  Und  andererseits:  es  gibt  Justiz- 
sachen, die  materiell  gewertet,  keine  Rechtspflegeakte  sind.   Die  deutsche 
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Art  der  Gewaltenteilung  übertragt  den  Gerichten  viele  «dmiabtrative 
Geschäfte  auf  dem  Gebiete  des  Justizwesens  (Justizvcrwaltung'ssachen)  und 
weist  ihnen  ferner  den  beträchtlichsten  Teil  der  «.og-.  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit zu,  wiewohl  es  sich  dort  wie  hier  nicht  um  rcchtspüegeade,  sondern 
xm  Verwaltungstätigkeitea  liamdelt  Es  ist  dai«a  festzuhalteii:  die  Greiueii 
der  Justiz  reiclifin  einerseits  nicht  so  weit,  als  die  des  Gesamtgebietes  der 
Rechtspflege,  sie  reichen  andererseits  darüber  hinaus.  Justiz  ist  weniger 

und  mehr  als  Rechtspfleg-e. 
Ihr  Wirka^  Justiz  ist  vor  allen  Dingen  weit  weniger  als  Rechtspflege.  Das  heißt: 
in  den  meisten  Ländern,  vorab  in  Deutschland,  Österreich,  Frankreich 
bleibt  der  Wirkungskreis  der  Justiz,  die  sachliche  Zuständigkeit 
der  ordentlichen  Gerichte  weit  zurück  hinter  dem  Gesamthegriff  aller 
denkhaien  und  vorkommenden  Rechtsstreitqrlcdten,  Auf  welche  Redit^ 
Streitigkeiten  erstreckt  sich  nun  die  Zuständigkeit  der  Gerichte,  auf 

welche  nicht? 

Es  versteht  sich,  daß  diese  Frapc  nur  nach  dem  positiven  Recht  eines 
jeden  einzelnen  Landes  beantwortet  werden  kann:  ein  Weitstaatsrecht  g^bt 
es  ja  nicht,  ebeosowenig  ein  Naturrecht,  also  auch  kdn  Universa^Mrinzip 
Aber  die  Grenzscheidung  zwisdien  Gericht  und  Verwaltung.  Nur  davon 
kann  die  Frage  sein,  inwieweit  die  KonqtetenzgrundsStze  der  einzebien 
Staaten  und  Länder  untereinander  übereinstimmen  und  voneinander 
abweichen.  Und  hierüber  läßt  sich,  mit  weitgehender  Außerachtlassung 
alles  miniler  Wesentlichen,  folgendes  sagen.  In  der  Gestaltung  jenes 
Greazzuges  treten  von  alters  her  zwei  typisch  verschiedene  Anschauimgen 
hervor,  welche  auch  heute  noch,  die  eine  hier,  die  andere  dort  herrsdiend 
nebeneinander  stehen.  Die  eine  Anschauung  ruht  auf  dem  Gedanken  der 
Einheit  des  Rechtes  und  der  Rechtspflege.  Sie  verneint  den  Gegensatz 
zwischen  Privat-  imd  öffentlichem  Recht,  oder  doch,  sie  gibt  ihm  in  bezug 
auf  die  Organisation  des  Rechtsschutzes  keine  praktische  Folge.  Die 
RechLsschutzorganisation  erscheint  als  ein  einheitliches  Sj'stem  ordentlicher 
Gerichte,  welche  zuständig  sind  in  jedem  Falle  behaupteter  Verletzung 
von Einzehrediten  und  dieserhalb  erhobener  Klage;  wo  ein  Individualrecht, 
da  dne  Klage  bei  dem  ordentlichen  Richter;  es  madit  für  die  gerichtliche 
Klagbarkeit  des  individu^en  Ampruches  keinen  Unterschied,  ob  er  sich 
gegen  eine  Privatperson  oder  gegen  den  Staat  und  dessen  Organe  richtet; 
auch  die  Träger  der  öffentlichen  Gewalt,  also  auch,  sofern  solche  schon 
differenziert,  die  Verwaltungsbehörden  und  -beamten  stehen  nicht  sowohl 
unter  dem  Recht  als  unter  dem  Richter.  Es  ist  deutUch,  daß  nach  dieser 
Grrundanadiauung  nicht  nur  die  Privatrechts-  und  Strafrechtspflege,  sondecn 
auch  die  Pflege  des  Verwaltungsredits,  der  Schutz  des  dnzefaien  in  seinen 
Rechtsbeziehungen  ztu-  handelnde  Staatsgewalt,  zum  Wirkungskreis  der 
Justiz  gehört.  Diese  Anschauung  darf  nach  Herkunft  und  Wesen  als 
spezifisch  germanisch  bezeichnet  werden,  Sie  beherrscht  Altertum  und 
Mittelaüter  der  deutschen  Staats-  imd  Rechtsentwickelung.    Das  alte 
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dcuLsche  Reich,  bis  ans  Ende  seiner  Tage  ein  mittelalterlicher  Staat,  hat 
zu  allen  Zeiten  an  ihr  festgehalten;  die  Zusiaiidigkeit  der  Reichsgerichte 
erstreck  sich  gleicherweise  auf  Privfttrechtsstreitigkeiteii  wie  auf  Fr^en 
des  öffentUclii«a  Rechtes,  und  namentlich  auf  Klagen  der  Untertanen  gegen 
ihre  Landesherren  wegen  Mißbrauch  der  Landeshoheit  Auf  derselben 
Anschauung  beruhen  noch  heute  Wesen  und  Wirkungskreis  der  richter- 
lichen Gewah  in  England.  Endlich  hat  eine  selbständig'c  Rezeption  des 
angegebenen  Prinzips  durch  die  moderne  (lesetzgebung'  stattgefunden  in 
Italien,  wo  durch  das  Gesetz  vom  20.  März  18O5  im  Sinne  niügUchi.ter 
Vernnh^Htdiung  aller  Rechtspflege  die  Kontpetenz  der  ordentiichen 
Gerichte  auf  alle  Fälle  ausgedehnt  wurde,  wo  die  Verletzung  dnes  In- 
dividualrechts behauptet  wird,  einerlei,  ob  als  verletzender  und  daher 
beklagter  Teil  eine  Privatperson  oder  eine  Staatsbehörde  erscheint.  (Weiteres 
hierüber  s.  u.  S.  381,)  —  Das  andere  Prinzip  begrenzt  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  weit  enger,  es  beschränkt  sie  grujiUsätzlich  auf  die  Entscheidung 
der  Streitigkeiten  zwischen  Privatpersonen  und  auf  die  Strafirechtspflegc, 
schfießt  sie  aber  aus  in  allen  anderen  Angelegenheiten  des  Öffentlichen 
Rechtes  abgesehen  vom  Strafrecht,  läJlt  also  insbesondere  bei  behaupteter 
Verletzung  von  Einzelrechten  durch  die  Träger  und  Organe  der  öffent- 
lichen Gewalt  eine  gerichtliche  Klage  nicht  zu.  Dieser  Grundsatz  galt 
in  Rom.  Aus  römischem  Staats-  und  Rechtsgeist  ist  die  Scheidung  von 
Privat-  und  öfFentiichem  Recht  geboren,  von  ebendaher  stammt  der 
Gedanke,  ^ese  Sdieidung  mr  Grundlage  zu  ndbmen  f&r  die  Begrenzung 
des  Wirkungskreises  der  richterlichen  Gewalt  Sache  des  Richters  ist  nadi 
romischer  Anschauung  außer  und  abgesehen  von  der  Strafrechtspfiege 
nur  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  des  Privatrechts,  nicht  aber  auch 
von  solchen  des  öffentlichen  Rechtes,  und  als  ein  Verhältnis  des  öffentlichen 
Rechtes  gilt  jedes,  wobei  der  Staat  beteiligt  ist,  quod  ad  statum  rci  Ro- 
manae  spectat  (§  2  Dig.,  1,1),  einerlei,  ob  es  sich  dabei  um  öffentliche  Be- 
feblsgewalten,  um  das  imperium,  oder  um  das  Kgentum  des  Staates  oder 
um  Vertrage  handelt,  welche  der  Staat  gesdilossen  hat:  der  römische 
Staat  lebt  ausnahmelos,  a\ich  als  Subjekt  von  Vermögensrechten,  als 
Eigentümer,  Gläubiger,  Schuldner,  nach  jus  publicum,  er  unterwirft  sich 
auch  in  dieser  seiner  Eigenschaft  —  als  Fiskus  —  den  Entscheidungen 
der  Gerichte  nicht  Kurzum,  nach  römischem  Recht  ist  die  jurisdictio, 
die  Zuständigkeit  und  Tätigkeit  des  Richters,  gnmdsätzlich  nur  „jurisdictio 
inter  privatos**,  nicht  ,Jurisdictio  inter  populum  et  privatos**;  'die  Erledigung 
von  StcettfäUeo,  wob^  es  sich  um  das  hnperium  oder  audi  nur  um  das 
dominium  des  Staates  bandet,  ist,  modern  ausgedrückt,  nicht  Justiz*^ 
sondern  Verwaltungssache. 

Diese  römischen  Anschauungen  sind  seit  neuerer  Zeit  in  den  meisten 
Staaten  des  europäischen  Kontinents  —  während  imgland,  wie  erwähnt, 
in  unverSndertem  Festhalten  aA  dem  germaDisch-mittelalteilichen  Gedanken 
mit  seiner  Lidifferenaerung  von  Privat-  und  öffentlichem  Recht  eine  ab- 
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weirhonde  Stellung  einnimmt  —  mehr  oder  minder  zur  Geltung:  cr<^langt. 
iNicht  als  ob  sie,  als  unmittelbar  anzuwendendes  Recht,  formeil  rezipiert 
worden  mrSren;  die  Reseptioo  des  römisclieii  Redites  hat  äcb  auf  die  luer 
in  Betracht  kommenden  Sätze  des  antiken  jus  publicum  so  wemg  entredct^ 
wie  auf  die  anderen.  Es  liegt  vielmehr  «ne  selbständige,  nach  Abschluß 
des  Mittelalters  einsetzende  Entwickelung  vor,  welche  besonders  in  Frank- 
reich zu  Ergebnissen  führt,  die  mit  dem  römischen  Staatsrecht  und  seinen 
Kompetenzgrundsätzen  auffallend  übereinstimmen.  Es  ist  eine  Entwickelung, 
die  nur  eine  Teilerscheinung  bildet  in  dem  Cresamtverlauf  des  Werdens  und 
Wachsens  des  modernen  Staates.  Der  moderne  Staat  verkörpert  sich  zuerst 
in  der  Grestalt  einer  starken  Monarchie  und  in  einer  von  dieser  Monarchie 
geschaffenen  und  geführten  Verwaltung:  einer  Verwaltung',  die  gerade 
dadurch  an  Macht  und  Zwecken  wuchs,  dadurch  den  modernen  Staats- 
gedanken emportrug,  daß  sie  sich  der  Unterordnung  unter  die  Gerichte 
erwehrt  und  mit  Erfolg  den  Anspruch  erhob,  in  ihrem  Rechts-  und 
Interessenkreise  ihr  eigener  Richter  ta  sein.  Diese  Bitwickehti^  yoMeht 
sich  mit  aller  SchärfS»  namentlich  in  Frankreich;  ancien  regime  und  Revo- 
lution stimmen  in  ihrer  Stellung  zu  der  Frage  der  gerichtlichen  Kompetenz 
ganz  überein;  jenes,  wie  diese,  und  zwar  diese  noch  folgerichtiger  und  in 
reinlicherer  Scheidung  wie  jenes,  schränken  den  Wirkungskreis  der  Gerichte 
auf  Privatrechtsstreitigkeiten  und  Strafsachen  ein  und  verneinen  jede 
Erstreckung  desselben  auf  die  Streitfragen  zwischen  Individuum  und 
Staat,  wob«  —  wie  «nst  in  Rom  —  kein  Unterschied  gemacht  wird 
zwischen  dem  Staat  als  Träger  des  Imperiums  und  dem  Staat  als  Subjekt 
von  Vermögensrechten.  So  sind  insbesondere  4ie  Gesetze  über  die  Trennung 
von  Justiz  und  Verwaltung  von  1700  und  1795,  in  Frankreich  noch  heute 
geltende  Normen,  aufzufassen.  Noch  heute  ist  dort  für  Streitigkeiten  auch 
mit  dem  Staate  als  Privatrechtssubjekt,  als  Fiskus,  der  ordentliche  Rechts- 
weg nicht  grundsatzlich,  sondern  nur  im  Rahmen  positiver  Eiozelvorschriften 
der  Gesetze  zugelassen  (vgl  auch  unten  S.  373^)- 

Auch  in  Deutschland  —  nicht  im  alten  Reich»  welches  für  das  Werden 
des  modernen  Staates  nicht  in  Betracht  kommt,  sondern  in  den  Territorien, 
den  heutigen  Einzelstaaten  —  grravitiert  die  Entwickelimg  der  Kompetenz- 
verhältnisse in  neuerer  Zeit  von  den  mittelalterlichen  Anschauungen  fort 
und  auf  das  römische  Prinzip  zu.  Auch  die  deutschen  Landesherren  des 
17.  und  18.  Jahrimnderts  stehen  —  freiUcb  vor  den  Reichsgerichten,  deren 
Jurisdiktion  aber  bei  der  Schwäche  der  Reichsgewalt  den  mächtigeren 
Fürsten  gegenüber  praktisch  bedeutungslos  war  — ,  nicht  aber  vor  ihren 
Landesgerichten  zu  Recht,  und  sie  lassen  auch  über  die  Handhabung  der 
Landeshoheitsrechte  durch  ihre  Behörden  und  Beamten  Prozesse  vor  den 
Landesgerichten  nicht  zu.  Nur  darin  weicht  die  Kompctenzgestaltung  in 
Deutschland  von  dem  römischen  und  französischen  Recht  schließlich  ab, 
dafi  die  jurisdiktiondle  und  prozessuale  Gleichstellung  des  Staates  mit  den 
Untertanen  in  allen  piivatrechtiich-fiskaUschen  Beziehungen  anerkannt 
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wird.  Diese  Gleichstellung',  der  zufolpfe  der  Staat  als  Privatrechtssubjekt, 
als  Eigentümer,  Gläubiger,  Sclnildner,  kurz  als  Tiskus,  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  Recht  gibt  und  nimmt,  vollzog  sich  im  Laufe  des  i8.  Jahr- 
hunderts, sie  wurde  im  1 9.  Jahrhundert  zu  einem,  »nrdlea  sogar  ▼«rftasungs- 
mSBig  verbrieften  Satz  des  übereinstiiiiinenden  deutschen  Landesrechts  und 
ist  dnfch  die  Retdiqiistizgeaetzgebiing  gemdnrechtiüch  geworden:  das 
Einf.-Ges.  zur  Zivilprozeßordnung  vom  30.  Januar  1877  verfügt:  „Für  bürger- 
liche Rechtsstreitigkeiten,  fnr  welche  nach  dem  Gegenstand  oder  der  Art 
des  Anspruchs  der  Rechtsweg  zulässig  ist,  darf  aus  dem  Grunde,  weil  als 
Partei  der  Fiskus  .  .  .  beteiligt  ist,  der  Rechtsweg  durch  die  Landesgesetz- 
gebung  nicht  ausgeschlossen  werden.« 

VorbehaltUch  dieses  Grundsatzes  und  eioiger  anderer,  ebenfkUs  z wingend- 
gemeinrechtlicher  Nonnen,  welche  in  dem  Gerichtsverfassungsgesetz  und 
den  Prozeßordnungen  enthalten  sind,  hat  das  Reich  die  Abgrenzung  der  Wir- 
kungskreise von  Justiz  und  Verwaltung  der  LandesgesetzcfP^ung  überlassen, 
—  in  der  Erwägung,  daß  es  sich  hier  weniger  um  technisch -prozeßrechtliche 
Fragen,  als  um  IMnzipien  des  „inneren  Staatsrechts"  der  Einzelstaaten 
handle,  in  welche  einzugreifen  das  R^ch  keinen  Beruf  habe.  Es  ist  dena- 
zufolge  durch  das  Keichagerichtsver&ssungsgesetz,  §  13,  zwar  der,  das 
Ergebnis  der  neueren  RechtsentwickeluQg  in  den  deutschen  Ländern 
zusammenfassende  Grundsatz  aufgestellt  worden,  daß  vor  die  ordent- 
lichen Gerichte  alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  Straf- 
sachen gehören,  der  Wirkungskreis  der  Justiz  also  auf  alle  Zivil-  und 
alle  Strafsachen,  und  nur  auf  sie  sidi  erstredet  Aber  dieser  Grund- 
satz gilt,  wie  sidi  aus  dem  weiteren  Wortlaut  des  §  13  a.  a.  O.  ergibt^ 
nicht  so,  wie  die  Gesetze  des  neuen  Deutschen  Reiches  sonst  gelten:  er 
gilt  nicht  als  zwingend-gemeines,  sondern  als  subsidiär-gemeines  Recht, 
welches  den  I#andesgesetzen  nicht  vorgeht,  sondern  hinter  ihnen  zurück- 
tritt. Es  bleibt  der  Laudesgesetzgebung  jedenfalls  vorbehalten,  einzelne 
Kategorien  von  Privatrechtsstreitigkeiten  dem  ordentlichen  Rechts- 
wege zu  entziehen  und  sie  auf  den  Verwaltungsweg  —  vor  die  Ver- 
wattungsbehdrden  oder  Verwaltung8geri<dite  —  zu  verweisen.  (Greschehen 
ist  dies  in  mandien  deutschen  Einzelstaaten  mit  solchen  Streitigkeiten, 
wclchp  zugleich  eine  privat-  und  eine  öffentlich-rechtliche  Seite  haben 
oder  adnnnistrative  Interessen  nahe  berühren:  Streitfragen  des  Wege-, 
Wasser-,  Jagdrechts  u.  a.  m.).  Viel  enger  ist  dagegen  für  die  Laades- 
geset^bung  dUe  MSglidikeit  begrenzt,  in  Strafsachen  dM  ordent- 
lichen Rechtsweg  auszuschlieften:  es  kann  dies,  im  Ifinblick  auf  §§  453  A 
der  Strafprozeßordnimg,  nur  gesdiehen  im  Rahmen  der  dort  gereg^ten 
bzw.  vorbehaltenen  Materien:  polizeiliche  Strafverfügungen  wegen  Über- 
tretungen vmd  Strafbescheide  der  Finanzbehörden.  Unter  Berücksichtigung 
des  vorhin  angcgebimen  Satzes  über  die  Gleichstellung  des  Fiskus  mit  den 
anderen  Privatpersonen,  sowie  einer  anderen  reichsrechtlichen  Vorschrift 
(EinfpGes.  zum  G.V.  G.,  §  4),  wonach  den  Gerichten  außer  der  Zivil-  und 
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StrafrechtspflejTfe  „jede  andere  Art   c'.v  r  Gerichtsbarkeit",  also  auch  die 
Gerichtsbarkeit   in  Ver\valti!n!T<^rf-,  l.tssaciien,   nicht  aber  die  Wrwaltung^ 
selbst  (auüer  Justizverwaitungsgeschaften)  übertrageu  werden  kann,  ergeben 
sich  also  folgende,  heute  in  DentscUaad  geltende  Kompetenmonnen.  Vor 
die  ordeutiichen  Geridit»  geh&rea:  i.  alle  bfügeifichen  Recbtssti^tigkmten, 
welche  der  Justiz  nicht  durch  Reichs-  oder  Landesgesetz  entzogen  sind; 
2.  alle  Strafsachen,   vorbehaltlich   der   durch  Landesgesctz  eingeführten 
provisorischen  Strafgerichtsbarkeit  dnr  Polizei-  und  Finauzbehörden;  3.  die- 
jenigen Streitigkeiten  über  öffentliches  Recht,  abgesehen  vom  Strafrecht, 
welche  der  Justiz  durch  Reichs-  oder  Landesgesetz  ausdrücklich  übertragen 
sind.  —  In  den  meisten  deutschen  Etnzdstaatsn  ist  übrigens  von  dem  Recht 
der  Landeageseti^bnng,  Privatreditsstreitigkeiten  dem  ordentUdhen  Rechts- 
wege zu  entziehen,  und  publizistische,  z.  B.  Verwaltungsredltsstreitig^eiten 
auf  diesen  Weg"  zu  verweisen,  kein  sehr  erheblif^hcr  Gebrauch  g'emacht 
worden,  so  daß  die  durch  jenen  §  13  G.  V.  G.  mit  nur  subsidiärer  Kraft 
festgestellte  Normalzuständigkeit  der  Justiz:  Zivilsachen  und  Strafsachen, 
alle  sie  und  nur  sie,  dem  in  Deutschland  tatsachlich  geltenden  Kompetenz- 
zustande im  groBen  und  ganzen  entspricht  IMesen  Zustand  zc^nsten  der 
Justiz  zu  verändern,  besteht  dermalen  um  so  weniger  Anlaß,  als  iiir  den 
Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  öfFentUchen  Rechtes,  jetzt  anderweit 
—  durch  die  Einrichtung^  dt  r  Verwaltungsrechtspflege  (s.  u.  S.  347 ff.)  — 
ausreichend  Sorge  getragen  ist. 
Ihr«  Aumibao«.        Ausübung  uud  Orgauiijatiuu  der  Justiz  sind  in  Deutschland  heute  ein> 
gehend  durch  die  Reicfasjusttzgesetze  zwingend  gemeinrechtUch  geregelt 
worden.   An  der  Spitze  stehen  die  Gedanken  der  Staatlichkeit  und  der 
Unabhängigkeit  der  Justiz.    „Die  Gerichte  sind  Staatsgerichte.  Die 
Privat-(Patrimonial-)Gerichtsbarkeit  ist  aufgehoben"  .  .  .  „Die  Ausübung- 
einer g-eistlichcn  Gerichtsbarkeit  in  weltlichen  Ang-eleg-enheiten  ist  ohne 
bürgerliche  Wirkung"  (G.  V.  G.  §  15).     „Die  richterliche  Gew^alt  wird 
durch  unabhängige,  nur  dem  Gesetze  unterworfene  Gerichte  ausgeübt" 
(das.  §  1).    „Ausnahm^erichte  sand  unstatthaft.    (Jemand  darf  seinem 
geset^cfaen  Richter  entzogen  werden"  (das.  §  16).    Mit  alledem  sind 
wichtige  und  wesentliche  Grundsätze  des  modernen  Staates,  denen  vor 
1877  allerdings  schon  in  allen  deutschen  Einzelstaaten  (ausgen'^nimcn  die 
beiden  Mecklenburg)  durch  die  Landesgesetzg'ebung'  g-enügt  war,  nunmehr 
auch  reichsrechtlich  festgelegt  worden.    Die  Justiz  ist  restlos  verstaatlicht 
und  m  ihrem  Verhältnis  zu  den  anderen  Staatsfunktionen  versdbständigt 
worden  nach  dem  RiditmaB  der  Gewaltenteilung.    Die  justizausübenden 
Staatsorgane,  die  ordentlicfaen  Gerichte,  sind  von  den  gesetzgebenden 
wie  von  den  verwaltenden  vollkommen  getretmt.    IMe  Trennung  bedeutet 
aber  in  dem  einen  und  dem  anderen  Falle  etwas  g-anz  Verschiedenes:  dort 
Unterordnung,  hier  Gleichordnung  und  Unabhängigkeit;  dem  Gesetz  sind 
die  Gerichte  ganz  unterworfen,  der  Verwaltung  gar  nicht    Dem  Gesetz 
ganz.  Das  hetftt:  die  Vorschrift,  wdche  ordnungamaflig  als  Gesetz  ver- 
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kündigt  (als  Reichsgesetz  im  Reichsg^tsetzblatt,  als  Landesgesetz  in  der  Ge- 
setzsammlung des  Landes  publiziert)  ist,  hat  der  Richter  einfach  anzuwenden, 
nicht  aber  erst  auf  ihre  Vemünftigkeit  zu  prüfen  —  denn  das  Gesetz  ist 
verbindltdi,  aicht  wdl  es  gut,  sondern  weil  ea  Gesetz  ist  —  oder  auf  Ihre 
Verfassungamailigkeit  zu  untersndien  —  denn  die  Innehaltung  der  Ver- 
fassungsnormen über  das  Zustandekommen  der  Gesetze  und  insbesondere 
auch  der  verfassungsändernden  Gesetze  ist  nach  deutschem  Staatsrecht  eine 
Frage  ausschließlich  zwischen  den  gesetzß'ebenden Faktoren,  zwischen  Reg-ie- 
nmg  und  Volksvertretung.  Der  Verwaltung  gar  nicht  Das  bedeutet:  die 
Verwaltungsorgane,  einschließlich  des  obersten,  des  Staatsoberhauptes, 
können  dem  Richter  mcht  vorschreiben,  wie  er  zu  urteilen  hat  Verwalk 
tungsvorschrüten  im  wmteren  Sinne  mnd  audi  die  von  den  Organen  der  Ver- 
waltung erlassenen,  Rechtssätze  enthaltenden  Verordnungen:  die  Rechtsver- 
ordnung-en.  Sie  sind  vom  Richter  als  geltendes  Recht  anzuwenden,  aber  nur 
insoweit,  als  sie  dem  delegierenden  und  schrankenziehenden  Willen  des  Ge- 
setzgebers entsprechen.  Gesetze  nicht,  wohl  aber  Verordnungen  hat  der 
Richter  auf  ihre  Rechtsgültigkeit  (Ver&ssungs-  und  Gesetzmäßigkeit)  zu 
prüfen,  —  es  sei  denn,  daA  ihm  dieses  FrOfongsrecht  durch  ausdrncküdie 
Verfassungs-  oder  Gresetzesvorschrift  entzog»  wäre,  wie  dies  z.Kin  Preufien 
in  bezug  auf  königliche  Verordnungen  geschehen  ist  (preuß. Ver£  Art  to6 
Abs.  2),  —  Die  obersten  Regiervmgfsortfanp  —  der  Monarch  in  den  monar- 
chischen deutschen  Ländern,  in  den  Hansestädten  der  Senat,  im  Reiche 
Kaiser  und  Bundesrat  —  sind  der  Justiz  gegenüber  auf  die  sog.  gerichts- 
herrlichen Rechte  beschranlet:  Justizverwaltung  und  Aidsicht  über  die 
Gerichte,  oberste  Leitung  der  Strafverfolgung  und  Strafvollstreckung, 
Begnadigungsrecht 

Über  die  Verfassung:  und  das  Verfahren  der  Gerichte  findet  man  in 
anderen  Teilen  dieses  Werkes  Belehrung. 

IL  Die  Verwaltung.  Die  dritte  Gewalt  des  Staates,  das  Stück  b^m 
Staatsgewalt  also,  welches  bleibt,  wenn  man  von  dem  Grenzen  die  gesetz-  ^  ▼«^n^t» 
gebende  Gewalt  und  die  Justiz  hinwegdenkt,  wird  seit  Locke  und  Montes- 
quieu meist  die  Exekutive  oder  vollziehende  Gewalt  genannt  Wir  geben 
ihr  den  Namen  Verwal tunt;:.  Die  Bezeichnung  vollziehende  Gewalt, 
pouvoir  ex^cutif,  ist  unrichtig  und  richtig.  Unrichtig,  wenn  sie  so 
gemeint  ist,  als  bestehe  das  Wesen  der  dritten  Staatsfuoktioa  ausschließlich 
im  Vdhdehen  der  Befehle  des  Gesetzgebers.  Es  wire  ganz  eioMitig  und 
widerqiriche  dem  Recht  ebenso,  wie  den  Tatsachen,  wenn  man  behaupten 
wollte,  alle  Verwaltungstätigkeit  sei  bloßer  Gesetzesvollzug.  Die  Verwaltung 
begreift  viel  mehr  und  anderes  in  sich  als  die  Verwirklichung  gesetz- 
geberischer Willensimpulse  und  Anordnung-cn.  Wenn  der  Staat  Verträge 
schließt  mit  Privatpersonen  oder  anderen  Staaten,  wenn  er  eine  Eisenbahn- 
konzession erteilt,  weim  er  Beamte  ein-  und  absetzt,  so  sind  das  alles  Verwal- 
tui^[shandlungen,  aber  solche,  gestalt  deren  die  Staatsverwaltung  ihren 
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eig^enen  Willen,  nicht  den  der  Legislative,  vollzieht  Wenn  die  Verwaltung 
eine  neue  Behörde,  eine  öffentliche  Anstalt  oder  Einrichtung"  ins  Leben  ruft, 
so  kann  das  Gesetzesvollzug  sein;  dann  nämlich,  wenn  ein  Gesetz  diese 
Behörde,  Anstalt,  Einrichtung  angeordnet  und  die  Verwaltung  entsprechend 
beauftragt  hat;  —  es  miiB  aber  oidit  GesetzesvoUziig  sein  und  es  ist  dies 
dann  nicht  der  Fall,  wenn  die  Verwaltung  aus  eigener  ^itiative  gehandelt 
hat.  Die  Sache  liegt  also  nicht  so,  daß  der  Gresetsgeber  immer  erst  im 
Einzelfalle  „wollen"  muß,  damit  die  Verwaltung  „vollziehen"  darf.  Die 
Bezeichnung  „vollziehende  Gewalt"  ist  nur  dann  richtig-,  wenn  man  den 
Gedanken  ausschaltet,  als  müsse  der  Gegenstand  des  Vollziehens  stets  in 
einem  gesetzgeberischen  Befehl,  die  Ursache  des  Vollziehens  in  einem 
vom  Gesetzgeber  ausgehenden  Vnilenämpuls  liegen;  —  sie  ist  richtig, 
wenn  man  dem  „vollziehen**  den  ein&cfaen  Sinn  unteilegt:  handeln. 

Verwaltanx  and  Die  Verwaltung  ist  die  handelnde  Staatsgewalt.  Gesetz  ist  Wille, 
G«Mts.  Verwaltung  Tat.  Das  heißt,  wie  gesagt,  nicht,  daß  die  Legislative  jedesmal 
erst  wollen  muß,  damit  es  zur  administrativen  Tat  komme,  sondern  es  be- 
deutet, daß  das  Tun  der  Verwaltung  durch  das  Gesetz  beschränkt  ist 
Das  Gesetz  ist  regelmäßig  weder  Ursache,  noch  Zweck,  immer  aber 
Schranke  der  Verwaltungshandlungen.  Scliranke;  das  wiU  sagen:  das  Ge- 
setz ist  der  Verwaltung  gegenüber  der  rechtlich  höhere  Wüle,  die  Ver- 
waltung darf  niemals  contra  legem  handeln,  nie  etwas  tun,  was  6as  Gesetz 
verbietet  „Schranke"  bedeutet  aber  noch  ein  anderes  imd  mehr:  die  Ver- 
waltung hat  den  Untertauen  gegenüber  nur  diejenigen  Machtbefugnisse 
zum  Eingriif  in  Freilieit  und  Eigentum  der  einzelnen,  welche  das  Gesetz 
ihr  verleiht  Die  Verwaltung  kann  sich  also,  soweit  ne  txae  Erreichung 
ihrer  Zwecke  die  Freiheit  Dritter  besdirSnken,  deren  Leistungen,  d«ren 
Vermögen  in  Anspruch  nehmen  will,  nur  intra  legem  bewegen.  Oder 
anders  ausgedrückt:  die  Verwaltung  darf  die  ihr  Unterworfenen,  die 
Untertanen,  nicht  ultra  legem  mit  Pflichten  belasten. 

Die  Maxime:  //r  coutrn  legem,  iic  ultra  legem,  sed  iuira  legem  ist  gleich- 
bedeutend mit  dem,  was  man  sonst  auch  das  Prinzip  der  gesetzmäßigen 
Verwaltung  nennt  Dieses  Binzip  bt  nicht  ohne  weiteres  selbstver- 
ständlich; heute  aber  ist  es»  im  V^assungs-  und  Rechtsstaat  der  Gegen- 
wart maßgebend  für  das  Verhältnis  von  Gesetz  und  Verwaltung,  Verwaltung 
und  Untertanen;  es  ist  maßgebend  kraft  und  infolge  der  konstitutionellen 
Gewaltenteilung  (s.  oben  S.  337  If.).  Das  Prinzip  galt  nicht  in  dem  Staate  ohne 
Gewaltenteilung,  in  der  absoluten  Monarchie,  deren  Verwaltung  nicht  eine 
Verwaltung  nach  Gesetzen,  sondern  eine  Verwaltung  niur  nach  Zweck- 
m&fligkeitffucksichten  war. 

vetwaiiimc  014      Auch  die  Justiz  ist  dem  Gesetz  untergeordnet,  wie  die  Verwaltung, 
J"***      aber  das  Unterordnimgsverhältnis  ist  von  anderer  Art   Für  das  Verhältnis 
des  Richters  rxxm  Gesetz  trifft  zu,   was   das  Verhältnis   der  Verwaltung 
zum  Gesetz  nicht  richtig  charakterisiert:  der  Zweckgedanke.   Dem  Richter 
ist  das  Gesetz  Zweck.    In  der  Berufsübung  des  Richters  ist  die  Gesetzes- 
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anwendung,  die  Findung  des  Rechtes  gemftfi  dem  Gesetz  dar  einzige  Zwedc; 
Zweck  der  Verwaltungstätig-keit  ist  dagegen  die  Erhaltung  und  Befcirdcrung 
des  gemeinen  Wohles  mit  den  Mitteln,  welche  das  Gesetz  erlaubt.  Durch 
diese  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  zum  Gesetz,  sowie  durch  das  Moment 
des  „Handelns",  der  lebendigen,  scliaffenden  Aktion  hebt  sich  das  Wesen 
der  Verwaltung  von  dem  der  Justiz  ab. 

Es  ist  ein  spezifischer  Gregensatz,  kein  aussdilieBender.  Es  läftt 
Stdi  nicht  leugnen,  daß  die  Tätigkeit  der  Verwaltungsbehörden  In  vielen 
Fällen  der  richterlichen  völlig  gleicht  Die  Verwaltung  handelt  nicht 
sowohl,  sie  entscheidet  auch  Rechtsstreitigkeiten,  diejenigen  nämlich, 
welche  nach  der  oben  geschilderten  Kompetenzabgrenzung  dem  ordent- 
Uichen  Rechtswege  entzogen  sbd.  Damit  ö&et  äch  der  Ausblick  auf 
die  der  Verwaltung  beigelegte  Jurisdiktion:  auf  die  Verwaltungsrechtasi^ege. 


B.  Die  Verwallnngsrecbttpflege. 

L  Die  Verwaltungsrechtspflege  in  Deutschland,  i.  Begriff-  b^(l 
liehe  und  geschichtliche  Grundlagen.  Eine  weitspannende  materielle 
Bedeutung  des  Wortes  Verwaltungsrechtspflege  wurde  sich  aus  d«r  ein- 
fachen Anwendung  des  oben  (S.  339)  festgestellten  BegrifFes  „Rechts- 
pflege*' auf  das  Verwaltungsrc  cht  ergeben.  Jede  auf  Erhaltung  der  Ver- 
waltungsrechtsordnung (jenes  Teiles  der  öffentlichen  Rechtsordnung,  welche 
Schranken  zieht  zwischen  der  verwaltenden  Staatsgewalt  und  den  Unter- 
tanen) und  auf  Schutz  der  aus  ilir  ffieBenden  subjektiven  Redite  gerichtete 
Tätigkeit  wäre  hiemach  Verwaltungsrechtspflege  und  als  soldie  zu 
bezeichnen,  gleichviel,  durch  welches  Staatsorgan  sie  ausgeübt  wird. 
Verwaltungsrechtspflege  wäre  es,  wenn  die  höhere  Verwaltungsbehörde, 
auf  erhobene  Beschwerde  oder  von  Amts  wegen  im  Dienstaufsichtswege  Ent- 
scheidung trifft  über  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Anordnung  einer  unter- 
stellten Behörde;  Verwaltungsrechtspflege  läge  in  dem  Urteil  des  Zivilrichters, 
wonach  der  vor  ihm  auf  Schadensersatz  verklagte  Beamte  die  ihm  dem 
Kläger  gegenüber  obliegende  Amt^icht  verletzt  (B.  G.Bb  §  839),  dieser  also 
Grund  zur  Klage  habe,  —  oder  des  Strafrichters,  welcher  in  einem  Straf- 
verfahren wegen  Widerstandes  gegen  die  Staatsgewalt  (Str.  G.B.  §  113) 
die  maßgebende  Präjudizialfrage  der  rechtmäßigen  Ausübung  des  Amtes 
in  einem  dem  Angeklagten  günstigen  Sinne  entscheidet.  Auch  der 
BeschluA  des  Bundesrates  des  Deutschen  Reiches,  welcher  über  Mangel 
befindet,  (Ue  bei  der  Ausführung  eines  Verwaltungsgesetzes  des  Reiches 
durch  die  einzelstaatlicfaen  Behörden  hervorgetreten  sind  (R. V.Art  7*), 
wäre  hierher  zu  zählen,  denn  auch  er  „pflegt  Verwaltungfsrecht". 

Es  ist  jedoch  weder  in  der  Wissenschaft  noch  in  der  Praxis  des 
Rechtslebens  gebräuchlich,  das  Wort  Verwaltuntrsrpchlspdege  in  einem 
so  ausgedehnten  Sinne  zu  verwenden,  welcher  auch  noch  die  laufende 
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gegebenenfalls  streitschlichtende  Handhabung  der  Verwaltungsgesetze  durch 
die  Verwaltufl^behörden  und  die  gelegenfUcken  Strd&Qge  des  ordenl^ 
liehen  Richters  in  das  ihm  gewöhnlich  verschlossene  Grebiet  des  Ver- 
waltlingsrechts  noch  mit  umfaßt    Das  Wort  Verwaltungsrechtspflege  — 

und  das  pleiclie  gilt  von  dem  ihm  synonjTnen  Ausdruck  „Verwaltungs- 
g-crichtsbarkeit"  —  hat  vielmehr  eine  wesentlich  eng'ere  Bedeutung  an- 
genommen, welche  als  die  allein  übliche,  technische  anzusehen  ist  . 
Verwaltuagsrechtspflege  (Venvaltungsgerichtsbarkeit)  ist  danach  die 
Streitentscheidende  Anwendung  des  Verwaltungsrechts  durch  be- 
sondere, dem  Organismus  der  Justiz  nicht  angehörigef  aber  nach  Art 
der  ordentlichen  Gerichte  eingfetichtetc  Verwaltungsorgane  (Verwaltungs- 
gerichtc),  in  einem  Verfahren,  welches  der  Prozedur  der  ordentlichen  Ge- 
richte ähnlich  ist  (Verwaltung-sstreit\  erfahren). 
"Wmm.  Trennung  der  rechtfindenden  (streitentscheidenden)  von  der  übrigen 
Verwattungstätigkeit,  Verselbständigung  der  ersteren  In  organisatorischer 
und  prozessualer  Ifinsidit,  nicht  aber  Mlnausverlegung  dieser  Tätigkeit 
aus  dem  Vcn^'altungsorganismus  überhaupt  und  Übertragung  dersdben 
an  die  ordentlichen  Gerichte;  nicht  Unterstellung  der  ^'■erwaltung  unter 
die  Rechtskontrollc  der  Justiz,  sondern  Schaffung  justizähnlicher  Rechts- 
schutzvorrichtungen iniurhalh  des  Rahmens  der  Verwaltungsorganisation 
selbst;  besondere  Institutionen,  besondere  Organe,  ein  besonderes  Ver- 
fahren für  die  besonderen  Zwecke  des  Rechts*  und,  weitergehend,  des 
reinen  Iiteressenschutzes  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung,  —  Einrichtungen, 
V  1  he  dem  Individualinteresse  an  der  NichtÜberschreitung  der  Verwaltungs- 
belugnisse  weit  entgegenkommen,  ohne  doch  das  Gemeinintcrcs5?e  an  der 
Erfüllung  tler  \'(?r\valtungspflichten  zu  schädigen:  —  darin  beruhen  Wesen 
und  Idee  der  VerwaUungsrechtspflege. 
Sdwii-       Die  Verwaltungsrcchtspßcgc  ist  von  melirereu  Rechtsschutzeinrichtungen 


alidemG^^e  auf  dcm  Goblete  des  öffentlichen  Rechtes  eine:  die  vornehmste,  wirksamste 
dn  öffontuchen  —  uicht  dio  etuage*  Dies  ergibt  sich  schon  aus  der  vorhin  angedeuteten 
Stellung   der  ordentlichen  Gerichte    gegenüber  venvaltungsrechtÜchen 

Präjudizialfragen,  eine  Stellung,  welche  dem  Zivil-  und  Strafrichter,  in 
Deutschland  wenigstens,  die  näniliche  l-reüieit  und  Unabhängigkeit  des 
Urteils  gewaiu-t,  wie  er  sie  in  jeder  anderen  Rechts-  und  Tatfrage  besitzt 
und  kraft  deren  er  Verwaltungsakte  aller  Art,  Einzdverfügungen  nicht 
minder  wie  Verordnungen  (z,  B.  PolizeistrafVerordnui^ra),  wenngldch  nicht 
aufheben  oder  beseitigen,  so  doch  indden/er  für  rechtsungültig  oder 
rechtswidrig  erklären  und  durch  die  daran  geknüpfte  Entscheidung  (Frei- 
sprechung des  wegen  Übertretung  einer  ungültigen  Polizeiverordnung 
Angeklagten,  Verurteilung  des  Beamten  oder  des  Staates  zum  Schaden- 
ersatz) eine  zwar  nur  indirekte,  aber  doch  praktisch  sehr  wirksame 
Rechtskontrolle,  administrativer  Tätigkeit  auszutben.  Dabei  kann  es  sich 
freilich  immer  nur  um  eine  Nachprüfung  ii»  iuret  um  eine  Rechts- 
kontrolle im  strengen  Sinne  handela   Weit  darüber  hinaus  geht  der 
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Umfwig  der  Kontrolle  der  Verwaltuog  durch  die  Verwaltung  selbst:  die 
obere  Beliorde  kann  Akte  der  ihr  untergeordneten  Behörden  und  Otgane 

auHiebcn  (direkt  wirksame  Kontrolle!),  nicht  nur  wegen  Rechtswidrigkeiti 
sondern  auch  weg'en  Unzweckmäßigkeit;  sie  kann  dies  tun  ^  on  Amts  wegen 
oder  abrr  auch  auf  Anrufen  Beteiligter.  Dieses  Anrufi  n  der  Dienst- 
gewalt  des  Vorgesetzten  über  den  Untergebenen  heüit  technisch  Be- 
schwerde od«r  Verwaltungsbeschwerde  ^Lekurs):  es  ist  deutUch, 
daß  damit  nicht  nur  ein  Reditsmittd,  sondern  mehr,  ein  Ifittel  tat  Geltend- 
machung rein  tatsächlicher  Interessen  der  einzelnen  gegenüber  d^  Ver- 
waltung-  gfegeben  ist  Das  gleiche  gilt  von  der  hier  schließlich  noch  zu 
erwähnenden  parlamentarischen  Kontrolle  der  Verwaltung  und  der 
jedem  Staatsangehörigen  eröffneten  Möglichkeit,  diese  Kontrolle  durch 
lESnreichung  einer  Petition  bei  der  Volksvertretung  in  Bewegung  zu 
setzen.  Demgegenftber  ist  durch  den  Begriff  der  Verwalttti^;srechtspAege 
streng  gmommen  die  Einschränkung  der  Institation  auf  den  Zweck  des 
Htckfsschutzes  (Schutz  des  subjektiven  Rcchtps  ndr>r  des  objektiven  Rechtes 
als  solchen)  gefordert;  die  positive  Entw  ickeluüg  hat  aber  darüber  hinaus- 
geführt, sofern  in  manchen  Ländern,  vorab  in  Preußen,  die  Verwaltung^ 
gerichte  ermächtigt  sind,  in  gewissem  Umfange  auch  aümmistrative 
Zweckmäfiigkeitsfragen  vor  ihr  Forum  zu  ziehen,  angefoditene  Verwattungs- 
akte  wegen  Unbilligkeit  oder  Unzweckmäfligkmt  aufzuheben,  mithin  nidit 
nur  Rechtsschutz,  sondern  auch  Interessenschutz  zu  gewähren. 

Damit  kehrt  die  Betrachtung  zu  dem  Problem  der  Verwaltui^;srechts- 

pflege   zurück.  dcrVrrw^ltuafS- 

..  rechtspflsfe  und 

Die  Verwaltungsrechtspflege  ist  für  Deutschland  und  Osterreich  eine  <im  GwcUdm 


durchaus  neuzeitlidm,  eine  moderne  Zurichtung,  deren  Anfange  nirgends 
hinter  die  sechziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  zurückreichen.  Die  ersten 
Einrichtungen,  welche  den  Namen  Verwaltungsrechtspflege  verdienen, 
wurden  1863  in  Baden  geschaffen;  der  Aufbau  der  preußischen  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit ward  1872  begonnen;  Österreich  folgte  1875, 
Württemberg  1876,  Bayern  1R78.  Die  Sache  ist  also  überall  noch  nicht 
sehr  alt;  eine  eigentliche  Geschichte  kaum  vorhanden.  Mit  besserem 
Recht  kann  man  von  einer  Vorgeschichte  der  Verwaltungsrechtq^ege 
reden.  Diese  Vorgeschiclita  verdient  Beachtung,  denn  sie  ist  es,  welche 
darüber  aufklärt,  wie  man  dazu  gekommen  ist,  die  Probleme  überhaupt 
aufzuwerfen,  deren  schließliche  Losung  in  Gestalt  der  deutschen  Verwaltungs- 
gerichte heute  dem  Betrachter  entgegentritt. 

In  früheren  Epochen  der  deutschen  Stiiatsentwickelung  hat  man  hier 
zun&chst  gar  kein  Problem  gesehen;  es  fragt  sich,  wacum  nicht 

Zu  alten  Reichszeiten  einmal  deshalb   nidit^  weil  es  an  einem,    ch«  «iten 
theoretisch  sogar  sehr  weitreichenden  Schutze  gegen  rechtsverletzenden 
Mißbrauch  der  Landeshoheit,  also  auch  der  in  ihr  enthaltenen  administra- 
tiven Gewalt,  nicht  mangelte,  indem  jedem  deutschen  Untertanen  frei  stand, 
dieserhalb  Klage  bei  den  Keichsgerichteu  zu  erheben.   Davon  ist  oben 
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S.  341  gesprochen  worden.  Es  ist  zuzugeben  und  wurde  bereiti;  betont,  daß 
diese  Zuständigkeit  der  Reichsgerichte  in  den  größeren  Ländern,  deren 
Fürsten  die  Macht  hatten,  der  Reichsgewalt  und  ihrer  Gerichtsurteile  zu 
spotten,  praktisch  versagte;  den  zahkeichen  Ideinen  TerritcHrien  gegenüber 
war  sie  jedoch  «ucli  noch  in  den  letzten  Reichsxeiten  keinesw^ 
wirkungslos. 

Dar  Aber  auch  abgesehen  von  dieser,  immerhin  gegebenen  Möglichkeit, 

^**™™^^  die  Reichsgerichte  anzurufen,  war  ein  Bedürfnis  nach  besonderen  Schutz- 
eiurichtungeu  zugunsten  des  Inaividuuins  für  Fälle  des  Konflikts  zwischen 
sein«!  Rechten  und  der  öffen^cfaen  Gewalt  nicht  so  vorhanden,  wie  später 
und  heute.  Freilich  war  damals  —  xu  denken  an  das  letste  Jahrhundert  * 
des  alten  Reiches  —  die  Zeit  des  laudesfutstlichen  Polizeistaates,  seine  eigent- 
liche Blütezeit,  eine  Epoche,  von  der  man  glauben  sollte,  daß  sie  mehr  und 
häutiger  zu  Klagen  über  Verwallungswillkür  Anlaß  gab,  als  irgendeine 
andere.  Demgegenüber  ist  jedoch  folgendes  zu  beachten:  einmal  bestand 
die  den  Polizeistaat  kennzeichnende  Schrankenlosigkeit  vielfach  mehr  in  der 
Theorie  wie  in  der  Wirklichkeit:  gewiß  durften  die  Behörden  alles  Mögliche 
und  Unmögliche  y  aber  äe  taten  es  nicht,  «kher  nicht  in  dem  Mafie,  «de 
man  geneigt  ist,  anzunehmen  und  wie  es,  bei  gleicher  Rechtslage,  heute 
vielleicht  der  Fall  sein  würde.  Man  darf  sich  von  der  Intensität  der  polizei- 
Rtaatlicheii  Verwaltung  keine  zu  hohen  Vorstellungen  machen:  selbst  in 
dem  Preußen  Friedrich  Wilhelms  L  und  Friedrichs  des  (jroßen  wurde 
eher  weniger  als  mehr  regiert  wie  heute;  die  modenie  Verwaltung  greift 
auf  Gmmd  ihrer  gesetzlich  begrenzten  Vollmachten  tatsächlich  viel  tiefer 
und  empfindlicher  in  Freiheit  und  Eigentum  der  einzelnen  ein,  als  die 
at'.niinistrative  Omnipotenz  des  alten  Sy?=tems,  dessen  Behördcninstruktionen 
meist  gelahrlieher  aussahen  als  seine  l'raxis.  Andererseits  aber,  wenn 
diese  Fraxis  sich  Eingriffe  erlaubte,  die  mit  heutigem  Maße  gemessen 
Übergriffe  sein  würden,  so  durfte  darin  nach  dem  damaligen  Verhältnis 
zwischen  Staat  und  Untertan  eine  Verletzung  der  Rechte  des  letzteren 
nicht  erblickt  werden,  denn  dieses  Verhältnis  war  eben  in  Verwaltungs- 
sachen vorerst  noch  ein  bloßes  Gcwaltverhaltnis  ohne  gesetzliche  Ordnung; 
die  heute  so  scharf  und  sorgfältig  gezogene  Grenze  zwischen  Staats-  imd 
Individualinteresse  existierte  einlach  noch  nicht.  Schließlich  konnte  ja 
auch  damals  schon  jeder,  der  durch  das  Vorgehen  oder  Verlaugen  der 
Behörde  sich  beschwert  fühlte,  den  Beschwetdeweg  besdireiten,  und  nun 
bewirkte  die  ältere  deutsche  Behordeneinrichtung:  die  kollegialisdie  For> 
mation  der  oberen  und  obersten  Landesstellen  im  Verein  mit  der  man> 
gclndcn  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung,  daß  der  Beschwerde/ug 
in  Verwaltungssachen  als  Schutzeinrichtung  für  Recht  und  Freiheit  des 
einzelnen  keine  schlechteren  Dienste  leistete,  wie  der  Rechtszug  in  „Justiz- 
sachen«, in  Zivilstreitigkaten  und  Strafsachen.  £s  war,  anders  ausgedruckt, 
mit  dem  Rechtsschutz  in  Zivil-  und  Strafsachen  nicht  besser  bestellt,  wie 
mit  dem  Interessenschutz  in  Verwaltungssacfaen:  in  den  kleineren  Ländern 
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war  es  meist  eine  und  diesetbe  Behofde,  welche  zugleich  als  oberster 

Gerichtshof  und  als  oberste  Verwaltungsbehörde  auftrat;  und  WO,  wie  nament* 
lieh  in  Preußen,  die  oberste  Verwaltungsbehörde  (Gcneraldircktorium'i  schon 
im  1 8.  Jahrhundert  von  dem  obersten  Gerichtshof  getrennt  gewesen  ist,  war 
sie  ebenso,  wie  ein  solcher  Grerichtshof,  nämlich  kollegialisch  organisiert, 
und  der  oberste  GerichtAof  war  ebensowenig  unabhängig,  wie  die  oberste 
Verwaltungsbehörde.  Kurz:  der  Verwaltungsweg  mit  dem  Beschwerde- 
zag  an  dde  höheren  Instanzen  war  so  gut  und  so  schlecht,  wie  der  ordent> 
lidie  Rechtsweg  mit  seiner  Appellation  und  seinen  sonstigen  Rechtsmitteln. 

Im  19.  Jahrhundert  haben  sich  alle  diese  Verhältnisse  und  Voraus- 
setzungen von  (iTund  aus  geändert  Das  alte  Reich  ging  unter,  verb«neniBge«i 
mit  ihm  erlosch  die  Jurisdiktion  seiner  Gerichte  in  Latideshoheitssachen,  im 
und  nichts  tritt  an  die  Stelle  dieser  Jurisdiktion.  Die  Zuständigkeit  der  '«-J«^"^ 
Reifdisgerichte  wächst  den  Landesgerichten  nicht  zu,  die  Verwaltung  auch 
der  kleineren  Staaten  beschreitet  das  Stadium  der  Freiheit  von  jeder 
richterlichen  Kontrolle,  erwirbt  die  Souveränität,  welche  die  größeren 
faktisch  längst  besessen  hatten.  Und  die  von  nun  ab  allenthalben 
beginnende  Modernisierung  der  Justiz-  und  Verwaltung» Verhältnisse  weckt 
Schutzbedurfhisse,  wo  früher  keine  waren;  sie  läßt  zwischen  Rechtsweg 
und  Verwaltungsweg  eine  Unterschiedlichkeit  hervortreten,  welche  vom 
Standpunkt  des  Individualinteresses  aus  gesehen,  geradezu  gleichbedeutend 
ist  mit  dem  Gegensatz  von  Gut  und  Böse.  Justiz  und  Verwaltung  werden 
getrennt.  Wie  es  das  Prinzip  der  Gewaltenteilung  zu  bedingen  schien, 
wurden  die  Gerichte  auf  Zivil- und  Strafsachen  beschränkt,  von  der  Kechts- 
anwendung  in  streitigen  Verwaltungssachen  dagegen  grundsätzlich  aus- 
geschlossen. Dea  Fortschritten,  welche  die  Entwickeluog  der  Justix- 
einrichtungen  zeigt,  scheinen  Rückschritte  der  Verwaltungseinrichtui^en 
gegenüberzustehen.  Der  Gedanke  der  richterlichen  Unabhängigkeit 
bricht  sich  fiahn,  der  konstitutionelle  Staat  nimmt  ihn  in  seine  Verfas- 
sungen auf  Gerichtsorganisation  und  Prozeß  werden  stetig  verbessert: 
Regelung  des  Instanzenzuges  und  der  Rechtsmittel,  Mündlichkeit  und 
Öffentlichkeit  des  Ver&hrens,  Anklagcprozeß,  Sdiwurgerichte.  Alle  diese 
und  andere  Garantien  für  Rechtlichkeit  und  Sachlidikeit  der  Streit> 
entscheidung  kommen  aber  eben  nur  der  Justiz,  also  der  Zivil-  und  der 
Strafrechtspflege  zugute.  Wer  statt  mit  dem  Nachbar  mit  der  Polizei-  oder 
einer  anderen  Verwaltungsbehörde  streiten  will,  dem  ist  der  Rechtsweg 
verschlossen,  er  sieht  sich  einzig  auf  den  Weg  der  Beschwerde  bei  den 
höheren  Verwaltungsinstanzen,  damit  aber  auf  einen  Weg  angewiesen,  der  dem 
Schutzinteresse  der  Partei  nicht  sowohl  wemger  Crarantien  bot,  als  die  Ver- 
fassung und  das  Verfahren  der  ordentlichen  Gerichte,  sondern  unter  diesem 
Gesichtspunkt  sogar  schlechter  war  als  die  Verwaltungseinrichtungen 
und  der  Verwaltungsweg  der  älteren  Zeit.  Justiz  und  Verwaltung  hatten 
sich  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  nach  dem  Vorgange  und  Vor- 
bilde Frankreichs  auch  in  Deutschland  nicht  sowohl  geschieden  als  sich 
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in  entgegengesetzten  Richtuo^ea  entwickelt  Vorher  waren  sie,  soweit 
überhaupt  diffeFensiext,  in  organisatorisdier  wie  prozessualer  HIosidit 
Igrleichformig-  eingericlitet  gewesen;  kollegiale  Fmnation  der  zwriten  und 
dritten  Instan2en  in  der  Justiz  wie  in  der  Verwaltung,  schrifUiches  und 

geheimes  Verfahren,  Entscheidung  auf  Grund  der  Akten  hier  wie  dor^ 
Unabhängigkeit  der  Urteilsfinder  weder  hier  noch  dort,  d^^r  Beschwerde- 
weg im  Instaozenzug  der  Verwaltung,  alles  in  allem,  iür  die  Partei  nicht 
schlechter  als  der  Rechtsweg,  Verschlechterung  in  diesem  Smo» 

trat  aber  ein,  als  in  den  deutsdien  Landern  die  KoUegialverfaasung  der 
administrativen  Zentralstellen  dUTCh  das  bureaumaJUge  Ministerialsystem 
ersetzt  (Preußen  1808  — 1 8  lo,  Bayern  und  Württemberg  iSn6,  Baden  1809), 
damit  aber  eine  sehr  wesentliche  Gewährleistung  unparteiischer  und 
gerechter  Verwaltungsentscheidungen  beseitigt  wurde,  während  außerdem 
—  eine  beabsichtigte  Wirkung  des  lUÜnisterialsystems  —  die  Abhängig- 
keit der  unteren  Verwaltungaoxgane  von  den  lifintstem  verschilft»  die 
Energie  und  Intensität  der  gesamten  Verwaltung  stetig  gesteigert  wurde. 
So  widben  Justiz  und  Verwaltung  in  ihrer  Formation,  imd  mehr,  in  ihrer 
ganzen  Art,  immer  weiter  voneinander  ab.  Während  die  moderne  Gestal- 
tung von  Gericht  und  Prozeß  die  individualistischen  Forderungen  berück- 
sichtigt und  befriedigt,  bleiben  diese  Forderungen,  auch  die  berechtigtsten, 
unerfQllt  gegenüber  der  Verwaltung^  deren  Etniiditungen  einseitig  das 
Übergewicht  der  öffentlichen  Gewalt,  die  Staatsautorität  betonten,  was  in 
den  Augen  vieler  nichts  anderes  bedeutete,  als  ein  imgerechtfertigtes 
Nachgeben  gegen  die  Machtintercsscn  des  herrschenden  Beamtentums. 
VwbiMBSMteat  Dann  sind  die  deutschen  Staaten,  einer  nach  dem  anderen,  zum  kon- 
HncMiitiit.  stitutioneilen  System  übergegangen.  Man  täusche  sich  nicht:  gerade  dieser 
Wandel  der  Verfassung  hat  das  Veriialtois  des  Staatsbürgers  zur  Verwal- 
tung zunächst  nidit  verbessert  sondern  nochmals  verschlimmert  Die  koor 
stttuticmelle  Bewegung  beruht  nicht  sowohl  auf  individualistischen  Gedanken 
und  Forderungen,  als  sie  ihrerseits  diese  Gedanken  imd  Forderungen  fort- 
während steigert.  Die  Verfassungsurkunden  lassen  es  sich  angelegen  sein, 
die  hauptsächlichsten  Wünsche  des  individualen  Freiheitsgefuhls  als 
„Grundrechte"  der  Staatsbürger  zu  verbriefen,  sie  beruhen  weiterhin  all- 
gemein auf  dem  Grundsatz  der  gesetzmäßigen  Verwaltung  (vgl  oben  S.  346). 
All  das  hatte  aber  zunächst  mehr  programmatische  als  reale  Bedeutung. 
Die  Verfassung  war  gegeben,  der  Rechtsstaat  proklamiert,  der  Polizeistaat 
dauerte  fort.  Denn  wer  war  der  Hüter  des  neuen  öfiFentlichen  Rechtes, 
seiner  individualistischen  Grundsätze  und  Grundrechte?  Niemand  anderes 
als  die  \'er\valtung  selbst,  eben  sie,  'j^egen  deren  Expansions-  und 
Betätiguitgsdraag  jene  Grundsätze  gegeben,  jene  Grundrechte  vexlieliea 
worden  waren.  Die  Verwaltung  bei  Streitfällen  mit  den  einzelne,  ohne 
irgendwelche  Vorbehalte  und  Modifikationen,  stets  Richter  in  eigener 
Sache,  —  das  war  keine  befriedigende  Antwort  auf  die  schwerwiegende 
Frage:  sed  quis  custodit  i^os  eustotks?    In  Verwaltungssachen  gab  es 
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fortdauernd  nur  den  Beschwerdeweg  zur  oberen  lastanz.  Das  hieß:  an 
oberster  Stelle  verfügt  und  entscheidet  der  Kessortminister,  insbesondere 
auch  dann,  wenn  den  Bdiörden  sdnes  Ressorts  ein  Recht  auf  Eingriff 
und  Zwang  von  der  Partei  streitig  gemacht  wird.  Er  entscheidet  in 
solchem  Falle,  wie  stets,  />er  decrctum  simplex,  in  einem  formlosen, 
schriftlichen  Verfahren,  auf  den  Bericht  der  Behörde,  gegen  deren  Vor- 
gehen die  erhobene  Beschwerde  sich  richtet,  nach  Akten,  auf  deren  In- 
halt der  Beschwerdeführer  keinen  Einfluß  und  auf  deren  Kenntnis  er  kein 
Recht  hat  Das  gesamte  Verwal^gsrecht  des  Ressorts  wird  so  ge- 
handhabt, wie  der  jeweilige  Qief  desselben,  der  Minister,  es  auffiifit  Das 
alles  gilt  —  und  nicht  nur  in  den  Jugendjahren  des  deutschen  Konstitiitio- 
nalismus  —  für  „ konstitutionell Und  namentlich  g^t  es  iür  jfkon^ 
stitutionell",  wenn  der  Minister  bei  Handhabung-  des  seiner  Pflege  anver- 
trauten \'erwaUungsrecht?i  die  Interessen  der  politischen  Partei,  die  ihn 
stützt  und  deren  parlamentarische  Stärke  zugleich  seine  Stärke  und  Sicher- 
heit vor  Angriffen  bedeute^  für  das  Staatsinteresse  hUt  So  hat  die  kon- 
stitutionelle Ära  in  der  Auf&ssui^  und  Behandlung  des  Verhältnisses  zwisdien 
Verwaltung  und  einzelnen  rfch  zunächst  sehr  xmvorteilhaft  eingeführt  Auch 
und  besonders  geg-en  das  erste  Jahrzehnt  konstitutioneller  Regierung  in 
Preußen  ist  dieser  Tadel  erhoben  worden  (Gneist,  Lasker);  sicher  mit  KeaWoMi^ 
Recht,  denn  zu  keiner  Zeit  hat  die  preußische  Verwaltung  so  andauernd 
und  ungescheut  nadi  dem  Grundsatz  handeln  d&fira:  erlaubt  ist,  was  mir 
gefällt  —  als  in  jener  sog.  Reaktionszeit  Nur  ist  es  nicht  richtig, 
wenn  man  diesem  Regime  von  1850 — 1858  „systematische  Partei- 
mäßigkeit" vorwirft.  Es  ist  nicht  einzusehen,  was  für  spezifis^ 
parteikonservative  Züge  den  willkürlichen  Ausweisungen,  Konzr^j^iAns- 
entziehungen  imd  sonstigen  Polizeisclükanen  jener  Epoche  anhaften  sollen. 
Das  war  kein  „Parteiregiment",  ein  konservatives  oder  irgendein  anderes, 
sondern  einfach  der  alte  Polizeistaat,  der  sich  dusch  das  „Blatt  Pi^er«, 
die  Ver&ssungsurkunde,  in  seinem  Dasein  zunächst  nicht  st&ren  lieft. 
Nicht  dafür  ist  jene  l^toche  beweisend,  daß  der  KxHutitutionalismus 
die  Gefahr  parteimäßiger  Handhabung  der  Reg^ierung-srechte  selbst  in 
einem  Staate  wie  Preußen  nahelegft,  wohl  aber  dafür,  daß  auch  nach 
und  trotz  Einführung  einer  Verfassung,  welche  den  Rechtsstaat  fordert, 
der  Polizeistaat  nodi  lange  forüeben  kann,  —  so  lange,  als  man  es  ver- 
absäumt, den  rechtsstaatUchen  Grundsatz  der  gesetzmaAigen  Verwaltung 
durch  ausreichende  Schutzeinrichtunüfcn  zu  nchem. 

So  hatte  der  eintretende  Konstitutionalismus  das  Bedürfnis  nach  f  inom  Der  St^ftit  uoj 
besonileren  Rechtsschutz  auf  dem  (febietc  des  öffentlichen  Rechtes  zunächst '**'^"""^''»«»" 
nicht  befriedigt,  sondern  nur  verstärkt  Die  Frage  dieses  Rechtsschutzes 
war  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  in  Deutschland  brennend  geworden, 
und  unter  den  zahkeidien  Schriftstellern,  die  sich  in  dieser  Zeit  ndt  der 
Angelegenheit  beschSfügten,  war  kaum  einer,  der  den  bestehenden  Zustand, 
die  Vereinigung  von  laufender  Verwaltung  und  VerwaUnngsrechtqprechung 
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in  der  Ministerialinstan?,  gebillig-t  hätte.  Daß  zur  Bcsseruntr  dieser  als 
unhaltbar  empftindentn  Verhältnisse  irgendein  entscheidender  Schritt 
geschehen  müsse,  darin  waren  alle  einig,  über  das  Wie  und  Wohin 
freilich  gingfen  die  Annditeii  weit  atueiiiaiider. 

Zw^  Meioimgeii  vomehmlich  standen  sich  sd,t  Ende  der  fönfdger  und 
Beginn  der  seduiger  Jahre  des  vergangenen  Jahrluinderts  gegenüber.  Die 
eine  —  ältere  —  wollte  Abhilfe  schaffen  durch  Ausdehnung  der  Zuständig- 
keit der  ordentlichen  Gerichte  auf  die  Gesamtheit  aller  Rechtsstreitig- 
keiten.  Der  ordentliche  Richter  sollte  nicht  nur  in  Privatrechtsstreitigkeiten 
und  Sträßchen,  sondern  überall  auch  dann  entscheiden ,  wenn  zwiadien 
dem  einzelnen  und  der  5ffeadic3ien  Grewalt  der  Umfing  der  Staatdboheit»- 
rechte  streitig  wurde;  jedeRedhtssache  sollte  zur  Justizsache  erUär^  dieVer- 
mikaag  der  Rechtskontrolle  der  ordentlichen  Grerichte  unterworfen  werden, 
wogegen  diejenigen  Fälle,  in  denen  es  sich  nicht  um  Rechts-  sondern 
um  bloßen  Intcressenschutz  handelte,  in  denen  nicht  die  Rechtmäßigkeit, 
sondern  die  Notwendigkeit  und  Zweckmäßigkeit  eines  Verwaltungsaktes 
angefoditen  wurde,  der  Erledigung  im  Verwaltungswege,  im  administratiTen 
Inatataenzage  vorbehalten  bleiben  sottten.  Diese  Ansicht,  gipfelnd  in  der 
Verwrafüng'  jeder  idcht  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ausgeübten  Redits- 
pflcgc,  war  schon  vor  1848  theoretisch  vielfach  vertreten  worden  und 
spielte  unter  den  politischen  Forderungen  jenes  Jahres  eine  gewichtige 
Rolle,  —  wie  aus  §  182  der  Frankfurter  Reichsverfassung  von  1840  zu 
ersehen:  „Die  Verwaltungsrechtspfiege  (gemcaid  ist  jede  den  Verwaltungs- 
behSrden  zustehende  Gerichtsbarkeit)  hSrt  auf,  über  alle  Rechtsrerietzungen 
entscheiden  die  Gerichte.*'    Audi  der  Liberalismus  der  sechziger  Jahre 
hielt,  namentlich  in  Preußen,   an  diesem  nicht  sowohl  rechtsstaatlichen 
aTs  j  u  s t  i z staatlichen  Ideal  fast  einstimmig  fest    Als  Vollender  aber  und 
beredtester  Anwalt  der  Richtung  muß  Bahr  bezeichnet  werden  {„Der 
Rechtsstaat",  erschien^  1864}. 
nteHdOMtot.       Das  Bährsche  Buch  zeigt  die  justizstaatUche  Theorie  bereits  in  eine 
Verteidigungsstellung  zurückgedrängt  Es  war  ihr  inzwischen  eine  Gegen^ 
madlit  erwachsen,  die  zweite  der  beiden  Meinungen  über  die  Rechtsschutz- 
frage war  hervorgetreten:  zunächst  und  auch  snrrip?rh  mit  der  s  ollen  Tiefe 
historischer,  rechtsvergleichender  und  politischer  Begründung  in  den  Ar- 
beiten Gneists  über  Englisches  Verwaltungsrecht  (zuerst  1860— 1863  ^ 
sdiieneD).   Schon  damals  verwarf  Gneist,  wie  ^äter  stets,  den  Gedanken 
der  Rechtskontrolle  der  Verwaltung*  durch  den  ordentlichen  Richter:  die 
erforderliche  Garantie  gesetzmäßiger  Verwaltung  dürfe  nicht  in  der  Unter- 
ordntmg  der  Verwaltung  unter  die  Justiz  gesucht,  sondern  müsse  gefunden 
werden  in  einer  dem  Zweck  des  Rechtsschutzes   entsprechenden  Neu- 
gestaltung der  Verwaltung  selbst;  eine  gewisse  Gerichtsähnlichkeit  der  Ver- 
waltung in  Organisation  und  Verfahren  sei  anzustreben.    Damit  war  die 
Forderung  besonderer  Verwaltungsgerichte  —  justiziormige  Emrichtungen 
mit  prozeftähnlichem  Verfthren  inneriialb,  nicht  aufierhalb  des  Verwaltung»* 
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Organismus  —  im  Kerne  bereits  erhoben  und  die  Einsetzung  solcher  Ver- 
waltungsgerichte als  ein  Hauptpunkt  organisatorischer  Verwaltungsreform 
hingestellt  Ventindnis  fond  Gneist  in  FtettBen  Sttnächst  viel  weniger 
bei  seiner  liberalen  Partei  als  bei  den  politischen  Gregnem  zur  Rechten, 
wie  denn  schon  i86r  die  koosen^ve  Partei  im  preufiisdien  Abgeordneten- 
hause sich  (durch  Wagen  er)  sehr  deutlich  im  Sinne  der  Gneistschen 
Gedanken  ausgesprochen  hat,  —  während  andererseits  auBerhalb  Preußens, 
im  Großherzogtum  Baden,  jenem  Gedanken  von  einer  entschieden  hberalen 
Regierung  und  Laudtagsmehrheit  der  erste  praktische  Erfblg  bereitet 
wurde:  es  ist  das  badische  Gesets  Aber  die  Oiiganisation  der  inneren  Ver- 
waltung vom  5.  Oktober  1 863.  Die  Einfuhrung  besonderer  Rechtsschutzein- 
richtungen in  das  bestehende  und,  soweit  erforderlich,  umzugfestaltcnde 
System  der  Verwaltungsbehörden,  —  kurz  das  Problem  der  Verwaltungs- 
rechtsptlege  im  modernen  Sinne  konnte  offensichtlich  nicht  als  Partei- 
frage, als  Streitfrage  zwischen  konservativ  und  überal,  monarchisch  und 
denudcratisdh  an^e&At  werden.  Dies  hat  lüe  werb«ide  Kraft  des 
Gedanken»  der  Verwaltw^psrechtapflege  gestidct  und  die  Ventindigung 
zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  imd  zwischen  den  Parteien  der 
letzteren  unter  sich  über  die  Durchführung  jenes  Gedankens  namentlich 
in  Preußen  wesentlich  erleichtert 

Nicht  die  Idee  von  1848,  nicht  Bahr,  nicht  der  „Justizstaat''  ist  es,  KKbtwtaut, 
der  sich  die  Wirklichkdt  des  Rechtes  in  Deutschland  erobert  hat,  sondern  "'^J'"^^ 
Gneist  und  sein  Gedanke,  das  Problem  der  Verwaltungsrechtspflege  su 
lösen  durch  die  Reform  der  Verwaltung  selbst:  durch  Aufstellung  besonderer 
Verwaltungsgerichtc  im  Rahmen  der  Venvaltungsorganisation.  Den  vollen 
Sieg  dieses  Gedankens  und  die  endgültige  Ablehnung  jener  anderen,  mit 
dem  Schlagwort  „Justizstaat"  bezeiclmeten  Gedankenreihe,  bedeutet  die 
Anführung  der  Verwaltungsrechtspflege  in  Preußen  durch  die  Reform- 
geset^ebung  von  1872— 1883. 

Es  sind  weniger  themretisf^e  Erwägungen  als  praktische  Gründe  von  crundr.  «egea 
schwerstem  Gewicht  gewesen,  welche  den  Streit  um  die  V^rwaltungs- 
rechtspflcge  in  dem  angegebenen  Sinne  entschieden  haben. 

Einer  dieser  Gründe  wurde  der  Tatsache  entnommen,  daß  der  deutsche 
Richterstand  in  seiner  vorwiegend  privatrechtlichen  und  strafrechtlichen 
Ausbildung  und  Berulterfiihrung  der  Aufgabe,  weldbe  ihm  die  Obertragung 
der  Rechtsprechm^  in  Verwaltungsangd.egniheiten  stellen  wQrde,  eine 
Au%abe,  welche  volle  Beherrschung  des  Verwaltungsrechts  und  der  Ver- 
waltungspraxis verlangt,  nicht  gewachsen  sein  möchte.  Dieser  Befürchtung 
mangelhafter  Rechtskenntnis  trat  zweitens  die  Besorgnis  hinzu,  daß  die 
geforderte  Jurisdiktion  der  ordentlichen  Gerichte  in  Verwaltungssachen 
auch  die  nötige  Sachk«tintnis  werde  vermissen  laswn.  Ist  dodi  in  vielen, 
heute  vor  das  Forum  der  Verwaltungsg^chte  gehörigen  Fallen  „weniger 
die  Rechtsfrage  als  die  Tatfrage  streitig".  Der  Schwerpunkt  der  ver» 
waltungsrichterlichen  Tätigkeit  liegt  nicht  so  liaufig  in  der  Anstellung 
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rein  logisch -juristischer,  rechtswissenschaftliche  Fachbildungf  voraus- 
setzender Gedankenoperationen  als  in  der  sorgfältigen  Prüfung  und 
objektiven  Würdigfung  des  Sachverhaltes.  Um  Beispiele  herauszugreifen: 
die  Bedürfnisfrage  bei  Schankkonzessionen,  die  Frage  der  „sittUchen, 
ardatischen  und  finanziellen  ZttTerUb8tgkeit<*  (Reichsgeweibeordnung  §  32) 
^es  die  Erlaubnis  zum  Betriebe  seines  Greweibes  nachsucbenden  Sdumqiiel' 
Unternehmers,  die  Notwendigkeit  oder  Entbehrlichkeit  eines  von  der  zu- 
ständigen Rehn-f!"  geforderten  Wege-  oder  Schulhausbaues,  die  so  häufig 
unter  Streit  stehende  Frage,  ob  die  tatsächlichen  Voraussetzung-en  vor- 
gelegen haben,  welche  die  Polizeibehörde  zum  Erlaß  einer  Bau-,  Feuer-, 
Gresundlidts-  oder  sonstigen  polizalich«»  Verfögting  berechtigen,  —  diese 
und  viele  ihnlicbe,  in  der  verwaltungsgerichtiichen  Ftaxis  fortwlbrend 
vorkommenden  Fragen  sind  gans  gewiß  keine  Rechtsfragen  im  spenfisdhen 
Sinne,  die  nvu-  der  im  Richteramt  geschulte  Jurist,  oder  doch  er  am  besten 
beantworten  kann.  Rechtskunde  nutzt  hier  wenig,  um  so  mehr  sind  Sach- 
kunde und  administrative  lirfalirung  voanöten,  Kenntnisse,  welche  der 
dem  Verwaltungswescn  entfiremdcte  und  femstehende  Richter  sich  regel- 
mäßig erst  durch  weitläufige  Beweisaufnahmen  verschaffen  und  von  Sach- 
verständigen  erborgen  mufi.  Drittens  aber,  und  dies  ist  der  schwer- 
wiegendste Einwand  gegen  den  „Justizstaat«:  die  intendierte  Rechts- 
kontrolle der  Verwaltung  durch  dir  Justiz  würde  die  Selbständigkeit  der 
Verwaltung  lähmen,  deren  diese  durchaus  bedarf,  um  ihre  Aufgaben 
wirksam  erfüllen  zu  können.  Die  Kognition  in  Verwaltungssachen  all- 
gemein den  ordentlichen  Gerichten  übertr^en  heifiti  letzten  Endes  die 
Verantwortlichkeit  in  diesen  Sachen  auf  die  Justiz  überwäUen. 
£s  dürfte  niemand  leicht  fallen,  die  Verantwortlichkeit  für  eine  solche  Ver- 
antwortlichkeitsversi  hiebung  zu  übernehmen.  Man  denke  doch  darüber  nach, 
wohin  eine  folgerichtige  Durchführung  des  hier  bekämpften  Prinzips  führen 
würde.  Wenn  jedermann,  von  dem  die  Polizeibehörde  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Sicherheit  vmd  Ordnung  etwas  verlangt,  aufs  Amtsgericht  gehen 
und  gegen  die  Polizei  Klage  erheben,  nach  Befinden  eine  einstw^Uge 
Verfügung  erwirken  kann,  welche  den  Pi^eiverwalter  anweist,  die  Partei 
klaglos  zu  stellen,  sie  z.  B.  ihr  Haus  so  bauen  zu  lassen ,  wie  es  ihr  und 
dem  mit  ihr  einigen  Richter  gefallt,  der  Polizei  aber  nicht  gefTdlt,  —  dann 
liegt  die  Frage  nahe,  ob  es  nicht  zweckmäßiger  wäre,  noch  einen 
Schritt  weiter  zu  gehen  und  den  Amtsrichter  wieder  zum  „Amtmann"  zu 
machen,  ihm  nicht  sowohl  die  Kognition  über  die  Polizei  als  die  Polizei 
selbst  zu  fibertragen,  den  Grundsatz  der  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung 
wieder  aufiniheben  und  damit  eine  hundertjährige  Entwickelung  rückgängig 
zu  machen,  welche  bisher  allgemein  ftir  einen  Fortschritt  gehalten  wurde. 
Hiaittbimf  Solche  Erwägungen  sind  es  gewesen,  welche  auf  die  deutsche  \'er- 

^^IJII^^^I^^  waltungsgesetzgebung  seit  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  des  ver- 
in  DattMhUad.  gaugeueu  Jahrhunderts  bestimmend  eingewirict  haben.    Ihre  natQrli<Ae 
tWeugungskraft  machte  sich  fiberaU  geltend,  wo  man  dem  Ftoblem 
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der  Verwaltungsrecihtspflegc  ernstlich  nahe  trat;  sie  Jeachteten  mdir  und 
mehr  auch  denen  ein,  welche  früher  der  Meinung"  gewesen  waren,  daß 
der  vollkommene  Rechtsstaat  nicht  anders  als  im  Grewande  des  Justizstaates 
erscheinen  könne.  Interessante  Belege  lüerfur  liefert  das  Verhalten  der 
fiberalen  Parteien  des  preufiischea  Abgeordneteoliaiises  bei  B^inn.iuid 
im  weiteren  Verlaiife  der  Beratungen  über  das  Gesets»  welches  die  Veiv 
waftungveclitspA^e  in  Freiiiten  eingeführt  hat:  die  Kretsordnuog  vom 
13,  Dezember  1872. 

Die  große  gesetzgeberische  Aufgabe,  auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungs- 
rechts einen  Rechtsschutz  zu  gewähren,  ebenso  wirksam  wie  der,  den  in 
Privatrechtsentscheidmigen  und  Strafsachen  Justiz  und  Prozeß  darbieten,  ist 
nodi  lücht  in  sämdichen  deutschen  Staaten  gelöst,  aber  in  allen  grSJIeren: 
PrenBen,  Bayern,  Sachsen,  Würtlembwgr,  Baden,  Hessen  und  in  maueren 
Kleinstaaten.  Auch  das  Reich  hat  hierin,  von  sich  aus  und  für  sein 
Verwaltungswesen,  das  Seinige  getan.  Wo  immer  aber  das  Problem 
gelöst  oder  auch  nur  aufgerollt  wurde,  —  nirgends  hat  man  den  Weg 
beschritten  oder  befürwortet,  den  Rechtsschutz  in  Verwaltungssachen  den 
ordentKdien  Gexidilen  zu  übertragen,  web^  zu  bemerken  ist,  daft  der 
landesgesetzlichen  Einfulmmg  dieses  ^ustizstaadicAen**  Systems  von 
Reichs  wegen  nichts  entgegenstehen  würde,  den  Einzelstaaten  vielmehr 
durch  Einf.-Ges.  zum  G.V. G.  §  4  freie  Hand  gelassen  ist,  den  ordentlichen 
Gerichten  außer  der  Privat-  und  Strafrechtspflege  „jede  andere  Art  der 
Gerichtsbarkeit",  mithin  auch  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  zuzuweisen 
(vgL  oben  S.  ^43,  344).  Man  hat  es  vielmehr,  den  oben  entwickelten  Grün- 
den folgend,  vorgezogen,  besondere  Verwaltungsgerichte  zu  schaffen, 
welche  nicht  in  den  Rahmen  der  Gerichtsrer&ssnng,  sondern  in  den  der 
Verwaltungsorganisation  eingefügt  sind.  Die  unterm  Instanzen  dieses 
Systems,  die  Verwaltungsgerichte  erster  und  —  wo  es  eine  solche  gibt  — 
zweiter  Instanz  sind  überall  zugleich  Venvaltuntir.sbc'h('>rdrn  im  engeren 
uud  eigentlichen  Sinne:  betraut  mit  der  laulcndeu  admimsiraiiven  Ge- 
schäftsführung, so  daA  hier  die  Trennung  zwisclien  reiner  und  streit- 
entsdiddend«:  Verwaltungstättgkeit,  zwischen  odminisiraHon  pur«  und 
conUnfimx  aduunis/ra/t/,  wie  die  Franzosen  sagen,  eine  nur  prozessuale 
ist,  indem  die  Behörden  dann,  wenn  sie  als  Verwaltungsgerichte  auftreten, 
ein  bestimmtes,  besonders  hiertür  konstruiertes  Verfahren  (das  Verwaltungs- 
streitverfahren) zu  beobachten  haben.  Nur  in  der  obersten  Instanz  ist  die 
Verwaltungsrechtspflege  auch  organisatorisch  von  dem  laufenden  VolU 
zug  der  VerwaltungageschSfte  abgetrennt,  sofern  diese  Ob^instanzen  — 
Oberverwaltung^^ichte,  Verwaltungsgerichtshofe  —  nur  Verwaltungs- 
rechtspflege ausüben  und  mit  der  Leitung  d«r  laufenden  Verwaltimg 
(welche  den  adrT^irnstrativen  Zentralbehörden,  insbesondere  den  Ministem, 
ungeschmälert  geblieben  ist)  nichts  zu  tun  haben. 

Verwaltungärechtspilege  in  diesem  Sinne  besteht  jetzt  im  weitaus 
größten  Teile  Deutschlands,   nSmlidi  in  PteuBen,  Bayern,  Sachsen, 
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Württemberg,  Baden,  Hessen,  Oldenburg,  Anhalt,  Braunschweig,  Sachsen- 
Koburg  und  Gotha,  Sachsen -Meiningen  und  Lippe,  ferner  im  Reichslande 
Elsaß-Lothrintreii.  Auch  in  dem  Organismus  der  eiLMurd  und  unmittel- 
baren Verwaltung  des  Kelches  —  abgesehen  von  Elsaß -Lothringen  — 
finden  sidi  mdirere  SpeziAlbehorden,  welche  nach  Fonnatioa,  Zuständigkeit 
und  Pkrozedur  als  Verwaltungsgerichte  anzusehen  sind. 
t)b«MkL  2.  Die  Organisation  der  Verwaltungsgerichte.  In  allen  deutschen 
Einzelstaatcn  mit  Ausnahme  des  Herzogtums  Sachscn-Koburg-Gotha, 
welches  sich  mit  der  einzigen  Instant  eines  „\  erwaltungsgericlitshofes" 
begnügt,  ist  der  Organismus  der  VerAvaltungsrechtspflege  in  mehrere  In- 
stanzen gegliedert;  Preußen  und  Bayern  haben  deren  drei,  die  anderen 
Staaten  zweL  Wie  bereits  hervozgehoben,  findet  eine  vollständige,  orga^- 
nische  Treimung  der  V^rwaltungsrechtspAege  von  der  reinen  Vonvaltung 
nur  in  der  obersten  Instanz  statt,  als  Unter-  iind  Mittelinstanzen  der  Ver- 
waltungsrechtspflege fungieren  durchweg  Behörden,  welche  zugleich  oder 
sogar  in  der  Hauptsache  reine  Verwaltungsbehörden  sind,  so  daß  in  diesen 
unteren  Instanzen  die  Eigenschaft  einer  Sache  als  Verwaltungsrechtspflege- 
sache  („Verwaltongsstreitsache'^  nur  in  der  Art  des  Verfahreos,  in  dem 
sie  zu  erledigen  Ist,  zum  Ausdruck  kommt.  Im  allgemeinen  hat  man  die 
VerwaltungsrechtspflegceiDrichtungen  der  unteren  Instanzen  an  das  Behörden- 
system der  inneren  i'preußi.scher  Ausdruck:  „allgemeinen")  Staatsverwaltung 
angeschlossen;  in  Preußen,  Baden,  Hessen  und  mehreren  Kieinstaateu 
vorzugsweise  an  die  neueren,  stets  größtenteils  mit  bürgerlichen  Beisitzern 
(„Laien«)  besetzten  Formationen  (preußische  Kreis-  und  Bezirksausschüsse, 
badische  Bearksräte  usw.),  in  Bayern,  Sachsen,  Württemberg  dagegen  aa 
die  älteren,  nur  beamtete  lilBtglieder  aufweisenden  Behörden  (Bezirksämter, 
Kreisregierungen,  Kreishauptmannschaften).  Die  erforderliche  Garantie 
für  Gesetzlichkeit,  Unparteilichkeit  und  Stetigkeit  der  Verwaltungsrechtspflege 
isi  <tni.;estrebt  worden  einmal  durch  die  Gestaltung  des  N'erfahrens  (Ver- 
waltungsstreitverfahren, s.  u.  S.  307  ff.;,  Südann  in  der  Art  der  Organi- 
sation der  Verwaltungsgerichte.  Dieselben  tand  durchweg  (mit  einager 
Ausnahme  der  als  Einzelbeamte  entscheidenden  bayerischen  Bezixksamtef) 
kollegialisch  organisiert  Und  in  Ausübung  ihres  Amtes  mit  derselben 
Unabhängigkeit  ausgestattet  wie  die  ordentlichen  Gerichte,  so  daß  sie,  wie 
diese,  dem  Gesetze  ganz,  Dienstbefehlen  vorgesetzter  Behörden  gar  nicht 
unterworfen  imd  Verordnungen  nur  insoweit  anzuwenden  verpflichtet  und 
berechtigt  sind,  als  sie  diese  nach  freier  Prüfung  für  rechtsgültig  er- 
achten. Betreffs  der  persönlichen  Unabhäng^eitsgarantieen  der  Mi^liedra: 
der  Verwaltungsgttichte  ist  zu  unterscheiden.  Verwaltungsrichter  im 
Hauptamt  sind  nur  die  Mitglieder  der  obersten  Listanz,  der  Oben^er- 
waltungsgerichte  (Verwaltungsgerichtshöfe);  nur  diese  genießen  überall 
das  \  olle  Ausmaß  richterlicher  Unabhängigkeit:  mustergültig  insbesondere 
die  Bestimmungen  des  preußischen  Rechtes,  wonach  die  Mitglieder  des 
Oberverwaltungsgerichls  nur  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  die 
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Itfitgtteder  des  Reidugericbts  (vgl  G.  V.  G.  §  128)  durdi  PlenarbMcUuft 
des  Gerichtshitfes  ihres  Amtes  und  Gehaltes  für  verlustig  erklärt  werden 

können.  Die  Verwaltungsrichter  der  Unterinstanzen  dageg-en  sind,  soweit 
überhaupt  Beamte,  Verwaltungs-  und  nicht  richterliche  Beamte;  Dienst- 
Pragmatik  und  Disziplinarrecht  der  Richter  gelten  für  sie  im  allgemeinen 
lucht,  ausgenommen  Uervon  tind  mir  die  Verweltungsgertchtsdirektoren  und 
zweiten  ernannten  Mitglieder  der  preuftischen  Beritkaausschfiss^  welche  nach 
ausdruddicher  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  König  auf  Lebenszeit  angestdlt 
werden,  wider  iliren  Willen  nicht  versetzt  werden  können  und  dem  richter- 
lichen Disziplinarrecht  unterliegen.  Endlich  verstellt  sich  die  rechtliche 
Unabhängigkeit  der  unbeamteten  oder  sog.  LaienmitgUeder  der  Verwaltungs- 
gerichte von  selbst;  denn,  da  diese  Personen  der  Hierarchie  des  Staats- 
dienstes nicht  eingegliedert  sind^  haben  sie  auch  kdnen  Dienstvoigesetzten 
und  dnd  nidbt  in  der  Lage,  von  einem  solchen  Befdile  zu  empbngen. 
Eine  Beteiligung  von  Laien  an  der  Verwaltungsrechtspflege  findet  freilich 
nicht  in  allen  Staaten  statt:  es  ist  dies  der  Fall  in  Preußen,  Baden,  Hessen 
und  den  Kleinstaaten,  während  die  bayerischen,  sächsischen,  württem- 
bergischen  V'erwaltungsgerichte  lediglich  mit  Berufsbeamten  besetzt  sind. 

Die  erste  Staaiengruppe  hat  sich  bei  Bejahung  der  Frage  der  Laien- 
betdligung  von  denselben  Beweggründen  leiten  laasoi,  weldie  fSr  die 
Anführung*  unbeamteter  Kiemente  in  den  Verwaltungsorganismus  überhaupt 

(Selbstverwaltung-  im  politischen  Sinne)  und  andererseits  für  die  Aufnahme 
des  Schöffentums  und  der  Geschworenenbank  in  die  Gerichtsverfassung 
maßgebend  waren:  alle  diese,  der  weiteren  Durchführung  des  konstitutio- 
neülen  Staatsgedankens  dienenden  Knrichtungen  soUen  die  Vertrauens- 
würdigkeit von  Rechtspflege  und  Verwaltung  erhöhen,  die  Staatsregierung 
und  das  berufsm&ftige  Beamtentum  von  Verantwortlichkeit  entlasten,  sollen 
Staat  imd  Staatsgewalt  volkstümlich  machen.  Demgegenüber  hat  in  jenen 
anderen,  da.s  Schöffentum  in  der  Verwaltungsrechtspflege  ablehnenden 
Staaten  die  Erwägung  gesiegft,  daß  eine  Beamtenverwaltung  technisch 
besser  und  schneller  arbeite  wie  eine  Laien verwaltimg,  daß  man  den 
Bürger  nidit  mit  offentUchen  Dienstpflichten  uberhäuiea  dSrfe  und  ihn 
namentlich  mit  solchen  Ämtern  versdionen  müsse,  denen  er,  in  Ermange- 
lung der  erforderlichen  Sach-  und  Rechtskenntnis,  nicht  gewachsen  sei. 
Übrigens  ist  auch  in  Preußen,  Badf>n  und  Hessen  das  Gewicht  dieser  Gründe 
durchschUigend  g^ewesen,  sofern  für  die  Formation  des  obersten  Ver- 
waltuDgsgerichtshofes  die  Laienbeteiligung  niemals  in  Frage  gekommen 
ist;  in  der  Tat  geboren  Laien  dort  nicht  hin.  Wo  es  sich,  wie  dies  doch 
bei  der  Tätigkeit  oberster  Geriditaiidfe  überwiegend  der  Fall,  nicht  um 
Tat-,  sondern  um  reine  Rechtsfragen  handelt,  da  ist  für  den  juristischen 
Dilettantismus  kein  Platz,  da  soll  nicht  der  Sachverstandige  richten,  son- 
dern der  Rechtsverständige.  ^. 

Im  einzelnen  zeigt  die  Verwaltungsgerichtsorganisation  der  deutschen  in  deD  ei.-ucluea 
Länder  manche  Verschiedenheiten.  ^"^7 
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Wenden  wir  uns  zunächst  Preußen  zu.  Hier  stand  die  Fin- 
fuhrung  der  Verwaltungfsrechtspflege  mit  zwei  anderen,  gleichwichtigen 
Fortlerungeu:  Beteiligxuig  gewählter  Volksvertreter,  Laien,  bei  den  Ge- 
sdiSften  d«r  aUgemeinea  Staatsverwaltung^  und  zw^tens  Organisation  der 
Selbstverwaltung  in  höheren  (Kreis*  nnd  Proviudal-)  VerbSnden,  auf  dnn 
Progranun  der  grofien  Verwaltungsreform,  welche  mit  der  Kreisordnimg 
vom  13.  Dezember  1872  ihren  Anfang-  nahm.  So  ist  denn  diese  Kreis- 
ordnung zugleich  auch  das  erste  ürxmdgesetz  der  preußischen  „Ver- 
waltUDgsgerichtsbarkeit*'  (so,  nicht  „Verwaltungsrecbtspflege",  sagen  die 
preuflischen  Gesetse).  Die  Krmsonlniuig  vbertrug  dem  durch  ta»  ge> 
sctuiffieiiea,  aus  dem  vordtz^den  Landrat  und  sedis  vom  Kreistage  aus 
den  Einwohnern  des  Kreises  gewählten  Mitgliedern  bestehenden  Kreis* 
ausschufi  neben  seiner  Zuständigiceit  als  Vorstand  der  Kreiskommunal- 
verwaltung" und  neben  zahlreichen  Geschäften  der  reinen  Staatsverwaltung 
eine  Reihe  von  Verwaltungsstreitsachen,  und  damit  die  Verwaltungsrechts- 
piiege  in  erster  Instanz.  Zweite  lustatiz  sollten  vorläufig  die  kurz  vorher 
(Ges.  vom  8.  März  187 1)  zur  Entscheidung  armenreditticher  Str^tiglceiteii 
gebildeten  Deputationen  für  das  Heimatswesen  s^,  welche  den  Namen 
HVerwaltungsgerichte**  erhielten.  Der  Ausbau  und  die  Weiterfuhrung 
dieser  Einrichtungen  erfolgte  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Ver- 
fassung der  Verwaitung-sj^erichte  und  das  Verwaltungsstreitverfahren  vom 
3.  Juli  1875.  Es  organisierte  die  Verwaltungsrechtspflege  iu  drei  Instanzen: 
Krdsauaschisse  in  den  Kreisen,  Bezütoverwaltungsgeridifie  in  den 
Regierungsbearken,  du  Oberverwaltung^ericht  lür  den  gOMuea  Staat 
und  regelte  das  Verfahren  dieser  Behörden,  während  die  sadiliche 
Zuständigkeit  derselben  in  erster  Instanz  durch  ein  besonderes  Gesetz 
(erg^ani^en  1876,  sog.  älteres  Zuständigkeitsgesetz)  geordnet  wurde.  Ge- 
kennzeichnet ist  diese  V'erwaltungsgerichtsverfassung  von  1875  durch  die 
organische  Trennung  von  reiner  Verwaltung  und  Verwaituugsrechtspiiege 
mcfat  nur  in  der  obersten,  sondern  auch  schon  in  d^  Mittelinstanz,  weldie 
nebeneinander  die  Kollegien  des  Bezirlcsrats  (nur  fOr  reine  Verwaltungs- 
sachen) und  des  Bezirksverwaltungsgerichts  (nur  für  Verwaltungsstreitsachen) 
zeigt.  Diese  Konstruktion  erwies  sich  aber  bei  der  praktischen  Durch- 
führung als  unnötig  kompliziert;  die  endgültige  Ordnung  der  Behörden- 
organisation —  Gesetz  über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom 
30.  Juli  1883  („L.V.  G/<)  —  hat  sie  deshalb  beseitigt,  Bezirksrat  imd  Bezirks- 
verwaltungsgericbt  zu  dem  einheitlidiM  ,,BeztrlG8au$schuß*'  verschmolzen 
und  auf  diese  Weise  den  die  Kreisinstaaz  (Kzeisausschufl)  beherrschenden 
Gedanken  organisatorische  Verttnigun^  bei  bloß  prozessualer  Trennung 
von  reiner  Verwaltung  und  Verwaltungsrechtspflege  auch  in  der  Bezirks- 
instanz durchgeiiihrt  Nachdem  dann,  unter  Aufhebung  des  alteren  Zu- 
ständigkeitsgesetzes eine  Neuregelung  der  sachlichen  Zuständigkeit  der 
Verwaltungs-  und  Verwaltungsgerichtsbehorden  durdi  das  ZustSndigkeits- 
gesetz  vom  i.  August  1883  (»Z.G.")  stattgefunden  liatte,  wurden  in  den 
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Jahren  1884— 1889  die  Verwaltungsrechtspflegeeiiuiditnagen  auf  die  wesfc- 
lichea  «od  neuen  ProTinzen,  so?ne  auf  die  Ptovinz  Posen,  wo  de  bis 
dabin  noch  nicht  g-alten,  eingeführt»  so  daß  die  absdiliefiende  Grestaltung 

der  Dinge,  L.V.G.  und  Z.G.  von  1883,  seit  1890  das  ganze  Staatsgebiet 
als  einheitliches  Recht  beherrscht.  Die  organisatorischen  Bestimmungen 
dieses  Rechtes  sind  in  großen  Grundzügen  folgende. 

Die  Verwaltungsrechtspflege  wird  ausgeübt  durch  die  Kreisausschüsse 
(an  deren  Stdle  mit  gewissen  Maßgaben  in  den  Stadfkrasen  Stadtaos- 
sdiuase  und  in  gröAerai  Icreisaageliofjgen  Städten  die  Magistrate  treten), 
die  Bezirksausschüsse  und  das  Oberverwaltungsgericht.  Die  Zusammen- 
Setzung  des  Kreisausschusses  ist  unverändert  wie  nach  dpv  Kreis- 
ordnung von  1872  (s.  oben),  der  BenrksausschuB  besteht  aus  dem  Keg^ierung-s- 
präsidenten,  zwei  anderen,  vom  König  auf  Lebenszeit  ernannten  Beamten 
(einer  muA  sum  höberen  Verwaltungsdienst,  der  andere  cum  Richteiamt 
befSbigt  sein)  und  vier  vom  ProvinrialausschuB  auf  6  Jabre  gewalilten 
Laienmitgliedem,  das  Oberverwaltungsgericht  ist  ausschließlicb  mit  Beruft- 
beamten  besetzt,  indem  sein  Präsident,  seine  Senatspräsidenten  und  Räte 
vom  Koni^  auf  den  Vorschlag  des  Staatsministeriums  auf  Lebenszeit 
ernaimt  werden:  die  eine  Hallte  der  Mitglieder  muß  zum  höheren  Ver- 
waltungsdieast, die  andere  zum  Richteramt  befähigt  sein.  Sämtliche  Mit- 
glieder des  Oberverwaltungsgeri^ts  sind  im  Hauptamt  angestellt,  die  Ver- 
leibung  einer  Mitgliedsstelle  als  Nebenamt  ist  unzulässig.  Das  Oberver- 
waltimgsgericht  ist  gegenwärtig  in  acht  Senate,  jeder  der  dr^  sog.  Steuer- 
senate (zuständig  in  St:>atssteuersachen)  wieder  in  Kammern  mit  mindestens 
drei  Mitgliedern  eingeteilt.  Die  Senate  entscheiden  regehnäßig  in  der 
Besetzung  mit  fünf  Mitgliedern. 

Die  Kreisausschisse  erkennen  stets  in  erster,  die  Beztrksausschfisse 
tdls  in  dieser,  Inls,  als  Berufimgsgeridite  d^  Kreisausschfisse,  in  zweiter 
Listanz.  Das  Oberverwaltvmgsgericht  ist  regelmäßig  Revisioosinstanz 
gegenüber  den  Bezirksausschüssen,  bisweilen  aber  auch  Berufungsgericht 
der  letzteren  als  erster  Instanzen,  endlich  in  gewissen  Fällen  Verwaltungs- 
gericht erster  und  letzter  Instanz. 

In  Bayern  sind  die  Unterinstanzen  der  Verwaltungsrechtspflege  die  ».  B»y««. 
Unter-  und  IifittelsteUen  der  allgemeinen  Staatsverwaltung,  also  die  Disferikts- 
verwaltungsbebörden:  Bezirksamter  und  Magistrate  der  unmitt^baren  Städte 
und  die  Kreisregierungen.  Besondere  organisatorische  Vorschriften  fOr 
diese  Behörden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Verwaltungsgerichte  bestt^hen  nur 
insolern,  als  die  Stadtmagistrate  in  besonderen  Senaten  entscheiden  können, 
die  Kreisregierungen  so  entscheiden  müssen:  bei  den  Kreisregierungen, 
Kammern  des  Innern  und  der  IHnanzen  werden  fOr  die  VerwaltuQgsredits- 
pflege  besondere  Senate  gebildet,  die  einschließlich  des  Vorsitzenden  aus 
drei  Mitgttedem  bestehen.  Eine  Beteiligung  von  Laien elementen  bei  der 
Verwaltungsrechtspflege  kennt  die  bayerische  Gesetzgebung  auch  in  den 
Unterinstanzen  nicht  Die  Oberinstanz  bildet  der  Verwaltungsgeiicbtsliof 
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— >  teils  dritte,  teils  zweite,  teils  erste  und  einzige  Instanz  — ,  dessea 
Präsident,  Direktoren  und  Räte  auf  Leben-^zeit  und  mit  den  (jraranticen  der 
Richter  aus  den  zum  Richteramt  Befähigten  ernannt  werden.  Bei  dem 
Verwaitungsgerichtshof  besteht  eine  StaatsanwaltsdiafL  Alles  dieses, 
sowie  Zuständigkeit  und  Verfahren,  ist  grundlegend  geordnet  durch  das 
Gesetz  vom  8.  August  1878. 
j.wMtMiiMt.  Württemberg  (Gesetz  vom  16.  Dezember  T876)  läBt  als  erste 
Instanz  in  sog'.  Parteistreiligkeiten  des  öffentlichen  Rechtes  die  Kreis- 
regierungen (besetzt  mit  drei  MitgUedern,  ohne  Laienbeteiligung,  wie  in 
Bayern)  entscheiden;  der  Rechtszug  geht  alsdann  an  den  Verwaltungs- 
gerichtshof, welcher  im  übrigen  erste  und  in  der  Regel  einzige  Verwaltungs- 
gertchtsittstanz  ist  Von  den  Mitgliedern  des  Verwaltnngsgeiichtshofes 
werden  zwei  aus  dem  Geheimen  Rat»  zwm  aus  dem  Obetlande^zidit 
entnommen,  die  übrigen  lebenslänglich  im  Hauptamt  angestellt. 
«.SubaM.  In  Sachsen  ist  die N'crwaltungsrechtspflege  erst  durch  das  Gesetz  vom 
19.  Juli  1900  eingeführt  worden;  im  ganzen  in  ziemlich  enger  Anlehnung 
an  die  bayerischen,  namentlich  aber  die  württembergischen  Einrichtuugen. 
Wie  die  beiden  süddeutschen  Köosgreiciie,  so  lehnt  audi  Sachsen  den 
Gedanken  der  Laienbeteiligung  bei  der  Verwaltungsrechtspflegre  ab:  nicht 
den  im  Jahre  1873  geschaffenen  Laienbehörden,  den  Bezirks-  und  Kreis- 
ausschüssen, sondern  den  (den  baynsch-württembergischen  Kreisregierungen 
entsprechenden)  Kreishauptmannschaften  ist  die  Verwaltungsrechtspflege 
erster  Instanz  übertragen  worden,  so  zwar,  daß  diese  ordentlichen  Mittel- 
stellen der  allgemeinen  Staatsverwaltimg  als  Verwalttmgsgericht  eine  ihnen 
sonst  fremde  koUegialische  Formatioa  annehmen:  Kreishauptmann  und  zwei 
der  ihm  beigegebenen  Beamten.  Als  Oberinstanz  über  den  Kreishaup^ 
mannschaften  und  in  den  Fällen  der  sog.  Anfisditangsldage  als  Grerichts- 
hof  erster  und  letzter  Instanz  fungiert  das  Oberverwaltungsgericht 
5  BadM.  War  das  Königreich  Sachsen  der  letzte,  so  ist  das  Großherzogtum 
Baden  der  erste  unter  den  größeren  deutschen  Staaten  gewesen,  welcher 
sich  zur  Knlührung  der  Verwaltungsrechtspflege  entschlossen  hat:  Badiscfaes 
Gesetz  Über  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  vom  5.  Oktober  1863 
(wesentlich  geändert  und  verbessert  durch  die  Gesetze  vom  24.  Februar  1880^ 
den  Verwaltungsgerichtshof  betr.,  und  vom  14.  Juni  1884,  die  Verwaltungs- 
rechtspflege betr.).  Venvaltungsgcrichte  sind  die  Bezirksräte  und  der  Ver- 
waitungsgerichtshof Der  Bezirksrat  besteht  unter  dem  Vorsitz  des  Bezirks- 
beamten aus  „6 — 9  durch  Kenntnisse,  Tüchtigkeit  und  Gemeinsinn  aus- 
gezdcbneten  Bewohnern  des  Amtsbezixks<<,  welche  vom  Ministerium  des 
Innern  auf  Vorschlag  der  Kreisversammluqg  berufen  werden.  Der  Ver- 
waltungsgerichtshof ist,  wie  in  den  anderen  Staaten,  nur  aus  Beruisbeamten 
zusammengesetzt 

6.H«MeD.  Ahnlich  sind  die  Verwadtungsrechtspflegeeinrichtuneen  des  Groß- 
herzogtums Hessen  (Gesetze  vom  12.  Juni  1874,  ii.  Januar  1875),  be- 
stdiend  aus  —  in  ihrer  Femnation  den  pieufiiach«!  Kr^-  und  Bezirics- 
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au&schüssen  uachgebildeten  —  Kxeisausschüssen  und  Provinzialausschüssen 
und  «US  dem.  Verwaltungsgerichtdiof. 

Aiifier  in  den  sechs  genannten,  den  groAten  Einzelstaaten,  gibt  es  r.Aabd^ 

Verwaltungsgerichte  noch  in  Anhalt  (Gesetz  vom  27.  März  1888),  Brann-  '^^Ij^j^, 

schweig  (Gesetz  vom  5.  März  1895),  Sachsen-Meiningen  (Gesetz  vom Sute-Cohwf 
15.  März  1897),  Lippe  (Gesetz  vom  9.  Februar  1898),  Sachsen-Koburg-  f^J^ 
Gotha  (Gesetz  vom  14.  November  1899)  und  Oldenburg  (Gesetz  vom 
9.  Mai  1906).  Auf  Ae  Einzelheiten  dieser  kleinstaalUdien  Greseta^ 
gebungen  kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Im  Reidislande  ElsaS- 
Lothringen  bestehen  die  Institutionen  des  französischen  contentieux 
(s.  u.  S.  374),  allerdings  eher  in  Rückbildung,  als  in  Fortentwickelung 
ihres  Wesens  und  ihrer  Bedeutung,  weiter:  an  die  Stelle  der  conseils  de 
pr^fecture  sind  die  Bezirksräte  (bestehend  aus  dem  Bezirkspräsidenten 
und  den  ihm  beigegebenen  höheren  Beamten)  getreten,  über  denen  als 
Rekurainstanz  der  Kaiserliche  Rat  st^t 

Schlieflltdi  ist  noch  ein  BUdc  zu  werfen  auf  die  eigene  und  unmittel-  i>i« 
bare  Verwaltungsrechtspflege  des  Deutschen  Reiches  (abgesehen  von  .^^^^^^^^ 
den  reichsländischen  Einrichtungen).     Eine   solche   besteht,   aber  sie   ist  Deattck«« 
nicht  einem  einheitlichen  Verwaltungsgerichtshof,  sondern  mehreren  selb- 
ständigen  Spezialbehördeu  übertragen,  welche  den  eiuzelstaatlichen  Ver- 

waltungsgerichten  im  Wesen  gleichen,  sofern  de,  wiewohl  Verwaltungs- 
bebörden,  doch  in  ihrer  streitentscheidenden  Zustänifigkeit  von  der  obersten 
Leitung  der  Reichsverwaltung,  dem  Reichskanzler,  unabhängig  gestdlt 

sind  und  auch  sonst,  angesichts  ihrer  kollegialen  Formation  und  des  ihnen 
vorgeschriebenen  Verfahrens,  die  Garantieen  eines  Gerichtshofes  darbieten. 
Diese  Reichsverwaltungsgerichte  sind:  das  Bundesamt  für  das  Heimat- 
wesen (zustXndig  für  die  Entschddung  von  Streitsachen  zwischen  Armen- 
verbanden),  das  Reichsverstcherungsamt  (UnfhU-,  Alters-  und  Invaliden- 
Versicherungssachen),  das  Reichspatentamt  (Annullierung  von  Patenten), 
das  Kaiserliche  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  (Rekursinstanz  in 
Sachen  der  Beaufsichtigung  privater  Versichcrungpuntr-rnehmungen,  das 
durch  Richter  verstärkte  Reicliseisenbahnamt  (Rechtskontrolle  über  Maß- 
regeln des  Reichseisenbahnamtes).  Die  Vereinigimg  dieser  Sondergerichte 
zu  einem  zentralen  Rdchs-Verwaltungsgerichtshof  ist  eine  kaum  no^  auf- 
geworfene Frage. 

Vollzug  und  Handhabung  der  Verwaltungsgesetze  des  Reidies,  z,  R 
der  Gewerbeordnung,  des  Freizügigkeit«!-,  Preß-,  Krankenversicherungs- 
gesetzes ist,  einschließlich  der  dabei  entstehenden  Streitigkeiten,  nach  der 
geltenden  Kompetenzabgrenzung  im  allgemeinen  Sache  der  Einzebtaaten, 
ihrer  Verwaltungsbehdrden  und  Verwaltungsgerichte. 

5.  Die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte.   Die  zur  Zupi)i*v«rw.i«anKf 
Ständigkeit   der    Verwaltungsgerichte    gehörigen   Sachen   hwßen   Ver-  ***^'***"^' 
waltungsstrcitsachen.     Sie   decken    sich   keineswegs   mit  den  Ver- 
waltungssachen überhaupt  (dem  Inbegriff  aller  von  den  Verwaltungsorganen 
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kompetenzmäßig"  zu  erledigenden  Angelegenheiten),  ja,  nicht  einmal  mit 
der  Gesamtheit  der  Fälle,  in  denen  mit  der  Verwaltung  oder  über  sie 
gestritten  wird.  Nicht  alle  aus  Anlaß  der  öffentlichen  Verwaltung  sich 
erhebendea  StrdtföUe  sind  Verwaltungsstreitsachea,  sondern  nur  diejenigen» 
die  das  Gresetz  als  solche  bezd>dinet  Das  Gesetz  tnSt  eine  Auswahl 
von  Verwaltungssacheiiy  welche  im  Terwaltimg^eriditlichen  Wege  0m 
Verwaltttnfifsstreitver&hren)  zu  erledigen  siiMl^  oder  welche  unter  bestbuntea 
Voraussetzungen  von  dem  reinen  Verwaltungswege  auf  jenea  Weg  hinuber- 
gcleitet  werden  müssen  od-^r  ktninen.  Entscheidend  hierfür  ist,  wie  für 
die  Abgrenzung  von  Ju:suz  und  Verwaltung  ^von  der  die  Verwaltungs- 
reditspflege  doch  oiir  ^nea  Teil  bildet)  überhaupt,  grunds&tzlich  nicht 
das  Reichs-,  sondern  das  Landesgesetz  (s»  oben  S.  343);  jedodi  mit 
folgenden  reichsrechtlichen  Maßgfaben  und  Bescbriakttogen :  i.  Fiskalische 
Streitigkeiten,  also  Streitigkeiten,  wo  die  Verwaltung  nicht  als  Organ  der 
Stiiatsgewalt .  sondern  als  Träger  von  privatrechtlichen  Ansprüchen  und 
Verbindliciikeiten  des  Staates  erscheint,  können  als  solche  nicht  den  Ver- 
waltungsgerichten übertragen  werden;  sie  gehören  nach  deutschen  Be- 
griffen in  den  Kreis  der  Verwaltungsstreittadien  nicht  hinein,  der  Fiskus 
gibt  und  nimmt  Recht  vor  den  ordentlichen  Gerichten  (EiDf.-Ges.z.Z.P.O. 
§  4;  vgl.  oben  S.  343,  344).  2.  Strafsachen  dürfen  den  Verwaltungsgerichten 
nicht  übertragen  werden  (s.  oben  S.  ,54.>),  vvohl  aber  allerdings  die 
Disziplinargerichtsbarkeit  über  Beamte.  3.  Für  eine  Reihe  ötientlich- 
rechtlicher  StreittiUle  ist  in  deujeuigen  Staaten,  welche  Verwaltimgsgerichte 
haben  gezwungen,  solche  einzuführen,  ist  kein«),  die  Zuständigkeit  dieaw 
Gerichte  von  BL^chs  wegen  obligatorisch;  hi^«r  gehören  die  Entdehung 
der  Eigenschaft  als  rechtsfähiger  Verein  il3.G.B.  §  43),  die  Anfechtung 
des  administrativen  Einspruchs  gegen  die  Eintragung  eines  Vereins 
(das.  §  62),  die  sog.  Konfliktsentscheidungen  bei  Zivil-  und  Strafprozessen 
gegen  Beamte  ^Eiuf.-Ges.  z.  G.  V.  (i.  §  11),  mehrere  Streitfragen  des 
Krankenver^cherungsrechts  u.  a.  m. 
maaohiuüi  Boi  der  Abgrenzung  des  Kreises  der  Verwaltungsstreilsachea  kann 
^^f^-^—  das  Gesetz  versdüeden  verfahren.  Es  wäre  denkbar,  diese  Abgrenzung 
BtOadtb  durch  eine  allgemeine,  zusammenfassende  Formel  zu  bewirken,  etwa  dahin 
lautend:  die  Verwaltungsgerichte  entscheiden  über  alle  vor  sie  gebrachten 
Streitigkeiten  des  öflentlichen  Rechtes.  Ein  Versuch  mit  einer  derartigen 
Generalklausel  (welche  den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsrechtspflege 
frdlidL  wdt  enger  begrenzt  als  die  vorstehend  fingierte)  ist  in  ösfencreidi 
gemadit  worden  (s.  unten  S.  372);  in  Deutschland  nicht  Wenigstens  insofern 
nicht,  als  keine  deutsche  Gesetzgebung  es  unternimmt,  die  Gesamt- 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte  mit  einer  einzigen  Generalklausel 
erschöpfend  zu  bezeichnen.  Wo  das  System  der  Generalklausel  überhaupt 
angenommen  ist  (Württemberg,  Sachsen;  in  gewissem  Sinne  kann 
man  auch  Preußen  imd  Baden  hierberzahlen),  wird  es  nicht  statt,  sondern 
neben  dem  System  namentlicher  Aufzählung  der  Verwaltungsstreit» 
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Sachen  (Enumeratioiis-  oder  Taxationsmethode)  angewandt»  derart,  daß 

der  eine  Teil  des  verwaltungsgerichtlichon  Wirkungskreises  aufzählend, 
der  andere  durch  Zusammenfassung  in  einer  (reneralklausel  bestimmt  wird. 
>So  zählen  die  Verwaltungsrechtspflegegesetze  Württembergs  und  Sachsens 
zunScIut  eine  Reihe  von  wog,  FÜrteistreitiigkMten  des  SffmfUcben  Redites 
(Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden  und  dffentiichen  Korporationen  und 
ihm  Mitgliedern  oder  unter  sich  oder  zwischen  einzelnen  untereinander 
über  ihre  Ansprüche  und  Verbindlichkeiten  aus  dem  öffentlichen  Recht), 
als  zur  Zuständigkeit  der  unteren  Verwaltvmgsgfprirhtn  gehörend,  namentlich 
auf,  geben  aber  außerdem  noch  eine  Generalklage  bei  dem  Verwaltuugs- 
gerichtshof  bzw.  Oberverwaltungsgericht  (die  „Rechtsbeschwerde"  des 
wfirttembergischen,  „Anfechtungsklage*'  des  sächsischen  Rechtes)  in  allen 
FSllen»  wo  jemand  durch  eine  unge9etzlicheVerjiigungderVerwa]tattg(Sachsen: 
der  inneren  Verwaltung)  in  seinen  Rechten  verletzt  oder  mit  einer  ihm  nicht 
obliepfenden  Verbindlichkeit  belastet  zu  sein  behauptet  Der  preußischen  und 
badischen  Gesetzgebung^  ist  diese  Unterscheidung  zwischen  „Parteistreitigf- 
keiten**  und  Rechtsbeschwerden  gegen  Akte  der  Staatsbehörden  fremd;  in  dem 
einen  wie  in  dem  anderen  Fa^e«  einerlei  also,  ob  es  äch  um  Streitig- 
keiten zwischen  „Fartei«i<'  (Privatpersonen,  Gemdnden  usw.)  oder  um 
Streitfragen  zwischen  Individuen  und  Staat  handelt,  ist  die  Verwaltung«- 
gerichtliche  Klage  nur  in  den  Fällen  gegeben,  welche  das  Gesetz  auf- 
zählend bezeichnet  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte 
ist  demnach  in  Preußen  und  Baden  wesentlich  nacli  der  Enumerations- 
methode  bestimmt;  .m/fs  maUriac  für  Preußen  ist  vornehmlich  das  bereits 
erwätmte  Zuständigkeitsgesetz  vom  i.  August  1883:  eine  sehr  weitscluchtige, 
164  Paragra^en  zähleode  kompetenzrechtliche  Novelle  zu  der  gesamten 
damals  (1883)  in  Kraft  stehenden  Verwaltungsgesetzgebung.  Das  Z.G.  hat 
nur  transitorische  Bedeutung-,  da  es  mit  dem  Fortschreiten  der  Verwaltungs- 
gesetzgebung" in  dem  Maße  außer  Kraft  tritt,  als  jedes  seither  und  neuer- 
dings erlassene  VerwaltungsgeseLz  seine  Zuständigkeitsfragen  selbst  regelt 
Neben  dem  Z.G.  und  den  anderen  Spezialgesetzen,  welche  in  weit  mehr 
als  hundert  EinzelföUen  den  Weg  des  Verwaltungsstreitverfahrens  erSffiien, 
stehen  nun  aber  noch  andere  Bestimmungen,  denen  praktisch  die  Be- 
den* t;tv^>-  weitreichender  Generalklauseln  innewolmt.  Einmal  ist  durch 
lajrt'.  des  L.V.G.  vom  ,30.  Juli  1883  die  verwaltungsgerichtliche  Klage 
gan2  allgemein  zugelassen  gegen  polizeiliche  Verfügungen  (der  Orts-, 
Kreis-  und  Landespoüzeibehörden);  die  Klage  kann  darauf  gestützt  werden, 
dail  die  angefochtene  Verfügung  durch  Nichtanwendung  oder  unriditige 
Anwendung  des  besiehenden  Redites  den  Kläger  in  seinen  Rediten  ver> 
letze  (Rechtswidrigkeit),  oder  darauf,  daß  die  tatsächlichen  Voraus- 
setzungen nicht  vorhanden  seien,  welche  die  Polizeibehörde  zum  Erlasse 
der  Verfügung  berechtigt  haben  würden  fSach Widrigkeit).  Sodrmn  ist 
durch  das  üinkommensteucrgesetz  vom  24.  Juni  ibgi  und  das  trgauzungs- 
steueigesetz  v<Hn  14.  Juli  1S93  eine  Generalbesdiwerde  gegen  die  Ver- 
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anlagting  zu  den  beiden  wichtis^-sten  direkten  Staatssteuem ,  welche  diese 
Gesetze  regeln,  gegeben.  Damit  sind  in  PreuAen  —  und  das  gleiche 
gilt  in  Baden  —  zwei  hervorragend  bedeutsame  Staatshoheitsredite:  die 
polizeiUche  VerfSgungagewalt  und  das  Recht  der  direkten  Besteuerung^ 
der  Kontrolle  der  Verwaltungsgerichte  unterstellt 

Rein  auf  der  Enumerationsmethodc  und  auch  ohne  beschränkt  wirk- 
same Generalklausehl   aufg^ebaut   sind   die   Zuständigkeitsabschnitte  der 
bayerischen  und  hessischen  Verwaltungsrechtspfiegegesetze. 
RMhu-  mid         Bei  zusammenfassender  Beurteilung  des  den  Verwaltungsgerichten  zu- 
^' d^dl^'"'  geteilten  Wiikungskreises  ist  viel  darüber  gestritten  worden,  ob  der  Zweck 
der  VerwaltungsrechtqjAege  in  dem  Sdiutz  der  subgekdven  Rjecfate  oder 
in  der  Aufrechteihaltnng  des  objektiven  Rechtes  bestehe.  Jede  der  beiden 
streitenden  Meinungen  ist  für  sich  einseitij:^  und  insoweit  unrichtig,  aber 
auch  durch  die  Vereinigung  beider  wird  der  Zweck  des  Instituts  nicht 
erschöpfend  bezeichnet.  Einmal  dient  jede  Rechtsschutzeinrichtung,  welche 
die  Sich«rh^  da»  subjektiven  Redites  gewahrieistet,  damit  auch  von  sdbst 
der  Aufirechterfaaltung  der  Reditsordnung,  auf  welcher  das  subjektive 
Recht  beruht;  dies  gilt  auch  von  der  Verwaltungsreditspflege:  tte  ist 
„Pflege"  der  subjektiven  Rechte  gegenüber  der  Verwaltung,  nicht  minder 
aber  der  Verwaltung-srechtsordnung  als  solcher,  und  es  kann  nicht  zu- 
gestanden werden,  daß  die  zweite  Seite  dieser  Doppelaufgabe  irgendwie 
hinter  der  ersten  zurücktrete.   Zweitens  aber  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß 
in  vielen  Fällen  die  Verwaltungsrechtspiege  nur  dem  objektiven,  gar 
nicht  dem  subjektiven  Recht  dient:  so,  wenn  in  Preußen  Besdilüsse  des 
Kreisausschusses,  Bezirksausschusses,  Proviimalrates  von  den  Vorsitzenden 
dieser  Behörden  wegen  Machtüberschreitung  oder  Gesetzesverletzungf  durch 
Klage  beim  Oberverwaltungsgencht  angefochten  werden  (L.V.  G.  §  126), 
wenn  Gemeindevorstand  und  Gemeindevertretung  vor  dem  Verwaltungs- 
gericht darüber  streiten,  ob  ein  BescUuA  der  letzteren  von  den  ersteren 
mit  Redit  wegen  Gesetzesverletznng  beanstandet  worden  ist  (PreuA.  Z.G.  $  1 5), 
wenn  (was  in  allen  Landern  zulassig  ist)  von  dem  Vorsitzenden  eines  Ver* 
waltungsgerichts  unterer  Instanz  gegen  ein  Urteil  dieses  Gerichts  Berufung 
oder  Revision  eingelegt  wird,  um  im  öffentlichen  Interesse  die  durch  das 
Urteil  verursachte  Entstehung  oder  Fortsetzung  eines  objektiv  rechts- 
widrigen Zustandes  zu  hindern.    Überall  ist  es  „l'intdr^t  de  la  loi",  das 
Staatsinteresse  an  der  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  als  solcher, 
keineswegs  ein  bedrohtes  subjektives  Recht,  was  das  Einschreiten  der 
Verwaltungsrechtspflege  veranlaßt    Drittens  endlich  gibt  es  Fälle  —  und 
diese  Seite  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  hat  besonders  die  preußische 
Gesetzgrhung  ausgebildet  ■  — ,  wo  es  sich  um  Rechtsschutz,  mag  man 
dabei  an  das  subjektive  oder  objektive  Recht  denken,  überhaupt  nicht 
handelt,  sondern  um  den  Schutz  bloB  fidctischer  Interessen,  um  die 
Sicherung  der  Untertanen  nidit  nur  vor  Rechtswidrigkeiten  sondern  auch 
vor  solchen  Unbilligkeiten  des  admintstrativen  Gebarens,  die  foimell  nicht 
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ab  rechtswidrig  zu  bexeidmen  sind:  vor  einer  sachlidi  niclit  gebotenen 
Handhabung  des  administrativen  Ennesscns.   So  hat  in  Preußen  der  Ver- 

waltungsrichter  z.  B.  über  die  Notwendigkeit  und  Zweckmäßigkeit  der 
Anfordening'en  zu  ent'^cheiden,  welche  seitens  der  Unterrichtsverwaltung 
an  die  von  den  Gemeinden  zu  errichtenden  und  zu  unterhaltenden  Schul- 
häuser gestellt  werden  (Z.G.  §  47},  er  urteilt  auf  erhobene  Popularklage 
(Z.G.  §  57)  fib^  «Ue  Frage,  ob  die  Einaehung  eines  dffentUdien  Weges 
dundi  die  Bdiörde  sn  billigen  oder  ans  pnkttachmi  und  verkdustechnisGlien 
Gründen  aufzuheben,  ob  das  Bedürfnis  zur  Erteilung  einer  Schank- 
wirtschaftskonzession vorhanden,  ob  das  von  der  zuständigen  Behörde 
bemängelte  Statut  einer  Innung,  einer  Krankenkasse  zu  bestätigen  sei 
oder  nicht:  —  alles  keine  Rechtsfiragea  oder  doch  nicht  notwendig  solche 
und  meistens  ktAae,  Der  Sats  des  bayerischen,  württembergischen, 
badischen  Rechtes,  daß  die  Zuständigkeit  der  Verwaltongsgericfate  da  auf- 
hört, wo  das  freie  Ermessen  der  Verwaltung  anfangt,  gilt  in  der  wichtigsten 
deutschen  Landesgesetzgebung,  der  preuffischen,  nicht,  jeden£alls  nicht 
grundsätzlich. 

4.  Das  Verwaltungsstreitverfahrea,    Das  von  den  Verwaltungs-  v«nwh«ii«i- 
gericbten  bei  der  Erledigung  der  Verwaltungsstreitsachen  zu  beobachtende  *^  ZMptow». 
V^rfiüuen— Verwaltungsstreitverfahren  -~  ist  durch  die  Landesgesetze 
über  die  VerwaltungsrechtqiAege  meist  aemlicfa  eingdiend  geregelt  und 

erscheint  in  seiner  Struktur  wie  in  vielen  Einzelheiten  als  eine  dem 
Zivilprozeß  nachgebildete  Verfahrensart  Die  Nachbildung-  ist  freilich  weit 
entfernt  keine  einfache  und  vorbehaltlose  Kopie,  vielmehr  hat  der  Um- 
stand, daß  es  sich  bei  der  Verwaltungsrechtspflege  nicht  um  privatrecht- 
üdie,  der  IKqKisttion  des  Inhabers  anheimgegebene  Ansprüche,  sondern 
um  öffentliche  Angelegenheiten  handelt,  wdche  ohne  Rficluicht  auf  das 
Bdieben  der  Partei  dem  Gesetze  und  dem  öffentlichen  Interesse  gemäß 
zu  entscheiden  sind,  den  Gcsetzg^ebcr  veranlaßt,  in  wesentlichen  Punkten 
von  dem  Vorbild  abzuweichen.  Die  materielle  Verschiedenheit  der  hierher 
und  dorthin,  vor  die  Verwaltungs-  und  vor  die  ZivUgerichte  gehörigen 
Rechtsvethiltniase  ist  audi  In  Betracht  zu  zi^en,  wenn  gefragt  wird, 
inwieweit  Lücken  in  den  Ver&hrensvorsdbrillen  der  Verwaltungsgerichts- 
gesetze  durch  analoge  Anwendung  der  Reicliszivi^ozeßordnung  aui^fOUt 
werden  können.  Solche  Analogie  ist  nicht  von  vornherein  und  unbedingt, 
insofern  aber  jedenfalls  ausgeschlossen,  als  es  sich  um  Einrichtungen  und 
Bestimmungen  der  Z.  P.  O.  handelt,  welche  durch  den  privatrechtlich-dis- 
positiven Charakter  der  im  Zivilprozeß  zum  Austrage  gelangenden  Streit- 
verfaäitntsse  bedingt  und  spezifisch  bestimmt  sind.  Rechtainstitute  wie  die 
Verdnimnmg  Aber  den  Gerichtsstand,  Streiterledigung  durch  Vergleich, 
Verzicht,  Anerkenntnis,  Versäumnisurteil,  Parteieid  sind  aus  diesem  Grunde 
der  analoiren  Anwendung  im  Verwaltungsstreitverfahren  unfähig.  Eine 
direkte  Anwendung-  der  Z.  P.  O.  durch  die  Verwaltungsgerichte  findet 
natürlich  nur  insoweit  statt,  als  die  Gesetze  dies  ausdrücklich  vorschreiben, 
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wie  X.  B.  hinsichtlicli  der  Ablehnung'  und  AusscUiefiungr  der  Gericbtaper- 

sonrn  (Prcuß.  L.V.  G.  §  6i). 
Di«  Paftaian  Jeder  Rechtsstreit,   mithin    auch   jode   Verv\-altungsstreitsache,  setzt 

rjüiilTeA^  Parteien  im  materiellen  Sinne  dieses  Wortes  voraus:  den  Kläger,  der 
behauptet  und  den  Beklagten,  der  widerspricht  Es  ist  dies  nichts  anderes 
als  die  triviale  Wahrheit,  daB  zum  Streiten  xwei  gehören.  ^Sa»  andere 
Frage  ist  die,  ob  dieser  Gegensatz  der  Zwei  auch  ftMrmell,  prozessual  zum 
Ausdruck  gelange  oder  gelange  müsse.  In  dieser  Beziehung  verhalten 
sich  die  deutschen  Gesetze  verschieden.  Folcferichticr  durchgeführt  ist  der 
Grundsatz,  daß  es  in  jedem  Verwakungsprozeß  emen  Kläger  und  einen 
Beklagten  geben  muß,  in  der  preußischen,  auch  in  der  badischen  Gesetz- 
gebung. Es  gehört  in  Brenden  zu  den  Erfoidenussen  der  verwaltungs- 
gerichtlicfaeD  Klage,  daß  sie  „die  Person  des  Beklagten  genau  bezeichnet' 
(L.V.  G.  §63);  die  Fälle,  wo  die  Klage  sich  gegen  die  Anordnung  oder 
Verfügung  einer  Staatsbehörde  richtet,  sind  hiervon  keineswegs  aus- 
genommen, so  daß  nicht  etwa  nur  der  Armenverband,  der  von  einem 
anderen  Armenverband  auf  Rückerstattung  von  Unterstützungskosten  oder 
die  Gemeinde,  welche  von  iliren  Augehörigen  auf  Herabsetzung  in  der 
Kommunalsteuer  belangt  wird,  sondern  auch  der  Amtsvoxstdber,  der 
Landrat,  der  Regierungspräsident,  g^gen  deren  Polizeiverfögungen  man 
bei  den  ^'(•r\valtungsg-e richten  Schutz  sucht,  vor  Gericht,  in  den  Akten,  im 
Rubrum  der  Streitsache  als  „Beklagter"  erscheinen  („in  der  Verwaltungs- 
streitsache des  N.  N.,  Klägers^  wider  den  Künigl.  Regiennigsprasidenten 
zu  X.,  Beklagten,  wegen  Aufhebung  einer  polizeilichen  Veriüguug  . . ."). 
nParteistreitigkeiten«  im  prozessualen  Sinne  sbd  also  nach  pnvJ&sduvm 
Recht  nicht  nur  solche  Streitigkeiten,  wo  zwei  subjektiv  berechtigte  Perw 
sonen  (Individuen  oder  Korporationen)  einander  gegenüberstehen,  sondern 
auch  diejenigen,  welche  den  Untertanen  in  Angriffsstellung  zeigen  gegen- 
über einer  staatlichen  Verwaltungsbehörde.  Abw^eichend  hiervon  heißen  und 
sind  Parteistreitigkeiten  in  diesem  Sinne  nach  dem  in  Bayern,  Württem- 
berg xmd  Sachsen  geltenden  Recht  nur  die  Verwaltungsprozesse  der 
enteren  Kategorie,  wahrend  da,  wo  das  Vorgehen  einer  StaatsbehSrde 
^  Württemberg  durck  „Recbtsbeschwerde^,  in  Sachsen  durch  „AnHachtungs» 
klage")  vor  Gericht  gebracht  wird,  der  Staat  auf  die  Stellung  der  Pro- 
zeßpartei verzichtet  und  die  Wahrnehmung  seiner  Interessen  dem  Gericht 
überläßt.  Übrigens  kann  in  jeder  einzelnen  Verwaltungsstreitsache  und 
in  jeder  Instanz  des  Verfahrens  für  die  Vertretung  des  Staatsinteresses 
dadurch  noch  besonders  Sorge  getragen  werden,  daB  die  Verwaltung 
(die  höhere  Verwaltungsbehörde,  der  Ressortminister)  einen  Kommissar 
bestellt,  der  vor  Erlaß  des  Urteils  mit  seinen  Ausführungen  und  Anträgen 
zu  hören  ist.  In  Bayern  ist,  wie  bereits  erwähnt,  zu  diesem  Zwecke  bei 
dem  Verwaltungsgerichtshof  eine  Staatsanwaltschaft  eingesetzt.  —  Dritte 
Personen,  deren  Interesse  durch  das  Streitverfahren  berührt  wird,  können  vom 
Gericht  „beigeladen"  werden,  mit  der  Wirkung,  daß  die  Entscheidung 
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dann  auch  dem  Bdgeladenen  gegenüber  guUig  wird.  "Der  Be^pelad^ie 
ist  nicht  ProzeApartel»  bat  aber  in  gewissem  MaAe  die  Rechte  einer 

solchen,  er  kann  insbesondere  Rechtsmittel  einlegen. 

Von  den  bekannten  Grundmaximen  des  Zivilprozesses  gilt  auch  für  waätUHm 
das  Verwaltungsstreitverfahren  zunächst  der  Satz  n£mo  judex  sine  actore,  ^^J^^Swl» 
Die  Verwaltungsgerichte  sclireiten  nicht  von  Amts  wegen  ein,  vielmehr 
immer  nur  auf  Ecbebung  der  Klage.  Oberall  gelten  femer  die  Gmndflitte 
des  beiderseitigen  Gehörs,  der  Hflndlschkeit  und  ^entüdilceit:  das  Vers» 
waltungsstreitverfahren  ist  ein  kontradiktorisches  Verfahren  (soweit  beide 
Parteirollen  besetzt  sind)  mit  mündlicher  und  öffentliclier  Verhandlung". 
Die  Beschränkuntren  der  Öffentlichkeit  sind  den  entsprechenden  Vorschriften 
der  Z.  P.  O.  und  der  Str.  P.  O.  ähnlich;  in  der  Behandlung  des  Mündlichkeit»* 
prinzipes  w^dien  £e  dnzelnen Verwaltungsgerichtsgesetze  stark  voneinander 
ab.  Unbedingt  und  ausnahmelos  notwendig  ist  die  mündliche  Verhandlung  zur 
Fällung  eines  Urteils  nirgends,  vielmehr  ist  die  Möglichkeit,  bei  ausdrück- 
lichem oder  stillschwcig^endem  Einverständnis  der  Parteien  ohne  mündliche 
Verhandlung  zur  Entscheidung-  zu  gelangen,  überall  vorgesehen.  Hierher 
gehören  Bestimmungen  wie  die,  daß  bei  Verzicht  der  Parteien  auf  Ver- 
handlung oder  beim  Ausbleiben  im  Verhandlungstermin  nach  Lage  der 
Aicten  zu  entscheiden  ist  und  daß  bei  klarer  Saddage  derProzeft  vor  und 
ohne  Anberaumung  eines  Verliandlui^ratennins,  nach.  Befinden  sofort  auf 
Eingang  der  Klage  durch  „Vorbescheid"  des  Gerichts  oder  seines  Vor- 
sitzenden, unbeschadet  des  Parteirechts,  mündliche  Verhandlung  ZU  fordern, 
erledigt  werden  kann  /vc^l.  z.  B.  Preuß.  P  V.  G.  §§  64,  67). 

Die  Verhandiungsmaxime  des  Zivüprozeßrechts  gilt  im  Verwaltungs- 
streitvetfahren  nicht,  jedenfidls  nicht,  soweit  man  rie  gleichsetzt  mit  dem 
Inhalt  des  Rechtssprichworts  quod  nm  est  in  aeüSt  nan  est  in  mundo» 
Die  Entschmdungsgrundlage  des  Verwaltungsrichters  ist  nicht  das  Partei^ 
vorbringen,  sondern  der  von  ihm  selbständig,  unabhängig  von  den  Aus- 
führungen und  Beweisanträgen  der  Parteien  zu  erforschende  Tatbestand. 
Aber  auch  der  Satz,  welcher  zuweilen  als  der  zweite  Teil  der  „Verhand- 
lungfsmaxime"  bezeichnet  wird:  ne  eat  judex  ultra  petita  partium ^  gilt 
nicht  überaU.  Er  gUt  z.  nicht  im  bayerischen  und  sächsischen  Recht: 
hier  darf  der  Ver^tungsricbter  der  Partei  mehr  und  ein  anderes  zu- 
sprechen, als  was  sie  beantragt  hat,  und  M  ist  folgerichtigerweise  auch 
die  reformatio  in  pejus,  die  Abänderung  einer  vorinstanzlichen  Entscheidung 
zum  Nachteil  dessen,  der  gegen  sie  das  Rechtsmittel  eingelegt  hat, 
nicht  verboten,  sondern  erlaubt;  im  Gegensatz  zu  Preußen  und  anderen 

Ländern,  deren  Gesetze  den  Verwaltungsrichter  hinsichtlich  der  zu  treffmn* 
den  EnAschädungen  an  die  Anträge  der  Parteien  binden.  Der  Vmraltung^ 

prozeß  ist  also,  wenngleich  nicht  überall  in  gleichem  Maße,  wesenttich 

von  der  Untersuchungs-  oder  Tnstruktionsmaxime  beherrscht 

Der  Betrieb  des  Prozesses  ist  nicht,  wie  im  Zivilprozeß,  Sache  der 
Parteien,  sondern  des  Gerichts  und  seines  Vorsitzenden  (Offizialmaxime). 
Ob  Ksnm  an  Qammmtxt.  IL  «■  24. 
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Dies  gilt|  abgesehen  von  Ladungen,  Zustellungen  usw.,  insbesondere  auch 
fSr  die  BeweisaHfiialii»«.  Dm  Gettdit  —  oder  eine  von  ihm  beauftragte 
oder  «rsuchte  Behörde  —  erhebt  deo  Beweis,  und  zwar  in  dem  von  ihm 
für  eifbideriich  erachteten  Umfange.  Die  Beweismittd  sind  die  des 
Zi\'ilprozesses,  mit  Ausschluß  des  Parteieides  (s.  oben  S.  367).  Über  das 
Ergebnis  der  Beweisaufnahme  entscheidet  das  Gericht  in  freier  Würdigung. 

Die  ordentlichen  Rechtsmittel  des  Verwaltungsstreitverfahrens  sind  in 
Preußeu  Berufung  und  Revision  sowie  Beschwerde;  Berufung  und  Revision 
riditen  Mch  gegen  Eadurteile  «rster  bzw.  zw^ter  Listanz,  die  Besdiwerde 
gegen  prozeflleitende  VerfOgungen;  Charakter  und  Untersdiied  der  Rechts- 
nuttel sind  dieselben  wie  im  ZivUprozefi.  Die  anderen  Staaten  kennen 
die  Revision  nicht,  sondern  nur  Berufung  und  Beschwerde.  Als  außer- 
ordentliches Rechtsmittel  ist  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nach 
Analogie  des  Zivil-  bzw.  Strafjprozeßrechts  überall  zugelassen. 

Die  Vollstreckung  der  verwaltungsgmdillichen  Entscheidungen  eiw 
folgt  im  Wege  des  Verwaltungazwangsverfehrens  (der  administrativen 
E&ekution). 

IL  Die  Verwaltungsrecht?5pflege  in  außerdeutschen  Ländern. 
I.  Die  Verwaltungsrechtsptlege  in  Österreich  Am  nächsten  stehen 
der  deutschen  Verwaitungsrechtspflege  die  eutspreclienden  Einrichtungen 
in  Osterreichi  Diese  Verwandtschaft,  übrigens  weitaus  nidit  das  «nzige, 
was  die  osterreidiisdie  Monarchie  nut  den  reidisdeutschen  Staaten  auf 
dem  Gebiete  des  Verfassung^-  und  Verwaltungsrechts  gemein  hat,  ist 
weder  eine  bloß  äußerliche  noch  eine  zufällige;  sie  bezeugt  vielmehr  eine  tief- 
reichende Ubereinstimmung  der  politischen  Grundlagen,  der  Auffassungen 
von  Staat  und  Recht,  Verwaltung  und  \  erwaltungsrecht,  sie  beruht  auf 
einer  langandauemden  Gemeinsamkeit  der  Geschichte.  An  d«r  ohen 
^  349  ff.)  geschilderten  Entwickehmg  der  Verwaltung  und  der  Justiz  bat 
der  monardiische  Beamtenstaat  axuh  in  Österreich  voll  Anteil  genommen; 
die  österreichische  Staats-  und  Verwaltungsgeschichte  zeigt  sich  auch  und 
gerade  hierin  als  Teil  der  gesamtdeutschen.  Es  sind  dort  wie  in  den 
reichsdeutschen  Monarchieen  dieselben  Wandlungen,  welche  im  Laufe 
des   19.  Jahrhunderte  in   zunehmendem  Maße  jenes  Gefühl  der  Schutz- 

losigkeit  gegenüber  den  Verwaltongsbehördra  in  der  Individuatlon  bervox^ 
riefen,  es  sind  dieselben  Forderungen,  welche  zur  Besserung  dieser  Mi^ 

Stande  erhoben  wwrden  und  es  sind  schließUch  doch  auch  dieselben  Formen, 
in  denen  die  Forderungen,  zur  näniüclien  Zeit,  wie  in  T':-i  iiRi u ,  Rayem, 
Württemberg,  in  den  siebziger  Jahren  des  vertlossenen  Jahrhuuderts,  eriüUt 
wurden.  Ein  Unterschied  des  geschichtlichen  Verlaufs  tritt  aber  darin 
hervor,  dafi  der  Übergang  vom  Absolutismus  zum  Konstitutionalismus  sich 
in  östeireidi  weit  ^piter  als  .in  dmi  misten  deutschen  Staaten  vollzog: 
endgültig  erst  durch  die  Dezemberveifassui^  von  1867,  das  heiBt^  zu  einer 
Zeit,  die  das  Problem  der  Verwaltungsrechtqiflege  gedanklich  bereit» 
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gelöst  hatte.  Die  Erfahrung  hatte  in  Deutschland  gelehrt,  daß  der  Vor- 
fassungsstaat kein  Rechtsstaat  sein  kann  ohne  einen  wirksamen  Rechtsschutz 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung;  Gneist  und  andere  hatten  gezeigt,  daß  und 
wamm  es  ach  nidit  empfiehl^  jeneo  Rechtssdiutz  den  oideatlichea  Gerichten 
SU  übertragen.  Es  ist  daher  ganx  etldärUch»  daß  der  osteireidiische  Koa> 
stitationalismus  die  Einfühmng  der  Verwaltungsrechtspflege  von  vornherein 
in  sein  ProjjTamm  aufgenommen  hat:  das  Staatsgrundgesetz  über  die  • 
richterliche  Gewalt  vom  21.  Dezember  1867  (Art.  15)  verheißt  die  Ein- 
setzung eines  Verwallungsgerichtshofes,  während  ein  anderes  Staatsgrund- 
geseu  gleichen  Datums,  das  Gesetz  über  das  Reichsgericht,  unter  diesem 
Namen  ein  oberstes  Tribunal  anordnete,  welches  wesentliche  Eigenschaftco 
und  Zu  rrindigketten  eines  Verwaltungsgerichtshofes  nach  deutschen  Be- 
griffen autweist  Die  Verheißung  eines  Verwaltungagerichtshofes  ist  dUTCh 
das  Gesotz  vom  22.  Oktober  1875  erfüllt  worden. 

Eigentümlich  ist  der  österreichischea  Verwaltungsrechtspflege  zunächst 
das  Meben^ander  zweimr  Geridhtshfife:  der  Verwaltungsgeriditdiof,  dem 
Namen  und  der  Sache  nach  ein  Verwaltung^erichtshof  im  vollsten  Sinn^ 
und  das  Reichsgericht,  der  Sache  nach  gleidiÜRUs  ein  solcher,  wenngleich 
in  beschränkterem  Sinne.  Beide  aber  —  und  dies  hebt  die  österreichische 
Verwaltungsgerichtsverfassung  ganz  we^ientlich  von  der  deutschen  ab  — 
entscheiden  stets  in  erster  und  einziger  Instanz.  Die  österreichische  Ver- 
waltungsrechtsptiege  entbehrt  der  Gliederung  in  Instanzen.  Uuteriustanzen 
der  Verwaltungsrechtspflege  bestehen  in  keinem  Sinne,  auch  nicht  in  dem, 
daA  etwa  gewissen  Verwaltungsbehörden  für  gewisse  Zwecke  und  Falle 
ein  besonderes  Verfahren  vorgeschrieben  wäre:  die  streitentscheidende 
Tätigkeit  der  Verwalttingsbehörden  ist  auch  prozessual  nicht  differenziert. 
Streitsachen  des  Verwaltvmgsrechts  sind  zunächst  im  einfachen  Verwaltungs- 
wege, im  Instaiizenzuge  der  Verwaltung  zum  Austrag  zu  bringen,  oder, 
vom  Standpunkt  der  Reditsuchenden  aus  gesprochen;  es  ist  znnidist  das 
Mittel  der  Verwaltungsbeschwerde  zu  gebrandien  und  xu  erschöpfen. 
Erst  nach  Erschöpfung  des  administrativen  Beschwerde-  und  Instanxen- 
W^es  kann  die  Sache  an  den  Verwaltungsgerichtshof  gelangen. 

Der  österreichische  Verwaltungsgerichtshof  ist,  wie  die  analogen  Be- 
hörden in  Deutschland,  ausschließlich  mit  Berufsbeaniten  besetzt  und,  was 
die  dienstliche  Stellung  seiner  Präsidenten,  Senatspräsidenten  imd  Mit- 
glieder betrifft,  mit  allen  Garantieen  oberstricht^licher  Unabhäogigk^t 
ausgestattet  S«ne  Senate  ezlcemien  r^dmäfiig  in  der  Besetsung  mit 
f&nf  Mitgliedern  einschließlich  des  Vorsitzeaden. 

Der  Verwaltungstrerii  htshof  entscheidet  in  allen  Fällen,  in  denen 
jemand  durch  eine  gesetzwidrige  Entscheidung  oder  Verfügung  einer  Ver- 
waltungsbehörde in  seinen  Rechten  verletzt  zu  sein  behauptet.  Auch  in 
Österrdch  ist  also  dem  Verwaltungsrii^ter  in  und  mit  dem  Schuts  des 
subjektiven  sugltich  die  „Pflege*,  die  Aufrechteriialtnng  des  objektiven 
Rechtes  anvertraut  (vgL  oben  S.  366).  Abwddiend  von  dem  System  der 
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meisten  deutschen  Staaten  ist  die  sachliche  Zuständigkeit  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes dvrdi  die  angegebene,  also  eine  einzige  allgem^e  Fom^ 
abgegrenzt,  wdche  sehr  weit  reicht,  sofern  unler  „Verwaltungsbehörde*' 
nicht  nur  die  Oigaae  der  reinen  Staatsverwaltung,  sondem  auch  die  der 
Sdbst-,  insbesondere  der  Gemeindeverwaltung  zu  verstehen  sind.  Aus- 
geschlossen von  der  Kompetenz  des  Verwaltungsg-erichtshofes  sind  nur 
die  vom  Gestd/.  ausdrücklich  als  solche  bezeichneten  Sachen.  Unter  den 
letzteren  figurieren,  wie  in  manchen  deutschen  Gesetzen,  u.  a.  auch  die 
„AAgfelegenheiten,  in  denen  und  insoweit  die  VerwaltungsbehSfden  nach 
freiem  Ermessen  zu  verfugen  bereditigt  stnd",  —  eine  Formuliemngf 
welche  der  Kontrolle  des  Verwaltungsgerichtshofes  vieles  entzieht,  was 
ihr  im  Interesse  des  Schutzsuchenden  nicht  entzogen  sein  sollte,  welche 
es  dem  Gerichtshofe  z.  B.  nicht  g-estattet,  nachzuprüfen,  inwieweit  eine 
poUzeiliche  Verfügung  durch  sachwidrige  Unterstellungen  der  verfugenden 
Behörde  veranlagt  worden  iat  Tnitz  seines  athr  ausgedehnten  Zustandig- 
keitskrdses  ist  die  Einwirkung  des  Verwaltungsgerichtshofes  auf  die  Vet^ 
waltung  in  Österreich  nicht  so  intensiv  wie  in  Deutschland,  insbesondere 
in  PreuAen.  £s  hängt  dies  mit  der  bereits  hervorgehobenen  Tatsache 
zusammen,  daß  es  an  verwaltiinj^-sg-erichtlichen  Unterinstanzen  fehlt  Der 
österreichische  Verwaltimgsgerichtühof  bildet  nicht  die  Spitze  eines  Auf- 
baues von  Verwaltungsgerichten,  die  zugleich  Verwaltungsbehörden  sind, 
sondern  steht  der  gesamten  Verwaltung  gegenüber  in  der  Stellung  einer 
isolierten  Kassationsinstaaz.  Er  kann  die  nach  Erschoirfung  des  Beschwerde- 
zuges vor  ihm  gebrachte  administrative  Verfugimg  nur  bestätigen  oder 
aufheben,  nie  aber  abändern.  Er  entscheidet  nie  in  der  Sache  selbst,  er 
kann  nur  aussprechen,  entweder,  daß  der  Beschwerdeführer  (Kläger)  mit 
seiner  Beschwerde,  oder  daß  die  Verwaltung,  so  wie  sie  gehandelt  hat, 
im  Unrecht  ist,  nie  aber  sagen,  was  £e  Verwattui^  im  Eänze1£alle  zu  tun 
oder  was  der  Kläger  dch  gefellen  zu  lassen  hat,  wahrend  ^e  deutschen 
Vowaltungsg^erichtshöfe  in  ihrer  Stellung  als  Berufungs-  und  Revisions- 
instanzen bei  Spruchr(*ife  in  der  Sache  selbst  erkennen,  andernfalls  aber 
den  Streitfall  unter  Beifügung-  bindender  Direktiven  an  den  Vorderrichter 
—  der  doch  immer  zugleich  Organ  der  reinen  Verwaltung  ist  —  zur  Ent- 
scheidung zurückverweiseo.  Von  autoritativer  Seite  (Unger)  ist  gesagt 
worden,  der  Ssterreichisdie  Verwaltungsgerichtshof  st^e  nicht  inneriialb, 
sondem  aufterbalb  der  Verwaltung.  Er  wurde  vietteicht  mehr  über  ihr 
stehen,  wenn  er  in  ihr  stände. 

Das  Reichsgericht,  dessen  Präsident  und  Vizepräsident  vom  Kaiser 
frei  und  dessen  übrige  Mitglieder  (zwölf,  sowie  vier  Ersatzmänner)  je  zur 
Hälfte  auf  Vorschlag  jedes  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates,  mithin 
unter  ausschlaggebendem  parlamentarisdiett  Etnflu6,  ernannt  werden,  üb^ 
abgesehen  von  seiner  sonstigen  Zustand^keit  (Entscheidung  von  Kompe- 
tenzkonflikten,  von  Streitsachen  zirischen  Reich  und  Landern  oder  den 
Landern  unter  sich  usw.),  Verwaltung8rechtqE»fl«g«  ftUSi  sofern  seiner  Ent- 
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Scheidung  zugewiesen  sind  Beschwerden  der  Staatsbürg-er  weg-en  Verletzung 
der  ihnen  durch  die  Verfassung  gewährleisteten  politischen  Rechte".  Auf 
Grund  einer  nicht  unbedenklichen,  weit  ausdehnenden  Interpretation  des 
Begriffes  „politische  Rechte«  hat  sich  das  Reichsgericht  eine  Jurisdiktimi 
beigelegt,  welche  in  den  Wtikuagalcrais  des  Verwaltuiigsgerichtshofes  tiefer 
eingreift,  als  dies  wohl  von  dem  Gesetzgeber  beabsichtigt  war. 

2.  Die  Verwaltuagsrechtspflege  in  Frankreich.  Der  Sinn  für  »•  FnuikreJch. 
eine  starke  und  freie  Verwaltung  ist  dem  politischen  Denken  der  Franzosen  ^^'^'^^l 
von  jpher  in  hohem  Maße  eig^en  gewesen.  Beides,  die  Stärke  wie  die  Frei-  jt»»«i«  «nd  v«- 
heit  der  Verwaltung  wird  augestrebt  und  erreicht  einmal  durch  eine  organi- 
satc^che  Zentralisation  von  selten»  Greschlossenheit,  sodann  aber  durdi  eine 
au£bllend  weite  Bemessung  des  adnihustrativen  Wirkungskrmses  gegenüber 
der  Justiskompetenz,  eine  Weite,  welche  vonDareste  (la  justice  administra- 
tive en  France,  2*  ^d. ,  p.  202}  mit  den  Worten:  „en  Fram-c,  la  part  de  l'ad- 
ministration  est  plus  large  que  partrmt  ailleurs",  vollkommen  richtig  gekenn- 
zeiclinet  wird.  Drittens  endlich  hudet  die  französische  Verwaltung  ihre 
Starke  in  der  Freihat,  das  heißt  in  «nw  nahezu  absoluten  Unabhängigkeit 
von  der  Justiz.  Die  Verwaltung  lebt  nicht  sowohl  nach  dem  ihr  eigenen 
Verwaltungsrecht  —  nirgends  schaifer  als  wiederum  in  Frankreich  ist  die 
dogmatische  Grundverschiedenheit  von  Verwaltung« -  und  Zivilrecht  aus- 
geprägt — ,  sie  ist  auch  ihr  eigener  Richter.  Die  Möglichkeit,  in  Streitsachen, 
bei  denen  die  Verwaltimg  beteiligt  ist,  den  ordentlichen  Richter  anzugehen, 
war  stets,  unter  der  alten  Monarchie,  zur  Revolutionszeit,  im  Kaiserreich, 
sie  ist  eb^iso  noch  heute  eoget  begrenzt  als  irgendwo  anders.  In  diesem,  aUem 
Schein  zum  Trotz  weder  justtzfireundlichen  noch  individualistischen  Sinne 
ist  auch  der  Grundsatz  der  Gewaltenteilung  in  Frankreich  immer  aufgefaßt 
worden.  Der  große  Bildner  dieses  Grundsatzes,  Montesquieu,  denkt  nicht 
daran,  für  die  richterliche  Gewalt  seines  konstitutionellen  Zukunftsstaates 
mehr  zu  fordern,  als  die  Zuständigkeit  in  Zivil-  und  Strafsachen:  die  streit- 
entsdieidende  Tätigkeit  auf  dem  GreUete  des  Verwaltungsrechts  gilt  ihm 
als  Funktion  der  vollzidtienden,  nicht  der  richterlichen  Gewalt  Die  Ge- 
setzgebung von  1790  und  1795  nimmt  die  Gedanken  Montesquieus  auf 
und  verbindet  damit  den  stark  betonten  Folgesatz,  daß  es  den  Richtern 
bei  Strafe  verboten  sei,  die  Tätigkeit  der  Verwaltimgsorgane  irgendwie 
zu  „ stören die  Verwaltungsbeamten  wegen  ihrer  Amtshandlungen  ziur 
Verantwortung  zu  ziehen,  ja,  überhaupt  administrative  Akte  einer  Nach- 
prüfbng  zu  unterziehen  (de  connattre  des  actes  d'admsnistration}i  sd  es 
auch,  daß  die  Rechtsgultigkeit  des  Aktes  nur  als  Lizidentfir^  eines  2ävil- 
oder  Strafprozesses  aufhitt  An  diesen  Anschauungen  über  die  Grenzen 
zwischen  Justiz  und  Ven\'altung  hat  das  rran'ösische  Recht  seither  unver- 
ändert festgehalten.  Bedenkt  man  nun  ferner,  aaß  das  sachliche  Herrschafts- 
gebiet des  Verwaltungsrechts  nach  französischen  Begrilfeu  viel  weiter 
reicht  als  nach  deutschen,  daß  den  ersteren  die  uns  so  geläufige  Unt«s. 
stdlung  des  Staates  als  Fiskus  unter  das  Privatrecht  im  allgemeinen  fremd 
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ist,  daß  danach  in  Frankreich  nicht  nur  die  Verwaltung',  'welche  befiehlt 
und  zwingt,  sondern  auch  die,  welche  besitzt,  erwirbt,  Verträge  schließt, 
z.  B.  die  Behörde,  welche  öffentliches  Eigentum  veräußert,  öffentliche 
Arbeiten  verdingt,  liefenmgeo  fflr  dffent&clie  Anstalten  vergibti  in  diesen 
uns  als  reine  Privatrechtshandliugen  erscheinenden  Operationen  der  Justiz- 
zuständigkdlt  völlig  entrückt  ist,  —  so  «gibt  sich  das  Büd  nicht  sowohl 
der  Trennung  als  vielmehr  einer  schroffen  Absperrung  der  Justiz  von 
aller  Verwaltung  und  allem  Verwaltuntifsrecht,  welche,  mit  deutschem 
Maße  gemessen,  auch  noch  weite  Gebiete  des  Privatrechts  von  dem 
Wirkungskreis  der  Justiz  wegsdmetdet 

w«a>  itr  Vomelunltdi  zur  Kognition  in  solchen  Streitsachen,  die  wir  als  private 
rechtlich- fiskalische  bezeichnen  wurden,  und  die       uns  von  jeher  vor  die 

i«etapi«iK  ordentlichen  Gerichte  gehörten,  —  nicht  so  sehr  zum  Schutz  des  Indivi- 
duums gegen  die  Verfüpfung"s-  und  Zwangs^ewalt  der  Vcn\'altunsi^,  ist  nach 
Abschluß  der  Revolutionszeit  durch  Napoleon  die  Verwaltungsrechtspflege 
^le  contentieux  administratif,  la  justice  administrative)  in  Frankreich  ein- 
gefühlt worden.  Es  geschah  das  in  einem  Werke  mit  dem  Neuaufbau 
der  gesamten  Verwaltungsorganisation,  durch  das  groie  sog.  Plwni6ae- 
gesetz,  das  Gf  setz  vom  28  pluviöse  VIQ  (17.  Febr.  1800),  welches,  in 
unveränderter  l'ortgeltung  aller  wesentlichen  Punkte  seines  Inhaltes,  bis 
auf  den  heiilii^en  Tag  die  Grundlage  der  Organisation  sowohl  der  reinen 
Vervvahung  wie  der  Verwaltungsrechtspiiege  bildet 

Der  große  Gedanke  dieses  Gesetzes  ist  die  Trennung  von  reiner  und 
streitentscheidender  Verwaltung  (administration  pure  und  contentieux) 
durch  Übertragung  der  beiden  Funktionen  an  besondere  Organe,  der 
ersteren  an  ein  streng  hierarchisch  gegliedertes  System  von  Einzclbeamten 
(Minister,  Präfekten,  Unterpräfekten,  Maires),  der  letzteren  an  Kollegien, 
welche  indes  nicht  aus  dem  Verwaltungsorganismus  hinausverlegt  sind, 
vielmehr  innerhalb  desselben,  als  ein  Stück  und  Teil  von  ihm,  ihren  Platz 
einnehmen.  So  bedeutet  die  Verwaltungsrechtspflege  in  Frankreich  sdt 
Anbeginn  ihres  Bestehens  nichts  anderes  als  was  sie  heute  in  Deutschland 
darstellt:  die  Kontrolle  der  Verwaltvmg  nicht  durch  eine  ihr  fremde, 
«sondern  durch  eine  ihr  immanente  Macht,  durch  besondere,  gerichts&hnlich 
tbnnierte  und  prozedierend'-  \'erwaltungsorpfane. 
™«  Die  wesentlichen  Hauptorgane  der  französischen  Verwaltuugsrechts- 

^  glrichte!'  P^^S^t  die  ordentlichen  Verwaltuogsgerichte  in  diesem  Sinne  (ge^irisse 
Spezialbehorden  mit  verwaltungagerichtlichen  Attribntionen  bleiben  hier 
auAer  Betracht)  sind  seit  1800  imd  heute  die  Präfektunite,  conseils  de 
pr^fecture,  und  der  Staatsrat,  le  Conseil  d'Etat,  jene  stets  in  erster,  dieser 
stets  in  letzter,  teils  in  zweiter  und  letzter,  teils  in  erster  und  letzter  In- 
stanz entscheidend.  Beiden  Stufen  ist  jrpineinsam  die  kollegialische  For- 
mation und  ein  von  der  Instruktionsmaxiine  beherrschtes,  im  übrigen  einem 
vereinfachten  Zivilinozesse  gldchendes  Streitver&hren  mit  Urteil^SUung 
nach  n^dlicher  und  oOientlidier  Verhandlung  und  Anhörung  eines  Vei^ 
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treters  des  ?>taatsiiiti'rp',ses  (ministere  public).  Auf  beiden  Stufeti  kommt 
der  enge  und  nahe  Zusammenhaog  mit  der  reinen  Verwaltung  zum  Aus- 
druck: auf  der  unteren  darin,  daft  der  Verwaltungachef  des  Departementa, 
der  PrSiekt,  von  Geaetsea  wegen  Versender  des  PriUektuzrateB  (wenngleich 
zur  Führunjf  des  Vorsitxes  nicht  verpflichtet)  ist,  sowie  darin,  daß  der 
Prüfekturrat  als  Kolleg'iuTn  und  seine  einzelnen  Mitjiflieder  (conseillers  de 
prtfecture),  ersteres  als  begutachtende  und  beschließende  Behörde,  letztere 
als  Vertreter  und  Gehilfen  des  Präfekten,  bei  der  administration  pure  des 
Departements  stark  beschäftigt  sind;  in  der  Zentralinstame  darin,  daft 
der  ConseU  d*Etat,  wie- sein  Name  besagt,  nicht  sowohl  Oberrerwaltung»- 
gericht,  acmdem  vor  allem  Staatsrat  Ist:  eine  oberste,  das  Staatsobeihaupt 
und  die  Regierung  beratende  Behörde  mit  ausgedehnter,  konsultativer  aber 
faktisch  sehr  schwerwiegfender  Zuständig^koit  auf  allen  Gebietm  der  staat- 
lichen Verwaltuny-sgeschäfte  vind  i^-esetzgeberischen  Arbeiten.  Diese 
organische  Verbindung  von  Verwaltung  und  Verwaltungsrechtspilege  auch 
in  der  obersten  Spitze  der  letzteren  seigt  eme  erhebliche  Abweichung 
von  den  deutschen  Institutionen.  Wie  in  manchen,  nicht  aber  in  allen, 
deutschen  Staaten  ist  von  der  Beteiligung  ehrenamtlicher  Laiem  !  monte 
an  der  Verwaltungsrechtspflege  ganz  Abstand  genommen;  die  Mitglieder 
-sowohl  der  Präfekturräte  wie  des  Staatsrates  sind  durchweg  besoldete 
Berufsbeamte,  welche  übrigens  der  rechtlichen  Garantieen  richterlicher 
Unabhängigkeit  so  gut  vne  volfig  enti>dhren.  Die  conseiUers  de  pr^cture 
werden  vom  Sffinister  ernannt  und  können  von  ihm  jederzeit  «'Evoziert*', 
d.  h.  a^fesetzt  werden;  die  Sfitglieder  des  Staatsrates  ernennt,  nach  An- 
hörung des  Mimsteirates,  der  Präsident  der  Republik  auf  die  Daner  von 
jeweils  q  Jahren,  und  wenn  es  auch  Sitte  sein  mag,  die  durch  Ablauf  ihrer 
Amtsperiode  ausscheidenden  Staatsräte  aufs  neue  zu  eniennen  und  während 
der  Periode  von  dem  diskretionären  Absetzungsrecht  der  Staatsregierung 
keinen  Gebrauch  zu  machen,  so  ist  das  «doch  eben  nur  dne  tatsachlich 
zugestandene,  kerne  rechtlich  gesicherte  UnabhSng^eit  IMe  Verwaltongs- 
rechtspflege  ist  eben  nach  ihrer  ganzen  Anlage  und  Organisation  in  Fran^ 
reich  noch  viel  mehr  Verwaltung,  viel  weniger  Justiz  als  in  Deutschland, 

Die  Präfekturräte,  deren  Zusammensetzung,  Zuständigkeit  und  Ver-  PrUateRiM. 
fahren  durch  die  Gesetze  vom  21.  Juni  1865  und  22.  Juli  1889  neu  geordnet 
worden  ist,  bestehen  außer  dem  versitzenden  Prftfeirten  —  an  dessen 
Stelle  nur  im  Seined«^nrtement  ein  besonderer  Vondtzender  im  Hiaiq»tamt 
tritt  —  aus  3  oder  4,  im  genannten  Departement  aus  7  MUgUedem.  Die 
sachliche  Zuständigkeit  ist  durch  zahlreiche  Gesetze  aufzählend  bestimmt; 
sie  umfaßt  zunächst  jenes  weite  Gebiet  fiskalischer  Streitsachen,  welche 
nach  unseren  Anschauungen  als  Privatrechtsstreitigkeiten  im  ordentlichen 
Rechtswege  auszutragen  sind:  Prozesse  über  die  Grenzen  des  öffentlichen 
Eigentums,  über  Ansprüche  an  den  Staat  aus  Kauf-^  Tanach<>  lieferunga- 
Dienstmietevertrigen  der  mannigfachsten  Art,  Über  fiffentüdie  Arbdten 
und  Untemehmungea  Sie  erstreckt  sich  sodann  in  der  Haiqytsacbe  noch 
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«uf  das  Gebiet  der  direkten  Steuern  und  auf  Streitigkelten  über  die  Gültig- 
k(At  der  WaUen  in  Gemeiiidfin  «ad  «idereii  Selbstvtrwaltnngskörpem, 
nicht  aber  s.  K  auf  die  ReditskontroUe  poUzdlicher  AnordnuiigeD  und 
V«tf3guflgen.  G^en  die  Endurteile  der  Prafektnnate  findet  der  Rekurs 

an  den  Staatsrat  statt. 
SiMttnit  Der  Staatsrat ,  reorganisiert  durch  das  Gesetz  vom  21,  Mai  1872,  dessen 
Bestimmungen  durch  mehrere  spätere  Novellen  wiederum  abgeändert  sind, 
übt  die  ihm  übertragene  Zuständigkeit  in  streitigen  Verwalttmgssachen 
^les  reoours  contentteux*^  aus  in  einer  engeren  und  tiner  weiteren  Ver- 
saninüung:  der  section  du  contentieux  und  der*  assembUe  du  Omseil 
d'Etat,  statuant  aa  ocmtentieux.  Die  section  du  contentieux  ist  eine  von 
den  fünf  Abteilungen,  sections,  in  welche  dor  Staatsrat  zerfallt:  diejenige, 
welche  allein  mit  Verwaltungsstreitsachen  zu  tun  hat,  während  die  anderen 
vier  mit  rein  administrativen  und  mit  gesetzgeberischen  Arbeiten  beschäftigt 
sind.  Die  weitere  Versammlung  ist  die  section  du  contentieux  (acht  Mitglieder 
mit  EinscUuft  des  Vorsitzenden),  verstärkt  durdi  Zuzug  von  je  zwei  MitgÜedem 
der  vier  anderen  Sektionen«  Den  Vorsitz  in  der  section  du  contentieux 
wie  in  der  assembl6e,  statuant  au  contentieux  führt  regelmäßig  der  Vize- 
präsident des  Staatsrates,  also  ein  im  Hauptamt  fungierender  Beamter, 
nicht  der  Justizminister,  welcher  kraft  Gesetzes  Chefjpräsident  des  Staats- 
rates ist.  AUe  an  den  Staatsrat  gelangenden  Streitsachen  werden  von  der 
section  du  contentieux  instruiert  und  bis  zur  Uiteilsretfe  vorbereite^ 
worauf  <fie  assembtöe  die  Entscheidung  fallt.  Nur  in  bestimmten,  minder 
belangreichen  Sachen  entscheidet  die  section  du  contentieux  selbst  Sämt- 
liche Entscheidungen  des  Conseil  d'Etat  bedurften  früher,  um  Rechts- 
wirksamkeit zu  erlangen,  der  bestätigenden  Unterschrift  des  Staatsober- 
hauptes, waren  also  von  Rechts  wegen  nicht  Urteile,  sondern  nur  Urteils- 
entwürfe. Erst  durch  das  Gresetz  v<nn  24.  Mai  1872  ist  dieses  Bestätigungs- 
etfordemis  abgeschafft,  seitdem  erst  ist  der  Staatsrat,  wie  die  Franzosen 
es  ausdrücken,  une  covu-  souveraine,  exerfant  une  juri<fiction  propre,  ein 
Gerichtshof,  welcher  nicht  Gutachten  (avis)  abgibt,  sondern  Urteile 
(arr6ts)  füllt. 

Der  Staatsrat  urteilt  zunächst,  wie  erwähnt,  über  die  Rekurse,  die  gegen 
die  Erkenntnisse  der  Präfekturräte  eingelegt  sind.  Er  entscheidet  sodann,  als 
erste  und  einzige  verwaltungsgericbdiche  Instanz,  „sur  les  demandes  d'annu* 
lation  pour  excto  depouvoir  contre  les  actes  des  diverses  autoritös  administr»* 
tives",  also  über  Nichtigkeitsbeschwerden,  welche  gegen  die  Akte  der  Ver^ 
waltung-sbehörden  wegfen  Machtüberschrfitung  erhoben  worden  sind.  Diese 
sehr  weitreichendo,  eine  allgemeine  Rechtskontrolle  der  gesamten  Ver- 
waltung durch  den  Staatsrat  ermöglichende  Zuständigkeit  beruhte  vor  1872 
mehr  auf  einem  vom  Gesetzgeber  stillschweigend  anerkannten  Gerichts- 
gebraudi, auf  der  Auflassung  des  Conseil  d'Etat  von  ^ch  selbst,  als  auf 
einer  formellen  gesetzlichen  Grundlage;  die  letztere  ist  erst  geschaffen 
worden  durch  das  mehrfach  angeführte  Gesetz  vom  34.  Mai  1672,  dem 
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der  v'orhin  zitierte  Satz  entnommen  ist  Mit  der  dcmandc  d'annulation 
können  Verfagung^en  und  Entscheidungen  aller  Staatsbehörden ,  die 
Minister  nicht  ausgenommen,  und  Selbstverwaltungsorgane  vor  den  Staats- 
rat gebradit  werden»  zwecks  Nichtigkeitserklirung  wegen  „excte  de  poiK 
v<Nr".  IMeser  Begriff  iat  durch  tmt  um&ngrNche  Reditsprecbung  des 
Staatsrats  festgestellt  worden.  Danach  gilt  als  exc^s  de  pouvdr  erstens 
jede  Kompetenzüberschrcitung,  sodann  die  Vemachlässiüfunf»-  voriro schrie- 
bener  Formen  seitens  der  Verwaltungsorgane.  Drittens  ist  j(  r  \  erwaliung-s- 
akt,  welcher  auf  Nichtanwendung  oder  unrichtiger  Anwendung  der  Gesetze 
beruht,  out  dem  Nichtigkeitsgrund  des  ex.ck»  behaftet,  und  viertens  piiegi 
der  Staatnat  Verwaltongsakte  selbst  dann  zu  kasaeren,  wenn  sie  zwar 
nicht  dem  Text,  wohl  aber  der  Absicht  des  Gresetzes  widersprechen,  indem 
Verwaitung^befugnisse  zu  Zwecken  benutzt  worden  sind,  denen  sie  nach 
dem  Willen  des  sie  begründenden  Gesetzes  nicht  dienen  sollen  („d^toume- 
ment  du  pouvoir*^. 

3.  Die  Verwaltungsrechtspflege  in  England.   Das  Wesen  der>Bb^d. 
Verwaltung  und  die  Formen  des  Verwaltens  in  diesem  Lisebeiche 

▼<m  jdier  aiulere  als  auf  dem  Festlaiide;  ne  mad  auch  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Gestaltung,  imd  gerade  in  ^eser,  mit  den  kontinentalen  Verwal- 
tungseinrichtungen völlig  inkommensurabel.  Dies  g^ilt  auch  von  den  Insti- 
tutionen, welche  eewährleisten  sollen,  daß  bei  der  Ausübunir  der  öffent- 
lichen Gewalt  alles  mit  rechten  Dingen  zugeht.  Frühzeitiger  und  schärfer 
als  scostwo  ist  in  England  der  Gedanke  des  Rechtsstaates  erlifük  worden» 
aber  seine  ExfSllui^(8gaiantieen  suchte  und  fand  man  auf  Wegen,  die  vcm 
den  typisch -kontinentalen  weit  abweichen,  \'^erwaltungsgerichte  und  Ver- 
wultungsrechtspäege  im  deutschen  oder  französischen  Sinne  kennt  man  in 

England  nicht. 

Bei  uns  herrscht  seit  Jahrhunderten  die  Gegensätzlichkeit  von  Privat-  i  'nhc.t 
und  öfifeotUchem  Recht;  die  Entwickelung  der  staatUchen  ^nxichtungen 
kn^tft  hieran,  mit  immer  schärferer  Betonung,  die  Folgerung,  daß  Vollzug  !■  Bi«iMd. 
und  Handhabung  des  öffentiichen  Redites  (abgössen  von  der  Strafrechts- 
pflege) nicht  Sache  dM  Richteramts,  sondern  der  Staatsleitung  sei.  In 
England  aber  geht  man  zu  jeder  Zeit  und  heute  von  dem  Gedanken  der 
Einheit  des  Rechtes  und  der  Rechtsprechung  aus;  die  uns  von  den  Römern 
überkommene  Auffassung,  daß  aUe  Justiz  grundsätzUch  iurisdictio  inter 
privatos  sei,  ist  in  England  nie  anericannt  worden,  und  daher  bestehen  dort 
unsere  prinzipidlen  Bedenken  gegen  eine  Erstredcung  der  Zuständigkeit 
der  ordentlichen  Gerichte  auf  Streitfragen  zwischen  Staat  und  Individuum 
nicht.  Polizeibefehl  und  Steuerauflage  sind  nach  englischer  Anschauung 
Tatsachen  des  gemeinen  Rechtes  ebenso  wie  Eigentumserwerb  und  Erbfall, 
Besitzstörung  und  Vertragsbruch;  wie  diese,  so  können  auch  jene  vor  den 
ordentfichmi  Richter  gebmdit  werden.  Eine  Verwaltung  mit  eigener  Juris- 
diktion in  allen  sie  berOhrmden  oder  interessierenden  Fragen  hat  es  in 
England  nie  gegeben,  nie  auch  eine  Entscheidung  vonRecfatsstreitigkeitra  im 
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Verwaltungswege,  woraus  erhellt,.  daB  für  jene  unter  ttnaeren  VerhUtiüasen 
schUefilicb  nötig  gfewordene  Refcwm  des  Verwaltungswegs  duxvdi  Anahi^ 
lichung  an  die  Formen  von  Geridit  und  Prozeß  in  England  der  Gegenstand, 
also  auch  das  Bedürfnis  fehlt. 
KainaVw^  Auch  sonst  wateu  und  sind  dort  die  staatsrechtlichen  Zustande  rucht 

^'^"^^^  vorhanden,  welche  bei  uns  die  Verwaltungsrechtspflege,  erst  als  Problem, 
dann  als  Listltution  lienrortrieben.  Unsere  Verwaltungsreditspflege  lälde^ 
wie  oben  gezeigt,  mn  Gegengewicht  wider  die  Obermadit  der  Verwaltung 
(genauer:  der  Verwaltungshierarchie,  der  Ministerverwaltung)  im  Staa^ 
ihrerseits  eine  Folge  der  Abschließung  der  Verwaltung  gegenüber  den 
anderen  Staatsfunktionen.  Eines  solchen  ausgleichenden  Faktors  bedarf 
England  nicht,  denn  jenes  Übergewicht  der  Verwaltung-  ist  weder  vor- 
handen noch  zu  befürcliten;  man  ist  in  der  Trennimg  der  Gewalten  dort 
nie  auch  nur  entfernt  so  weit  gegangen  wie  in  Deutschland  oder  gar  in 
Frankreich.  Soweit  die  Verwaltung  überhaupt  verselbstindigt  und  nidit 
dem  Gesetzgeber  (d.  h.  dem  Parlament)  vorbehält»  oder  dem  Richter 
übertragen  ist,  erscheint  sie,  namentli  li  ;il  ^  innere  und  Finanzvcrwaltung-, 
nicht  eigentlich  als  „übrigkeit",  sondern  als  Partei,  die  nicht  mit  dem 
Richter,  sondern  mit  dem  Privatmann  wie  gleich  und  gleich  steht 

Zunächst  wird  die  Verwaltung  in  einem  praktisdien  Umfange,  von 
dem  man  sich  auf  dem  Kontinent  meist  auch  Iceine  annähernd  richtige 
Vorstellung  macht  (vgl  «Se  aufkUirende  Darstellung  bei  Redlich,  Engt 
Lokalverwaltung  S.  682  ff.),  von  dem  Gesetzgeber  selbst,  materiell  also 
durch  Parlamentsbeschlüsse,  im  Wege  der  Private  Bill  T.et^slation  geflihrt 
und  geleitet  Insoweit  ist  für  iigend  etwas  der  Verwaltungsrechtspflege 
Ahnliches  kein  Raum. 

MtdiiMriAMr.  Auf  den  unteren  und  mittleren  Stufen  der  Staatsorganisation  bestand 
bis  in  die  Neuzeit  nämlich  in  den  StSdten  bis  zur  Stadteordnung  von 
1835  und  in  den  Gra&chaften  bis  zur  Local  Government  Act  von  1888  — 

völlige  Einheit  von  Justiz  und  Verwaltung-,  wobei  aber  nicht  das  admini- 
strative, sondern  das  richterliche  Wesen  Einrichtungen  und  Verfahren  be- 
stimmte. Träger  dieser  Einheit  war  das  Amt  der  Friedensrichter, 
welche,  unvei^leichbar  mit  allen  auf  dem  Kontinent  vorkommenden  Organ- 
typen, als  ehrenamtliche,  von  der  Krone  ans  den  notabdn  Grundbesitzem 
des  Landes  ernannte  Obrigkeiten  s^t  dem  späteren  Büttetalt^r  bis  gegm 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  das  englische  Local  Government  ausschließlich 
beherrschten,  in  ungetrennter  Handhabung  von  Gerichtsbarkeit  imd  Ver- 
waltung. Die  friedensrichterliche  Justiz  war  und  ist  —  denn  hierin  ist  den 
Friedensrichtern  nichts  genommen  worden  —  hauptsächlich  Straf  Justiz, 
woiiger  Zivilrechtspflege :  die  letztere  konzentrierte  sif^  ftüher  fest  ganz 
bei  den  obersten  Reichsgerichten  und  liegt  auch  heute  noch  wesentlich  bd> 
diesen;  die  Schaffung  von  Grafschaftsgerichten,  coimty  courts,  (seit  1846) 
für  kleine  imd  mittlere  Zivilsachen  hat  mit  dem  System  der  fricdensrichter- 
lichen  Behörden  nichts  zu  tun.  Die  Verwaltungskompetenz  der  Friedens- 
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richter  erstreckte  sich,  der  mittelalterlichen  Beschränktheit  des  admini- 
strativen Wirkungskreises  entsprechend,  jahrhundertelang  wesentlich  nur 
auf  die  Friedensbewsihrung,  also  auf  die  Polizei;  spater  erst  wuchsen  diesem 
Amtsorganismus  kraft  besooderer  Graetze  auch  madacaax^ge  Verwaltiuigs- 
Tätigkeiten,  auf  dem  Gebiete  der  WohlfabxtspAege  und  des  Finanzwesens 
ztt,  in  den  Grafschaften  insbesondere  die  Verwaltung  des  Grafschaftsver- 
mögens, die  Ausschreibung,  Verwaltung  und  Verwendung  der  Grrafschafts- 
steuem.  Man  sieht  also:  Richter,  welche  den  Frieden  bewahren  und 
darüber  hinaus  mit  sonstigen,  nicht  polizeilichenVerwaltungsgeschäften  betraut 
sind.  Eine  Landesverwaltung,  geiührt  mit  der  Justiz  zusammen  durch  die 
ordentficben  Richter  des  Landes,  geführt  durch  richterliche  Gebote,  Vei^ 
böte,  Auflagen,  Entsciieidungen,  in  prozessualen  Formen,  mit  dem  für  das 
lichlerliche  Wesen  der  Sache  selbst\  erständUchen  Vorbehalt  des  Rechte 
zuges  an  die  höheren,  d.  h.  an  die  obersten  Reichsgerichte;  —  Einrichtungen, 
die  durchweg  auf  der  Einheit  von  Justiz  und  Administration,  laufender  und 
streitentscheidender  Verwaltung  beruhen.  Auf  die  Einzelheiten  der  Organi- 
sation kann  hier  nidit  eingegangen  werden.  Die  Fiiedennichter  fungieren 
tdls  als  einzdne,  oder  zu  zweien,  teils  gemeinsam,  zu  koUegialischen 
Behörden  vereinigt;  die  letzteren  treten  in  „sessions<<  periodisch  zusammen, 
man  unterscheidet  special  sessions  (für  jede  division)  und  quarter  sessions, 
Vierteljahrssitzungen  aller  P  riedensrichter  der  Grafschaft.  Die  quarter 
sessions  beschließen  und  entscheiden  teils  in  erster  Instanz,  teils  in  zweiter, 
über  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  der  einzelnen  Richter  und  special 
sesdoQS.  Es  ist  ganz  verfehlt  und  viel  zu  wenig  gesagt,  wenn  man  bei 
diesem  System  von  einer  Recht^ontrolle  der  Verwaltung  durch  die  Justiz 
sprechen  wollte.  Der  ordentliche  Rechtsweg  dient  hier  nicht  zur  Kontrolle 
der  Verwaltung,  sondern  zur  Führung  der  Verwaltungsgeschäfte  solbst; 
der  Friedensrichter  steht  nicht  außer  und  über  der  V  erwaltung,  sondern 
er  ist  die  •  Verwaltung. 

£r  ist  es  auch  heute  noch,  nachdem  ihm  —  weniger  dem  Friedens  mtmoammn 
richter  als  ^nzehicbter  als  den  sesdons,  namentlich  den  quarter  sessions  —  ^^mMmT 
durch  die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung  viel  von  seiner  Verwaltungi^ 
Zuständigkeit  genommen  und  auf  die  gewählten  Vertretungen  der  Steuer- 
zahler, die  neugebildeten  Stadträte  und  Grafschaftsräte,  town  Councils 
und  coxmty  Councils,  übertragen  worden  ist  Die  in  dieser  Übertrag^g 
liegende  Trennimg  von  Justiz  imd  Verwaltung  ist  nämlich  keine  vollständige 
und  folgerichtige.  Wenn  das  Lolcalverwaltunga^esetz  von  1888  vorschrdibt^ 
daft  das  „admimstrative  budness"  der  Gra&chaft  von  den  quarter  sesaons 
^er  Friedensrichter  fortab  auf  die  county  Councils  übergehe,  so  ist  zu  be- 
achten, daß  dieses  „VenR^altungsgeschäft"  längst  nicht  so  viel  bedeutet 
wie  „Verwaltung"  im  devitsrhen  oder  fi*anzösischen  Sinne;  es  handelt  sich 
dabei  hauptsächlich  um  uie  wirtschaftliche  Verwaltung,  Verwaltung  des 
Grafichaftsvermögens  und  der  Graftchafisanstalten,  femer  um  die  Steuer- 
verwaltung,  aber  nur  um  einzehie  Zweige  der  obrigkeitlidiea  inneren 
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Verwaltung'  (z.  B.  Koinmunalaufsicht,  Konzessionswesen),  nicht  um  alle. 
Die  Polizeiverwaltung  ist  diesem  modernen,  ausschließlich  mit  gewählten 
Elementen  besetzten  Behördensysteu  nicht  übertragen  woirden  and  «ucb 
sonst  haben  die  Friedensrichter  noch  eine  Menge  von  rein  administrativen 
Geschäften  behalten,  z.  B.  in  Wegesachen,  Armensachen,  gewerbepolizei^ 
liehen  Angelegenheiten  (Erteilung  der  Konzessionen  für  Schaokwirtschaften 
und  Privatheilanstalten),  Steuersachen  u.  a.  m. 

Das  alte  Administrationssystem  steht  vorläufig  noch  aeben  dem  neuen, 
beide  sind  einander  koordiniert  und  grundsätzlich  voneinander  unabhängig. 
Die  firiedenniditerlichen  Bdidrden  änd  vondegend  Grerichte,  die  Gtafr 
Schaftsrate  vorwiegend  Verwaltungsbehörden!  doch  ist  eine  durchgreifend^ 
prinzipielle  Scheidung  zwischen  Richter-  und  Verwaltimgsamt  ebensowenig 
bewirkt,  wie  etwa  innerhalb  des  Verwaltung-samts  zwischen  laufender  imd 
streitentscheidender  Tätigkeit  unterschieden  wird:  in  der  den  beiden  Be- 
hördenreihen übertragenen  Verwaltungskompetenz  ist  die  Befugnis  zur 
RechtsanwmduDg  im  StreitfeUe  überall  inbegriffisn.  Man  muH  also  sagen, 
dafi  die  qnarter  sessions  auch  jetzt  noch  Strafgericht,  LandeqmlizeibehSrde 
und  Verwaltungsgericht  im  kontinentalen  Sinne  sind,  daß  aber  auch  die 
county  Councils  rein  administrative  und  verwaltungsrichterliche  Tätigkeit 
zusammen  ausüben. 

oiKtme  Von  den  Iriedensrichterlichen  Behörden  geht  der  Rechtszug,  und  zwar 

"•"^"^  ohne  Unterschied  in  Justiz-  wie  in  Verwaltungssachen  an  die  obersten 
Reichsgerichte,  insbesondere  an  denjenigfen  Senat  des  obersten  Gerichts* 
hofes  (Her  Majesty's  High  Court  of  Justice),  welcher  den  Namen  King's 
Bench  Division  fuhrt  Die  Tatsache  dif  r  s  P  r  chtszuges  hat  nichts  Auf- 
fallendes, da  ja  die  friedensrichterlich oii  Behörden  ung'eachtet  ihrer  weit- 
reichenden Verwaltungszuständigkett  Gerichte,  Untergenchte  sind;  es 
handelt  sich  nicht  eigentlich  um  eine  Kontrolle  der  Verwaltung  durch  die 
Justiz,  sondern  um  die  Kontrolle  des  unteren  Richters  durch  den  höhere 
Der  Kontrolle  des  obersten  Gerichtshofes  —  stets  reine  Rechts-,  nie  Zweckp 
mäßigkeitskontroUe  —  sind  auch  die  modernen  Behörden,  die  Stadt-  und 
Grafschaftsräte  unterworfen,  und  insoweit  läßt  sich  von  einer  Unterordnung 
der  Verwaltung  unter  die  Justiz  reden.  Die  Inanspruchnahme  dieser  Rechts- 
kontrolle geschieht  durch  besondere  Rechtsmittel,  welche  darauf  abzielen, 
daß  der  oberste  Gerichtshof  entweder  die  Entscheidung  der  Sache  von  der 
Unterinstans  bzw.  unteren  Behörde  abruft  (durch  writ  of  Certiorari)  oder 
(durch  writ  of  Mandamus)  die  untere  Stelle  dem  Antrag  der  Partei  en^ 
sprechend  a  .  ,  ist. 

locMi  Qtntn-  Die  durch  die  Verwaltiing-sreformen  der  letzten  Jal  rzehnte  neu- 
aiMtBMid  geschaffenen  Zentralbehörden,  insbesondere  das  einem  festländischen 
Ministerium  des  Innern  in  manchem  Betracht  vergleichbare  Local 
Gorerument  Board  haben  nicht  die  Eigensdiaft  von  Verwaltungsgerichteo. 
Sie  sind  allerdings  Oberinstanzen  des  modernen  Administrationssystems, 
aber  nicht  im  Sinne  von  Besdiwerde-  sondern  nur  von  AuMchtsinstanzen. 
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Ihr  Weseo  ist  das  von  zentralen  Inspektionen  ohne  Escekutivgewalt,  welche 
die  ihnen  unterstellten  Ämter  überwachen,  anleiten^  beraten  und  iinter- 
stützen»  wdcihe  Staatasuacliiisse  bewilligen  und  veni^en  können,  aber 
nidils  zn  belUilen  imd  zu  ▼ollstrecken  haben. 

4.  Die  Verwaltungfsrechtspflege  in  Italien.  Italien  hat  zwei  4 
„Verwaltungsgerichtsgesetze":  die  leg'ge  svd  contenzioso  amministrativo 
vom  20.  Mär/  1865  und  die  legg^e  sull'  ordinamento  della  iriustizia 
amministrativa  vom  i.  Mai  1890.  Das  erste  Gesetz  schaift  die  bis  dahin 
bestellende,  den  firauuBÖdschen  nmithttingen  (PrSüekturrite  und  Staatsrat) 
nadigebildete  Verwaltnngaredbt^fl^re  ab,  das  zwiäte  stellt  ne  in  eigen- 
artiger Zuständigkeit  und  in  neuen  Formen  wieder  her.  Das  Gesetz  vom 
20.  März  1865  überträgt  allen  RfM-htsschüt;'  in  Verwaltungssachen  den 
ordeutlichen  Gerichten,  welche  überall,  und  zwar  im  gewöhnlichen  Instanzen- 
zuge, zuständig  sein  sollen,  wo  die  Verletzung  eines  bürgerlichen  oder 
politischen  bdivjdualrecfats  unter  Streit  steht,  einerla,  ob  und  inwiew^t 
die  Verwaltung  bei  der  Streitfrage  interessiert  ist  und  einerlei,  ob  die 
Verletzung  einer  Privatperson  oder  den  Staatsorganen  schuld  gegeben  wird. 
Man  sieht:  die  oben  (vgl.  S.  354)  mit  dem  Schlagworte  „Justizstaat"  be- 
zeichnete I^ehre,  welche  alle  Verwaltungsrechtspflege  als  einen  Einbruch 
in  die  Domäne  des  ordentlichen  Richters,  als  verwerfliche  Sonder-  und 
Ausnahmegerichtsbarkeit  betrachtet,  ist  zu  derselben  Zeit,  als  Gneist  ihr 
in  Deutsdiland  eine  entscheidende  Niederlage  beibrachte,  in  Italien  zum 
Si^  gelangt  Dieser  Si^  ist  insofern  auch  ein  dauernder,  als  das 
Gesetz  von  1865  nicht  etwa  später  au^ehob«!  worden  ist,  sondern  heute 
noch  gilt,  so  daß  die  Verwaltung  vor  den  ordentlichen  Gerichten,  ohne 
daß  ihr  ein  privilegierter  Gerichtsstand  vor  dem  oberstm  TTorichtshof  (wie 
in  Kuglaiid)  eingeräumt  ist,  Recht  zu  geben  hat  m  aiicii  1  äUen,  wo  ihre 
Akte  als  gesetzwidrige  ]^ngiiffe  in  bOrgeiUdie  Rechte,  etwa  in  das 
Eigentumsrecht,  von  der  Partei  in  forum  deduziert  werden.  Jener  Si<^ 
ist  dann  sogar  noch  erweitert  worden  durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1877, 
welches  die  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  zwischen  den  Gerichten 
und  Verwaltungsbehörden  von  der  höchsten  Verwaltungs-  auf  die  höchste 
Justizstelle,  vom  Staatsrat  auf  den  (römischen)  Kassaüonshof  übertrug, 
80  daß  seitdem  die  Justiz  in  allen  Streitsachen  des  Verwaltungsrechts 
souverSa  auch  über  ihre  eigene  Kompetenz,  über  die  Vorfrage  der  Zu- 
lässigkeit  des  ordentlichen  Rechtsweges  zu  befinden  hat 

Die  neuere  Gesetzgebung,  abgeschlossen  durch  das  oben  erAvähnte  Otimmam 
Gesetz  vom  i.  Mai  1890,  bedeutet  nun  nicht  etwa  eine  Wiedereinschränkung  ^^^J^^^I^^J^ 
des  in  so  auffallend  weitem  Maße  zugelassenen  ordentlichen  Rechtsweges,    ü»  luiien. 
Sie  hat  vielmehr  unter  voller  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Justiz- 
zuständigkeit, insbesondere  des  Gesetzes  von  1865,  eine  neue  Organisation 
innerhalb  des  Rahmen»  der  Verwaltung  geschaffen,  welche  als  ein  zweiter 
großer  Regulator   der  Verwaltung  tmabhängig  und  selbständig  neben 
den  ersten,  neboa  die  ordentlichen  Gerichte,  gfesteUt  ist  und  derra  Zu« 
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ständigkeit  in  keiner  Weise  kreiut  Diese  neue  Organisation  gliedert  sich 
in  zwei  Stufen:  Unterinstanz  ist  die  Giunta  provinciale  anuninistraAtva 
(eine  für  jede  Provinz;  die  GKunta  besteht  aus  dem  Pkifekten  der  Pkovinzy 

zwei  vom  Minister  des  Innefn  bezeichneten  Fräfekttirräten,  also  Ver> 
waltungsbeamir>Ti ,  >)tid  vier  vom  Provinzialrat  gewählten  Laien:  es  ist  fast 
genau  die  Formation  des  preußischen  Bezirksausschusses,  dem  die  Giunta 
auch  darin  gleicht,  daß  sie  zugleich  Verwaltungsbehörde  und  Verwaltungs- 
geiicht  isQi  Obectnstanz  die  durch  Gesetz  vom  31.  Marz  1889  begniodete 
vierte  Abteilung  des  Staatsrats  (Quarta  sezione  del  Coosiglio  di  Stato). 
Letztere,  wie  die  anderen  (konsultativen)  Abteilungen  des  Staatsrats  aus 
einem  Präsidenten  und  acht  Mitgliedern  (alle  auf  Lebenszeit  und  mit  den 
(jrarantieen  richterlicher  Unabhängigkeit  vom  Konig  ernannt)  bestehend, 
entscheidet  einerseits  über  Rekurse  gegen  Urteile  der  Giimta,  andererseits 
in  erster  und  einziger  Instanz.  Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Giunta  ist 
durch  die  Gesetze  aufeihlend,  die  der  Staatsratssdction  au&Shlend  und 
durdi  Generalklausel  bestinunt;  Es  handelt  sich  bm  dieser  Zuständigkeit 
durchweg  um  Streitsachen,  bezüglich  deren  der  ordentliche  Rechtsweg 
ausg-eschlossen  ist,  sei  es,  daß  dieser  Ausschluß  auf  positiven  Einzel- 
vorschriften, sei  es,  daß  er  auf  dem  Prinzip  des  Gesetzes  von  1865,  das 
heißt  darauf  beruht,  daß  im  Einzelfalle  entweder  kein  bürgerliches  oder 
politisches  Li^vidualrecht  oder  überliaupt  kein  Recht,  sondern  nur  ein 
Interesse  der  durch  einen  Verwaltungsakt  benachteiligten  Partei  geltend 
gemacht  werden  kann.  So  erstreckt  ach  insbesondere  die  Zulässigkeit 
des  Rekurses  bei  der  IV.  Sektion  des  Staatsrats  auf  alle  Fälle  administrativer 
Inkompetenz,  Machtüberschreitung  und  Gesetzesverletzung,  femer  auf  die- 
jenigen Fälle,  wo  die  Partei  durch  einen  Verwaltungsakt  in  ihren  Interessen 
verletzt  zu  sein  behauptet.  Gerade  der  Intercssenschutz  stellt,  neben  dem 
Schutz  der  Verwaltungsrechtaordnung  als  solcher,  im  Vordergründe  der 
Aulgaben  dieser  modernen  italienischen  Giustizia  amministrativa. 


C«  KoflOfieteiizkonflikte. 

B«K<^       L  Begriff  des  Kompetenzkonflikts.  Kompetenzkonflikte  (franz. 
conflits  d'attributiQns)  sind  Zuständigkeitsstreitigkeiten  zwischen  Justiz  und 
Verwaltung.    Zur  Verwaltung  im  Sinne  dieser  Gegenüberstellung  rechnet 
auch  die  Verwaltungsrechtspflege:  auch  Streitigkeiten  über  die  Kompetenz 
zwischen  ordentlichen  Gerichten  und  Vem'altungsgeiichtea  sind  Kompetenz» 
koollikte  und  werden  als  solche  behandelt. 
Podtivtr         £5  ist  zu  imtcrschciden  zwischen  positiven  und  negativen  Kompetenz* 
!L^r  konflikten.  Der  Fall  des  positiven  Konflikts  liegt  vor,  wenn  eine  Sache 
k«*'»«»    von  jedem  der  beiden  Streitenden  als  zu  seiner  Kompetenz  gehörig  in 
An^mich  genommen  wird,  während  man  von  einem  negativen  Konflikt 
spricht}  wenn  beide,  Justiz  wie  Verwaltung,  ihre  Zuständigkeit  ablehnen. 
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Andere,  mit  den  Kompetenzkonflikten  nicht  ZU  verwech<selnde  Zust«Hndig- 
keitsstreite  sind  diejenigen,  welche  sidi  innerhalb  der  Justiz  oder  der  Ver- 
waltung, also  nicht  zwischen  Gerichten  und  Vmraltuogsorganen,  scntdem 
zmathexk  Gerichten  imteraina&der  oder  zwischen  Verwaltiingaorg«nen  unter- 
einander abfielen.  Solche  Kontroversen  (franz.  COOflltB  de  juridiction) 
werden  von  dem  den  streitenden  Stellen  zunächst  vorgesetzten  Gericht 
bzw.  Verwaltungsorgan  entschieden  (über  den  Fall  streitender  Gerichte  vgfL 
Zivilprozeßordnung  §  3  7,  Strai^rozeßordnung  §  14). 

Kompetenzkonffikte  ^d  nor  möglich,  sowüt  Justiz  und  Vttwaltung 
oiganisch  getrennt  sind.  A1>er  auch  bei  durchgeführter  Gewaltentreonung  ^^"J^"]]]^^^« 
kann  die  Gesetzgebung  dem  möglichen  und  er&hrungsgemäß  nicht  seltenen 
Falle  des  Kompetenzzweifels  gegenüber  sich  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß  G«*«*«* 
solche  Zweifelsfragen  überall  von  den  Gerichten,  und  zwar  im  gewolm- 
lichen  Verfahren  und  Instanzenzuge  zu  entscheiden  seien.  Es  fehlt  alsdann 
an  einem  besonderen  Richter  über  die  Kompetenzfragen  zwischen  Justiz 
und  Yerwaltui^:  der  ordentliche  Richt«^,  also  das  FrozeBgericht  hat 
seine  Zuständigkeit  ▼on  Amts  wegen  zu  prfifen  und  wahrzunehmen,  er  hat 
über  ihr  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  maßgebend  auch  im 
Streitfalle  zu  befinden,  sei  es,  daß  der  Streit  von  der  beklagten  Prozeß- 
partei durch  die  Einrede  der  Unzulässigkeit  des  Rechtswegs,  sei  es,  daß 
er  von  einer  Verwaltungsbehörde  erhoben  wird.  Es  ist  deutlich,  daß  es 
nach  dem  Torbezeichneten  System  Kcnnpetenzkonflikte  im  spezifischen 
Sinne  gar  nicht  g^bt:  der  Konflikt  wird  nicht  and«»  behandelt  und  er> 
ledigt,  wie  jeder  Zwischenstreit  über  das  Dasein  der  FtOZeflvoraUMetziuigen. 
Dieses  System  gilt  in  England;  das  Institut  der  Kompetenzkonflikte  ist  dort 
sowohl  dem  Namen  wie  der  Sache  nach  unbekannt.  Ihm  entspricht  aber 
bemerkenswerterweise  auch  das  deutsche  Reiclisrecht,  indem  das  Gerichts- 
▼erfassungsgesetz  vom  27.  Januar  1877,  §  17  das  Prinzip  aufstellt:  die 
Gerichte  entscheiden  Ober  die  Zulässigkett  des  Rechtswega.  Doch  gilt 
dieser  Satz,  abweichend  von  dem  R^pelverhSltnis  des  Reichsrechts  zum 
Landesrechte,  nur  aushilfsweise;  er  kann  durch  andersartige,  sogleich  zu 
besprechende  Normen  des  Landesrechts  verdrängt  werden,  und  eine  solche 
Verdrängung  hat  im  größten  Teile  Deutschlands  stattgefunden. 

Von  dem  Dasein  des  Kompetenzkonflikts  als  eines  spezifisch  gestalteten 
Rechtrinstituts  darf  fuglidk  nur  da  geredet  wraden,  wo  die  Kompetenz- 
frage von  dem  mit  der  Sache  befaBten  Gericht  (dem  Frozeßgericht)  abgerufen 
und  der  Entscheidung  dner  anderen,  besonderen  Instanz  unterbreitet  werden 
kann  oder  muß. 


IL  Behandlung  der  Kompetenzkonfiikte.  In  bezug  auf  Auswahl  und  Kaucheyaug 
Konstruktion  dieser  besonderen  Distanz  bestdien  sehr  verschiedene  Systeme.  ^^^^^T" 

Selten  (nur  in  eiiügen  Schweizer  Kantemen)  findet  sich  die  Übertragung  «Mcktota» 
des  Richteramtes  über  den  Streit  der  riditerlichen  und  vollziehenden  Gewalt 
an  die  dritte  Gewalt:  die  Legislative  und  den  Trager  der  Legislative. 
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WesentUch  der  Vergangenheit  gehSrt  ein  zweiter  Modus  an:  Ent- 
scheidung der  Kompetenzkonflikte  durch  das  Staatsoberhaupt,  in  Eii^ 
herrschaften  also  durch  den  Monarchen,  sei  es  mit  oder  ohne  obligatorische 
Begutachtung"  des  Streitfalles  durch  den  Staatsr?.t  oder  den  Ministerrat 
oder  die  beteiligten  Ressortminister.  So  das  französische  Recht  1800 — 1848 
und  1852 — 1872  (Staatsoberhaupt  auf  Grnmd  eines  Gutachtens  des  Staats- 
rats), PreuBen  1828 — 1847  (Königliche  Entscheidimg  auf  Bericht  des  Staats- 
ministeriums),  Bajrem  vor  1850,  Württemberg  18  ig — 1879  (Kdnigliclke  EnU 
Scheidung  nach  Anhörung  des  Staatamts  bzw.  Geheimen  Rates).  Praktisch 
nicht  wesentlich  verschieden  von  diesem  System  ist  dasjenige,  welches  dem 
obersten  beratenden  Verwaltungsorgan,  dem  Staatsrate,  eine  nicht  nur 
begutachtende,  sondern  die  entscheidende  Stimme  beilegt:  so  das 
italienische  Redit  1865 — 1877  (Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte 
durch  den  Staatsrat). 

Die  Kompetenzgerichtsbarkeit  des  Staatsoberhauptes  bzw.  Staatsrats 
bedeutet  im  Grunde  nichts  anderes,  als  die  Entscheidung  des  Zuständigkeits- 
streites durch  einen  der  Streitteile  selbst:  die  Verwaltung.  Umgekehrt 
übertragen  manche  Gesetzgebungen  die  Entscheidung  dem  anderen  Teil: 
der  Justiz,  d.  b.  allerdings  nicht  dem  Prozeßgericht  (vgl.  oben),  sondern  dem 
obersten  Gerichtshof  So  Italien  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  31.  März  1877 
(Kassadonshof  in  Rom)»  Belgien  auf  Grund  der  Verfassung  von  1831» 
Art.  106  (Kassationshof);  auch  in  den  deutschen  Einzelstaaten  kann  dies 
System  eingeführt  werden,  da  nämlich  Einf- Gesetz  z.  G.V.  G.  §17  gestattet, 
daß  die  Kompetenzgerichtsbarkeit  auf  Antrag  des  EinzelsLaats  und  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats  durch  Kaiserliche  Verordnung  dem  Reichs- 
gerichte zugewiesen  wird  (ist  gesdiehen  I9r  Bremen:  Kaiser!.  Verordn. 
vom  i6.  September  1879). 
Koinp«t0ni-  Endlich  ist  es  ein  naheliegender  Gedanke,  mit  der  Kompetenzrechts« 
BarichMbüfe.  pflege  besondere  P.chörden  zu  betrauen,  welche  richterlichr  Unabhängig- 
keit genießen,  aber  nicht  lediglich  mit  richterlichen,  sondern  teils  mit 
solchen,  teils  mit  Verwaltungsbeamten  besetzt  sind  und  in  dieser  ihrer 
Formation  Gewahr  dafür  bieten,  daß  die  jedem  der  briden  Staatsdienst 
zweige  eigene  besondere  Sachkunde  und  B«ru&erfUimng  ebenmäßig  zur 
Geltung  kommt,  daß  bei  den  KonfliktsentsdiMdungen  nicht  Einseitigkeiten 
und  Usurpationsbestrebungen  auf  der  einen  oder  anderen  Seite  maßgebend 
werden  können,  daß  überhaupt  der  Ressortpartikularismus  in  jeder  Gestalt 
ausgeschaltet  wird. 

Dieses  System,  das  System  der  Kompetenzgerichtshöfe,  gilt  in 
Preußen  seit  der  Einsetzung  des  Geriditshofies  zur  l^tscheidung  der  Kom- 
petenriEonflikte  durch  das  Gresetz  vom  8.  April  1847,  in  BaTem  seit  dem 
Gesetz  vom  28.  Mai  1850.  Frankreich  hat  es  vorfibeigehend  von  1848 — 185z 
und  endgültig  durch  das  Gesetz  über  den  Staatsrat  vom  24.  Mai  1872  an- 
genommen.  Es  kann  ferner  in  den  deutschen  Einzelstaaten  durch  die 
Landesgesetzgebung  eingeführt  werden,  wobei  jedoch  die  durch  das  Reichs- 
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gerichtsverfassungsgeset/,  §  17  Abs.  2  getroflFenea  Nonnati vbestimmungea 
zu  befolgen  sind.  Letztere  gehen  im  wesentlichen  doliin:  die  KompeteuB» 
gmditshdfe  geoiefien  riditerUch.e  Unabhängigkeit,  ne  aind  mindestens  zur 
Hälfte  mit  höheren  richterlichen  Beamten  zu  besetzen,  sie  entschieden  in 

einer  Besetzung  mit  mindestens  5  Mitgliedern  in  öffentlicher  Sitzung  nach 
Ladung  der  Parteien,  ihre  Entscheidung-  kann  nur  so  lang-e  angerufen 
werdeni  als  nicht  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  durch  ein  rechts- 
kriftiges  Geriditsurteil  festgestellt  ist  Nach  Maßgabe  dieser  Vorschriften 
^d  die  bestehenden  Kompetenzgerichtshdfe  reorgaidsiert  bzw.  solche  Be- 
hörden neu  eingefährt  worden  in  Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württembetg» 
Baden  und  anderwärts.  In  Hessen  ist  dem  den  Normativbestimmung^en 
des  G.  V.  G.  entsprechenden  Vcrwaltungsgerichtshof  die  Kompetenzrechts- 
pflege zugewiesen  worden.  Überall  tritt  die  Entscheidung  des  Kompetenz- 
gerichtshofs nur  auf  Antrag  ein;  der  Antrag  kann  im  Falle  des  positiven 
Konflikts  nur  von  der  Zentral-  oder  höheren  Verwaltungsbehörde  ((»Er- 
hebung des  Kompetenzkonflikts")»  im  Falle  des  negativen  Konflikts 
von  der  beteiligten  Partei  gestellt  werden.  Das  gleiche  gilt  nach  dem 
franzosischen  Gesetz  vom  24.  Mai  1872,  welches  den  Kompetenzgerichts- 
hof (tribunal  des  conllilsi  unter  dem  Vorsitz  des  Justizministers  aus  3  Mit- 
gliedern des  Staatsrate  und  3  Räten  den  Kassationshofs,  die  von  ihren 
Kollegen  gewählt  werden,  sowie  aus  2  weiteren  Mitgliedem  und  2  Ersats- 
mättnem,  diese  vier  vom  tribunal  des  cooflits  selbst  gewählt,  zusammensetzt 
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Georg  Mbyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  (6.  Aufl.,  1905,  berausgeg.  von 
G.  AnschUtz),  S. 655 ff.,  mit  reichen  Literaturangaben;  Di^rselbe,  Lehrbuch  des  deutschen  Ver- 
waltuogsiechts  Bd.  I  S.  35  ff.  LOSNING,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  (18S4), 
5.  771  ff.;  DnsBun,  AbhandhingeB  in  der  Zdtsdur.  für  G^tebgebuncr  und  Praxis  auf  dem  Ge- 
biete des  deutschen  Öffentlichen  Rechtes,  Bd.  V,  VI,  und  im  Verwaltungsarchiv,  Bd.  II,  III. 
V.  Sa&wxy,  Das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungsrecbt^flege  (1880).  Eknst  v.  Meier 
in  HoLTZKMDOKrr'KoHLBRS  Enzyklopäifie  der  Recbtowisseosdiaft  (6.  Aufl.  1904),  S.  739  C 
Otto  M.wkr,  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  I  (1895)  S.  148  ff. 

Die  Einrichtungen  der  verschiedenen  Länder  sind  (geschildert  in  den  Finr^ldarstellungen 
des  Handbuchs  des  öffeatUchen  Rechtes,  herausgegeben  von  Jelunsk  und  l'iujin  (früher 
von  MMXiaäXDBEKt). 

Für  Frankreich  siehe:  Laferri^RE,  Trmt^  de  la  Jurisdiction  administrative  (2.  t!dit., 
1896),  Dareste,  La  justice  administrative  en  Frence  (2.  ödit.  1902),  OTTO  Mayer,  Theorie  des 
ftimflwachen  Verwaltungsrechts  (1886). 

Für  England  siehe:  die  Arbeiten  Gneists,  besonders  Englisches  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht,  Teil  II  und  III;  RF.ni.iCH,  Ei^lische  LokalverwaitUQg  (1901);  Hatschsk, 
Jblngl.  Staatsrecht,  Bd.  2  (iin  Erscheinen;. 

Für  Italien  siehe:  ORLANDO.  Trattato  di  dirillo  anuninisbwtivo  italiano,  voL  IH  (Einiel- 
darstelhmgen  von  V.4CCHELU,  V.  E.  ORi.A?mo,  S.\NTT  ROMANO);  SANTI  RCIUMO»  Prindpü 
di  dihtto  amministrativo  italiano  (a.  ediz.,  1906),  S.  185  ff. 


VERWALTUNGSRECHT. 

IL  POUZEI  UND  KÜLTURPFLEGE. 

Voj» 

Edmund  Bernatzik. 

Einleitune.  Mit  dem  Wiederaufleben  der  antiken  Vorstellungen  B«fiUf 
vom  Staat  wurde  anfangs  des  15.  Jahrhunderts  zuerst  in  Frankreich  der  " 
Ausdruck  „Polizei"  (von  xohtfCtt,  dann  romanisiert  in  />o/itia,  poUce)  üblich, 
um  damit  cUe  Voxstelluiig  zu  bezeichnen,  daA  der  Staat  die  Aufgabe  und 
somit  das  Recht  habe,  das  Giack  und  die  WohUhhit  seinor  AngehSrigen 
herbetzufShren,  was  nach  mittelalterlicher  Auffassung  nicht  Sache  des 
Staates  war.  Von  allem  Anbeg^inn  an  schrieb  sich  dabei  der  moderne  Staat 
auch  noch  das  Recht  zu,  diesen  seinen  neuen  Aufgabenkreis  durch  Zwang 
zu  verwirklichen,  während  nach  mittelalterlicher  Anschauung  nur  der 
Richter  das  Recht  hat,  den  Zwangsapparat  zu  handhaben.  Begriff  und 
Prinsip  der  Polisei  haben  sich  mit  der  Renaissance  bald  auf  dem  ganzen 
Kontinent  verbreitet  (nur  England  v«4iielt  rieh  lange  ablehnend}.  Trotz- 
dem herrscht  noch  heute  hinsichtlich  des  g^enaueren  Inhalts  des  Begrifis 
der  Polizei  eine  solche  Meinungsverschiedenheit,  daß  es  vmmögflich  ist,  ihn 
in  einer  W'eise  zu  bestimmen,  die  sich  allg-emeiner  Billigung  erfreuen 
würde.  Doch  kann  man  feststellen,  daß  sich  (und  zwar  aus  tiefer  liegenden 
politischen  Gründen)  die  Bedeutung  des  Wortes  sehr  verragert  hat 
Wir  verstehen  beute  unter  Polizei  nicht  mehr,  wie  noch  zu  den  Zeiten 
des  „Polizeistaates*  im  18.  Jahrhundert,  die  gesamte  innere  Verwaltung. 
Wir  haben  zwar  die  gan^e  Weite  der  Zwecke,  die  sich  der  „Polizeistaat" 
setzte,  in  die  Gegenwart  herübergenommen,  aber  wir  haben  daneben  die 
Freiheit  des  Individuums  in  erheblichem  Maße  wieder  hergestellt  Wir 
haben  daher  heute  sehr  viel  innere  Venraltong,  wo  für  „Polizei*  k«n 
Raum  ist  Diese  engere  Bedeutung  des  Wortes  hat  zuerst  J.  St  Fütter 
1770  formuliert,  von  dem  auch  die  Scheidung  von  „ Polizei und  „Kultur-  GetenMU  von 
pflege«  stammt,  die  vorliegender  Darstellung  zug^nde  liegt,  eine  Scheidung,  i^^**-"*^ 
die  zwar,  wie  sich  g"leich  zeigen  wird,  keine  scharfe  ist,  aber  doch  auf 
einem  berechtigten  Gedanken  beruht.  Die  Polizei  sichert  die  Erhaltung 
des  Friedens  imd  der  Ordnung  im  Staate  und  schafit  so  die  allererste  und 
widitigste  Voraussetzung  jeglicher  „Kultur".  Daneben  sorgt  sie  aber  oft 
mit  nodi  groAerem  £ifer  für  die  Erhaltung  der  fürstlichen  Madvt  Wo 
nun  die  Monarchie  eine  deq»otiache  ist,  kann  man  darin  keinen  Kultur- 
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faktor  erblicken.  Selbst  die  „absolute  Monarchie",  welche  den  „Polizei- 
Staat**  hauptsSchlidhi  ausgebildet  hat,  schwankt  zn  leidit  2iir  Despotie  hin- 
über, und  wo  sie  uberwunden  wurde,  ist  ue  m  kurze  Zeit  und  vi^  zu 
wenig"  vollständig  aus  dem  Bewiißtsein  der  europSisdien  Svüisatioa  ver- 
schwunden, als  daß  die  Tätigkeit  der  Polizei  nicht  auch  heute  noch  oft  als 
-  eine  kulturfeindliche  empfunden  würde.  Dazu  kommt,  daß  die  modprne 
Kultur,  im  Gegensatz  zur  mittelalterlich -katholischen,  die  Tendeuz  zur 
Entwickelung,  zum  Fortschritt  in  sich  birgt  Die  Polizei  aber  ist  die  natur- 
gemiße  Hüterin  des  Bestehenden  in  Sitte  und  Recht  und  sie  bleibt  es 
allzeit,  auch  wenn  die  Sitte  langst  als  Unsitte  erkannt,  die  Vernunft  zum 
Unsinn ,  das  Recht  zur  Ungerechtigkeit  geworden  ist  Sie  konstruiert  si^ 
wie  Otto  Mayer  geistreich  bemerkt  hat,  einen  Xormalmenschen,  an  dem 
sie  das  Verhalten  des  einzelnen  mißt.  Wir  können  es  begreifen,  wenn 
dieser  polizeiliche  Normalraeusch  ein  etwas  spießbürgerliches  Gesicht  hat 
und  Kultuffortschritten  nidit  übermäfiig  geneigt  ist  Audi  die  Mittel, 
deren  sich  die  Polizei  bedient,  stehen  keineswegs  ganz  im  Anklang  mit 
den  Anforderungen  unserer  Kultur.  Immer  wieder  und  wieder  beobachten  wir 
dieselben  Roheitsexzesse  des  polizeilichen  Exekutivpersonales,  immer  von 
neuem  sehen  wir  die  polizeilichen  Organe  als  agents  provocatevu*s  auf- 
treten und  mit  Bestechung,  Spionage,  V^erleitung  zum  Verrat  und  auf 
ähnliche  uns  sehr  unkultiviert  vorkommende  Weise  arbeiten.  Der  Satz, 
daß  der  Zweck  die  Kfittel  heilige,  widerspricht  unzweifelhaft  unserer 
modernen  Kultur.  Nichtsdestoweniger  huldigen  ihm  die  Polizeibehörden 
aller  Staaten  der  Welt  auch  heute  noch. 

Polizeiliche  Tätigkeit  und  Kulturpflege  stehen  indes  noch  aus  einem 
anderen  Grunde  im  G  jensatze  zueinander.  „Pflege"  ist  Förderung, 
Belehrung,  Erziehung,  ünierstützung,  mit  materiellen  und  geistigen 
Mitteln.  Das  sind  alles  Dinge,  mit  welchen  heute  die  PoUzei  ni<^ts  zu 
schafien  hat  Der  MPoIi^^istaat"  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  sah  zwar 
audl  diese  Dinge  als  Aufgabe  der  Polizeibehörden  an,  weil  er  zwischen 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  nicht  schied  und  den  einzelnen  selbst  gegen 
seinen  Willen  zu  seinem  Glücke  oder  dem,  was  er  darunter  verstand,  zu 
zwingen  unternahm.  Diese  Auffassung  des  Wortes  Polizei  haben  wir  heute 
nicht  mehr,  und  darum  müssen  wir  die  Scheidung  derselben  von  der 
Kultuxpfiege  vorliegender  Darstellung  zugrunde  legen.  Vorausschicken 
müssen  wir  dabei  aber,  daß  hier  nur  die  formalen  Elemente  des  Polizei- 
vcrw*adt.cha(t  wesens  entwickelt  werden  sollen.  Die  staatlichen  Tätigkeiten  sondern  sich 
'^J^^j^^"'*  nach  Zwecken  oder  Angelegenheiten,  und  es  gibt  deren  wenige,  die 
nicht  ebensowohl  durch  pflegliche  als  durch  polizeiHche  Tätigkeit  besorgt 
werden  müssen.  Beispielsweise  ist  Beschaffung  guten  irmkwassers  Sanitäts« 

pflege,  Beseitigung  schädlidien  Trinkwassers  SaaitatspolizeL  RechUich 
macht  dies  zwar  einen  großen  Unterschied.   Aber  es  wäre  unmöglich, 

in  einer  Darstellung  des  Sanitätswesens  beide  Gesichtspunkte  zu  trennen. 
Dazu  kommt  noch  folgendes,  und  das  ist  von  großer  Wichtiglceit  Wie 
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Später  hervorgehoben  werden  wird,  bilden  öffentliche  Anstalten  und  Sachen 
die  wichtigsten  Mittel  der  Kulturpflege  des  vStaates.  Aus  den  Zeiten  des 
FoUzcistüates  ist  nun  auf  die  heutige  Polizei  als  eine  ihrer  wesentlichsten 
Aukuben  der  Schutz  uad  die  Erhaltung  dieser  Anstalten  und 
Sachen  fibergegaagfen.  Es  ist  klar,  wie  sich  auch  aus  diesem  Grunde 
Kulturpflege  und  Polizei  miteinander  verquicken  müssen.  Den  Bau  von 
Eisenbahnen  oder  Telegraphen  müssen  wir  zur  Kulturpflege  rechnen,  der 
Polizei  fällt  es  zu,  jede  Beeinträchtigung  der  Funktionen  dieser  Anstalten 
zu  hindern.  Man  konnte  aber  das  Eisenbahn-  und  Telegraphenwesen  nicht 
befriedigend  darstellen,  ohne  die  pflegüche  und  die  polizeiüche  Seite  der 
betr^enden  IiCaterie  miteinander  zu  verbinden.  Auch  in  der  Ftaxis  sind 
die  Konqietenz«!  mannigfoch  vermischt  Man  sieht,  die  Scheidung  von 
Polizei-  und  Kulturpflege  laßt  sich  weder  in  Theorie  noch  in  der  Praxis 
rein  durchführen.  Man  kann  daher  zwar  ein  allgemeines  PoUzeirecht 
absondern;  die  spezielleti  Gebiete  des  Poli/eirechts  aber  (Sanitäts-,  Bau-, 
Eisenbahn-,  Berg-,  Flurenpolizei  usw.j  kann  man  nicht  gut  ohne  die  dazu 

gehörigen  Stftcke  der  Kulturpflüge  behandeln.  Nach  diesen  Ciesichtspunkten 
wird  im  folgenden  veifahren  werden. 

Es  ist  nun  vor  aUem  unsere  Att%abe,  zurückkehrend  zu  unserem  Aus-  nc..riK<>  p.<^är-u 
gangspunkte,  genauer  zu  bestimmen,  was  man  heute  unter  Polizei  versteht.  ''"^^J^wt"*'* 

Sehen  wir  hierbei  ganz  ab  von  der  eben  erwähnten  Funktion  der 
Poüzei,  die  öffentlichen  Anstalten  und  Sachen  zu  schützen,  so  glauben 
wir  im  ^nldang  mit  dem  heute  am  meisten  verfareitelen  Sprach- 
gebrauch zu  sdm,  wenn  wir  von  Poliz^  nur  dort  reden,  wo  ein 
Zwang  geübt  oder  doch  mindestens  in  Aussicht  gestellt  ist  Eine  Zeit- 
lang wollten  manche  noch  weiter  gehen  und  jeden  staatlichen  Zwang 
Polizei  nennen.  Man  kam  damit  zu  einer  „Militärpolizei",  einer  „Finanz- 
polizei"  usw.  Diese  Tendenz  ist  heute  aufgegeben.  Von  Polizei  sprechen  wir 
gegenwärtig  nur  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung.  Aber  selbst 
nidbt  jeden  auf  diesem  Grebiete  geübten  oder  angedrohten  Zwang  nennen 
wir  Polizei.  Ni^nand  nennt  heute  den  Zwang  zu  statbtischen  Angaben, 
zum  Schulbesuch,  zur  Annahme  von  Ehrenämtern  „Polizeizwang'',  ebenso* 
wenig  die  Enteignung.  Vielmehr  dürfen  wir  wohl  feststellen,  daß  die 
übliche  Ausdrucksweise  unter  Polizei  nur  jenen  Zwang  aut  dem  Gebiete 
der  inneren  V'erwaitmig  versteht,  der  da  geübt  oder  angedroht  wird  zur 
Abwendung  von  Gefahren.  Sei  es  daß  diese  Gefahren  den  Öffentlichen 
Interessen  drohen,  sei  es  daß  ue  dem  einzehien  drohen,  wenn  er  sich 
—  im  Durchsdmittl  —  gegen  sie  mit  eigener  Kraft  nicht  erwehren  kann. 
Dann  werden  auch  sie  zu  öffentlichen  Gefahren.  Gleichgültig  i-.t  dabei, 
ob  diese  Gefahren  von  menschlicher  Tätigkeit  oder  von  Naturgewalten 
stammen.  Dies  letztere  ist  freilich  bestritten.  Man  püegt  übrigens  die 
Abwehr  von  Gefiduren,  die  znnädist  den  einzdnen  bedrohen,  „ädieiheits- 
polizei«  zu  nennen,  während  andere  allerdings  auch  die  Vereins-,  Flraß> 
poUzei  u.  dgL  zur  ,Sicherheit^]izei<*  reclmen.  Daneben  ^ridit  man  heute 
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aUgemein  von  „gerichtlicher  Polizei"  (ein  der  Terminologie  der  franzosischen 
Revolution  entlehiiter  Ausdnidr)  und  venteht  darmiter  hai^tsächUch  die 
Abwehr  von  stra^esetzlidi  verpönten  Handlungen  inbegtifflich  der  Eab- 
deckung  und  Ergreifung  der  Täter.  Da  die  „gferichfliclie  PoUzei**  nach 

firanzösischem  Muster  fast  überall  der  gerichtlichen  oder  staatsanwaltlichen 
Weisung  unterstellt  ist,  so  wird  dieselbe  legislativ  wie  literarisch  im  Zu-» 
sammenhang"  mit  den  Frozeßordnung^en  behandelt. 

Es  ist  leicht  ersichtlich,  kann  aber  hier  nur  angedeutet  werden, 
wie  schwankoid  die  oben  angeführten  Elemente  des  Bogtiffii  der  Polizei 
fitnd.  Denn  was  „öffentliches  Interesse**  und  was  „eigene  Kraft"  ist,  dar- 
über gehen  die  Ansichten  ebenso  auseinander,  wie  hinsichllidi  des  Mo- 
mentes der  „Gefahr".  Und  zwar  nicht  nur  von  Generation  zu  Generation, 
sondern  zu  jeder  Zeit  und  an  jedem  Ürte  differieren  die  Meinungen  darüber 
sehr  stark.  Mit  diesen  Schwauikungen  müssen  wir  uns  abfinden,  weil 
unsere  Gre^ttung  eben  die  ^entliehen  Literessen,  mit  deren  Verfolgung 
die  PoUzei  betraut  is^  höher  schätzt  als  die  des  Ibidividuums.  Sebe  Freiheit 
und  sein  Eigentum,  wie  nidht  minder  die  Rechtsgleichheit  sind  dadurch 
unvermeidlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  einem  „diskretionären"  Er- 
messen der  Polizeibehörden  ausgeliefert,  das  in  jeder  Staatsform  leicht 
mißbraucht  werden  kann.  In  den  kon.stitutionellen  Staaten  hat  man  sich 
nun  im  ig.  Jahrhundert  bemüht,  jene  beiden  widerstreitenden  Gesichts- 
punkte tunlichst  in  Einklang  zu  bringen,  und  so  entstand  im  19.  Jahrhundert 
als  Teil  des  Verwaltungsredhtes  das  Polizeirecht,  welches  die  Befiigniase 
der  Polizeibehörde  an  eine  Reihe  von  rechtlichen  Bindungen  kni^ift^ 
durch  welche  sich  der  Staat  des  !o.  Jahrhunderts  Auffällig  von  dem 
„Polizeistaat**  des  1 8.  Jahrhunderts  unterscheidet 


A.  Polizeirecht. 

G«bndMMi         T.  Grundzüge  des  Polizeirechtes.    Die  Grundzv^e  des  Polizei- 

,  ■    fT  .  ,     rechtes  in  den  konstitutionellen  Staaten  sind  folß^ende: 

i.  aa  Nona«».  tfstlich  Verlangt  unsere  poUtische  Gesittung,  üic  auf  der  Anerkennimg 
der  Rechtsgleidiheit  und  der  Freiheit  des  Individuums  beruht,  dafi  die 
Voraussetzungen  eines  polizMiichen  Eingriffs  in  Freiheit  oder  Eigentum 
möglichst  genau  in  abstrakten  Normen  geregelt  sein  sollen.  Denn  eine 
lange  Erfahrung  hat  bewiesen,  daß  die  Möglichkeit  des  TndividiKtlisierens 
seitens  der  Behörde  desto  mehr  zur  Willkür  und  somit  zur  Zerstörung 
jener  „Grundrechte"  des  Individuums  fuhrt,  je  größer  die  diskretionäre 
Gewalt  der  Polizeibehörde  ist  Aber  auch  wenn  durch  möglichst  radikale 
Bindung  das  Individualisieren  der  Polizeibehörde  von  abstrakten  Nonnen 
tunlichst  eingesdiränkt  ist,  so  bleibt  nach  heutiger  AufiBassung  der  Polizei- 
behörde noch  immer  zu  viel  Spielraum. 
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Nach  dem  englischen  und  französischen  System,  d;Ls  vielfach  an- t.  a 
genommen  Wörden  ist,  müssen  deshalb  die  Normen,  welche  das  polizei- 
liche Eingreifen  regeln,  entweder  selbst  „Gesetze"  (das  beißt  mit  Zu- 
sttmmung  des  Parlamentes  zustande  gdcommen)  aeSn  oder  doch  (als  sog. 
„Potizeiverordnimgen«^  auf  Ennächtigin^reii  beruhen»  welche  m  „Gesetzt* 
enthalten  sind.  In  den  konstitution eilen  Monarchien  ist  dies  Prinzip  freiUch 
keineswegs  ganz  durchgcdrung'en.  Es  hat  sich  vielmehr  in  verschiedenem 
Umfang  ein  Reohi  der  Reg:ierungen  erhalten,  auf  gesetzfreiem  Gebiet 
(„praeter  legem'*}  von  sich  aus  polizeiliche  Normen  zu  erlassen. 

Awdi  dort,  wo  dies  der  Fall  ist,  bemerkt  man  immerhin  noch  sehr 
efheblidie  Unterschiedet  nn<^dem  das  Erfordernis  aufgestellt  wird,  daft 
auch  die  tatsächlichen  Voraussetzungen  des  polizeilichen  Eingriffs  in 
den  Gesetzen  genau  enthalten  sein  müssen.  Dem  Wortlaut,  aber  freilich 
nicht  dem  Geiste  des  konstitutionellen  S)'stems  wird  ja  allerdings  auch 
dann  schon  Genüge  geleistet,  wenn  etwa  das  Gesetz  sich  darauf  beschränkt, 
nur  in  allgemeinen  Ausdrücken  das  Ziel  der  polizeilichen  Tätigkeit  zu 
bez^dmen,  oder  wenn  es  sich  gar  damit  begnügt,  zu  sagen,  diese  oder 
jene  Behörde  sei  berechtigt,  beispielsweiae  „Sitthchkdtapolizei"  zu  Oben, 
ohne  im  übrigen  die  geßhrdenden  Tatbestände  näher  festzustellen.  Eng- 
lisches Prinzip  ist  es  dagegen,  diese  Tatbestande  möglichst  genau  zu  be- 
zeichnen. Die  „Gesetze"  schwellen  dadurch  zwar  zu  ungeheurem  Umfange 
an,  allein  in  eben  diesem  Maße  steigt  die  Sicherung  des  Individuums 
gegen  einen  Mifibiauch  der  polizeilichen  Gewalt  Auf  dem  K<mtinent 
piegt  man  dem  Ermessen  der  Pcdizeibehorden  einen  viel  groBeren  Spielp 
räum  zu  gewähren.  Doch  ist  auch  hier  die  Tendoiz,  ihn  durch  Gesetze 
mehr  und  mehr  zu  begrenzen,  überall  bemerkbar. 

Mit  diesen  zwei  verfassungsmäßigen  Bindungen  der  Polizeibehörden: 
erstlich  an  eine  Norm,  zweitens  an  eine  Norm  mit  Gesetze.scharakter 
hat  man  sich  aber  nirgends  begnügt,  weil  noch  weitere  Grarantien  nödg 
sind,  um  auch  bei  der  Anwendung  der  polizeilichen  Normen  das  Indi^ 
viduum  gegen  poUzeilidie  Willkür  der  Polizeibehörden  zu  schützen.  So  ge> 
langen  wir  zu  der  dritten  und  vierten  Gruppe  der  verfassungsmäßigen 
Bindungen  der  Polizeibehörden,  welche  im  modernen  Staat  vorhanden  sind. 
Auch  diese  beiden  Gruppen  vereinigen  sich  in  dem  Gedanken,  das  Indi- 
viduum gegen  die  Polizeibehörden  zu  scliützen,  und  zwar  dadiu'ch, 
daA  der  Zwang  soweit  als  tunlich  in  die  Hände  von  Organen  gelegt 
wird,  welche  von  der  Zentralregierung  mSglichst  unabhängig  «nnd: 
Selbstverwaltung  und  Gericht 

Bei  der  Verwendung  der  ersteren  zur  Polizeiverwaltung  sehen  wir  die  j.  an  die  ^Q|• 
modernen  -Staaten  in  zahlreichen  Nuancen  zwischen  zwei  ente<^e:Pti besetzten  '^'""'f 
Prinzipien  schwanken.    Nach  dem  einen  (römischen,  romanischen,  franzö-  t«agsUip«ra, 
sehen  Ursprungs)  werden  die  Selbstvcrwaltimgskörper  als  staatliche  An- 
stalten in  nuAa  oder  minder  intensiver  Weise  zur  HUfeleistung  der  staa^ 
liehen  Potizmverwaltung  herangezogen,  nach  dem  anderen  (germanischen) 
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haben  sie  ein  „natürliches  Recht"  auf  die  Verwaltung  der  Polizeiagenden 
als  ihrer  eigenen  Angelegenheiten.  Es  schiebt  sich  freilich  hierbei  noch 
ein  anderer  Gedanke  ein:  die  Überzeugur^,  daß  in  einem  großen  Staate 
die  i^entlidien"  Interessen  a/eibx  verschieden  abgestuft  sind  (lokale,  kommu- 
nale, provinaelie,  8taaUiche)|  daß  die  ZentralsteHeo  nicht  ßidg  nnd,  sie 
alle  in  gleichem  Maße  zu  verwixklichen  imd  daß  daher  die  Heranziehung 
der  Selbstverwaltungskörper  nicht  nur  im  Interesse  dieser  letzteren,  aondem 
auch  im  staatlichen  Interesse  selbst  liegt. 
1.  au  die  Kcf  lits-  Ausschließlich  dem  Interesse  des  Individuums  dagegen  dient  die 
jiwirk»t'*L  Gruppe  der  obgedachtcn  Maßregeln,  welche  zur  Handhabung  des 

GwkhMu  Zwanges  die  Gerichte  h^ranaehen  od«r  in  anderer  Wdse  für  die  Un> 
abhängigkeit  der  polizeilichen  Organe  Vorsorgen  will.  Zahlrrich  sind  auch 
in  dieser  Richtung  die  Unterschiede  von  Nation  zu  Nation,  vom  englischen 
Recht  angefangen,  wo  bis  vor  kurzem  noch  immer  das  mittelalterliche 
Prinzip  rein  erhalten  blieb,  daß  ausschließlich  der  („Friedens"-)  Richter 
den  Zwang  zu  handhaben  habe,  bis  herab  zu  dem  französischen  „Contentieux 
admtnistralif das  sich  mit  der  Herübemahme  von  ein  paar  StQcken  des 
gerichffichen  Verfohiens  in  den  administrativen  Prozeß  begnügt  Aber  man 
kann  wohl  sagen ,  daß  kein  modemer  Staat  (etwa  Rußland  und  die  Türkei 
ausgenommen)  auf  derlei  Maßregeln  ganz  verzichtet  hat.  Sie  bestehen 
teils  in  der  Kiiirichtung  eines  Instanzen zuges,  teils  in  cnner  kollegialen 
Organisation  der  maßgebenden  Behörden,  teils  in  der  Heranziehung  eines 
„Laienelements**,  teils  in  der  Unterstellung  der  polizulidien  Zwangstatigkeit 
unter  richteriiche  Rechtskontrollen.  Das  erste  Institut  dieser  Art,  das  vor- 
bildlich für  ganz  Europa  geworden  ist,  war  die  berühmte  „Habeas  Corpus- 
akte"  in  England  167g,  welche  sich  zunächst  bemühte,  Schutz  gegen  will- 
kürliche Verhaftungen  zu  schaffen,  später  aber  in  mannigfaltiger  Weise 
auf  den  Schutz  anderer  individueller  Rechtsgüter  ausgedehnt  wurde.  Wo 
man  seither  „Verwaltungsgerichtc"  oder  doch  eine  gerichtsahnliche  RechU 
sprediung  in  Verwaltungssachen  ^contentieux  administrattf eingeführt  hat^ 
bilden  gewisse  Stücke  der  Polizdgewalt  wichtige  Bestandteile  der  Aufgaben 
dieser  Sonderoi^amsationen. 

II.  Die  Rechtsformen  der  polizeilichen  Tätigkeit.  Über- 
blicken wir  nunmehr  die  Rechtsformen  der  polizeilichen  Tätigkeit,  so 
können  wir  deren  folgende  filnf  unterscheiden:  die  P<^eiverordnung, 
die  Polizeiverfugung,  die  Polizeierlaubnis,  die  Polizeistrafe,  der  Polizeizwang. 
Die  Polizei\  erordnung  ist  eine  abstrakte  Norm,  die  von  den  Polizeibehörden 
ausgeht.  Die  Polizei  Verfügung  ist  dagegen  ein  Ge-  oder  Verbot  einer  Polizei- 
behörde im  individuellen  Falle.  Daneben  hat  sich  in  einer  großen  Zahl  von 
Fällen,  die  früher  übrigens  noch  häufiger  waren,  das  Bedürfnis  gezeigt,  auch 
ein  solches  Verhalten,  welches  an  sich  nicht  gefährdend  zu  sein  braucht, 
aber  es  unter  Umstanden  doch  werden  kann,  der  Ingerenz  der  Polizei  zu  unter- 
stellen. Dies  geschieh^  indem  man  ein  solches  Veihalten  generell  verbietet^ 
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aber  dabei  der  Polizeibehörde  die  Befugnis  vorbehält,  es  unter  gewissen  riiiiidintiMitinh 

Voraussetzungen  und  Kontrollen  zu  erlauben,  welche  letztere  dann  wieder 

mehr  oder  weniger  genau  normmäßig  bestimmt  sein  können.   Ein  solches 

aUgemeines  Verbot  kaon  in  den  meisten  Staaten  nur  durdi  Gwetz  oder 

auf  Grund  von  Gesetzen  erlassen  wenl«i;  aber  auch  der  Erlaubnis- Vor» 

bebalt  bedarf  des  Gesetzes»  da  die  PcUz^bdiordc  sonst  das  Recht  hätte,  von 

der  Befolgung  des  Gesetzes  zu  dispensieren.    Die  Erlaubnis  ist  dann 

eine  besondere  Art  der  Polizeiverfiüigung,  imd  ihre  rechtliche  Funktion  hosteht 

darin,  die  natürliche  Handlungsfreiheit,  die  ohne  das  Verbotsgesetz  bestände, 

wieder  herzustellen. 

Selbstverständlich  kann  sich  die  polizeiliche-  Tätigkeit  auf  blofies  Be- 
fehlen, V^ieten,  Eilauben  nicht  beschränken.  Es  muJl  die  Möglichkeit 
dazu  treten,  den  beabsichtigten  Erfolg  zu  erzwingen.  Der  Zwang  kann  be- 
stehen in  der  Polizeistrafe  imd  in  der  direkten  Gewaltanwendung.  Das  Recht, 
diese  letztere  zu  gebrauchen,  liegt  in  der  Natur  der  Polizei,  während  es  be- 
züglich der  ersteren  sehr  bestreitbar  und  bestritten  ist,  ob  ihr  eine  Straf- 
gewalt zustehen  solL  Allerdings  ist  die  Polizeistrafe  etwas  anderes  als  die  Fdiniatnfi. 
„eigentliche«  od»  ,,knmindle"  Strafe  (über  diesen  Unterschied  existiert 
eine  große,  aber  wemg  eigiebige  Literatuz);  aber  sie  ist  doch  eine  „Strafo**,  * 
die  anzudrohen  nur  Gesetze  und  die  zu  verhängen  nach  den  heute  herr- 
schenden Anschauungen  nur  unparteiische  Gerichte  berufen  sein  sollen. 
Diesem  Gedanken  entsprechend  hat  man  in  England  vorlängst,  darm  in 
der  Revolution  in  Frankreich  und  anderwärts  das  Prinzip  aiifgestellt,  daß 
zur  Sicherung  polizeilicher  Zwecke  abstrakte  Strafandrohungen  nur  in  Ge- 
setzen an^respcochen  werden  dürfen.  Das  Gesetz  vethindet  dann  entwederi 
wie  es  im  Kriminalrecht  üblich  ist,  das  Verbot  mit  der  Strafandrohung 
(„Wer  das  und  das  tut,  wird  usw.)  oder  es  beschränkt  sich  auf  die  letztere 
und  überläßt  es  den  Polizeibehörden,  die  getahrdende  Handlungsweise  durch 
Verordnung  zu  verbieten.    Die  Strafandrohung  ist  dann  eine  bedingte,  sie 

wird  nur  wirksam,  wenn  <fie  Polizdverordnuog  dazu  tritt.  Ein  solches  Ge- 
setz nennt  man  nach  Bindings  Vorgang  ein  „Blankett-Gesetz",  eine  Ein»  roui« 
richtung,  über  deren  Nützlichkeit  die  Ansichten  sehr  geteilt  sind.  In  der 
Mehrzahl  der  Staaten  hat  man  den  Polizeibehörden  die  weitgehenden  Be- 
fugnisse erhalten,  welche  sie  aus  den  Zeiten  des  Polizeistaates  übernomniea 
haben,  wo  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt  nicht  getrennt  waren. 
hk  diesen  Staaten  haben  die  Pofizeibehorden  das  Recht,  selbst  Stral^ 
androhungen  in  Form  abstrakter  Nonnen  zu  erlassen,  und  man  nennt 
solche  Normen  Polizeistrafverordnungen.  Indes  sind  dann  die  Polizei- 
behörden dabei  nicht  nur  an  gesetzliche  Ermächtigungen,  sondern  auch 
an  allerlei  andere  Schranken  gebunden,  indem  das  Gesetz  die  Strafarten 
begrenzt  und  Strafmaxima  teiitätellen  kann.  In  beiden  Systemen  hat 
man  zur  Handhabung  der  Polizeistraf  Justiz  richterliche  Elemente  heran- 
gezogen. In  England,  indem  man  die  Polizeistrafe  den  Friedensrichtern, 
in  Belgien  und  anderwärts,  indem  man  sie  den  gewöhnlichen  Gerichten 
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.  überwies.  Genau  genommen  hört  damit  der  Begriff  der  Polizeistrafe  zu 
existieren  auf  und  sie  wird  ein  Stück  der  gewöhnlichen  richterlichen  Tätig- 
keit In  den  meisten  Staaten  ist  man  aber  nicht  so  weit  gegangen,  t^ 
aus  Bequeanliclikeitsgründen»  um  an  den  bisherigen  Zustanden  moglicbst 
wenig  zu  ändern,  teils  um  die  Macht  ckr  Polizeibehordoi  nicht  zu 
sclnvachf-n,  toils  um  die  Gerichte  nicht  dadurch  zu  demoralisieren,  daß  sie 
die  Strafjustiz  in  den  Dienst  administrativer  Zweckmäßig-keitserwägungen 
stellen  müssen.  Aber  man  hat  dann  die  Straf  Justiz  der  Polizeibehörden 
mebt  einer  richterlichen  oder  quasirichterltchen  Kontrolle  tmtetstellt  Tdls 
so,  dafi  man  die  Polizeistrafjusttz,  wie  in  Frankreich  wenigstens  dem  b^ 
sonderen  Verfaliren  dt-s  „contentieux  administratif"  zuwies,  da  Frankreich 
bis  heute  die  direkte  Einflußnahme  von  unabhängigen  Richtern  als  einen 
Bruch  mit  dem  Prinzip  der  „Trennung-  drr  Gewalten"  perhorresziert  TpiIs 
auch  so,  daß  man  die  Verhängung  der  Polizeistrafe  von  vornherein  „Ver- 
waltungsgerichten" übertrug.  Anderwärts  hat  man  den  Parteien  eine  Be- 
rulimg  an  das  <mlentlidie  Gericht  oder  ein  Verwaltungqperidtt  eingeräumt^ 
zum  Teil  aber  dabei  die  Tätigkeit  der  Gerichte  auf  eine  Prüfimg  der 
Gresetzmäfiigkeit  beschränkt  Das  Gericht  kann  dann  das  Polizeistraf* 
'  erkenntnis  zwar  kassieren,  aber  nicht  reformieren,  und  in  der  Regel  kann 
es  dabf'i  die  Gesetzmäßigkeit  der  dem  Erkenntnis  vorhergegangenen  Ver- 
fügung, sowie  eventuell  die  der  Poiizeiverordnung  oder  Polizeistrafverord- 
nung überprüfen  und  ihre  Anwendung  wegen  Gesetzwidrigkeit  ablehnen. 
MiMiMfufr       Endlich  kommt  in  Betracht  der  von  der  Polizeibehörde  geübte  Zwang. 

Auch  dieser  Zwang  hat  seine  Formen:  Die  „Eraatzausführung",  wobei  der 
von  der  Behörde  ang-estrebte  Zustand,  falls  es  tunlich  ist,  von  ihr 
selbst  auf  Kosten  der  Partei  herbei^-efuhrt  wird;  dann  die  „Exekutiv- 
strafe« welche  den  Erfolg  indirekt  durch  Stratiibel  erzwingt,  ähnlichen 
Normen  unterliegt,  wie  die  Polizeistrafe  und  häufig  mit  ihr  identifiziert 
wird;  endlich  der  direkte  Zwang  durch  unmittelbare  Gewaltanwendung. 
Erweist  sich  diese  letztere  als  firuchüos  oder  unanwendbar,*  so  tritt  2Eufugung 
anderweitiger  Übel,  Insbc  sondere  Waffengewalt  ein,  zu  der,  falls  die  Kräfte 
der  Polizeibehörden  nirlit  ausreichen,  das  Heer  requiriert  wird.  Selbst- 
verständlich muß  die  Ermäctitig-ung  zum  Gelirauch  solcher  Zwang-smittel  in 
Gesetzen  gegeben  sein.  Alle  Staaten  haben  nach  französischem  Muster 
zur  Handhabung  der  polizeilichen  Waffengewalt  ein  besonders  ausgerüstetes 
militärisch  organisiertes  Exekutivpersonal  (Gendarmerie)  geschaffen.  Vielp 
fach  ist  ein  ähnliches  Exckutivpersonal  zur  Handhabung  der  Lokalpolizei 
auch  den  größeren  Gemeinden  und  sonstigen  Kommunalverbänden  gegeben 
worden.  Durch  die  Srhaffunq-  dieses  Exekutivpersonals  ist  die  Organisation 
der  Polizei  im  Jahrhundert  so  sehr  vervollkommnet  worden,  daß  an- 
gesichts der  Aussichtslosigkeit  des  Widerstandes  die  tatsächliche  Anwendung 
der  Gewalt  etwas  Seltenes  werden  konnte,  und  ein  „Hecht  des  Wider- 
standes gegen  die  Unterdrückung",  welches  noch  ui  den  ersten  feanzosiscben 
Verfassungen  als  ein  „natürliches  Menschenrechte  anerkannt  worden  war. 
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als  mit  der  Ordnung^  im  Staatsleben  unvereinbar,  im  19.  Jahrhundert 
überall  hinweggefallen  ist.  Auch  hierin  liegt  ein  bedeutsamer  (7iej:censatz 
zum  mittelalterlichen  Staat,  in  welchem  ein  .solches  individuelles  Wider- 
ataadaredit       Prinap  wenigstens)  stets  aneffcaant  worden  war. 

ni.  Die  Organisation  der  Polizeibehörden.  Was  die 
Organisation  der  Polizeigewalt  anbetrifft,  so  ist  dieselbe  auf  dem 
Kontinent  ein  Stück  des  Ressorts  des  „Inneren",  und  ihre  Handhabung 
liegt  größtenteils  in  den  Händen  des  Benifsbeamtentums  des  Staates. 
Überall  hat  sich  das  Bedürfiiis  herausgestellt,  gewisse  Gebiete  der  Polizei- 
gewalt den  Selbstverwaltungskörpem,  und  zwar  den  Gemeinden  wSt  mehr 
oder  minder  groBer  Selbständigkeit  zu  ilbertragen.  Es  handelt  dch  hier 
um  solche  Ge&hren,  welche  zunächst  die  Gemeinden  berühren,  und  um 
solche  Vorbeupiung^mittel,  welche  durch  die  eioi-enen  Organe  derselben 
und  auf  ihre  Kosten  angewendet  werden  können.  Auf  diese  Weise  ent- 
steht der  Begriff  der  „Lokalpoiizei",  im  Gegensatz  zur  „Staatspolizei". 
Zu  ersterer  gebort  beispielsweise  die  Harkt-Strafien-Flurcupolizel  u.  dgl, 
zu  letzterer  PreB-,  Vereins-,  Versammlung^iolizei,  die  Polizei  zur  Wahrung 
militärischer  Interessen,  sowie  meist  die  ganze  gericbttiche  Polizei.  In 
England  und  den  übrigen  Staaten  der  englischen  Rasse  ist  der  Ent- 
wickelungsgang  der  umgekehrte:  das  Normale  und  Ursprüngliche  ist  die 
Lokalpolizei. 

IV.  Allgemeiner  Charakter  des  Polizeirechtes  der  Gegenwart  Di»G<gwwMt. 
und  Ausblick  auf  die  Zukunft  Im  ganzen  betraditet  unterscheidet  sich 

das  Polizeirecht  der  Gegenwart  von  jenem  des  r8.  Jahrhunderts  besonders 
darin,  daß  ersteres  ein  System  von  Schutzw^ehren  des  einzelnen  gegen  die 
Polizei  sein  will.  Dies  System  mag  in  den  Details  noch  sehr  verbesserungs- 
bedürftig sein;  aber  das  Ziel  ist  gegeben  und  viel  davon  ist  allenthalben 
erreicht,  und  es  kann  nicht  oft  genug  wiederiiolt  werden,  dafl  wir  dies 
ganze  System,  ohne  das  kein  „modemer*  Staat  gedacht  werden  kann, 
ohne  welches  es  keine  politische  Gesittung  gibt,  der  englischen  Nation 
verdanken.  Indes  schiebt  sich  in  den  letzten  Jahren  ein  ganz  anderer 
Gesichtspunkt  ein,  der  seine  Quelle  in  der  Erkenntnis  hat,  daß  jenes 
System  viel  zu  einseitig  auf  die  Interessen  der  besitzenden 
Klassen  zugeschnitten  ist  und  die  der  besitzlosen  keineswegs  mit 
gleicher  Sorgfalt  schütz^  obgleich  gerade  für  diese  die  formelle  Gleich- 
behandlung' in  Wahrheit  eine  Zurücksetzung^  bedeutet  Denn  die  Ge> 
fahren,  welche  den  Besitzlosen  bedrohen,  machen  ihn  im  allgemeinen 
relativ  viel  schwächer,  als  den  Vermögenden,  ja  vielen  Gefahren  steht  er 
geradezu  machtlos  gegenüber.  Wir  erkennen  heute  sehr  wohl,  daß  die 
au<^  sonst  dem  Liberalismus  zugrunde  liegende  Annahme  von  dem 
gleichen  MaB  der  »eigenen  Kraft"  aller  eine  fiktive  gewes«i  ist,  welche 
bei  vielen  auf  einem  zu  weit  getriebenen  Optimismus,  bei  vielen  aber  un^ 
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zweifelhaft  auf  dem  Bestreben  beruhte,  die  besitzlose  Klasse  ausbeuten 
zu  können,  ohne  vom  Staate  daran  g-ehindert  zu  werden.  Diese  Lehre 
überwunden  zu  haben,  ist  das  weltgeschichtliche  Verdienst  der  Zeit,  in 
welcher  wir  leben.  Wir  begreifen  heute»  daß  der  Besitzlose  in  einem 
vi^  höheren  MaAe  vom  Staate  geschützt  werden  muA,  als  d^  Wohl- 
habende. Diese  Erkenntnis  luLt  u.  a.  eine  einschn^dende  Ergänzung  imd 
Umg'P!^ta1tunj:j-  der  Poli/eig'esetTie  und  Verordnungpri  nötig'  g-emacht,  welche 
in  allen  Staaten  je  nach  dem  Stande  ihrer  Kultur  bereits  begonnen 
wurde  und  sich  noch  lange  ins  20.  Jahrhundert  hinein  fortsetzen  wird. 

Die  Erfahrungen,  die  wir  aus  den  sozialen  Kämpfen  des  19.  Jahr- 
hunderts sammeln  konnten,  lehrten  uns  dabei,  wie  wenig  die  Erlassung 
von  G-esetzen  allein  nütz^  wenn  ihre  Ausführung  nicht  in  die  geeigneten 
Hände  gelegt  Und  nicht  außerdem  sorgfaltig  beobachtet  wird.  Nur  all- 
zusehr hat  man  sich  in  der  Periode  des  Liberalismus  mit  drr  Erlassung 
von  polizeilichen  Schut/gt-setzcn  begnüiift.  Ein  Hauptfehler  des  bisheriq-en 
Polizeirechtes  liegt  darin,  daü  es  zwar  sehr  weitgehende  Schutzmittel 
gegen  die  Übertriebene  Tätigkeit,  so  gut  wie  gar  keine  aber  gegen 
die  Untätigkeit  und  Lässigkeit  der  Polizeib^wden  geschafien  hat^ 
tinter  welcher  hauptsä<düich  die  besitzlosen  Klassen  leiden.  Die  zweite 
Hälfte  des  ab^-elaufenen  Jahrhunderts  charakterisiert  sich  dagegen 
durch  die  Schatlung  besonderer  speziell  die  Ausführung  der  sozial- 
politischen Gesetze  überwachender  Amter,  der  sog.  „Inspektorate<* 
(Fabriks-,  Grewerbe-,  Bergwerks-,  Sanitäts-,  Wohnungs-Inapektorate), 
und  damit  steht  im  Zusammenhang  die  aufterordmtliche  Bedeutung,  w^che 
man  seither  auf  die  Statistik  zu  legen  begann.  Allein  diese  Neuerungen 
AutbUck  haben  sich  schon  als  nicht  ausreichend  erwiesen.  Von  dem  Moment  an, 
die  Zukunft  Staat  begreift,  daß  die  Interessen  der  besitzlosen  Klassen  keines- 

wegs die  eines  „inneren  l'eindes",  sondern  gerade  so  seine  eigenen 
sind,  wie  die  der  besitzenden  Klassen  —  und  dieser  Moment  rückt  überall 
rasdi  heran  —  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  weiterer  Modifikationen  des 
Folizeirechtes,  deren  Anlange  unverkennbar  vorhanden  sind.  Deuten  wir 
diese  Ansätze  recht,  so  ist  man  im  Begriffe  den  besitzlosen  Klassen 
eine  Initiative  behufs  Erlassung  der  zu  ihrem  SchtJtze  notwendigen 
Normen,  eine  Überwachung  bei  deren  Durchführung  und  eine  Teil- 
nahme bei  der  Judikatur  einzuräumen.  Die  freien  Organisationen  des 
Proletariats,  die  sich  nach  der  notgedrungenen  Aufhebimg  der  Koa^ 
litionsv^rbote  gebildet  haben,  sind  ohne  Zweifel  berufen,  die  Träger 
dieser  Rechte  zu  werden,  wie  sie  ja  in  wirtsdiaftlicher  Beziehung  (Arbeits- 
vermittelung, kollektive  Arbeitsverträge,  Einigungsämter,  Versicherung) 
bereits  im  Begriffe  sind,  dem  staatUchen  Organismus  ein-  und  angegliedert  zu 
werden.  Denn  das  Mittel  zur  Sicherung  der  Reehtsgüter  des  einzelnen, 
welche  sich  das  liberale  System  ersonnen  hatte,  nämlich  das  soeben 
charakterinerte  Polizeirecht,  hat  sich  in  den  sozialen  Kämpfen  des 
19.  Jahrhunderts  für  den  Schutz  der  besitzlosen  Klassen  als  ebenso 
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wirkungslos  erwiesen  wie  die  „Trennung  der  Gewalten",  welche  nach 
Montesquieus  Traume  die  „politische  Freiheit"  eines  jeden  sicher  stellen 
sollte.  Die  Gegenwart  beginnt  an  die  Seite  dieser  „Gewalten**  zwei 
neue  zu  setzen»  und  es  wird  äch  woU  mxk  der  Montesquieu  finden,  der 

im  geeigneten  Moment  für  die  neuen  Bedürfhisse  das  richtige  Schlagwort 
prägen  wird.  Nur  wird  es  nicht  auf  die  „Trennung"  dieser  Gewalten 
gemünzt  sein,  die  schon  von  der  Natur  der  Dinge  aufs  gründlichste  be- 
sorgt ist,  sondern  auf  ihre  Vereinigung  im  Interesse  der  Gesamtheit 


B.  Kulturpllege. 

I.  Begriff  und  (Tcbictc  der  K  u  1 1 u r p f  1  e gc.  Die  zweite  BagriS 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ist  charakterisiert  durch  eine  Staats-  ^KiUaml^ 
aufTassung,  welche  von  der  des  Naturrechtes  und  des  Liberalismus 
sehr  erheblich  abweicht  Sicherung  des  Staates  nach  auAen,  Sidi^ 
rung  des  einzelnen  durch  Rechtspflege  und  Polizei  erscheint  uns 
keineswegs  mehr  als  ausreichend,  um  die  Aufgabe  des  Staates  zu  er- 
füllen. Der  heutige  Staat  will  außerdem  eine  fc'jrdcmdp  xind  pfloffliche 
Tätigkeit  entfalten,  will  selbst  Güter  schaffen  oder  schaffen  helfen  und 
sie  dem  Volke  darbieten.  Und  zwar,  wenn  nötig,  auch  mit  Hilfe  des 
Zwanges.  Ja  der  heutige  Staat  greift  zwedcs  Förderung  der  staatlichen 
und  kmnmunalen  Kulturaufgaben  in  die  Freiheit  oder  das  Privateigentum 
mit  viel  leichterem  (weil  besserem)  Gewissen  ein,  als  der  Polizeistaat  Aber 
einmal  gewährt  er,  wie  meist  schon  der  Polizeistaat,  fLir  die  dadurch  erzeugten 
vermögensrechtlichen  Nachteile  Entschädigung,  was  im  Polizeirecht  bislang 
nur  ausnalunsweise  vorkommt  (typischer  Fall:  die  Expropriation),  zweitens 
verlai^  er  (und  dies  untenchddet  ilm  vom  Polizeistaat)  hier  stets  ^ezielle 
oder  gar  (wie  oft  in  England)  individuelle  gesetriiche  Erinächtigungen.  Bei 
alldem  tritt  die  Bedeutung  des  Zwanges  hier  im  Gegensatz  zum  Militär-, 
Finanz-  und  Polizeirecht  sehr  zurück,  und  die  frei  scliaffende  Tätigkeit, 
die  Erzeugung  geistiger  und  materieller  Ciüter  tritt  in  den  Vordergrund. 
Darum  ist  hier  der  grundlegende  RechtsbegrifF  nicht  wie  dort  der  durch 
bestimmte  Zwecke  geregelte  Befehl,  sondern  die  öfifentliche  Anstalt 

Die  enorme  Steigenmg  der  Zahl  und  auch  der  Arten  der  öffent-  in*  «faxucton 
liehen  Anstalten  ist  eines  <ter  charakteristisdien  Mertcmale  unmrer  ^^"""'^ 
Zeit     Diese  Steigerung   verteilt   sich   ziemlich  gleichmäßig  auf  Staat 
und  Kommune.     Tn    den    Staaten    englischer   Zunge    dacfegen  ist  das 
Wachstum  der  letzteren  besonders  bemerkenswert    Die  eng-lische  Rasse 
schwenkte  im  Mutterland  uud  in  seinen  Kolonien,  sowie  in  den  Vereinigten 

Staaten  auf  dem  Wege  des  MMuniripal-Sozialismus«  aufifollend  rasch  von 
den  Ideen  des  liberalismus  ab.  Neben  den  Staats-  und  Kommunalanstalten 

bestehen  öffentliche  Anstalten  im  Privateigentum  fort  Aber  nur  jene  mit 
karitativen  Zwecken  scheinen  sich  erhalten  zu  wollen,  während  jene,  die 
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Gewinnzwecken  dienen,  zumal  wenn  sie  einen  monopolistischen  Charakter 
haben,  vaavetkewabax  im  Begriffe  sind,  ihre  Eadstensbezechtigung  zu  ver- 
tieren. Dabei  geht  gferade  die  Tendraz  der  Zeit  dahin,  den  staatlichen 
und  kommunalen  öffentlichen  Anstalten,  soweit  sie  ihn  nicht  ohnedies  be- 
sitzen, einen  Monopolcharakter  zu  verschaffen  und  außerdem  das  Entgpdt 
für  die  Benutzung  mehr  und  mehr  herabzumindern  oder  gar  ganz  aufzu- 
heben. In  die  Augen  springend  ist  die  erhöhte  Anteilnahme  der  kom- 
mimalen  Selbstverwaltung  an  der  Kulturpflegc,  wobei  freilich  die  Tätigkeit 

TtUoBSm»  4m  der  Städte  staik  überwiegt  Auflerdem  bedient  sich  der  heutige  Staat  in 
einem  weiten  Umfange  des  freien  Assoziationswesens,  welches  der 
Folizdstaat  nicht  geduldet  hat  Viele  freie  Verdne  verfolgen  Zwecke, 
welche  denen  des  Staates  imd  der  Kommunen  verwandt  sind.  Df^r  heutige 
Staat  fürchtet  ihre  Konkurrenz  nicht  mehr,  sondern  er  benutzt  sie,  weil 
er  weili,  daß  das  freie  Vereins wesen  Kräfte  auslöst,  die  er  sich  weder 
nnt  GfAA  noch  mit  Bajonetten  verschaffen  kann.  Auch  dient  es  dazu,  das 
Anwadisen  der  Beamtenschaft,  die  allgemach  durch  die  Steigerung  der 
staatlichen  und  kommunalen  Kompetenzen  unbequem  wird  und  alles  in 
Parteiherrschaft  aufzulösen  droht,  etwas  zu  vermindern.  Das  ft-eie  Verelns- 
wesen  ist  so  eine  unentbehrliche  Ergänzung-  der  Verwaltungstätigkeit  ge- 
worden, für  welche  sich  freilich  feste  Rechtsformen  erst  zu  bilden  be- 
ginnen. Dahin  gehört  Subventionier ung,  Konzessionierung,  Förderung 
durch  Steuerbegünstigungen,  Einräumung  gfewisser  obrigkeitlicher  Befug- 
nisse, Teilnahme  der  Behörden  an  der  Veretnsverwattimg  durch  En^ 
Sendung  von  Delegierten  und  anderweitige  Kontrolle  derselben,  wie 
staatliche  Rechnungskontrolle,  öffentliche  Rechnungslegung  usw.  Charakte- 
ristisch ist  dabei,  daß  sehr  häufig  Dinge,  die  anfänglich  von  der  fi-eien 
Vereinstätigkeit  besorgt  werden,  mit  der  Zeit  gänzUch  in  die  der  öffent- 
lichen Vemraltung  übergehen. 
6dbiM«M-       Werfen  wir  nunmehr  einen  Blidc  auf  die  Kultut|A^fe  des  heutigen 

K«itw|ia«ts.  Staates  selbst  Ihr  Gegenstand  ist  Sprache,  Sitte,  Recht,  Religion, 
Kunst,  Technik,  Wissenschaft  und  Bildung,  Gesundheit  imd 
Wohlstand.  Die  Rechtspflege  wird  in  diesem  Werke  anderwärts  be- 
handelt Wir  scheiden  sie  daher  samt  der  staatsanwaltschaftlichen  und 
Gefängnisverwaltung  von  vornherein  aus.  Bezüglich  der  übrigen  An- 
gelegenheiten dürfen  wir  zunächst  als  grundlegendes  Prinap  des  öffent- 
lichen Rechtes  der  Gegenwart  den  Satz  aufstellen,  daB  sich  der  heutige 
Staat  das  Recht  zuschreibt,  alle  diese  Gebiete,  und  zwar  allein  nach 
seinem  ft^eien  Ermessen  zu  regeln,  zu  fördern  und  zu  pflegen.  Er  an- 
erkennt hier  nicht  mehr  „naturrechtliche"  Schranken  weder  gegenüber 
dem  Individuum,  noch  gegenüber  Verbänden  irgendwelcher  Art,  auch 
den  religiösen  mcbt  Er  allein  zieht  die  Grenzen  seiner  eigenen  Kompetenz 
(sogenannte  „Kompetenzhoheit<*  des  modernen  Staates,  ein  AusfluA  seiner 
„Souveränität".)  Doch  erfolgt  die  Pflege  der  oben  bezeichneten  Kultur- 
gebiete in  sehr  verscliiedenem  AusmaA.   Eigentlich  haben  sie  alle  nur  ein 
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einziges  gemeinsames  Pflegunittel,  freilich  eines  vcm  besonders  ti^em 
und  nacUialtigem  Einflüsse :  den  Jugendunterricht  AUe Staaten  schreiben 

sich  auf  Grund  der  hier  sieg^reich  durchg^cdrung'encn  Auffassung-  der  Refor- 
mation das  Recht  zu,  den  Jugendunterricht  zu  erteilen  oder  doch  zu  regeln 
und  zu  beaufsichtigen. 

Im  übrigen  wediselt  das  Verhalten  der  Staaten  nicht  nur  nach  den 
oben  genannten  einzebien  KnltUfgebieten,  sondern  es  wecfasdt  auch  staric 
von  Nation  zu  Nation,  von  Staat  zu  Staat  Freilich  gleicht  der  ungeheuer 
anwachsende  internationale  Verkehr  solche  Differenzen  zusehends  aus.  Wir 
können  diese  letzteren  kaum  streifen.  Tiefer  noch  greifen  die  Unterschiede 
in  der  prinzipiellen  Stellung  des  Staates  zu  den  einzelnen  Kulturgebieten. 

n.  Die  Sprache,  Am  wenigsten  scheint  sidi  der  Staat  um  die  Sprache 
zu  bdcümmeni,  die  man  für  ein  Objekt  freier  „gesellschaftiidier''  und  daher 

anarchischer  Entwickelung  halten  möchte.  Doch  ist  dabei  nicht  ZU  übersehen, 
daß  die  Sprache,  das  Verständigung-smittel  der  Priester  und  Beamten,  ein 
Gegenstand  des  Unterrichtes,  einer  speziellen  Wissenschaft  und  daß  sie  es  ist, 
durch  welche  die  Poesie  wirkt  Auch  die  Sprache  wird  daher  vom  Staate 
gepflegt,  soweit  sich  seine  Tätigkeit  nach  diesen  Richtungen  hin  erstreckt. 
Doch  sind  dies  mehr  Reflexwirkungen.  Allein  auch  direkte  Beeinflussung 
gibt  es  hier.  Denn  obwohl  die  Sprache  unstreitig  eines  der  Grundelemente 
aller  Kultur  ist  und  sie  daher  mit  all  dem  Reizvollen,  was  aus  ihr  und 
mit  ihr  an  Kulturgütern  erzeugt  wird,  einer  zivilisierten  Zeit  als  etwas 
Wertvolles,  Interessantes,  Schutz-  und  Pilegewürdiges  erscheinen  sollte,  so 
ist  doch  dieser  Gesichtspunkt  durch  die  Politik  sehr  stark  zurückgedrängt 
Die  Sprache  ist  eben  nicht  bloB  ein  Kulturgut,  sondern  auc^  —  wie  Ge- 
dern und  zum  Teil  heute  noch  —  Rdigion»  Kunst,  Tracht  u.  a.  ein  Merk- 
mal der  Nationalität,  das  heißt  ein  gemeinsamer  geistiger  Besitz  und  da- 
mit ein  unerläßliches  M  ttel  der  Herrschaft,  welch  letztere  ohne  das  Dw Siwt and 
Verständigungsmittel  der  Sprache  nicht  rnr)glich  ist.  Nun  werden  in  fast  -^-,mimg|, 
allen  Staaten,  auch  in  jenen  mit  scheinbar  „einheitlicher >i'atiünalität"  mehrere 
Sprachen  gesprochen,  wobei  die  Grenzen  zwischen  Sprache  und  Dialekt 
unerortert  bleiben  mögen.  Die  Einheit  der  Nationalität  aber  ist  stets  das 
Werk  einer  zielbewußten  staatlichen  Tätigkeit  gewesen,  welche  für  die 
eine  Sprache  eine  Pflege,  für  die  andere  aber  eine  absichtliche  Nicht- 
pflege  ist,  um  diese  \  on  der  Fähigkeit  amtliches  Verständigoingsmittel  und 
damit  von  der  Möglichkeit  „Kultursprache"  zu  werden,  auszuschließen.  Die 
Erreichung  dieses  Zieles,  welches  sich  diurch  die  naturgemäße  Abneigvmg 
gegen  fremde  Nationalitäten  versdiärf^  wird  jedoch  stark  beeinträchtigt  wenn 
nationale  lifinoritaten,  wie  es  bei  den  Polen,  Dänen,  Rumänen,  Axmeniem 
u.  a.  der  Fall  ist,  Bestandteile  größerer  Nationen  bilden  vmd  noch  mehr 
dann,  wenn  diese  letzteren  zugleich  benachbarte,  selbständige  National- 
staaten bilden.  Tn  diesem  Verhältnis  stehen  die  Dänen  und  Franzosen  des 
Deutschen  Reiclies,  die  Deutschen  Kußlands,  die  Rumänen  Ungarns  und 


Digitized  by  Google 


400         Edmuitd  Bernatzik:  Vcrwaltongaredit  II  (Pdiiei  and  Kultarpflflge)^ 

viele  andere.  Und  selbst  dort,  wo  keines  von  beiden  der  Fall  ist,  wie  bei 
den  Ixea,  Basken,  Georgiefn  «.  babea  sich  Mmoritätsqnscluii  oft  mit 
einer  iinglaulilichen  Zähigkeit  erlialten,  waluend  andere,  wie  die  der 
Wenden  allerdings  völlig  vernichtet  worden  sind.  Exae  Vemichtungs- 
politik  ist  zAvar  so  gnit  wie  unmöglich,  seitdem  (hauptsächlich  infolge 
der  Reformation)  die  Schätzung-  der  Nationalität  und  der  Mutter- 
sprache ein  Kennzeichen  unserer  Zivilisaüon  geworden  ist  Aber  selbst 
^e  müdere  Verkummerungspolittk  erweist  sich  heute  als  undurcbfShrbar, 
wenn  die  NationaEtäten  einander  einigennaBen  die  Wage  halttm.  Dann 
entstellt  das  Problem  eines  Staates  mit  n^hrwen  Nationalitaten,  deren  keine 
die  andere  beherrschen  kann.  Seinen  rechtlichen  Ausdruck  findet  dieser 
Zustand  in  dem  Prinzip  der  Gleichberechtigung  der  Nationalitäten  im  Staat 
Eine  solche  ist  in  der  Tat  in  mehreren  Verfassungen  ausgesprochen,  aber 
sie  ist  bisher  nirgends  vollkommen  durchgelulirt,  vielleicht  überhaupt  nicht 
durchfuhrbar.  Sdion  die  bloBe  Ann&berung  an  dieses  Prinzip  greift  so 
tief  in  das  Staatsleben  ein,  dafi  das  GefQge  eines  JQnheitsstaates  damit 
SchlechtetdingB  unvereinbar  ist  Es  muß  dann  zu  «ner  zusammengesetzten 
Staatsfonn,  einem  Bundesstaat  oder  einer  monarchischen  Union  gegriffen 
werden.  Auch  dieser  Weg  ist  nur  gangbar,  wenn  die  Zahl  der  Natio- 
nalitäten zwei,  höchstens  drei  nicht  übersclireitet  und  halbwegs  eine  nume- 
rische und  kulturelle  Gleichheit  besidit  Dies  triflt  nur  bei  der  Schwdz 
und  audi  bei  dieser  nicht  ganz  zu.  Ln  ig.  Jahrhundert  schien  das 
„Nationalitätsprinzip"  eine  wenn  auch  gewaltsame  Lösung  zu  bringen, 
indem  jede  Nationalität  ein  Staat  werden  zu  wollen  schien.  Und  in  der 
Tat  ist  ja  die  Landkarte  in  diesem  Sinne  stark  umgestaltet  worden.  Be- 
trachtet man  aber  die  Gemenglage  der  Nationalitäten  in  Rußland,  Öster- 
reich, Ungarn,  auf  dem  Balkan,  um  von  den  übrigen  Weltteilen  zu 
schweigen,  wo  noch  ganz  andere  Rassegegensätze  hinzutreten,  so  mufi  man 
zugeben,  daß  man  hier  vor  einem  der  schwierigsten  alter  politisdien 
Probleme  steht,  zu  dessen  Lösung  emsthaft  zu  nehmende  Versuche  &st 
nirgends  gemacht  sind.  Beachtenswerte  Ansätze  dazu  finden  wir  nur  in 
Österreich, 

HL  Die  Sitte.  Ein  etwas  anderes  Bild  bietet  uns  die  Sitte.  Ein 
StQck   derselben,   die  unerläßlichen  Regeln   des  gesellschaftlichen 

Lebens,  die  wir  mit  dem  Ausdruck  „Sittlichkeit  bezeichnen,  schätzt 
der  Staat  durch  seine  Justiz  und  Polizei.  Das  ist  allerdings  noch  keine 
„Pflege".  Wohl  aber  läßt  ihr  der  Staat  eine  solche,  und  zwar  in 
höchst  bedeutsamer  Weise,  in  Form  der  „Erziehung"  angedeihen,  die 
einen  TeU  des  Jugendunterrichtes  bildet  Es  ist  eine  sehr  wichtige  Er- 
scheinung der  Gegenwart,  daß  die  staatlidie  oder  kommunale  Erziehung 
—  und  zwar  in  aller  Regd  Anstaltserziehung  —  die  mangelhafte  oder 
ganz  fehlende  Erziehung  des  Elternhauses,  die  bei  den  besitzlosen  Klassen 
mehr  und  melir  wegfaUt,  zu  ersetzen  begbmt   Ja  vielüetch  fühlen  sich 
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St^ult  und  Gemeinde  heute  schon  verpflichtet,  über  das  Kindes-,  ja  selbst 
Jünglingsalter  hinaus  Individuen  mit  geschwächter  Willenskraft  (Irre, 
Triaker,  entlassene  Sträflinge)»  teOs  mit,  tdls  gegen  ihren  Willen,  teils  in 
Anstalten,  teils  anch  aufieriialb  soldier  zum  Vwharren  in  der  »SitUidikeit'* 
zu  bringen,  und  es  ist  bemerkenswert,  in  welch  hohem  Maße  die  Ver- 
waltung' hierbei  durch  Vereinstätigkeit  ergänzt  wird.  Darüber  hinaus  aber 
überläßt  der  Staat  die  Sitte,  wie  die  Sprache,  ihren  eigenen  Gesetzen  und 
ihrer  eig'enrn  Entwickelung.  So  sehr,  daß  der  hierdurch  entstehende 
Gegensatz  von  Sitte  und  Recht  ein  ebenso  charakteristisches  Merkmal 
unserer  Kultur  geworden  ist,  wie  die  Autonomie  der  Religiun.  AuAer^ 
ordentlich  wichtige  gesellsdialUidie  Beziehungen  wie  die  Befaandlui^  und 
Entlohnung  der  besitzlosen  Klassen  werden  auch  heute  noch  vorwiegend 
durch  ungeschriebene,  nichtsdestoweniger  aber  mit  eiserner  Kraft  wir- 
kende Geset/e  der  Sitte  gcreg-clt. 

Doch  dar!  man  nicht  übersehen,  daß  der  Staat  neben  der  Repression 
durch  Justiz  und  Polizei  und  neben  der  Jugenderziehung  die  Sitte  in 
mannigfoltig  anderer  Art  beeinflußt,  indem  )a  der  ganze  Oiganismus  des 
Staates  selbst  ein  Stück  der  Sitte  ist  und  sich  ihr  f&gt  Nicht  selten  im 
Widerspruch  mit  dem  Sinn,  ja  hie  und  da.  dem  Wortlaut  des  Gesetzes. 
Man  braucht  dabei  bloß  an  die  Art  und  Weise  zu  denken,  wie  die  Frei- 
heit bei  der  Ämterbesetzung  durch  Ernennung  oder  Wahl  oft  zum  Aus- 
schluß ganzer  Gesellsdiaftaklassen,  Religionsgesellschaften  oder  Nationali- 
täten  verwertet  wird,  obwohl  die  „Grleichheit"  verfassungsmäßig  anerkannt 
sein  m^.  Oder  man  denke  an  das  Duell  I  Dabei  ist  die  staatliche  Titig- 
keit  gegenüber  der  Sitte  fast  immer  eine  konservative,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  Polizei  selbstverständHch  die  naturgemäße  Tendenz  besitzt, 
neue  Gestaltungen  der  Sitte  als  „Gefahren''  zu  betrachten  und  ihnen  ent- 
gegenzutreten. 

Allerdings  fuhrt  manchmal  das  Gesetz  der  Wechselwirkung  auch  zu 
einer  Fortbildung  der  Sitte  durch  den  Staat  So  ist  die  Freigebung 
der  höheren  Bildungsanstalten  für  das  wdbliche  Gea^edit  und  dessen 
Zulassung  zu  den  politischen  Rechten  zwar  stets  eine  erzwungene  Folge 
einer  bereits  eingetretenen  Änderung  der  Sitte.  Daß  aber  derartige  Maß- 
regeln des  Staates  diese  Änderung  der  Sitte  stürmisch  potenzieren  müssen^ 
ist  klar.  Doch  «nd  das  nur  Refl«Lwirkungen.  Direkt  auf  Änderung  von 
Sitten  gerichtete  staatliche  Tätigkeiten  ^d  in  nicht  revolutionären  Zeiten 
eine  Seltenheit  Ein  wichtiges  Beispiel  dafür  ist  die  Verbesserung  der 
üblichen  Arbeitsbedingungen  durch  den  Staat  und  die  Kommunen  als 
Arbeitgeber,  sowie  bei  der  Vergebung  von  Lieferungen.  Ein  solches 
Beispiel  wirkt  schnell  auf  die  anderen  Betriebe  weiter,  nicht  so  sehr  als 
„gute  Lehre«,  sondern  als  Beweis  f&r  das  wahre  Interesse  des  Unter- 
nehmers. Das  20.  Jahibundert  wird  solche  lifittel  zur  Hebung  der  Lage 
des  Proletariates  sicherlich  desto  häufiger  anwenden,  je  mehr  die  Staate 
liehen  tmd  kommuniJen  Gemeinwesen  sich  donokratimeren. 

Du  Kians  m  OuBnnKr.  n.a.  16 
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rV.  Die  Religion.  Von  der  Stellung  des  Staate«;  tut  Relig-ion  wird  an 
anderer  Stelle  dieses  Werkes  gehandelt  Hier  sei  nur  festgestellt,  daß  das 
1 9.  Jahifaundert  2war  Aber«]!  die  große  Ermngensdwft  des  Naturrecfate^  die 
individuelle  Gewisseiufrdhei^  eu^neföhrt  und  festgehalten  hat,  daA  aber  auch 
hier  keineswegs  die  letzten  Konsequrazen  des  I  Jberalismus  gezogen  wurden, 
welche  unzweifelhaft  keine  anderen  sein  können,  als  die  vollständige 
„Trennung  der  Kirche  vom  Staat"  bei  Unterstellung  der  Religionsgesell- 
schaften unter  das  freie  Vereinsrecht  und  bloflem  Vorbehalt  polizeilicher 
Schranken  gegen  unsittliche  oder  staatsgefahrliche  Bekenntnisse  oder 
Betätigungen.  Einzig  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  ist  an- 
nShemd  dieser  Zustand  herbeigeführt.  Wo  sonst  ähnliche  IMnziinen  in 
den  Ver&ssungen  stehen,  werden  sie  in  der  Praxis  oder  durch  die  Ver- 
waltungseinrichtungen meist  umgangen.  Überall  sind  die  Bekenntnisse 
der  Majorität  begünstigt,  die  großen  Religionsgesellschaften  gegenüber 
neuen  und  freieren  Bildungen  bevorzugt,  überall  erhalten  die  ersteren 
erhebliche  Zuschüsse  aus  Staats-  oder  Konununalsteuem,  wo  nicht  gar 
der  ganze  Kultus  vom  Staate  bezahlt  wird,  fiberall  begünstigt  der  Staat 
oder  erzwil^  sogar  direkt  einen  Religionsunterricht  (Ür  die  Jugend,  gewährt 
den  konfessionellen  Privatschulen  Öffentlichkeitsrechte,  verleiht  auch  dort, 
wo  die  Einführung  der  Zivilmatrikeln  und  der  Zivilehe  erfolgt  ist,  den 
Kultusorganen  gewisse  obrigkeitliche  Rechte,  nimmt  einen  £inäuß  auf 
deren  Bestellung,  überwacht  ihre  Amtsführung  usw. 

Er  räumt  soout  den  großen  Religionsgesellschaften  eine  wdt  über  die 
Rechtsfähigkeit  freier  Vereine  hinau^g^ende  Stellung  von  sogenannten 
öffentlichen  Korporationen  ein,  gliedert  sie  dadurch  in  verschiedraem  Aus- 
maße seinem  eigenen  Organismus  an  oder  ein  und  hat  sich  so  von  dem 
mittelalterlichen  Prinzip  der  vStaatsreligion  weit  weniger  entfernt  (oder 
besser  gesagt,  sich  ihm  im  19.  Jahrhundert  weit  mehr  wieder  genähert), 
als  man  nach  den  tönenden  Phrasen  der  Ver&ssungsurkund«i  glauben 
möchte.  Untereinander  sind  die  Bekenntnisse  meist  fonneU  oder  im 
Prinzip  gleichgestellt,  doch  sind  Bevorzugungen  des  Bekenntnisses  der  Ma- 
jorität sehr  gewöhnlich.  „Dissentierende«  freie  religiöse  Verbände  sind 
zwar  gestattet,  wie  auch  gewohnlich  die  Angehörigkeit  an  ein  be- 
stimmtes Bekenntnis  nicht  direkt  gefordert  wird.  Im  ganzen  ist  aber  in 
der  zweiten  Hälfte  des  1 9.  Jahrhundei-ts  die  Tendenz  nach  einer  stärkeren 
Pflege  des  rdigiosen  Geistes  in  fhst  allen  Staaten  unvericennbar.  SchwerUdi 
irgendwo  auf  Grund  einer  aufrichtigen  Rückkehr  zu  dem  mtttelalteriichen 
Gesichtspunkt  oder  infolge  wirklicher  und  aufrichtiger  Religiosität  der 
herrschenden  Elemente,  sondern  um  durch  finanzielle  Leistungen  die  Reli- 
g^onsgesellschaften  in  Abhängigkeit  vom  Staate  zu  erhalten  und  haupt- 
sächlich um  sich  ihrer  Macht  zu  politischen  Zwecken,  insbesondere  im 
Kampfe  gegen  die  extrem-radikalen  und  sozialistischen  Parteien  zu  be- 
dienen. Bei  diesen  Kampfb  sind  im  19.  Jahrhundert  die  kirchlichen  Or- 
ganisationen meist  die  Verbündeten  der  Regierungen  gewesen,  wodurch 
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der  Einfluß  der  ersteren  auf  die  Bevölkerung-,  insbesondere  die  besitzlosen 
Klassen  vielenorts  stark,  vermindert  worden  ist 

Hier  liegt  der  Anlaß  der  mannigfaltigen  demokratischen  Idrcblichen 
Unterströmungen,  die  sich  in  den  letzten  Jahren  des  abg^ufenen  Jahr- 
hunderts bemerkbar  gemacht  haben,  selbst  im  Bereiche  der  katholischen 
Kirche.  Bisher  haben  diese  Bestrcbung-en  das  erwähnte  politische  Ver- 
hältnis zwischen  Staat  und  Kirrhf  nicht  stören  können.  Und  solange  dies 
Verhältnis  bestehen  bleibt,  mui;^  man  sagen,  daß  der  Staat  auch  gegenüber 
der  Religion  eingemündet  ist  in  das  al^iemeine  staatssociaiistische  Fahr- 
wasser, welches  för  die  twdte  HSlfte  des  tg.  Jahrhunderts  charakteristisch 
ist,  indem  er  in  schreiendem  Widerspruch  zu  dem  revolutionären  Naturrecht 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  den  Religionen  gegenüber  keine  Ausnahme 
mehr  macht  von  dem  allgemeinen  Prinzip,  daß  er  sich  verpflichtet  und 
berechtigt  fühlt,  allen  Kulturgiitem  in  einem  gewissen  Aasmaße  seine 
Pflege  angedeihen  zu  lassen.  Betrachtet  man  die  Programme  der  extremen 
sozialistischen  Parteien,  die  ja  den  Satz  entiialten,  daft  die  „Religion  Privat 
sadie"  sei,  so  schdnt  es  freilich,  als  ob  gerade  die  völlige  Trennung  der 
Kirche  vom  Staat  vom  Sozialismus  gefordert  werde.  AUeitt  dem  ist  nicht 
so.  Dieser  Programmpunkt  ist  nur  ein  Produkt  der  momentanen  Koalition 
zwischen  Kirche  und  Staat  gegen  die  besitzlosen  Klassen.  Fällt  (Vto'ie 
weg,  was  ja  vielleicht  im  20.  Jahrhundert  geschehen  kann,  so  fragt  man 
sidi  vergebens,  warum  die  absolute  MajorttiUsfaerrschaft,  welche  jene  Pro- 
gramme anstreben,  gerade  vor  der  religiösen  Freiheit  Halt  madien  sollte. 

V.  Die  Kunst.  Werfen  wir  mmmehr  einen  Blick  auf  das  Verhältnis  des 
Staates  zur  Kunst.  Während  Ströme  von  Blut  wegen  der  Stellung  des  Staates 
zur  Religion  geflossen  sind,  hat  die  Kunst  zu  so  heftigen  Kämpfen  keinen  An- 
laß geboten.  Das  zeigt  sich  schon  in  der  Dürftigkeit,  welche  die  modernen 
Verfassungen  in  diesem  Punkte  charakterisiert  Auch  sonst  wird  im  öffent» 
liehen  Recht  die  Kunst  ebenso  spärlich  berücksichtigt  wie  m  der  juristischen 
Literatur.  Ist  ja  doch  insbesondere  bei  den  germanischen  Nationen  die 
Kunst  erst  in  neuester  Zeit  mehr  in  den  Vordergrund  des  geistigen  Lebens 
getreten,  seitdem  eben  die  relig-iösen  Fragen  aufgehört  haben  in  dem  Maiie 
zu  interessieren  wie  ehedem.  An  Debatten  und  Streitigkeiten  über  Kunst- 
fragen  fehlt  es  in  der  Gegenwart  nicht,  und  auch  die  Stellung  des  Staates 
zur  Kunst  wird  in  der  nicht  juristischen  Literatur  vielÜEUsh  behandelt  Es 
ist  aber  sehr  schwierig,  aUS  eiuem  Qiaos  von  einzelnen  Stimmen  und  Maß- 
regeln tHejenig(?  Auffassung"  zu  erlauschen,  welche  man  als  die  herrschende 
und  als  diejenige  bezeichnen  kann,  der  die  Zukunft  geliört. 

So  individuell  und  frei  das  künstlerische  Schaffen  ist,  so  war  die 
Kunst  doch  stets  ein  gesellschaftliches  Phänomen.  Auch  der  religiöse 
Glaube  ist  etwas  Individuelles,  und  doch  ist  die  Isolierung  der  Frömmigkeit 
„un  stillen  Kämmerlein«  nur  die  lUttnon  eines  Schwärmers.  Wie  der 
Glaube  mit  Notwendigkeit  anr  gesellsdiafUichen  Betätigung,  zum  Kultus 
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drängt,  so  das  künstlerische  Schaffen  zu  seiner  Mitteilung  an  die  Gesell« 
Schaft,  mag  sie  der  KfUistier  in  heute  üblidier  Weiae  noch  so  sehr  ver- 
achten. Li  einer  gewissen  Kulturepoche  fSUt  beides  zusammen,  KuUus 
und  Kunst  Die  Reibnnatioin  hat  auch  die  Kunst  säkularisiert,  aber  mcht 
von  ihrem  Zvisammenhang  mit  der  Gesellschaft  gelöst  Freilich  ist  nicht 
alles  künstlerische  Schaffen  in  dem  hohen  Maße  von  ihr  abhängig,  wie 
etwa  daü  Drama.  Aber  auch  der  verträumteste  Lyriker,  Maler  oder  Pla- 
stiker bedarf  der  Mitteilung  seiner  Schöpfungen.  Nicht  nur  aus  künst- 
lerischem und  priesterEchem  Drange,  sondern  audi  aus  einem  sehr  realen 
Motiv,  weil  der  Künstler  in  aSler  KegtA  davon  leben  mu&  Soviel  man 
auch  diese  Tatsache  beklagt,  es  ist  leider  nicht  zu  bestreiten,  daß  die 
Wohlhabenheit  mit  der  Künstlerschaft  sehr  selten  vereinigt  ist  Ks  ist  für 
die  menschlichp  Natur  nicht  schmeichelhaft,  aber  leider  nur  zu  oft  be- 
obachtet, daß  dann  das  Talent  sich  im  Dilettantismus  verliert  Könnte  das 
Privateigentum  abgeschafifc  werden,  dann  würde  allerdings  auch  jener 
Obelstand  hmweg&llen.  Die  Künstler  würden  dann  staatliche  Beamte 
werden.  Unsere  Phantasie  reicht  nicht  aus,  sich  diesen  Zustand  auszu- 
malen. Daß  aber  heute  ein  Ansatz  zu  staatlicher  Kunstpflege  vorhanden 
ist,  läßt  sich  nicht  bezweifeln.  Historisch  reicht  dieselbe  zurück  zu  dem 
zuerst  in  der  Renaissance  ausgebildeten  „Mäcenatentum",  dessen  erheb- 
liche Reste  in  den  Monarchieen  vielfach  noch  heute  erhalten  sind.  Die 
vataniefat  Staatliche  Kunstpflege  beginnt  mit  dem  Unterricht  in  den  bildenden 
te  KtaMcn.  Künsten,  in  den  „Akädemieenf*.  Diese  gehen  zurück  bis  ins  17.  Jahrhundert 
Im  19.  Jahrhundert  ist  manches  Neue  hinzugetreten.  Versudien  wir  die 
Formen  dieser  staatlicheti  Kunstpflege  zu  scheiden,  so  finden  wir  nebst 
dem  Unterricht  und  der  Lehre  die  Förderung  fertig-f^r  Künstler,  die  Er- 
haltung imd  Festhaltung  von  Kunstwerken,  die  Zugaiiglichmachung  der- 
selben für  die  Menge  und  die  Ausbildung  des  Geschmackes  und  Künste 
sumes.  In  allen  diesen  Formen  hat  tAdti  staatliche  Kunstpflegfe  entwidcelt 
Daneben  dient  diesem  Zwecke  ein  reiches,  vom  Staate  g^efördertes  freies 
Vereinswesen,  während  die  Kommunen  allerdings  sich  kaum  noch  zu 
regen  beginnen.  Am  verbreitetsten  ist  die  Form  des  Unterrichtes  in  öffent- 
lichen Anstalten.  Er  erstreckt  sich  auf  alle  Stadien  von  der  höchsten 
Kunstbetätigimg  bis  hinab  zur  primitiven  Handfertigkeit,  er  erstreckt  sich 
auf  alle  Gebiete  der  Kunst,  die  Dichtkunst  glüdeücherweise  ausgemmunen. 
Die  Geschichte  und  die  grofte  V^M^hla^eit  der  Kunstschulen  kann  hier 
nicht  weiter  besprochen  werden.  Doch  ist  erwähnenswert,  daß  mit  durch 
ihre  Tätigkeit  auf  dem  Gebtete  der  bildenden  Künste  die  Grenzen 
zwischen  der  sog.  „hohen"  Kunst  und  dem  Kunsthandwerk  oder  Kunst- 
gewerbe in  letzter  Zeit  sehr  stark  verwischt  worden  sind.  Die  Kunst  ist 
auch  nadi  diesw  Riditung  hin  d«nokralisiert  worden.  Das  hat  unter 
anderem  ^e  volkswirtsdiafiUche  Bedeutung.  Denn  indem  die  Kunst  die 
Tendenz  zu  verfolgen  begann,  nebst  dem  Schönen  auch  das  Nützliche  zu 
findra  oder  gar  beides  zu  identifizieren,  gelangte  sie  zu  dem  Bestreben, 
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mSgÜchst  viele  Gebr>iic1iS«rtikel  kfinstierisdi  za  gestalten  und  v^undwte 

so  bis  zu  einem  gewissen  Grrade  das  Aufgehen  der  damit  befaßten  Be- 
triebe in  dea  GroAbetiieb,  die  Aufsaugung  des  kleinen  Kapitals  durch  das 
große. 

Je  besser  nun  die  Kunstgewerbeschulen  gediehen  sind,  desto  mehr 
sind  die  „Akademieen'*  xurückgegangen.  Ja  es  gehen  no^  heute  £e  Aof 
sichten  darilber  sehr  auseinand^i  ob  man  zu  selbständiger  kOnsderisdier 

Produktion  in  Unterrichtsanstalten  Oberhaupt  anleiten  solle  und  könne.  IMeser 
Streit  scheint  sich  auch  in  das  folgende  Jahrhundert  fortspinnen  zu  wollen, 
obwohl  er  seit  langem  besteht,  und  schon  vor  mehr  als  hundert  Jahren  die 
Bezeichnung  „akademisch*'  zum  Spottwort  geworden  war.  Unzweifelhaft 
entsprechen  die  Erfolge  der  Akademieen  der  bildenden  Künste  keineswegs 
der  Mühe  und  den  Austagen,  luid  es  ist  bezeichnend»  daB  sie  gnade  in  den 
Kreisen  der  KSnstlCT  selbst  oft  für  direkt  schädlich  gehalten  werden,  weil 
sie  es  den  MittelmäUgen  ermöglichen,  in  ausgetretenen  Geleisen  wandelnd, 
unverdiente  Erfoltfe  zu  erringen,  während  sie  die  kräftigen,  neue  Bahnen 
einschldL;rndi  11  I  ah  nte  ersticken.  Es  ist  das  mit  den  höheren  musikalischen 
Schulen  ganz  äiuiUch  bestellt,  so  gläiuend  sie  auch  iur  die  reprodu- 
zierende Kunst  winken.  Trotz  alledem  haben  sich  die  hohen  Kuns^ 
sdiulen  bisher  erhalten  und  werden  sich  woU  auch  in  Zukunft  erhalten. 
Vielleicht  weil  der  stets  konservative,  in  der  Regel  auch  geistig  mittel- 
mäßig begabte  Mittelstand  ein  Bedürfius  nach  Kunstwerken  besitzt^  welche 
diesem  Niveau  entsprechen. 

Erheblich  jünger,  aber  zukunftsreicher  ist  die  Förderung  fertiger  Fardaciuig 
Kfinstler.  Die  Entwickelung  ist  hier  noch  sehr  verschwommen  und  ihre  ~" 
Resultate  ungeregelt  Aber  es  lifit  sich  mcht  verkenne,  daß  man  in 
den  letzten  Dezennien  auch  in  dieser  Beziehung  sich  mit  einer  Ausdehnung 
der  Kompetenzen  von  Staat  und  Kommunen  befreundet  hat.  Ja,  man 
fangt  an,  das  Eingreifen  derselben  direkt  zu  fordern  und  von  Pflichten 
des  Staates,  hie  und  da  sogar  der  Kommunen  zu  sprechen.  Man  beginnt 
es  als  eine  Schmach  zu  empiiuden,  wenn  sie  einen  bedeutenden  Künstler 
verkommen  oder  verkfimmem  lassen,  während  es  vor  einem  halben  Jahr- 
hundert niemandem  einfiel,  darin  etwas  anderes  als  den  sdbstverscholdeten 
Untergang  eines  „Gewerbetreibenden"  zu  erblicken.  Und  während  man  es 
in  jener  Zeit  ganz  in  der  Ordnung  fand,  wenn  der  Staat  einem  siegreichen 
Feldherm  eine  staatliche  und  stattliche  Dotation  zuteil  werden  ließ,  hätte 
man  eine  derartige  Zuwendung  an  einen  Beethoven  oder  Wagner  als 
eine  unertiorte  und  uneilaubte  Verschwendung  von  Staatsgeldem  be- 
traditet  Das  ist  heute  doch  stark  anders  geworden;  nur  haben  sich  feste 
Rechtsformen  für  derlei  Dinge  nodl  nicht  gebildet.  Vielmehr  handelt  es 
sich  hier  bisher  mehr  um  zufallige,  vereinzelte  Ausnahmen  in  l  orm  v^on 
Ehrengoschenken  oder  Pensionen,  und  auch  das  meist  nur  im  Falle  der 
Notlage,  gewissermaßen  als  verstärkte  Armenpflege.  Eine  wirkliche  gesell- 
schaftliche Wertschätzung  des  Künstlers  zeigt  sich  heute  höchstens  bei 
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den  romanischen  National,  bei  den  übrigen  meist  nur  in  d«r  Aus- 
schmückung ihrer  —  Gräber  oder  Setzung  postmortaler  „Denkmäler".  Da- 
gegen sind  als  indirekte  Förderungsmittel  in  häufigen  Gebrauch  gekommen 
(1er  Ajikauf  von  Kunstwerken  durch  Staat  und  Kommunen,  öffentliche 
Konkurreiuen  und  Preisausschreibungen.  Die  bildende  Kunst  ist  hierbei 
sehr  stark  bevorzugt 

AafgaiMB  dM  Im  Zusammenhang  damit  steht,  was  man  heute  vom  Staate  g^pen3b«r 
todbliKwL         Kunstwerk  verlangt   Wir  betrachten  es  nicht  nur  als  ein  Recht 

«Mk.  des  Staates,  sich  in  den  Besitz  möglichst  vieler  Kunstwerke  zu  setzen, 
selbst  wenn  ihre  Schöpfer  noch  nicht  gestorben  sind  (was  freihch  von 
mancher  Seite  bestritten  wird),  sondern  wir  betrachten  es  auch  als  seine 
Pflicht,  die  Kunstveilce  dem  Genuß  des  Volkes  darzubieten.  Am  ent- 
schiedensten ist  dieser  Gedanke  durchgedrungen  in  der  bildenden  Kunst 
Hier  hat  er  seine  feste  Rechtsfbrm  gefunden  im  „Museum",  das  seinen 
historischen  Grund  allerdings  im  fürstlichen  Mäcenatentum  hat  Unsere 
Zeit  verlangt  zweifellos,  daß  das  „Museum"  zu  einer  öffentlichen  Anstalt 
gemacht  werde,  worin  Italien  und  Frankreich  vorangegangen  sind. 
Freihch:  daa  Museum,  als  individuelle,  eigenbrödlerisclie  Liebhaberei 
sehr  verzeihlich,  ist  (in  seiner  bisherigen  Form)  weniger  ein  Mittel 
zur  Befriedigung  des  Kunsl^fenusses,  als  ein  BUdungsmittel  mit  päda« 
gogischen  Zwecken.  Da  jedes  Kunstwerk  eine  bestimmte  Umgebung 
verlangt,  ja  oft  geradezu  dafür  berechnet  ist,  so  ist  das  bisher  übliche 
Zusammenpferchen  der  Kunstwerke,  um  daraus  etwas  lernen  zu  können, 
eine  künstlerische  Barbarei.  Xiemaud  in  der  Tat  würde  sich  in  einem 
unserer  modernen  Museen  so  wenig  heimisch  fühlen  als  die  Musen,  deren 
Kunst  sie  geweiht  sind.  Es  ist  mdes  begreiflich,  dafi  man  die  gleiche 
Modalitat  auch  angewendet  hat  für  soldie  Veranataltui^n,  wdche 
nebenbei  noch  dem  Zwecke  dienen,  Markthallen  für  Werke  der 
bildenden  Kunst  zu  sein,  nämlich  die  sog.  „Kunstausstellungen".  Neben 
diesen  beiden  wohl  sehr  reformbedürftigen  Mitteln  der  Kunstphege  begannt 
in  neuerer  Zeit  die  früher  meist  nur  bei  Denkmälern  vorkommende  Form 
dauernder  Auastellung  von  Plastiken  an  Sffentlichen  Plätzen  u.  dgh  übüch 
zu  werden,  und  endlich  beginnt  man  neuerdings  hie  und  da  zu  der  schönen 
Tradition  der  Renaissance  zurückzukehren,  alle  öffentlichen  Grebäude  als 
schöne  Kunstwerke  zu  bauen.  Auch  des  hoch  gesteigerten  staatlichen 
Bestrebens  ist  hier  zu  gedenken,  alte  Kunstwerke  zu  erhalten  und  sich 
zu  erhalten.  Man  ist  in  dieser  Beziehung  vielenorts  zu  Veräußerungs- 
verboten, Vorkaufsrechten,  Ausfuhrverboten  u.  dgl.  gelangt;  wahrscheiiüich 
wird  man  im  2a  Jahrhundert  hier  Expropriationen  gestatten.  Selbst  auf 
Naturschonheiten  hat  man  staatlichen  Schute  zu  legeia  hegoaaxaiL  Anders 
steht  es  bisher  mit  den  übrigen  Künsten,  die  freilich  auch  anderer  Formen 
bedürfen.  Die  Musik  verlangt  zum  Teile,  Oper  und  Drama  naturgemäß 
öffentliche  Aufführung.  Der  Zusammenhang  mit  staatlicher  Kunstpfiege 
scheint  damit  von  selbst  gegeben  zu  sein.   Nun  werden  allerdings  öffent- 
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lidie  AufiQhnmgen  der  polizeilichen  Überwachung  iinterstellti  neuestens 
beginnt  man  sich  auch  um  das  Verhältnis  des  Personales  namentlich  des 
A^'eiblichen  zu  der  Leitung  zu  bekümmern.  Im  übrigen  aber  sind  sie,  soweit 
sie  nicht  noch  aus  früherem  Mäcenatentum  der  Fürsten  als  höhsche  Ver- 
aDStaltungen  übrig  geblieben  und  zu  öffButiidien  Anstalten  geworden  and, 
im  a]]g«memen  dmn  gewerbfichen  Privatbetriebe  anheimgestellt  Es 
kommen  allerdings  nicht  nur  mAv  hSufigf  Subventionierungen  durch  den 
Staat  und  die  Kommunen  vor,  sondern  die  Anstalten  selbst  stehen  hie 
imd  da  in  deren  Eigentum,  werden  dann  aber  regelmäßig  verpachtet 
Durch  diese  Unterstellung  des  Auüuhrungswesens  unter  das  (jrewerberecht 
Idd^  freilich  dneneits  oft  der  kfissderisdie  Gesichtq»unkt,  und  es  wiid 
andererseits  ein  Monopol  der  besitzenden  Klassen  daraus.  Ob  die  Zukunft 
auch  hier  öffentliche,  vielleicht  sogar  unentgeltliche  Veranstaltimgen 
bringen  wird,  wie  sie  Rousseau  vorschwebten  und  in  der  Tat  in  der 
Schweiz  existieren,  läßt  sich  schwer  voraussagen.  Die  Idee  des  nationalen 
Festspieles,  das  in  Bayreutli  inauguriert  zu  haben  die  deutsche  Nation 
vor  allen  sich  rühmen  darf,  mag  wohl  weiterentwickelt  werden.  Aber 
abgesehen  hiervon  verlangt  unsere  Zeit  gebieterisch,  dafi  mit  der  Aus- 
schlieAung  der  besitzlosen  Klassen  vom  Grenusse  der  Kunst  ein  Ende  Kamt  and 
gemacht  werde.  Das  20.  Jahrhundert  wird  unzweifelhaft  künstlerische 
Veranstaltungen  aller  Art  \  on  selten  der  Kommunen  und  des  Staates  bring'en 
imd  neben  die  Volkshibliothek  wird  das  Volkstheater  und  das  Volkskonzert 
treten.  So  wichtig  und  notwendig  nun  alle  diese  Formen  öffentlicher 
Kuns^flege  sind,  so  dQrf«i  wir  doch  nicht  bhnd  sein  gegen  ihre  Grefohren  OdUww 
und  Nachteile.  Einmal  wird  auch  durdi  sie  die  liittelmäffigkdt  gefördert  ^'"^'^ 
Die  großen  bahnbrechenden  Talente  —  Genies  müssen  so  wie  so  außer 
acht  bleiben  —  werden  in  der  Reg^el  feindselig"  von  der  offiziellen  Kunst- 
pflege behandelt  werden,  mag  dann  diese  in  den  Händen  einer  bornierten 
Bureaukratie  oder  einer  bornierten  Parlaments-  oder  Stadtrats-Majorität 
liegen.  Der  naturgemäße  Haß  mittelmäßiger  Köpfe  gegen  alles  Neue 
äuflwt  sich  begreiflich^weise  in  besonders  heftiger  Weise  gegen  jede 
neue  Kunstrichtung.  Die  andere  noch  schlimmere  G«£jdur  aber  darin, 
d  P  der  Staatsmann  der  Versuchung  schwer  widerstehen  kann,  die  Kunst 
bewußt  für  seine  politischen  Ziele  zu  verwert'm,  sie  mindestens  zu  neutrali- 
sieren und  zu  entmannen.  Nicht  die  ganze,  aber  ein  großer  Teil  der 
Kunst  steht  ja  stets  mit  der  Philosoplüe,  Rehgion,  PoUtik,  National-  und 
Sozialpolitik  ihrer  Zeit  In  einem  intimen  Zusammenhang.  Sclbstverstindficii 
sind  ihre  Beridiungen  zu  dar  Sozialpolitik  für  die  Gregenwart  von  be- 
sonderer Bedeutung.  So  viel  Bestrebungen  von  rechte  und  links  bemerk 
bar  sind,  um  die  Kunst  von  einer  sozialpolitischen  Einflußnahme  ferne  zu 
halten  oder  gar  einen  geträumten  Selbstzweck  („L'Art  pour  L'Art")  für 
sie  zu  ersinnen,  stets  wird  das  Mitleid  des  Künstlers  mit  Armut,  Schande 
und  Entbehrung  und  das  ihm  so  fremde  und  doch  wieder  so  nah  ver- 
wandte GefOhl  der  Empörung,  stets  wird  der  dem  Kflnstler  natuxgemiß 
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eigRne  Drang"  zur  Freiheit  und  seine  Sympathie  mit  ihren  Kämpfern  eine 
unerschöpfUche  Quelle  künstlerischer  Produktion  bilden,  wie  es  von  je 
gewesen.  Und  außerdem  charakterisiert  die  jüngste  Vergangenheit  die 
Empfindung  für  die  Schönheit  der  Arbeit  (Handarbeit  natürlich!)  —  eine 
Empfindung,  die  bisher  in  der  Geschichte  nie  existiert  hat  und  die  dn 
sartes  und  schwaches,  aber  doch  yeiheiftungavoUes  Band  der  Sympathie 
um  die  beiden  feindlichen  Gresellschaftsldassen  zu  schlingen  begonnen  hat 
Und  ganz  abgesehen  von  alledem:  es  wirkt  jede  bedeutende  künst- 
lerische Lidividualität  revolutionierend,  und  zwar  nicht  nur  für  das  ihr 
eigene  Gebiet,  sondern  jeder  Einbruch  in  die  Konvention  zieht  unaulhait- 
sam  seine  IMse  Us  «n  dem  entlegensten  fort  Die  ganze  Kunst  einer 
Epodie  ist  von  der  scheinbar  „gedankenlosen'*,  wie  dem  Tanz  und  dem 
Ornament  bis  zum  Drama  eine  geistige  Einheit,  die  ihrerseits  wieder  niit 
den  übrigen  Gebieten  der  Kultur,  Religion,  Wissenschaft  usw.  im  innigsten 
Zusammenhange  steht.  Man  hat  bei  solcher  Beeinflussung  der  Kunst 
keineswegs  bloß  an  polizeiliche  Eing^ffe  zu  denken,  die  ja  sehr  zurück- 
gegangen sind,  weU  man  sich  von  ihrer  EinfluBlosigkeit,  ja  der  Verkehrt- 
heit ilirer  Wirkungen  mehr  und  melir  überzeugt  hat  Viel  gefahrlicher  ist 
das  Mittel  der  politischen  Beeinflussung,  welches  eine  staike  Kuns^flege 
dem  Staatsmanne  in  die  Hand  gibt,  um  gewisse  ihm  bequeme  Künstler 
einseitig  zu  fördern  und  andere  (unter  denen  regelmäßig  die  bedeuten- 
deren Individualitäten  zu  finden  sein  werden)  zu  unterdrucken.  Von  da 
iöt  dann  nur  ein  kleiner  Schritt  zu  dem  Standpunkt  jenes  Polizeipräsidenten, 
der  vor  kurzer  Zeit  zu  einem  berühmten  Dichter  von  seinen  Wetken  sagte: 
i,Die  ganze  Richtung  pa0t  mir  iüdit<*  —  ein  AusqHruch,  der  ebimso  wie 
der  von  verwandter  Stelle  ausgegangene  vom  ^beschrlnkten  Untertaneo- 
verstande"  würdig  ist,  durch  die  Jahrhunderte  zu  gehen.  Um  solchen  Ge- 
fahren zu  begegnen,  gibt  es  nur  ein  Mittel:  Die  Selbstverwaltung  der 
Kunst  durch  die  Künstler.  Wir  können  diesen  Gedanken,  dem  ohne 
Zweifel  die  Zukunft  gehört,  hier  nicht  weiter  ausführen,  aber  es  ist  leicht 
seine  Anfiuige  allerorten  zu  beobaditen.  Wir  sind  reif  geworden  den  W«rt 
der  SdbstSndl^eit  dar  Kunst  zu  würdigen  und  uns  abzufinden  mit  der  Not- 
wendigkeit ihrer  Entwickelung,  die  der  Staatsmsmn  nie  begreift,  oder  wenn 
er  sie  begreift,  meist  verhindern  oder  ausbeuten  will.  Auch  jener  Weg  hat 
seine  Domen:  denn  gerade  „wer  als  Meister  geboren,  hat  unter  Meistern  den 
schlimmsten  Stand".  Schlimmeres  als  Grülparzer  über  Wagner,  Wagner  über 
Brahms,  Brahns  überBrudbMr,  Kleist  über  Goethe  gesagt  hat,  kann  auch  der 
aigste  Banause  nicht  über  die  Lippen  bringen.  Indes,  wie  sdion  bemerkt,  <fie 
Genies  werden  durch  keine  Einrichtung  der  Weh  je  vor  dem  Schicksal  bewahrt 
werden,  „an  das  Rad  der  Gesellschaft  geflochten"  zu  werden.  Aber  im 
ganzen  ist  doch  nur  die  Künstlerschaft  selbst  berufen  und  fähig-,  die  lebens- 
vollen Keime  des  Werdenden  von  den  Verwesungsprodukten  des  Absterben- 
den zu  unterscheiden.  Wer  in  der  Kunst  nicht  selbst  schöpferisch  tätig 
ist,  der  kann,  mag  seine  Urteilsfähigkeit  eine  noch  so  vollkommene  sein. 
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mBg  er  in  welcher  Stellung  immer  sich  befinden,  zwar  hemmen,  wohl  auch 
stören  und  zerstören,  aber  nicht  das  geringste  zur  Förderung  und  Ent- 
wickelung  der  Kunst  beitragen.  Die  Kritik,  wie  wertvoll  sie  auch  in 
manchen  Beziehungen  sein  mag,  in  der  Geschichte  der  Kunst  aller  Zeiten 
ttt  aie  ohne  jede  Bedeutung,  und  das  wird  im  20.  Jahthundert  nicht  anders 
werden.  Kur  durdi  das  Medium  der  KritOc  aber  (und  noch  dazu  meist 
nicht  adner  eigenen)  gelangt  der  Staatsmann  zu  seiner  Stellungnahme 
g^renüber  der  KunsL 

VL  Die  Technik.  Verwandt  mit  der  Kirnst  und  zum  Teile  mit  ihr 
zusammenfallend,  ist  die  Technik,  welche  (tm  weitesten  Sinn)  die  Form  der 
Güterproduktion  ist  Während  sich  nach  der  alteren  Staatsanfiassung  der 
Staat  um  we  nicht  bekfimmert  hal^  beginnt  zuerst  Frankreich  imter  dem  Ein- 
fluß merkantilistischer  Ideen  die  Technik  durch  sorgfaltigen  Unterricht  zu 
pflegen.  Seither  ist  man  allg-emcin  zu  der  Auffassung*  gelangt,  daß  in  der 
Technik,  abgesehen  von  ihrer  ökonomischen  Bedeutung,  ein  wesentliches 
Stück  unserer  Kuitur  gelegen  isL  Die  heute  herrschende  sog.  materia- 
listische Greschichtsanfiassung,  wie  sie  Karl  Maxx  entwicicelte,  will  ja  sogar 
in  ihr  (nebst  der  Eigentnmsvertwlung)  das  eigmtlidi  trübende  Element 
der  ganzen  Kuttnrentwickelung  erblicken.  Sieht  man  auch  von  solchen 
Übertreibungen  ab,  so  ist  doch  sicher,  daß  der  Technik  heute  eine  viel 
größere  Bedeutung  als  Kulturfaktor  beigelegt  wird  wie  früher.  Dem- 
gemäß ist  auch  die  staatliche  Pflege  derselben  durch  den  technischen 
Untenidit  eine  viel  intensivere  geworden,  wie  sich  dies  insbesondere  in 
dem  Aufblühen  der  technischen  Schulen  und  Museen,  in  der  Errichtung 
der  technischen  Hochschiden  und  ihrem  Wettbewerb  mit  den  Universitäten 
zeigt.  Wir  übergehen  indes  diese  Materie  trotz  ihrer  Wichtigkeit,  weil 
sie  in  anderen  Teilen  des  vorli^enden  Werkes  behandelt  wird. 

VIL  Das  Bildungswesen.  Überblicken  wir  nunmehr  die  St^ung 
des  modernen  Staates  zur  Wissenschaft  und  dem  Bildungswesen. 
Seh«i  wir  zunlchat  auf  die  wissenschaftliclie  Forschung,  so  be- 
mexktti  wir,  daß  überall  das  Prinzip  ihrer  „Freiheit*'  anerkannt  ist 
Doch  nicht  davon  ist  hier  zu  sprechen  {dies  würde  vielmehr  in  pinor 
Darstellung  des  Straf-  und  Polizeirechtes  zu  geschehen  haben),  sondern 
von  der  Frage,  ob  und  inwieweit  der  Staat  der  wissenschaftlichen 
Forschung  Pflege  angeddhen  läflt  Auch  hier  laAt  sich  eine  fortdauernde  wiiimtbdfci- 
Steigerung  der  staaUichen  Tätigkeit  beobaditen.  Der  Staat  fordert  heute 
die  Forschung  in  mannigfaltiger  Art,  teils  indem  er  gewisse,  für  ihn  selbst 
besonders  bedeutsame  Wissensgebiete  durch  seine  eigenen  Organe  er- 
forschen läßt,  teils  indem  er  manche  Unternehmungen  in  bisher  ungeregelter 
Weise  von  Fall  zu  Fall  subventioniert,  teils  durcli  Erlialtung  der  gelehrten 
Bibliotheken,  teils  durch  Unterstützung  oder  Angliedenmgen  von  freien 
Gdehrtenvereinen  (Almdemieen),  teils  endlich  durdi  die  Universitäten,  deren  cuvmMtU. 
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Geschichte  im  letzton  Jahrhundert  für  sich  ein  Stück  staatssoziali- tisch  er 
Entwicklung  darstellt,  indem  die  Universitäten  fast  überall  verst  latli  ht 
wurden  (ein  Prozeß,  den  allerdings  die  englische  Rasse  nicht  mitgemacht 
bat).  Durch  nÜiüv«rsität<'  wird  die  wüuraachafilidui  Fonchung  mit 
der  Ldire  verbimden.  WIhread  nun  in  den  Staaten  engUscher  Rasse  keine»» 
wegs  alle  wissenschaftlichen  Forscher  den  Universitäten  angehören  ^ifil], 
Darwin,  Spencer),  ist  dies  auf  dem  Kontinent  geradezu  die  Regel.  Dieses 
System,  soviel  g-länzcnde  Erfolgfe  es  aufzuweisen  hat,  brachte  doch  in 
Verbindung  mit  der  Verstaatlichung  ik-n  starken  Nachteil  mit  sich,  daß 
in  gewissen  politisch  wichtigen  Disziplinen  (theologische,  liistorische, 
phUosophiacbe,  juiistisdie,  ökonomisdie)  der  £inflttB  der  Regierungen  die 
Freiheit  der  Vnssenschaft  in  bedenklicher  Weise  zu  bedrohen  begonnen 
hat,  imd  die  Zuspitzung  der  sozialen  und  religiösen  Gegensätze  haben  diese 
Gefahr  so  sehr  verschärft,  daß  manchenorts  gcrad(!zu  bereits  von  einer 
„Wissenschaft  der  herrschenden  Klassen"  gesprochen  wird.  Und  zwar 
nicht  mit  Unrecht  Dieser  Umstand  hat  einerseits  zur  Errichtung  von 
freien,  vom  Staate  losgelösten  Universitäten  gefuhrt,  welche  auf  dem  Kon- 
tinent teils  sodaUstiscIi«!,  teils  klerikalen  Bestrebungen  dienen,  teils  Vet^ 
suche  einer  Populaxiaierung  der  Wissenschaft  ^VoIksumvernt&ten<^  hervor* 
gebracht,  deren  Erfolge  man  zurzeit  nicht  absehen  kann.  Dazu  tritt, 
daß  im  iq.  Jahrhundert  eine  Reihe  neuer  Hochschulen,  vor  allem  die 
technischen,  ins  Leben  gerufen  wurde,  die  mit  beitrugen,  die  alther- 
gebrachte Stellung  der  Universitäten  aufs  emstlichste  zu  bedrohen  und, 
so  schwer  es  auch  äem  auf  dem  Boden  der  klastischen  Greisteskultur  Au^ 
gebildeten  fallen  mag,  diese  Mo^chkeit  sich  vorzuatell«!,  so  ist  es  doch 
nicht  undenkbar,  daß  das  20,  JaJurhundert  sich  mit  einem  starken  Ruck 
von  ihr  und  damit  von  der  beherrschenden  Stellung  der  Universitäten 
loszureißen  versuchen  wird.  Damit  würde  eine  unabsehbare  Veränderung 
unserer  höheren  Geisteskultur  eintreten,  die  bisher  noch  immer  auf  den 
antiken  Grundlagen  beruht. 
Aadm  Was  nuu  Weiter  die  Stellung  des  Staates  zu  dem  übrigen  Unterricbts- 
^ll^lJ^  wesen  betrifft,  so  können  wir  von  dies«^  sehr  groAen  Materie  nur  ein 
paar  Hauptpunkte  berühren.  Es  fällt  hier  vor  allem  auf,  daß  ein  immer 
pfrößeres  Gewicht  auf  die  Pflege  allgemeiner  Bildung,  künstlerischer, 
tc'cluiischer  Fertigkeiten,  dann  der  Charakterbildung  und  Körperpflege, 
mit  einem  Worte  neben  dem  Unterricht  auf  die  Erziehung  gelegt  wird. 
Sodann  bemericen  wir,  daB  die  große  Errungenschaft  der  Refonnadon, 
das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates  auf  CrewShmng  des  Elementar* 
unteiridites  überall  zur  Anerkennung  gebracht  und  zur  großen  Idee  des 
Unterrichtszwanges  fortgebildet  wurde,  welche  mit  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht und  der  Presse  hauptsächlich  zur  Demokratisierung  der  europäischen 
Gesellschaft  beigetragen  hat.  Daneben  hat  .sich  freilich  überall  eine  ge- 
wisse Freiheit  des  Privatunterrichtes  erhallen,  der  vielfach  zum  kon- 
fessionellen Unterricht  znrQckf&hrt  Auf  diesen  Punkt  konzentriert  sich  im 
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At^penbliGk  hauptsächlich  der  Kampf  zwisdien  mittelalterlicfaenuid  moderner 

StaatsaxifTassung.  Erwähnenswert  ist  femer,  in  welch  starkem  Um£uig 
die  Sozialpolitik  im  Unterrichtswesen  Eingang"  g"efimden  hat  Denn  die 
allgemeine  Schulpflicht,  abs:e.sehen  davon,  daß  sie  vielenorts  nicht  durch- 
geführt wird,  hat  sich  ohne  weiteren  Ausbau  als  nicht  zum  Ziele 
führend  erwiesen. 

Außerordentlich  Vieles  und  Schönes  ist  2war  un  19.  Jahrhundert  zur  toUuwmov 
Fortbildung  der  Kinder  über  cUe  Volksschule  hinaus  geleistet  worden  und 
die  Anstalten,  die  ins  Leben  gerufen  wurden,  um  den  Übergang  ins  ge- 
werbliche und  industrielle  Leben  zu  erleichtem,  sind  von  bleibendem 
Werte.  Aber  dieser  ganze  „ Fortbild imgs Unterricht"  diente  doch  nur  den 
Interessen  des  Id^en  und  mittleren  Bürgerstandes.  Erst  in  den  letzten 
Dezemüen  begann  man  mehr  als  bisher  das  Schulwesen  den  Interessen 
der  besitzlosen  Klassen  dienstbar  zu  machen,  anfängUch  überall  getrieben 
vom  freien  Vereinswesen  und  der  Wohltätigkeit  Der  Primärunterricht 
wurde  meist  unentgeltlich  gemacht,  hie  und  da  selbst  die  Lehrmittel  un- 
entgeltlich beigestellt,  man  begann  sich  etwas  um  die  Erziehung,  die 
Kürperptlege  der  Kinder  zu  bekümmern,  Schulärzte  anzustellen,  Schul- 
bSder,  SchulbibEotheken  anzuführen,  ja  selbst  dürftige  Kinder  zu  ver- 
pflegen und  zu  bddaden.  Von  hoher  Wichtigkeit  smd  faner  die 
Bestrebungen,  den  noch  nicht  schulpflichtigen  Kindern  das  Elternhaus, 
das  ihnen  so  häufig  fehlt  oder  so  gut  wie  fehlt,  zu  ersetzen.  Dieser 
letztere  Umstand  ist  es,  welcher  tiefere  Wirkvmgen  der  bisher  erwähnten 
Maßregeln  verhindert  hat  Durch  die  strengere  Durchfühnmg  des  Prinzips 
der  Schulpflicht,  wie  Versäumnisstralra  für  die  Eltern,  sind  sie  auch  nidit 
zu  erzielen.  Dies  wird  nur  möglich,  wenn  es  g<dingt,  die  bisherige  TeiU 
nähme  der  Kinder  an  der  Beru&arbeit  der  Eltern,  insbesondere  zunächst 
die  Fabriksarbeit  der  Frauen  und  Kinder,  diesen  Schandfleck  des 
19.  Jahrhunderts,  aus  der  Welt  zu  schaffen,  was  nur  durch  die  Gewerbe- 
und  Fabriksgesetzgebung  geschehen  kann,  und  in  den  meisten  Staaten 
bereits  in  Angriff  genommen  worden  ist  Hier  harrt  des  20.  Jahrhunderts 
eine  gewaltige  Aufgabe,  die  es  zu  lösen  gezwungen  sein  wird. 
Ebenso  nötig  ist  aber  die  Fortbildung  der  der  Volksschule  Entwachsenen, 
die  beim  Proletariat  fast  gar  nicht,  beim  kleinen  Bürger  und  insbesondere 
beim  Bauemstand,  in  Schulen  nur  in  sehr  ungenügender  Weise  erfolgen 
kann.  Diese  Ergänzung  nach  oben  hin  bezweckt  das  in  den  letzten 
Dezennien  entstandene  sog.  „Voiksbildungswesen*^.  Wir  begegnen  hier 
Mner  Fülle  von  neuen  Unterrichtsfonnen:  einmalige  Vorträge  populärer 
Axt,  Vortragsreihen,  die  man  au<^  bereits  zu  sjrstematisdi  geordneten 
Kursserien  ausgestaltet  und  hie  und  da  mit  Prüfimgen  verbunden  hat, 
Wanderkurse  auf  dem  flachen  Land,  Wanderbibliotheken  u.  a.  Derlei 
Veranstaltungen  werden  teils  \'on  freien  Vereinen  mit  karitativem  Charakter, 
teils  von  liiteresseiitenvereinen  (hauptsächlich  „Arbeiterbüdungsvereinen"), 
teils    von   freien    Lehrer-    oder    Professorenvereinen    (bisweilen  nach 
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dänischem  Muster  unter  Heranziehung*  von  Studenten  zum  Lehramt)  ge- 
halten, teils  sind  sie  nach  eng-lischem  Muster  („University-extcnsion")  don 
Universitäten  angegliedert.  Berechnet  sind  sie  nicht  bloß  für  das 
Proletariat  und  die  Arbeiterschaft,  sondern  auch  für  den  Mittelstand, 
inabMOodere  ffir  die  Volksschullehrer.  Zum  groBten  Teil  werden  die 
Vortri^  unen^lWch  gehalten;  oft  hat  man  aber  «udi  Untefridits- 
geld  eingeführt,  aus  dem  die  Dozenten  bezahlt  werden.  Auch  AnsStte 
zu  einer  Organisation  der  Hörerschaft  und  Anteilnahme  derselben  an  der 
Leitung-  sind  vorhanden.  Für  die  Lehrerschaft  ist  neuerdings  auch  die 
vielversprechende  Modalität  von  „Ferialkursen"  ins- Leben  gerufen  worden. 
Aus  diesen  Dingen  ziehen  die  Dozenten  (abgesehen  von  ihrer  eventuellen 
Honorierung)  grofie  Vorteile,  indem  sie  den  Vortrag  vor  großen  Auditorien 
üben,  und  einen  besonderen  Nutzen  zieht  daraus  das  Volksschulwesen,  d«oi 
die  Fortbildung  der  Lehrer,  die  vom  Staate  recht  vemachläsagt  wird, 
auf  diese  Weise  zugute  kommt.  Auch  ist  die  Bedeutung  der  An- 
näherung nicht  7.U  unterschätzen,  welche  hier  durch  den  gesellschaft- 
lichen Verkehr  der  beiden  feindlichen  Klassen  erfolgt.  Allein  das 
wichtigste  ist  doch  für  das  Proletariat  den  Kleinbürger-  und  Bauemstand 
die  Hebung  der  Bildung,  ohne  welche  mit  nachhaltigem  Erfolge  weder 
Sozial-  noch  Agrar-  noch  Gewerbepolittk  betrieben  werden  können.  Es 
wird  wohl  noch  einige  Zeit  dauern,  bis  diese  Erkenntnis  in  allen  maB* 
gebenden  Kreisen  durchgedrungen  sein  wird,  und  Staat  und  Kommunen, 
die  bisher  der  Bewegung  mit  wenie  I  filnahme,  ja  oft  direkt  übelwollend 
gegenüberstanden,  sie  selbst  in  die  iiaud  nehmen  werden.  So  unaus- 
weichlich dies  ist  und  so  wünschenswert  es  ist,  damit  die  der  ganzen 
Einrichtung  bisher  anhaftende  finanzielle  Dürftigkeit,  PlaoloAgkeit  und  Zu- 
fälligkeit aufhöre,  so  wird  doch  damit  audi  mancher  Vorzug,  der  nur  in 
der  Freiheit  gedeiht,  bedroht  sein. 
Pkwe.  In  einem  höchst  merkwürdigen  Gegensatz  zu  den  weitumfassenden 
und  sich  täglich  vergrößernden  Tätigkeiten  des  Staates  auf  dem  Gebiete 
des  Unterrichtswesens  steht  seine  fast  völlige  Passivität,  ja  Impotenz 
gegenüber  dem  anderen  Bildungsmittel,  der  Presse.  Dort  sorgfältigste 
Pflege,  hier  anarchische  Freiheit,  und  zwar  eine  Freiheit,  die  desto  groAer 
geworden  ist,  in  je  ärgerer  Weise  sie  ausartete.  Trotz  der  zum  Teil 
geradezu  schreienden  Mißbräuche  der  '!  ac'-e':prp<;<je,  deren  Schilderung 
hier  wohl  entbehrlich  ist,  zeigt  sich  nirgends  die  Tendenz,  zu  den  Präventiv- 
maJiregeln    der   trulieren  Zeit  zurückzukehren.    Man  hat  sich  von  ihrer 

Fruchtlosigkeit,  ja  Schädlichkeit,  überzeugt  Selbst  die  Rqpressivmaft- 
regeln,   wie  Berichtigungsrecht  und  Geschworenenjudikatur,  erwiesen 

sich  bei  all  ihrer  Unentbehrlichkeit  oft  als  geföhrUch  und  verderblich. 

Eine  staatliche  Pflege  des  Preßwesens  aber  kennt  unsere  Zivilisation  so 
gut  wie  nicht  Man  hat  allerdings  hie  und  da,  z.  B.  in  der  Schweiz  imd 
in  Amerika,  Hochschulkurse  zur  Heranbildung  von  Journalisten  eingeführt; 
allein  schwerlich  wird  damit  etwas  Erhebliches  erzielt  werden.  Unsere 
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Presse  ist  nun  einmal  ein  Erbstück  des  I-iberalismus,  sie  wird  immer  der 
TummclplaLz  der  freien  Konkurrenz  der  Talente,  der  self-made-men  sein. 
Auch  treffen  solche  Maßregeln  nicht  die  wahre  Quelle  des  Übels»  Diese 
liegt  nicht  bloft  in  dem  Uangel  an  Bildung,  sondern  vor  allem  in  dem 
Mai^fel  an  Qiarakter  und  —  an  Geld. 

Unser  Preßwesen  leidet  an  dem  inneren  Widerspruch,  daß  die  Presse 
höchst  wichtig'e  öffentliche  Funktionen  erfüllen  und  doch  zugleich  ein  gewinn- 
bringendes Unternehmen  sein  soll,  aus  dem  sich  der  einzelne  nach  Kräften  zu 
bereichem  trachtet.  "Ebing  ein  Teil  der  sozi^demokratiflidien  Presse  macht 
hier,  so  wenig  sie  sonst  sympathisch  sehi  mag,  eine  rOlunenawerte  Aus- 
nahme, indem  ihr  Reinertrag  meist  zu  Parteizwecken  verwendet  wird. 
Manche  mochten  hierin  ein  Zukunftsbild  erblicken.  Es  ist  aber  klar,  daß  da 
vielmehr  nur  eine  ephemere  Erscheinung  vorliegt.  Denn  der  Journalist 
als  angestellter  öffenthcher  Beamter  —  das  wäre  das  Ziel  dieses  Ge- 
dankens, aber  auch  das  Ende  unseres  Preßwesens!  £s  hieße  da»  alle 
Nachtdie  der  staatütchen  Pflege  der  Kunst  und  Wissenschaft  auf  die  Fresse, 
deren  Wert  nur  in  ilirer  Freiheit  liegt,  vorpAanzen.  Trotz  alledem  be- 
merken wir  gewisse  Ansätze  zu  einer  pfleglichen  Tätigkeit  des  Staates 
auch  hier.  Wir  denken  dabei  nicht  etwa  bloß  an  die  amtlichen  Zeitungen, 
die  ja  so  wenig  Bedeutung  haben,  daß  die  Regierungen,  wenn  sie  die 
öiTentUche  Meinung  beeinflussen  wollen,  dies  heimlich,  anonym  oder 
durch  Deckadressen  tun  müssen.  Wir  denken  auch  nicht  an  die  sog. 
offiziöse  Pre^i  die  dauernd  oder  vorübergehend  von  den  Regierungen 
bestochen  oder  subventioniert  wird,  denn  diese  Bildungen  sind  doch  zu 
wenig  bedeutungsvoll.  Wir  denken  an  die  Verbindung  des  Preßwesens 
mit  dem  Volksbilduugswesen.  Hat  man  früher  {mit  Recht)  besorgt  PMMud 
(siehe  Richelieu  u.a.),  daß  die  Volksmassen  zu  viel  lesen,  so  fürchtet  man  ^''"J^JJ^^J^ 
jetzt  (mit  ebensoviel  RechQ,  daß  sie  zu  wenig  lesen.  Man  hat  (und  das 
ist  freüich  weder  lange  her  noch  allgemein  anerkannt)  begriffen,  daB  in 
der  Periode  des  Kapitalismus  Mangel  an  BUdimg  beim  Bauernstand  eine 
Hauptursache  der  ewigen  „Notlage  der  Landwirtschaft",  ! n  :ra  Gewerbe- 
stand eine  Hauptursache  seiner  Aufsaugung  durch  den  (jroßl:)etrieb  ist 
(soweit  dieser  Prozeß  überhaupt  aufzulialten  ist),  bei  den  besitzlosen  Massen 
endlicli,  die  nicht  wie  jene  wenigstens  durch  den  Besitz  an  unsere  Cxe- 
sellsdiaft  gekettet  «nd,  «ne  der  schwersten  Ge&bren  für  unsere  ganze 
Gredttung  bedeutet  Gewaltsame  Umsturzversuche  können  nur  von  dner 
ungebildeten,  besitzlosen  Masse  drohen,  und  daher  erkennen  wir  heute, 
daß  die  (refahren  der  Unbildung  größer  sind  als  die  der  Halbbildung. 
Denn  der  Halbgebildete  weiß  doch  wenigstens  von  der  Existenz  der  Kultur- 
güter und  hat  im  allgemeinen  Respekt  vor  ihnen.  Aus  der  völligen 
Unbildung  kann  man  Mch  fenm-  durch  eigene  Kraft  nidbt  erheb«), 
wohl  aber  aus  der  Halbbildung.  Und  das  zu  ermöglichen,  ist  ebenfeUs  ein 
2Sel  des  sog.  Volksbildungswesens.  Die  Verbilligung  der  Fresse  reicht 
dazu  nicht  aus*  Im  Gegenteil,  eine  billige  21eitung  verschlimmert  in  g^ 
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wisser  Beziehung  das  Übel  durch  ihre  Parte iUchkeit.  Bücher  sind  tur  die 
breiten  Hawen  zu  teuw. 
Volk»  So  ist  man  auf  den  Ausweg  gekommen,  periodisclie  wid  nichu 
periodisdie  Prease  in  öffentlichen  Anstalten  allgemeio.  jmganglidi  zn 
machen.  Aus  dem  Vorbild  der  gewerblichen  Leihbibliotheken  tmd 
der  gelehrten  Bibliotheken  hat  man  die  „Volksbiblinthekcn"  er- 
schaffen, nobon  dem  Volksunterrichts-  und  Kunstwesen  ein  besonderes 
Stück  des  Volksbildungswesens  und  zugleich  eine  der  glänzendsten 
Sdiöpfungen  der  zweitoi  HSlfte  des  19.  Jahrinmdeits.  Sie  wurden  «lerst 
in  den  fiin6iger  Jaliren  in  England  (Ewarts  Gesetz  1850),  dann  in  Amerika 
(1860  in  Worcester),  dann  in  Sachsen  und  Württembeig  ymd  anderwärts 
ins  Leben  g'erufen.  Doch  sind  sie  sehr  verschieden  organisiert.  In  Eng- 
land sind  sie  von  Anbeg-inn  kommunale  Anstalten  gewesen,  deren  Er- 
richtung zwar  im  Belieben  der  ^größeren)  Städte  stand,  deren  Kosten 
aber  dann  durch  Steuern  gedeckt  wurden.  Dazu  trat  dort  staatliche  Sub- 
ventionierung,  Beteiluiqf  mit  amtlichen  Publikationen,  Entsendung  von 
Fachmännern  behufs  Einrichtung  und  Instandhaltung  der  Bibüoth^en, 
Verleihung  von  Wanderbibliotheken  udglm.  In  Frankreich  dagegen 
sind  die  Volksbibliotheken  bisher  fast  ausschließlich  mit  den  Schulbiblio- 
theken in  \'erbindung".  In  den  übrigen  Staaten,  insbesondert-  den  deut- 
schen, sind  sie  meist  in  deu  Händen  von  freien  Vereinen,  haupt.^ achlich 
Arbeiterver^en  tmd  Vereinen  mit  karitativem  Charakter  und  geniefien 
bisher  noch  wenig  offizielle  Förderung,  <^er  noch  durch  den  Staat  als 
durch  die  Kommunen.  Die  Vereine  mit  karitativem  Charakter  haben  hier 

allerdings  sehr  grofie  Erfoltife  erzielt;  allein  bei  Unentgeltlichkeit  der 
Leistungen  nehmen  diese  den  Charakter  des  Almosens  an  und  verlieren 
dadurch  viel  an  Wertschätzimg  seitens  der  Teilnehmer.  Auch  besteht 
dann  die  Gefahr,  dafi  die  Anstalten  in  den  Dienst  politischer  oder  religiöser 
Partien  gestellt  werden,  eine  (xe&hr,  die  auch  dea  nän  kommunalen  Ver» 
anstaltungen  droht  Die  Erfahrung  hat  jedoch  gelehrt,  däfi  das  Publikum  aus 
solchen  tendenziös  geleiteten  Volksbibliotheken  nach  einiger  Zeit  ausbleibt 
Über  die  nicht  leichte  Einrichtung  der  Volksbibliotheken ,  das  schwierige 
Problem  des  \'erhältni.sses  der  Besucher  zur  Anstalt  und  ihrer  Anteilnahme 
an  der  Verwaltung  bestellt  bereits  eine  umfangreiche  Literatur;  es  gibt 
eigene  Zeitschriften,  Kongresse,  ja  in  Amerika  besondere  Schulen  zur 
Heranbildung  des  Personales.  Sehr  erwahnenswett  ist  auch  die  Errichtung 
solcher  Bibliotheken  in  Gefängnissen,  Kasernen,  Eisenbahnen,  Schiffen, 
Spitälern  und  Schulen.  Die  Schulbibliotheken,  in  Schüler-  und  Lehrerbiblio- 
thek zerfallend,  haben  nach  französischem  Vorbild  eine  große  Verbreitung 
in  der  ganzen  Welt  gefunden. 
>(Moi<t.  Cbrigens  wurden  in  neuester  Zeit  Votksfalbliolheken  häufig  auch 
mit  Arbeitsvermittelung  und  mit  Rechtssdiutzstellen  verbunden  und  sie 
dienen  auch  künstlerischen  Bedürfiiissen,  der  Eifaolui^  und  der  „Unter- 
haltung*.    Die  Frage,  inwieweit  Interessen  der  letzteren  Art  im  Volles- 
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bibliodiekswesen  eiae  Berechtigimg  haben,  ist  vorläufig  noch  idel  be- 
stritten.   Über  den  Lauf  der  Entwickeluog  kann  aber  kein  Zweifel  sein. 

Man  sieht  dies  deutlich  daraus,  daß  die  Volksbibliotheken  neuestens 
mit  allerlei  Veranstaltungen  verbunden  wurden,  welche  Zwecke  der  Be- 
lehrung und  künstlerischer  Art  mit  in  Betracht  ziehen.  Wir  linden  in  Ver- 
bindung mit  den  Volksbibliotheken  nicht  nur  musikalische  und  theatralische 
AufiShrangen,  Schanstdliangen  mit  Hilfe  des  Skiopttkons,  soodem  auch 
eigene  Anstalten,  wddie  in  ezster  Lime  der  !&rbauiii^,  der  &faalimg,  deta 
Sx>ort,  dem  Vergnügen  dienen.  Solche  Anstalten,  zuerst  in  England  gegründet 
und  nach  ihrem  Erfinder  Toynbeehnlls  g-enunnt,  sollen  bei  jenem  Teil  der 
Meng^e,  der  nicht  mehr  in  die  Kirche  gehen  kann  oder  will,  diese  und  bei  den 
übrigen  das  Wirtshaus  ersetzen.  Und  damit  begegnet  die  Sache  dem  Gesund- 
heitswesen und  der  Volkswirtschaftspolitik,  welche  letztere  freilich  (wegen 
der  St»uem  von  den  gnstigen  Getrinken)  hier  nach  zwei  Seiten  interessiert 
ist  Denn  oime  Beschränkung  des  Alkoholgenusses  ist  eine  nennenswerte 
Hebung-  der  Lag"e  der  handarbeitenden  Klassen  nicht  möglich.  Eine 
geistige  Erholungs-  imd  Vergnügungsstätte  ist  aber  für  den  physischen 
Arbeiter  ebenso  unerläßlich,  wie  für  den  geistigen  die  körperliche  Be- 
wegung. Bisher  war  für  das  Proletariat  und  den  kleinen  Mittelstand  die 
einzige  EriiolungsstStte  das  Wirtshans.  Öffen^die  Anstalten  traten  nunp 
mehr  mit  diesem  in  Konkurrenz.  Und  es  ist  sehr  wshrscheinlich»  daB  auch 
diese  fiffenffichai  Anstalten,  die  bisher  ausschlieBttch  in  den  Händen  des 
freien  Vereinswesens  und  der  Wnliltätigkeit  liegen,  ganz  oder  zum  Teile 
in  die  der  Kommunen,  vielleicht  sogar  unter  Beteiligung  des  Staates, 
übergehen  werden.  Das  ist  auch  ganz  natürlich.  Denn  je  demokratischer 
und  sozialistische  die  Staatsidee  wird,  desto  mehr  wird  sie  sich  gedrängt 
sehen,  wie  es  im  antiken  Staate  und  in  der  französischen  Revolution  der 
Fall  war,  nicht  bloß  in  außergewöhnlichen  „Festen",  sondern  in  Form 
ständiger  öffentlicher  Anstalten,  dem  Volke  Stätten  des  Vergnügens  und 
der  Erholung  bieten.  Die  Gebiete  der  staatlichen  Kulturpllege  und 
damit  die  Verwaltungsressorts  werden  sich  dann  um  eines  vermehren,  das 
wir  hm  der  oben  gegebenen  Übersicht  —  dem  Insherigen  Zustand  ent- 
sprechend —  gar  nicht  in  Rechnung  gezog^  haben. 

Nur  durch  das  Volksbildungswesen  können  die  Auswüchse  der  Die  voUubiidang 
Preßfreiheit  auf  ein  ertragliches  Maß  zurückgedrängt  werden.  A!l»'^dta»"de« 
20.  Jahrhundert  wird  dies  nicht  mehr  durch  Mittel  der  Polizei  der  puS' 
Gewalt,  der  politischen,  religiösen  oder  nationalen  Einschüchterung, 
sondern  nur  durch  eine  solche  Steigerung  der  Verbreitung  der  Presse 
möglich  sein,  daA  die  Bevölkerung  gebildet  und  intelligent  genug  wird, 
um  sich  die  schlechte  Fresse  yom  Leibe  zu  halten.  Dann  erst  wird  man 
sich  dem  grofien  ^el  der  Reformation,  der  Herstellung  der  geistigen  Frei- 
heit des  ganzen  Volkes,  dessen  Erreichung  durch  die  sozialen  Kämpfe 
des  19.  Jahrhunderts  so  sehr  verdunkelt  worden  ist,  wieder  nähern 
können. 
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VILL  Das  Gesundheitswesen.  ILui  axideres  Gebiet  der  Kuiturpiiege 
des  Staates  ist  das  Gesundheitswesen.  Der  Polizdstaat  IdnteriieS  ^le  Är 
seine  Zeit  ganz  vortreffliche  Organisation  des  Heilpersonales,  die  wir  hier 

Sbefgehen,  weil  sie  an  einer  anderen  Stdte  dieses  Werkes  besprochen  wird. 
Diese  Oriranisation  besteht  im  wesentlichen  noch  heute  fort.  Auch  sie  war 
fast  nur  tür  die  besitzenden  Klassen  gedacht,  indem  der  Staat  sich  bemühte, 
durch  Ausbildung  des  Heilpersonales  an  den  Universitäten  demjenigen,  der 
bezahlen  konnte,  die  Bedingungen  der  Heilung  von  Krankheiten  beizustellen. 
Jm  übrigen  künuneite  sidi  der  Staat  um  das  Heilwesen  nicht  Die  besitzlose 
Klasse  war  nach  den  Grundsätzen  der  mitfcelaltexlichen  Soaalpolitik  auf 
die  Wohltätigkeit  und  das  Almosen  angewiesen,  die  allerdings  zahlreiche 
humanitäre  Anstalten  dieser  Art  ins  Leben  gerufen  hatten.  Aber  diese 
waren  natürlich  keineswegs  nach  einheitlichen  Prinziyiien  verteilt  und 
fehlten  auf  dem  Lande  fast  ganz.  Wo  medizinische  i  akaitätcn  bestanden, 
da  wurden  die  Spitäler  nait  diesen  in  Verbhidung  gcseut,  indem  die 
Heilung  der  Besitzlosen  der  Gesamtheit  dadurch  dienstbar  gemacht  wurde^ 
daß  der  ärztliche  Nachwuchs  hierbei  seinen  Unterricht  eriiielt  So  ent- 
stand die  Einrichtung  der  „Klinik". 

Von  einer  Gesundheitspflege  war  dabei  noch  nicht  die  Rede.  Die 
Vorstellung,  daß  es  Sache  des  Staates  und  der  Kommunen  sei,  der  Ent- 
stehung von  Krankheiten  vorzubeugen,  feUte  ebenso  wie  die  Empfin- 
dung solidarischer  Interessen  der  ganzen  BevÖlkenu^.  Freilich,  beim 
Ausbruch  der  großen  aus  der  Feme  kommenden  und  wieder  verschwin- 
denden Seuchen  brach  sich  ein  ephemeres  Verständnis  dafür  Bahn.  Allein 
die  MaJiregeln  gegen  diese  Seuchen  waren  nur  polizeilicher  Natur  (fast 
nur  Absperrung),  und  w^enn  die  Gefahr  verschwunden  war,  trat  alles 
wieder  in  den  früheren  Zustand  der  Passivität  zurück. 
GwMidMfa-  Der  Wandd  der  Ansichten  in  diesem  Punkte  begann  zunSdbst  mit 
^"'^  der  Gesundheitspolizei  der  Städte,  welche  hervorgerufen  wurde  durch  das 
enge  Beieinanderwohnen  der  stadtischen  Bevölkerung  und,  ausgehend  v<m 
der  Überwachung  der  Märkte  und  des  Lebensmittelverkehres,  zuerst  die 
Überzeugung  von  der  Solidarität  wenigstens  einzelner  sanitärer  Inter- 
essen der  ganzen  Bevölkerung  zum  Ausdruck  brachte.  Der  Staat  verhielt 
sich  demgegenüber  bis  ins  i8.  Jahrhundert  hinein  ganz  passiv.  Das  £r- 
eigniSi  weldies  den  Staat  in  dieses  Gebiet  hmeinzog,  war  J«3ners  Ent- 
deckung der  Kuhpockenimpfong  (1796),  die  auch  für  die  Verwaltungslehre 
von  epochaler  Bedeutung  gewesen  ist  Der  Staat  begann  jetzt  die  Impfung 
in  die  Hand  zu  nehmen,  sie  auf  alle  Weise,  vielfach  durch  obli- 
gatorische Einführung  ^seit  dem  Anfang  des  iq.  Jahrhunderts)  zu  fördern. 
Damit  war  zuerst  eine  staatliche  Gesimdheitspflege  entstanden,  welche 
über  polizdHche  Tätigkeit  hinausging.  Weiter  nodi  führten  die  schwere 
Choleraeindemien  der  dreiBiger  Jahre,  wdche  mit  großen  proletarischen  Be> 
wegungen  zusammenfielen,  und  endlich  die  bakteriologischen  Entdeckungen 
der  letzten  Dezennien.  Man  begann  zu  begreifen,  dafi  das  Proletariat  mit 
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seinem  Elend,  seinem  Schmutz,  seiner  Unwissenheit,  seiner  ungenügenden 
Ernährung,  Kleidung  und  Wohnung  zunächst  ein  beständiger  Seuchenherd 
seL  Dazu  kam,  daß  der  Emanzipationskampf  dos  Proletariats  drohende 
Formen  annahm.  Die  besitzenden  Klassen  fanden  aus  beiden  Gründen 
ihre  Interessen  bedroht,  und  nttnuehr  regte  sich  auch  ihr  Gewissen.  Es 
wurde  ihnen  Uar,  daft  die  beatdosen  Klassen  «Ich  die  Bedingungen  hygi- 
enischen Lebens  in  der  Faoulie,  bei  der  Arbeit,  hinsichtlich  der  Nahnmgs- 
mittel  und  der  Wohnung  nicht  schaffen  können  und  daß  sie  Krankheit 
weit  schwerer  bekistet,  da  sie  sich  mit  eigenen  Mittehi  nicht  heilen  lassen 
können  und  ihnen  dadurch  überdies  ihr  einziges  Kapital,  die  Arbeitskraft, 
geraubt  wird.  Aus  diesen  Gedanken  entstand  zunächst  «ne  gröfiere  An- 
passung des  Heil-  und  Medizinalwesens  an  die  Literessen  der  besitzlosen 
Klassen,  Efleichterungen  in  der  Beschaffung  unenlgdtlich«r  arzUtcher 
Hilfe,  Ambulatorien  traten  an  die  Seite  der  Kliniken,  man  begann  die 
Städte  zur  Errichtung  von  Spitälern  zu  verpflichten.  Sodann  die  Idee  der 
Kranken-  und  Unfalisversicherung  der  Arbeiter,  die  in  einigen  Staaten 
zu  dem  entschiedensten  Schritt  auf  dem  Wege  zum  Staatssozialismus, 
nämlidi  zur  Zwangsversicherung  gefohlt  hat  Diese  wirkt  wieder  sehr 
tief  auf  das  Medizinalwesen  zurück  und  es  hat  den  Anschein,  als  ob  sie 
eine  radikale  Umwälzui^  in  der  SteÜlui^  der  Ärzte,  Apotheker  usw.  nach 
sich  ziehen  wollte. 

Endlich  ist  aus  jenen  Elementen  die  Gesundheitspflege  der  Gegenwart  Urd>mm. 
hervorgewachscn,  welche  einen  der  wichtigsten  Bestandteile  der  ganzen 
Sozialpolitik,  ja  genau  betraditet»  ihren  Kernpunkt  bildet  Alle  Ver- 
waltungsressorts stehen  mit  der  Gesundhatspflege  und  der  nüt  ihr  untrenn- 
bar verbundenen  Gesundheitspolizei  in  irgendeinem  Kontakt,  und  manche 
Teile  des  Verwaltuiii^srecliles,  wie  das  Gewerbe-,  Wasser-,  Bau-,  Schul-, 
Berg'-,  ForsLrechl  sind  tief  von  ihr  beeinflußt  worden.  Sie  drängt  uns  die 
Überzeugung  von  dem  inneren  Zusammenhange  aller  Gebiete  der  Kultur« 
pflege  auf,  sie  zwingt  uns  sber  auch  die  Einsicht  in  die  Solidarität 
gewisser  Interessen  der  gesamten  Bevdlkerui^  auf.  Wir  begreifen  heute, 
daß  die  Gesundheitspflege  keineswegs  bloB  denintwessen  der  besitzenden 
Klassen  etwa  wegen  der  Sett<diengefahr  dient,  wir  wissen  auch,  dafi  sie 
ebensowenig  bloß  den  Interessen  der  besitzlosen  Klassen  dient,  sondern  wir 
sind  uns  vollkommen  klar  darüber,  daß  sie  die  Schlagfertig-kiMt  ihs  Heeres 
bedingt,  daß  die  Erfolge  des  ünterrichtsweseus  von  ihr  abliaugen,  daß 
ihre  Vernachlässigung  sich  in  den  Anuenlasten,  in  der  Strairechtspflege^ 
in  der  Volkswirtschaft^litik  rächt  Hygiene  des  sexudlen  Lebens  (ver- 
bunden mit  einer  erheblichen  Verbesserung  der  barbarischen  Lage  der 
Frauen  der  besitzlosen  Klassen],  Überwachung-  und  Verring-erung  der 
Prostitution,  Beschränkung  des  Alkoholgenusses,  naturgemäße  ürnährung 
der  Säuglinge,  Erhaltung  der  Nährtahigkeit  der  Mütter,  Kinderpflege, 
Schulhygiene, Verhinderung  geföhrlicher  und  gesundheitsschädlicher  Arbeits- 
gel^nheit  in  der  Fabrik,  im  Gewerbe  und  in  der  Heimarbeit,  Verbot 
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gesundheitsschäcilichf  r  Wohnungen  und  Schaffung  günstigerer  Wohnungs- 
bedingungen, lioschaffung  von  Trinkwasser,  Kontrolle  des  Xahrung-smittel- 
verkehrs,  Abfuhr  der  Sink-  und  Abfallsstoffe,  Trockcnkgunß^  des  Bodens, 
Reiulialtung  der  Luft,  Regelung  des  Begräbniswesens,  sind  die  wichtigsten 
vorUlufigea  Ziele  der  Gesundheitspflege  und  »Polizei  Kein  Zweifel,  daß 
diese  das  io.  Jahrhundert  noch  viel  weiter  in  soaalistische  Einrichtungen 
hineintreiben  werden  als  bisher  geschehen.  Denn  schlimmer  als  die  Cresund« 
licitsschädlichkeit  der  Nahrung-smittel,  der  Wohnung,  der  Arbeitsgelegen- 
heit ist  der  vöUiq-c  ManiL^cl  derselben,  und  absurd  ist  es,  notwendigen 
Wirkungen  steuern  zu  wollen,  ihre  Ursachen  aber  fortbestehen  zu 
lassen. 

DL  Die  Volkswtrtschaftspfleg'e.  Und  nnmnehr  wäre  sum  Schlüsse 

noch  die  Stellung  des  modernen  Staates  zur  Volks wirtschaftspflege  zu 
filjersrhanen.  Auch  dieses  allerwichtijjfste  Gobiet  der  Kultiirpflejrp  steht 
mit  den  übrigen  im  innigsten  Zusammenhange.  Ohne  Wolilstaiid  und  ohne 
angemessene  Verteilung  des  Wohlstandes  keine  Bildung,  keine  Wissen- 
schaft, keine  Kunst  und  keine  Technik,  keine  Gresundheitspllege,  ja  nicht 
^nmal  eine  höhere  Stufe  der  Sitte '  tmd  der  Region!  Und  ohne  ziel- 
bewußtes Ineinandergreifen  aller  dieser  Tätigkeiten  kann  ein  einzelnes 
Stück  derselben,  mag  es  an  sich  noch  so  vortrefflich  sein,  wirkungslos 
bleiben,  j:i  direkt  schädlich  wirken,  wie  hf>ispielsweise  die  Abkürzung  der 
Arbeitszeil  ohne  Schaffung  von  Krholungsstätten  für  die  Arbeiter. 

Da  die  Volkswirtschaftspflege  Gegenstand  einer  besonderen  Darstellung 
in  diesem  Werke  ist,  so  müssen  wir  uns  hier  mit  der  Feststellung  der 
hauptsachlichsten  Gesichtspunkte  begnügen. 

Das  Prinzip  des  „Liberalismus",  von  den  Physiokratcn  und  Adam  Smith 
de,  formuHert,  verlangte  vom  Staate,  f! af'  .r  das  f rütt'rleben,  insbesondere  den 
i9.jüi.rbuBdert,.  Handel,  ebenso  %vie  die  übrigen  Gebiete  dr^  ^'-sellschaftlichen  Lebens  tun- 
lichst sich  selbst  überlasse  und  sich  auf  den  Rechtsschutz,  beschränke 
(laissez  faire,  laissez  aller).  Zwar  hat  sich  der  Staat  des  19.  Jahrhunderts 
diesem  Prinzip  in  einigen,  wie  zuzugeben  ist,  sehr  wichtigen  Beziehungen 
angenähert  (z.  B.  in  der  Gewerbe-  und  Zollpolitik),  aber  er  hat  dabei  nie 
aufgebort  in  Fortsetzung  der  älteren  Tradition  des  Merkantilsystems  durch 
seine  Kolonial-  und  Zollpolitik,  durch  Subventionen,  Privilegien  und  auf 
andere  Weise  die  Produktion  und  den  Handel  zu  fordern,  daneben  auch 
bestimmte  Stände,  insbesondere  die  Mittelstände  zu  schützen.  Nur  gegen 
die  bandarbeitenden  Klassen  hat  er  jenes  Prinzip  des  Liberalismus,  und 
zwar  gerade  in  dem  Augenblicke  zu  verwirklichen  getrachtet,  als  ach 
durch  das  Entstehen  des  Maschinenbetriebes  und  andere  Ursachen  eine 
Grf>ßindustrie  bildete,  welche  di<  kirim n  lletriebe  aufsaugte  und  so  aus 
dem  bi.sherigen  Lumpenproletariat  enie  grolle,  ^tets  wachsende,  ihrer  ein- 
heitlichen Interessen  mehr  und  mehr  bewußt  werdende  Gesellschaftsklasse 
erwuchs. 


Digitized  by  Google 


B.  Kuhurpflege.   tX.  iMe  VolkswiTtKhaftspflege.  41^ 

Die  Vorstellung,  dafi  der  Egoismus  die  „invisible  hanü"  sei,  welche 
wie  eine  geheime  Vorsehung,  den  gesellschaftlichen  Mechanismus  leite 
uad  daß  jeder  Akt  der  Staatsgewalt  verfehlt  sei,  der  die  Wirkungen  dieses 
„naturgesetzUcfaen"  Geschehnis  beeinflussen  wolle,  bildet  bei  den  Physio- 
kraten  und  bei  Adam  Smith  die  Grundlage  eines  in  seiner  Art  groftartigen 
philosophischen  Systems,  in  dessen  Mittelpunkt  die  Freiheit  des  Individttums 
steht  Allerdings  oft  nur  eine  fiktive.  Der  aus  diesem  System  entsprungene 
„Liberalismus"  trat  in  schärfsten  Gegensatz  ziun  Polizeistaat,  der  haupt- 
sachlich durch  seinen  Einfluß  beseitigt  wurde.  Leider  nur  zerstörte  der 
Liberalismus  mit  dem  Polizetstaat  all  dessen  wertvolle  sozialpoUtische  Ele» 
mente,  den  Sdiutz  der  wirtschaftlich  Schwachen,  den  der  Polizeistaat  aus 
guten  Grründen  zu  einem  seiner  wichtigsten  Programmpunkte  gemacht 
hatte.  Mag  sein,  daß  jene  Denker  die  furchtbare  Rückwirkung-  ihres 
Systems  auf  die  Lassfe  der  arbeitenden  Klassen  nicht  in  ihrer  stanzen 
Tragweite  ermaßen,  obwohl  andere,  wie  insbesondere  der  geistreiche,  aber 
rohe  und  fnvole  Mandeville  (Bienenfabel,  zuerst  1723:  „Sic  vos,  non  vobis!") 
diese  Rückwirkung  in  voller  Klaiheit  und  Nacktheit  ausgesprochen  und 
als  ein  willkommenes  „Naturgesetz'*  begrüfit  hatten.  Der  Staat  bewahrte 
im  19.  Jahrhundert  den  anderen  Standen  und  Klassen  gegenüber  das 
Prinzip  der  Produktionsförderung;  nur  auf  das  Proletariat  wendete  er  das 
Laissez-faire-Prinzip  an.  Das  mußte  natürlich  die  Wirkung  haben,  die 
besitzlose  Klasse  inbegrifFlich  ihrer  Kinder  und  Frauen  zum  Ausbeutungs- 
obj^t  der  Untemdmier  zu  machen,  welch  letztere  ihre  „Freiheit**  ganz 
anders  verwerten  konnten,  als  die  von  der  Hungeipeitsdie  getriebenen 
Proletarier.  Die  Staatsgewalt  wurde  zur  Hüterin  der  Untemehmerinter- 
essen  („Klassenstaat"),  der  Proletarier  aber  r.um  „inneren  Feind",  zum 
vaterlandslosen  Gesellen.  Denn  auch  von  den  politischen  Rechten  schloß 
die  neue  Gesellschattsordnung  ihn  aus;  das  Wahlrecht  wurde  ihm  entzogen 
und  cüe  Koalitionsverbot»  taten  das  übrige.  Sie  raubten  Millionen  die 
Mög^chkett,  durch  Organisatiott  ihre  Lage  aus  eigmer  Kraft  zu  verbessern 
und  ihre  Abhängigkeit  zu  vermindern,  und  zwar,  um  die  „Freiheit**  einzelner 
„  Arbeitswilliger zu  schonen.  Ob  es  nun  SO  Uar  ausgesprochen  ward,  wie 

bei  Mandeville  und  ^oppositionell)  bei  i^ewissen  Sozialisten  wie  Linguet  u.  a. 
oder  nur  indirekt  aus  ileni  Verhalten  der  Regierungen  und  Polizeibehörden 
geschlossen  werden  kann:  die  Wirtschaltspulitik  des  Liberalismus  betrachtet 

die  Existenz  einer  großen  Klasse  von  Menschen,  die  vom  Hunger  getrieben 
ihre  Arbeitskraft  dem  nächstbesten  Bieter  verkaufen  mfissen,  als  im  dffent- 

lichen  Interesse  gelegen,  weil  sie  der  Industrie  die  nötigen  „Hände** 
liefern.  Nur  direkt  vor  dem  Verhungern  bewahrte  der  Staat  durch  Armen- 
pflege und  Arbeitshaus,  bestrafte  aber  dabei  die  Arbeitslo:i>igkeit,  von  der 
er  annahm,  daß  sie  stets  eine  verschuldete  sei.  Trotzdem  ergriff  er,  um 
der  Arbeitslosigkeit  zu  steuern,  kdne  emsüiaften  MaBregeln,  da  diese  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  vermindern,  somit  den  Arbeitslohn  und  die  Pro» 
duktimiskosten  steigern.   Als  nun  das  Proletariat  in  groBen  blutigen  Auf- 
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stSoden  (Quutisteiibewegiiiig,  JuUrevolulioii,  Februanevolivdoii,  Fimser 
Kommune  usw.)  gegen  diesen  Zustand  und  seine  grauenvollen  Folge- 
erscheinungen, die  hier  gar  nicht  erörtert  werden  sollen,  revoltierte,  be- 

PrtMiuktioBj-  ginnen  die  Regierung^en  einzulenken,  und  neben  die  Produktions- 
*^irti|BiiMill^  förderung-  tritt  die  Sozialpolitik  als  zweites  großes  Stück  der  Volks- 
wirtschaftspflege  des  19.  Jahrhunderts.  Es  ist  ein  schwieriges  Problem, 
diese  beiden  Richtungen  der  Wirtschaftspolitik  in  ein  harmonisches  Ver- 
hSlInis  zueinander  za  bringen.  Denn  es  ist  Uar,  daB  bei  änsdtiger  Ver- 
folgung der  einen  die  andere  leiden  und  damit  die  intemati<Miale  Konkurrenz- 
fähigkeit gefährdet  werden  muß.  Indes  ist  in  neuester  Zeit  nachgewiesen 
worden,  (li!^  die  Abkürzung-  der  Arbeitszeit  und  die  Steigerung  des 
Arbeitslohnes  bis  zu  einem  recht  erheblichen  Maß  durch  Steigerung  der 
Intensität  der  Arbeit  wett  gemacht  werden. 
»•ivodDim««»  Wie  nun  im  19.  JsSuhundert  die  Produktionsffirderung  immer 
il  'j^h^hLdZu  S^<if^''^'&S^^  Formen  annimmt,  wie  der  Staat  Ackerbau»  Handwerk, 
Gewerbe,  Bergbau,  Industrie  und  Handel  in  mannigfaltiger  Weise  pflegt 
und  unterstützt,  wie  infolgedessen  die  Produktion  und  der  Handel,  der 
nationale,  gleichwie  der  internationale  ins  ung-emesseno  steigen,  indem 
der  Staat  das  Zollwesen  reformiert,  den  Bau  von  Vcrkchrsweg'en  aller 
Art  durch  vielerlei  Mittel,  darunter  insbesondere  durch  Darbietung  seiner 
Grewalt  zugunsten  der  Unternehmer  (Expropriation)  fördert,  wie  der 
Staat  den  Veritehr  durch  Post,  Telegraph,  Telq>hon  in  die  feinsten  Kanäle 
leitet  und  vetSstelt,  wie  er  das  vom  Polizeistaat  niedergehaltene  Assozia- 
tionswesen seiner  Fesseln  befreit,  Sparkassen,  Genossenschaften,  Aktien- 
gesellschaften sich  in  großartig-cr  Weise  entfalten,  wie  er  Maß  und  Ge- 
wicht und  Geldwesen  vereinheitlicht  und  reformiert,  das  Bankwesen  regelt, 
den  Kredit  organisiert  und  allgemeiner  zugänglidi  macht,  wie  der  Staat 
endUch  Unsichtlidi  einer  Reihe  von  diesen  Dingen  durch  Vereinbarungen 
mit  anderen  Staaten  ein  internationales  Verwaltungswesen  sdbaflt,  das 
alles  kann  hier  nur  angedeutet,  aber  nicht  weiter  verfolgt  werden. 
Dte  Im  Gejjfpnsatz  zu  dieser  c;-ewaltigen  Produktionsförderung  ist  die 

Sozialpolitik  der  Staaten  im  tq.  Jahrhundert  vorerst  noch  in  recht  be- 
19. Jahrhundert»,  schcidencn   Dimensionen    geblieben,    wobei  wir    ailerdings  hervorheben 

müssen,  da6  die  K<»mnunra,  Städte  und  Ptoviiuen  in  ihr^  Bereiche  sich 
der  Sozialpolitik  der  Regierungen,  wenn  auch  zögernd  anschlössen. 
Werfen  wir  einen  kurzen  Blick  auf  das,    v     wir  „Sozialpolitik''  nennen, 

so  zerfTdlt  uns  diese  in  drei  Gruppen  von  Maßregeln.  Die  erste  unter- 
SMiaipoUbk  nimmt  es,  direkt  die  Lag-e  der  besitzlosen  Klassen  zu  verbessern  und 
"^rTtgT"'  Überhaupt  die  wirtschafthch  schwächeren  Elemente  vor  Ausbeutung  durch 
■  gwiHMin.  die  Übermacht  des  Kapitals  zu  schützen  („State  interference"). 

ifierher  gehört  eine  Reihe  von  Maßregeln,  welche  bestimmt  sind, 
vorwiegend  im  Interesse  der  industriellen  und  gewerblichen  Arbeiter^ 
Schaft  die  sogenannte  „Freiheit  des  Arbeitsvertrages**  zu  beschränken,  als: 
Verbot  des  Xrucks]rstemes,  Ruhetag,  liormalarbeitstag,  Beschränkungen 
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der  Heimarbeit  (Australien!),  Reduzierung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit, 
Reformen  des  Polizeirechtes,  Einführung  diverser  „Inspektorate",  Forderung 
oder  imperative  Einfijhrung  der  Versicherung  gegen  Unfall,  Krankheit, 
Invalidität,  mit  (miügiuckten)  Versuchen  ihrer  Ausdehnung  auf  Arbeite 
kmgfceit  Ln  übr^pea  beachr&nkte  «ich  der  Staat  darauf^  aeine  bishttrige 
Feindseligkeit  gegen  dKe  Selbstliilfe  der  Arbdtenchaft  langsam  imd  noch 
immer  nicht  ganz  auMchtig  und  vorbehaltlos  aufzugeben,  Koalitiooeni 
Gewerkschaften,  Konsumvereine,  kollektive  Arbeitsverträge,  Etnigungs- 
ämter  zu  dulden,  teilweise  zu  imtcrstützen.  Aber  im  ganzen  muß  mein 
heute  noch  sagen,  daß  es  schon  eine  relativ  hohe  sozialpolitische  Weisheit 
verrät,  wenn  eine  jEH>lizMbeh&de  in  Lohnkän^fen  und  Streiks  nidit  direkt 
und  mit  Waffengewalt  für  die  Unternehmer  Fartm  nimmt,  wie  dies  noch 
vor  gar  nicht  langer  Zeit  allgemein  üblich  war. 

Noch  dürftiger  ist  es,  was  der  Staat  bisher  in  der  Frauenfrage 
geleistet  hat,  welche,  soweit  sie  eine  wirtschaftliche  ist  —  und  das  ist  ihr 
wichtigstes  Stück  —  hierher  gehört.  Wohl  wurde  in  mehreren  Staaten 
Frauenarbeit  aus  driogendea  SittUchkeitsgrunden  oder  zum  Schutz  der 
Mutterschaft  besdirankt  Man  hat  aber  kaum  noch  begonnen,  die  volle 
Tragweite  der  Fabrikarbeit  der  Mütter  zu  würdigen  und  gegm  die  Zev> 
Störung  des  Familienlebens  durch  sie  Stellung  au  nehmen.  Sozialdemo- 
kratische Autoren,  wie  Bebel,  wollen  zwar  aus  Gleirhheitsschwärmerei 
Mann  und  Weib  in  der  Arbeitsorganisation  ganz  gleicii  stellen  und  zu 
diesem   Zweck   die   Familie    durch    öffentliches    Anätaltäleben  ersetzen. 

AUeidings  ist  dies  ja  leider  im  19.  Jahrhundert  beim  Proletariat  vietfach 
heute  der  Fall  (Findelhäuser,  Kindergärten,  Waisenhäuser,  Erziehungs- 
anstalten für  verwahrloste  Kinder  usw.).    Allein  schwerlich  wird  das 

20.  Jahrhundert  auf  diesem  Wege  weiter  schreiten.  Unzweifelhaft  wird 
die  Mutterschaft  allzeit  der  normale  Beruf  des  Weibes  bleiben.  Wenn  es 
auch  Pflicht  und  Aufgabe  des  Staates  im  20.  Jahrhundert  sein  wird,  in 
viel  höherem  Mafia  als  bisher  dem  Teile  des  weibUclien  Gescbledites, 
waches  diesen  Beruf  nicht  erreichen  kann  oder  will,  die  Mös^chkett 
selbständiger  Beni&tatigkeit  zu  gewähren,  so  darf  und  wird  er  doch  das 
Heilmittel  für  die  in  so  weitem  Umfange  bereits  erfolgte  Zerstörung  des 
Familienlebens  nicht  in  der  Verallgemeinerung  dieser  Zerstönmg,  sondern 
nur  in  der  Abschaffung  der  Fabrikarbeit  der  Mutter  finden.  Dadurch 
werden  Maßregeln  gegen  gewisse  das  Familienleben  gleichlalls  bedrohende 
Formen  der  Heimarbeit  nicht  ausgfescblossen  sein.  Das  20.  Jahrhundert 
wird  das  „Recht  des  Kindes  auf  die  Familie«*  (Ellen  Key)  anerkennen; 
es  wird  dem  Kinde  die  Familie,  der  Familie  die  Mutter  wiedergeben. 

Ist  das  bisher  hier  Geschaffene  schon  dürftig  genug,  so  ist  vollends  kläg- 
lich, was  der  Staat  gegenüber  cier  eigentlichen  partie  honteuse  unserer  Kultur, 
gegenüber  der  Prostitution  geleistet  hat    Man  hat  sich  im  allgemeinen  ' 
noch  nicht  üb«:  den  sanitätspoUzeiltchen  Gesichtspunkt  erhoben,  dessen 
einseitige  Betonung  die  Fn^  vom  Standpunkt  der  bemtzenden  Klasse, 
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und  zwar  ihrer  Männer  behandeln  heißt  Daß  daneben  den  Staat  auch  die 
Fflidit  trifft,  die  Sdiwichsten  der  Schwachen  zu  beschützen;  dtiA  er  äese 
Pflicht  bisher  schmiUich  aufier  acht  gdassen  hat  und  aufler  acht  lassen 
wirdy  solange  er,  was  ihm  die  männliche  Arbeiterschaft  für  den  Bereich 

ihrer  Interessen  bereits  abgewöhnt  hat,  mit  fiktiven  „Freiheiten"  und 
tingierten  „stillschweigenden  Zustimmungen"  rechnet;  da£  Recht  und  Praxis 
auf  diesem,  sowie  auf  mehreren  Gebieten  des  Sexualrechtes  bisher  ein 
System  von  Lnge,  Keuchet^  und  Grausamk^t  sind,  das  muflte,  wie  es 
scheint,  den  Hachthabem  unserer  „Kultur"  erst  durch  einige  mutige 
Frauenvereine  gesagt  werden,  deren  Agitationen  das  20.  Jahrhundert 
gewiß  große  Erfolge  bringen  wird.  Vorläufig  ist  als  erfreuliches  Ergebnis 
derselben  ein  internationaler  Vertrag  zur  Bekämpfung  des  Mädchenhandels 
zu  verzeichnen.  Wie  vieles  läßt  sich  in  dieser  Hinsicht  mit  leichter  Mühe 
noch  tun,  den  guten  Willen  freilich  vorausgesetzt! 
SMbdpoiMic  'Die  zweite  Gruppe  der  Sozialpolitik  ist  eine  bestimmte  Richtung  der 
1»  FiiiMWHweB.  mo^emeo  Hnam^otttik. 

Das  neuere  Steueitedit  legt  nicht  mehr,  wie  das  früher  üblich  war 

in  Form  der  indirekten  Steuern  die  stärksten  Lasten  auf  die  schwächsten 
vSchultem,  sondern  es  stuft,  freilich  unter  Beibehaltung  der  alten  indirekten 
Steuern,  die  Lasten  sorgfaltig  nach  dem  Maß  der  Leistungsfähigkeit  ab 
und  geht  daher  zur  £inlcommen>  und  Vermögenssteuer  und  zum  progres» 
siven  SteuerfuB  über.  In  ahnfichem  Sinn  hat  man  (fie  Gebührentaxife  fSr 
die  Benutzung  der  öfitontiidien  Anstalten,  Post^  Bisenbahn,  Sdiule^  Kranken» 
haus  usw.  sehr  herabgesetzt,  ja  vielfoch  stuft  man  die  Gebühr  nicht  mehr 
bloß  ab  nach  dem  Maß  der  Benutzimg,  sondern  auch  nach  dem  Venn o gen 
des  Benüuenden.  Vereinzelt  kommen  schon  Steuern,  insbesondere  Erb- 
schaftssteuern, mit  der  ausgesprochenen  Absicht  vor,  dadurch  die  Ver- 
teilung des  Vermögens  zu  beeinflussen.  Im  Zusammenhang  damit  ktman 
daran,  den  viel  zu  weit  auagedehnten  Kreis  der  erbberechtigten  Personen 
zu  beschränken. 

Auch  die  Kommunen  folgen  vielfach  dieser  Politik  in  ihrem  Bereich, 

TMiiiiiii^i  i        ^^"^  '^^'^^  eigentümlichen  Mitteln  (WertzuwachssteuerV 

ud  Die  dritte  ebenso  wichtige  Gruppe  von  sozialpolitischen  Maßregeln 

^te^rtli^''  schon  jetzt  ins  großartige  gediehene  Verstaatlichimg  bzw.  Kom- 

munalisierung^  von  Betrieben,  teils  mit,  teils  olme  Monopoliäerung.  JÜBae 
mit  dem  Systwn  des  Uberalismus  wolil  in  allerschärfistem  Cregensatze 
St^ende  Richtung  knüpfte  an  einzelne  noch  aus  früherer  Zeit  übrig- 
gebliebene RegaUcn  und  Monopole  an,  wie  das  Post-,  Telegraphen-,  Salz-  und 
Tabakmonopol,  die  ursprünglich  natürlich  rein  zu  finanziellen  Zwecken ein- 
gefülurt  worden  waren.  Urnen  fugten  sich  der  staatliche  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen und  anderer  Verkehrswege  an;  BranQtwein<>  Zündholzdien-Monopole 
'  wurden  in  mehreren  Staaten  geschaffen,  Staatsbanken  mit  Monopolisierung 
des  Banknotenweaens  traten  ins  Leben,  auch  sonstige  Zweige  des  Bank> 
Wesens  (Fo5tq>aricasse),  selbst  dnzelne  Gewerbszweige  wie  Druckoeien, 
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Piaacüeihajistalten  begann  der  Staat  in  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Städte 
folgten  doselben  Tendenz  und  übernalimen  die  Straßenbahnen»  die  Ver- 
sorgung nut  Gas,  Elektruntat,  Trinkwasser,  Atbettsvermittelung,  daxu 
allerl^  ^dungs-  und  Sanitätsanstalten,  wie  oben  gezeigt 

Diente  bisher  der  Staats-  oder  Kommunalbetrieb  vorwiegend  Finanz- 
zvvecken,  so  verlangte  mau  ihn  zu  Ende  des  Ict/ten  Jahrhunderts  mehr  und 
mehr,  um  der  Ausbeutvmg  des  Publikums  durch  die  Privatunternehmer  ein 
Ende  zu  bereiten,  die  das  liberale  System  nicht  nur  mcht  veihindert^ 
sondern  geradezu  gewollt  hat,  um  „Rdchtum"  in  der  Bevdlkerui^  zu 
schafiFen.  Damit  entstand,  wie  schon  «wähnt,  nun  eine  ganz  neue  Taii^ 
Politik,  welche  auf  möglichste  Herabs^ttmg  der  Grebührensätze,  zum  Teil 
sogar  auf  völlig"e  Unentg-eltlichiceit  gerichtet  war.  Letztere  ist  freilich 
selten  wirklich  erzielt  worden,  wie  z.  B.  bei  Straßen  und  Brücken.  Daß 
dies  Bestreben  dann  mit  dem  Finanzzweck  bald  in  Konflikt  kommen  mußte, 
liegt  auf  der  Hand.  Übrigens  haben  derlei  Konflflcte  keine  tiefere  Bedeu- 
tung. Ohne  Zweifid  werden  dieser  Bewegung  über  kurz  oder  lang  alle 
Privatmonopole  und  -pnvilcg^en  zum  Opfer  fallen,  am  eisten  wohl  die 
Pri\  ateiscnbahnen.  Von  dem  gleichen  Schicksal  sind  aber  auch  jene  Privat- 
unteniehmungen  bedroht,  denen  es  gelungen  ist,  sei  es  vennöge  zutalliger 
natürlicher  Umstände  (Bergwerke,  Heilquellen),  sei  es  infolge  von  Kartellen 
oder  Trusts  sich  ein  faktisches  Monopol  zu  sichern.- 

Die  Übernahme  soldier  Betriebe  durch  Staat  und  Stadt  auf  dem  Wege 
der  ]&iLpiopriation  ist  dmio  wahcscfaeinlicherf  je  unoitbehriicher  die  von 
ihnen  erzeugten  Artikel  sind  (Kohle,  Petroleum),  oder  je  mehr  sie  dch 
wegen  Gesundhoitsgcfahrlichkeit  des  Betriebes  Zündhölzchen)  oder  aus 
anderen  sozialpolitischen  Gründen  empfiehlt. 

So  wird  mau  denn  wohi  im  20.  Jahrhundert  den  Bergwerksbetrieb, 
mindestens  auf  Kohle  und  Petroleum,  die  Verwertung  der  Wasserkrifte, 
die  städtischen  Trinkwasserleitungen,  die  Beratung  von  Gas,  EldctriBt&l^ 
Branntwein,  die  Produktion  oder  doch  den  Handel  mit  gewLssen  Xahrvmgs- 
mitteln,  z.B.  Milch,  dann  den  Betrieb  ärztlicher  Tätigkeit,  der  Apothekerei, 
des  Begräbniswesens  (wie  jetzt  schon  mehrfach  in  der  Schweiz),  die  Dienst- 
und Arbeitsvermittelung,  einzelne  Teile  des  Versicherungrs-  und  Bank- 
wesens in  staatliche  oder  kommunale  Hände,  teils  mit,  teils  ohne  Monopol 
fibeigehen  s^en. 

Je  mehr  sich  nun  Staat  und  Gememden  im  20.  Jahrhundert  demokrati-  Die  lu  er*arteo- 
sieren  werden  —  und  das  ist  eine  vorlaufig  unaufhaltsame  Tendenz  unseres  ^s«iWip<SS! 

öffentlichen  Lebens  —  desto  mehr  müssen  die  Steuern  und  Gebühren  der  «wd 
besitzlosen  Klasse  zugute  kommen,   desto  mehr  muß  sich  die  Stellung  (jej- 

*-  ^  im 

Arbeiter  in  den  Staatsbetrieben  verbessern,  desto  mehr  sich  ihre  Position 
jener  der  Staatsbeamten  annähern,  und  wie  sdir  dies  auf  die  Lage  der 
Ari>eiter  in  den  Privatbetrieben  zurflckwiricen  muA,  ist  schon  oben  S.  401 
hervorgehoben  worden.  Es  verschlägt  wenig,  daß  in  dieser  Beziehung  der- 
selbe Konflikt  zwischen  Finanzpolitik  und  Sozia^litik,  wie  bei  den  Xarifon 
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der  Mcmopolbetriebe,  imvtfmddlicli  ist  Die  Bedeutung  dieses  Konflikts 
wird  ndi  in  dem  MaBe  verringetD,  als  sicli  die  Zahl  der  Staatsbetriebe 

vermehrt.  Diese  Tendenz  aber  ist  unverkennbar.  Und  je  Uidir  dies  der 
Fall  sein  wird,  desto  g^rößer  werden  die  Kompetenzen  \inserer  Gemein- 
wesen, desto  geringer  wird  die  Zahl  der  selbständigen  Unternehmer,  desto 
größer  wird  die  Zahl  der  Beamten,  desto  schrankenloser,  desto  empfind- 
licher wird  die  Majoritatsherrschaft,  mit  einem  Worte,  desto  „sozialistischer** 
werdm  Staat  und  Gemeinde  im  20,  Jalubundert  werden»  und  es  wSre 
müfiig,  sich  heute  die  Fn^  zu  stellen,  an  welchem  Punkte  der  Stillstand 
eintreten  wird.  Denn  daß  ein  solcher  wieder  kommen  muß,  kann  wohl 
nicht  bezweifelt  w^erden.  Fs  wäre  wohl  eine  arg-e  Täuschung",  wollte  man 
glauben,  auf  dem  Wege  der  Steuerpolitik  und  der  Verstaatlichung  ider 
Expropriation  der  Expropriateure",  wie  Karl  Marx  gesagt  hat),  ließe  sich 
sdilieBlidk  die  radikale  Abschaffung  des  Privateigentums  erriden.  Theore- 
tisch UlBt  sich  dies  ja  bis  zum  Ende  ausdenken,  aber  praktisch  lAdat  durch- 
fuhren. Noch  wemger  wird  dies  Ziel  durch  einen  g^roßen,  gewaltsamen 
Umsturz  erfolgen,  den  die  großen  Denker  der  Sozialdemokratie,  an  erster 
Stelle  Marx  und  Engels,  in  Bälde  erhofift,  den  so  viele  herbeigesehnt,  so 
viele  gefurchtet  haben.  Zu  Proletarierrevolten  gegenüber  kurzsichtigen 
Regierungen  mag  es  ja  kommen.  An  den  Prinzipien  der  Gesellschafts- 
ordnung aber  kann  nicht  mit  Erfolg  geruttdt  werden,  und  jede  neue  Maft- 
regti  der  Sozialpolitik  schlieBt  ein  neues»  ein  festeres  Band  um  die  beiden 
feindlichen  Klassen,  welche  trotz  alldem  gemeinsame  Interessen  haben 
und  sich  deren  bewußt  sind.  Mit  jeder  solchen  Maßregel  rückt  die  Mög- 
lichkeit eines  gewaltsamen  Umsturzes  in  weitere  Feme,  eines  Umsturzes, 
der  keine  neue  Kultur,  kein  goldenes  Zeitalter  gebracht,  sondern  die 
Menschheit  nur  gezwungen  hätte,  wieder  von  voiue  anzufangen  und  den- 
selben Weg  wieder  zu  gehen,  den  sie  schon  gegangen  ist  Die  sozial- 
demokratische Partei,  welche  den  Glauben  an  das  Herannahen  dieses  Um- 
sturzes nicht  aufgeben  kann,  ohne  ihren  Charakter  als  revolutionäre  Partei 
und  damit  viel  an  Anziehungskraft  für  die  Massen  zu  verlieren,  trifft  das 
tragikomische  Los,  daß  sie  den  Ast  absägen  muß,  auf  dem  sie  sitzt,  daß 
sie  sich  selbst  desto  überflüssiger  machen  muß,  je  glänzendere  Erfolge  sie 
erdelt   Sie  wird  im  20.  Jahrhundert  in  eine  Reformpartei  übergehen. 

Auch  das  za  Jahrhundert  wird  ebensowenig,  wie  irgendein  anderes, 
das  goldene  Zeitalter  wiederkehren,  den  Himmel  auf  Erden  herabtauen 
sehen,  es  wird  das  Elend  und  da.s  Unglück  niclit  aus  der  Welt  .schaffen, 
Krieg  und  Kolouialgreuel  nicht  vorschwinden  machen,  Rassen-  und  Nationen- 
gegensätze nicht  verwischen  können,  es  wird  die  Ungleichheit  der  Güter 
mdht  beseitigen  und  daher  das  Redit  des  Arbeiters  auf  den  vcdlen  Ertrag 
seiner  Arbeit  nicht  v«rwirklidien  können. 

Aber  es  wird  gewiß  Staat  und  Gemeinde  dem  schon  von  der  antiken 
Staats  Wissenschaft  aufgestellten,  bisher  nie  erreichten  Begriff  des  „Gemein- 
wesens", d.  h.  der  Verwirklichung  der  Gesamtinteressen  in  einem  höheren 
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Maße  annähern,  als  f^s  bisher  möglich  gewesen  ist,  wobei  hlor  die  Frage 
g"anz  außer  Spiel  bleiben  mög-n,  ob  die  Monarchie  als  „soziales  Konii^m" 
diesen  Prozeß  führend  und  leitend  befördern  und  sich  selbst  dadurch  retten 
wird»  oder  mdit 

Das  sa  Jahrhundert  wird  ohne  Zweifid  Familie  und  Eig<entiinv  diese 
Fundamente  der  Kultur  aller  Zeiten,  nicht  zerstören,  wie  die  Sozialdemokratie 

es  für  unerläßlich  erachtet,  sondern  reformieren  und  vor  allem  das  Prole- 
tariat in  höherem  Maße,  als  es  bisher  g'eschchen,  an  ihren  Gütern  teil 
nehmen  lassen.  Es  wird  unzweifelhaft  die  Lebenshaltung  des  Arbeiters  in 
erheblicher  Weise  erhöhen,  die  Kinderarbeit  durch  Kindererziehung  ersetzen, 
die  Mutter  derFamüie  zur&ckgeben»  es  wird  durch  bessere  Brziehungder 
weiblichen  Jugend  und  energische  Organisation  der  Arbeitsvermittdlujig  die 
Pkvstitution  sehr  zurückdrängen.  Bei  diesen  keineswegs  utopistischen  Zielen 
„möge  der  Gedanke  ausruhen".  Er  darf  es.  Denn  mit  ihnen  wird  d^r  Staat, 
im  Vollbesitze  jener  Macht  und  jener  wirtschaftlichen  und  g-eisti^,'^  ri  Kräfte 
verbleibend  und  sie  täglich  vermehrend,  die  er  der  antiken  Kultur  ver- 
dankt, sidi  um  ttn  kleines,  freilich  sehr  kleines  Stückchen  angenähert 
haben  jenem  uns  ebenso  unerreichbaren  als  unveriierbaren  christlichen 
Humanitätsideal,  welches  den  Bereich  der  eurofAischen  Kultur  so  sehr 
von  der  Kultur  des  Judentums,  des  Islams  und  der  übrig-en  asiatischen  Kultur- 
kreise unterscheidet  Jenem  Ideal ,  das  uns  in  jedem  Menschen  ohne 
Ausnahme  den  gleichen  Wert  und  die  gleiche  Würde  erkennen  und 
ehren  heifit 
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Die  vorliegende  Arbeit  ist  keine  selbständige,  sondern  hatte  die  hierher  fdlörigen 
Darstellungen  der  übr-^'cn  Abteilungen  und  Bände  dieses  Em^klopädiewerke*  nur  nach 
einer  bestimmten  Richtung  hin  xu  ergänzen. 

Über  das  Polireirecht  existiert  eine  g^roße,  aber  meist  unbedeutende  Literatur.  Die 
beste  und  neueste  deutsche  Darstellung  desselben  vom  Standpunkte  des  künstitutionelien 
Staatsrechtes  bietet  Otto  Mayer  in  seinem  vortrefflichen  Deutschen  Verwahungsrecht 

1.  Band.  (189s.) 

Die  Literatur  über  jene  Gebiete,  welche  hier  unter  dem  Schlagwort  Kulturpflege 
durchstreift  sind,  ist  so  angebeuer  groS  und  umfassend  und  so  zentieot,  dafl  es  gam  uii> 
möglich  ist,  hier  auch  nur  eine  Übersicht  der  allerwichtigsten  Werke  zu  geben.  7ur  vor- 
läuAgoi  Orientio-ung  über  einschlägige  Literatur  werden  am  b^ten  die  verschiedenen 
Rechts-  und  Staats-Leuka  und  Handwöiteibüclier  benütet  Von  diesen  seien  hier  aufgeführt: 
Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts.  Herausgeg.  von  KaRL  Frhr.  VON  Stf.NOEL. 
X  Bde.  nebst  3  Ergänzungsbänden.  (1893—1897.)  —  Staatslexikon.  2.  Aufl.  Unter  Mitwiriamg 
von  Fachmännern  herausgeg.  im  Auftrage  der  Gfirtes-Gesettidiaft  sor  Pflege  d.  Wiss,  im 
katholischen  Deutschland  von  JULIUS  Bachem.  5  Bde.  (1901— 19O4.)  —  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften.    Herausgep.  von  J.  Conrad.  L.  EL.srER,  W.  I.KXis,  Edg.  Lokxing. 

2.  Aufl.  7  Bde.  (1898  —  1901.)  —  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  in  2  Banden.  Herausgegeben 
von  LuDW.  Elster.  2.  Aufl.  (1906.) 


VÖLKERRECHT. 


Von 

Ferdinand  von  Martitz. 

Einleitung.  Rechtsr^ln,  welche  von  einem  Volke  im  Vefkehr  AUgcmc»«- 
mit  Fremden  in  Anwendungr  gebracht  werden,  konnm  auf  die  aus  dem  ^■**^''*"*^' 

Altertum  übemommpne,  von  alkn  Kultursprachen  angcenommene  Bezeich- 
nung als  Völkerrecht  erst  dann  Anspruch  machen,  wenn  eine  Mehrheit 
von  Völkern  in  ihnen  den  Ausdruck  einer  sie  gegenseitig  bindenden 
rechlficlien  Ordnung  anefkennt  Inhalt,  Umfang  und  Geltungsbereich 
einer  solchen  Ordnung  mag  verscfaieden  sein.  Die  Geschichte  hat  mannig- 
fache weitere  und  engere  Verbinde  völkerrechtlicher  Art  sich  bilden  und 
sich  lösen  sehen.  Von  ihnen  aber  kommt  keiner  an  allg-emeiner  Bedeu- 
tung für  die  Geschichte  der  Menschheit,  im  Festigkeit  der  auch  nach 
heftigen  Erschütterungen  sich  immer  wieder  zusammenfügenden  Grrund- 
lagen,  an  verhältnismäßiger  Reife  der  juristischen  Durchbildung,  an 
auBerer  und  mneret  Entwicklungsfähigkeit  derjenigen  Völkergemeinschaft 
gleich,  weldbe  in  Europa  seit  Ausgang  des  ifittelalters  auf  der  Grund- 
lage christlicher  Weltanschauung  und  Gesittung  erwachsen  bt  Das  heute 
in  Geltung  stehende  Recht  dieser  Gemeinschaft  gilt  uns  schlechtweg  als 
das  Völkerrecht,  das  internationale  Recht  nach  einer  von  der  englischen 
und  romanischen  Rechtsspraclie  bevorzugten  Redeweise.  Von  Hause  aus 
ist  es  eine  europaische  Rechtsordnung  gewesen,  das  öffentliche  Recht 
Europas»  wie  man  überschwenglich  sagte.  Aber  mit  Atisbreitung  euro- 
päischer Zivilisation  hat  es  den  ursprünglichen  GrOltUngsbereich  längst 
überschritten.  Durch  die  überseeische  Kolonisation  wurde  es  in  die  Xeue 
Welt  getragen,  und  nach  Abtretniung  der  amerikanischen  Kolonialreiche 
von  ihren  europäischen  Mutterländern  hat  es  in  Amerika  eine  zweite  Heimat 
gefunden.  £s  ist  in  steter  Erweiterung  seiner  räumlichen  Geltimg  be- 
griffen und  trägt  den  Beruf  in  sich,  ein  Weltrecht  zu  werden. 


A,  Der  völkerrechtliche  Verband. 

1.  G  eltungsgebiel  tles  Völkerreclits.  In  dieser  Gestalt  ist  das 
Völkerrecht  die  Rechtsordnung  einer  Staatengemeinschaft.  Nur  insoweit 
steht  die  Menschheit  unter  seinen  Normen,  als  sie  bereits  eine  politische 
Oiganisation  in  der  Form  des  Staates,  im  völkerrechtlichen  Sinne,  go- 
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funden  und  damit  die  unerläfiliche  Grundlage  für  eine  spezifische  Kultur 
geschaffen  hat.  Naturvölker  gehören  dem  internationalen  Verbände  nicht 
an.  Ans  den  Reg-eln^  die  für  den  reditlidien  Veikelir  innerhalb  dw 
Staatengesdlscfaaft  hergebracht  sind»  Icönnen  sie  Rechtsansprüche  f&r  sich 
nicht  herleiten.  Aus  der  Nichtbeachtni^  solcher  Regreln  erwäclist  ihnen 
keine  völkerrechtliche  Verantwortlichkeit  Die  Jagdreviere  und  Weide- 
bezirke, in  denen  sie  hausen,  sind  volkerrechtlirh  herrenlos.  Ihre  Stamm- 
häuptlinp;"e  sind  nicht  Souveräne,  deren  Boten  nicht  g-esandtschaftliche 
Personen,  die  Eingeborenen  nicht  Staatsangehörige  und  ihre  Kämpfe 
nicht  Kriege.  Auf  wachem  FuSe  sie  eintretendenfüls  m  bdtanddb  seien, 
darüber  entscheidet  Reclit,  Rdigion,  Kultur,  Politik  des  Staates,  der  nüt 
ihnen  in  Berührung  kommt  oder  ihre  Siedelungen  seinem  Territorium 
einverleibt  oder  angliedert.  Auch  mögen  Staaten  ihnen  gegenüber  ein 
gemeitisames  Verhalten  befolgen  oder  vereinbaren.  Aber  Verträge,  die 
mit  ihnen  geschlossen  werden,  kommen  nicht  als  Staatsverträge  in  Be- 
tracht, und  militärische  Expeditionen,  die  gegen  sie  unternommen  werden, 
stellen  Iceinen  Kriegszustand  nach  Volkenrecfat  dar.  Das  V^errecht,  das 
ihnen  unbekannt  ist,  gilt  nicht  für  sie.  Das  Völkerrecht  ist  gegenseitiges 
Staatenrecht,  aber  mcht  universelles  Menschenrecht 
n« SiaaMB  dN  Tnde<;sen  auch  innerhalb  der  gegenwärtig  bestehenden  Staatengesell- 
srhaft  sind  doch  nur  die  zivilisierten  Staaten,  d.  h.  die  Lander  christlich- 
europäischer  Gesittungsformen,  die  vollberechtigten  Glieder  des  völker- 

reditlichen  Verbandes.  Die  Reiche  des  Islam  haben  erst  allmählich  und 
widerwillig  das  Bedfirihis  ihm  Ach  ansuscUieAen  empfunden.  Ihre  Vei^ 

flechtung  in  den  Interessenkreis  der  führenden  Mächte,  ihre  Anerkennung 
der  Überlegenheit  abendläM  lischer  Machtorganisation  und  Wirtschafts- 
politik legte  es  ihnen  immer  dringender  nalie,  sich  auch  die  Garantien 
der  europäischen  Rechtsordnung  zu  verschaffen.  Die  Kriege,  die  sie  zu 
fuhren  hatten,  und  die  im  Bruche  mit  ihrer  Glaubensrcgcl  unkündbar  ge- 
schlossenen Friedens-^  Freundschafts-  und  Handelstraktate,  die  Bewilligung 
ft^mder  Konsularjurisdiktion  und  die  Anknüpfung  ständiger  diplomatischer 
Begehungen  bedeutete  für  sie  den  Eintritt  in  die  europäische  Staaten- 
gemeinschaft. Nur  freilich  bei  dem  tiefen  und  bewußten  Gegensatz,  der 
ihre  Kultur  von  der  des  Abendlandes  scheidet  und  bei  der  immer  klarer 
hervorgetretenen  Inferiorität  dieser  Kultur  ist  der  Eintritt  nicht  auf  dem 
Boden  der  Gleichberechtigung  erfolgt.  Sie  haben  eine  weitgehende  Über- 
wachung, Kontrolle,  Bevormundung,  Einmischung  der  GroBmächte  über 
sich  ergehen  lassen  müssen.  Ihre  Regentenhäuser  sind  nicht  in  den  Kreis 
der  europäischen  Dynastien  eingetreten  und  das  Fremdenrerht,  das  ihnen 
auferlegt  worden  ist,  läßt  sie  als  Völkerrechtssubjekte  zu  gemindertem 
Rechte  erscheinen.  Vorangegangen  ist  das  türkische  Reich.  Der  im 
Februar  1535  zwischen  dem  Großherm  und  dem  Könige  von  Frankreich 
abgeschlossene  Handelsvertrag  hatte  zum  erstenmal  regelmäßige  Ver* 
kehrsbeaehungen  zu  der  Christenheit  angeknüpft  Sie  erweiterten  sich  im 
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17.  und  18.  Jahrhundert  durch  die  nach  diesem  Vorgange  in  großer  Zahl 
vereinbarten  Kapitulationen,  welche  andere  Länder,  vornehmlich  trroß- 
britannien  und  die  äeneralstaaten,  Venedig  und  Österreich,  sowie  die 
Nozdmädite,  Schwedoi»  Pideii,  Rufilaiid,  Fkeuflen  auch  fnr  äch  erlangten. 
In  Anlehnung  an  Frankreidi  wurde  die  TÜikei  xa  dnem  alsbald  nidit 
mehr  gefSrchteten,  sondern  geduldeten,  weniger  durch  eigene  Kraft  als 
durch  die  gegenseitige  Eifersucht  der  Mächte  aufrechterhaltenen  und 
immer  fremdartig  gebliebenen  Gliede  der  europäischen  Staatenfamilie. 
Sie  ist  in  dieselbe  auch  formell  aufgenommen  worden,  zunächst  durch  den 
von  ihr  mit  den  fünf  Mächten  über  die  Schließung  der  beiden  Meerengen 
für  fremde  Kxiegssdiiffe  am  13.  Juli  184 1  abgeschlossenen  Kollektiv- 
vertrag,  sodann,  in  einzigartigem  Vorgang,  durdi  solenne  Erklärung  des 
Pariser  Friedens  vom  30.  März  1856.  Für  den  zweiten  mohammedanischen, 
freilich  schiitischen  Großstaat,  das  Reich  des  persischen  Schahenschah, 

-11  vertrag-smäßige  Verkehrsbeziehuneen  mit  den  europäischen  West- 
machten bis  in  den.  Antaug  des  16.  jahrhuiiderts  zurück.  An  den  in  den 
Jahren  1708/15  mit  der  Krone  Frankreicfas  au^eriditeten  Freundschafts- 
und Handelsvertrag  schlössen  sich  Vertrage  mit  Gfofibcitannien  und  mit 
dem  allezdt  rivalisierenden  russischen  Nachbar.  Der  persisch •  russische 
Friedensvertrag-  von  Turkmantschai  vom  22.  Februar  1828  wurde  normativ 
für  die  zahlreichen  Konventionen  mit  den  anderen  Mächten,  durch  welche 
sich  die  Anerkennung  Persiens  als  eines  Mitgliedes  des  völkerrechtlichen 
Verband«^  stillschweigend  vollzogen  hat  Endlich  für  das  islamitische 
Reich  des  äußersten  Westens,  das  Sultanat  Marokko,  hat  erst  ein  auf  der 
Konferenz  der  Machte  zu  Madrid  am  3.  Juli  1880  aufgelichtete:  Kollektiv- 
vertrag die  wichtigsten  Beziehungen  des  noch  unerschlossenen  Landes  zu 
den  Vertragsstaaten,  denen  die  Bchandluntj  auf  dem  Fuße  der  MeisU 
begünstigomg  zugesagt  wurde,  spezialii>ierend  creres^elt. 

Anders  als  die  vorgenannten  Staaten  haben  die  beiden  großen,  im 
Besitze  einer  alten  und  abgeschlossenen  fremdartigen  Kultur  befindlidim 
Reiche  des  ösdichen  Asiens  den  Eintritt  in  die  Rechtsgemeinschaft  der 
abendländischen  Welt  genommen.  Auch  hier  ist  es  freilich  eine  gemein- 
same  Aktion  der  Mächte  gewesen,  die  in>  l  aufe  des  19.  Jahrhunderts  zur 
Öffnung  der  verschlossenen  Grenzen  durch  Abschluß  von  liinzelverträgen 
gefülirt  hat.  Aber  diese  Aktion  hat  kriegsmäßige  Gewalt  anwenden 
müssen,  um  zu  den  Verträgen  zu  gelangen  und  deren  Aufrechterhaltung 
zu  sichern.  China  hat  durch  den  Friedens-,  Freundschafis-  und  Handels- 
vertrag zu  Nanking  mit  Großbritannien  vom  29.  August  1842,  welchem 
die  Verträge  von  l  ientsin  des  Jahres  1858  mit  Großbritannien,  Frankreich, 
Rußland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  folgten,  eine  im  Laufe 
der  Zeit  vermehrte  Zahl  von  See-  und  Flußhäfen  dem  internationalen 
Verkelff  erSflhet,  die  Zugänglichkeit  des  Landesinneren  unter  Paüpüicht, 
sowie  die  Exterritorialität  für  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  be- 
willigt; audh  frraide  diplomatische,  konsularische,  kommisaaiisdie  Ver- 
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tretung  zugestanden.  Auf  dieser  Grundlage  sind  gleichartige  Verträge 
unter  Reziprozitätsvorbehalt  auch  mit  anderen  Ländern»  zuerst  am  2.  Sep- 
tember 1861  mit  Deutschland,  abgeschlossen  worden.  Japan  gab  durch 
den  Penyvertrag'  mit  der  amerikanischen  Union  vom  31.  Mirz  1854,  dem 
alsbald  zahlreiche  Konventionen  mit  den  Staaten  des  Abendlandes  folgten, 
sein  bis  dahin  grundsätzlich  fes^ehaltenes  AbschUeflungssystem  auf  und 
eröffnete  eine  Anzahl  von  Häfen  und  Plätzen  dem  ausländischen  Verkehr. 
Die  Revolution  von  1 868  führte  /.u  einer  Neuorganisation  des  Staates  auf 
der  Grundlage  einer  konstitutionellen  Monarchie.  Die  mit  erstaunlicher 
Anpassungsfähigkeit  an  die  Zivilisation  des  Westens  bewirkte  Kodifikation 
des  Landesrechtes  schuf  die  Möglichkeit  eines  Fremdenrechtes  nach  eun^ 
päischem  Zuschnitt  Dann  hat  die  heißbegehrte  Vertragsrevision  von 
1894  die  volle  Ersrhließunc;;-  des  Landesinnereii  für  Xiederla.ssung,  Handel 
und  Gewerbebetrieb  der  unter  die  Garantien  staatsbürgcrlirhf r  Freiheit 
gestellten  Ausländer  gebracht  und  deren  Exterritorialität  beseitigt.  Mit 
Ausgang  des  19.  Jahrhunderts  ist  das  japanische  Kaiserreich  aus  dem 
Kreise  der  Länder  koosularar  Jurisdiktion  herausgetreten.  Als  voll- 
berechtigtes Mitglied  hat  es  sich»  der  erste  Vorgang  dieser  Art,  den  euro- 
puschen  und  amerikanischen  Trägern  der  volkerrechtlichen  Ordnung  hin- 
zugesellt. Zwei  in  den  Formen  derselben  erfolgreich  durchg^eführte  große 
Kriei^fe  hüben  das  neue  Mitglied  tatsächlich  zur  Vormacht  des  Ostens 
gemacht 

In  planmäßiger  WeiterfÜhning  der  Ostatien  gegenüber  eingeschlagenen 
Politik  hat  die  von  vierzehn  Regierungen  gezeichnete  Generalakte  der 
Berliner  Konferenz  vom  26.  Februar  1885  den  ganzen  afrikanischen  Kon- 
tinent einer  territorialen  Aufteilung  in  Staatsgebiete,  Kolonialgebiete  und 
Interessensphären  entgegengefuhrt  Nicht  minder  ist  Ozeanien  Kolonial- 
besitz geworden. 

Dm  Das  angehende   20.  Jahrhundert  zeigt  die  gesamte  Ökumene,  mit 

Sttktd^yiMm.  geringfügigen  Ausnahmen,  dem  völkerrechtlichen  Verbände  territorial 
eingegliedert  In  ihm  erscheinen  die  Staaten,  wie  verschieden  auch  nach 

Grüne,  ,  Rasse,  Religion,  Kultur,  Verfassung  gebildet,  als  Rechts- 

subjekte. In  ihrem  gegenseitiqrn  Verkehr  betrachten  sie  sich  als  Mächte 
und  r  rklären  sich  als  einander  befreundet  ilu'f'r  lndi\  idualität  geben  sie 
Ausdruck  durch  Namen,  Titel,  Flagge,  Wappen,  Raugvorzüge.  Ihre  Zahl 
unterliegt  steten  Wandlungen.  Sie  beläuft  sich  gegenwärtig,  sofern  man 
zusammengesetzte  Staaten,  Realunioneo,  Süzeräne  Staaten  mit  Vasallen* 
Staaten,  schutzheirliche  mit  Schutzstaaten  als  Einheiten  redmet,  auf  etwa 
60;  darunter  24  europäische  (mit  Einschluß  von  Bulgarien)  und  zi  amerika- 
nische. Die  Gemeinsamkeit  großer  politischer,  wirtschaftlicher,  sozialer 
Inter«  ^sen  hat  ihre  Politik  zu  einer  VVeltpolitik  zusammeuüielien  lassen, 
die  nicht  aik-in  in  der  Annaiune  gemeinsamer  Maximen  zum  Ausdruck  zu 
kommen  pHegt,  sondern  auch  immer  aufs  neue  eine  mannigfache  Grup- 
pierung innerhalb  der  Staatengesellschaft  entstehen  laßt  Insbesondere  hat 
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sich  eine  Minderzahl  von  führenden  Mächten,  für  Europa  der  ( iroHniächte, 
seit  Kntwickeluag  wirtschaftlicher  Weltinteressen  der  Weltmächte,  in  all- 
gemeiner Anerkennung  über  die  Gesamttimt  der  übrigen  herausgehoben. 
Damit  ist  dem  volkerrechtlidien  Verbände  tatsacUidi  eine  aristokiatische 
Formation  aiifgqprlgt  worden. 

II.  Der  juristische  Charakter  des  Völkerrechts.  Die  völkcr-  PodTitüt 
rechtliche  Gemeinschaft  ist  ein  Rechtszustand  bloßer  Nebenordnung.  Die  vrttoüLchi 
Zugehörigkeit  des  Einzelstaates  tn  dem  al]gem«nen  Staatenverbande  unter- 
wirft ihn  zwar  einem  im  Völkerrecht  sich  äufiemden  Gesamtwillen.  Sein 
Verhalten  unteriiegt  einer  als  rechtlicber  Zw^emg  empfundenen  Notwendig- 
keit, und  nur  innerhalb  der  damit  gegebenen  Schranken  findet  seine  Sou- 
veränität Spielraum  sich  frei  zu  betätigten.  Aber  eine  Organisation  dieses 
Ret  htszwang-es  zu  einer  zentralen  über  der  Staatcngesollschaft  waltenden 
höchsten  irdischen  Willensmacht  ist  Jiicht  vorhanden.  Wohl  fehlt  es  nicht 
an  Ansätzen  zu  solcher  Organisation  in  engeren  Verbänden,  für  die  Pflege 
spezieller  Interessen.  Allein  sie  nnd  lediglich  vertragsmäAig.  Eine  po- 
litische Konstituierung  der  Menschheit  in  der  Weise  des  Einheitsstaates, 
wie  sie  das  Mittelalter  postulierte,  in  der  Weise  des  Föderativstaates,  wie 
sie  der  Neuzeit  als  politisches  ideal  x  orschwebt,  liegt  bereits  jenseits  der 
völkerrechtlichen  Ordnimg.  Sie  würde  Staatsrecht  an  Stelle  des  Völker- 
rechts setzea 

Nur  fireilich  der  Mangel  gesetzgeberischer,  richterlicher,  exekutiver 
Organe  des  Staatenverbandes  darf  keineswegs  ein  Grand  seia,  um  wissen- 
schaftlich unserem  Völkerrecht  die  Eigenschaft  des  positiven  Rechtes  zu 
versalzen,  seinen  Sätzen  lediglich  die  Bedeutung  von  moralischen  W'ert- 
grölien  ohne  Gegenseitigkeit,  oder  von  Usancen  ohne  rechtliche  Binde- 
kratt,  oder  von  politischen  Prinzipien  ohne  autoritativen  Charakter  zuzu- 
gestehen. Denn  die  Meinung,  daB  alles  Recht  begrifflich  nur  als  obrig- 
keitliches gedacht  werden  könne,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  Es 
ist  nicht  abzusehen,  warum  eine  rechtliche  Ordnung  nicht  auch  durch  ge- 
meinsame, tatsächliche  Anerkennung  der  beteiligten  Iifii',  iduen  heriiestellt, 
getragen  und  durchg'esetzt  werden  könnte.  Zei^^t  doch  ein  Kückblirk  auf 
die  deutsche  Vergangenheit,  wie  während  des  Mittelalters  das  reich  ent- 
wickelte bündnerische  Rechtsleben  mit  seinen  Friedensordnungcn,  Tag- 
satzungen, Austrägen  gerade  für  den  versagenden  Staataachutz  sich  das 
unentbehrliche  Surrogat  geschaffen  hat.  "Die  Behauptung,  daß  heute  die 
Staaten  in  Anarchie  nebeneinander  herleben,  daß  es  zwischen  ihnen  keine 
Rechtsverhältnisse  gebe,  sondern  Icdicflich  das  Recht  des  Stärkeren  ent- 
scheide, widerlegt  jeder  Blick  in  eine  Vertragssammlung.  Dab  eme  Re- 
gierung aus  Grründen  der  Staatsraison  sich  mit  Wissen  und  Willen  über 
völkerrechtliche  Vorschriften  hinwegsetzen  könnte,  ist  eine  gegenstandslose 
H3rpotiiese;  und  bereits  mehrfach  hat  man  bemerk^  daB  viele  Vötkerrechts- 
gfrundsätze  so  sicher  stehen,  wie  irgendein  Rechtssatz  im  Privatrecht 
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irgendeines  Staates,  ja  daA  sie  gesicherter  sind  und  setteaer  verletzt 
werden  als  die  innere  Rechlsoidnang  in  den  meisten  Staaten. 

Die  zu  dem  volkerredttUchen  Verbände  zusammengesdilosseneix  Staalen 
sind  weit  davon  entfernt,  den  namentlich  in  der  Literatur  der  Deutschen 

und  der  Engländer  immer  wieder  erhobenen  Bedenken  g^egen  die  Positivität 
des  von  ihnen  \n  täglicher  Anwendung  geübten  internationalen  Rechtes 
irgendeine  Bedeutung  beizulegen.  Sie  sehen  in  diesem  nichts  anderes 
als  den  formellen  Ausdruck  dst  zwisdien  ihnen  bestdienden  Verkdirs- 
gemetnsdiaft.  Kein  Staat,  auch  der  miditigste  nicht,  vermag  dcb  von 
den  anderen,  die  mit  ihm  gleichartige  Zwecke  verfolg^  und  gleichen 
Wesens  sind,  zu  isolieren.  Keiner  vermag  die  ihm  obliegenden  Aufgaben 
wirtschaftlicher  und  geistiger  Kultur  einseitig  von  sich  aus,  sondern  nur 
unter  dem  Entgegenkommen  der  anderen  zu  lösen.  Durch  die  politischen 
Grenzen  läüt  sich  ihr  Kulturleben  nicht  absperren.  Als  Kvdturträger  sind 
die  Staaten  .um  ilirer  salbst  willen  aufdnander  angewiesen;  sie  sind 
genötigt,  auch  die  Formen  und  Bedingungen  für  ein  im  voraus  berecheop 
bares  Zusammenwirken  herzustellen  und  zu  sichern.  Besteht  nun  aber 
zwischen  ihnen  eine  ständige,  nicht  aufhebbare  Verkehrsgenieinschaft,  so 
ist  dnmit  das  Anerkenntnis  einer  äußeren  Ordnung  eeg-eben,  welche  gegen- 
über staatlicher  Einzelfreiheit  das  Gemeinschaftsaiteresse  zu  rechtlicher 
0MV«UMrf«ckt  Wirksamkeit  bringt   Eine  solche  Ordnung  ist  das  Völkerrecht  Indem 

varkehmdhL  Staaten  gewohnt  sind,  ihren  gegenseitigen  Verkehr  auf  den  von  ihm 
hergestellten  Grundlagen  zu  fuhren,  sind  sie  von  dem  Bewußtsein  erfüllt, 
die  Glieder  einer  Rechtsgemeinschaft  zu  sein,  die  von  dem  Wollen  des 
einzelnen  Landes  unabhängig  ist  Sie  folgen  in  ihrem  Veriialten  2Uein^ 
ander  einer  rechtlichen  und  keiner  anderen  Notwendigkeit 
vaikorrecbt        Souach  tiägt  üas  Völkerrecht,  wie  jedes  Recht,  den  juristi»:hen  Cha- 

*""ordim^r^  rakter  einer  Friedensordnung.  Es  gewährt  jedem  Genossen,  auch  dem 
kleinsten  Lande,  in  gleichem  HaBe  und  in  gleicher  Kraft  Rechtsschuts 
für  seinen  Bestand,  seine  Angehörigen,  sein  Mach^ebiet,  seine  Freiheit 
Jedes  Unternehmen  einer  Macht,  den  anderen  Staaten  durch  Anmaßung 
einer  Universalherrschaft  zu  Lande  oder  auf  dem  Meere  Gesetze  vorzu- 
schreiben, wäre  ein  Bruch  des  allgemeinen  Friedens;  und  die  schuldhafte 
Verletzung  des  einem  Staate  zustehenden  Anspruchs  durch  eine  fremde 
Regierung  ist  ein  ihm  zugefügtes  Unrecht  Nur  fireilidi  das  Völkerredit 
ist  eine  unentwickelte  Friedensordnung.  Denn  es  hat  weder  eine  Reaktion 
der  Gesamtheit  gegen  den  Friedensstörer  noch  Anstalten  für  die  Friedens- 
bewahrung ausgebildet ;  auch  der  ungerechte  Krieg  begründet  einen 
Kriegszustand.  Und  für  den  verletzten  Staat  gibt  es  keine  andere 
Möglichkeit,  seinen  Anspruch  dem  Widerstrebenden  gegenüber  zwangs- 
weise durchzusetzen  als  die  Befugnis,  ihm  den  Frieden  zu  kündigen  und 
sich  Genugtuung  auf  dem  Wege  der  Eigeoma«dit  zu  verschaffen.  Es  fddt 
die  Organisation  des  Rechtszwanges,  die  richterliche  Feststellung  be- 
gangenen Unrechts  und  seiner  Rechtsfolgen,  für  deren  Mangd  ein  ver- 
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tragsmäßiges  Schiedsgerichtsverfahren  nur  ein  schwaches  Surrogat  zu 
schaffen  vermag.  Ihrer  Natur  nach  wird  die  Friedensordnung  des  Völker- 
redits  niemals  diejenige  innere  Vollendung  erreichen  konneni  mit  welcher 
der  Einzelstaat  seinen  Landfrieden  und  sein  Landrecht  auszustatten  vermag. 
Dem  Volkerrecht  ist  es  beschieden^  dne  juristisch  unvollkommene  Rechts- 
ordnung zu  bleiben.  Aber  es  ist  positives  Recht,  nicht  Naturrpcht,  nicht 
Staatenmoral  und  nicht  Politik.  Wissenschaftlich  kann  es  nur  mit  Methode 
und  Mitteln  der  Jurisprudenz  erfaßt  werden.  Dem  privaten  und  öflfent- 
lichen  Recht  der  Einzelstaaten  tritt  es  als  ein  einzigartiges,  die  meosch- 
lidie  Gesellschaft  auch  über  den  Staat  hinaus  verdnigendes  rechtliches 
Band  gegenüber. 

Jedodi  auch  die  Eigenmacht,  die  das  Völkerrecht  nicht  wirksam  zu  «»■%■■■  rht 
verbieten  vermag,  und  auf  die  es  als  äußerstes  Mittol  verweist,  ist  in 
Art  und  V^erfahren  unter  Schranken  gestellt,  die  einen  wichtigen  Teil 
seiner  Ordnung  bilden  und  zu  deren  ältesten  Stücken  gehören.  Mannig- 
fache Fomen  und  Stufen  sind  hterför  ausgetHldet  und  in  reicher  Gestaltung 
begriffen.  Es  gibt  keinen  Teil  des  hiteraationalen  Redites,  der  sich  dner 
so  sorgsamen  vertragsmafiigen  Pflege  erfreute,  als  gerade  diese  sprödeste 
aller  Rechtsmaterien.  Erst  als  letzte  Instanz,  wenn  alle  anderen  versagen, 
erscheint  heutzutage  das  gewaltige  Gottesgericht  des  Krieges.  Im  Rechts- 
sinn ist  er  das  von  völkerrechtlichen  Mächten  mit  organisierter  Waffen- 
gewalt geführte,  mit  Rechtswirkung  für  die  nidit  beteiUgten  Staatmi 
versehene  Streitvecfahren.  Und  in  keiner  Ifaterie  bewährt  sich  die 
Positivität  des  Völkerrechts  augenfSlliger,  eindris^cher,  entwickelungs- 
fahiger,  als  im  Rechte  des  Krieges. 

III.  Die  Quellen  des  Völkerrechts.    Wenn  es  auch  bei  diesem  Ret:bt««»ond. 
Zuschnitt  des  Völkerrechts  eine  internationale  Gesetzgebung  nicht  geben  «•■■'■••"''s»- 
kann,  so  wird  doch  dieser  Mangel  im  Aozeft  der  Rechtsbildung  bis  zu 
einem  gewissen  Grad  durdi  StaatsvertrSge  ausgefüllt    Die  zahlreichen. 

Rechtsregeln  schaffenden  Vereinbarungen,  durch  welche  im  Laufe  der 
neuesten  Zeit  der  von  alters  übernommene  Bestand  völkerrechtliclier 
Normen  eine  ungeahnte  Bereicherung  erfahren  hat,  zählen  freilich  keines- 
wegs sämtliche  Glieder  der  Staatengemeinschalt  zu  ilureu  Signataren,  und 
em  Rüdctritt  ist  nicht  ausgeschlossen.  Sie  haben,  nicht  anders  aJs  jeder 
Staatsvertng  im  Grunde  doch  nur  RechtsveriiSltnisse  unter  den  Paiis- 
zenten,  nicht  objektives  Recht  schaffen  1  önnen.  Tatsächlich  indes  tritt 
diese  beschränkte  Rechtskraft  ganzlich  zurück,  wenn  die  Abrede,  wie 
meist  geschieht,  von  einer  großen  Zahl  von  Staaten  getroffen  worden  ist, 
ja  selbst  schon  dann,  wenn  nur  die  führenden,  den  Ausschlag  gebenden 
Mächte  sich  »u  ihr  bekenne  Denn  die  nicht  um  ihre  Zustimmung  be- 
fragten, oder  die  nicht  beigetretenen  sind  solchenfiüls  kaum  in  der  Lage, 
der  Autorität  der  neuen  Regel,  zumal  wenn  sie  ein  bleibendes  Interesse 
der  Staatengemeinadiaft  darstellt,  sich  auf  die  Dauer  wirlcsam  xu  entliehen. 
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Auch  zeigt  die  Geschichte,  daB  sie  leicht  zum  Rechtsbrauch  wird  und 
damit  den  Charakter  des  Herkommens  annimmt. 
iMa  Dieses  nun  bat  als  die  emsige  wahre  Quelle  des  Völkerrechts  zu 

geltea  Das  Ydlkerrecht  lebt  in  der  Übiu^  der  sich  als  voUceneditlidie 
Pezaonen  anerkennendeD  Staatsvolker.  Wir  verstehen  unter  dem  vl^er- 
rechtlichen  Heikommen  das  Gewohnheitsrecht  im  Bereiche  des  durch  lUe 
Regfienmgen  vermittelten  Staatenverkehrs.  Die  Merkmale  desselben  er- 
geben sich  aus  allgcemeinen  Rechtsgrundsätzen.  Demnach  g-ehört  zum 
Erweise  einer  als  rechtlich  bindend  zu  betrachtenden  Usance  die  inner- 
halb des  intemalioiialea  Verbandes  nachweisbare  Befolgung  dner  Regd 
seitens  der  Staatsgewalten,  sofern  sie  sich  in  der  Überzeugui^  voUzi^t^ 
nicht  anders  zu  können,  sondern  einer  rechtlichen  Anforderung  zu 
genügen.  Die  Erkenntnismittel  sind  mannigfaltig.  Als  Präzedenzfälle 
können  dienen  Staatsakte  aller  Art,  insbesondere  übereinstimmende  Vor- 
schriften der  Landesgesetze,  gleichmäßige  Festsetzungen  der  Staatsverträge, 
im  Einklang  stehende  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe,  oder  der  mit 
inlematioiialen  StrdtESllen  befiiBten  Sdiiedsgeiichle.  Vornehmstes  £f> 
kemtDismittel  ist  die  Wissenschaft  Nur  besdiränkt  sich  ihre  Bedeutung 
nicht  auf  Fixierung  und  methodische  Bearbeitung  des  überlieferten  Stoffes. 
Vielmehr  hat  sie  von  jeher  ihren  Beruf  darin  gefunden,  das  Bewußtsein 
der  Kulturvölker  mit  volkerrechtlichen  Anschauungen  zu  erfüllen  und 
damit  lür  Befestigung,  Erweiterung  und  Vervollkommnung  der  völker- 
rechtlichen Ordnung  sdiöpferisch  zu  wirken. 


Anerkannuaca' 


B.  Die  Mitglieder  des  völkerrechtlichen  Verbandes. 

I.  Entstehung,  Untergang,  Kontinuität  des  Staates.  Auf  die 
Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen  em  menschlicher  Vetband  das 
Recht  hat  als  Staat,  also  als  Mitglied  des  völkerrechflicfaen  Verbandes,  an- 
erkannt stt  werden,  erteilt  die  in  demselben  gfeltende  Rechtsordnung  eine 
sehr  bestinnnte  Antwort  Dreierlei  ist  erforderlich  und  hinreichend.  Einmal 
muß  vorhanden  sein  ein  Volk,  d.  h.  eine  in  rechtlicher  Gemeinschaft  zu- 
sammenlebende, eine  höchste  Gewalt  als  rechtlichen  Ausdruck  ihres 
GesamtwiUcns  tatsächlich  anerkennende  Menschenmenge.  Wie  diese 
Gemeinschaft  sich  gebüdet  hab^  ob  in  legitimer  Weise  oder  durch  Rechts- 
bruch; welches  Band  außer  dem  politischen  ihre  ICttglieder  umfasse,  sei 
es  das  der  Rasse,  der  Nationalität,  der  Religion,  der  Gesittung,  ist 
völkerrechtlich  irrelevant  Sodann  aber  muß  die  höchste  Gewalt,  um  als 
Staatsgewalt  zu  gelten,  eine  souveräne  sein,  d.  h.  im  Verhältnis  zu  den 
Volksgenossen  über  Inhalt  und  Unüäng  ihrer  Wirksamkeit  kraft  eigenen 
Rechtes  mit  Ausschließlichkeit  bestimmen.  Hierbei  mag  de  veipfliclitetsein, 
die  Motive  ihrer  EntsciilieAungen  von  dner  fremden  Autorität  zu  empfangen; 
und  es  besteht  die  Möglichkeit,  daA  sie  volkerrechtlich  gebunden  ist, 


Digitized  by  Google 


B.  Die  Mi4rUed.  d.  vSlkarechd.  VctUades.  L  Ematdtg.,  ViiteiK.,  Kontmoit&t  d.  StMies.  435 

Regiemngsakle  nach  dem  WiIImi  einer  fibergeordneten  Madit  voczunduneD 
oder  zu  unterlassen.   Ihre  SouverSmtat  wird  dadurch  noch  nicht  au^ 

gehoben.  Durch  welche  Organisation,  mit  welcher  Staatsform,  unter 
welcher  Verfassung  sie  ihre  Herrschaft  übe,  ist  für  die  internationale  Per- 
sönlichkeit des  Staates  erst  von  sekundärer  Bedeutung.  Endlich  wird  dem 
unter  einer  souveränen  Gewalt  politisch  organisierten  Volke  Staatsqualität 
nur  dann  zugesprochen,  wenn  es  in  ansschliefilicher  Beziehung  xa  einem 
in  feste  Grenzen  zusammengeschlossenen  Landgebiete  stellt  Zum  Staate 
gehört  das  Land.  Dem  modernen  Völkerrecht  erscheint  die  territoriale 
Qualifikation  des  Staates  gegenüber  deat  personalen  als  die  höhere  und 
vornehmere. 

Die  Frage  aber,  ob  im  Einzelfall  ein  tatsächlich  bestehender  Volks- 
verband bereits  staatiidien  Oiarakter  trage,  also  Subjekt  völkerrechtliche 
Anqnrfiche  and  Pflidkten  sei,  wird  mit  sehner  eigenen  Erklärung  noch 
nidit  endgültig  entschieden.  Vielmehr  ist  es  bei  dem  Mangel  einer  höchsten 
internationalen  Instanz  lediglich  die  Staatengesellschaft  selbst,  die  über 
die  Aufnahme  eines  neuen  Gliedes  in  ihre  Mitte  entscheidet  Nur  ist  die 
Aufnahme  niemals  ein  Akt  freischaffender  Willkür.  Sie  kann  nicht  ver- 
sagt werden,  sobald  die  Vorbedingungen  gegeben  sind,  also  eine  konsti- 
tuierte Regierung  akh  in  tatsacUicliem  Besitz  souveräner  Herrschaft  über 
Land  und  Volk  befindet  und  ISlug  ist,  die  Verantw<Mrtung  für  die  ErfSllung 
der  völkerrechtlichen  Pflichten  zu  übernehmen.  Formvorschriften  für  die 
Aufnahme  bestehen  nicht  Regelmäßig  ist  sie  eine  stillschweigonde,  und 
vollzieht  sich  durch  konkludente  Handlung-en  der  einzelnen  Staaten,  wie 
Anknüpfung  amtlicher  Beziehungen,  Abschluß  von  Verkehrsverträgen. 
Dodi  hat  das  Strd>en  nach  Eänk^tttchkeit  und  Sotemutftt  des  Aktes  zur 
Ausbildung  ehies  besonderen  Anerkennui^verfahrens  g^Uirt  Es  besteht 
in  Iii  Abschluß  von  besonderen  Vertrigen  der  fuhrenden  Mächte  mit 
dem  Xeustaate,  durch  wel  Ii-  diesem,  sei  es  mit  einer  Auflage,  sei  es 
unbeschränkt,  Friede  und  Freundschaft  zugesichert  wird. 

Der  Staat  geht  unter  bei  dem  Wegfall  einer  der  Voraussetzungen  Du 
seines  Bestandes.  Ohne  einen  solchen  wäre  die  Versagung  fernerer  An- 
erkennung  durch  eine  fremde  Regierung  unwirksam  und  eine  Verletzung 
seiner  Persönlichkeit  Demnach  würde  ein  auswanderndes  Volk  seinen 
Staat  nicht  verpflanzen  können  und  die  bloße  Identität  des  Territoriums 
dem  Staate,  der  dort  bestand,  keine  Kontinuität  verschaffen.  Insbesondere 
kommt  er  /um  Untergang  durch  Vernichtung,'-  der  öffentlicheti  (iewalt  Es  ist 
der  einzig  praktische  Fall.  Mit  diesem  Momente  erlischt  rechtsnotwendig  die 
Verfhssung  des  Landes,  im  materiellmi  Sinne  des  Wortes;  also  die 
Hemdliersteilttng  des  bisherigen  monarchischen,  die  Autorisation  eines 
republikanischen  Staatsoberhaupts,  die  Amtsvollmacht  der  Behörden,  die 
Funktion  der  Volk-^vf^rtretung^,  die  Staatsbürgereigenschaft  der  Inländer, 
die  Nationalität  der  Schiffe.  Desgleichen  sind  aufgehoben  die  von  dem 
imteigegangenen  Staate  geschlossenen  völkerrechtlichen  Verträge.  Eine 
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soldie  Ausloschung  eines  Volkes  aus  der  Reihe  der  Staaten  Hefte  sich  nun 
heatnitage  nur  bei  «uaainmeDgesetzten  Staaten  als  eine  völlige  Auflösung 
denken,    wobei  mit  Aufhebung  des  politischen   Verbandes    die  g^anze 
Rechtsordnung,  soweit  sie  auf  dem  Gesamtstaat  ruht,  ihr  Ende  Baden 
würde.    Regehnäßig  vollzieht  sie  sich,  nach  einer  seit  dem  ausgehenden 
i8.  Jahrhundert  durch  eine  große  Zahl  von  Präzedenzfällen  belegten  Praxis, 
in  der  Bescliränkung  auf  Ersetzung  der  beseitigten  Staatsgewalt  durch 
eine  neue.  Diese  erfolgt  In  sehr  verochiedener  Form;  vor  aUem  durch 
EinveilMbung  eines  Landes  in  ein  anderes;  sodann  durdi  Verschmelzung, 
vermöge  deren  mehrere  Staaten  in  einen  neuen  aufjj^en;  durch  Zer> 
gliedening,  d.  h.  Spaltung  eines  Staates  in  Teilstaaten,  von  denen  keiner 
den  alten  fortsetzt;  endlich  durch  Losreißung,  d.  h.  Abzweigung  eines 
Neustaates.    In  allen  diesen  Fällen  wird  zwar  mit  Beseitigung  der  bis- 
herigen Regierung  die  internationale  Persönlichkeit  des  Volkes,  deren 
Triger  sie  war,  aufgehoben.  Seine  V^rfossung  eriischt  Aber  Im  flbrigen 
wird  «fie  in  ihm  geltende  Reditsordnung  an  ücAi  nicht  aufgehobea  Die 
neue  Regierung  macht  im  Zweifel  die  daraus  für  die  öffentliche  Gewalt 
sich  ergebenden  Rechte  und  Obliegenheiten  zu  den  ihrigen.    In  diesem 
Sinne  tritt  für  sie  ein  Staatsfolgerprht  ein.    Es  erstreckt  sich  auf  die  vor- 
handem  n  (Jpsptze  und  öffentlichen  Einrichtuns^en,  welrlu   bis  zu  erfolgfter 
Aufhebung  iu  Kxäften  bleiben;  sodann  auf  das  Lande5>% ermögen,  das  in 
Aktiven  und  Passiven  auf  den  Nachfolgestaat  übergeht,  wie  auch  die  hlo6 
fiskalischen  Verträge  des  untergegangenen  Staates  f3r  ihn  weitergehen. 
i>i<.  Kontiaüitut        Dcr  Staat  ist  ewig.    Damit  wird  gesagt,  daß  er  die  nämliche  völker- 
det  sta^u».   rechtliche  Person  bleibt,  auch  wenn  das  Volk,  das  ihn  bildet,  oder  die 
territorialen  Grenzen,  innerhalb  deren  er  besteht,  oder  die  Verfassung-^ 
unter  der       lebt,  einer  Veränderung  unterliegen;  oder  wenn  seine  Selb- 
ständigkeit durch  Eintritt  in  einen  Gesamtstaat,  oder  seine  Unabhängigkeit 
durch  Ergebung  in  ein  Schutsverhältnis  eine  SdmiSlenmg  erleidet  Kehi 
Staat  kann  sich  der  Haftung  iür  die  von  einer  usurpatmischen  Zwischen- 
regierung ausgegangenen  Regierungsakte  entziehen.    Die  VerbindUchkeit 
der  Staatsverträge  ist  nicht  abhängig  von  dem  Dasein  der  Regierung,  die 
sie  geschlossen  hat    Wird  die  Staatsgewalt  nur  für  einen  Teil  des  Landes 
von  einer  fremden  Regierung  übernommen,  so  bestehen  beide  Mächte, 
die  verkleinerte  wie  die  erwerbende  in  ihrer  Identität  weiter.   Für  die 
letztere  tritt,  in  Beziehung  auf  den  neuen  Erwerb,  also  partiell,  Staats* 
folge  ein. 

IL  Unterschiede  völkerrechtlicher  Persönlichkeit  Die  in 
stetem  Wandel  befindliche  politische  Gruppierung  der  Staaten  tritt  in 
Bestimmtheit,  Ständigkeit  und  allgemeiner  Bedeutuni^^  weit  zurück  hinter 
die  rechtlichen  Unterscheidvmgen,  die  ihre  internationale  Persönlichkeit 
treffen.  Allerdings  spricht  der  völkerrechtliche  Verband  jedem  seiner 
Mi^eder  als  Regel  die  gleiche  Rechts-  und  Handlungsßhigkeit  zu. 
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Aber  diese  Gleichhdt  wird  diirdibroclieii  durch  dUe  beschrankte  Rechls- 
fihigkeit  der  nicht  voll  sottverSnen  Staaten;  durch  die  geminderte  Haiid-> 
luo^fähigkeit  abhängiger  Staaten;  endlich  auch  durch  die  Beschränkungen, 
welche  eine  Neutralisierung-  mit  sich  fuhrt 

Nonnalerweise  sind  die  Staaten  Einheitsstaaten;  die  öffentlichen  Dir 
Angelegenheiten  werden  unterschiedslos  von  einem  Zentrum  betrieben  und 
VoUc  und  Land  dnd  einer  einzigen  Regierung  Untertan.  Der  Staat  bldbt 
Einheitastaat  auch  bei  weitgehender  Dezentralisation  seiner  Verwaltnng, 
Autonomie  seiner  ProTinzen,  Lander,  Kolonien.  Wie  ein  einfacher  Staat 
pflegt  die  Realunion  behandelt  zu  werden.  Sie  ist  eine  Sozietät 
monarchischer  Staaten,  die  in  rechtlicher  Gegenseitigkeit  ein  gemeinsames 
Uberhaupt  anerkennen,  womit  eine  einheitliche  auswärtige  Politik  verbürgt 
wird.  Völkerrechtliche  Persönlichkeit  wird  auch  dem  Staatenbunde  (Kon- 
föderation) beigelegt,  d.  h.  einem  Vereine,  zu  welchem  eine  Vielheit 
sottveriner  Staaten  behufls  Verwiriclichung  von  Gesamtmteressen  der  aus- 
wärtigen Politik  sich  körperschaftlich  durdh  Organisation  einer  gMnein^ 
SSXnen  höchsten  Willensmacht  (Bundestag,  Kongreß,  Tagsatzung)  zu- 
sammengeschlossen hat  Die  Bundesgenossen  sind  Glieder  eines  politischen 
Ganzen.  Nur  ist  die  Bundesgewalt  keine  Staatsgewalt.  Sie  gründet  sich 
auf  einen  Vertrag,  und  für  den  Bund  gelten  die  Regeln  des  völkerrecht- 
lidien  Verüagaredits. 

In  Aneikennung  des  Völkerrechts  steht  mit  der  begrifflichen  Einheit 
des  Staates  nicht  in  Widerq[)ruch  eine  Organisation  dessdbettf  welche  die  ^*"****" 
^fentiichen  Angelegenheiten  in  gegenständlicher  SonderuQg  zu  einem 
Teil  einem  zentralen  Verbände  mit  Staatsnatur,  zum  anderen  Teil  den 
jenem  (dem  Reiche)  als  Staaten  eingegliederten  Territorialverbänd'  ti  ,  den 
i'artikuiarstaaten  (Kautonen,  Staaten  schlechtweg,  Territorien,  hier  und  da 
audi  als  Fkovinzen  bezeichnet)  zuweist  In  dem  verfossungsmafiigmi  Zu^ 
sammenwken  v<m  Obersfcaat  und  Gliedstaaten  kommt  die  Souveianitftt 
des  staatlichen  Wollens  zum  Ausdruck.  Sie  ergänzen  einander.  Damit 
ist  die  verwickelte,  völkerrechtlich  unvollkommene  Staatsform  des  zusammen- 
gesetzten  Staates  (Staatensystem  in  ursprünglichem  Sinne,  Staatenreich^ 
Gesamtstaat)  gegeben.  In  einem  solchen  wird  die  völkerrechtliche  Rechts- 
fähigkeit der  Gliedstaaten  beschränkt  durch  die  Zui>tandigkeiteu  der 
Zentralgewalt  Urnen  pflegt  insbesondre  die  Gesandtschaftsfahigkeit,  die 
Vertn^fsflh^keity  das  Kriegsredit,  also  das  Recht  neutral  zu  atSn,  zu- 
gimsten  des  Oberstaats  ganz  oder  teilweise  entzogen  zu  sdn.  Lisoweit 
dies  der  Fall  ist,  erscheinmi  sie  rechtlich  lediglich  als  integrierende  Teile 
des  Gesamtstaats.  Der  Sprachgebrauch  der  Franzosen,  das  Wort  Souve- 
ränität nicht  zur  Bezeichnung  einer  Eigenschaft  der  Staatsgewalt  zu  ver- 
wenden, sondern  als  identisch  mit  deren  lulialt  zu  fassen,  hat  seit 
J.  J.  Moser  den  völkerrechtlichen  Sprachgebrauch  eingebürgert,  die 
Gliedstaaten  als  halbsouverin  zu  diarakteiisieren,  weQ  ihnen  nimlich  em 
Teil  der  Souvexftnitätsrechte  abgehe.  Diese  Terminologie  läBt  als  souverän 
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nur  diejeoigea  Midite  gdten,  denen  die  yoUe  Rechtsfähigkeit  des  "VSXker- 
rechts  zukommt  Die  Verfassung  eines  zusammengesetzten  Staates  lafit 
eine  zwie&che  Form  zu.  Tgitimiii  komien  die  Gliedstaaten  die  Nebenländer 
eines  Hauptlandes  sein,  dessen  Staatsgewalt  für  sie  die  Zentralgewalt  dar- 

stellt.  Dieses  System  hat  eine  großartige  Verwirklichung  gefunden  in  den 
indischen  Kolonialreichen  Großbritanniens,  Frankreichs,  der  Niederlande, 
unter  Anwendung  auf  die  Eingeborenenstaaten.  £s  bildet  die  stark  ver- 
blassende Grundlage  für  die  Vexfiwsungr  des  Osmamschea  Reiches.  Die 
zweite  Form  ist  der  moderne  Bmidesstaat  (Föderativstaat).  Für  ihn  sind 
charakteristisch  die  gleichen  Rechte  und  gleidie  Pflichten,  in  welchen 
alle  Einzelstaaten ,  die  größten  wie  die  kletnsteni  der  gemeinsamen  Zentral- 
gewalt g'eg'enüber  gestellt  sind. 
C  Wenn  ein  Staat  rechtlich  gebunden  ist,  seine  auswärtige  Politik  nach 

abbtaiSs*8i>tt>  dem  W^illen  einer  anderen  Macht  zu  führen,  bezeichnen  wir  ihn  als  von 
derselben  abhängig  im  Rechtssinne.  Ein  solches  Verhältnis  beschränkt 
an  sidi  nicht  seine  völketxeditiidie  Rechtsfähigkeit  und  mit  Halbsouveränitat 
fallt  es  begriflnidi  nicht  zusammen.  WoU  aber  wird  seine  Handlungs- 
fähigkeit gemindert  durch  Unterordnung  unter  die  Oberh  li  it  i Ober- 
herrlichkeit i  einer  fremden  Staatsgewalt.  Die  internationalen  Abhängigkeits- 
verhrUtnisse  lassen  mannigfache  Abstufungen  zu.  Der  Völkergebrauch  hat 
zwei  Formen  ausgebildet  Eine  ältere,  welche  lehnrechtliche  Anschauungen 
zugrunde  legt,  besteht  in  der  Unterwerfung  eines  Vasallenstaats  unter 
eine  Süzeräne  (lehnsherrliche)  MachL  Die  Abhängigkeit  qualifiziert  sich 
hier  als  Treup^cht»  lUe  nicht  bloß  in  der  allgemeinen  Richtung  der 
Politik  zu  betätigen,  sondern  vielfach  auch  durch  Einzelleistungen  von 
mancherlei  Art  zu  erweisen  ist  Die  Suzeränität  kann  durch  Verbindtmg 
mit  Regierungsrechten  so  gesteigert  werden,  daß  dem  Vasallenstaat,  wie 
es  regelmäßig  der  Fall  ist,  eine  bloße  Halbsouveränität  verbleibt.  Eine 
neuere  Form  der  Abliängigkeit  ist  das  völkerrechtliche  Protektorat  Ein 
solches  Veihaltnis  legt  dem  sdiutzlierrlichen  Staat  zunächst  nur  die  Ver- 
pflichtung auf,  den  Schutzstaat  gegen  Angriffe  von  außen  nut  seiner 
eigenen  Macht  zu  vertreten.  Aus  dieser  Verantwortlichkeit  fOr  ihn  ergibt 
sich  aber  die  Befiignis,  dessen  auswärtige  Politik  zu  überwachen  und  zu 
kontrollieren,  zu  welchem  Zwecke  er  auch  wohl  mit  dem  Rechte  aus- 
gestattet w^ird,  die  Pflege  der  amtlichen  und  vertragsmäßigen  Beziehungen 
des  Schutzstaates  mit  dem  Auslande  stellvertretend  selbst  zu  übernehmen. 
Soldien  anomalen  Verhältnissen  gegenüber  erscheint  die  Unabhängiglcmt 
des  souveränen  Staates  als  ^e  Reget  des  Völkerrechts.  Sie  wird  nicht 
aufgehoben  durch  tatsäddidie  Anlehnung  an  eine  fremde  Regierung,  auch 
nicht  durch  Vertragsschlüssc ,  selbst  wenn  diese  das  staatliche  WoU«i  in 
energischer  Weise  binden  oder  gar  demütigen. 
Dar  Einem  Staate  wird,  wenn  auch  nicht  die  Unabhängigkeit  genommen, 

"^türt*"*  *°  doch  die  i  reiheit  seiner  Pohtik  geschmälert  durch  Übernahme  immer- 
währender NeutrsfitiLt  Eine  solche  setzt  voraus  ein  Interesse  der  Staateiu 


Digitized  by  Google 


B.  Die  Mitgl.  d.  völkerrechtL  Veil).  Ul:  Der  dnidiie  Staat  in  aemen  vdUcerrecfatL  Bcaeli.  439 

gesellschaft  und  stellt  ein  Vertragsverhaltnis  zwischen  ihr  und  dem  neu- 
tralisierten Staate  dar.  Der  letztere  übernimmt  die  Verbindlichkeit,  bei 
jedem  eintretenden  Kriegsfall  fremder  Mächte  neutral  zu  bleiben;  also 
eine  militSrisdie  Besetzniig  oder  Benutzung  des  Landes  durdi  ^e  aiis- 
liadisdbe  R^eruug  nidit  dulden  zu  vollen.  Als  Gegenleistung  erhilt 
er  seitens  der  die  Erklärung  formell  akzeptierenden  Regierungen  die  Zu- 
sicherung, daß  sie  seine  Stelliug  aditen,  also  weder  zu  Kriegs-  noch  zu 
Friedenszeiten  etwas  tun  werden,  was  deren  Fpsthaltung*  beeinträchtig-en 
könnte.  Durch  einen  (xarantievertrag  kann  eine  derartige  Zusicherung 
verstärkt  werden.  Da  nun  aber  die  Möglichkeit,  im  Kriege  neutral  zu 
bleiben,  durch  die  Politik  im  Frieden  bedingt  ist,  so  Uegt  dem  mit  Neu- 
tralität bdegten  Staate  die  sündige  Verpachtung  ob»  solche  Akte  zu 
unterlassen»  die  dieser  Stellung  piijudiaeren  könnten.  Insbesondere  in 
Allianzen  darf  er  sich  nicht  einlassen.  Eine  Teilnahme  an  der  groBen 
Politik  ist  ihm  versagt 

Zurzeit  befinden  sich  in  der  Rechtsstellung  ewig  neutraler  Staaten 
folgende  Mächte;  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  vermöge  der 
WienM*  Kongrefiakte  vom  9.  Juni  18 13  A.  84.  92  und  der  Neutralitits- 
akte  vom  so.  November  1815;  das  Königreich  Bdgien  in  GemaAheit  des 
Separationsvertrages  vom  15.  November  183 1  A.  7.25  und  der  Vertrage 
vom  19.  Afnji  1839;  das  Großherzogtiun  Luxemburg  seit  dem  Londoner 
Vertrage  vom  ii.  April  rSö;;  endlich  der  unabhängige  Kongostaat  nach 
seiner  in  Ermächtigung  durch  die  Berliner  Generalakte  vom  26.  Februar  1885 
A.  10  abgegebenen  Erklärung  vom  i.  August  1885. 

m  Der  einzelne  Staat  in  seinen  volkerrechtlichen  Be-  ^ 
siehungen,    i.  Insofern  sich  die  Staatsgewalt  fremden  Machten  gegen- 

über  in  der  souveränen  Herrschaft  auf  einem  abgegrenzten  Stucke  der 
Erdoberfläche  betätigt,  pflegt  sie  mit  einem  in  der  Gedankenwelt  des 
deutschen  Patrimonialstaats  geprägten  Ausdruck  als  Gebietshoheit,  in 
naturrechtlicher  Terminologie  als  Staatseigentum  bezeichnet  zu  werden. 
Damit  wird  gesagt,  daB  du  ataaläidie  Redit  eine  territofiale  Ordnung  ist 
Alle  Personen  und  Sadien,  die  sich  innerhalb  der  Landeagrenzen  befinden, 
uoteiliegen  der  BestimmbsrkNt  durch  den  hier  waltenden  Staat  Und  die 
Antiutong  dieses  seines  Territorialrechts  durdi  Kontrolle,  Überwachung, 
Einmischung,  Intervention;  nicht  minder  der  von  einer  fremden  Macht  fuif 
seinem  Gebiete  rechtswidrig  vorg-enommene  Hcrrschaftsakt  ist  ein  ihm 
zugefügtes  Unrecht  Die  Ausübung  der  Territorialgewalt  ist  völkerrecht- 
liche Pflicht  Jeder  Staat  hat  Sorge  dafür  zu  tragen,  daß  kein  Teil  seines 
Gebietes  ohne  rechtliche  Ordnung  bleibe.  Er  haftet  tOr  die  in  sdnem 
Territorium  oder  von  dort  aus  von  ihm  schuldhaft  zugdassenen  Redits- 
verietzungen,  von  denen  fremde  Staaten  betroffen  werden. 

Das  Territorium  eines  Staates  umfaßt  alle  innerhalb  seiner  Hoheits-       P*; ^ 
grenzen  belegenen  Land-  und  Wasserflächen  nebst  deren  Akzessionen,  T«iitDiiam. 
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mögen  sie  sich  im  privatrechtlichen  Eigentum  befinden  oder  herrenlos 
oder  eigentumsunfahig  sein,  auch  wenn  sie  räumlich  getrennt  und  staats- 
rechtlich gfeschieden  innd,  nidit  minder  den  Erdrauin  imd  die  Lufts&nle. 
Die  Grenzen  bestehen  in  intelkddiielten  linien,  festen  odw  waiMlelbaren. 
Dem  Meere  gegenüber  bildet  der  Niedrigwasserstand  die  Landesgrenze; 
der  Strand,  also  auch  das  Wattenmeer,  ist  stets  Landgebiet.  Bei  Gebirgen 
läuft  sie  im  Zweifel  der  Wasserscheide  entlang.  In  den  Territorialgewässem 
des  Meeres,  in  Grenzflüssen  und  Seen  gilt  auch  heute  noch  im  Zweifel 
^die  Mittellinie  als  Staatsgrenze.  Nur  für  schiffbare  Flüsse  ist  es  gegen 
Ende  6«s  18«  Jahrhunderts  aufgekommen,  den  TtHweg,  d.  h.  die  Mitte  des 
Fahrwassers,  als  Grenze  auf  der  Wasserfläche  vertragsm&flig  festsusidlen. 

GaUMNrwKb.  -  Jedem  Staat  schreibt  das  Völkerrecht  die  Fähigkeit  tu,  neues  Gebiet  zu 
erwerben.  Die  völkerrechtlichen  Besitztitel  sind  doppelter  Art,  teils  ab- 
geleitete, teils  ursprüngliche.  Derivativer  Erwerbsgrund  ist  heutzutage 
lediglich  die  Zession,  d.  h.  die  Übertragung  der  Gebietshoheit  durch  die 
vorhandene  öffentliche  Gewalt  Die  causa  der  Abtretungsverträge  kann 
eine  selir  verschiedene  sein.  Als  originäre  Erwerbsgründe  gelten  zwei: 
der  Icfi^erische  der  Eroberung,  weldier  den  Untergang  des  besiegten 
Staates  zur  Voraussetzung  liat^  und  der  friedliche  der  Okkupation.  Letztere 
erfolgt  an  solchen  Landstrecken,  Wassergebieten,  Inseln  imd  Inselgruppen, 
die  keinem  Staate  zugehörig  sind,  mögen  sie  bewohnt  sein  oder  nicht. 
Sie  erfordert  den  auf  Aneignung  gerichteten  Willen  der  Regierung,  ver- 
bunden mit  effektiver  Besitznahme,  d.  ii.  Autrichtung  einer  obrigkeitlichen 
Gewalt  Die  bloße  Nachbarschaft  kann  ein  Vorrecht  auf  okknpatotisdben 
Besitzerwerb  des  Hinterlandes  oder  des  geographischen  Stromsystems 
nicht  begründen.  Anderers^ts  mag  die  Fflich^  nicht  zu  okkupieren,  durdi 
vertragsmäßige  Abgrenzung  von  Interessensphären  auf  dem  Festlande,  wie 
aiif  dem  Meere,  übernommen  werden.  Um  Prioritätsstreitiirkeiten  vorzu- 
beugen, haben  die  Signatarmächte  der  Berliner  Generalakte  vom 
26.  Februar  1885  gemäß  deren  A.  34  sich  verbindlich  gemacht,  okkupa- 
torischen  Besitzerwerb  einander  zu  notifizieren.  Mit  der  B^tznahme  des 
neuen  Staatsgebiets  werden  cUe  dort  niedeigdassenen  Personen,  sofern  ne 
nicht  in  ^em  anderen  Lande  verbuxgert  sind,  Angehörige  des  Erwerbers. 
Doch  pflegt  nach  einer  seit  den  Friedensschlüssen  von  1 763  zu  beobachtenden 
Staatspraxis  im  Falle  einer  Gebietsabtretung  den  Bewohnern  ein  befristetes 
Recht  auf  Auswanderung,  heutzutage  in  der  Form  der  Option,  d.  h.  des 
Anspruchs  auf  Wiedererwerb  der  alten  Staatsangehörigkeit,  mit  rück- 
wirkender  Kraft,  vorbehalten  zu  werden. 

GvUMvNrint  Verloren  gehen  einem  Staate  Bestandteile  seines  Gebietes  lediglich 
durch  seine  Veräußerung.  Sie  ist  entweder  Zession  oder  Dneliktion.  Als 
Dereliktion  kann  die  bloße  Unterlassung  v<m  Herrschaftsakten  idcht  er- 
achtet werden. 

««whriikiBiigeo  Vermöge  seines  Territorialrechts  hat  der  Start  in  der  Analogien  des 
-  ..  ***'  ■     Privatrechts  verwendenden  Auffassungsweise  des  Völkerrechts  die  Befugnisi 
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Gebietsteile  vertragsmäßig  zu  belasten;  sei  es  durch  Konstituierung  einer 
Pfandschaft,  sei  es  durch  pachtweise  Überlassung,  sei  es  durch  Über- 
tragung zu  Besitz  und  Verwaltung,  sei  es  endlich  durch  Bestellung  einer 
StaatS8«rvitat  Man  spricht  nach  feststehendem  Sprachgebrauch  von  einer 
solchen»  wenn  ein  bestimmtes  Verfügungsrectat  ftber  das  Tertitofiitm  oder 
dessen  Teile  einer  fremden  Macht  nicht  bloß  zur  Avsabaogf  sondem  der 
Substanz  nach  dauernd  eingeräumt  wird.  Sie  kann  aflinnativ  oder  negativ 
sein,  d.h.  in  einem  der  letzteren  eingeräumten  Untersagungsrechtc  bestehen. 

2.  Dem  Verhältnis  persönlicher  Zugehörigkeit  zu  einem  Staatsver-  DteNMkMulitiU. 
bände  gibt  das  bestehende  Völkerrecht  einen  zweifachen  Inhalt  Einmal 
Steht  der  Inländer  unter  der  Herrschaft  seines  Staates,  gleichviel,  wo  er 
sidi  befinde.  Weder  sein  eigenes  Belieben,  noch  die  Anordnung  einer 
fremden  Ifacht  Icann  Um  von  der  Beobachtung  der  heimischen  Gresetze 
entbinden  und  vor  den  aus  dem  Ungehorsam  für  ihn  sich  f  rgebenden 
Rechtsfolgen  schützen.  Gegenwirkung  ist  sein  Anspruch  auf  Teilnahme 
an  den  rechtUchen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Heimatsstaates,  die 
dieser  nicht  versagen  darf.  Insbesondere  schuldet  der  Staat  seinen  An- 
gehörigen die  Aufnahme.  Ihre  Ausweisung  oder  Zurückverweisung  oder 
V^rbaanmig  wurde  völkerrechtlich  wirkungslos  sein.  Sodann  aber  ist  der 
Bürger  seinotn  Vaterlande,  solange  er  das  nationale  Band  nicht  gelöst 
ha^  zur  Treue  verpflichtet  Ihren  rechHidben  Ausdruck  findet  diese  Pflicht 
in  der  Bestrafung  des  Landesverrats,  sowie  positiv  in  der  Anforderung 
zum  Waffendienst.  Ausländer  können  nicht  treupflichtig,  nicht  militär- 
pflichtig gemacht  werden.  Auch  hierfür  besteht  ein  Korrelat  in  Recht  und 
Obliegenheit  der  Regierung,  den  Nationalen  auch  im  Auslande  den  er- 
forderlichen Schutz  SU  gewähren. 

Dieser  Inhalt  dra  Natiooalttitsrechts  l&flt  eine  mdir&cfae  Staats» 
angehörigkeit  als  ein  nicht  durchführbares  Rechtsverhältnis  erscheinen. 
Nichtsdestoweniger  besteht  bei  der  Disharmonie  der  Xationalitätsgesrtz- 
gebungen  die  formelle  Möglichkeit  eines  solchen  noch  immer  in  weitem 
Umfange,  da  die  Staaten  im  aligemeinen  noch  nicht  geneigt  sind,  die 
Natnralisatioa  von  rinem  Nachweise  der  EnÜassuag  aus  dem  bisherigen 
Untertanenverbande  abhängig  sein,  oder  mit  erfolgter  Naturalisation  in  der 
Fremde  die  bisherige  Nationalitat  olme  w^terea  untergehen  zu  lassen.  In 
neuerer  Zeit  hat  man  gemeint,  auf  völkerrechtlichem  Wege  den  zahlreichen 
aus  solchem  Doppelverhältnis  sich  ergebenden  Mißständen  durch  Abschluß 
von  sog.  Naturalisationsverträgen,  nach  dem  Vorgang  der  deutschen 
Bancroft -Verträge  von  1868,  entgehen  zu  können- 

För  hdinatkise,  d.  h.  aoldie  Personen,  die  ihre  Nationalität  verloren 
haben,  ohne  dner  anderen  teilhaftig  geworden  zu  sein,  oder  deren  Na- 
tionalität bestritten  oder  ungewifi  ist,  haben  neuere  Verträge  Vorsorge 
getroffen  dtirch  Verabredung  eines  geregelten  Repatriierungsverfahrens. 
Typisch  in  dieser  Richtimg  ist  gewesen  die  Gothaische  Konvention 
deutscher  Staaten  vom  15.  Juli  1851  wegen  Übernahme  Auszuweisender. 
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Dio  Rifi«mc.  3.  Vomiöge  ihrer  Souveränität  kann  die  Staatsgewalt  eines  Landes 
einem  fremden  Gebietsrecht  nicht  unterworfen  sein.  Allerdings  spricht 
der  völkerrechtliche  Verband  jedem  seiner  lifitglieder  Persönlichkeit  zu; 
und  die  Anerkennimg  privatrechtlicher  Rechtsßhis^eit  kann  ihm  von 
keinem  anderen  Staate  vmagt  werden»  Auch  der  fremde  Staatsfiakus 
geme0t  den  Schutz  des  inländischen  Rechtes,  und  auf  seine  hiesigeo  Rechts- 
verhältnisse kommen  die  Gesetze  des  Inlandes  zur  Anwendung-.  Allein 
einem  Staatszwang-e  unterliegt  er  nicht,  also  auch  nicht  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit,  welche  die  eigenen  Unterscheidungen  zwischen  Regierungs- 
akten und  fiskalischen  Rechtsgeschäften  nicht  fremdländischen  Rechts- 
oidonngen  auferlegen  dar£  Der  fremde  Staat  hat  hiemach  keinen  hieatgen 
GrerichtsstaDd,  also  auch  kein  forum  arresH  Ausnahmen  werden  nur  an- 
erkannt für  das  fonun  rei  sitae,  soweit  es  sich  um  Immobilien  handelt, 
und  für  das  fonmi  hereditatis;  sodann  in  dem  Falle,  daß  die  ausländische 
Regierung  hier  ein  Gewerbe  betreibt;  endlich  wenn  sie  sich  selbst  einem 
hiesigen  Gerichtsstand  unterwirft,  demnach  im  forum  reconventionis.  Zu- 
lässig ist  es,  die  Erwerbstahigkeit  des  fremden  Fiskus  unter  ein  be- 
scMakendes  Landesrecht  zu  stellen. 

OwSmvhIk.  4.  Befindet  sich  an  der  Spitze  des  Staates  eine  physische  Person,  so 
wird  ihr  als  Staatsoberhaupt  auch  vom  Auslande  eine  bevorrechtete 
Stellung  zugewiesen.  Der  heutige  völkerrechtliche  Gebrauch  zeigft  sich 
geneigt,  auch  republikanisch rt^  Staat^soberhäuptern  Rechtsvorzüge  zu  ge- 
währen, welche  sie  über  die  Ki  v^;  -  !n  des  gemeinen  Frenidenrechts  hinaus- 
heben. Weitergehend  aber  anerkennt  das  Völkerrecht  von  alters  her  in  dem 
Staatsoberfaai^t  eines  jeden  monarchisdk«!  Staates  eSooB  P«raon,  durch 
welche  die  Staatsgewalt  in  ihrer  Einheit  und  Totalität  zum  Ausdruck  ge> 
bracht  wird.  Demnach  gelten  die  von  einem  Mcniardien  abgegebenen 
rechtsgeschäftlichen  ErklSrungen  als  Willensakte  seines  Staates;  eine 
Prüfung  auf  ihre  Verfassungsraäßigkeit  hin  steht  der  fremden  Regierung 
nicht  zu.  Demnach  kommt  die  völkerrechtliche  Immunität  der  fremden 
Staatsgewalt  auch  auf  den  fremden  Monarchen  zur  Anwendung;  eine 
Scheidung  zwischen  seiner  staatsrechtlichen  und  privaten  Persönlichkeit 
unter  Berufong  auf  das  lüesige  Recht  ist  vdlkerrechtlich  unannehmbar. 
Er  ist  auch  für  das  Völkerrecht  eine  souveräne  Person  und  als  solche  aus- 
ländischem Staatszwange  nicht  unterworfen.  Ausländische  Gerichtsstände 
sind  nur  insoweit  für  ihn  begründet,  als  solche  singulärerweise  für  die 
Staatsgewalt  selbst  bestehen.  Beim  Betreten  fremden  Staatsgebiets,  sofern 
dies  zugelassen  wird,  gebührt  der  souveränen  Person  die  Exterritorialität 
Für  eine  dort  von  ihm  begangene  strafbare  Handlung  trägt  der  Heimats- 
Staat  die  Verantwortung.  Eine  ihm  von  der  R^erung  des  AufenÜialts- 
staates  mgefOgte  Rechtsverletzung  gilt  als  ein  gegen  seinen  Staat  be- 
gangenes Delikt 

Aus  der  Rechtsgleichheit  der  Staaten  folgt  die  vollkommene  Pär- 
schaft  der  Souveräne^  die  nicht  allein  in  der  Courtoisie  ihres  gegeoseitigea 
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Vedcehrsi  aond^n  auch  in  der  Ebenbürtigkeit  tdler  souverineiv  cbrifttUdieii 
Rjegentenh&liser  zum  Auidruck  kommt  Dagegen  kömien  abgedankte  oder 
depossedierte  Monarchen  aiif  die  völkerrechtlichen  Vorrechte  souveiSner 

Personen  keinen  Anspruch  erheben. 

Auch  die  Souveränität  des  Papstes  hätte  an  sich  erlöschen  müssen,  uer  Pajut. 
seitdem  der  Kirchenstaat  in  seinem  schließlichen  Bestände  durch  Dekret 
Tom  9.  Oktober  1870  dem  Königreich  Italien  einverlmbt  wurde»  und  der 
Römische  Stuhl  damit  aufhörte,  eine  Teuitoriafanacht  zu  sein.  Indessen 
konnte  bei  Säkolaridnrung  des  Kirchenstaats  dem  Papste  die  Rechts- 
stellung eines  entthronten  Monarchen  darum  nicht  gegeben  werden,  weil 
er  Oberhaupt  der  Romischen  Kirch p  blieb.  Den  anderpn  Staaten  durfte 
das  Recht,  den  Verkehr  über  die  eigenen  kirchlichen  Augelegenlieiten  mit 
ihm  fortzuführen,  nicht  geschmälert  werden.  Daraus  ergab  sich  für  die 
italienische  Regierung  eine  völkerrechtliche  Pflicht,  die  Freiheit  und  Un- 
abbSng^keit  des  Römischen  Stuhles  anzuerkennen.  Dieser  Pflicht  ist  das 
junge  Königreich  nachgekommen  durdi  Etlafl  eines  Veifessung^esetzes 
vom  13.  Mai  1871,  des  sog.  Grarantiegesetzes»  durch  welches  dem  Papste 
dip  Attribute  persönlicher  Souveränität,  an  wplchen  auch  seine  Kirchen- 
regierung und  deren  Apparat  teilnimmt,  beigelegt  worden  sind  Freilich 
ist  dieses  Gesetz  von  der  Kurie,  als  den  Verzicht  auf  die  weltliche  Herr- 
schaft involvierend,  nicht  anerkannt  worden.  Dagegen  wurde  es  von  den 
Mäditen,  wenn  auch  nicht  gewährleistet,  so  dodi  widerqmichälos  hin- 
genommen. Sie  legen  den  päpstlichen  Gresandten  nadi  wie  vor  die  diplo- 
matischen Vorrechte  beL 


C  Daa  internationale  Verkehragebiet. 

L  Das  Weltmeer*  Die  ph3r8i8che  Unmögiidikeit,  die  offene  See  zu  mm  iMUt 

^erren,  hat  diese  seit  Entstehvmg  eines  Weltverkehrs  zwar  tatsächlich  ^^'"'^ 
der  Schiffahrt  aller  seefahrenden  Nationen  eröffnet  Allein  erst  nach  miüh^ 
Samern  Kampfe  ist  auch  die  rechtliche  Freiheit  der  Ozeane  zu  allgemeiner 
Anerkennung  gelangt.  Heute  bildet  sie  ein  Hauptstück  volkerrechtlicher 
Ordnung.  Jeder  Versuch,  die  Freiheit  des  Meeres  durch  Anmaßung  von 
Herrschaftsrechten  irgendwelcher  Art  zu  besdhrSnken,  gilt  als  Attentat 
wider  das  Völkerrecht  Nur  freilich  erschöpft  sich  diese  Freihmt  nicht  in 
dem  Satze,  daß  das  Meer  von  Rechts  wegen  staatenlos  ist  ^^elmehr 
bildet  es  im  Frieden  wie  im  Kriege  das  gemeinsame  VerkelttS*  Ufid 
Nutzungsgebiet  aller  Staaten.  Keiner  von  ihnen  kann  ohne  seine  Zu- 
stimmung davon  ausgeschlossen  werden;  auch  nicht  der  Rinnenstaat.  Dem- 
nach wird  Seeschiffahrt  nur  unter  anerkannter  Nationalflagge  zugelassen. 
Demnach  vnd  die  Staaten  völkerrechtlich  gebunden,  für  geddierten 
stand  einer  rechlichen  Ordnung  auf  den  unter  ihrer  Flagge  Ehrenden 
Schiffen  landesrechtlidie  Fürsorge  zu  treflSen. 
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Baiyoimi       Die  UneriiAlichkeit,  den  Verkehr  auf  dem  Weltmeere  vor  redita- 
widrigen  Angriffen,  Störungen,  Mißbrauchen  zu  sdifitzen,  hat  XU  einem 

Systeme  internationaler  Seepolizei  geführt  Zu  deren  Handhabung  gelten 
die  Kriegsschiffe  ohne  weiteres  als  legitimiert.  Zumal  betrachten  die  See- 
machte sich  zur  Repression  der  Piraterie  völkerrechtlich  verpflichtet  Und 
swar  bildet  den  TaÜiestand  deraelben  jedM  auf  gewetbamfiAige  Ausfibung 
räuberischer  Grewaltalcte  auf  dem  Meere  oder  vom  Me^  aus  abzidende 
Untemebmen»  insofern  dn  solches  nicht  gegpa  einen  bestimmten  Staat 
gerichtet  ist,  sondern  sich  als  die  Sicherheit  aller  Staaten  gefährdend 
darstellt  Das  Piratenschiff,  welche  Flagge  es  auch  fuhren  möge,  wird  als 
denationalisiert  betrachtet  Es  unterliegt  dem  Zugriff  aller  Kriegsflaggen. 
Auch  ist  jeder  Staat  befugt,  dessen  Mannschaft  zu  strafrechtlicher  Ab- 
urteilung zu  bringen.  In  Analogie  dieser  von  alters  her  begründeten  Zu* 
ständi^eiten  haben  die  Mächte  vertr^mamäBig  behufe  Verwhklidrang 
gewisser  groBer  humanitärer  und  wirtschaftlicher  Interessen  ilire  Schifli^ 
in  -weitgehendem  Entgegenkommen,  gegenseitig  der  Durchsuchung  xmd 
Beschlagnahme  durch  beauftragte  Kriegsschiffe  unterworfen.  Vorbild  ist 
gewesen  das  Regime  zur  Unterdrückung  des  afrikanischen  Sklavenhandels, 
welches,  durch  die  vom  Wiener  Kongreß  verkündete  Diclaration  des 
Puissanccs  sur  Vabolition  de  la  traite  des  nigres  vom  8.  Februar  1815 
inauguriert»  eine  weltgeschichtiiche  Bedeutung  gew<Nmen  hat  In  dem  zu 
deren  Durdiführung  geknüpften  Vertragsnetz  steht  im  Mittelpunkt  der  sog, 
Quintupelvertn^  vom  20.  Dezember  1841.  Die  Brüsseler  Generalakte  vom 
2.  Juli  hat  jenes  Regime  zum  Abschluß  gebracht,  jedoch  auf  einen  die 
Ostküste  Afrika^s  umgebenden  Mecresteil  bescliränkt 

Im  Interesse  des  internationalen  Seeverkehrs  ist  neuerdings  eine  Reihe 
von  speziellen  Einrichtungen  teils  lokaler,  teils  allgemeiner  Geltung  ver- 
tn^smättg  getroffen  worden.  Dahin  gehören  der  Haager  Vertrag  vom 
6.  Mai  1882  über  die  polizeüidie  Regelung  der  Fischerei  auf  der  Nordsee; 
der  Pariser  Vertrag  vom  14.  März  1864  über  den  Schutz  der  unterseeischen 
Telegraphenkabel  zu  Friedenszeiten ;  die  Übereinkünfte,  die  dem  Robben- 
schutz dienen;  Verabredungen  über  Seeschiffahrtszeichen.  Dazu  kommen 
mancherlei  nach  gegenseitiger  Verabredung  allgemein  angenommene  landes- 
rechtliche Festsetzungen  ohne  Vertragscharakter:  das  sorgfältig  durch- 
gebildete Strafienrecht  zur  See;  (Ue  internationale  Signalsprache;  das 
gemeinsame  System  der  Schifibvermessung. 
Dto  Simitiifc  Die  Freiheit  des  Weltmeeres  kommt  zu  Friedens-  wie  zu  Kriegszeiten 
allen  seinen  Teilen  zugute,  auch  wenn  sie  besondere  Namen  fuhren; 
demnach  auch  den  sie  verbindenden  Meerengen.  Diese  sind  internationale 
Seestraßen,  als  solche  jederzeit  auch  den  Kriegsschiffen  oflfen.  Sie  dürfen 
selbst  im  Kriegsfälle  niemals  gesperrt  werden,  sofern  nicht,  wie  für  den 
Bosporus  und  die  Dardandlen  seit  184I1  und  für  die  zu  Montenegro  ge- 
hörigen Gewässer  seit  1878,  im  gesamteuropäisdien  Interesse  durch  Verträge 
der  führenden  Mädite  ein  Sonderrecht  eingeführt  is^  wonach  sie  für  Kviegs- 
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schiffe  geschlossen  sind.  Ein  Anspruch  des  Küstenstaates  auf  Herrschaft 
fiber  die  seine  KQste  umspülenden  Meeresteile  und  dortige  Inselfloren 
wird  heute  lüigends  mehr  anerkannt  Die  NeutraUsierung  von  Seerevieren 
durch  Vereinbarung  anliegender  Lander  würde  unwirksam  sein. 

Doch  erleidet  der  Satz,  daß  die  offene  See  keinem  Staate  angehört, Om KMwmr. 
eine  Einschränkung-  in  seiner  Anwendung"  auf  das  sog.  Küstenmeer,  d.  h. 
die  dem  Strande  parallel  laufende  Meereszone.  An  sich  freilich  steht  auch 
sie  als  Teil  der  Meeresüäche  zu  iriedens-  wie  zu  Kriegszeiten  dem  inter- 
natimialen  Schiffafartsverkehr  offen.  Die  Passage  kann  nidit  versagt  werden* 
Immetlun  ^lidit  das  V51kerredit  dem  Uferstaat  die  Befugnis  zu,  auch 
dort  seine  Hoheit  geltend  zu  machen,  da  sonst  die  Grenze  schutzlos  sein 
würde.  Er  ist  demnach  berechtigt,  die  Seefahrt  in  diesem  Bereiche  seiner 
Polizei  lind  Gerichtsbarkeit  zu  unterstellen,  und  im  Falle  des  Seekrieges 
sie  zu  beschränken  und  zu  regulieren.  Vermöge  seiner  Hoheit  kann 
der  Küstenstaat  auch  die  iS  utzungsrechte  daran  sich  zu  ausschließlichem 
Rechte  vorbehalten.  Die  iufieiate  Entfernung,  bis  zu  welcher  er  die 
Se^renze  vorschieben  darf,  normiert  «ich  nach  gemeinem  Volker- 
recht durch  die  Kanonenschußweite  bei  Niedrigwasseretand;  das  bedeutet 
heute,  bei  unterstellter  TrefiTsicherheit,  etwa  5  —  7  Seemeilen.  Durch 
Verträge  ist  sie  vielfach,  aber  nur  für  spezielle  Interessen,  auf  3  See- 
meilen limitiert  worden.  Liegt  eine  Meerenge  unter  den  Kanonen  ver- 
schiedener Staaten,  so  gilt  die  Mittellinie  als  Seegrenze. 

Immer  aber  hat  man  vom  Kiistenmeer  die  sog.  Territorialgewasser 
(das  geschlossene  Meet)  zu  unterscheiden,  nämlidi  die  nch  in  das  Land-  c""*^* 
gebiet  zielenden,  durch  eine  sperrbare  Öffnung  mit  dem  Küstenmeer  in 
Verbindung  stehenden  Wasserflächen;  also  Baien,  Buchten,  Haffe,  Fjorde, 
Häfen,  auch  Sunde  und  Lagunen.  Sie  gehören  zum  .Staatsgebiet.  Dasselbe 
gilt  von  Flußmündungen.  Als  Ausmündung  gilt  die  die  äußersten  Ufer- 
punkte verbindende  gerade  Linie. 

IL  Die  Seeschiffahrt  Da  es  Pflicht  und  Recht  der  Seestaaten  ist, 
den  Sddffen  ihrer  Angehörigen  nicht  allein  eine  Heimat  zu  gewähren, 
sondern  sie  auch  jenseits  der  Seegrenze  ihrem  Schutze  und  ihrer  Gewalt 
zu  unterstellen,  so  schreibt  das  Völkerrecht  den  Seeschiffen  einen  natio- 
nalen Charakter  zu.  Sie  mit  ihren  Booten  gelten,  anders  als  die  zur 
Binnenschiffahrt  bestimmten  Fahrzeuge,  als  Pertinenzen  ihres  Landes, 
gleichviel  wo  sie  sich  befinden.  Doch  ist  die  Recfatssteilui^  der  See- 
scMflfe  verschieden,  je  nachdem  sie  Kriegsschiffe  üad  oder  nicht  Und  zwar 
gelten  als  Kriegssdiiffe  nur  solche  Schiffe,  die  im  Militärdienst  einor 
Regierung  verwendet  werden  und  ihr  verantwortliche  Führer  haben; 
mögen  sie  übrigens  in  fiskalischem  Eigentum  stehen  oder  nicht  Auf  hoher 
See  steht  keiner  Macht  die  Befugnis  zu,  Schiffe  fremder  Nationalität  an- 
zuhalten, zur  Verifikation  ihrer  Flagge  aufzufordern,  zu  durchsuchen,  mit 
Besdilag  zu  belegen  oder  sonstige  Zwangsnüttel  gegen  sie  anzuwenden; 
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es  sei  denn,  daß  tä»  kriegführende  Partei  sei  oder  solche  Rechte  vertrags- 
mSAig  zugestanden  worden  und»  Im  firemden  Wasaetgebiete  hab«i  Kii^js- 
schiffe  Bxlerritorialität  za  beanq;irttclien.  Dagegen  nnd  alle  anderen  Sefr> 
schifife,  mSgfen  sie  dem  Erwerb  durch  Seescbiffoliit  lUenen,  also  Handels-' 

fahrzeug-e  sein,  mögen  sie  anderen  Interessen  gewidmet  werden,  einem 
Staate  oder  Privaten  gehören,  der  Gebietshoheit  des  Aufenthaltsstaats  trotz 
ihrer  fremden  Nationalität  nicht  entzogen.  Nur  haben  sich  nach  dem 
Vorgange  der  Franzosen  hier  weitgehende  Konzessionen  zugunsten  des 
Flaggenstaats  Eingang  verschafik^  auch  vertragsmä^re  Sichening  erhalten. 
Da.  Kennzeichen  der  Schiffsnationalitat  ist  die  Nationalflagge,  Unter- 

■wraeht  3^^(|||]|gg2eic||eii  ([er  Kriegsmarine  der  ^/IHrnpeL  Gregen  Flaggen^ 
anmaßung  wird  nur  seitens  der  in  ihrem  Flaggenrecht  verletzten  Regierung 
eingeschritten.  Privatschiffe  legitimieren  sich  erforderlichenfalls  durch  die 
heutzutage  überall  sehr  vereinfachten  Schiffspapiere  oder  Flaggenzeugnis  r  . 
Jedes  Schiff  mu£  einen  Namen  führen  und  erhält  seitens  der  dem  uiter- 
nationalen  Signalbudi  beigetretenen  Staaten  eb  UnterscbeidungssignaL 
In  Sicht  von  Festungswerken,  auf  denen  die  Nationalflagge  weht,  des- 
gleichen nach  ausgebrochenem  Kriegfe  in  Sicht  von  ICriegssdüflen  der 
kriegenden  Mächte  ist  jedes  Schiff  verpflichtet,  seine  Flagge  zu  zeigen. 
Daß  die  von  den  Seestaaten  unter  landesrechtlich  noch  immer  sehr  ver- 
schiedenen Bedingungen  zu  verleihende  Schiffsnationalität  auch  gegenseitig 
anerkannt  werde,  dafür  haben  zwar  zahlreiche  öchiöahrtsverträge  gesorgt. 
Fehlt  es  an  solchen,  so  hat  sich  freilich  ein  unbedingtes,  in  Frieden  und 
Krieg  Platz  greifendes  Recht  auf  eine  solche  Anerkennung  bis  jetzt  noch 
keineswegs  durchgesetzt 


D.  Der  territoriale  Verkehr. 

I  Die  Verkehrsfreiheit  Die  im  völkerrecihtlidien  Verbände  stehen- 
den Mächte  haben  mit  der  Anerkemiung  der  zischen  ihnen  bestehenden 
Verkehrsgemeinschaft  auch  das  eigene  Staatsgebiet  dem  internationalen 
Privatverkehr  zu  Lande  und  zu  Wasser  eröffnen  mOsses.   Nicht  allein 
Keine Verkahra-  wäre  AbsperTung  eines  Landes  vom  Weltverkehr,  mag  sie  durch  ihn 
•pcrr«.      selbst,  mag  sie  durch  eine  dritte  Macht  —  in  Friedenszeiten  —  erfolgen, 
rechtswidrig;  würde  also  jeder  betroffenen  Regierung  die  Beiugms  zu 
gewaltsamer  Öffnung  der  verschlossenen  Grrrazen  geben.  Vleimdur  kann 
XMMHchdK  auch  kein  Staat  als  b^ugt  gelten,  den  Attsländem,  lediglich  weil  rie 
awPMM«.  sind,  den  Obertritt  auf  sein  Territtvium  oder  den  Aufenthalt  in 

demselben  zu  verwehren ,  den  Schutz  und  die  Burgschaften  seines  privaten 
und  öffentlichen  I^mi«  srr chts ,  dio  Teilnahme  am  Genüsse  der  hier  be- 
stehenden öffentlichen  Einrichiuiigen  zu  entziehen.  Selbst  die  Massenaus- 
treibung der  Angehörigen  eines  bestimmten  Landes  gilt  heutzutage  nur 
als  Repressalie  oder  als  kriegerische  HostUität  flir  statüialt  Ebensowemg 
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aber  ist  ein  Seestaat  berechtigt,  fremde  PrivatschifFe  als  solche  von  dem 
Gebrauche  der  für  Sicherung  der  Schiffahrt  und  Landung"  gfetroffenen 
Anstalten  auszuschließen,  oder  ihnen  den  Zutritt  zu  seinen  Häfen,  den 
Einlaiif  in  seine  Strtoe,  die  Dturch&hrt  durch  sdne  meenrerbiodenden 
Kanäle  zu  verbieten.  Der  Sueikanal  ist  sogar  durch  den  am  29.  Oktober 
1888  2U  K<Mistantinopel  gesdüoMenen  KoUektivrertrag  der  beteiligten 
Seemächte  unter  ihre  gemeinsame  Protektion  gestellt  worden.  Er  ist  frei 
und  offen  in  Frifdons-  und  in  Kriegszeiten  für  die  Handels-  und  Kriegs- 
niarinen  aller  1  laL^m  n.  Nach  diesem  Muster  soll  auch  das  Regime  des 
in  Zentralamerika  zu  erbauenden  interozeanischen  Kanals  eingerichtet 
werden;  jedoch  nunmehr  lediglich  nach  Maßgabe  einer  Verständigung 
rvrischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Großbritannien,  nämlidi  des  sog. 
Hay-Paimcefote Vertrages  vom  18.  Novemb«r  1901. 

Nur  freilich  der  einzelne  Ausländer  hat  niemals  einen  gegen  die 
Regierung  des  Aufenthaltsstaats  geltend  zu  machenden  Anspruch  auf  Auf- 
nahme und  Duldung,  auch  nicht  wenn  er  sich  niedergelassen  hat  Er 
unterliegt  dem  völkerrechtlichen  Ausweisungsrecht  Denn  vermöge  der 
Gebietshoheit  güt  es  als  ein  unverzichthares  Souveränitätsrecht  jeder  Staats- 
gewalt, einzelnen  Individuen  oder  Kategorien  von  solchen  aus  speaellen 
in  ihrer  Person  zutreffenden  Gründen  des  5ffenfli<dien  Interesses,  unter 
Verantwortung  gegen  den  Staat,  dem  sie  ancfhören,  den  Aufenthalt  zu 
versagen.  Durch  neuere  Verträge  ist  dieses  Recht  vielfach  regtiliert  und 
auf  bestimmte  Fälle  beschränkt  worden.  Nicht  minder  hat  das  Bedürfnis 
nach  staatsrechtlichen  Garantien  gegen  etwaige  vexatorische  Handhabung 
der  Uaflregel  die  Veranlassung  gegeben,  auch  gesetzgeberisch  mandierlei 
verwaltungsrechtlidie  Rechtsscfaranken  durdi  den  Erlaß  von  sog.  Fronden- 
gesetzen  aufzurichten. 

Eine  Ausnahme  von  den  Regeln  des  gemeinen  Fremdenrechts  bildet  ehc 
das  Rfcht  d'^r  Fsterritorialität  Unrichtig  führt  man  die  unter  diesen  £»•«'^»»^««0». 
Samnielbegri tT  tu  rki  mmlicherweise  zusammengefaßten  Beziehungen  auf 
die  Fiktion  zurück,  daü  der  Exterritoriale  seine  Heimat  überhaupt  niclit 
verlassen  habe.  Denn  mit  der  Frage  nach  der  räumlichen  Gdtung  der 
Landesgesetze  hat  das  VeriiSltnis  nichts  zu  tun.  In  Wahrheit  kann  auch 
der  Exterritoriale  die  Gebietshoheit  des  Aufenthattastaats  nicht  ablehnen. 
Er  erfreut  sich  wie  jeder  Ausländer  des  Schutzes  der  hier  waltenden 
Gesetze.  Er  hat  sie  zu  beobachten,  und  auf  seine  Rechtsverhältnisse  kommt 
inländisches  Recht  zur  Anwendung.  Aber  Zwangsmittel  können  gegen 
seine  Person  nicht  ergriffen  werden.  Er  untersteht  weder  der  hiesigen 
Gerichtsbarkeit  nodi  dem  Verwaltungszwang»  und  zu  Diensten,  Lasten  und 
Abgaben  kann  er  nicht  herangezogen  werden.  Die  ExtemtorialitätsgrOnde 
sind  sehr  mannigfidtig.  Sie  können  in  der  Unfreiwilligkeit  des  Üljerlritts 
über  die  Grenze  gegeben  sein  (Note  des  deutschen  Reichskanzlers  im  Falle 
Schnäbele  vom  28.  April  1887;  Flcischmann,  Völkerrechtsquellen,  5905, 
S.  216).    Sie  köimen  auf  Staatsvertrag,  insbesondere  mit  Ländern  konsu» 
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larer  Jurisdiktion  beruhen.  Nach  völkerrechtlicher  Regel  gebührt  Exterri- 
torialität den  souveränen  Personen  und  ihrem  Gefolge;  sodann  denPeisonen 
mit  diplomatischem  Charakter  im  Reddenzstaat  samt  dem  zu  ihnen  ge- 
hörigen Personal;  endlich         Truppenteilen  des  Landheeres  und  der 

Marine.  Die  personliche  Immunität  erstreckt  sich  auch  auf  die  für  den 
Gebrauch  des  Exterritorialen  bestimmten  Räume,  EfBrfrten»  MobiUeo,  Fahr« 
zeuge.   Demgemäß  sind  Kriegsschiffe  exterritoriaL 

IL  Das  autonome  Recht  Immer  aber  erhält  der  internationale 
Personen»,  Güter*,  Schiflbhitsverkdir  seine  Regelung  durch  die  Staatsgewalt 
des  Landes,  auf  dem  er  nch  vollzieht  Ihr  st^t  es  zu,  den  Auslandsverkdir 
ihrer  souveränen  Ordnung  zu  unterwerfen,  ihn  unter  polizeiliche  Kontrollen 

zu  stellen,  unter  sachlichen,  örtlichen,  zeitlichen  Restriktionen  zu  halten, 
mit  Zöllen  und  Abgaben  zu  belegen ,  auch  verschiedene  Nationen  auf 
Dm  KetwMoo»-  difiFerenziellem  Fuße  zu  behandeln.  Insbesondere  ist  kein  Staat  gebunden, 
Ausländer  in  gleichem  Umfange  wie  die  Inländer  an  seiner  Rechtsordnung 
ZU  beteiligen.  Vielmehr  ist  es  jedem  unverwehrt,  den  Erwerb  und  Besits 
einzelner  büigerlicher  Rechte  durch  Gesetz  von  d«  Staatsangdiöiigfceit 
abhängig  zu  machen.  Freilich  muA  er  sich  gefallen  lassen,  dafi  föx  jede 
Rechtsungleichheit,  mit  der  er  einen  fremden  Staat  belegt,  ihm  von  dort 
her  mit  gleichem  Maße  gemessen  wird.  Eine  Retorsion  ist  kein  unfreund* 
lieber  Akt,  und  mit  Repressalien  hat  sie  begrifflich  nichts  zu  tun. 

LDL  Das  konventionelle  Recht  Den  internationalen  Privatverkdur 
im  Landbereich  zu  pflegen,  zu  sichern,  zu  begünstigen  ist  eine  I^pU 
aufgäbe  der  Staatsverträge.  In  unübersehbarer  Fülle  und  Ifonnigfelt^eit 
der  zu  regelnden  Verkehrsbeziehungen  suchen  sie  ihr  gerecht  zu  werden. 
Di«  hmMs-  Unter  ihnen  nahmen  seit  der  Zeit  der  Utrechter  Friedensschlüsse  die'  erste 
.^blce.  St^.jie  giij  f^iQ  Kommerzientraktate,  bis  weit  in  das  iQ.  Jahrhundert  hinein 
fast  die  einzige  Form  nicht  politischer  Staatsverträge.  Ursprünglich  in 
mefkantilistischem  Sinne  auf  staatsUuge  Erlangung  von  HandelB-  und 
gewerblichen  Vorteilen  im  Herrschaftsbereiche  des  Vertragsgegners  ab- 
zielend, sind  sie  im  Laufe  der  Neuzeit  mit  ihren  in  stereotyper  Weise 
abstufenden  Klauseln:  Zusicherung  voller  und  gänzlicher  Handelafreiheit^ 
Zusicherung  der  Behandlung  auf  dem  Fuße  der  Meistbegünstigung,  Zu- 
sicherung der  Gleichstellung  von  Ausländern  und  Inländern,  sehr  ver- 
schiedenen wirtschaftlichen  Systemen  dienstbar  gemacht  worden.  Doch 
gab  die  bunte  Mannigfaltigkeit  ihres  Lihalts  allmählich  die  Vemdaasung, 
behuft  detaillierter  Rjegelung  einzelner  Materien,  apeaelle  Vertragstypen 
abzuzweigen.  Man  pflegt  heutzutage  unter  den  Verk^usverträgen  zu 
son  !r  rn  die  Handelsverträge  i.  e.  S.,  die  sich  vornehmlich  auf  Hcmdels- 
und  (rewerbebetrieb,  Wareneinfuhr  und  -Ausfuhr  beziehen  und  ent- 
weder Tarif-  oder  MeistbegünstigungbVL-rträge  sind.  Seit  dem  Jahre  1892 
haben  sie  sich  für  Mitteleuropa  zu  einem  Vertragssystem  mit  identischen 
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Anfangs-  und  Endterminen  zusammengeschlossen,  welches  auf  der  Unter- 
scheidung von  General-  und  Konventionaltarifen  beruht.  Von  ihnen  werden, 
wenn  auch  erst  neuerdings  mit  formeller  Selbständigkeit,  die  Niederlassungs- 
verträge unterschieden,  welche  die  Freiheit  des  Personenverkehrs  in  Be- 
ziehung auf  Niedeiiassung,  Aufenthalt  und  £rwerb  von  Grundeigentom 
bezwecken;  aodaan  die  Schifiahitomti'Sge,  fOr  welche  <Ue  gegenseitige 
Anerkennung  der  von  den  vertragenden  Teilm  ▼erli^Mien  SchifllBnatio* 
nalitit  der  wesentliche  Punkt  ist;  die  Konsularkonventionen,  durch  welche 
die  Paziszenten  die  amtliche  Fürsorge  für  die  wirtschaftlichen  Interessen 
ihrer  Angehörigen  im  fremden  Gebiete  sich  gegenseitig  ausbedingen; 
endlich  die  Eisenbahn  vertrage,  auf  Herstellung  und  Betrieb  von  Eisen- 
bahuaulagen,  welche  die  beiderseitigen  Staatsgebiete  In  Verbindui^  setzen, 
gericiiteL 

Eine  neue,  zuknnllsreidie  Gestalt  ist  der  vSlkerrecbUidien  Ordnung  DwVcr  vauu.K«. 
des  internationalen  Frivatverkebrs  gegeben  worden  durch  die  Begründung 

von  Staatenvereinen  (Unionen,  Verwaltungsvereinen),  die  für  bestimmte 
wirtschciftlicho  Anliegen  die  innere  Verwaltung  der  beigetretenen  Staaten 
in  gemeinsamem  Interesse  weitgehend  regieren  und  beschränken.  Die- 
selben tragen,  weit  sich  abhebend  einerseits  von  Staatenbünden,  andeik 
seits  von  bloAen  ReziptositStsverträgett,  xwar  im  allgemeinen  SozietSts- 
natnr.  Eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  kommt  ihnen  ucht  zu.  Charak- 
teristisch jedoch  ist  für  sie  zweierlei:  einmal  die  große  Zahl  der  Vertrags 
genossen,  denen  der  Zutritt  durch  bloße  Adhäsion  offen  gelassen  wird  und 
deren  Austritt  den  Fortbestand  des  Vereins  ebensowenig  beeiniluBt,  wie 
dies  ein  ausbrechender  Krieg  zu  tun  vermag.  Sodann  ist  ihnen  eigentüm- 
lich die  Einsetzung  kollektiver  Organe:  Kongresse,  Verwaltungskonferenzen, 
Kommissionen,  ständige  Geschäftsstellen  internationale  Bureaus),  auch  wohl 
b^ördliche  Kontrollinstanzen.  Soldie  mad  mit  der  Erledigung  der  Vereins- 
angelegenheiten nach  Maßgabe  des  Grundvertrags  betraut  Oberstes  Gesetz 
ist  das  Unaninütätqprinzip.  Der  Aufwand  wird  durch  Matrikulaibeiträge 
bestritten. 

Durch  Einrichtungen  dieser  Art  ist  es  gelimgen,  große  Bezirke  der 
zivilisierten  Welt  für  ganze  Verkehrszweige  zu  territorialen  Einheiten  zu 
verbinden  und  gegenüber  dem  Vereinsanslande  rechtiich  abzuschließen. 
Voriäufer  und  Vorbild  solcher  Bestrebungen  ist  eine  Schöpfung  des  Wiener 
Kongresses  gfewesen,  nämlich  die  Regulierung  der  HandelsschifTahrt  auf 
gemeinsamen,  d.  h.  mehrere  Länder  begrenzenden  oder  durchfließenden 
Strömen;  waren  diese  doch  vor  der  Kisenbahnzeit  die  wichtigsten  inter- 
nationalen Straßen  des  Binnenverkehrs.  Nach  den  noch  heute  maßgebenden 
Festsetzimgen  der  Wiener  Kongreßakte  A.  108 — 117  sollen  die  Uferstaaten 
2U  StromschiffiEthrtsvereinen  zusammentreten,  deren  konventionelles  Recht 
an  Normativbestimmungen  auf  der  Basis  der  Verkehrsfrethett  gebunden 
worden  ist  Einen  weiteren  Schritt  auf  diesem  Wege  bedeutete  der  V<m 
deutschen,  eine  völkerrechtliche  Weit  im  kleinen  Uldenden  Regierungen 
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errichtete  Zoll-  und  Handelsverein  vom  ?2,  März  1833.  Er  gab,  wenn 
auch  nur  in  engerem  Kreise,  ein  bedeutsaraes  Vorbild  ab,  wie  für  eine 
Vielheit  souveräner  Staaten,  durch  Wegräumung  gegenseitiger  Zoll- 
sdiraakeu  und  EilLebttng  der  Zölle  an  der  AiudandaiprttUEe  fOr  gemeinsanie 
Rechnung^,  die  Frdheit  des  Handels  und  Verkehrs  im  Vereinsinkuide  her- 
gestellt und  eine  gemeinsanie  Wutschaftspolitik  orgaainert  werden  kann. 
In  engerem  Rahmen  dient  einem  speziellen  wirtschafts-  und  sozia^IitisdieQ 
Ziel,  nämlich  der  Regulierung'  nationaler  Gütererzeugiing  in  gemeinsamem 
Interesse  der  Verbandstaaten,  der  neueste  Verwaltungsverein  europäischer 
Mächte,  begründet  diurch  den  Brüsseler  Vertrag  vom  5.  März  1902,  auf 
ein  gemeinsames  Zuckerregime  gerichtet  £r  bezweckt  die  Bedingungen 
für  die  Konkurrenz  zuckererzeugender  Lander  auf  dem  Wdtmaikt  durch 
Aufhebung  der  Prämien  und  Begrensui^  des  OberzoUs  auszugleichen. 
Auch  für  ein  weiteres  wirtsdiaftspolitisches  Anliegen,  die  VerofTentlichimg 
der  Zolltarife,  hat  eine  g-cg^cnwärtig  fast  all«;  Staaten  der  Welt  samt  ihren 
Kolonien  umfassende  Union,  2U  Brüssel  am  5.  Juli  1890  geschlossen,  spe- 
zialisierende Vorsorge  getroffen.  • 
DtoTaifeibn-  Die  großartigste  Erscheinung  imter  den  internationalen  Staatenvereinen 
"•^  büdeo  die  weltumspannenden  Orgamsaticmen  des  wirtsdiafUtclien  Verkehrs: 
der  allgemeine  Teiegraphenverein,  errichtet  durch  den  Pariser  Vertrag 
vom  5/' 7-  Mai  1865,  beruhend  auf  dem  Prinzip  der  Freigebung  des  Tele- 
graplien  für  den  Privatverkehr  und  gemeinsamen  Regelung  des  internationalen 
Dienstbetriebes;  vor  allem  der  durch  d^n  Vertrag  zu  Bern  vom  g.  Ok- 
tober 1874  geschaffene  Weltpostverein.  Er  vereinigt  heute  sämtliche 
Staaten  nebst  Kolonien  mit  geordneter  Postverwaltung  i\x  einem  einzigen 
Postgebiet  (etwa  1 08  Millionen  qkm  mit  1 130  MtlUonenBewohnem),  furwelches 
Freiheit  des  Transits^  Einheitlichkeit  des  Portos,  Verzicht  auf  Portoteilung 
Rechtens  ist  Das  Bestreben,  auch  die  Eisenbahnen  zu  einem  internationalen 
Netz  zusammen  zu  schließen,  hat  für  den  europäischen  Kontinent  zweierlei 
verschiedene  Staatenverbände  entstehenlassen.  Der  eine  vom  15.  Mai  1886 
bezielt  die  technische  Einheit  im  Eisenbahnwesen;  nächstdem  den  zoll- 
sicheren Versclüuß  von  Grüterwagen.  Der  andere,  nach  langen  Verhand- 
lungen zu  Bern  am  14.  Olctober  1890  zustande  gekommen,  vereinigt  die 
an  einem  internationalen  Grütertransport  beteiligten  Eisenbahnen  der  Ver- 
tragsstaaten zu  einer  obligatcmschen  Transpor^emeinschaft  mit  einheit- 
lichem Frachtrecht.  Er  bildet  den  verhetBungsvollm  Anfang  für  die  £a^ 
Wickelung  eines  Weltverkehrsrechts. 

Noch  durch  eine  Reihe  weiterer  Verwaltungsvereine  ist  dem  Zugfe 
nach  Internalionalisierung  der  wirtschaftlichen  Interessen  organisatorischer 
Ausdruck  gegeben  worden.  Dahin  gehört  der  Staatenverband  für  Gewichte 
und  Mafie.  beschaffen  durdi  die  Pariser  Meterkonvention  vom  2a  Mai  1875 
bezweckt  er  die  Unifikation  des  metrischen  Systems.  Vielseitiger  wirken 
die  auf  I  n  Schutz  von  Urheberrechten  sich  beziehenden  Unionen:  der 
Verband  für  gewerblichen  Rechtsschutz,  begründet  durch  die  Pariser 
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Übereinkuiift  vom  20.  Min  1883  samt  Brüsseler  Zusatzakte  yom  14.  De- 
zember 1900.    Er  gewährt  fBi*  Etfindmigspatente,  Muster  und  Modelle,  ffir 

Fabrik-  und  Handelsmarken,  für  Firmen  den  „  Ang^ehorisren"  eines  Vereins- 
landes  den  Schutz  in  jedem  anderen,  nach  Maßgabe  dortigen  Rechtes. 
Den  analogen  Rechtsschutz  verleiht  den  „Urhebern"  die  Berner  Union 
zum  Schutze  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst  vom  9.  September  1886. 


E.  Der  Rechtsschutz  im  völkerrechtlichen  Verbände. 

I.  Der  Privatverkehr.  Da  die  Völkerrechtsgemeinschaft  ihren 
Gliedern  die  gegenseitige  Anerkennvmg  ihres  rechtlichen  Bestandes  als 
eine  nicht  abzulehnende  Pflicht  auferlegt,  so  würde  de  mit  sidi  selbst  in 
Widersi»udi  treten»  wollte  ne  dem  Einzelstaate  die  Freiheit  zusprechen, 
unter  Berufung'  auf  seine  territoriale  Souveränität  den  in  fremdem  Lande 
fTeltenden  Gej^ctzen  die  rechtHche  Bedeutung"  für  seine  eigene  Rechts- 
ordnung nach  Willkür  zu  gewähren  oder  zu  versagen.  Das  fremde  Recht 
hat  er  nicht  als  ein  bloß  tatsächliches  Verhältnis  zu  behandeln,  sondern 
als  Recht  anzuerkennen,  und  in  der  Handhabimg  von  Recht  und  Ge- 
rechtigkeit sehen  sie  gemeinsam  ihre  oberste  Au^abe. 

Hiernach  ist  kein  Staat  bdiigt,  den  im  fremden  Lande  nach  Maftgabe  iaten»tioaaiM 
dort  geltenden  Rechtes  begründeten  Rechtsverhältnissen  der  Individuen 
prinzipiell  die  Anerkennung  zu  verweigern.  Die  Freiheit  des  internationalen 
Privatverkehrs  nötigt  jeden  von  ihnen,  nicht  etwa  aus  bloßer  Gefälligkeit 
für  das  Ausland  (comitas  nationum),  sondern  um  seines  Rechtsberufes  willen 
auch  auslandisches  Privatrecht  durch  seine  Behörden  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Die  Frage,  nach  welchen  Ge8icfatq|>unkten  dies  zu  geschehen 
hat,  inwieweit  also  Reclrtasatze  auch  im  fremden  Staats-  und  Ilfechtgebiet 
wirken,  ist  ein  bedeutimgsvolles  Anliegen  der  Privatrechtswissenschaft, 
Da  aber  heutzutage  die  hip-rtlir  n^aßgebenden  juristischen  Gesichtspunkte 
für  '•11'^  privatrechtiichen  Ordnungen  der  zivilisierten  Welt  verwendbar 
sind,  so  hat  sich  eine  neuerdings  zu  wissenschaftlicher  Selbständigkeit 
gelangte  Theorie  herausgebildet,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  aus  der  ört- 
üchen  Beziehung  des  einzelnen  Rechtsverhältnisses  sich  ergebenden  inter- 
nationalen Kollmonsnormen  festzusteUen  und  ystematisch  zu  entwickeln. 
Nur  ist  der  Inhalt  dieser  Theorie,  das  sog.  internationale  Privatrecht  kein 
Bestandteil  der  volkerrechtlichen  Ordnung.  In  jüngster  Zeit  sind  um- 
fassende Kollektivverträge  europäischer  Mächte  erfolgreich  bemüht,  eine 
positivrechtliche  Verständigung  über  derartige  Kollisionsnormen  herbeizu- 
führen, unter  welchen  die  auf  den  Haager  Konferenzen  von  1893,  1894, 
1900  und  1904  entworfenen  Kooventioaen  als  verheißungsvolle  Anfinge 
einer  vertragsmafligen  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts  zu 
begrüßen  sind. 
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Aber  auch  im  Bereiche  des  öffentlichen  Rechtes  ist  es  dem  Einzelstaat 

Strafrecht.  gestattet,  Anstalten  und  Einrichtungen,  die  im  fremden  Lande  für 

Schutz  imd  Aufrechterhaltung  des  Rechtszustandes  getroffen  sind,  g^rund- 
sätzlich  zu  unterbinden,  zu  hemmen,  zu  eludieren.  Es  ist  die  völker- 
rechtliche Ordnung,  die  ihn  nötigt,  auch  in  dem  fremden  Gemeinwesen 
ein  stralrechllich  und  sicherhehajiolizidficii  xu  schützendes  Objekt  su  aditen. 
Und  er  kommt  diesor  Verpflichtung'  nach|  indem  er  audi  den  fimnd- 
ländischen  Begehungsort  einer  Straftat  landesrechtlich  vorsiehL  "Wie  weit 
diese  seine  Zuständigkeit  geltend  gemacht  werden  könne  und  müsse,  ohne 
die  ausländische  Staatsgewalt  zu  beeinträchtigen  und  ohne  die  Freiheit 
des  intemationaien  Privatverkehrs  anmaßlich  zu  beschränken,  ist  das 
Hauptproblem  einer  strairechtlicheu  Theorie,  die  unter  dem  Xanien  des 
intemalimialen  Strafrechts  de«  intemataoiialen  PHvalredit  zur  Seite  ge* 
treten  ist» 


II.  Die  internationale  Rechtshilfe.  Nicht  minder  hat  die 
KAchubiUe.  -^^^achsondc  Erkenntnis,  daß  die  territoriale  Rechtspflege  ein  die  ge- 
samte Staatenwelt  interessierendes  Anliegen  ist,  zu  der  Ausbildung 
eines  Systems  geführt,  wonach  die  Mitglieder  des  völkerrechtlichen 
Verbandes  sich  gegenseitig  Rechtshilfe  sowohl  für  ihre  Strat  als 
ihre  SvUjustiz,  in  streitigen  und  in  nicht  streitigen  Reditssachen, 
leisten.  Die  prinzipielle  Ablehnung  einer  solchen  wurde  irolkerrachts» 
widrig  sein.  Im  einzelnen  ist  jenes  System  analogisch  der  Rechtshilfe 
gestaltet,  v.  elrhe  die  Behörden  de<^  Finzf  Istaates  im  amtlichen  Verkehr 
sich  landesrechtlich  gewähren.  Docli  uniii  scheidet  sich  die  internationale 
Rechtshilfe  von  der  nationalen  dadurch,  daü  ihre  Organe  die  Regierungen 
selbst  sind.  Sie  vollzieht  sich  im  diplomatischen  Wege.  Zahlreiche  Staats- 
vertrlge  haben  ihre  GewShrung  planmäßig  si<^ergesteUt  und  geordnet 
Auf  keinem  Gebiete  des  amtlichen  Verkelus  hat  nch  den  R^erungen 
das  Bedürfnis  von  festen,  ein  für  allemal  geregelten  Gregenseitigkcitsver- 
hältnisscn  so  fühlbar  gemacht  wie  auf  diesem.  Die  a  potiori  sog.  Aus- 
lieferungskonventionen übertreffen  an  Zahl  weitaus  alle  anderen  Vertrags- 
schlüsse des  Staatensystems,  und  auch  diese  Materie  ist  reif  für  Kodifikation, 
Wissenschaftlich  werden  die  Probleme,  die  sich  aus  der  intemationaleo 
Beziehung  der  landesrechüidien  Gerichtsbarkeiten  ergeben,  als  das  inter- 
nationale Prozefirecht  zusammengefinfit 
in  crnaboaaks  Einc  Pflicht  auch  außerhalb  der  Bedürfiiisse  der  Rechtspflege  die 
verwauuag.-  "Wohlfahrtsintercsscn  eines  fremden  Staates  zu  fordern,  also  seinen  Ver- 
waltungseinrichtungen  Schutz  zu  gewähren  und  deren  Durchführung  mit 
landesrechtlichen  Zwangsmitteln  zu  sichern,  ist  dem  überkommenen  Völker- 
rechte fremd.  Nur  durch  Verträge  kann  hier  gesorgt  werden,  wie  denn 
solche  Abreden  von  Grenzstaaten  zur  Regulierung  fireundnachbulidien  Veiw 
kehn  üb«r  die  allerverschiedensten  polizeilidien  Angelegenheiten  von  jeher 
geschlossen  worden  ttdd.  ^  spezielles  Literesse  des  Seeveikdirs,  nlmlicb 
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die  zwangsweise  Zuruckführung  entlaufener  Schiffsmannschaften,  hat  schon 
vorlängs  durch  zahlreiche  Kartelle  über  die  solchenfalls  zu  leistende  poli- 
zeiliche  Rechtshilfe  eine  detaillierte  Pflege  gefunden.  Neuerdings  aber 
haben  groAe  KoÜektlwertf&ge  begonnen,  nach  mannig&cher  Richtung 
hin  die  Verwaltiuigspolisei  der  beigetretenen  Staaten  in  den  Dienat  all- 
gemeiner Interessen  zu  stellen.  In  steter  Erweiterung  begriffen,  die  Ten- 
denz zu  Verwaltung-svereinen  heranzuwachsen  auch  ihrerseits  ausprägend, 
liefern  sie  die  Bausteine  zu  einem  internationalen  Verwaltungsrecht.  Sie 
sind,  entsprechend  den  verschiedenen  Zweigen  der  inneren  Verwaltung 
zivilisierter  Staaten,  sehr  vielseitig  und  buntartig.  Manches  ist  erst  im 
Entstehen  b^riffen:  so  im  Gebiete  dar  Finanzverwaltung  (Schutz  gegen 
Doppelbestetterong);  des  Gewerbewesens  (Arbeiterschutz);  desBevölkerunga- 
wesens  (Auswanderungqiolizei).  Unter  den  in  jüngster  Zeit  begrründeten 
Rechtsgemeinschaften  dieser  Art  sind  am  bedeutungsvollsten  die  Verab- 
redungen über  Maßnahmen,  Einrichtungen  und  Anstalten  gesundheitspoli- 
zeüicher  Art;  insbesondere  die  Sanitätskonventioneu,  welche  die  Cholera^ 
und  Pestgefahr  vorsehen:  von  Dresden,  am  15.  April  1893;  von  Paris, 
am  3.  April  1894;  und  von  Venedig,  am  19.  M&rz  1897  geschlossen« 
Weiter  gehören  dahin  die  auf  Gegenstände  der  Landwirtadutftqxdizei 
gerichteten  Vereinbarungen  von  Machten  des  europäischen  Kontinents: 
namentlich  die  Phylloxera-Konvention  vom  3.  November  1S81  ,  die  den 
internationalen  Verkehr  mit  Erzeugnissen  des  Wein-  und  Gartenbaues  poli- 
zeilich regelt,  sowie  die  auf  den  Schutz  der  der  Landwirtscliaft  nützlichen 
Vögel  sich  beziehende  Übereinkunft  vom  19.  März  1902,  der  freilich  das 
Königreich  Italien  bis  jetzt  ntdit  beigetreten  ist  Eine  internationale 
Regelung  der  Fisdiereipolizei  iiber  Binnengewässer  entl^  die  Verem- 
barung  der  Rheinuferstaaten  vom  30.  Juni  1885,  wd,die  die  Lachsf  .scherei 
betrifFt.  Endlich  ist  zu  erwähnen  ein  Abkommen  über  sittenpolizeiliche 
Verwaltungsmaßregeln,  der  Pariser  Vertrag  vom  18.  Mai  1904  Über 
Gewährung  wirksamen  Schutzes  gegen  den  MädchenhandeL 

Einen  bemerkenswerten  Vorgang,  nicht  blofi  Verwaltungspolizei» 
sondern  auch  Vwwaltungspfiege  durch  €m  gemeinsames  Untemdunen 
europusciher  und  amerikanischer  Regierungen  international  zu  orgamsieren, 
bildet  die  Ver^nigung  fOr  Erdmessung,  die  sich  auf  der  Berliner  Konferenz 
vom  :7  bi^  30.  Oktober  1886  als  ein  mitgliederreicher  Staatenverein  kon- 
stituiert hat.  Sie  ist  eine  deutsche  Schöpfung.  Ihre  Aufgabe  ist  eine 
wissenschaftliche:  die  Bestimmung  von  Gestalt  und  Größe  der  Erde.  Als 
Zentralbureau  fungiert  das  Königlich  preußische  geodätische  Institut  auf 
dem  Telegraphenberg  bei  Potsdam. 
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F.  Die  ReditsveriiftltiilMe  des  Staatemrericehn. 

L  Die  Rechtsgeschäfte.  Daft  die  Regieningea  imstande  dnd,  auf 
den  Grundlagen,  die  ihnen  das  allg^etne  Völkerrecht  bietet,  spezielle  Be- 
gehungen des  amtlichen  und  privaten  Verkehrs  ihrer  Linder  planmä^  ZU 
ordnen  und  zu  entwickeln,  verdanken  sie  dem  Vertragsrecht  des  internatio- 
nalen Verbandes.  Unter  den  mancherlei  völkerrechtlichen  Rechtsgeschäften, 
also  den  Willensakten  dc-s  Staates,  welche  bestimmt  sind,  ein  internationales 

utwiuiiooai«  Rechtsverhältnis  hervor/urufen,  ist  der  \'ertrag  das  wichtigste.  Er  erbringt 
▼Müs.  höchste  Garantie  für  ein  stSndiges,  auch  durdi  eintretenden  Kri^;»- 
zustand  nicht  unterbrochenes  Zusammenleben  der  Staaten.  Ffir  den  Kleina 
Staat  ist  er  das  sprechende  Zeichen  StaaÜicher  Freiheit  und  Selbste 
bcstimmung.  Sein  Wesen  ist,  wie  im  Privatrecht,  die  erklärte  Willens- 
einig-ung  grundsätzlich  {gleichberechtigter  Individualitäten  über  einen 
beabsichtigten  Rechti>erfolg;  und  auch  im  Völkerrecht  bildet  er  einen 
allgemeinen  Grund  für  Entstehung,  Abänderung  und  Aufhebung  von 
Rechtsverhältnissen,  gleichviel  worin  deren  Inhalt  bestdie.  Die  bindende 
Kraft  der  völkerrechtlichen  Vertiige  ist  der  unmittelbare  Ausdruck  der 
zwischen  den  Staaten  bestehenden  Verkehrsgemeinschaft,  die  ohne  Zu- 
verlässigkeit des  gegebenen  Wortes  der  Sicherheit  entbehren  würde.  Sie 
ist  eine  der  positiven  Rechtsg^rundlagen  ihres  Bestandes  und  eines  ihrer 
ältesten  Elemente.  Die  naturrechtliche  Doktrin  hat  die  einstmals  von  dem 
römischen  Privatrecht  hergestellten  universellen  Elemente  des  Vertr^s- 
begrifb  audi  in  das  Völkerrecht  hineingetragen  und  damit  dem  Vertrags- 
recht  desselben  eine  unverlierbare,  in  täglicher  Übung  betätigte,  durch 
solenne  Deklarationen  der  Mächte  verbürgte  Festigkeit  verliehen«  Das 
Staatenherkommen  hat  ihm  auch  im  Detail  eine  juristische  Durchbildung 
zu  geben  vermocht,  welche  die  internationalen  Verträge  weit  abhebt  von 
denen  der  privatrechtlichcMi  (^rdnung'en. 
i'iskaiucha  Allerdings  können  zwischen  den  Mitgliedern  des  völkerrechtlichen 
VttWiiii  auch  privatrechtliche  Rechtsverhaltnisse  bestehen  und  Verträge  in  den 
Formen  und  mit  den  Wirkungen  landesrechtlichen  Frivatrechts  geschlossen 
werden.  Von  ihnen  unterscheiden  die  volkerrechtiicfaen  sich  dadurch,  daß 
de  nicht  in  Realisierung  vermögensrechllicher  Interessen,  sondern  in  Aus- 
übung von  Rcj^icnincfsrechten  eing^cgang-en  werden,  selbst  wenn  sie 
finanzielle  Belastungen  mit  sich  füliren.  Sie  sind  Akte  der  aus- 
wärtigen Politik,  und  die  Anrufung  des  bürgerlichen  Gerichts,  das  ja 
selbst  nur  ein  staatliches  Organ  ist,  mu£  ihnen  gegenüber  versagen. 
Innerhalb  des  Bereichs  der  volkerrechtlidien  Verträge  sind  Abreden, 
welche    Landesbehoiden,    Militär-    und   Marinebefehlshaber,  Kolonial- 

StMimitiife.  Verwaltungen  miteinander  treifcn,  von  den  Staatsvertragen  zu  unterscheiden. 

Für  das  internationale  Recht  kommen  vornehmlich  diese  in  Betracht 
Hier  geht  die  Vertragschließung  stets  von  der  Regierung  aus.  Die  Frage, 
welches  staatliche  Organ  zur  Abgabe  der  entscheidenden  Willenserklänmg 
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befugt  sei,  erhält  durch  die  Verfassung-  eines  jeden  der  vertragenden 
Teile  ihre  Beantwortung.  Insoweit  aber  Staatsverträge  bestimmt  sind, 
auch  eine  landesrecltüiche  Wirksamkeit  zu  entfalten,  also  öffentliclies 
Recht  zu  konstitnieren  und  die  Untertanen  zu  verpfliditen,  steht  ihre 
Vollziehung'^  also  die  Erfüllung  der  von  der  Regierung  gegebenen  Ver- 
tragszust^r^,  unter  den  für  Bildung'  von  Kechtssätzen  laodesrechtlich  be- 
stehenden Regeln. 

F.ine  besondere  Vertragsform  kennt  das  Vtilk errecht  nicht;  dalier  an  vertrijiform. 
sich  auch  rnunmiche,  auch  geheime  Abreden  bindend  sein  können,  wohin- 
gegen der  sog.  mtfdus  vivendi  blofi  auf  tatsädiliche  Leistungen  von  Fall 
zu  Fall,  unter  vorausgesetzter  Erwiderung-  durch  die  Gegenpartei  abzielt 
Immerhin  gilt  heutzutage  Schriftlichkeit  als  die  allgemeine,  schon  vermöge 
der  Unerläßlichkeit  ministerieller  Kontrasignatur  in  monarchischen  Staaten, 
nicht  wohl  abzulehnende  Regel;  mag  nun  Unterzeichnung  einer  einzigen 
Urkunde  oder  Austausch  übereinstimmender  Krklärung-f^n  erfolg"en.  Und 
zwar  pflegen  die  Regierungen  für  ISiegotiation  und  Abschluß  von  Staats- 
vertr%en  dch  speziell  bevollmächtigter  Vertreter  zu  bedienen,  so  daB 
euie  gesandtschaftUdie  Kreditive  nicht  ausreicht  Dodi  genügt  nach  altem 
Herkommen  die  Willenseinigung  der  Unterhändler  noch  Tiicht,  um  die 
Regierungen  zu  verpflichten.  Vielmehr  ist  eine  besondere  Ratifikation 
durch  dieselben  erforderlich,  deren  g-egenseitige  Mitteilung  regelmäßig 
durch  Auswecliselung  der  darüber  ausgestellten  Urkunden  erfolgt.  Erst 
mit  diesem  Moment  ist  der  Vertrag  perfekt  Auf  die  Ratitikation  kann 
verzichtet  werden.  Im  Zweifel  'gUt  »e  als  vorbehalten. 

Für  die  Beteiligung*  dner  dritten  Macht  an  einem  abgeschlossenen  B«i«iis>of 
Staatsvertrag  kennt  das  geltende  Volkeirecht  zwei  Rechtsformen:  ^nmal 
den  die  Akzeptation  der  vertragenden  Teile  voraussetzenden  Akzessions- 
vertrag,  durch  welchen  der  Beitretende  als  Hauptpartei  Mitkontrahent 
wird  und  mit  jedem  derselben  in  ein  sejiarates  Vertragsverhältais  tritt; 
sodann  die  Adhäsion.  Sie  erfolgt,  im  i  aliu,  daß  seitens  der  Signatare 
des  Grundvertrags  anderen  Regierungen  der  Beitritt  offen  gehalten  wird, 
durch  einseitige  empfongsbedürftige  WillenserUarung.  Im  Zweifel  können 
die  Adhärenten  nicht  die  Rechte  von  Mitkontrahenten  in  Anspruch  nehmen 
(G.  F.  de  Martens,  Nouveau  Recueil  gen^ral  de  Trait6s'  X  402). 

Zur  Herbeiführung  eines  Vertragsschlusses,  namentlich  in  schwereren 
Konflikt'^fälleTi ,  können  fremde  Regierungen,  teils  auf  Ansuchen,  teils  aus 
eigenem  Autnebe,  teils  kraft  bestehender  Verpflichtung,  mitwirken.  Auch 
hierfür  gibt  es  bestimmte  Reditsformen:  einmal  die  gütli^e  Verwendung 
(bona  Offices),  sodann  die  Mediation,  wodurch  eine  Teilnahme  an  den 
Vertragaveriiandlungen  verwirklicht  -wird.  Eine  solche  bedarf  der  Ein- 
willigung der  verhandelnden  Mächte  und  bezweckt  deren  friedliche  Ver- 
ständigung. Beide  Prozeduren  sind  auf  der  Haager  sog.  Friedenskonferenz 
durch  die  Convention  pviir  Ic  Riglemeni  pacifique  des  Contiits  inttr- 
nationaux  vum  29.  Juli  1899  einer  vertragsmäßigen  Regulierung  unter- 
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woffeii  worden.  Im  Gregensatz  zu  Urnen  sucht  die  Interzession  das  Zu- 
standekommen d«a  eratrebten  Veitiagea  dnrch  all«  den  Umstaoden  eot- 

qnnediende  Mittel,  selbst  durch  Waffengewalt  herbeizuführen. 
XiMeüBc^r  Unter  den  Staatsverträgen  pfl^crt  eine,  freilich  im  einzelnen  nicht 
■'"*  **■  immer  beobachtete  Terminologie  mit  Rücksicht  auf  die  Erheblichkeit  des 
Inhalts  und  die  Soletmitat  der  Form  zu  unterscheiden:  die  Akten  und 
Deklarationen!  die  Verträge  i.  e.  S.  (Trait^s),  die  Übereinkünfte  (Conventions), 
die  Kartelle;  mit  dem  leUtwen  Ausdruck  werden  regdatoiische  Abreden 
über  Speaalititea  des  amtiichen  Verkdirs  in  bezog  anf  Rjechtqifl^e! 
Polizei-  und  Militärwesen  bezeichnet  Viel&ch  zerl^  ein  bestehendes 
Vertragsnetz  formell  sich  in  den  Hauptvertrag  und  die  darauf  Besugf 
nehmenden  Separatartikel,  Schlußprotokolle,  Zusatzverträge. 

Materiell  ist  die  Vertragsfreiheit  der  Staaten,  wie  im  heutigen 
privaten  Obligationenrecht,  nicht  beschränkt  auf  gewisse  Kontraktstypen. 
Easentialien  und.  Naturalien  des  Rechtsgesdhafts  gibt  es  hier  nidht  Nur 
aus  dem  einzelnen  Vertrage  sdibsty  seiner  Entstdiungsgesduclite,  seinem 
Zwecke  und  dem,  was  Treu  und  Glauben  erfordert,  ist  das  durch  ihn  be- 
gründete Rechtsverhältnis  zu  entnehmen  und  mit  den  Mitteln  juristischer 
Kunst  zu  entwickeln,  wobei  dann  freilich  das  heutige  römische  Recht, 
ein  gemeinsames  Kulturgut  der  zivilisierten  Welt,  die  unentbehrlichen, 
überall  auzuerkenueudeu  und  überall  anerkannten  wissenschaftlichen 
Gesichtapunlcte  vermittelt  Nur  unter  Verwendtmg  der  von  ihm  gestellten 
juristisdiett  Kat^;ocien  la£t  sich  Inhalt,  Umfang  und  Tragweite  mnes 
Vertragsanspnichs  auch  im  einzelnen  mit  der  für  den  Verkdir  erforder- 
lichen Bestimmtheit  zur  Feststellung  bringen.  Lediglich  ein  praktisches 
Ordnung-sbedürfnis  ist  es,  das  zu  einer  rubrikenmä£igen  Sonderung  der 
Staatsvf  rirüL  (  nach  gegenständlicher  Verschiedenheit  gefuhrt  hat  Sie 
pflegt  terminologisch  in  der  ihnen  amtlich  gegebenen  Bezeichnung  zum 
Ausdruck  zu  kommen,  wobei  die  stereo^e  Formtilterung  der  gleichartige 
Verhältnisse  in  gleicher  Weise  regdnden  Stipulationen  Anhalt^nmkte 
gewährt  Versucht  man  die  liieniach  in  kaum  übersehbarer  Mannlgftltig'- 
keit  begegnenden  Verlmgsarten  unter  juristischen  Gesichtspunkten  syste- 
matisch zu  gfliedem,  so  gelangt  man  zu  einer  Dreif^il'intr.  An  oberster 
Stelle  stehen  heutzuta^p  die  großen,  meist  auf  Kon-n  s  <  n  ,  prhandelten 
Kollektivverträge  der  Mächte,  welche  bestimmt  smd,  emen  neuen  Rechts- 
zustand zwischen  ihnen  zu  schaffen  und  zu  ordnen;  insbes<»idere  solche, 
welche  bezwecken,  einen  Staatenbund,  einen  Verwaltungsverein  ins  Leben 
zu  rufm.  Nur  wäre  es  eine  Übertreibung,  ihnen,  um  ihrer  abstrakten 
Natur  oder  um  ihres  allgemeinen  Interesses  willen,  die  rechtUche  Eigenp 
Schaft  von  Verträgen  abzusprechen  und  mit  einem  neuerdings  konstruierten 
Rechtsbegrifif,  im  (jegcnsatz  zu  jenen,  die  Qualifikation  von  Gesamtakten 
zu  geben.  Denn  sie  entstehen  vertragsmäßig,  kommen  nach  den  Kegeln  des 
Vertragsrechts  zur  Aufhebung  imd  geben  jedem  der  zahlreichenTeilnehmerein 
Forderui^^cht  gegen  jeden  Genossen  vertragsmäßig  zu  handeln.  Solche 
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Identität  des  WoUens  schafft  einen  gemeinsamen,  aber  keinen  Gesamt- 
willen. £nt  wenn  der  Verein  koostitiiiert  und  damit  die  iwflmgmuiäBig 
gegebene  Zmage  erfüllt  ist,  mag  die  Moglidikeit  gegeben  sein,  die 
VertragsleOnehmer  auch  dwrdi  die  statuteamaSigen  Besdilfiase  einea 

Vereinsorgans  zu  binden;  wofür  der  Staatenbund  das  Paradigma  bietet. 
Den  rechtsetzenden  Verträgen  treten  solche'  zweiseitigen  Rechtsgeschäfte 
zur  Seite,  welche  die  Begründnniy,  Übertragvmg  und  Aufhebung  von 
Regierungsrechten  zimi  Gegenstand  haben.  Sie  entsprechen  den  ding- 
lichen Einigungen  des  heutigen  deutschen  Rechtes:  Zessiooavertr^e, 
Ftoteklcnratsveitrage,  Servitutenvertrage,  Grenavertrige,  Teüimgsvertri^p^ 
ZoUanachlttBvertrlgew  Aber  die  Mehrzahl  aller  Staatavertri^  wird  nach 
wie  vor  gestellt  durch  die  auf  konkrete  Leistungen  und  Forderungarechte 
oblicr.itnrisrher  Natur  pferirhtPten  Willenseinigungen.  Unter  ihnen  ragen 
durch  ihre  politische  Bedeutung  hen.'or  die  Allianzen;  den  casus  foederis 
bildet  entweder  der  feindliche  Angriff  von  außen,  oder  schlechthin  der 
Eintritt  des  Kriegszustandes  für  einen  der  Alliierten.  Nicht  so  weit  reicht 
der  Garantievertrag.  So  worden  diejenigen^  fonnell  selbständigen  oder 
unselbständigony  Übereinkünfte  bezeichnet,  durdi  wdche  eine  Macht  oder 
eine  Mehrheit  von  Mächten,  entweder  jede  fiir  sich  (Separatgarantie), 
oder  snlidari'^ch  (Kollektivgarantie),  die  Verbindliclikeit  übernehmen,  ein 
völkerrechtliches  Rechtsverhältnis  gegen  Verletzungen,  sei  es  seitens  der 
vertragenden  Teile  selbst,  sei  es  seitens  eines  dritten  Staates,  durch  alle 
angemessenen  Mittel  aufrechtzuerhalten.  Wirkung  ist  die  Pflicht  jedes 
Gewihren,  auf  erhaltene  Aufforderung  die  versprochene  Hilfe  zu  leisten. 

Für  die  Aufhebung  der  auf  ein  Handeln  abaelenden  Staatsvertrage  Aufb«bung  der 
hat  das  Völkerrecht  drei  überaus  chaiakteristiache  Regdn  ausgebildet 
Einmal  gestattet  er  die  einseitige  Lossagung  auch  von  einem  unkündbaren 
Vertrage  in  dem  außerordentlichen  Falle,  wenn  die  Um.stände,  unter  denen 
er  zustande  kam  und  die  nacli  der  erweislichen  Absicht  des  versprechenden 
Teiles  seine  Voraussetzung  waren,  sich  gänzlich  geändert  haben.  Nur  in 
diesem  besdtrSnkfeen  Sinne  ist  die  Klansd  ReAus  sie  stanHhu  den  Völker- 
redttUdien  St^nilationen  immamot  Näcfastdem  h^  jeder  Kontrahent  die 
Befugnis,  von  Verträgen,  deren  Erfüllung  von  der  anderen  Seite  widei^ 
rechtlich  verweicfert  wird,  auch  seinerseits  zurückzutreten;  selbst  dann, 
wenn  die  Jirfüllung  nur  für  einen  einzelnen  Vertragspunkt  ausbleiben 
sollte.  Endlich  ist  es  heutzutage  zweifellos  Rechtens,  daß  Vertrags- 
mafiige  Verpflichtungen  mit  der  Eröffnung  des  Kriegszustandes  hinfalUg 
werden;  sie  müfiten  denn  gerade  auf  einen  soldien  abgrateilt  sein.  Um 
sie  wiedw  in  Kraft  zu  selzen,  bedarf  es  demnach  einer  Erneuerung. 

Jedes  volkexrechtiidte  Abkommen  verpflichtet  zu  vollständiger,  redlicher  Die  Reciitiftcaik 
Erfüllung  dessen,  was  versprochen  und  der  übereinstimmenden  Absicht  der  '^„„^„iii, 
Paziszenten  gemäß  ist;  Staatsverträge  gelten  als  bonae  fidei  contractus.  Ein 
Vertragsbruch  gibt  der  Gegenpartei  einen  Rechtsanspruch  auf  Abstellung  des 
vertragswidrigen  Verlialtens  und  auf  Ersatz  des  dadurch  erlittenen  Schadens. 


458 


PkRDiNAMD  VON  lifARTiiz:  VMketredit 


Und  zwar  hat  der  den  Vertrag  verletzende  Staat  ilir  das  volle  Interesse 
zu  eisetzen,  das  ide  am  BrfQUinigp  der  Vertragsstipulatlonen  xa  adunea  htA, 
insoweit  der  Scliadeik  durdi  die  Reditsverletzui^  nicht  bloA  veranlaHt^ 
sondern  vernrsaclit  worden  ist,  und  insow«t  er  sich,  in  Geld  veranschlagen 
läßt  Für  die  Bewertung  des  Schadens  greife  ^e  Grundsitze  Ober 
Haftung  aus  Völkerrechtsverietzungen  Platz. 

vsiwreciiti-  II.  Die  Rechtsverletzungen.  Neben  den  Rechtsgeschäften  erscheinen 
die  Rechtsverletzungen  als  Entstehungsgründe  volkerrecJitlichw  Fcnderonga- 
rechte.  Sie  gewähren  dem  in  seinen  Rechten  verletzten  Staat  einen 
Anspruch  gegen  die  hierfOr  verantwortliche  Regterung  und  bilden  die 

Deliktsobligationen  des  internationalen  Verbandes.  Zu  individualisierter 
Ausgestaltung  bestimmter  Tatbestände  hat  es  das  VoIVprrecht  ebensowenig 
wie  im  obligatorischen  Vertrag^recht  gebracht.  Jeder  rcchtswidrigfe  AngriflF 
gegen  die  durch  das  allgemeine  internationale  Recht  dem  Einzelstaat,  in 
Frieden  und  Krieg,  für  seinen  Bestand,  seine  Sicherheit,  sein  Territorium, 
seine  Angehörigen,  seine  Organe,  seine  Freiheit,  verbürgte  Rechtssphire 
macht  die  schuldhaft  handelnde  oder  unterlassende  Regierung  haftbar. 
Nur  dient  der  gegen  sie  zu  erhebende  Anspruch  niemals  einem  Strafzweck. 
Verbrechen  kann  die  Staatsgewalt  nicht  begehen.  Wenn  man  miß- 
bräuchlich vielfach  von  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht  spricht,  so  will 
man  mit  dieser  Bezeicluiung  lediglich  gewisse  landesrechtlich  kriminalisierte 
Tatbestände  trefiFcn,  zumal  solche,  welche  sich  gegen  die  befreundeten 
Mächte  riditen,  zu  deren  Verhütung  und  Bestrafung  der  Staat  des 
Begehungsortes  völkerrechtlich  verfechtet  ist 
schidwuttimti.  Die  aus  der  Völkerrechtsverlet;;ung  sich  ergebenden  Pflichten  sind 
zwiefacher  Art  Einmal  gehen  sie  auf  Gutmachung  des  zugefügten  Schadens. 
Ein  solcher  ist,  soweit  die  Herstellung-  des  früheren  Zustandes  untunlich 
oder  nicht  als  ausreichende  Rechtsfolge  zu  erachten  ist,  durch  eine  Geld- 
zalilung  auszugleichen.  Der  Begriü  des  Schadens  und  der  Umfang  der 
Int^ressevergütung  wird  auch  im  Völkerrecht  in  dem  weiten  Sinne 
genommen,  wie  ihn  das  gemeine  Redit  normativ  festgestellt  hat:  quantum 
mihi  abest,  quantumque  lucrari  potuL  Und  daß  es  auch  im  Völkerrecht 
auf  eine  vernünftige  Würdigung  der  Umstände  des  Einzelfalles  ankommt^ 
bezeugt  die  internationale  Schiedsgerichtspraxis,  in  welcher  Reldamatiooen 
wegen  dom)nai;cs  cf  infi'rcfs  eine  große  Rolle  spielen,  hehlt  es  in  ihr  auch 
nicht  an  Beispielen,  daß  der  Umfang  der  Verpflichtung  zu  Schadensersatz 
beschränkt,  insbesondere  der  mittelbare  Schaden  von  der  Literesseleistung 
aufgenommen  worden  ist,  so  hat  es  nch  dabei  doch  um  einzelne  FSUe 
gehandelt,  in  wdchen  eine  vertragsmaAige  Anerkennung  des  Ersatzanspruchs 
vorlag.  Eine  Regel  ist  ihnen  nicht  zu  entndunen  (Alabamastreitsache; 
präjudizieller  Bescheid  des  Genfer  Schiedsgerichts  vom  19.  Juni  1872). 
Für  das  Völkerrecht  liegt  kein  Grund  vor,  von  den  allgemeinen,  in  der 
Ziviljustiz  der  Staatenwelt  heute  anerkannten  Regel  abzugehen,  daß  die 
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Ersatzpüicht  den  Schaden  in  seiner  gesamten  Auadehnung;  zu  erfassen  hat, 
sofern  nur  ein  Kausalzusammenhang  mit  dem  schadenbringenden  Ereignis 
vorhanden  ist. 

Neben  dem  Recht  auf  Schadensersats  stdit  die  Forderung  auf  Genug-  ommcihu» 
tuung.    Sie  gründet  sicii  auf  ein  vmi  dem  verletzten  Staat  als  ehien- 

kränkend  empfimdenes  Unrecht    Die  Sühne  kann  durch  mannigfache 

Regierungsakte  zu  leisten  sein,  die  von  dem  Grade  der  Verletzung-  ab- 
iiängcn  und  in  das  billige  Ermessen  des  Fordernden  gestellt  sind.  Das 
äußerste  ist  die  zeremonielle  Huldigung  der  satisfaktionsptiichtigen Regierung 
vor  der  beleidigten  Staatsgewalt. 

HL  ZwangsmitteL  Das  Volkerredit  gibt  aber  dem  in  seinen  Vertrags-  a^nMdka 
mäßigen  oder  allgemeinen  Rechten  scbuldliaft  beeinträditigten  Staat  für 

schwerere  Fälle  die  Befugnis,  Schadensersatz  und  Genugtuung-  auch  durch 
Selbsthilfe  sich  zu  verschaffen,  ohne  den  Friedenszustand  preiszugeben; 
vorausgesetzt,  daß  der  diplomatische  Weg  sich  hierfür  als  nicht  gangbar 
efweisL  Dem  dient  der  aus  dem  Recht  des  Mittelalters  übernommene, 
freilich  im  Lauie  der  Neuzeit  unter  weitgehende  Bescbränlcungen  gestellte 
Repressalienbrauch.  Es  handelt  nch  liierbei  um  spezielle  Gewaltakte, 
die  von  der  Regierung  gegsn  einen  fremden  Staat  als  Vergeltung  fSr 
eine  zugefügte  Rechtsverletzung  verhängt  werden.  Mittel,  Art  und  Ver- 
fahren kann  sehr  verschieden  ausfallen.  Nur  sollen  Repressahen  ver- 
hältnismäßig sein.  Zulässig  ist  das  Embargo,  d.  h.  die  Pfendnahme  von  t.-iodon»- 
SeeschifFen.  Daß  auch  eine  Blockade  repressalienweise  verhängt  werden 
darf,  ist  nach  den  zahlreichen  Präzedenzfällen  nicht  zu  bezweifdn.  Freip 
lieh  hat  sich  der  Redlitssatz,  dafi  auch  Schilfe  einer  dritten,  nicht  ein^ 
willigenden  Macht  die  Friedensblockade  zu  respektieren  haben,  bis  jetzt 

nicht  durchzusetzen  vermocht. 

Weiter  als  die  Repressalien  geht  die  Intervention.  Sie  ist  ein  zu-  intwwrtw«. 
lässiges  Zwangsmittel  in  dem  Sinne,  daß  jede  Regierung  die  liefugtiis 
hat,  die  rechtlichen  Interessen  ihres  Landes  und  iiirer  Angehörigen  außer- 
halb der  eigenen  Hoh^tsgrenzen  durch  tatsächlidie  Machtratfidtung  dann 
zu  schützen,  wenn  die  durch  die  territorial  zustandige  Staatsgewalt  volker- 
rechtlich zu  leistende  Gewähr  des  Schutzes  sich  als  unwirksam  erweist. 
Ein  typischer  Fall  war  die  Kollektivintervention  der  Mächte  in  China  1900, 
v(?ranlaßt  durch  die  Ermordung  des  deutschen  Gesandten  tmd  die  Un- 
fähigkeit oder  Abneig"ung  der  Landesregierung,  den  fremdenfeindlichen 
Aufstand  zu  unterdrücken.  L>ie  nach  Durchfülirung  der  Militärexpeditiou 
gestellten  Forderungen  der  Mächte  (Kollektivnote  vom  27.  Dezember  1900) 
wurden  von  chinestsdier  Seite  angenommen  und  erfüllt  ^chluflprotokoU 
vom  7.  September  1901^  aufgenommen  zwisdien  den  elf  fremden  und  den 
chinesischen  Bevollmächtigten). 

Freilich  zeigt  die  Erfahrung,  daß  bei  Ausübung  'solcher  nicht 
kriegerischer  Feindseligkeiten,  sobald  ihnen  mit  Gewalt  begegnet  wird. 
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ein  Übergang  in  den  formlichen  Kriegszustand  sehr  nahe  gerückt  wird. 
IMeaer  aber  eneheint  «1a  das  lettte  Ifittel,  um  Grenugtuung  fOr  erlitteneB 
Unrecht  und  SdraU  vor  drohender  Redxtsverletznng  su  erswingen.  Daft  er  für 
aoldien  Zweck  sich  als  ein  prekäres,  maßloses,  nur  für  den  Staiken  ver- 
wendbares Mittel  darstellt,  liegt  in  der  die  Bedeutung  eines  rechtlichett 
Zwangsmittels  weit  überragenden  Natur  des  völkerrechtUcfaen  Krieges. 

lattnutioDaia  IV.  Das  schiedsrichterliche  Verfahren.  Um  die  Auwendung 
seui4iivtciiii.  vÖIkerrecihllidier  Zwangsmittel  sur  Abwehr  von  Rechtsverletsungen  atif 
die  äuftersten  FSlle  zu  beschränken,  haben  Im  Strnt  befindlidie  Kj^enmgen 
schon  vom  Mittelalter  her  sich  vielfach  des  Kompromisses  (Austrags* 
Verfahrens)  bedient.  In  neuerer  Zeit  ist  vielfach  eine  Verpflichtung  hierzu  bei 
AbscViluß  von  Staatsvertragen  diirch  die  sog.  kompromiRsarische  Klausel 
übernommen  worden.  Die  letzti  u  Jahre  haben  eine  große  Zahl  allgemeiner 
Schiedsverträge  gebracht,  woiur  die  zwischen  Großbritannien  und  Frauk- 
rridi  geschkMsene  ÜbMeinfamft  vom  14.  Oktober  1903  vorbildlich  gcw<nden 
.  ist  Sie  nimmt  bezet<±nenderweise  solche  Streitßlle  aus,  w^che  die 
vitalen  Interessen,  die  UnabhSng^llcett,  die  Ehre  der  vertragenden  Teile 
oder  die  Interessen  dritter  Mächte  berühren.  Eine  organisatorische  £in> 
richtung  der  ^  ölkprrechtlichen  Schiedsgerichtsbarkeit  hat  nunmehr  ein 
großer  Staaten  verein ,  zunächst  für  seine  Mitglieder,  getroffen,  welcher  in 
Gemäßheit  der  auf  der  Haager  Konferenz  am  29.  Juli  1899  abgeschossenen 
(ersten)  Convention  pour  U  regletnent  pacifique  des  confiüs  inUrtuUionaux 
ins  Leben  getreten  ist  Ihm  gehören  an  (31.  Dezember  1905)  15  liOcfate. 
Es  ist  eingesetzt  worden  euie  ständige  öwr  fermanenH  e^arütrage  mit 
dem  Sitze  im  Haag,  welche  angerufen  werden  kann  durch  Schiedsvertrag 
dpr  im  Rechtsstreit  befindlichen  Parteien.  Für  jeden  Einzelfall  wird  das 
Tribunal  aus  dem  Schiedshof  gebildet.  Dieses  entscheidet  cn  appliquant  les 
ptificipes  du  droit  international.  Als  ständige  Organe  fungieren  ein  inter- 
nationales Bureau  und  ein  standiger  Verwaltungsrat. 


G.  Die  Organisation  des  amtlichen  Staatenverkehrs. 

ObwliUcic.  I.  Die  Diplomatie.  Seitdem  die  europäischen  Mächte  steh  nach  dem 
Zerfall  der  mittelalterlichen  Ordnung-en  zu  einer  grüßen  Staatenfamiüe 
vereinigt  wußten,  empfanden  sie  das  Bedürfnis  behufs  Unterhaltung  ihrer 
Gegenseitigkeitsbeziehungen,  deren  sorgfaltige  Pflege  als  eine  wesendiche 
Bedingung  für  die  innere  Wohlfahrt  erschien,  in  regelmaBigem  Verkehr 
miteinander  zu  stehen.  Da  nun  hierfür  weder  die  Absendung  von  Boten, 
noch  die  schriftliche  Korrespondenz  von  Behörden,  noch  persönliche 
Zusammenkünfte  der  Souveräne  oder  ihrer  Räte  als  ein  angemessener 
und  ausreichender  Weg  erschien,  so  hat  sich  seit  dem  15.  Jahrhundert, 
ausgehend  von  Italien,  der  Heimat  moderner  Politik,  eine  besondere  amt- 
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liehe  Vericehisform  Balm  gebrodi«!!,  deren  Wesen  die  gegenseitige  Ab> 

Ordnung,  Zulassung  und  fremdenrechtliche  Sonderstellung  standiger 
Geschäftsführer  ist  Sie  bildete  seit  dem  Westfälischen  Frieden  eine 
völkerrechtliche  Organisation  der  Staatenwelt  und  ermöglichte  an  jedem 
Hofe  eine  Gesamtrepräsentation  der  Mächte.  Als  Geschäftssprache  wurde 
seit  dem  Übergewichte  der  framSeisdieii  Kultnr  an  Stelle  der  übeiw 
kommenen  lateinischen  die  franadsische  angenommen.  Der  Inbegriff  aller 
hiexher  gehörigen  ^nrichtimgen,  Beriehungen,  Rechtsnonnen,  Maximen 
wird  seither  als  Diplomatie  zusammengefafit.  Die  steigende  Mannigfaltig- 
keit der  für  jeden  Staat  im  Auslande  wahrzunehmenden  Intere'^spn  hat 
nun  aber  zu  einer  in  steter  Vermehrunjr  befindlichen  VervielfältigTing  des 
damit  betrauten  Personals  geführt  Organe  des  auswärtigen  Dienstes  sind 
heutzutage  einmal  die  Bfinisterien  der  aiiswiltigeii  Angelegenheiten; 
sodann  die  ins  Aualaad  entsendeten,  mit  AmtsvoUmacfat  versdienen  Ver^ 
treter  d^  Regierungen.  Als  aol<^  encheinen  an  erster  Stelle  die  Gre> 
sandten,  nämlich  die  unter  ÄffientKcher  Beglaubigung  mit  einer  diplomatischen 
Mission,  d.  h.  7n  Verhandlung  mit  einer  fremden  Regierung  bestimmten 
Personen.  Von  ihnen  werden  unterschieden  die  diplomatischen  Agenten, 
denen  ein  bestimmter  Charakter  mit  den  daran  geknüpften  Rechtsvorzügen 
nicht  erteilt  wird.  Nicht  minder  heben  v<m  ihnen  mch  ab  die  Komminarien 
(Delegierten,  Bevollmäditigten),  denm  die  Erledigung  einzelner  GiesdüUfte 
oder  Geschäftskreise  amtlich  aufgetragen  wird;  sie  sind  niemals  Mi^eder 
eines  diplomatischen  Korps  und  auch  für  sie  hat  das  Völkerrecht  eine 
bestimmte  Rechtsstellung  nicht  ausg-eprägt.  In  einen  ergänzenden  Geg"en- 
satz  zur  diplomatischen  Vertretung  stellt  sich  die  erst  im  Laufe  des 
IQ.  Jahrhunderts  zu  hoher  Bedeutung  und  reicher  Entwickelung  gelangte 
konsularische  Institution.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  den  Privatverkehr  der 
Nationalen  im  Auslande  gegenüber  den  Lokalbehörden  amtlich  zu  schütz^ 
zu  vertreten,  SU  überwachen.  Der  Konsul  als  solcher  hat  keine  MiasI«».  Übt 
nun  zwar  auch  jedes  MitgUed  des  internationalen  Verbandes  die  Befugnis, 
mit  einer  fremden  Regierung-  durch  Entsendung  von  diplomatischen  oder 
konsularischen  Vertretern  einen  amtlichen  Verkehr  unter  den  hierfür  be- 
stehenden völkerrechthchen  Formen  und  Schutzeinrichtungen  anzuknüpfen, 
so  entspricht  dem  doch  auf  Seiten  der  letzteren  keineswegs  die  Pflicht, 
einen  solchen  mit  jedem  Staate  zu  führen  und  zu  unterhalten.  Vielmehr 
bedarf  es  im  Mnzel&ll  hierzu  eines  gegenseitigen  Einverständnisses. 

Unter  den  diplomatischen  Personen  hat  man  bereits  im  16.  Jahrhundert  n»  Ge*Mdt- 
naf'h  df'n  ihnen  durch  die  Kreditive  beigelegten  Rang"vorziigen  und  darauf-  "*^'**^" 
hin  mi  Empfangsstaat  zu  erweisenden  Ehren  eine  Abstufung  vorg"enümmen. 
Den  aus  dem  mittelalterlichen  Gebrauch  übernommenen  Ambassadeuren 
trat  eine  mindw  anspruchsvolle  diplomatische  Repräsentation  zur  Seite, 
deren  Träger  seit  dem  Aufkommen  ständiger  Missionen  mit  dem  Ittel 
eines  Residenten  bestellt,  oder  noch  fiubloao'  als  Mandatare,  oder  Agenten, 
oder  Minister,  oder  Chaigds  d'aflhtres  bezeichnet  wurden.  Nur  war  es  nicht 
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zweifelhaft,  daß  vor  Funktionären  dieser  Art  die  zu  besonderen  Gelegen- 
heiten und  Zwecken  vorübergehend  an  fremde  Höfe  abgeordneten  Standes- 
personen, die  ohne  nähere  Charakterisierung- als  „außerordentlich  gesandt" 
beglaubigt  wurden,  immer  den  Vorrang  zu  beanspruchen  hätten.  Diese 
unbestianinto  Beeeichnung  eines  „Envoy^"  wnxde  nun  aber  zu  einan 
fonndiea  Titel,  den  man  alsbald  auch  fOr  einen  ständigen,  wenn  auch 
nicht  zum  Ambassadeur  ernannten  Diplomaten  wählte,  um  ihm  dadurch 
höheren  Rang  und  vermehrten  Einfliiß  im  Lande  •  f-iner  Sendung  zu  sichern. 
Tnd  'Pit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  stand  es  fest,  daß  auch  einem  als 
Plenipotentiar  charakterisierten  Minister  die  gleiche  bevorzugte  Recht- 
stellung zu  gewähren  sei.  Damit  kam  die  Unterscheidung  von  drei  in 
Rechte  und  Rangvorzügen  geschiedenen  Blassen  von  Gesandten  zum 
Abschluß,  wie  sie  gegenwärtig  besteht  Die  mannigfachen  Irrungen  Aber 
derea  richtige  Abgrenzung  haben  ihre  Erledigung  gefunden  in  dem  die 
Beilage  XVII  der  Wiener  Kongreßakte  bildenden  Rtglement  sur  le  rang 
cnlrc  !e<;  agrnfs  diplomafiques,  vom  19.  März  181 5,  zu  welchem  das  Aachener 
Protokoll  vom  21.  November  18 18  einen  Nachtrag  enthält  Die  Übeniahnie 
dieser  Vereinbarung  der  acht  Kongreflmächte  in  den  allgemeinen  inter- 
nationalen Grebrauch  hat  sich  anstandslos  vollzogen. 

Es  werden  drei  Hauptklassen  unterschiedea  Die  erste  ist  die  der 
Botschafter,  der  auch  die  päpstlichen  Legaten  und  Nuntien  zv^redmet 
werden.  Der  lediglich  ihnen  zugeschriebene  „repräsentative"  Charakter 
will  besacfen,  daß  ihnen  Ehren  zu  enveisen  sind,  wie  sie  dem  sendenden 
Staatsoberhaupt  personlich  zuteil  werden  würden.  Sie  richten  sieh  nach 
Landesgebrauch-  Noch  immer  anerkannt  ist  ihr  Vorrecht  auf  persönlichen 
geschäftlichen  Verkehr  mit  dem  Staatsoberhaupt  des  besendeten  Staates; 
desgleichen  das  Exzellenzprädikat  I^e  zweite  Klasse  umfaßt  die  gleich- 
falls bei  dem  fremden  Staatsoberhaupt  akkreditierten  Gesandten  (im  engeren 
Sinne)  und  bevoUmächtiyflen  Minister;  sie  bildet  die  normale  diplomatische 
VertretuntT.  Die  dritte  Klasse  ist  die  der  Geschäftsträger,  die  nur  bei  dem 
auswärtigen  Amt  ständitr  oder  ad  interim  beglaubigt  werden.  Eine  Mittel- 
stufe zwischen  beiden  bilden  die  Ministerresidenten.  Die  diplomatischen 
Agenten  läßt  man  neuerdings  hinter  den  Geschäftsträgern  rangieren.  Inner- 
halb der  nämlichen  Klasse  eines  diplomatischen  Korps  bestimmt  der  Rang 
sich  lediglich  durch  die  Anciennitat,  d.  h.  den  Zeitpunkt  der  Akkreditierung, 
und  ist  das  rangälteste  Mitglied  der  beiden  obersten  Klassen  der  Doyen. 
Für  das  Empfangszeremonial  der  Gesandten  aus  der  nämlichen  Klasse  soll 
Uniformität  bestehen. 

Das  Verhältnis  de.s  Gesandten  zu  der  sendenden  Reg^ieruug  ist  nach 
außen  das  des  Stellvertreters.  Die  Vertretungsbefugnis  wird,  regelmäßig 
uneingeschränkt,  durch  eine  Vollmadit  in  gesdil06S«aem  Schreiben  ^ECreditiv) 
übertragen,  mit  dessen  Überreichuxig  die  Mission  ihren  Anfang  nimmt 
Nach  innen  ist  das  Verhältnis  das  des  Mandats;  die  Geschäftsführung  wird 
dem  Gesandten  durch  Instruktionen  vorgezeichnet  Der  Vericehr  mit  dem 
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fremden  Gouvernement  wird  teils  durch  Konferenien,  teils  schriftlich  geführt 
Hierbei  unterscheidet  maa  den  Austausch  von  Depeschen  und  den  Wechsel 

von  Noten. 

Im  Empfangsstaate  haben  die  Missionschefs  aller  Klassen,  auch  bereits  uipit»miwi»cb« 
vor  erfolgter  Akkreditierung  und  bis  zu  dem  Moment»  in  welchem  sie  das 
Laad  vetiassen»  UnverletzUdikeit  für  Ihre  Person»  ihre  Wohnung,  sowie 
für  die  Mittel  ihrer  Greschafbfuhnmg  zu  beanspruchen.   Jede  Antastung 

ihrer  amtlichen  Unabhängigkeit  ist  ein  dem  sendenden  Staate  zugefügtes 
Delikt  ;  ist  diese  doch  die  oberste  Voraussetzung  alles  diplomatischen  Verkehrs. 
Gegen  Anwendung  gesetzlichen  oder  behördlichen  Rechtszwanges  sind 
sie  durch  das  Exterritorialitätsprivilegium  geschützt  Für  das  von  ihnen 
begangene  Unrecht  hat  sie  der  Heimatsstaat  zu  gerichÜtcher  Verantwortung 
zu  ziehen.  Im  übrigen  wird  ihnen  die  Ausübung  obrigkettlidier  Rechte 
über  ihre  Nationale  und  etwwge  Schutzgenossen  zugestanden;  freilidi 
innerhalb  der  Länder  europaischer  Zivilisation  nur  in  geringem  Umfange, 
nämlich  in  Beschrankung  auf  Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  An  den 
gesandtschaftlichen  Vorrechten  sind  auch  die  Gesandtschaftsangehörigen 
beteiligt,  sofern  sie  nicht  etwa  Angehörige  des  Empfangsstaates  sind. 

IL  Das  Konsulats w es en.  Die  in  den  Handelsstädten  des  südlichen 
Europas  schon  im  Mittelalter  bestehende  Institution  der  Handelsrichter 

(consviles  mercatorum)  wurde  beim  Aufblühen  des  Handelsverkehrs  mit  (.pschichtuch« 
der  Levante  auch  auf  die  dortigen  Kolonien  übertragen.  Die  Konsuln  ''"♦"^'"»W 
„d'outre  mer"  übten  als  deren  Vorstände  Jurisdiktion  über  ihre  T.ands- 
leute  nach  heimischem  Recht  Auch  nach  der  Eroberung  von  Konstanti- 
nop^  durch  die  Türken  und  der  Unterwerfung  der  sarazenischen  Reiche 
sidierten  die  abendländischen  Regierungen  sich  den  Fortbestand  der  Ex- 
territorialität ihr»'  Nationalen  durch  die  Erwirkung  von  Kapitulaticmen. 
In  dieser  Bedeutimg  haben  msh  die  konsularischen  Einrichtungen  nicht 
allein  im  Orient  bis  in  die  Gegenwart  erhalten,  sondf  rn  sind  auch  auf  die 
erst  neuerdings  in  den  völkerrechtlichen  V^erbnnd  autgenonimenen  Länder 
nichtchristlicher  Zivilisation  übertragen  worden.  Im  Abendland  fanden  sie 
gleichfiüls  unter  verschiedenen  Benennungen  Eingang.  Nur  haben  sie  hier 
gegenüber  der  sich  entfaltenden  territorialen  SouveriLnität  ihren  richter- 
Echen  Charakter  nicht  zu  bewahren  vermocht.  Die  Konsuln  wurden  hier 
zu  bloHen  Handelsagenten,  welche  die  Staaten  in  gegenseitigem  Einver- 
ständnis in  ausländischen  Plätzen  oder  Hafen  bestellten.  Mit  der  Steigenmg 
des  internationalen  Verkehrs  in  der  Neuzeit  ist  auch  dieser  Art  amtlicher 
Repräsentation  der  Regierungen  im  Auslande  eine  immer  höher  werdende 
Wertschätzung  zuteil  geworden.  Sie  hat  durch  zaUreidie  Staatsverträge 
nach  dem  Muster  demjenigen»  weldie  Frankreich  mit  Spaden  am  15.  März 
1769  und  mit  der  jungen  amerikanischen  Union  am  14.  November  1788 
abschloß,  nicht  minder  durch  Landesgesetze,  für  welche  die  französischen 
Ordonnanzen  von  1833  vorbüdUch  wurden,  dne  sorgfaltige  Pflege  ge^den. 
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fiwkoNM-  Heutrutag-e  g-elten  in  volkerrechtlicher  Anerkennung'  als  die  eig"ent- 

lubtsb»  utmn  ij^hen  Funktionen  der  Konsulate  zunächst  die  amtliche  Fürsorge  für  die 
Handeln-,  Schiffahrts-  und  Verkehrsinteressen  ihres  Landes,  zumal  die 
Kontrolle  über  Erfüllung  der  in  den  Verträgen  darüber  gegebenen  Zup 
sagen  seitens  der  «Mttodigen  Behörden.  Politische  Besidiiingen  haben 
sie  nicht  zu  pflegen,  es  müftte  denn  sein,  dafi  Gesandtschaften  zugleich 
mit  der  Wahrnehmung  konsularischer  Obliegenheiten  betraut,  oder  dafi 
Konsuln  zugleich  als  diplomatische  Agenten  akkreditiert  würden.  Sodann 
haben  die  Konsulate  den  Nationalen  und  Schutzgenossen  erforderlichen- 
falls Schutz,  Beistand,  Unterstützung  zu  gewähren  und  den  darauf  sich 
beziehenden  Requisitionen  der  heimischen  Behörden  zu  entsprechen.  End- 
lich pflegen  sie,  wenn  auch  nicht  zu  Ausübung  ordentlicher  Gerichtsbailceit^ 
so  doch  zu  einzelnen  gerichtlichen  und  polizeilidien  Zuständigkeiten  er- 
mächtigt und  zugelassen  zu  werden.  Vornehmlich  sind  es  die  Handels» 
schiffe  ihrer  Flagge,  auf  welche  sich  ihre  Amtsgewalt  erstreckt. 

Für  ihre  Amtsverrichtungen  sind  ihnen  bestimmte  Bezirke  zugewiesen. 
Nur  ist  ihre  Amtsführung  stets  bedingt  durch  die  Zulassung  des  Landes, 
innerhalb  dessen  sie  erfolgen  soll.  Sie  wird  m  der  i'  orm  eines  jederzeit 
zurüclcziehbaren  Exequatur  ertmlt  Die  Konsuln  sind  entweder  Berufe- 
Icoosuln,  welche  Beamtenqualität  haben  und  Icein  Gewerbe  trdiben  dürfen; 
oder  sog.  Wahlkonsuln,  nämlich  ehrenamtlich  bestellte  Privatpersonen, 
wozu  man  am  liebsten  gleichfalls  Nationale  wählt  Die  meisten  Staaten 
befolgen  bei  der  Bestellung  ihrer  Konsuln  ein  gemischtes  System;  Frank- 
reich verwendet  ausschließlich  „consuls  de  carriere".  in  hicrarrhischer 
Ordnung  gliedern  die  Konsulate  sich  in  Generalkonsulate,  welche  zugleich 
mit  der  Aufeicht  über  die  Konsulate  ihrer  in  Anlehnung  an  politische 
Grenzen  gebildeten  territorialen  Amtsbezhke  betraut  w^en;  in  Konsulate 
und  Vizekonsulate.  Übrigens  pflegen  heutzutage  auch  die  fremden  Konsuln 
des  nämlichen  Platzes  sich  behufs  kollektiven  Vorgehens  zu  einem  Konsular* 
korps  mit  dem  Doyen  an  der  Spitze  zusammenzufassen 
KoMoUriwhe  Die  den  konsularischen  Amtsträgem  kraft  gemeinen  Völkerrechts 
PrirUegiw.  zukommenden  Immunitäten  sind  gering.  Exterritorialität  haben  sie  nicht 
zu  beanspruchen.  Dagegen  wird  ihnen  allgemein  (auch  englischerseits) 
zugestanden  die  Unverletzlichkeit  ihres  Ardiivs,  da  ohne  diese  ihre  Amts» 
fiihrung  sich  behindert  sehen  würde;  sodann  die  BeAignis  ihre  National- 
flagge zu  fuhren.  Darüber  hinausgehend  pflegt  ihnen  durch  die  Verträge, 
demnach  kraft  der  Klausel  der  Meistbegünstigung,  Unverletzlichkeit  ihrer 
Person  gewährt  zu  sein,  die  nur  im  Falle  begangener  Verbrechen  zessieren 
soll;  sowie  Freiheit  von  direkten  persönlichen  Steuern,  Abgaben  und  öffent- 
lichen Lasten.  Von  beiderlei  Vorrechten  werden  aber  Wahlkonsuln,  oder 
solche  Konsuln,  die  Bihrger  oder  Grundbe^er  im  Aufenthaltsstaate  sind, 
oder  dort  Gewerbe  treiben,  au^renommen. 
«•jurudjiition»-  Dem  gegenüber  erscheint  als  eine  Singularität  die  Rechtsstellung, 
koatiiia.     ygi^i^^  Qjme  Reziprozität,  von  den  Konsularämtem  der  zivilisierten  Staaten 
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innerhalb  der  erst  im  Laufe  der  Neuzeit  dem  volkerrechtlichen  Verbände 
hinziit'i  iff  leiif  n  Staaten  eing"enomnien  wird;  diese  pflcg-ea  im  Hinblick 
uaraut  ab  die  Länder  der  konsularen  Jurisdiktion  zusammengefaßt  zu 
werden.  Ihre  Zahl  hat  sich  allmählich  gemindert  Es  gehören  heutzutage 
zu  Amen  das  türkische  Räch  mit  seinen  NebenlSadem  auf  Grund  der 
Kai^tulationen,  fOr  w^che  die  noch  g:egenwärt!g  geltende  französische 
vom  28.  Mai  1740,  sowie  der  russische  Handelsvertrag  vom  21.  Juni  1783 
das  Muster  abgegeben  hat;  demnächst  Persien,  Marokko,  China,  Siam, 
Korea,  Oman,  Sansibar,  auf  Grund  der  Vertrags  und  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel. Hier  überall  gebührt  den  Konsuln  nicht  allein  die  volle 
gesaodtschaftlidie  UnverletzUclikeit  fSr  dch  und  die  Konsulatsangehörigen, 
sondern  üben  ne  auch  neben  den  sonstigen  konsularischen  Obliegenheiten 
die  Gerichtsbarkeit  in  streitigen  und  nicht  streitigen  Sftdien,  sowie  die 
l'olizeigewalt  über  die  Nationalen  und  Schutzgenossen  ihres  Jurisdiktions- 
bezirks, welche  also  insoweit  gegenüber  den  Landesbehörden  als  exterri- 
torial gelten.  Diese  haben  sowohl  in  Zivil-  als  auch  in  Kriminalsachen 
den  Gerichtsstand  vor  ihrem  Konsul.  Jedoch  in  gemischten  Prozessen, 
nSmlicb  in  solcbm,  wob^  Einheimische,  sei  es  als  Kläger,  sei  es  als 
Beklagte,  sei  es  als  VfMrletzte  beteiligt  sind,  ist  den  Konsulatsbehörden 
mehrfach  nur  eine  im  einzelnen  näher  geregelte  Mitwirkung  bei  der  von 
Lande^erichten  zu  übenden  Rechtspflege  eröffnet  worden:  so  von  Jeher 
in  der  Türkei.  Der  Rechtszuctand  in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten 
konsularer  Jurisdiktion  i.st  sehr  disparat.  Gerichtsverfassung,  Verfahren, 
Instanzenzug  richtet  sich  nach  den  jeweiligen  Gesetzen  eines  jeden  Jiuis- 
dUctionsstaats,  fOr  welche  das  firansSsisdie  Gresets  vom  28.  Mai  1836  vor- 
bildlich gewesen  ist  Die  buntscheckige  Vielheit  fremder  Gerichtsbarkeiten 
innerhalb  der  nämlichen  Bezirke  bildet  die  Ursache  oft  beklagter  Mißs^nde. 
Deren  Behebung  kann  bei  der  Unmöglichkeit,  die  mühsam  etlaQgfte 
Schutzwehr  von  Rechtsgiitern  christlich -europäischer  Zivilisation  gegen- 
über den  stets  von  Ausbrüchf-n  f'ines  religiösen  und  fremdeufeindlichen 
Fanatismus  bedrohten  Bevölkerungen  preiszugeben,  nur  in  beschränktem 
Umfenge  in  Aus^dit  genommen  werden.  Doch  pflegt  die  Obemahme 
jener  Gebiete  in  Protektorat  oder  gar  eigene  Verwaltung  ziviliMerter 
Staaten  das  Aufhören  der  Fremdengerichtsharkeit  zur  Folge  zu  haben. 

Immerhin  ist  ein  erfolgreicher  Versuch,  die  Konsttlarjurtsdiktion 
beschränken,  für  Äg^^iten  von  den  Kapitulation 'smächten  in  gegenseitigem  J^^"^^ 
Einverständnis  gemacht  worden.  Es  haben  nämlich  fünfzehn  Staaten 
vcrtragsmäüig  durch  Adhäsion  zu  dem  ägyptischen  RigUment  d'une 
vrganisaHon  pmiir  Us  frocts  mdxies  vom  t6.  September  1875,  mtt  den 
Novellea  vom  26.  Märs  1900,  einer  Knschrankung  ihrer  dortigen  Konsulat^ 
Jurisdiktion  auf  Zeit  zugestimmt  Ein  Teil  derselben  ist  danach  den  vize- 
königlich ägyptischen  gemischten  Landesgerichten  übertragen  worden,  bei 
deren  Besetzung  sie  konkurrieren.  Deren  Zivilgerichtsbarkeit  «^rstr-^rkt 
sich  auf  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  Zivil-  und  Handelssachen,  zwischen 
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Eingeborenen  und  Ausländern  und  zwischen  Aiislandern  verschiedener 
Nationalität,  sowie  über  Grundstücke  auch  zwischen  Ausländern  dersclbea 
Natiofuüit&t  Ihre  Strafgerichtsbaricett  umfafit  die  Obertretnngen,  die 
Konktundelikte,  endlich  Verbrechen  und  Vergdien  gegen  Beamte  der 
Gerichtshöfe,  oder  von  ihnen  im  Amte  begangen.  Das  Reclit  wird 
sprochen  nach  den  gleichzeitig  eingeführten  besonderen  ^^pttschen  Gesetz- 
büchern, den  sog.  Codes  mixt^ 

w«  KMifcfi-        m  Konferenzen  und  Kongresse.   Zu  gleichzeitiger  for^esetzter 
Verhandlung  einer  Vielheit  von  Staaten  über  gemeinsame  Interessen^ 
insbesondere  cur  Hebung  oder  Vorbeugung  kriegerischer  Konflilcfe^  wenn 
der  diplomatische  Weg  nicht  ausreicfat,  nächstdem  zur  Fortinldung  des 
internationalen  Rechtes  und  Verabredung  völkerrechdicher  Einrichtungen 
dienen  die  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  Gang-  gekommenen,  gleichsam  als 
Organe  des  völkerrechtlichen  Verbandes  fungfierenden  allgemeinen  Kon- 
ferenzen außerordentlicher  Bevollmächtigter  (Plenipotentiäre,  Delegierte). 
Sie  pflegen,  wenn  sie  schwebende  politische  Angelegenheiten  betreffen, 
oder  wenn  ne  die  leitenden  lifinister  selbst  vereinigen,  gar  unter  person- 
Ucher  lilOtmrkttng  der  Staatsoberhäupter  stattfinden,   als  Kongresse 
bezeichnet  zu  werden.    Ihr  Ziel  ist  Herbeiführung  einer  Willenseinigung 
zwischen  den  Regierung-en,  gleichviel  ob  Verträge  oder  Vertragsentwürfe 
definitiv  fe.slgestellt,  oder  ob  sofort  wirksame  Maßregeln  beschlossen  wer- 
den.   Die  Verhandlungen  werden,  nachdem  über  Gegenstände,  Ort  und 
die  einzuladenden  Regierungen  vorhergehende  Verständigung  stattgefunden 
hat,  mündlich  und  direkt  in  Sessionen,  herkömmlich  untor  dem  Vorsitz 
degenigen  Macht,  in  deren  Gebiet  man  zusammengetreten  ist,  geführt 
und  in  Protokollen  niedergelegt;  die  mit  Stimmeneinheit  zu  fassenden  Be- 
schlüsse in  besonderen  Urkunden  (Schlußprotokollen,  Generalakten)  rczes- 
siert    Auf  dem  Aachener  Kongreß   haben   die  fünf  Großmächte  ihrer 
politischen  Solidarität  dadurch  Ausdruck  gegeben,  daß  sie  durch  Protokoll 
und  Deklaration  vom  15.  November  18 18  die  Berufung  von  Kongressen 
als  eine  völkerrechtliche  Institution  in  Aussicht  nahmen,  zur  Erörterung 
teils  von  Interessen  gesamteuropüsdier  Politik,  teils  der  v<m  aadenn 
R^erungen  gestellten  Interventionsgesuche.  Freilich  ist  die  letztere  Auf- 
gabe mit  der  von  der  amerikanischen  Union  verkündeten  Monroedoktrin 
(2.  Dezember  1823)  und  mit  der  von  Frankreich  und  Großbritaimien  1830 
für  die  Ordnung  der  belgischen  Frage  angenommenen  Maxime  der  Nicht- 
intervention  unpraktisch  geworden. 


H.  Der  Krieg  und  sein  Recht. 

L  Allgemeiner  Charakter.  Krieg  im  Sinne  des  Völkerrechts  ist 
der  zwischen  Staaten  zum  Schutze  politischer  Interessen  mit  militärischer 
Gewalt  geführte  Streit  Ein  solcher  ist  rechtUch  ziUässig.  Im  Unterschied 
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von  dem  Repressalienverfolirea  setzt  der  Krieg  Gegenseitigkeit  voraus; 
also  auf  der  «neu  Seite,  der  des  Angreifers,  den  za  tatsachlichem  Aus> 

dmdc  gebrachten  Entschluß,  unter  Einsetzung  der  eigenen  Existenz  mit 
Feindseligkeiten  gegen  den  Gegner  vor;"i>4  Vn  n,  auf  der  anderen  Seite, 
der  des  Angegriffenen,  den  gleichartigen  Entschluß,  solchen  unter  voller 
Entfaltung  militärischer  Kraft  Widerstand  entgegenzusetzen.  Damit  ist 
der  Kriegszustand  eingetreten.  Er  ist  ein  Verhältnis  von  Staat  zu  Staat 
Wt  der  militärischen  Offensive  und  Defensive  fällt  die  völkerrechtliche 
Parteistellung  des  Angreifers  und  des  Angegriffenen  nicht  zusammen. 

Der  Krieg  unterbricht  den  Friedenszustand  unter  den  kämpfenden  ow  KtUgHM. 
Mächten;  aber  nur  um  für  diesen  eine  neue  Grundlage  zu  gewinnen. 
Er  ist  hiernach  lediglich  Mittel.  Sein  einziger  Zweck  auf  beiden  Seiten 
ist  die  Genugtuung  durch  Überwindung  des  Gegners.  Sie  schließt  drei 
Punkte  in  sich:  einmal  die  Entschädigung  als  Ausgleichung  für  das  ver- 
letzte oder  bedrohte  Interesse,  sodann  den  Kostenersatz,  endlich  die  Siche- 
rung für  die  Zukunft  Eine  Abwägung  und  Abgrenzung  der  politischen 
Interessen,  die  gerechterweise  im  Kriege  zum  Austrag  gebracht  werden 
dürffn,  läßt  sich  nicht  vornehmen.  Es  kann  da.<?  Interesse  darauf  gerichtet 
sein,  tur  gebrochenes  Recht  Sühne  zu  nehmen  und  Schadenersatz  sicher- 
zustellen, wofür  freilich  der  Krieg,  wie  bereits  bemerkt,  ein  wenig  geeig- 
netes Verfahren  darstellt  Allein  Gnind  und  Anlaß  des  Krieges  entriehen 
sich  überhaupt  juristischer  Bestimmbarkeit  Nur  fordert  das  geltende  CMMbdn 
Völkerrecht,  daB  der  Staat  lediglich  aus  zwingenden  Gründen  in  den 
Kriegszustand  eintrete;  und  daß  er  lediglich  als  äußerstes  Mittel  dazu 
greife.  Das  ist  heutzutage  die  justa  causa  belli.  Die  Frage,  ob  .sie  im 
Ein/elfall  gegeben  sei,  hat  jeder  Staat  mit  sich  auszumachen.  Einen 
Kichterspruch  darüber  könnte  er  nicht  akzeptieren,  ohne  seine  Selbst- 
bestimmung preiszugeben  und  damit  tatsächlich  auf  seine  Staatsnatur  zu 
verzichten.  Als  eine  handgreifliche  Verkennung  der  realen  Vwhältnisse 
erschemt  die  vielgehörte  Behauptung,  daft  jeder  Angii&krieg  schon  an 
sich  ungerecht  sri;  daß  der  Krieg  nur  um  strittig  gewordene  Ansprüche 
aus  Rechtsverletzungen  geführt  werden  dürfe;  daß  er  sich  als  ein  Rechts- 
mittel in  der  Form  der  Selbsthilfe  darstelle;  daß  er  als  ein  Prozeßverhältnis 
der  streitenden  Teile  aufzufassen  sei. 

Der  Ordnung  des  allgemeinen  internationalen  Rechtes  bleiben  die  Du  Kjieg«r«c  ht. 
Staaten  auch  im  Kriege  unterworfen;  die  Kriegsverträge  (also:  WaffenstilU 
Stands-,  Attswedbslungs-,  Kapitulationsverträge)  sind  volkerrechtliche  Ver- 
träge. Das  Dasein  eines  besonderen  Kriegsrechts  gründet  sich  auf  die 
vorhandene  Möglichkeit,  die  kriegerische  Aktion  insoweit,  als  sie  dem 
Kriegszwecke  nicht  dient,  unter  völkerrechtliche  Schranken  zu  stellen. 
Es  zerlegt  sich  in  zwei  Stücke:  einmal  die  Beziehungen,  welche  die  Er- 
öffiiung  des  Kriegszustandes  für  die  Belligerenten  unter  sich  zur  Folge 
hat  Sie  hören  mit  diesem  Momente  auf  miteinander  befireundet  zu  sein 
und  treten  in  Kriegsfeindschaft    Da  diese  aber  die  anderen  Mitglieder 
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des  völkerrechdicheii  Verbandes  in  MiHeideoscliafl:  zieht,  so  hat  nch  das 
Verhalten  der  KriegfOhrenden  auch  ihnen  gegenüber  feststehenden  Rechts- 
regdn  tinterwezfen  müssen.  Sie  sind  neutrale  Machte. 

IL  Die  kriegführenden  Teile.  Die  rechtliche  Fähigkeit,  in 
Kriegszustand  zu  treten,  wohnt  nur  den  völkerrechtlich  anerkannten  Rechts- 
snbjekten  bei  Andrerseits  wird  sie  kdnem  Staate  versagt  auch  nicht  dem 

OfrBbitdui*»  in  seiner  Recfatslllugkeit  besdu^Uikten.  Politische,  innerhalb  eines  Landes 
militärisch  miteinander  kämpfende  Parteien  können  nch  gegenseitig  wie 
kriegführende  Mächte  behandeln,  in  welchem  Falle  der  Bürgerkrieg  für 
die  streitenden  Teile,  damit  aber  auch  für  die  Neutralen,  den  Charakter 
des  völkerrechtlichen  Krieg-es  annimmt  Werden  die  RebeUen  seitens 
dritter  Staaten  als  eine  kriegfülirende  Macht  ausdrücklich  anerkannt,  so 
involviert  dies  eine  Neutralitätserklänmg. 
xritgi.  Auf  swiefadke  Weise  kann  ein  Land  mit  mdnreren  Mächten  zugleich 

gciMiDfefaaftM.  Kriegszustand  treten:  einmal  so,  daA  ein  zufüUges  Zusammentreffen 
stattfindet,  so  dafi  seine  Gegner  gegenseitig  neutral  bleiben.  Dergleichen 
kommt  heute  kaum  mehr  vor.  Die  R' -.^el  ist,  daß  zwei  oder  mehr 
Regierungen  sich  verbünden  gegen  eine  dritte,  sei  es  im  konkreten  Fall, 
sei  es  eventuell,  Krieg  gemeinsam  zu  führen.  Ein  derartiger  AlUanzvertrag 
kann  sich  auf  Verteidigung  oder  auf  Angriff  oder  auf  beides  richten.  Er 
steht  unter  den  Regeln  des  völkerrechtlichen  Obligationenrechts  und  be- 
gründet für  die  Verbündeten  als  Hauptparteien  eine  Kriegsgemeinschaft; 
ohne  gegenseitige  Zustimmung  dürfen  sie  weder  S^wratfrieden  noch 
Waffenstillstand  schließen  Vorpflichtet  sich  dagegen  ein  Staat  dazu,  an 
einem  von  der  Hauptpartei  eröffneten  Kriegszustand  nur  durch  gemessene 
oder  ungemessene  Leistungen  oder  Verg'ünstigungen  teilzunehmen,  so 
liegt  bloße  Kriegshilfe  vor.  Die  Auxiiiarmacht  ist  Nebeupartei.  Freilich 
nadi  heutigem  Redit  läBt  ^xtk  auch  die  Gewährung  von  Kriegshilfe  mit 
neutraler  Stdilvng  nidbt  vereinigen.  Die  Auxiliarmacht  ist  als  feindlich 
zu  behandeln,  auch  wenn  sie  sidi  darauf  beruf^  lediglich  einen  sie  bindeiw 
den  Vertrag  erfüllen  zu  müssen. 
DkKri»Ks  Eine  Kriegserklärung,  d.  h.  die  formelle  Mitteilung  des  Angreifers  an 
den  Gegner,  daß  fortan  für  beide  Teile  das  Kriegsrecht  in  Geltung  trete, 
ist  seit  dem  i8.  Jahriiuiidert  in  Abgang  gekonunen.  Völkerrechtlich  ist 
hinreichend,  aber  auch  erfbfderlich,  daft  der  EntscUufl  Krieg  zu  fOhren 
in  unverkennharer  Weise  offenkundig  gemacht  werde,  entweder  durdi 
ausdrüi&liche  Eridärung,  sei  es  pure,  sei  es  eventuell  (Ultimatum,  Som- 
mation  ,  r  i  es  betagt,  sei  es  unbefristet;  oder  durch  unzweideutige  Tat- 
sachen. Ein  nicht  zu  gewärtigen  der  Beginn  mit  militärischen  Feindseligkeiten 
wäre  ein  Überfall,  ist  völkerrechtswidrig  und  würde  von  den  betroffenen 
Neutralen  nicht  als  Eröffnung  des  Kriegszustandes  anzuerkennen  sein, 
ow  Kitof»-  Nach  der  VerschiedenhMt  des  Kriegsschauplatzes  ist  der  Krieg  Land» 
KhMvUtt.  Seekrieg.  Für  den  letzteren  gelten  wei^preifende  Besonder- 
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heiten.  Insbesondere  ist  nach  dem  Rechte  der  Meeresireiheit  die  offene 
See  in  aUen  ihren  Teilen  Kri^gssdiaaplats.  Ihn  auf  dem  Meere  abzu> 
stecken  nnd  die  Neutralen  von  sich  aus  unvermögend.  Der  Wunsch,  daß 

die  Möglichkeit  geschaffen  werde,  dieses  unermeßliche  Kriegstheater  ein- 
zugrenzen, hat  bis  jetzt  zu  greifbaren  Ergebnissen  nicht  geführt  Dagegen 
ist  der  Landkrieg  nur  a\if  den  der  Hoheit  der  kämpfenden  Mächte  unter- 
worfenen Land-,  Wasser-  und  Seeflächen  zu  führen.  Im  Wege  des  vertrags- 
mäßigen Einverständnisses  kann  er  durch  Xeutralisierung  von  Plätzen, 
Territorien,  Kolonien,  Meeresleilen,  für  immor  oder  im  Einzelfall  lokalisiert 
werden. 

Die  Regehl,  nach  denen  gekämpft  wird,  bilden  die  Kriegsmanier  Der  Kris««- 
{Kriegsgebrauch,  loi  de  guerre).  Sie  sind  weit  geni;^,  um  der  miltärischen  «f*****^ 
Notwendigkeit  den  erforderten  Spielratmi  zu  lassen.  Nur  im  Fidle  des. 
Notstandes  ^söirde  es,  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen,  nicht 
unzulässig  sein,  sich  über  sie  hinwegzusetzen,  was  man  mit  dem  einer 
Mißdeutung  fähigen  Ausdruck  Kriegsrison  bezeichnet  Und  RepreasaUen- 
ver&liren  kommt  auch  im  Kriege  zur  Anwendung. 

Immer  aber  ist  der  einzelne  Kri^  ein  ungeheueres  menschliches  n  nmanUirrun* 
Leid,  und  das  Begehren,  den  Kriegszustand  seltener,  kürzer,  humaner  zu  ****  ^''^'^ 
gestalten,  eine  Forderung  der  Sittlichkeit  und  der  Politik  Nur  freilich 
die  durch  den  Kriegszweck  gelorderte  Gewalt  und  das  Streben  nach  Ver- 
mehrung und  Vervollkommnung  ihrer  Mittel  vermag  sie  nicht  zu  mäßigen 
und  zu  beschränken.  Die  Eriudtung  des  Friedens  ist  die  hohe  Aufgabe 
der  auswärtigen  PoEtilc  Nur  freilich  dem  höheren  Interesse  hat  sie  zu 
wüchen,  und  kriegsbereit  zu  sein  ist  ein  elementares  Anliegen  staadichen 
Lebens.  Die  Geschichte  zeigt  eine  zunehmende  Veredelung  der  von  dem 
jus  gentium  der  alten  Welt  weit  abweichenden,  durch  die  Rittersitte  des 
Mittelalters  begrün dptf^n ,  in  den  Traditionen  der  stehenden  Heere  fort- 
erhältenen  Kriegsgebräuche.  Eine  Reihe  modemer  Staatsverträge  ist  be- 
stimmt, diesem  humanen  Ziele  zu  dienen.  Auch  haben  die  teclmiscben 
Verbesserungen  im  Kriegswesm  zu  Lande  wie  zu  Wasser  tatsächlich 
sowohl  die  Neigung  zur  Kriegführung,  als  auch  die  Dauer  der  Kriege, 
als  auch  die  Zahl  der  menschlichen  Kriegsopfer  vermindert 

Den  epochemachenden  Versuch,  das  Kriegsrecht  in  seinen  wichtigsten  v— 
Punkten,  freilich  zunächst  in  Beschränkung  auf  den  Landkrieg,  im  Vertrags-  ^'i'***"*' 
wege  zu  kodifizieren,  machte  die  Brüsseler  Konferenz  vom  27.  Juli  bis 
aS.  August  1874.  Eine  Revinon  des  Projekts  unternahm  die  Hasger  Koi^ 
ferenz  des  Jahres  1899.  von  ihr  entworfene,  60  Artikel  umlassende 
RigUment  concemant  Us  lots  et  anUtmes  de  ia  guerre  sur  terre  ist  eine 
der  ruhmvollsten  Lebtungen  rechtsetzender  Vertragspolitik,  trotz  mancher 
juristischer  Mängel  eine  ausgereifte  Arbeit,  der  Ausdruck  modernen  Rechts- 
bewußtseins über  das  Phänomen  des  Krieges.  Es  bildet  die  Anlage  /u 
der  auf  jener  Konferenz  gesclilossenen  (zweiten)  Konvention  vom 
29.  Juli  1899,  durch  welche  die  vertragenden  Teile  sich  gegenseitig  ver- 
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pflichtet  haben,  für  den  Fall  eines  zwischen  ihnen  ausbrechenden  Krieges 
ihren  Landheeren  die  d«n  Reglement  entq>rechenden  Instruktionen  zu 
erteilen.  Der  solchergestalt  durch  den  Kollektivvertrag  geschaffenen 
Recbtsgemeinschaft  gehören  zurzeit  25  Mächte  an;  unter  den  europäischen 

Staaten  fehlt  leider  die  Schwei?,  weldie  weder  sig-niert  noch  ratifiziert 
hat  Gegenüber  den  nicht  beigetretenen  Staaten  gelten  die  Regeln  des 
im  einzelnen  vielfach  weniger  bestimmten,  also  härteren  aligemeinen 
Volkerrechts  weiter.  Gleichzeitig  mit  der  Konvention  wurden  im  Huig- 
drel  Deklarationen  vereinbart,  welche,  gleichfalls  selbständige  Verträge 
bildend,  sich  als  spezielle  Erweiterungen  der  Petersburger  Deklaration 
vom  II.  Dezember  1S68  über  Sprenggeschosse  darstellet.  Doch  ist  die 
Deklaration  T,  welche  das  Werfen  von  Explosivgeschossen  aus  Luftballons 
betrifft,  bereits  durch  Fristabluuf  erloschen.  Endlich  hat  die  Haager  Kon- 
ferenz einen  weiteren,  vielverheißenden  Schritt  zur  Ausgestaltung  des 
Seekriegsrechts  getan,  indem  sie  die  (dritte)  Konvention  vom  29.  Juli  1S99, 
pour  raebtpiaiiim  ä  la  guerre  mariHnu  d^s  principe^  de  la  Comunüm  de 
Genive  du  22  aeüt  1SÖ4,  festgestellt  hat  Auf  alle  diese  Bestimmungen 
wird  im  folgenden,  mit  der  Abkürzung  HR  liir  das  Haager  Reglement^ 
Bezug  genommen. 

III.  Der  persönliche  Kriegsstand.  Der  Kriegszustand  ergreift 
alle  Angehörigen  der  kämpfenden  Staaten.  Sie  sind  niemals  neutraL  Da 
aber  Krieg  nur  ein  Verhältnis  zwischen  'oxganisierten  Staatsgewalten  is^ 
so  bestdit  nur  für  die  Glieder  der  bewaffineten  Macht,  nicht  aber  für  die 

Aktiver  friedliche  Bevölkerung  ein  aktiver  Kriegsstand.  Vermöge  desselben  sind 
KrtogMtowi.  jjm-  jgpjj,  jjp  persönlichen  Objekte  für  Angriff  und  Verteidigung.  Dagegen 
Privatpersonen  haben  nur  passiven  Kriegsstand.  Sie  müssen  für  ihre 
Person  und  ihr  Vermögen  die  militärischen  und  polizeilichen  Maßregehi 
der  feindlichen  Staatsgewalt  auf  dem  Kriegsäclmuplatze  über  sich  ergehen 
lassen,  gleichviel  ob  sie  Inländer  oder  Fremde  sind.  Aber  Individuen, 
welche  auf  eigene  Hand  zu  Lande  oder  zu  Wasser  Feindseligkeiten  üben: 
Freibeuter,  Parteigänger,  Guerillas,  Franktireurs;  desgleichen  solche, 
welche  die  Bedingxingen  des  Waffenstillstandes  verletzen,  HR  41;  nach 
gemeinem  Völkerrecht  auch  die  Lev^e  en  masse,  werden  nicht  als  Kriegs- 
feindf,  sondern  als  Verbrecher  behandelt.  Eine  ihnei>  etwa  erteilte  üfPent- 
liclie  jiutürisation  kann  uaran  niclits  ändern.  Humauität  auch  für  den 
Soldatenl  Ifiemadi  besitzen  aküven  Kriegsstand 

1.  der  Souverän  nebst  seinen  FamiUengliedem,  selbst  wenn  sie 
nicht  Militärs  sind;  doch  wohl  auch  das  republikanische  Staatsoberhaiq»t 
Nur  güt  es  wider  die  Kriegsmanier  wissentlich  Kampfekte  gegen  ne 
vorzunehmen. 

2.  die  aufgestellte  bewaffnete  Macht  des  Staates.  Dazu  gehören 
nicht  allein  die  regulären  Streitkräfte,  sondern  auch  die  nicht  einen  Be- 
irtandtdl  der  Armee  und  Flotte  ausmachenden  Truppenteile:  National» 
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garden,  Milizen,  Freischaren,  Freikorps,  tVeiwillig-e  Seewehr.  Doch  gilt 
die  Voraussetzung,  daß  sie  unter  verantwortlichen  Führern  stehen,  daß 
sie  sichtbare  Abzeichen  tragen,  daß  sie  offene  Waffen  führen.  Die  Mächte 
des  Haager  Vertrages  woUea  diese  Anforderungen  nicht  stellen  an  die 
Lev^e  en  masse  in  einem  durch  die  vordringende  feindliche  Kriegsmacht 
tatsachlich  nicht  besetzten  Gebiete;  freilich  nur  unter  der  Bedingung, 
daß  das  Volksaufg-ebot  sich  nach  Kriegssitto  betrag-o,  HR  2.  Von  der 
Staatsaugehürigkeit  wird  der  aktive  Krieg-sstand  nicht  abhäng-ig  gemacht. 
Auch  kommt  er  zu  den  Nichtkombattanten,  d.  h.  solchen  Personen,  die  nur 
zu  Dienstleistungen  für  die  bewaffnete  Macht  bestimmt  sind,  HR  3. 

3.  die  Kaper  (Armateurs,  privateers)i  d.  h.  die  Kommandanten  der  von  n*  kjvm«l 
Privaten  fSr  eigene  Redmung  ausgerüsteten  Sdiiffe,  welche  von  einer 
kriegführenden  Macht  schriftliche  Vollmacht  (Kaperbrief)  erhalten  haben 
Feindselig^keitcn  auf  eigene  Hand  zu  üb^n,  wiewohl  in  Verantwortlichkeit 
gegen  die  Marinebehürde;  desgleichen  die  Mannschaft  der  Kaperschiffe. 
Sie  werden  als  rechtmäßige  Feinde  und  die  Schiffe  als  Teil  der  feind- 
lichen Seestreitkräfte  behandelt  Völkerrechtswidriges  Verhalten  entzieht 
ihnen  den  Sdiutz  des  Kriegsrechts.  Die  Erteilung  von  Kaperfarieflen  an 
neutrale  Fahrzeuge  ist  nidit  vdlkerreditswidrig. 

Die  Kaperei  stammt  aus  dem  mittelalterlichen  Repressalie nbraudL 
In  größerem  Maßstab  erfolgte  ihre  Zulassung  im  niederländisch-spanischen 
Unabhäugfigkeitskriege.  Sie  v/urde  zu  einem  regelmäBiiTfm  Kriegsmittel 
im  17.  Jahrhundert,  als  die  Seekriege  begannen  Handelskriege  zu  werden. 
Noch  im  amerikanischen  Freiheitskriege  und  in  den  Koalitiooskriegen 
gegen  das  r^ublikanische  und  imperialistische  Frankreicfay  als  das  in 
zügelloser  Wildheit  betriebene  Unwesen  seinen  Höhepunkt  erreichte^  blieb 
die  Legalität  des  Kriegsmittels  unangefochten.  Erst  der  orientalische 
Krieg  (1851  — 1856^  fand  die  streitenden  Mächte  zu  einem  Verzichte 
bereit  Dieser  ist  dauernd  geworden  durch  die  von  den  sieben  Staaten 
des  Pariser  Kongresses  vereinbarte,  vier  Regehi  enthaltende,  Declaraiion 
reglant  divers  Points  de  droit  maritime  vom  16.  April  1856,  welche  als 
unteObares  Ganze  den  anderen  Staaten  zur  AdhSsion  vorgelegt  worden 
ist  Alle  größeren  Seestaateiif  sowie  dXt  Schweiz,  sind  ihr  beigetreten. 
Heute  beläuft  sich  die  Zahl  der  Vertrs^smächte  effektiv  auf  23.  Die 
Regel  I  lautet:  La  courac  est  et  drrnntrc  aholit'.  Allein  Spanien  und 
Mexiko  haben  den  Beitritt  abgelehnt,  andere  ihn  nicht  ausgesprochen  und 
die  amerikanische  Union  hat  ihn  abhängig  gemacht  von  der  Annahme 
eines  Zusatzartikels  (Amendement  Marcy  vom  28.  Juli  1856),  wonach  über- 
haiqit  das  Privateigentum  von  Angehörigen  dnes  kriegführenden  Staates 
auf  hoher  See  der  Wegnahme  durch  Kriegssdii&  des  Gegners  nicht 
unterliegen  soll. 

Damit  ist  denn  allerdings  die  Beseitigung  der  Kaperei  aus  dem  See- 
kriegsrecht noch  immer  keine  endgültige.  Tatsächlich  möchte  sie  wohl, 
bei  der  überall  ins  Auge  gefaßten  eventuellen  Einstellung  von  Schiffen 


Digitized  by  Google 


47» 


FkRDiNAim  VOK  MASTm:  VMkemdit. 


und  Mannschaften  der  Handelsmarine  in  den  militärischen  Dienst,  welche 
eine  energische  Aktion  gegen  feindliche  Handelsschiffe  und  Kontrolle  neu- 
traler Fraclitfelurt  audi  ohne  Kaper  ermöglicht^  der  Vergangooheit  angfehöreo. 

IV.  Die  Kriegführung  und  ihre  Mittel  im  Land-  und  See* 
kriege.  Kriegrsziel  ist  die  Entwaffnung  des  Feindes.  Legfitimes  Krieg-s- 
mittel  ist  hiernach  alles  was  dazu  dient,  die  Macht  des  feindlichen  Staates 
zu  schwächen.  Tlleg'al  ist  jede  zwecklose,  d.  h.  nicht  durch  militärische 
iSotwendigkeit  gebotene  GewaittaL  Üiue  solche  dient  nicht  der  Erreichung 
des  Kriegsziels,  sondern  erschwert  sie.  Die  Kriegsparteien  haben 
kein  unbeschrinktes  Redht  in  der  Wahl  der  Mittel  nur  Schädigung  des 
Feindes,  HR  22. 

iuec>ie  I.  Hiemach  verwirft  der  gegenwärtige  Kriegsbrauch  folgende  Hosti- 

oniiiotm.  ijtäten:  a)  die  Verbreitung-  von  Giftstoffen  oder  Kontagien,  den  Gebrauch 
vergifteter  Waffen.  Durch  die  gegenwärtig-  effektiv  für  1 7  Mächte 
geltende  (Fleischmanu,  Völkerrechtsquellen  1905  S.  88)  Deklaration  von 
Petersbusg  vom  11.  Desember  1866  haben  dieselben  unter  rieh  fSr  Land- 
und  Seekrieg  die  Anwendung  explodierender  oder  mit  Brennstoff  gefuU» 
ter  Pkojektile  von  weniger  als  400  g  au^escUossen.  Dem  ist  durch  die 
Deklaration  II  und  III  der  Haager  Konfeienz  vom  29.  Juli  1899  das  Ver- 
bot solcher  Geschosse,  deren  einziger  Zweck  ist,  erstickende  oder  gifttg^e 
Gase  zu  verbreiten  sowie  dcrjeiiig-en,  die  sich  im  menschlichen  Körper 
leicht  deformieren,  hinzugefügt  worden.  Beide  Deklarationen  sind  weder 
von  Großbritannien,  noch  von  den  V.  St  von  Amerika  signiert;  b)  die 
Verwendung  von  Wilden;  dagegen  kann  die  Beteiligung  barbarischer 
Tniiq>eQkofper  nadi  den  Präzedenzfällen  nicht  als  völkerrechtswidrig  he- 
trachtet  werden;  c)  die  meuchlerische  Tötung  oder  Verwundung  von 
Ang-ehörigen  des  feindlichen  Staates  oder  Heeres,  HR  -\3b;  die  Aufreizung 
zur  Begehung  militärischer  und  politischer  Verbrechen;  d)  Gewalttat  gegen 
kampfunfähige  Militärpersonen.  Die  Auffassung,  daß  Soldaten  nach  ihrer 
Verwundimg  wehrlose  Feinde  sind,  hat  einen  großartigen  Ausdruck  ge> 
lunden  in  der  den  Landkrieg  betr^enden  CmwHÜa»  four  ramiOoraihn 
du  sori  des  miUtaires  dUss^s  dam  Us  armdes  m  cmnpagne  vom  22.  August  1664. 
Sie  verpflichtet  zurzeit  39  Mächte  gegenseitig  (Fleischmann  a.  a.  O. 
S.  6g).  Ihre  Revision  steht  bevor.  I-ür  den  Seekrieg  gilt  nunmehr  die 
(dritte)  im  Haag  am  29.  Juli  1899  geschlossene  Konvention,  deren  oben 
Erwähnung  geschah.  Sie  bindet  gegenwärtig  ?9  Regierungen;  e)  Militär- 
personen, welche  die  Waffen  strecken,  werden  geschont  Die  Abgfabe 
einer  Erklärung,  wonach  Pardon  nicht  gewShrt  werden  wird,  ist  untersi^ 
HR23d;  f)  unverteidigte  Ortschaften  sind  nicht  Gegenstand  eines  milita- 
rischen  Angriffis,  HR  25;  für  Küstenstädte  im  Seekriege  gilt  diese  Regel 
nicht  unbedingt;  g)  Parlamentäre  und  Kartellschiffe  sind  für  Hin-  und 
Rückkehr  unverletzlich,  HRi^ — 34»  sofem  kein  Mißbrauch  der  Parlamentär- 
flagge erfolgt,  HRzjf. 
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2.  Jede  Partei  ist  berechtigt  Kriegsgefiingene  zu  macheo,  HR 4 — 20.  Kneg»- 
Der  Maßregel  unterliegen  nicht  allein  Personen  des  aktiven  Kriegsstandes» 
sondern  auch  nach  zweifellosem  Herkommen  die  Mannschaft  genommener 
Seesduffe  der  feindlidien  Flagge.  Als  nicht  recMswidrig  wird  betraditet 

die  Gfe&ngennalime  solcher  Angefa&iger  des  feindlichen  Staates,  deren 
Belassung  in  Freiheit  die  eigene  Kriegführung  schädigen  wOrde.  Der 
Kriegsgefangene  ist  nicht  Straf-  sondern  Sicherheitsgefimgener.  Er  steht 
unter  den  Militärgesetzen. 

3.  Neben  der  Gewalt  gilt  List  als  ein  Hauptmittel  kriegerischer  Aktion,  spiona««. 
HR  24.  Täuschung  ist  nicht  völkerrechtswidrig,  insofern  sie  nicht  die 
auch  dem  Feinde  geschuldete  Treue  verletzt»  HR23£  Insbesondere  ist 
sulSssig  die  Verwendung  von  Spionen.  Doch  darf  der  auf  der  Spionage 
betroffeoe  Kundschafter  nicht  ohne  vomusg^iangenes  Urteil  bestraft  werden. 
LrUftschifFer  sind  nicht  Spione,  HR  ig  —  31. 

4.  Jede  Kriegspartei  ist  befugt,  das  fiskalische  Mobiliarvcrmögcn  des  FeiardüchM 
feindlichen  Staates  sich  anzueignen,  gleichviel  wo  es  betrofi'eu  wird-   Aus-  ^•■•'••••■«'■ni. 
genommen  ist  alles  das,  was  nicht  geeignet  ist  als  Kriegsmittel  verwendet 

zu  werden,  HRsjaL  i,  demnadi  Archive,  öffentliche  Sammlungen,  Kuns^ 
werke,  sowie  das  Vermögen  der  dem  Staate  gehörenden  öffentlichen 
Anstalten  für  ideale  Zwecke,  HR  56.  Desgleichen  sind  frei  die  dem  See- 
beuterecht nicht  unterliegenden  Schiffe.  Nach  dem  Wortlaut  von  HR  5.1  al  2 
soll  ein  besonderes  Recht  bestehen  in  bezug  auf  rollendes  Eisenbahn- 
material, Landtelegraphen,  Fahrzeuge  der  Binnenschiffahrt,  endlich  Waäen- 
niederlagen  und  jede  Art  Kriegsmunition.  Alle  diese  Gegenstände  sollen 
zwar,  weil  ne  Kriegndttel  sind,  der  Beschlagnahme  sdtens  des  Besetzung»* 
heeres  unterliegen;  sie  sollen  tJbet  wieder  zurückgegeben  werden,  vor- 
behaltlich der  Regelung  der  Entechädigungsfrage  beim  Friedensschluß.  Dies 
wäre  freilich,  insoweit  es  sich  um  Staatseigentum  handelt,  eine  exorbi- 
tante Neuerung!  Die  Entstehungsgesdiichte  der  Bestimmung  läßt  den 
Zweifel  aufkommen,  ob  und  inwieweit  in  dieseni  Punkte  ein  gewolltes  und 
bewußtes  Einverständnis  der  Konferenzmächte  tatsächlich  erzielt  worden  ist 

Dagegen  ist  im  Landkriege,  gegensatzlich  zu  den  Kriegsbräudien  des  MinWiHm 
Altertums  und  des  Mittelalters,  das  bewegliche  Eigentum  von  physischen  ^  i'*'*'''**^ 
odor  juristischen  Privatpersonen  der  feindlichen  Partei  der  Wegnahme 
nicht  unterworfen,  HR  23g,  46al.2.  Ihm  steht  gleich  dasjenige  von  Kom- 
munalverbänden,  von  Religionsgesellschaften,  Stiftungen,  von  Wohltätig- 
keits-,  Bildungs-,  Kunstanstalten,  HR  56.  Nur  die  oben  angeführten,  in 
HR  53  al.  2  aufgezählten  Objekte  sollen,  auch  wenn  sie  Privatpersonen 
gehören,  vom  Feinde  als  Kriegnnittel  verwendet  werden  können.  Aber 
f&t  sie  besteht  Rücl^bqKflicht  Les  indemnUis  seroni  rigUes  h  kt  pmXt 
HR  53  aL  2.  Neutrales  EigMtum  auf  dem  Kriegsschauplatz  kann  keine 
günstigere  Behandlung  beanspruchen.  Doch  soll  Eisenbahnmaterial  aus 
neutralen  T.ändern  sobald  als  möglich  zurückgesandt  werden,  HR  54.  Wie 
die  Wegnahme,  so  ist  auch  die  Zerstörung  von  Privateigentum  unstatthaft^ 
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soweit  nicht  militärische  Notwendigkeit  vorliegt,  HR  23  g,  56  al.2.  Bei 
Belagerungen  und  Beschießungen  sind  die  in  HR  26,  27  vorgesehenen 
sdionenden  Maßregeln  2U  ergreifen.  Das  Plündern  genommener  Plätze  ist 
„ausdrücklich«'  verboten,  HR  47»  28. 

Die  Knf«!-  Für  Militärpersonen  findet  die  Freiheit  des  Privat-  ie  ntums  eine  nur 
beschränkte  Anwendung  insofern,  als  die  Staaten  sich  zu  prinzipieller 
Aufhebung  des  Kriegsbeuterechts,  d.  h.  der  Befugnis  zur  Aneignung  der 
von  den  überwundenen  Kombattanten  persönlich  mitgeföhrten  Gegeustäude, 
noch  nicht  verstanden  haben.  Sie  beschränken  sich  darauf,  eigenmächtiges 
Beatemacben  unter  Strafe  zu  stellen.  Dodi  wird  die  genadite  Kriegs- 
beute lediglich  d^  Staatsgewalt,  nicht  dem  einzelnen  Beuterer  erworben. 
An  Kriegsgefangenen  wird,  abgesehen  von  Waffen,  Pferden,  militärischen 
Papieren,  keine  Beute  gemacht,  HR4al-3. 
DtoSaAmte.  5-  Weitergehend  aber  wird  im  Seekriege  auch  das  schwimmende 
Eigentum  feindlicher  Privatpersonen  dem  Seebeuterecht  unterworfen.  Nur 
Fischereifahrzeuge,  wenn  sie  nicht  der  Großfischerei  dienen.  Kartellboote, 
Lotsenboote,  für  wissenschaiUiclie  Zwecke  bestimmte,  in  Seenot  befind- 
liche Schiffe  pflegen  als  exemt  behandelt  zu  werden.  Nunmehr  sind  auch 
die  Lazarett-  und  ihre  Hil&schiffe  für  die  Staaten  der  dritten  Haager  Kon- 
vention vom  29.  Juli  1899  von  der  Wegnahme  befreit  Im  übrigen  unterliegt 
jedes  die  feindliche  Flagge  fiihrende  Seeschiff  samt  seiner  Ladung,  gleich- 
viel wo  es  sich  befinde,  der  Aneignune  seitens  der  feindlichen  Kriegsschiffe 
(oder  Kaper),  oder  auch  der  Miliiarauktorität  der  bis  zu  den  Häfen  vor- 
dringenden Laodtruppcn.  Hauptmittel  der  Aneignung  ist  die  Aufbringung, 
welche  den  Besitz  gibt  Widerstand  dagegen  wird  mit  Gewalt  zurück- 
gewiesen. Eine  Versenkung  des  genommenen  Schiffes  ist  nur  durch 
Gründe  militärischer  Notwendigkeit  gerechtfertigt  Die  Prise  erfolgt  im 
Namen  des  Nehmestaats,  in  dessen  Hafen  das  mifc^pbrachte  Schiff  zu  führen 
ist  und  dessen  Regierung  die  Verantwortung  für  die  Kaptur  trifft.  Sie 
hat  zu  diesem  Zweck  deren  Rechtmäßigkeit  durch  Entscheidung  ihrer 
Prisengerichte  rechtskräftig  festzustellen.  Neutrales  Frachtgut,  sofern  es 
nicht  Kriegskonteibande  ist,  muß  herausgegeben  werden,  Pariser  Seerecfats- 
deklaration  Tom  x6.  April  1S56  Nr.  m.  £rst  mit  der  Kondemnienmg 
wird  die  Aneignung  perfekt  Bis  dahin  darf  völkerrechtlich  der  Staate 
dem  das  Schiff  zugehörig  ist,  seine  Angehörigen  als  dessen  Eigentümer 
behandeln.  Tut  er  dies  landesrechtlich,  so  wird  es  im  Falle  der  Reprise 
gegen  Bergelohn  zurückerstattet.  Illegale  Kaptur  macht  den  Nehmestaat, 
sofern  die  Rückgabe  nicht  in  natura  erfolgen  kann,  ersatzpflichtig.  Ober 
die  noch  vorhandene,  als  gut  befundene  "PtU»  vefAgt  er  nach  eigenem 
Recht  gemäß  eigenem  Ermessen. 

In  diesem  Bestand  vielverschlungener  Sätze  ist  das  Seebeuteredit 
geltendes,  ursprünglich  aus  dem  mittelalterlichen  Repressalienbrauch  über- 
nommenes Recht  Als  im  Zeitalter  Ludwigs  XIV.  die  handelspolitischen 
Interessen  dominierend  in  den  Vordergrund  der  auswärtigen  Politik  traten, 
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brachte  es  die  Auflassung  der  Seestaaten  zu  fürchterlichem  Ausdruck,  daß 
nicht  allein  <Ue  Zenrtonmg  der  Kriegmuuine,  sondern  vor  allem  die  Ver- 
nichtung^ des  feindUchen  Seeliandels,  als  dner  Hauptquelle  nationaler  Macht, 
das  gegebraeKriegsnri  seL  Alle  die  seit  don  x8.  Jahrhundert  immer  wieder- 
holten BestrebungW3|  Anregungen,  Versuche,  das  hergebrachte  Seebeute- 
recht vertragsmäßig  oder  landesgesetzlich  zu  beseitigen  oder  abzuschaffen 
und  damit  den  Seekrieg  dem  Landkriege  gleich  zu  gestalten,  sind,  mit 
einziger  Ausnahme  des  die  Kaperei  treffenden  Verdiktes,  ohne  bleibenden 
Erfolg  geblieben.  Ja  heutzutage  begegnen  de  einer  mnehmendea  Ab- 
neigung der  zur  See  führenden  Mächte.  Dem  der  Sdilufiakte  der  iüu^r^ 
Konf^nz  vom  29.  Juli  1899  einverlelbtett  Wunsche,  der  von  den  V.  St  Freiheit  4m 
von  Amerika  gemachte,  auf  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  im 
Soekrieg"e  gerichtete  Vorschlag  möge  auf  einer  weiteren  Konferenz 
geprüft  werden,  hat  weder  England,  noch  Frankreich,  noch  Rußland 
zugestimmt  Sie  enthielten  sich  der  Abstimmung.  Eingewandt  wird  gegen 
die  Reform  namentlich,  dai  auf  die  Möglichkeit,  die  seewirtschaftliche 
Widerstandskraft  des  Feindes  dvadi  Kreuzerkrieg  zu  schwächen  nicht 
vernchtet  werden  kSnne;  daB  da«  Kriegsrecfat  «1  Lande  in  diesem  Punkte 
keine  Analogisierung  zulasse;  daß  die  Handelsmarinen  und  ihre  Be- 
satzung-en  geeignet  seien  unmittelbare  Verwendung  für  Krieg"szwecke 
zu  fmden;  daß  mit  der  Humanisierung  des  Kriegsrechts  die  Angelegen- 
heit nichts  zu  tun  habe.  Mit  alledem  wird  freilich  die  Frage  nach  der 
Milderung  und  Einschränkung  des  harten  und  rohen  Kriegsmittels,  das 
effahrungsmäßig  für  den  Endausgang  des  Krieges  nicht  von  entscheidender 
Bedeutung  ist  und,  was  die  unteischiedslose  Wegnahme  feindlicher  Ladungen 
betrifft,  in  hohem  Maße  erbitternd,  also  dem  Kriegszweck  zuwider  wirkt, 
nicht  abgeschnitten.   Hierfür  sind  mannigfache  Vorschläg-e  g-emacht  worden. 

6.  Mit  der  militärischen  Besetzung  des  feindlichen  .Staatsgebiets  wird  Kriegarecht 
die  dortige  Staatsgewalt  suspendiert.  An  ihre  Stelle  tritt  die  Kriegs- 
gewalt  der  Okkupationstruppen,  welche  fortan  im  Interesse  der  Kriegfüh- 
rung, also  beschränkt  in  Ort,  Zweck  und  Zeit,  die  Regierungsrechte  ausübt 
Die  besetzten  Gebietsteile  treten  unter  Kriegszustand.  Vermöge  desselben 
ist  die  IifilitSrauktorität  berechtigt,  bestehende  Gesetze  zu  suspendieren, 
Verordnungen  zu  erla^^en  \md  deren  Befolgung  durch  Straf-  und  Zwangs- 
mittel durchzuführen.  Korrelat  ist  ihre  völkerrechtliche  Pflicht  für  die 
öffentliche  Ordnung  dort  Sorge  zu  tragen.  Sie  ist  befugt,  den  Dienst  der 
öfientiichen  Verkdmsanstalten  zu  Sbemdmien,  die  dem  Feinde  dienende 
Tdegraphte  mit  Beschlag  zu  bdegea  Sie  darf  die  8£Rratlichen  Beamten 
ihrer  Funktion  entheben.  Nur  soll  der  BevoUcerung  kein  Landesverrat 
angesonnen  werden,  HR 44, 45,  52.  Das  Mifitibgouvemoment  i5;t  befugt^ 
die  Einkünfte  des  Sta-'.te<s  zu  vereinnahmen.  Den  Bewohnern  können 
Zwang^auflagen  zur  Deckung  der  militärischen  und  Verwaltungsbedürf- 
nisse, durch  schriftlichen  Befehl  eines  selbständig  kommandierenden  Generals, 
unter  Empfangsbescheinigung  gemacht  werden  (Kootribtt^onen);  also  nicht 
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zur  Bereicherung  als  Bnmdsdiatziuig,  HR  49.  Haadlitngen  von  In^viduen 
soUen  nicht  an  der  Bevölkerung  stralreditltdiy  xumal  durch  Strafgelder 
geahndet  werden,  es  sei  denn,  daß  diese  dafür  verantwortlich  gwnadit 
werden  kann,  HR  50.    Die  fiskalischen  Liegenschaften  unterliegen  der 

Nutzung-  und  dem  Fruchtgenuß  des  Milit:irg-ouvemements,  eine  Veräußerung 
oder  Verschuldung-  wäre  ohne  rechtlichen  Effekt,  HR  55.  Endlich  steht 
der  vordringenden  Kriegsmacht  es  zu,  sofern  die  Bedürfnisse  des  Heeres 
es  erheischen,  den  Gemeinden  und  Einwohnern  Naturalleistux^en  und 
Dienste  nach  dem  Prinzipe  der  Zwangsenteignung,  also  gegen  Bezahlui^, 
oder  wenigstens,  behufs  Festst^ung  der  Tatsadie,  gegen  Emi^angs- 
bescheinigung  aufzuerlegen  (Requisitionen).  £rfordeili<dl  ist  die  Ermicl^ 
ttgung  des  Befehlshabers  der  besetzten  Gebiete,  HR  5?. 
OmMmt«!«  7,  Während  im  Landkriege  die  Kriegführung  sich  auf  territorial 
^^^'^^11^^  geschlossenem  Kriegsschauplatz  bewegt,  fehlt  es  im  Seekriege  an  jeder 
räumlichen  Abgrenzung  für  die  militärische  Aktion  und  einen  passiven 
Kriegrsstand  gibt  es  hier  kaum.  Die  Gewaltmittel  gegen  Person  und  Sachen 
des  Feindes  sind  unermeßlich  wie  der  Ozean  selbst,  insoweit  nicht  die 
oben  verzeichneten  schlechthin  verwerflichen  Hostilitäten  in  Frage  kommen. 
In  den  Häfen  der  Krieg-führenden  sind  selbst  neutrale  Seeschiffe  dem  jus 
ang"ariae  unterworfen.  Vermöge  desselben  können  sie  im  Falle  des  mili- 
tärischen Bedürfnisses  zu  Transportdiensten,  gegen  Entschädigung,  heran- 
gezogen werden.  Nur  die  Freiheit  des  Meeres,  als  der  allgemeinen  Hoclv- 
straße  der  Nationen,  ist  für  die  Kriegsmarinen  unantastbar.  Auf  der  * 
hohen  See  können  der  neutralen  Schiffahrt  von  den  streitenden  Machten 
keine  Vorschriften  erteilt  werden.  Sie  hat  keine  anderen  K.ücksichtea  zu 
nehmen  als  die  durch  die  Neutralilätspflicht  des  Haggenstaates  auferlegten. 
Auch  Nachrichtenaustausch  durch  Leitung^-  und  Funkentelegraphie  ist  dort 
frei.  Ledig^Hch  innerhalb  des  Küstt  nmeorcs  und  des  Rlorkadcrayons  dü-  :i n 
bei  militärischer  Xotwendigkeit  die  am  teindlicheu  Ufer  landendeu  Leitungen 
abgesperrt,  abgeschidtteo,  aufgefangen  werden.  Be&hren  freilich  neutrale 
Schiffe  die  Meereszonen,  auf  denen  sich  kriegerische  Operationen  voll- 
ziehen, so  tragen  sie  die  Gefahr;  Lazarettschiffe  unterliegen  einer  streiigen 
Beaufsichtigung,  dritte  Haager  Konvention  vom  2  g.  Juli  1899  a.  4.  Die 
Verwendung  verankerter  Minen  kann  selbst  auf  dem  freien  Meere  grund- 
sätzlich nicht  als  unzulässig  betrachtet  werden.  Die  Frapre ,  welche  recht- 
liche Verantwortlichkeit  dem  kriegfüiurenden  Staat  gegenüber  den  Neutralea 
fOr  den  GebraiMh  des  ents^tzUchen  Krieganüttels  erwächst,  bedarf  dri]^(«nd 
vertragsmäßiger  Losung. 

V.  Die  Neutralität.  Durch  den  Ausbruch  des  Krieges  wird  nur 
für  die  kämpfenden  Mächte  der  Friedenszustand  aufgehoben.  A^lle  anderen 
Staaten  verbleiben  in  demselben,  sowohl  mit  jenen  als  auch  unter  sich. 
Da  aber  der  Kriegszustand  ein  rechtlich  zulässiges  Streitverhältnis  ist,  so 
ergibt  sich  f3r  sie  zwar  cHe  Berechtigung  demselben  fremd  zu  bleiben. 
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abtf  nur  unter  der  Bediognng»  sidi  solcW  Handlungen  zu  entlialten,  die 
der  einen  Partei  tatsächliGh  na«^tdng  sein  und  damit  der  anderen  Vofscliub 
leisten  könnten.  Sie  haben  also  Schranken  ihrer  Verkehrsfreiheit  mit 
jeder  von  beiden  anzuerkennen,  und  der  Kriegfuhrende  ist  bereclitig^t,  deren 
Überschreitung  zug\insten  des  Geg-ners  als  eine  ihm  zutjofügte  Rechts- 
verletzung zu  behandeln.  Die  Summe  der  sich  hieraus  ergebenden  Rechts- 
beziehungen faßt  das  Völkerrecht  als  Neutralitat  zusammen.  Sie  ist  ein 
mit  jedem  Kriegszustand  rechtsnotwendig  eintretendes  Verhältnis,  das 
einer  Erldänu^  durch  die  neutrale  Regierung  an  mch  nicht  bedarf. 

Li  dieser  Stellung  bildet  das  Recht  der  Neutralitat,  dem  antiken,  wie 
dem  früheren  Rechte  de'^  Mittelalters  unbekannt,  die  Signatur  des  modernen 
Völkerrechts,  als  der  Rechtsordnung  einer  Friedensgemeinschaft,  freilich 
aber  auch  zugleich  noch  immer  ihren  schwächsten  Punkt  Die  Erfahrung 
zeigt,  dafi  es  vexfaällnismäffig  lachter  ist,  die  gegenseitige  Stellung  der 
Kriegsgegner  zu  ordnen  als  ihre  gemeinsamen  Interessen  denen  der  Neup 
tralen  gegenüber  gerecht  abwägend  zu  begrenzen  und  au8zi;^mchen. 
Mit  zunehmender  Strenge  sieht  der  internationale  Verband  das  Wesen 
der  Neutralität  nicht  in  bloßer  farb1n«;r>r  Unparteilichkeit  beim  Leisten  und 
Gewahren  au  die  eine  und  an  die  andere  Streitmacht,  vielmehr  in  der 
objektiven  Nichtbeteiligung  an  einem  eingetretenen  Kriegszustande. 
Rechtliche  CHradationen  (als  laxe,  unvollständige)  verträgt  sie  heutzutage 
nicht  mehr;  und  zum  Gegenstand  von  Transaktionen  oder  Konzessionen 
der  Beteiligten  kann  sie  nidit  gemacht  werden.  Sie  ist  zwingendes  Recht 
Wie  aber  der  Kriegszustand  das  ganze  Land  erfaßt,  so  ergreift  auch  das 
Neutralitatsverhältnis  alle  Gebietsteile  und  alle  Staatsangehörigen.  Diese 
sind  neutrale  Personen  und  ihr  Vermögen  ist  neutrales  Gut.  Einerseits 
Stehen  sie  unter  dem  Schutze  der  Neutralität,  den  ihre  Regierung  handhabt 
Anderseits  bleiben  sie,  gleichviel  wo  sie  sich  befinden,  den  Neutralität^ 
pflichten  ihres  Landes  unterworfen  und  gegen  die  Reditsfolgen  ilues  unp 
neutralen  Verhaltens  werden  sie  von  ihrem  Staate  nicht  vertreten.  Der 
Kriegsgegner  schreitet  gegen  die  von  ihnen  ausgehende  Schädigung  seiner 
Kriegführung,  auch  die  ohne  animus  hostilis  erfolgende,  ein,  teils  straf- 
rechtlich (Kriegsverrat),  teils  durch  repressive  und  präventive  Zwangs- 
maßregeln, deren  Art,  Maß,  Verfahren  den  wichtigsten,  aber  auch  schwierig- 
sten Punkt  im  System  des  Neutraliätsrechts  bildet 

t.  Oberste  Pflidit  der  neutralen  Regierung  ist  es,  äch  jeder  Kriegs- »•  NeotniMM- 
hilfe  zu  enthalten.  Die  Verletzung  dieser  weittragenden  Pflicht  ist  Neu-  v**""*^ 
tralitätsbruch  und  ein  völkerrechtliches  Delikt    Sie  gibt  nach  Schwere 
des  Falles  dem  betrofiPenen  Staate  den  Anspruch,  die  Neutralität  ihm 
gegenüber  als  verwirkt  zu  betrachten. 

Im  einzelnen  darf  eine  neutrcüe  Regierung  keinen  von  den  Belli- 
gerenten  Hilfistruppen  senden,  Offiziere  stellen,  Transportmittel  überlassen, 
Kriegsbedurfhisse  liefern,  Subsidien  zahlen,  Kre^t  gewähren.  Sie  liat 
hinreichend  Sorge  zu  tragen,  dafl  in  ihrem  Hoheitsgebiet  nicht  Mann- 
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Schäften  geworben,  nicilt  Kriegsschiffe  gebaut  oder  ausgerüstet  oder  wieder 
kriegstüchtiL^  tfeniacht  werden,  daß  nicht  Schiffe  auslaufen,  deren  kriege- 
rische Bestimmung  sie  icennt  oder  schuldhaft  nicht  kennt  (Washington- 
vertrag zwischen  Grroßbritannien  imd  den  V.  St  von  Amerika  vom 
S.Mai  1871,  Regel  I).  Sie  darf  nicht  gestatten,  daß  ihre  Häfen  oder  ihr 
Kästemneer  zum  Schauplatz  oder  Stützpunkt  militirischer  Operationeii 
oder  Rüstungeii  dienen  (Washingtonvertrag  Regel  Jfy  Sie  ist  verpAicktet, 
jede  kriegerische  Aktion  innerhalb  ihres  Gewaltbereichs  abzuwehren  und 
zu  inhibieren.  Ihr  Landgebiel,  ihre  Binnengewässer  und  Kanäle  dürfen 
nicht  für  Truppendurchmärsche,  Schiffspassagen,  militärische  Transporte 
von  Kriegsmitteln,  Einbringung  von  Prisen,  für  Depots,  für  Schiffs- 
Stationen  nutzbar  gemacht  werden.  Auch  ist  Vorsorge  zu  treffen,  daß  dort 
nicht  Anstalten  für  Leitungs-  und  Funkentelegraphle  zur  Schädigung  einer 
Kriegspartei  angelegt  oder  verwendet  werden.  Dagegen  ist  es  der  neu- 
tralen Regierung  nicht  verwehrt,  einzelnen  Truppenteilen  den  Übertritt 
über  ihre  Grenzen,  flüchtenden  Kriegsschiffen  den  Zutritt  zu  ihren  Häfen 
zu  gestatten,  unter  der  Verpflichtung  sie  zu  entwaffnen,  zu  internieren, 
zurückzuhalten.  Desgleichen  darf  sie  Verwundete  und  Kranke  ihr  Gebiet 
passieren  lassen,  HR  59,  auch  sie  aufnehmen;  aber  sie  hat  darüber  zu 
wachen,  daß  solche  nicht  von  neuem  am  Kriege  tdlnehmen,  HR59  aL  z. 
Im  Seekriege  dürfen  letztere  von  neutralen  Schtflen  traaspordert  werden, 
dritte  Haager  Konvention  vom  29.  Juli  1899  a.  6. 
Kri«gMchiiro  io  Eine  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  der  neutralen  Regierung,  den 
neutralen  HUen.  j^nfig-^gf-^iiflfpn  (^^j-  Bclligerentcn  den  Transit  durch  ihr  Küstenmeer  zu  ver- 
sagen, i)esteht  nicht.  Hbcnsowcnivr  ist  sie  ver]:)t1ichlPt,  jenen  ihre  Häfen 
generell  zu  schließen.  Die  von  Liiglaud  seit  dem  amerikamscheu  Sezessions- 
kriege kundgegebene  Aul&ssuug  ^Instruktionen  an  die  Kolonialgouvemeure 
vom  31.  Januar  1862),  die  auch  von  anderen  Mächten  angenommen  worden 
ist,  wonadi  den  auf  der  Fahrt  befindlichen  Kriegsschiffen  beider  Parteien 
in  dem  neutralen  Hafen  zwar  das  Einnehmen  von  Proviant  und  von  Kohlen 
zu  gestatten  sei:  für  letztere  aber  nur  in  dem  Umfange  des  Bedarfs  bis 
zum  nächsten  heimischen  Hafen  und  nur  einmal  in  drei  Monaten;  ist  nicht 
von  völkerrechtlicher  Autorität  In  noch  höherem  Grade  gilt  dies  von 
der  jüngsten  britischen,  durch  den  russtsch-japanischen  Krieg  veianlaBten 
Praxis  (Admiralitatserlasse  vom  8,  16.  August  1904,  Staatsarchiv  72  S.  55, 3  i)v 
welche  den  KriegsschifiTen,  wenn  de  behufe  kelÜgeretU  Operations  procced 
io  ike  seat  0/  war  or  to  a  posUion  0/  tke  line  0/  rouie,  das  Kohleniassen 
(warum  denn  nur  dieses?)  versagt  wissen  will. 
L'u neutrale»  Vit-  Dagcgeu  durcli  ncutralitätswidrige  Handlungen  von  Privatperson»Mi  im 
^^1^^"^*  Lande,  oder  gar  außerhalb  seines  Machtbereiclis,  wird  die  >;eutrautaL 
ihres  Staates  an  rieh  nicht  kompromitdert  Eine  Verantwortlichkeit  für 
ihr  Tun  oder  Unterlassen  kann  der  Regierung  nidit  angesonnen  werden. 
Sie  handeha  auf  eigene  Ge&hr.  Daß  den  Staat  seine  Neutralität  verpflichte, 
dagegen  mit  Zwangsmafiregeln  einzusdireiten,  Strafen  anzudrohen,  wird 
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zwar  io  neuester  Zeit  durch  die  Theorie  lebhaft  befurwoitet,  ist  ab^  nicht 
geltendes  Recht  Insbesondere  trifit  ihn  im  Seekrieg  nicht  die  Verbind- 
lichkeit, Ausfuhrverbote  solcher  Waren  zu  erlassen,  welche  das  sie  fuhrende 
Schiff  auf  hoher  See,  im  Falle  der  Betretuug-  durch  ein  Krieg'sschiff,  dem 
Konterbandeverfahreu  aussetzen  würde:  es  müßte  denn  vertragsmäßig  eine 
Zusage  dieserbalb  gegeben  sein.  Und  wenn  neutrale  Privatpersonen  sich  an 
Kriegsanleihen  dar  Belligerenten  beteiligen,  oder  in  deren  Dteoste  treten, 
wird  dies  ihnen  überhaupt  nicht  ate  unneutral  angerechnet 

Im  übrigen  dauern  für  die  neutrale  Regierung  die  Verpflichtungen 
des   Friedenszustandes   gegen  jeden    der   beiden    streitenden  Teile   fort.  »y»'«»- 
Nur  treten  sie,  sofern  sie  durch  die  Kriegführung  betroffen  werden,  ver- 
möge der  Neutralität  unter  das  Gesetz  der  Unparteilichkeit    £s  wäre 
Neutralitätsbruch  die  Belligerenten  differentiell  zu  behandeln. 

2.  Dasselbe  Prinzip  findet  Anwendung  auf  die  in  der  Neutralitilt  en^ 
haltenen  Rechte.  Jeder  neutrale  Staat  ist  von  den  Belligerenten  nach 
gleichem  Maße  zu  messen. 

Im  einzelnen  hat  die  neutrale  Regierung  für  ihr  Land-  und  Wasser-  nie  Neutralität- 
gebiet  die  Unverletzliclikeit  des  f  riedenszustandes  seitens  beider  Kriegs-  '■«^'»i«. 
Parteien  zu  beanspruchen.  Jede  Beeinträchtigung  ilirer  Rechte  ist  Neu- 
tralitätsverletzung und  berechtigt  sie,  nach  Schwere  des  Falles,  dem  Ver- 
letzer <&e  Neutralität  au&ukfin^gen.  Jede  innerlialb  ihres  Hoheitsbereichs 
geübte  H(»ti]itito  ist  tllegaL  Sie  übertragt  auf  die  lüerbei  si^preidi  geUiebene 
Partei  keine  Rechte.  Im  Seekriege  ist  die  dort  gemachte  Prise  von  dem 
Xehmer  herauszugeben  und  haftet  der  neutrale  Staat  dem  Gegner  dafür, 
daß  die  Herausgabe  erfolge.  Die  neutrale  Regierung  hat  die  Befugnis, 
mit  jeder  der  kriegführenden  Mächte  in  brieflichem  und  telegraphischem 
Depeschenverkehr  zu  stehen,  diplomatische  und  konsularische  Vertreter  zu 
senden  und  zu  empfangen  (Fall  des  britischen  Paketbootes  Trents  8.No* 
vember  1861).  Sie  schützt  ihre  Ai^hörigen  auch  auf  dem  Kriegsschau- 
platz und  auf  dem  Meere  gegen  völketreditswidrige  Maßnahmen  der 
kämpfenden  Land-  und  Seestreitkräfte. 

3.  Aus  der  wirtschaftlichen  Kräftigung,  welche  die  Widerstandslähig-  oarSMMrkahr 
keit  eines  kriegfülirenden  Staates  durch  den  Seeverkehr  mit  neutralen  N««ti»i«t. 
Ländern  gewinnen  kann,  rechtfertigt  sich  die  Befugnis  des  Ciregners,  einen 
solchen  durch  Zwangsmaßregeln  zu  beschränken.  In  welchem  Maße  dies 
zulasMg  sei»  ist  eine  theoretisch  wie  praktisdi  vidi  umstrittene  Frage.  Sie 

hat  eine  große  mehrhundertjährige,  wechselvolle  Gescliichte.  Ohne  Hingehen 
auf  diese  laßt  sich  der  heutige  Rechtszustand  nicht  verstehen. 

VL   Das  Recht  der  Neutralen  zur  See  in  seiner  geschieht- coMuut 
liehen  Entwickelung.    Als  Prinzip  für  die  Abgrenzung  der  Rechte  der 
Belligerenten  &nd  im  späteren  Mittelalter  der  Satz  eine  weit  verbreitete 
Anwendung^  daß  auf  der  See  zwar  alle  Güter  des  Feindesi  niemals  ab«: 
das  neutrale  Eigentum  kriegraischer  Wegnahme  unterliegen.  Er  hat  einen 
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berühmten  Ausdruck  gefunden  in  dem  unter  dem  Namen  des  Ccnisulat  der  See 
bekannten  spanischen  Rechtsbuch  aus  der  zweiten  Hälfte  d^s  14.  Jahr- 
hunderts, welches  in  den  Mittelmeerländera  zu  großem  tmlluü  gelangte. 
Hier  heifit  es  (ed.  Patdeasii«  CoUection  IL,  c  231),  daß  neutrale  Schiffe, 
die  fdndUche  Waren  fOhren^  au%ebracht  werden  können,  aber  nadi  deren 
Entladung  frei  sind  und  der  Sduffer  die  volle  Fracht  bis  zum  Bestimnuitig9> 
hafen  erhält;  desgleichen,  daß  die  neutrale  Ware,  die  sich  auf  dem  feinde 
liehen,  also  eine  gute  Prise  bildenden  Schiffe  befindet,  an  die  Eigentümer, 
unter  deren  Veqjliichtung  zur  i'rachtzalilung  herauszugeben  ist.  Ein 
Unterschied  nach  der  Beschaffenheit  der  Ladung  wird  nicht  gemacht  Von 
Blockaden  ist  keine  Rede. 

Danach  galt  also  die  Doppelregel:  Frei  Scbiff,  unfrei  Gut;  tmfrei  Sdiifl^ 
frei  Gut  Sie  emp&hl  sich  durch  ihre  logische  Ein&chheit  Das  Naturrecht 
stimmte  ihr  bei,  und  der  zweite  Satz  ist  heutiges  Volkerrecht.  Ursprünglich 
freilich  setzte  sie,  einer  Staatenwelt  angehörend,  in  welcher  ein  gewisses 
maritimes  Gleichgewicht  bestand,  einen  sehr  primitiven  Handelsbetrieb 
voraus.  Als  im  16.  Jahrhundert  der  Welthandel  zum  Seehandel  wurde 
und  an  die  Stelle  des  Eigeuhaadels  der  Kommissions-  und  Speditionshandel 
trat,  erwies  sie  sich  als  ein  unzureichender  Schutz  fOr  die  neutrale  Fracht^ 
fahrt;  und  vollends  seemachtigen  Staaten  ^schien  sie  fOr  ihre  Kri^ffuhrung 
als  unzureichend.  Eine  allgemeine  völkerrechtliche  Aneikennung  hat  sie 
nie  erhalten.  Nur  die  Engländer  haben  an  der  Maxime,  das  feindliche 
Gut  überall  zu  nehmen,  wo  es  sich  finde,  also  auch  von  neutralem  Bord, 
unter  Berufung  auf  das  Qtnsulat,  bis  auf  die  Neuzeit  im  Prinzip  stets 
festgehalten. 

oafctiGM,        Dagegen  in  den  nordlichen  Meeren  war  es  die  Hansa  der  deutschen 
wfniscMft  Stallte,  die  im  Mittelalter  eine  GroBmachtstellung  einnahm,  waren  es  ihre 
Erben,  die  skandinavischen  Reiche,  welche,  sobidd  sie  kriegführende  Teile 

waren,  zuungunsten  der  Neutralen  Schiff  und  Ladung  miteinander  zu 
verknüpfen  pflegten.  Und  übereinstimmend  stellten  die  französischen 
Secrechtsordonnanzen  (1543,  1584  und  am  krassesten  die  Ordonnance  de 
la  marine  von  1681,  III  9  a.  7)  immer  wieder  die  dem  Consulat  entgegen- 
gesetzte Doppclregel  auf,  daB  feindliches  Gut  auf  einem  neutralen  Sdiiffe 
mit  der  übrigen  Ladung  auch  das  Schiff  selbst  konfiskabel  madie;  und 
daß  die  neutrale  Ladung  auf  dem  feindlichen  Sduffe  mit  diesem  selbst 
verfallen  sei.  Dem  Vorgange  folgte  das  bourbnnisrh  p-rwofdene  Spanien. 
Hiernach  ist  das  Schiff  entweder  im  ganzen  frei  oder  im  ganzen  verfallen: 
Unfrei  Gut,  unfrei  Schiff;  unfrei  Schiff,  unfrei  Gut.  La  robe  (Tennemi 
conjisque  edle  dami.  Seehandel  für  feindliche  Rechnung  ist  unerlaubt. 
Fein<Üiche  Schiffe  dürfen  überhaupt  keinen  Seehandel  treiben  und  feind* 
liches  Grat  daxf,  auch  in  Kabotage  nicht,  verfrachtet  werden. 
Frei  Schiff ,  Indessen  durch  konv^tioneUes  Recht  setzte  Frankreich  dieses  harte 
fraiGnt.  KricgSTecht  iu  Weitem  Um&ngc  außer  Kraft.  Als  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts  das  englische  Volk  nach  kurzem  entscheidenden 
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Kanäle  die  politische  und  wiitsdiafUiche  Weltslellung  der  HoUinder 
gebrochen,  als  es  durch  seine  Navigationsakte  imd  durch  die  Schöpfung 
einer  stehenden  Krieg  flttc  den  Grund  für  seine  Meeresheiiscfaaft  gelegt 
hatte,  in  der  es  nur  noch  Frankreich  als  Rivalen  fand,  war  c5>  das  plan- 
mäßig'e  Bestreben  der  in  die  zweite  Reihe  zurückgedrängien  Seestaaten, 
ihrer  umfangreich  und  gewinnbringend  gewordenen  Frachtfahrt  die  mög- 
licliste  Sicherheit  im  Seekriege  zu  erwirken.  Sie  verschafften  sich  die- 
selbe durch  den  AbscUnft  von  Vertragen,  weldie  rez^^nrok  fOr  den  Fall, 
daB  der  ebie  der  Kontrahenten  in  Kriegszustand  trete,  dem  anderen  ^e 
B^i^^nis  stipuUerten,  auch  feindliche  Ware  zu  verschiffen.  Damit  erlangte 
zum  erstenmal  die  Freiheit  der  neutralen  Flagge,  das  Palladiuni  des 
heutigen  Seerechts,  einen  freilich  nur  schwachen  und  schwankenden  Boden. 
Sie  war  lediglich  partikular  zersplittertes,  vertragsmäßiges,  also  der  Kün- 
digung unterworfenes  imd  als  Preis  für  Gegenleistungen  gedachtes  Recht 
Immerhin  ging  in  eine  große  Zahl  der  von  Frankreidi  und  selbst  von 
England,  und  der  nach  diesem  Vorgang  auch  von  anderen  Mächten  ge- 
schlossenen Handelstraktate,  zumal  in  lüe  zu  Utrecht  am  11.  April  17 13  auf- 
gerichteten, die  Klausel  über,  ///  nm'rs  liherac  libcrlalem  quoque  mcrcibu'; 
vindicent.  Also:  Frei  Schiff,  frei  Gut;  le  pavillon  couvre  la  marchandise; 
womit  dann  freilich,  sei  es  ausdrücklich,  sei  es  stillschweigend  regelmäßig 
die  zweite  Regel  verbunden  wurde:  Unfrei  Schiff,  imfrei  Gut  Nicht  das 
Eigentum  an  dem  Frachtgut,,  sondern  die  Nationalität  des  Schiffes  sollte 
über  sein  Schicksal  und  das  der  Ladung  entscheiden. 

Aber  wie  eng  oder  wie  wmt  in  diesem  Wirrsal  entgegengesetzter 
Systeme  und  ihrer  Kombinationen  das  Recht  neutraler  Schiffahrt  auch 
bemessen  war:  einen  T'unkt  gab  es,  in  dem  sie  zusammentrafen.  Jenes  Di«  Krkj»- 
Recht  konnte  niemals  zugunsten  eines  als  Unterstützung  des  Kriegsfeindes 
sich  qualifizierenden  Transportes  angerufen  werden.  Ein  solcher  galt,  wie 
die  aus  der  itaHenisdien  Reditsprache  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  den 
allgemeinen  Gebrauch  übernommene  Terminologie  lautete^  als  Konterbande. 
Er  verfiel  mit  dem  Schiffe  selbst,  das  sich  tatsächU^  zu  einem  feindlichen 
gemacht  hatte,  der  Wegnahme  durch  die  in  ihrefti  Kriegsrecht  geschädigte 
Partei.  Der  Satz  wurde  als  jus  gentium  commune  anerkannt,  auf  ratio 
und  usus  zurückgeführt  Und  zwar  dachte  man  bei  dem  dehnbaren  Aus- 
druck zunächst  nur  an  Waffen  und  Kriegsgerät.  Immerhin  nahmen  die 
Kriegföhrenden  in  jedem  Kriegsfall  die  Befugnis  in  Anspruch,  selbständig 
durch  ihre  Edikte  die  Linie  zu  ziehen,  jenseits  deren  neutrale  Waren  frei 
passieren  konnten.  Die  Distinktionen,  welche  die  naturrechtliche  Theorie 
zu  ziehen  begann,  wurden  kaum  beachtet,  so  daß  der  Umfang  dessen, 
was  als  Konterbande  zu  gelten  hätte,  pro  ratione  belli  wechselte.  Aber 
auch  in  diesem  Punkte  gelaug  es  den  Verträgen  der  merkantilistischen 
Periode  gegen  aHzuweite  Ausdehnung  des  Begriffes  Vorsorge  zu  treffen. 
Sie  schlugen  das  Verfohren  ein,  dessen  mögliche  Erstreckung  auf  blofi 
mittelbare  Kriegsbedüifiuase  durch  spezialisierende  Au&ählung  der  ein 
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für  allemal  unter  das  Verbot  fallenden  Artikel  zu  verhüten.  Die  Listen 
fielen  freilich  verschieden  aus.  Indessen  hat  dann  nach  dem  Vorbilde  des 
spamsch-oiederlaDdischen  Marinevertrages  vom  17.  Dezember  1650  eine  große 
Anzahl  von  Traktaten,  in  deren  lüittelpunkt  alsbald  die  erwähnten  Utrwhter 
Verträge  traten,  in  wesentlicher  Ohereinsttmmnng  die  Grenze  dahin  fesu 
gestellt,  daß  nur  Waifen,  Kriegsmuntdon  aller  Art  und  Pferde  Konter- 
bande sein  sollten,  alle  anderen  Waren  aber,  insbesondere  Lebensmittel, 
Schiffsbaumaterialien  und  Gold  unbehelligt  in  kriegführende  Länder  ein- 
geführt werden  dürften.  Und  auch  auf  die  Formen  des  gey;en  konterban- 
dierende  Schiffe  einzuschlagenden  Verfahrens,  sowie  auf  die  zu  verhängenden 
Rechtsnaditdle  erstreckten  sich  mildemd  und  beschrankMid  die  8tereot>^en 
Vertragsklausdn. 

si»  Bleibe.        Noch  in  einem  dritten  Punkte  suchten  die  Verträge  aus  der  Zeit 
Ludwigs  XIV.  die  neutrale  Frachtfahrt  zu  sichern.    Erschien  es  nämlich 
wider  das  Recht  der  Natur  ad  hcUum  necessaria  hvstibiix  adininistrare,  so 
war  es  nicht  minder  ein  EingrilF  in  das  Recht  der  Kriegführenden,  einen 
belagerten  Seeplatz  durch  Zufuhr  auch  der  nicht  unter  das  Konterbaude- 
vorbot  feilenden  Gegenstände  zu  unterstützen;  also,  wie  der  aus  der  franzö- 
sischen Sprache  stanunende  Ausdruck  lautete,  dne  Blockade  zu  durdi^ 
brechen.    Gregen  den  Mißbrauch  nun,  eine  Küstenstrecke  für  blockiert  zu 
erklären,  ohne  sie  einzuschließen,  richtete  sich  die  Vertragsklausel,  daß 
mercimonia  ad  loca  initnicn  geführt  werden  dürften,  exceptis  duntaxat  oppidis 
locisgue  iunc  temporis  ohstdtonc  cinclis ,  circnmsepHs  ve!  investitis.  Hier- 
nach sollte  es  unzulässig  sein,  ganze  Länder  durcli  bloße  Kreuzerschitie 
in  Blockadezustand  zu  versetzen,  und  die  noch  im  honändisch-^panischen 
Unabhäng^rkeitdcrieg  schwer  empfundene  Möglichkeit,  den  Neutralen  den 
Handel  mit  dem  Kriegsfeinde  ganz  zu  untersagen,  ausgeschlossen  werden. 
Die  Blockade  wurde  zur  Rechtsform  für  die  Verkehrssperre  zur  See. 
JiMbrMKbe        So  schien  bereits  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  durch  die  Prinzipien 
^^^^^^^  der  Utrechter  Vertrac-e  der  Boden  für  die  Bildung  eines  gemeingültigen  See- 
kriegsrechtes,  einem  neuen  Rechtibewußtseiu  entsprechend,  bereitet  zu  sein. 
DaS  es  dazu  nicht  kam,  daß  die  alte  Anarchie  fortdauerte^  hat  das  maritime 
Übergewicht  des  britischen  Weltreiches  verschuldet  In  den  groAen  Kriegen 
des  18.  Jahrhunderts,  aus  welchen  das  heutige  Staaten^ivtem  hervorgegangen 
ist,  setzten  die  Engländer  mit  eiserner  Konsequenz,  in  steigender  Schroffheit 
den  Neuerungen  des  V(  rtragsrechts  das  „alte"  Seerecht  entgegen,  das  des 
Consulats.    Allen  Staaten  gegenüber  sollle  es  in  Geltimg  stehen,  die  sie 
nicht  konveniionsmäßig  „priviiegiiert«  hätten.    Es  war  der  sprechende 
Ausdruck  fBr  die  erUu^rte  Seeherrschaft.  Und  noch  mehr  als  das  System 
sd,bst  wurde  dessen  AusfOhrung,  wurde  ihre  Konterbande-  und  Blockade- 
praxis und  vor  aUem  die  Oiganisation  ihres  Kaperwesens  zu  einer  wahren 
Geißel  des  neutralen  Seehandels.  Selbst  den  Satz:  Frei  Schiff,  unfrei  Gut, 
erklärten  sie  für  unanwendbar,  wenn  der  neutralen  Handelsmarine  erst  im 
Kriege  vom  Feinde  der  zu  Friedeoszeiten  seiner  eigenen  Reederei  vor- 
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behaltenen  Küsten-  und  Kolonial  verkehr  eingeräumt  werde.  Vielmehr 
seien  die  einen  „neuen  Handel"  treibenden  Schiffe  als  der  Marine  des 
Feindes  inkorporiert  zu  behandehi,  demnach  gute  Prisen  (Kule  of  the  war 
of  1756). 

Wahread  des  nordamankaxuaclieia  Freih^tskrieges  (1775 — 1783},  den  Dtotonibit« 
Grofibritaanieii  unter  erstaunlicher  Ent&ltun?  seiner  Machtmittel  last  in 
atten  Weltteilen  führte,  gelang  es  der  Initiative  der  Kaiserin  Katfiarina  IL 

von  Rußland,  zum  erstenmal  die  neutralen  Mächte  zu  einem  gemein- 
samen Vorg'ehen  gfegen  die  unerträgliche  Willkür  der  Krieesparteien  zu 
vereinigen.  Nachdem  das  Progranma  hierfür  in  der  fünf  Punkte  enthaltenden 
russischen  Deklaration  an  die  Höfe  von  London,  Versailles  und  Madrid 
vom  28.  Februar  (a.  St)  1780  verkündet  wordm  var,  trat  zu  dessen  Durch- 
führung die  (erste)  bewafibete  Neutralität  zusammen.  Es  wurde  namUch 
durch  die  beiden  übereinstimmenden  rusnschen  Konventionen  mit  Däne- 
mark vom  0.  JuU  1780  und  mit  Schweden  vom  r.  August  1780  eine  Defensiv- 
allianz der  drei  Mächte  zu  gegenseitigem  Schutze  ihres  neutralen  Handels- 
und Schiffahrtsverkehrs  geschlossen;  zunächst  für  den  obschwebenden  Krieg, 
aber  mit  der  Absicht,  die  darin  niedergelegten  Rechtssätze,  puisis  dans  le 
Code  primm/  des  peupleSf  zu  universeller  Annahme  zu  bringen.  In  diesen 
Dreibund  wurden  dann  in  den  Jahren  1781 — 1783  noch  fünf  weitere  Mächte, 
nämlich  die  Niederlande,  obwohl  alsbald  kriegführende  Partei  geworden 
Preußen,  Österreich,  Portugal,  Sizilien  teils  mit  Akzessionsverträgen,  teils 
durch  Adhäsion  aufgenonmien.  Die  verabredeten  Schutzmaüregeln  bezogen 
sich  auf  das  Recht  freier  Schiffahrt  nach  den  Häfen  und  Kolonien  der 
kriegführenden  Mächte;  auf  das  Recht,  feindliche  Waren  zu  befördern, 
mit  Ausnahme  von  Konterbande;  auf  die  Beschränkung  der  Konterbande 
je  nach  Mafigabe  der  speziellen,  wenn  auch  unter  sich  diahannonierenden 
Verträge  mit  jedem  der  beiden  im  ICriege  befangenen  Staaten ;  endlich 
auf  die  Effektivität  der  Blockaden.  Nur  bei  Anwendung  dieser  Regeln  sei 
eine  gemachte  Prise  als  rechtmäßig  anzuerkennen.  Dagegen  über  die 
Verfrachtung  neutraler  Güter  auf  Schiffen  der  Beliigerenten  schwiegen 
Deklaration  und  Verträge. 

£s  war  der  erste,  großartig  in  Szene  gesetzte  Anlauf  auf  dar  im 
19.  Jahrhundert  erfolgr^ch  beschrittenen  Bahn,  das  Völkerrecht  durch  ver- 
tragsmäßige Rechtssetzung  fortzubilden.  Als  das  Programm  eines  neuen 
Rechtszustandes  hat  das  System  der  bewaffneten  Neutralität  eine  bleibende 
Bedeutung  gewonnen,  auch  die  Gegenwart  ist  nicht  darüber  hinausgekonnuen. 
Freilich  zunächst  hatte  der  tatsäciüich  gegen  England  gemünzte  Vorstoß, 
ausgehend  von  Seemächten  zweiten  Ranges  und  von  Ghroßmächten  ohne 
Kriegsmarine,  das  internationale  Seerecht  in  neue  Wege  zu  lenken»  nur 
einen  ganz  voriibefgehenden  Erfolg.  In  die  Friedensschlüsse  von  1783 
wurden  die  vereinbarten  Sätze  nicht  aufgenommen.  Auch  gegenüber  der 
durch  den  Europäischen  Krieg  mit  dem  republikanischen  Frankreich  er- 
neuten und  vervollständigten  (zweiten)  bewaffneten  ^Neutralität  vom  16.  und 
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1 8.  Dezember  1800  bestand  England  im  Prinzip  auf  dem,  was  es  „sein 
Soerecht"  nannte  und  gab  diesem  eine  maßlose  Erweiterung  durch  die 
Praxis  seines  Visitationsrechts  und  die  Interpretattouskünste  seiner  Prisea« 
geridite.  Mit  stdgender  Gewalttätigkeit,  in  entsetzüchem  Wetteifer,  in 
bis  zur  Raserei  eridtztem  Ingrimm  reiherten  die  Kriegsgegner,  Napoleon 
dundi  das  mittels  der  Dekrete  von  Berlin  (21.  November  1806)  und  von 
Mailand  (17.  Dezember  1807)  proklamierte  Kontinentalsystem,  welches  jeden 
Handelsverkehr  mit  England,  mit  Engländern,  mit  englischen  Waren  unter- 
drückend, auf  ein  Aushungerungssystem  abzielend,  das  Recht  der  Neu- 
tralitac  aus  dem  Völkerrecht  auslöschend,  bis  1Ü14  gedauert  hat 

Die  allgemeine  Pazifikatlon  brachte  keine  Regelung  desSeekriegarachts. 
Aber  zablfeiche  seitdem  geschlossene  Handdbverträge  kamen  auf  die 
Grundaitxe  der  bewaffneten  Neutralität  zurück.  Nur  Großbritannien,  nicht 
geneigt,  sich  im  Seekriege  als  neutrale  Macht  zu  denken,  hielt  sich  fem 
von  Kompromissen  über  Prinzipien,  die  ihm  die  unverrückbare  Basis  seiner 
Weltstellung  bedeu  teten.  Erst  die  gänzlich  veränderte  politische  Lage,  welche 
der  orientalische  Krieg  1854  vorlaud:  die  Entente  der  Westmächte  und 
^e  Gefahr,  die  von  jenseits  des  Ozeans  auftauchte,  veranlafite  auch  die 
englische  R^erung  zu  Konzessionen.  Sie  sand  dauernd  geworden  durch 
itie  Pariser  SeerechtsdeUaration  vom  16.  April  1856,  von  deren  Regel  I 
bereits  oben  die  Rede  war.  Die  Regeln  II — IV,  deren  Inhalt  an  sich  die 
Anerkennung  heutzutage  nirgends  mehr  versagt  wird,  lauten  dahin: 

II.  Le  patHlion  neutre  convre  In  tnarchandisc  cnnemie,  a  F cxccpHon 

la  eoniubaftäe  de  gmrre.  Also  die  Regel  Ii  der  bewaffneten  Neutralitäten 
von  1780  und  t8oo;  die  alte  Klausd  d«r  fraosSsischeii  Vwtriig»  aus  dem 
anden  regime,  aber  ohne  ihr  Komplement 

Auch  fiskalisches  Eigentum  der  Belligerenten  wird  durch  die  neutrale 
Flagge  gedeckt  Von  Verwtrkung  derselben  durch  Kabotage  und  Kolonial* 
handel  kann  keine  Rede  mehr  sein. 

III.  La  tnarcisandisv  juiifrc,  a  Fcxcepfion  de  la  contrebande  de  gucrre 
n'est  pas  saisissabte  sot^s  paviUon  ennemi.  Also  die  alte  Maxime  der  Eng- 
länder. 

IV.  Les  bheus,  pour  Ore  oHtgatoireSt  doiwtU  Hre  effccUfs^  ^est-h-dire 
mtritiienus  par  une  forte  mffUanU  potur  inierdire  riellemeni  faeds  d»  Üäora/ 
de  rennenn.    Zugrunde  liegt  Regel  m  der  bewaflheten  Neutralltiten  von 

'780  und  1800.  Aber  die  präzisen  dort  ausgesprochenen  Voraussetzungen 
für  die  Effektivität  der  Blockade  sind  nicht  übernommen  worden,  da  Eng- 
land widersprach. 

Im  übrigen  hat  die  Seerechtsdeklaration  von  1856  den  vorgefundenen 
Rechtszustand  nicht  geändert  DaA  die  neutrale  Flagge  neutrales  Konter- 
bandegut nicht  sdiütieen  könne,  wird  stUlschweigend  anerkannt  Aber  im 
Gegensatz  zu  den  Vürg;ängen  von  1780  und  1800  fehlt  jeder  Hinweis 
darauf,  was  als  Konterban  Ir-  ?\\  ^rAir-n  habe.  Nach  alledem  bestimmt  sich 
das  heute  geltende  Recht  in  seineu  Hauptpositionen  folgendermaßen. 
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Vn.  Der  neutrale  Seeverkehr  im  gfeltenden  Recht.  i.  Der 
neutralen  Schiffahrt  kann  völkerrechthch  die  Befujj^nis  nicht  >:^enommen 
werden  mit  den  im  Kriegszustand  befindlichen  Ländern  Verkehr  zu  unter- 
halten, also  Guter  und  Reisende  dorthin  imd  voa  dorther  zu  befördero. 
Aber  di^r  Freiheit  sind  Schnuiken  gesetzt  durch  das  Reclit  der  kciegf- 
führenden  Macht,  gegen  unneutrales  Verhalten  eines  die  neutrale  Flagge 
fuhrenden  Schiffes  auf  jedem  Punkte  des  Weltmeeres,  soweit  es  nicht 
neutrales  Küstenmocr  ist,  mit  Gewaltmitteln,  also  krieg'spolizeilich,  vorzu- Da»  VidtMimu> 
gehen.  Vermöge  dieses  Rechtes  sind  die  Füiirer  der  Kriegsschiffe  (oder 
Kaper)  unter  Verantwortlichkeit  gegen  ihre  Regierung  ermächtigt,  an  allen 
betroffenen  neutralen  Privatschiffen,  sofern  solche  nicht  etwa  unter  Convoi 
eines  Kriegsschiffes  fahren,  im  Falle  des  Verdachts  das  Untecsuchungsrecht 
(droit  de  visite  et  recherche)  auszuüben.  Audi  Postschiffe  sind,  bis  jetzt, 
nicht  ausgenommen;  nur  daß  die  von  ihnen  geführten  Brieiposten  als 
immun  zu  g"elten  haben,  Weltpo.stvereinsvertrag  4.  15.  Das  Untcrsuchungs- 
recht  schließt  die  Befugnis  ein,  das  Schiff  anzuhalten;  durch  ein  an  Bord 
gesandtes  Visitationskomraando  eine  Prüfung  der  Schiffs-,  Reise-  imd 
Ladungspapiere  behufs  Feststellung  der  Nationalität  des  Schiffe  und  seiner 
Besatzung,  des  Eigentums  an  der  Ladung  und  seiner  Bescluffenheit,  der 
Reiseroute  und  desBesdmmungahafens  vorzunehm«i.  Es  gewährt  die  weitere, 
eventuelle  Befugnis,  eine  Durchsuchung  der  Schiffsräume  eintreten  zu  lassen. 
Erscheint  hiernach  der  Verd£icht  als  hinreichend  begründet,  so  wird  das  Schiff 
mit  Beschlag  belegt  und  nach  einem  Hafen  des  Xehmestaat'  s  aufgebracht, 
dessen  zuständiges  Prisengericht,  nach  Maßgabe  seines  Landesrechts, 
etwaiger  Staatsverträge,  subsidiär  nach  gemeinem  Völkerrecht  die  Neutralitäts- 
widrigkeit und  ihre  Folgen  festzustellen  hat  Im  Falle  der  Kondeninierung 
findet  eine  Bestrafung  des  Schiffers  nicht  stat^  sofern  nicht  etwa  Konkurrenz 
mit  Kriegsverrat  oder  Spionage  vorliegt  Die  Mannschaft  kann  nicht 
kriegsgefangftn  gemacht  werden.  Der  prisengerichtliche  Prozeß  weist 
mancherlei,  durch  die  anderweitige  Sachlage  gerechtfertigte  Abweichungen 
von  dem  Reklameverfahren  auf,  wie  es  bei  Aburteilung  feindlicher  (iüter 
eingeschl^en  wird.  Die  Visitation  ist  mit  tunlichster  Rücksicht,  ohne  un- 
nötige Belästigung  vorzunehmen  und  ohne  Zeitverlust  zu  beendigen. 
Widerstand  gegen  sie  berechtigt  zu  sofortiger  Aufbringung.  Fme  Zer- 
störung der  Prise  wäre  nur  im  Notstand  entschuldigt  War  die  Beschlag- 
nahme tatsächlich  nicht  gerechtfertigt,  so  liegt,  auch  trotz  eines  ergangenen 
Prisenurteils,  eine  Xeutralitätsverletzung  vor.  Der  Nehmestaat  hat  Schiff 
und  Ladung  freizugeben  und  haftet  den  Schiffs-  und  Ladungsinteresseatea 
nach  den  Grundsätzen  über  völkexrechtlichen  Schadenersatz.  Sachlich  sind 
die  Schranken,  die  dem  neutralen  Verkehr  zur  See  gezogen  sind,  fest  be- 
stimmt Jensdts  derselben  ist  der  Seehandel  legitim.  Jedes  Hinübergreifen 
über  sie  durch  einen  Belligerenten  ist  eine  Neutralitatsverletzung. 

2.  An  erster  Stelle  steht  das  Verbot  eines  Transportes,  der  dem  krieg-  Oot  TVampon» 
tiihrenden  Staate  in  treiwillig  übernommenem  Auftrag,  oder  in  der  erkenn-  ''"^ 
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baren  Absicht  ihm  bei  der  Krieg^hrungf  zu  dienen  g-eleistet  wird.  Ent- 
scheidend also  ist  das  Wissen  oder  schuldhafte  Wissen  des  Schiffers  oder 
des  Reeders.  Ein  Schiff,  das  sich  des  Traosportdienstes  für  den  Feind, 
schuldig  macht,  tt^Sbt  nicht  bloA  Koniiterfoafidäiaikdel,  sondern  gemStat 
Kriegshilfe.  Damit  hat  es  den  neutralen  Charakter  bleibend,  also  auch 
nach  beendeter  Reise  verwirkt.  Es  Ist  der  Einziehung  unterworfSen.  Finden 
sich  etwa  neutrale  Güter  an  Bord,  so  sind  diese  frei.  Die  unter  das  Ver- 
bot fallenden  Akte  sind  zahlreich:  Transport  von  Truppenteilen,  von  Offi- 
zieren, Staatsmännern;  sie  werden  kriegsgetanjyen.  Nächstdem  Zuführung 
von  Schiffen,  die  nachweislich  für  den  Kriegsdienst,  oder  für  Transporte 
von  liGfitSr-  nnd  Marinebedürfiiissen  ausgerüstet  sind;  Obenoüt^uag  von 
brieflichen  oder  telegraphischen  Kriegsdepeschen,  funkentelegraphisdie 
MittdluQgen,  die  militärischen  Operatk>nen  dienen;  Veriireitung  von  kriegs- 
eriieblichen  Nachrichten  in  der  Zone  der  Feindseligkeiten;  der  Lotsendienst, 
abgesehen  von  der  Seenot;  der  Spionendienst. 
Die  Krieg»-  3.  Als  neutralitätswidrig  ist  verboten  die  beim  Betriebe  des  Seehandels 
■  erfolgende  Betorderuug  von  Kriegsmitteln  an  den  feindlichen  Staat,  mag 
er  Seekrieg  oder  Landkrieg  führen.  Eine  solche  bildet  den  Tatbestand 
der  Kriegskonterbande.  Begrifflich  liandelt  es  sich  hiexbei  um  die  I^tdung 
des  Schiffes.  Personen  sind  kein  Konterbandeartikel,  und  Rjeisende  können 
nicht  von  neutralem  Bord  geholt  und  kriegagefangfen  gemacht  werden. 
Vollendet  ist  der  Akt  des  Konterbandierens  durch  den  Transport  der 
Ware;  gfleichviel  ob  Bestimmungsort  ein  feindlicher  Hafen  oder  ein  Punkt 
auf  dem  Meere  ist;  ob  die  feindliche  Partei  unmittelbar  oder  mittelbar 
(nach  Umladung,  auf  dem  Landwege)  in  deren  Besitz  gesetzt  werden  solL 
Die  ostensible  Konsignation  des  Grates  nach  einem  neutralen,  also  unver- 
fänglichen fibfen  reicht  nicht  lun,  um  einen  Verdacht,  daß  der  Tttauport 
seinem  Endzwecke  nach  für  den  Feind  bestimmt  sei,  zu  entkräften  (Fall 
des  niederländischen  Dampfers  Doehvijk,  S.August  1806).  Insoweit  wird 
man  sagen  dürien,  daß  das  Konterbanderecht  die  zusammengesetzte  Reise 
als  einheitliche  behandelt  (continuous  voyage).  Die  Betretung  des  konter- 
bandierendcn  Schiffes  hat  die  Einriehtmg  der  Ware  zur  Folge.  Das  Schiff 
und  die  sonstige  Ladimg  mit  Einschluß  der  zur  Schil^usrüstung  gehörenden 
Vorräte  und  Gegenstände  sind  frei;  es  sei  denn,  daß  die  ganze  Ladung 
in  Konterbande  bestehe,  oder  daß  der  Sdiiffer  oder  der  Reeder  in  mala 
fide  war.  Dann  verfallt  das  Schiff,  denn  es  hat  Kriegshilfe  geleistet 
Aber  mit  der  Vollendung  der  Fahrt  oder  mit  Löschung  der  Waren  ist  ihre 
Konterbandeotgenschatt  konsumiert.  liei  freiwilliger  Herausgabe  der  be- 
anstandeten Artikel  pflegt  dem  Schiff  die  Beschlagnahme  und  Aufbringung 
erlassen  zu  werden. 

Die  Uzxtptfraige  aber:  wie  weit  darf  der  Kriegführende  nach  gemeinem 
Völkerrecht  in  derQualifizierung  neutraler  Frachtgüter  als  Konterbande  gehen, 
ist  einer  der  heute  meistverhandelten  Punkte  des  internationalen  Rechts- 
lebens. Ein  anerkanntes  Gewohnheitsrecht  hat  sich  seit  den  Stürmen,  die 
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vor  hundert  Jahren  über  den  Rechtszustand,  wie  oben  g-eschildcrt,  hin- 
ophraust  'sind,  noch  nicht  gebildet.  Vertragsmäßige  Listen  vou  Konter- 
bandeartikein  nach  Art  der  älteren  Traktate  sind  ziemlich  auBer  Übung 
gekommeiL  Selbst,  soweit  soldie  Beredungeii  noch  in  Geltung  stehen, 
bissen  sie  mdi  bei  ihrer  Vereinzelung  und  Diskrepanz  kaum  als  SSeugniase 
eines  allgemeinen  K  echtsbewufitseins  deuten.  Auch  die  im  einzelnen  von- 
einander abweichenden  und  nach  der  besonderen  Krieg-.slag^e  wechselnden 
Verordnungen,  welche  Belligerenten  bei  Ausbruch,  oder  im  Verlaufe  der 
Feindseligkeiten  zu  erlassen  pflegen,  nicht  minder  die  Proklamationen, 
durch  welche  neutrale  Regierungen  ihren  Angehörigen  ein  Verbot  un- 
neutralen Verhaltens  einschärfen,  können  doch  nur  in  engen  Gnmiea  als 
maßgebender  Ausdruck  dessen  was  Rechtens  ist  im  Seetknegef  verwertet 
werden,  Wissenschaft  ist  zwar  von  jeher  bemüht  gewesen,  durch 

Schaffung  von  Kategorien  juristische  Anhaltepunkte  zu  ermitteln.  Aber 
die  von  ihr  aufgestellten  Gradationen  in  Abstufung  der  Konterbandequalität 
(absolute,  relativt".  bloß  akzidentelle  Konterbande)  lassen  feste  und  all- 
gemein anerkumite  Kriterien  zu  sehr  vermissen,  als  daß  sie  einen  be- 
stimmenden EinfluB  auf  die  volkerrechtliche  Praxis  hätten  üben  können. 
Diese  neht  sich,  heute  mehr  wie  je,  auf  allgemeine  Rechtsgrundsatse 
angewiesen. 

Nach  Maßgabe  derselben  kann  es  nun  nicht  zweifelhaft  sein,  daß 
unter  allen  Umstanden  als  Konterbande  diejenigen  Güter  in  Betracht 
kommen,  die  für  den  Kriegsgebrauch  ohne  weiteres  verwendbar  sind,  also 
Kriegswaffen  aller  Art  nebst  Munition,  sowie  alle  Ausrüstimgsgegenstände 
für  Landheer  und  Marine.  Ihnen  ist  der  Konterbandecharakter  an  der 
Stime  geschrieben  und  es  ist  unerheblich,  ob  der  feindliche  Empfangs 
eine  B^örde  oder  eine  Privatperson  ist  Nicht  anders  steht  es  mit 
Materialien  und  Maschinen  für  Herrichtung  solcher  Gegenstände. 

Die  juristische  Konsequenz  fordert  nun  aber,  daß  auch  solche  Waren, 
die  an  sich  zu  militärischer  Ausstattung  nicht  gehören,  von  denen  aber 
der  Kriegfuhrende  im  konkreten  Falle  die  nach  Lage  der  Dinge  begründete 
Annahme  hegt,  dafi  sie,  oft  widitiger  als  Geschütze  und  Panzerplatten, 
für  den  Dienst  der  feindlidien  Armeen,  Flotten,  Stationen,  Stützpunkte 
bestimmt  sind:  Pferde,  Heizmaterialien,  Lebensmittel,  Furage,  Schiffsbau- 
materialien, Maschinen,  der  Einziehung  unterworfen  werden  dürfen.  vSolche 
bilden  bedingte  Konterbande  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Engländer. 
Auch  hierüber  herrscht  im  allgemeinen  Einverständnis.  Aber  freilich  hier 
beginnt  die  Schwierigkeit  Denn  es  fragt  sich,  ob  auch,  wenn  ein  Grund 
für  jene  Annahme  nicht  substaadert  werden  kann,  eine  Einsiehung  der- 
aitigin'  Artikel  als  Konterbandegut  unter  dem  Gesidit^unkt  erfolgen  daxf, 
daß  hinsichtlich  derselben  eine  Verwendung  für  militärische  Zwecke  an 
sich  möglich,  und  daß,  um  Kollusionen  zu  vermeiden,  die  Beschlagnahme 
erforderlich  sei;  oder  unter  dem  weitergehenden,  daß  bei  Gestattung  freier 
Zufuhr  die  Widerstandskraft  der  feindlichen  Nation  gestärkt  werden  würde. 
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Die  Frage  lautet  also,  ob  der  Transport  von  res  anlicipiHs  usus  nach 
feindlichen  Hafen  überhaupt  und  generell,  etlso  abgesehen  von  dem  Ver- 
wendviigszweck  reclitinäffiig  unter  dM  Konterbandeverbot  gebradit  werdea 
darf  7  Hi«r  aber  Idafft  ein  prinzipieller,  tte%reifender  Gegensatz.  Das 

Interesse  der  Kriegfuhrenden  macht  geltend,  daß  der  Krieg  sich  nicht 

geg"en  die  feindliche  Streitmacht,  sondern  g^eg-en  das  Land  und  alle  seine 
Hiüsquelleu  richte  und  daß  es  den  Neutralen  nicht  zustehe,  ihn  unter 
Berufung  auf  Handelsfreiheit  in  die  Länge  zu  ziehen.  Das  Neutralitäts- 
interesse weist  darauf  hin,  daß  ein  so  flüssiges  Konterbanderecht  nicht 
allein  eine  Umgehung-  der  Blockade  bedeute,  sondern  dafi  es  die  Sicherheit 
des  Seeverkehrs  prdngebe.  An  zweierlei  Warengattungen  ist  in  den  See- 
kriegen der  letzten  Jahrzehnte  die  Frag^e  aktuell  gewesen.  Dem  nach- 
drücklichen Protest  der  englischen  Regierung  gelang"  es,  von  Frankreich 
(1885)  und  von  Rußland  (1904)  das  Zugeständnis  zu  erwirken,  daß  Lebens- 
mittel (Reis)  nur  als  bedingte  Konterbande  gelten  würden.  In  bezug  auf 
Kohlen  hat  Rußland  auf  seinem  entgegengesetzten  Standpunkt  beharrt 
(30.  S^tember  1904,  Staatsarchiv  72,  S.  46,  50),  beide  unter  Berufün^ 
auf  das  bestehende  Recht 

Daß  ein  derartiger  Rechtszustand,  der  effektiv  in  dieser  Frage  alles 
auf  den  Machtpunkt  stellt,  der  Rechtsidee  nicht  entspricht,  daß  er  von 
bedrohender  Unsicherheit  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  Reform  wird  nur 
im  Wege  des  Kompromisses  zwischen  den  beiden  widerstreitenden  Interessen 
erwartet  werden  können.    Daß  dem  einen  von  ihnen  schlechÜun  das  Über- 

gewidit  über  das  andere  gebfUire,  kann  nicht  zugegeben  werden.  Das 
große  Werk  in  Angriff  zu  ndunen  wird  die  Au^abe  einer  weiteren  Haager 

Konferenz  sein.  Die  \  on  der  Theorie  gemachten  Vorsddage  flehen  weit 
auseinander.  Nur  darin  stimmen  sie  überein,  dafi  den  neutralen  Regierungen 
eine  Notifikation  der  von  den  Belligerenten  als  Konterbande  erklärten 
Gegenstände  zu  geben  sei. 
i>)«  BiociMuio.  4.  Will  eine  kriegluhrcnde  Macht  weitergehend  dem  feindlichen  Lande 
jeden  Seeverkehr  abschneiden,  dann  bleibt  ihr  nichts  übrig,  als  seine 
Häfen,  oder  die  Fluflmündungen  und  Buchten,  Küstenstridie  und  ganze 
Küsten  desselben  in  Blockadezustand  zu  versetzen,  d.  h.  vom  Me^  aus 
den  Eingang  und  Ausgang  durch  bewaffnete  Macht  zu  sperren,  soweit 
nicht  etwa  seerechtliche  Sonderrechte  bestehen.  Die  Maßregel,  weit  von 
bloßer  Belagerung  eines  festen  Platzes  sich  abhebend,  ist  das  gewaltigste 
Kriegsmittel  im  Seekriege;  freilich  nur  für  den  Starken  verwendbar, 
aber  trotz  ihrer  militärischen  Pasnvitat  von  verheerender  Wiikung,  da  sie 
nicht  allein  den  Handel  der  Neutralen  gänzlich  unterbindet,  sondern  das 
Wirtschaftsleben  des  Feindes  in  seinem  Marke  zu  treffen  vermag. 

Die  Veilübgung  einer  Blockade  verlangt  Notifikation  an  die  neutralen 
Regierungen,  um  ihnen  die  Möglichkeit  der  Benachrichtigung  ihrer 
iMarinen,  aber  auch  rechtsbegründeter  Protesterhebung,  zu  sichern;  mag 
sie  nun  umnittelbar  im  diplomatischen  Wege  erfolgen,  oder  mag  sie,  falls 
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die  Blockadeerklärung  von  dem  ermächtigten  Befehlshaber  der  Seestreit- 
kräfte ausgeht,  durch  dessen  Eröffnung  an  die  im  Aktionsbereich  befind- 
lichen amtlichen  Autoritäten  auf  dem  Laade  vemittelt  werden.  Die  Noti- 
fikation hat  dm  Zeitpunkt  fSr  den  Eintritt  der  Sperre  deren  geographischen 
Umfing,  auch  die  etwaigen  Fristen»  die  dem  bereits  auf  der  Reise-  befind- 
lichen oder  im  blockierten  Hafen  liegenden  neutralen  Schiffen  bewilligt 
werden  müssen,  zu  enthalten.  In  der  Tat  pflegt  auch  eine  derartige 
generelle  (diplomatische)  Notifikation  den  interessierten  Staaten  erteilt  zu 
werden.  Allerdings  aber  eine  Vorschrift,  daß  für  den  Rechtibestand  der  - 
Maßregel  die  Notifikation  unerläßlich  sei,  daß  also  ohne  dieselbe  ein 
Blodcadezustand  nicht  eintreten  kSnn^  liat  das  internationale  Seerecht  bis 
jetzt  nicht  ausgebildet  Die  Pariser  Seerecfatsdeklaratioa  schweigt  davon. 
Die  Entschiedenheit,  mit  welcher  die  deutsche  Wissenschaft  und  Praxis 
für  die  Notwendigkeit  eintritt  (.Schiedsspruch  des  Königs  von  Preußen  in 
Sachen  betretend  Blockade  der  Küste  von  Portendik,  30.  November  1S43; 
Ptisicnsit  inUrnaitonale  1902,  S.  24),  wird  von  anderen  Mächten  nicht 
geteilt  Die  Frage  bedarf  dringend  der  Lösung  durch  rechtsetzende 
V«einbarung. 

Tatsiclüiche  Voraussetzung  für  die  Wirksamkeit  einer  Blodcade  ist 

ihre  Effektivität.  Damit  wird  gesagt,  daft  die  blockierte  Küstenstrecke 
durch  stationierte  Kriegsschiffe  derartig  gesperrt  sei,  daß  das  Passieren 
der  Blockadelinie  für  das  einlaufende  wie  für  das  auslaufende  Fahrzeug 
mit  augenscheinlicher  Gefahr  verknüpft  sein  würde.  Eine  niclit  eöfektive 
Blockade  bindet  dasselbe  nicht  Genauere  Vorschriften  über  die  Modali- 
täten der  Sperrung,  über  den  Ort  der  Blockadestation,  die  Zahl  der  anf- 
zustellenden  Stationsschiffe  und  die  Art  ihrer  Aufstellung  kennt  das 
allgemeine  Volkeirecht  nicht  Indessen  genügen  die,  allerdings  etwas 
unbestimmt  gehaltenen,  Vorschriften  der  Seerechtsdeklaration  von  1856 
Nr.  IV,  um  die  Illegalität  einer  fiktiven  (sur  papier)  oder  einer  durch 
patrouillierende  Kreuzer  (par  croisiere)  erfolgenden  Blockierung  darzutun. 
Nach  der  Effektivität  der  Blockade  bemißt  sich  Beginn,  Dauer  und 
Bereich  ihrer  Wirksamkeit 

Jedes  Unternehmen  nun,  das  darauf  abzidt,  die  Blockade  körperlich 
zu  durchbrechen,  ist,  sofern  nicht  Lizenzen  gegeben  worden  sind,  oder 
Seenot  vorliegt,  ncutraütätswidrig  und  bildet  den  Tatbestand  des  Blockade- 
bruchs. Das  in  flagranti  genommene  Schiff  unterliegt  der  Einziehung, 
mit  ihm  die  Ladung,  es  sei  denn,  ilaß  der  Ladungsinteressent  den  wider 
seinen  Willen  unternommenen  Durchbruch  im  prisengerichliichen  Verfahren 
zu  erhärten  vermochte.  Anderweitigen  Versuchen,  die  Sperre  zu  umgehen, 
etwa  durch  telegraphssche  Nachrichtenvennittelung  oder  Luftballons,  wird 
mit  Anwendung  unmittelbaren  Zwanges  begegnet. 

Nur  unverschuldete  Unkenntnis   von  dem  Bestehen  einer  Blockade  Spariaib 
schützt  den  Schiffer  vor  dem  Verdacht  des  Blockadebnichs.   Sofern  dem- 
nach  ein  Grund  für  die  Annahme  vorliegt,  daß  dem  sich  nähernden  Schiffe 
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die  Sperre  oder  doron  Aufrechterhaltung"  ohne  sein  Verschulden  nicht 
bekannt  ist,  muß  an  Ort  und  Stelle  ihm  darüber  Mitteilung  gemacht 
werden.  Eine  solche  spezielle  Notiükation,  wie  man  sie  irreführend 
bezeichnet^  bt  kern  ßlockaderequisit^  sond^n  ein  Iffittel,  um  dem  Einwand 
der  Unkenntnb  za  begegnen.  Viel&ch  haben  VertrSge  tmd  landeaiecht- 
liche  Festsetzungen  sie  ganz  allgemein  und  in  jedem  Falle  für  obligat 
eridärt,  auch  bestimmte  Formen  vorg-eschrieben. 

Die  bloße  Destination  des  Schiffes  nach  einem  blockierten  Platze,  oder 
gar  die  bloß  eventuelle  Absicht  ihn  auzulaufen  konstituiert  keinen  Blockade- 
bruch.  Die  Neutralitätswidrigkeit  ist  an  die  Örtlichkeit  gebunden.  Für 
das  Blockaderecht  gibt  es  kein  €onHf$mus  voyage.  Die  «igüsdi-amerika- 
ntsche  Praxis  will  indessen  diesen  dodi  eben  aus  Wort  und  Sinn  der 
Seerechtsdeklaration  von  1856  sich  ergebenden  Satz  nicht  gelten  lassen 
(Fall  des  britischen  SchifFes  Springbok,  3.  Februar  1863).  Mit  dem 
vollendeten  Durchbruch  wird  das  Schiff  frei* 

VUL  Die  Beendigung  des  Kriegszustandes.  Auch  ohne  daß 
formelle  Erklärungen  gewechselt  werden,  können  die  kriegführenden 
Staaten  sich  tatsächlich  auf  Friedensfiiß  setzen,  indem  sie  die  Feinds^g- 
keiten  allseitig  einstellen  und  auf  Grundlage  des  uH  possideüs  zu  fried- 
lichem Verkehr  zurückkehren.  Der  Krieg  erlischt;  ein  auch  noch  in 
neueren  Zeiten  begegnender  Vorgang,  wobei  freilich  der  Kriegsgrund 
in  suspenso  bleibt  und  etwaige  Entschädigung55an«5prüche  aus  völker- 
u*)MUaiio.  rechtswidrigen  Kriegsakten  perpetuiert  werden.  Desgleichen  ist  es  möglicli, 
daft  der  Kriegszustand  zur  Vernichtung  der  gegnezisdien  Staatsgewalt 
führt  (debellatio).  An  deren  Stelle  tritt  nach  den  Sätzen  des  Staatsfolge- 
rechts diejenige  der  siegende  Partei  oder  eine  von  ihr  konstituierte. 
Mit  der  förmlichen  Besitznahme  des  Landes  durch  die  neue  Regierung 
verwandelt  sich  die  militärische  Okkupation  in  eine  staatsrechtliche.  Damit 
ist  der  Friedenszustand  tatsächlich  begrüudeL 
ü«  Frtodeat-  Regel  ist  die  Wiederherstellung  von  Frieden  und  Freunüscliatt  durch 
''^^  attsdrüddidie  Wülenseinigung  der  Belligerenten,  sei  es  formlos  durch 
Austausch  von  Deklarationen,  auch  woU  Aufnahme  eines  Protokolls;  sei 
es  durch  Abschluß  eines  Staatsvertrag^  Dies  ist  der  nonnale  FalL  Der 
Friedensschluß  steht  unter  den  allgemeinen  Regeln  des  internationalen 
Vertragsrecht?!,  Von  allen  anderen  Staatsverträgen  aber  hebt  er  sich  ab 
durch  die  ihm  innewohnende  besondere  Unverbrüchlichkeit  Denn  begriflf- 
lich  isx.  er  stets  auf  ewig,  d.  h.  mit  ausgeschlossenem  Kündigungsrecht 
eingegangen.  Ein  Frieden  auf  Zeit  wäre  ein  bloßer  Waffenstillstand.  Und 
zwar  begnügt  entweder  der  Friedensvertrag  sidi  mit  der  Zurückführung 
des  Status  quo  ante  (paix  pure  et  län^le);  oder  er  wird,  wie  x%gtllaBoSS&g 
geschieht,  mit  einer  Reihe  von  Stipulationen  verknüpft,  die  ein  unteilbares 
Ganze  bilden:  Gebietszessionen,  Garantiegewähnmg,  Ersatz  der  Kriegs- 
kosten und  Übernahme  sonstiger  Verbindlichkeiten,  Wiederheratellung  oder 


Digitized  by  G( 


H.  Der  Krieg  und  sein  Recht.   VIII.  Die  Beendigxing  des  Kriegszustandes.  491 

BestätigUDg  firOherer  Verträg«.  Immer  aber  wird  durch  ihn,  soweit  seine 
Bestimmungen  reichen,  ein  neuer  Rechtszustand  zwischen  den  Kontra- 
henten begründet  Er  beseitigt  den  Kriegsgrund,  und  die  Nichterfüllung 
der  darin  gegebenen  Zusagen  ist  nicht  Fhedensbruch,  sondern  Vertrags- 
verletzung. 

Der  gesdilossene  Frieden  macht,  und  zwar  im  Zweifel  mit  der  Unter-  wkkimc 
Zeichnung  der  Urkunde,  jeder  militärischen  Aktion  gegen  den  Gegner, 
sowie  gegen  Neutrale,  ein  Ende.  Später  erfolgende  Schädigungen  ^nd 
zu  vergüten,  mit  Beschlag  belegte  feindliche  oder  neutrale  Güter  heraus- 
zugeben oder  zu  ersetzen.  Die  neueren  Friedensschlüsse  neigen  dazu, 
überhaupt  die  kxafl  des  Seebeuterechts  gemachten  I'riseu,  sofern  sie  noch 
nicht  kond«nniert  sind,  zurückzugeben.  Kriegsgefangene  rind  zu  entlassen, 
HR  30;  sofern  sie  sich  nidit  einer  Straftat  schuldig  gemacht  haben. 

Audi  ohne  ausdrückliche  Klausel  gewährt  der  Friedrasschlufi  gegen-  Auwtt«. 
seitige  Amnestie  in  dem  Sinne,  daß  zivil-  oder  strafrechtliche  Ansprüche 
aus  Handlungen  und  Maßregeln,  die  in  Ausübung  von  Feindseligkeiten 
vorgenommen  worden  sind,  selbst  wenn  sie  nicht  völkerrechtsgemüß 
waren,  gegen  den  feindlichen  Staat  und  seine  Angehörigen  nicht  mehr 
gerichtsanhängig  gemacht  werden  können.  Anqirücfae  aus  Neutralitats- 
verietzungfen  blähen  unberührt 

Dem  Definitivfrieden  pflegen  PrSüminarien,  in  der  Regel  kombimert  FKedeiu- 
mit   allgemeinen  Waffenstillstandsverträgfen,   vorauszugehen.     Sie  sind  ^'**'"'°*^ 
entweder  bloße  pacta  de  contrahendo,  oder  normieren  einen  provisorischen 
Rechtszustand;  oder  auch  bereits  den  detlnitiven,  aber  unter  Vorbehalt 
einer  Ergänzung  und  solennen  Bestätigung. 

Schlufiw  Damit  fOgen  sich  die  Linien  derjenigen  Rechtsordnung, 
die  die  moderne  Welt  als  ihr  Völkerrecht  bereift,  zu  einem  wohl- 
abgerundeten Ganzen  zusammen.   Erwachsen  ist  es  ursprünglich  aus  dem 

Kriegszustande  und  noch  heute  steht  und  fällt  es  mit  dem  Kriege;  und 
der  Gf^dfiTike,  daß  mit  den  Mitteln  und  Bomien,  die  es  gewährt,  die 
Abschaüuug  des  Krieges  im  Wege  Rechtens  durchgeführt  oder  auch  nur 
vori>ereitet  werden,  daß  das  Vollcerredlit  üch  selbst  aus  sdnen  Angeln 
heben  konnte,  ist  nichts  anderes  als  ma  Hirngespinst  Aber  von  dem 
Phänomen  des  Krieges  ausgehend,  hat  das  Völkeirecht  in  zunelunender 
Klärung  und  Entfaltimg  das  Recht  des  Friedenszustandes  erfaßt,  den  es 
als  die  normale  Ordnung  der  Staatenwelt  anerkennt  und  fordert.  Die 
Axiome,  die  es  einstmals  hierbei  zugrunde  legte:  die  Souveränität  des 
Einzelstaats,  die  rechtliche  Biudekraft  des  Staatsvertrags,  die  Freiheit  der 
Neutralität,  waren  einfach  gering  an  Zahl  und  disparat  Erst  der  hinzu- 
tretende Gedanke,  daß  die  Staaten  nicht  isoUert  nebeneinander  bestehen, 
daB  sie  die  GKieder  einer  weltumüusenden  Interessengemeinschaft  bilden, 
hat  aus  jenen  dürftigen  und  zerstreuten  Sätzen  ein  System  entstehen 
lassen,  welches  zu  einem  unübersehbaren  Reichtum  von  Rechtsnormen 
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entwickelt,  fähig  jede  neue  Erscheinung  des  internationalen  Verkehrs  zu 
umspannen,  tief  in  das  innere  Recht  aller  Völker  eingreifend,  die  Rechts- 
wts8«fflscliaft  in  aUea  Urrea  Teilea  befiraditend,  sich  als  den  umfiisseiidsteii 
Ausdruck  der  Kultur  der  Gegenwart  auf  dem  Gebiete  des  Rechtdebens 
betätigt  Wie  wediselnd  audi  die  Wandlungen  sein  mögen,  weldie  die 
Zukunft  unserem  Staatensystem  bringen  wird,  seine  volkerrechtHcheo 
Gnmdlagen  sind  bis  auf  unabsehbare  Zeiten  fest,  unverbrüchlich,  unwandel- 
bar. Es  gilt  auf  ihnen  weiterzubauen.  Ohne  jede  Verbürgung  durch  eine 
politische  Machtorganisation  erscheint  die  einzigartige,  so  ganz  auf  sich 
selbst  gest^te  und  in  sich  selbst  ruhende  Ordnung  des  VoUcenedtts  als 
der  höchste  Triumph,  den  die  Idee  des  Redites  auf  Erden  gefeiert  hat 
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Eine  Wissensrhaft  des  Völkerrechts  Ribt  es  erst  seit  dem  unsterblichen  Buch  de» 
HoUänders  Muco  de  Groot  (iSiiJ— 1645}:  „De  jure  belli  ac  pacis  iibb.  tres"  Parisüs  1635, 
«ddw*  ia  einer  kanm  fibenebbaren  ZaM  von  Ausgaben,  Auszügen,  Auflagen,  KommentBren, 
Obetsebungen  vorliegt.  Grotius,  ein  juristisch  geschultes,  universell  gdiildeies,  staatsmännisch 
erfahrenes  Mitglied  «Ilt  curopilischcn  Gclehrtenrunfl ,  unternahm  es,  aus  seinem  X  aterlandc 
vertrieben,  in  diesem  Hauptwerk  seines  Lebens,  unter  den  Schrecknissen  des  Urciüigjoüngcn 
Krieges,  die  RealitSt  einer  nriflcben  den  Staaten  audi  im  Kri«gsnntand  geltenden  tedit 
liehen  Ordnung  nachzuweisen  und  deren  Inhalt  zu  entwickeln.  Bei  Lösunj-;  rtif-^n  A-,ifgabe 
bat  er  das  Kechtsbewußtsein  seiner  Zeit  zum  ersteiunal  nacl^  der  Zerstörung  der  mittel- 
alteriichen  Weltanst^uung  in  abacUicfiender  Systematik  großartig  zusammengefaSt  Allee 
Recht,  so  lehrt  er,  finde  seinen  letzten  Grund  in  der  Natur  des  Einzelmenschen,  als  eines 
mit  Vernunft  ausgestatteten  geselligen  Weyens.  Vernunftgemäße  Erkenntnis  ergebe  das 
Vorhandensein  rechtlicher  Gebute  und  Verbote,  ohne  die  menschliches  Zusammenleben  nicht 
bestdien  kfinne.  Se  »den  nnabSnderfidt  und  univeisdl,  vor 'allen  poätiven  Ordnoagen 
vorhanden,  für  die  sie  Crundlage,  Maßstab  und  Schranke  bildeten.  Ihr  Inbegriff  stelle  das 
jus  naturae  dar,  welches  teils  durch  logische  Schlüsse  abgeleitet,  teils  aus  der  allgemeinen 
Zustimmung  dednnert  werde.  Dieses  natürliche,  mit  dem  menschltdien  In^viduom  ge* 
gebene  Recht  beherrsche  alle  menschUchen  Beziehungen,  sei  demnach  auch  auf  die  Be- 
ziehungen staatlicher  \'erb;Lnde  anzuwenden.  Daneben  aber  gebe  es  für  die  Staaten  ein 
Recht,  das  seine  Quelle  im  Konsense  alier,  oder  wenigstens  der  kultivierten  Volker  finde, 
demnach  den  CSiarakter  dnea  konstituieTten,  also  abindeilidien  und  wütküriichen  Redites 
trage.    Dieses  sei  das  jus  gentium  im  eigentlichen  Sinne,  ein  Gegensatz  7um  jus  naturale. 

Die  solchergestalt  von  Grotivjs  aus  der  absoluten  Persönlichkeit  des  Einzelindividuums 
hergddteie  Betrründnng  des  Vfflkerrechts,  die  in  der  sdtsam  privabcditlichen  Systematik 
und  Terminologie  dieses  von  ihm  geschaffenen  Wissenskreises  bis  auf  den  heutigen  Tag 
verwirrend  nachklingt,  verschuldete,  daß  die  neue  Lehre  von  der  an  Grotius  anknüpfenden 
Schule  zunächst  nur  aU  angewandtes  Naturrecht,  nämlich  als  das  Recht  der  im  Naturzustand 
miteinander  lebenden  Staaten  begrifien  wurde.  Damit  eihidt  die  Vdlkemchtswiasensdiafit 
einen  ausgeprägt  doktrinären  Charakter.  Das  positive  Element  trat  in  den  Hintergrund. 
Immerbin  wurde  diesem  „natürUchen"  Völkerrecht  methodische  Selbständigkeit  zuteil  durch 
das  Werk  eines  der  Häupter  der  Halleschen  Natuncchtsschule ,  des  Recbtspbilosopben 
Christian  \V:  I  I  r  ,1679—  1754):  „Jus  gentium  methodo  scientifica pertractatum"  1749.  Der 
Ruhm,  dieses  System  popularisiert  und  in  die  große  Welt  eingeführt  zu  haben,  gebührt 
dem  vielgebrauchten  Buche  eines  schweizerischen  Diplomaten  Emeric  de  Vattül 
(1714—1767):  „Le  droit  des  gens  ou  prindpes  de  Ia  loi  natuidle  appliqu^  k  tat  oonduite 
et  aux  affaires  des  nations  et  des  souverains"  1758.  (<d.  par  PRADiKR  FODt^Ri*  I  III  1863. 
Demgegenüber  erwarben  sich  das  Verdienst,  auf  Verträge  und  Herkommen,  als  die  vor- 
ndunsten Quellen  tatsSddidi  gdtnden  VAlkenedits  hingewiesen  m  haben,  der  hol- 
ländische Jurist  C.  VAN  BynKSKSHOBK  (1673— 1743):  „Quacstionum  juris  publici  libb.  duo." 
1737;  der  Franzose  G.  B.  DE  MaBLY  1709— 1785) :  ,,Le  droit  public  de  l'Europe  fondd  sur 
les  trait^s"  1754;  und  vornehmlich  der  ehrwürdige  schwäbische  Staatsgelehrte  Johann 
Jakob  MOSBr  (1701—178$)  dttrch  seine  xahbdchen,  auch  dieser  Rechtsdiswplin  gewidmeten 
Sammelwerke.  Mit  der  Lehre  und  den  Schriften  des  Hamburgers  Georg  Friedrich 
V.  Martens  (1756— 1821),  einer  der  Zierden  der  Göttinger  Hochschule,  hat  sie  im  wesent- 
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liehen  ihre  moderne  destalt  erhalten.  Er  stellte  dem  natürlichen  (universellen!  Völkerrecht 
das  positive  (praktische,  europäische)  in  systematischer  Abrxmduog  zur  Seite.  Ihm  verdanken 
wir  die  noch  giq^enwirtig  endicmemte  Sammlnag  der  Staativertiige,  den  Recnefl  MARTENS, 
eine  über  die  ganze  Welt  verbreitete,  unentbehriiche  und  onerschfipf liehe  Quelle  völker- 
rechtlichen Wissens.  Von  höchstem  ^'erdienst  waren  seine  auf  w-issensrhaftliche  Diplomatie 
gerichteten  Anleitungen.  Das  Lehrbuch:  „Pr^ds  du  droit  des  geus  moderne  de  lEurope" 
1789,  ^d.  par  VmiGA  1864;  deittadt  ab  „Einleitung  in  das  positive  eurapüsdie  Völker- 
recht  "  1796,  hat  seinem  Namen  eine  bleibeade  StellimK  in  der  völkeneehtUdien  Uteratur  aller 
Nationen  verschafit. 

Im  Laufe  des  19.  Jahiliunderts  bat  das  Natunrecbt  auch  für  das  VQIkenecht  aeine 

wissenschaftliche  Autorität  eingebüßt.  Gleiduettig  aber  bat  die  Theorie  des  positiven 
Völkerrecht«!  eine  in  stetem  Fortgänge  befindliche  inhaltliche  Bereicherung  und  Befestigxing 
erhalten,  nicht  allein  durch  die  großartige  Entwickeiung,  die  den  internationalen  bczicbungen 
der  Staaten  seither  mteil  gewoiden  ist,  und  durch  die  dem  ilteren  Vfllkenecht  ganx  unbe- 
kannte Tendenz,  große  zivilisatorische  Interessen  Jurcli  planmriniK^es  Zusammenwirken  in 
die  Kreise  der  auswärtigen  Politik  zu  ziehen,  sondern  vor  allem  durch  die  wachsende  Er- 
kenntnis, daA  erat  mittelst  Au&uchung  dci  aus  dem  Wesen  unserer  Staatengemeinaclrnft, 
ihren  Au%aben  imd  Zielen  sich  ergebenden  allgemeinen  Rechtsprinzipien  den  VoiscfariAetl 
des  überkommenen  internationalen  Rechtes  ein  festerer  Halt,  eine  tiefere  Begründung  und  ein 
wissenschaftlicher  Zusammenhang  zu  gewinnen  und  zu  sichern  sei.  Das  Hauptverdienst, 
diesen  neuen  Weg  gebahnt  su  haben,  erwarb  sidi  abennals  ein  Deutscher,  AüOUST  Wil- 
helm Heffter  (1796— 1880}:  »Das  etiropUsche  Völkerxecbt  der  Gegenwart"  1B44; 
8.  A.   VON  Geffckkn  lüii. 

Die  heutige  Literatur  des  VSÜcenechts  ist  eine  wahre  Weltliteratur,  in  vielsprachigem 
Konzert,  ganze  Spczialliteraturen  abzweigend,  bringt  sie  unter  der  lebhaften  Mitarbeit  aller 
Nationen  den  niltniirhen  Rci  lit-.btofl'  mit  kaum  übersehbarer  Fülle  literarischer  Erscheinungen, 
bei  deren  vergleichender  Würdigung  das  Anklingen  der  nationalen  Saite  einen  besonderen 
Reis  abgibt,  su  einer  im  wesentlichen  gldchartigen  DarsteHung.  Von  den  heute  als  maA- 

gebend  anerkannten  großen  SystL-inen  niü^^cn  als  <  hruakteristisrh  auft,'cführt  werden,  für 
Ivordamerika  H.  Whsaton:  „Elements  of  international  Law"  1^36.  4.  ed.  1904,  nebst  den 
dazu  verfaAten  Kommentaren;  und  Fr.  Wharton:  „  A  Digest  of  international  law  ai  the 
U.  SL"  I— III.  ;.  ed.  1806  für  England  W.  EH  all:  „Treatise  on  international  law" 
5.  ed.  19^^  und  Travers  Twiss:  „The  law  of  natioiis  considered  as  independent  political 
cummunities".  2.  ed.  I  1^84,  II  1895;  für  Frankreich  i'KADI£R-FOD£;R£,  „Trait^  de  droit 
international  public  europtoi  et  americain"  I— VIII,  1885— 1906:  für  Italien  P.  FtOKB: 
,,Trattato  di  diritto  intemazionale  pubbiico."  3.  ed.  I  III,  1887— 1891 ;  für  Spanien  R.  DE  Oli- 
VART;  „Tratado  de  dcrecho  intemacional  püblico."  4.  ed.  I  — IV  1903.  1904;  für  RuSland 
F».  V.  Martens,  „Völkerrecht",  deutsch  von  Bergbohm  I.  II,  1883— 1886;  für  Südamerika 
Ch.  Calvo,  „Lc  droit  international  th^orique  et  pratique'*  4.  €d.  I— VI  1887—1896;  für 
Belgien  E.  Nvs,  ,,Le  droit  internat-unal"  2.  i'd  bcit  rn?^;;  endlich  für  Deutschland  das 
Sammelwerk;  Fr.  v.  Holtzendorff,  „Handbuch  des  Völkerrechts"  I— IV  1885—1889 
mit  Register  1890. 


DIE  ZÜKUNFTSAUFGABEN 


DES  RECHTES  UND  DER  RECHTSWISSENSCHAFT. 

Von 

Rudolf  Stammler. 

Einleitung.    Wenn  wir  fragen,  weldie  Axifgaben  unserer  Rechts* 

Wissenschaft  in  den  nun  kommenden  Tagten  mit  Grund  gesteckt  sind,  so 
setzt  dieses  eine  Verständigung  über  den  Grundgedanken  des  Rechtes 
und  seiner  Betätigung  voraus.  Es  muß  Richtung  und  (jresetz  von  Recht 
und  Rechtswissenschaft  allgemein  feststehen,  um  alsdann  den  be- 
sonderen Zustand  der  Gegenwart  zur  Vergleichung  heranzubringen  imd 
so  das  F^ende  als  Aufgabe  einzusehen.  In  soldiem  Sinne  bedeutet 
die  Frage  der  Zukunftsaufgaben  genau  genommen:  das  wissenschaft- 
liche Problem  der  heutigen  Zeit. 

Wie  überall,  so  besagt  auch  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  die  wissen-  wiM«in«h»ft. 
schaftliche  Behandlung  ein  Streben,  das  auf  einheitliche  Erfassung  '"jj]*^^*'*** 
gerichtet  ist  Es  gibt  eine  unwissenschaftliche  Rechtskunde  gegenüber 
der  Jurisprudenz  als  Wissenschaft  Wenn  Kirchmann  seinerzeit  (1848) 
das  letztere  in  interessanter  Weise  bestritt  und  von  der  Werdodgkeit 
unseres  Faches  als  Wissenschaft  sprach,  so  ließ  er  nach  eigenem  Be- 
kenntnis die  Bestimmung  des  Oberbegriffes  „Wissenschaft"  aus;  er  meinte, 
daß  diese  an  sich  für  seine  Absicht  nötige  Feststelhnig  ihre  großen 
Schwierigkeiten  haben  würde  und  berief  sich  damals  auf  die  beschränkte 
Zeit  seines  Vortrages.  Ab«r  Kirchmann  hat  nach  dem  noch  36  Jahre 
gelebt  und  eine  Definition  jenes  Oberbegriffes  nidit  nachgeholt  Halten 
wir  dem  gegenüber  fest»  daß  Wissenschaft  dn  jedes  Bewußtsein  ist 
das  auf  Einheit  gdit  und  in  der  Umformung  zu  ihr  sich  vollendet,  so 
ist  keineswegs  von  vornherein  einzusehen,  weshalb  der  Tt^hilt  von  recht- 
lichem Wollen  nicht  in  einer  derartigen  Weise  bestimmt  und  gerichtet 
werden  könnte. 

Die  Einheit,  die  hierbei  als  letzte  kennzeichnende  Formel  sich  bietet 
ist  in  unserem  Zusammenhange  naturlich  nur  als  sachliche  Eigenschaft 
bestimmter  ReditsbetraChtung  gemeint  Sie  hat  für  jetzt  nichts  mit  einer 

äußeren  Gemeinsamkeit  in  den  Ansichten  mehrerer  Menschen  zu  tun, 

und  das  Streben  nach  ihr  ist  zuviirdor^t  qualitativ  verschieden  von  dem 
Wunsche  einer  möglichen  Einstinimigkeii  in  dem  Urteile  der  rechtlich 
Unterworfenen.    Darum  ist  die  Frage  nach  den  Zukunftsaufgaben  des 
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»VolkitbB-  Rechtes  keineswegs  mit  der  Forderung  eines  volkstümlichen  Rechtes 
HehMi"  Raebt.  j-p^^^j^  abgetan,  noch  auch  der  Gedanke  einer  wissenschaftlichen  Behandlung 
des  Rechtes  etwa  mit  quantitativ  übereinstimmender  Anschauung  der 
Rechtsunterstelltea  orreicfat  WoU  ist  es  ein  erstrebenswertes  Zid,  das 
Recht  volkstümlich  zu  machen;  allein  dieses  bildet  den  AbacUufi  des 
hier  nötigen  Vorgehens,  und  nicht  dessen  kritisdie  Unterlage.  Wenn 
man  nichts  weiter  weiß,  als  daß  gewisse  Auffasstmgen  über  bestimmte 
Rechtsfragen  „volkstümlich"  sind  und  etwa  der  Mehrheit  der  Volks- 
genossen innewohnen,  so  ist  über  die  innere  wissenschiiftliche  Be- 
rechtigung solcher  Meinimgen  noch  gar  nichts  Bedeutsames  angegeben. 
Zuerst  kommt  es  darauf  an,  dea  Inhalt  eines  Rechtes  objektiv  richtig 
eimcusehen  und  auszugestalten»  und  dam  ist  erst  das  also  sachlich  be- 
gründete und  wissenschaftlich  gerechtfertigte  Recht  möglichst  vielen  in 
gleicher  Art  innerlich  zu  übermitteln. 
Bt|MMiDaiiciic  Nehmen  wir  sonach  die  Aufg;ibe  einer  gegenständlichen  Einheit 
BiDtcftin  Rechte  auf,  so  ist  eine  solche  ebensowohl  im  Inneren  des  rechtlichen 

Gebietes,  wie  in  seinem  Verhältnis  zu  den  sonstigen  Äußerungen  eines 
guten  Wollens  herzustellen.  Das  erste  idnunt  das  Recht  fSr  ddi  und 
wiU  unter  seinem  einheitlichen  Oberbegriffe  und  dessen  Grrundgedanken 
^e  besonderen  AusstraUui^en  von  rechtlidiem  Wollen  nach  gleidi- 
bleibender  Methode  erfassen,  das  zureite  will  dieses  also  umschriebene 
und  beherrschte  Gebiet  in  das  Ganze  menschlicher  Zwecksetzung  harmonisch 
einfügen.  Es  ist  dieser  (T'ulanke,  den  wir  nach  dem  eingangs  Bemerkten 
als  Grundlage  zum  Autbau  imserer  dermaligea  Zukunftsauigaben  des 
Rechtes  und  der  Rechtsvrissensdiaft  zu  beobaditen  haben.  Zur  besondren 
Ausführung  müssen  wir  uns  auf  einige  elementare  Daten  besinnen, 
i  c.  Lni  cb  go-  Der  besondere  Inhalt  einer  bestimmten  Rechtsordnung  bietet  rieh 
'"""j^^^'"**  zunächst  in  technisch  geformten  Sätzen  der  Recht  schaflfenden  Gewalt 
dar.  Es  sind  die  fest  gefugten  Paragraphen  unserer  Gesetzbücher,  die 
oft  starren  Anordnungen  der  staatlichen  Instanzen,  die  verhärteten  Normen 
einer  gewohnheitsrechtlichca  Übung,  die  in  erster  Linie  dem  Blicke  des 
Beschauers  sich  stellen.  Als  Niederschlag  geschichtlicher  Rechtsef&hrung 
unternehmen  sie  es,  einer  kommenden  juristischen  Frage  im  voraus  mit  einem 
allgemein  bereit  gestellten,  schon  ausgearbeiteten  Obersatz  zu  begegnen. 
Sie  werden  dabei  innerlich  von  dem  Gedanken  getragen,  daß  sie  mit 
ihrer  bereits  geformten  Bestimmung  das  für  Icünftige  Falle  durchsckmittlich 
Richtige  anordnen. 

Aber  diese  fest  gefügten  Regeln,  Artikel  und  Gebräuche  vermögen 
doch  niemals  das  All  der  hier  möglichen  Erwägungen  zu  füllen.  Immer 
wird  es  demnächst  Fragen  geben,  für  wdche  jene  überhaupt  keine  Ant- 
wort bieten,  stets  mag  sich  der  Zweifel  einstellen,  ob  eine  von  ihnen 
erteilte  Auskunft  denn  auch  wirklich  so  sein  sollte,  ob  nicht  vielleicht  ein 
anderer  Obersatz,  als  der  des  ein  für  allemal  festgelogten  Gesetzestextes 
den  gegenständlichen  Vorzug  verdiente. 
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So  hat  es  jeder  Jurist  neben  seinen  Paragraphen  ständig  noch  mit  Cra 
einem  Zweiten  zu  tun.  Nicht  seiton  wird  er  darauf  zurückg-eworfen,  j^'^^t,', 
weil  die  technisch  geformten  Sätze  über  eine  besondere  Frag^e  überhaupt 
nichts  geben;  oft  genug  verweist  der  staatliche  Gesetzgeber  selbst  darauf, 
wie  dieses  in  den  häufigen  Votschrilten  geschieht,  nach  „Billigkeit**  oder 
nach  »Treu  imd  Glauben",  nach  »wichtigein  Gnmde<<  oder  untrar  »Ver- 
meidung' des  Mifibirauches«  zu  «itscheiden;  und  unt»  allen  Umständen 
entströmt  dieser  zweiten,  grundsätzlichen  Erwägung  ein  kritisches  Urteil 
über  die  Rirhtii^V:eit  oder  Verwerflichkeit  einer  (gewissen  rechtlichen  An- 
ordnung. Wie  immer  man  «ich  bemühen  möge,  die  genannten  technisch 
geformten  Nonnen  auszubauen,  zu  feilen  und  zu  verbessern:  immer 
wird  Mch  unvermeidlich  hinter  und  über  ihnen  jenes  Zweite  • —  an 
dieser  Stelle  bis  jetzt  noch  Unbestimmte  erheben,  das  den  aosut  zer- 
fohrenen  und  ^stematisdi  zufälligen  Einzelsätzen  technisch  ausgearbdteten 
Charakters  erst  Einheit  und  inneren  Halt  zu  verleihen  imstande  ist  Denn 
dieses  Zweite  geht  auf  eine  methodische  Einsicht  in  die  formalen 
Bedingungen  jeder  denkbaren  Rechtsbetrachtung,  es  ist  von  dem  be- 
sonderen Stoffe  dieser  oder  jener  einzelnen  Satzung  unabhängig,  obschon 
es  diese  notwendig  begleitet,  richtet  und  bestimmt 

Nun  ist  es  ^  kaum  bestreitbares  Kennzeidien  unseres  gegenwärtigen 
ZeitalftMs,  daB  seine  Starke  in  der  Energie  auf  technisch  begrenzte 
Ziele  gelegen  sei.  Im  Einldange  damit  können  wir  beobachten,  daß  auch 
in  der  Rechtswissenschaft  zurzeit  am  meisten  die  technische  Jurisprudenz 
ausgebaut  ist,  während  sich  überall  Lücken  und  ungelöste  Probleme  zeigen, 
sobald  die  reine  Rechtslehre  in  Frage  kommt,  sei  es  als  juristische 
Methodenlehre  für  die  Rechtstechnik  selbst,  sei  es  als  Richtlinie  für  ein 
Wählen  nach  grundsätzlich  richtiger  Weise.  Wir  entnehmen  dieser  Be- 
obachtung die  Anordnung  des  Folgenden  dahin:  daß  wir  zuerst  von  dem 
Stande  —  und  den  daraus  sich  ergebenden  Zukunftsaufgaben  —  der 
Technik,  sodann  der  Geschichte  und  schließlich  der  Philosophie  des 
Rechtes  handeln. 


1.  Die  Rechtstechnik.  Die  technische  Jurisprudenz  ist  im  Grunde 
ihres  Wesens  eine  reproduktive  Tätigkeit  Sie  hat  den  Inhalt  von 
einem  besonderen  geschichtfichen  Rechte  oder  von  mehreren  positiven 
Reditsordnungen  wiederzugeben.  Ihr  letztes  Ziel  ist  also  auf  die  Dar- 
legung des  Sinnes  imd  der  Bedeutung  von  Willensinhalten  gerichtet,  weil 
und  wie  sie  gerade  da  sind.  Dabei  arbeitet  sie  freilich  nicht  nur  mit 
verallgemeinerten ,  abgezogenen  Begriffen ,  sondern  sie  sucht  in  dem 
begrenzten  Stoffe  eines  bestimmten  gesetzten  Rechtes  wiederum  eine 
bedingte  Einheit  hetzmfeellen;  und  so  maig  es  kommen,  daß  es  von  den 
Ezgebnisaen  ihrer  Arbeit  mit  Fug  heißt,  wie  Kant  von  dem  Inteipreten 
dnes  theoretischen  Schrtftstdlers  sagt:  daß  jener  bei  hingebender  Nadi- 
fbrschung  den  Autor  wohl  audi  einmal  besser  verstdien  k^me,  als  dieser 
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sich  selbst  verstanden  hat   Wie  stark  dies  jedoch  auch  bei  einer  juristi- 
scheo  Untersuchung  auftreten  möge:  unmer  igt  die  dadurch  zu  gewinnende 
bMiUcte    Erkenntnis  eine  innerlich  gebundene.  Der  technische  Jurist  hat  nicht 
oebai>d«Di>«it  etwas  festzustellen,  was  nach  einem  unbedingten  Gesetze  des  Wahren 

der  techaiacAe«  '  ^ 

und  des  Guten  richtig^  ist,  sondern  nur  zu  prüfen  und  darzutun,  was 
andere  Menschen  in  bedingter  Zwecksetzung  {»ositiv  gewollt  haben 

und  wollen. 

Bei  der  Durchführung  dieser  gebundenen  Aufgabe,  deren  technische 
Bewältigung  ebenso  nötig  ist,  wie  reizvoll  zu  sein  vermag,  gibt  es  in  der 
Geschichte  Unterschiede  des  Grades  in  verhältnismäßiger  Abweichung  von- 
einander. Diese  relativen  Verschiedenheiten  sind  für  die  Kultur  der  Gegen- 
warty  wie  lÖr  die  ihr  entspringentlcMi  Zukunftsaufg^iiben  bedeutsam.  Sie 
treten  besonders  deutlich  gekennzeichnet  in  den  Zustanden  des  früheren 
gemeinen  Rechtes  von  Deutschland  pfegenüber  denen  der  neueren  Gesetz- 
bücher hervor.  In  jenen  ersten  waren  bekanntlich  bis  vor  kurzem  die 
Quellen,  welchen  der  Inhalt  des  geltenden  Rechtes  zu  entnehmen  war,  in 
zer&hrenem  und  unruhigem  Zustande.  Aus  alten  Zeiten  her  zu  uns 
gekommen,  aus  anderem  sozialen  Leben  hierhin  verpflanzt  und  doch  un* 
zähligemal  einheimisch  gemodelt,  in  fremder  Sprache  verfefit,  häufige 
Unsicherheit  des  T(!xt(  s  schon  bietend,  aus  vergcfisenem  Einzclanlaß  viel- 
fach entstanden  und  in  kasuistischer  Form  überwiegend  cfcgeben:  so  gab 
die  Überlieferung  des  rezipierten  gemeinen  deutschen  Rechtes,  in  allen 
seinen  sachUchen  Abteilungen,  dem  es  ordnenden  und  sichtenden  und 
klärenden  Juristen  Schwierigkeit  und  Freiheit  bei  der  Feststellung  des 
wirklichen  Rechtsgebotes  zugleich.  Und  über  dem  erhob  Ach  dann  erst 
ZweifU  und  Streit  über  die  rechte  technische  VereinheitUchung,  ^e  juristi- 
sche Konstruktion  des  überlieferten  RechtsstofFes,  Kontroversen,  die  nur 
zu  oft  in  der  Unsicherheit  der  materlalen  Unterlage  elementar  ihren 
Ursprung-  hatten.  Jetzt  hat  die  rastlos  arbeitende  Gesetzgebung  des 
modernen  Staates  je  länger  je  mehr  die  Revision  und  Klärung  der  stoff- 
Uchcn  Anordnungen  des  geltenden  Rechtes  in  die  Hand  genommen.  Dem 
technischen  Juristen  ist  dadurch  einerseits  ein  beträchtlicher  Teil  der  ehe- 
dem gebotenen  Vorarbeit  entzogen,  auf  der  anderen  Seite  eine  bedeutend 
festere  Grundlage  für  die  systematische  Konstruktion  geliefert  Aber  in 
allen  Wendungen  und  Wandlungen  solcher  Art  bleibt  die  ihm  gestellte 
Aufgabe  in  dem  vorhin  angegebenen  Sinne  grundsätzlich  unverändert 
Nun  wird  kein  sachkundicrer  Beobachter  in  Abrede  stellen,  daß  unsere 
technische  Jurisprudenz  einen  hohen  Grad  von  Leistungsfähigkeit  aufzuweisen 
in  der  Lage  ist,  und  dafi  de  sich  in  den  geschilderten  Versdüedenheiten 
ihres  Sonderberufes  jedesmal  wohl  bewährt  hat  Sie  hat  es  trefflidi  ver- 
standen, den  vorliegenden  geschichtlichen  Stoff  unseres  Rechtes  gründlich 
zu  beackern  und  zu  durchfurchen  und  manchmal  (wie  „die  Schati^gräber** 
bei  l'iir^erl  die  Erde  ^av  durchs  Siub  ■n\  warfen.  Ihr  Ziel,  den  cregebenen 
Inhalt  des  geltenden  Rechtes  zuverlässig  herauszuschälen  und  übersichtlich 
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darzustellen,  hat  sie  gut  erreicht.    Zwar  ist  es  ihr  nicht  erspart  pfeblieben, 

tttit  dem  Stichworte  der  „BegrifFsjurisprudeaz"  rezensiert  zu  werden.  Aber  «Begnffi- 

dieser  Vorwurf  düifke  im  letzten  Grunde  auf  einer  Unldarbeit  beruhen,  i"*"'^"' 

Denn  er  nimmt  an,  daA  der  „Inlialt*  eines  Rechtes  und  seine  »B^fiifFe" 

zwei  auseinandeifaUende  Dinge  seien,  die  jeweils  für  sich  bestanden.  In 

der  Tat  kommt  keines  ohne  das  andere  vor.    Ein  Bestimmen  des  einen 

heißt  zugleich  das  andere  bestimmen;  ein  Verfehlen  der  rechten  Erkenntnis 

von  diesem  besagt  einen  Irrtum  in  jenem.    Sonach  vermag  es  gar  nicht 

einen  prinzipiellen  Irrtum  zu  bedeuten,  daß  man  bloß  die  „Begriffe" 

pliege,  anstatt  den  realen  Inhalt  des  Redites  zu  bearbeiten,  sondern  mit 

jeder  Rechtsbetrachtung  bt  beides  ganz  von  selbst  und  unvermeidlich 

gegeben.   Daher  kann  es  immer  nur  eine  einzelne  Frage  sein,  ob 

ein  begrifflich  gefaßter  Rechtsinhalt  zutreffend  wiedergegeben  und  gut 

konstruiert  sei.    Und  wie  hoch  man  nun  die  Summe  solcher  einzelnen 

Irrtümer  in  der  herrschenden  Jurisprudenz  anschlage:  immer  bieten  sich 

bei  der  Erwägung  von  Zukunftsaufgaben  in  dieser  besprochenen  Richtung 

der  rechtswissenschaftlichen  Arbeit  nur  Einzelheiten  dem  Blicke  dar. 

Dieses  Ergebnis  erleidet  auch  keine  Anfechtung  durch  die  gclegent-  NaSooiO. 
liehe  Forderung  einer  grofieren  Beachtung  der  volkswirtschafitlichen  Frwa^  "j^^^^i^ 
gung  innerhalb  der  spezifisch  juristischen  Tätigkeit  Man  wird  hierbei 
zweierlei  unterscheid mi  müssen.  Einmal  kann  e«?  der  Wunsch  sein,  daß 
die  Jurisprudenz  zu  der  Gesellschaftslehre  im  allgemeinen  in  eine  bewuß- 
tere und  klarere  Beziehung  gesetzt  wird,  als  bisher  vielfach  geschehen  ist 
In  diesem  Sinn  hat  schon  Lorenz  von  Stein  „Gegenwart  und  Zukunft  der 
Rechts-  und  Staatswissenschaft'*  (1376)  geschrieben.  Das  betrifft  jedoch  die 
unten  nodi  folgende  Aufgabe,  das  Recht  und  seine  Wissenschaft  in  das 
Ganze  der  sozialen  Einsicht  systematisch  einzuschalten.  Zum  anderen  kann 
in  obigem  Postulat  der  Wunsch  liegen,  die  Weise  der  techniv  hcn  Juris- 
prudenz durch  „wirtschaftliche"  Betrachtungen  methodisch  zu  korrigieren 
und  etwa  umzugestalten.  In  dieser  Hinsicht  ist  u.  a.  besonders  Dankwardt 
„Nationalökonomie  und  Jurisprudenz''  (1857)  zu  erwähnen.  Das  würde 
jedoch  grundlegend  unriditig  sein.  Wie  an  anderer  Stdie  des  vorliegenden 
Werkes  ^ Wesen  des  Rechtes*«,  C.  4,  in  diesem  Band  S.  31)  ausgeführt 
ist,  stehen  sich  Rechtsordnung  und  Sozialwirtschaft  als  bedingende 
Form  und  bestimmte  Materie  des  sozialen  T.ebons  gegenüber.  Wie  jede 
andere  formale  Bedingung  eines  bestimmten  Gedankeninhaites,  so  kann 
auch  das  Recht  selbständig  für  sich  erwogen  werden,  während  alle  sozial- 
wirtschaftliche  Betrachtung  stets  unter  der  logischen  Bedingung  recht- 
licher Regelung  steht,  in  deren  Ausfuhrung  das  soziale  Zusammenwirken 
als  solches  besteht  Darum  kann  die  eigene  wissenschaftliche  Darstellung 
des  Rechtes,  als  formaler  Bedingung  der  volkswirtschalUichen  Erforschung, 
zwar  durch  die  letztere  etwa  eine  Illustration  und  einen  ergänzenden  Zusatz 
selbständigen  Erkennens  empfangen,  niemals  aber  in  ihrem  Kern  und  ihrer 
besonderen  Aufgabe  grimdsätzlicheo  EinÜuß  erfahren. 
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Es  besteht  also  in  der  Art  der  Arbeit  unserer  technischen  Juris- 
prudenz heute  kein  grundsätzlicher  Mangel,  in  (i^ss^n  IWri  fitignmg' 
eine  erliebliche  Zukunft3aufgabe  gesetzt  wäre;  es  kann  sich  vielmehr  luer 
nar  vm  wdtore  Bessernng'  voa  Einzelheiten  haaddo.  IMee  BM  ändert 
sich  mit  einem  Sdilage,  sobald  man  nadi  der  mssenachafllidien  Klaxheit 
Über  die  methodische  Art  selbst  fragt  und  nach  einer  juristischen 
MtbodeaM»«.  Methodenlohre  Umschau  hält  Es  ist  in  Wahrheit  kein  zu  hartes  Worti 
das  Zitelmann  neulich  gesprochen:  „Wer  darf  denn  heute  waflfen,  von 
juri<;ti<;cher  Methode  /u  reden,  von  der  ja  doch  offen  gestanden  niemand 
etwas  Zureichendes  weiß?" 

JEfi«'  Hegt  die  eine  groAe  Angabe  der  heutigen  Rechtswissenschaft 
Auf  ilure  befriedigende  Lösung  drängt  nun  alles  hin,  je  länger,  desto 
stixker  und  mehr.  Ihr  des  genaueren  ein  Programm  vorzusdueiben, 
kann  an  dieser  Stelle  unmöglich  angebracht  sehi:  Es  gilt  mit  ausarbdtender 
Tat  einzugreifen. 

II.  Die  Rechtsgeschichte.  Über  die  Bedeutung  und  die  Aufgaben 
der  Rechtsgeschichte  sind  die  Ansichten  der  Gelehrten  noch  immer  sehr 
geteilt  Es  entstammt  diese  Verschiedenheit  der  M«nungen  abw  not- 
wendig den  vers^edenen  Grundauf&ssungen  über  das  Wesen  des 

Rechtes  selbst 

OMcbichüiciw  Das  zeigt  sich  vor  allem  bei  derjenigen  rechtsphilosophischen  Richtung, 
KcchiMciuic.         ^jgj.  bemerken«;\vprt  sein  muß:  der  geschichtlichen  Rechts- 

schule. Wie  an  anderer  Stelle  uargelegt  ist  („Wesen  des  Rechtes"  A.  2, 
in  diesem  Bande  S.  7  ft.),  so  besteht  nach  ihr  die  tiefste  Eigenart  des 
Rechtes  darin,  ein  Erzeugnis  des  „Volksgebtes"  zu  sein,  der  im  Laufe 
der  Geschichte  in  den  Gliedern  des  Volkes  gewisse  gemeinsame  Über- 
zeugungen „rechtlicher«  Art  bewirke.  Auf  diese  einheitliche  Uxsache 
aller  Kulturäußerungen  konmie  sonach  im  letzten  Grrunde  alles  an:  Das 
höchste  Ziel  sei  hier,  das  Wesen  des  betreffenden  „Volksgeistcs"  zu  er- 
forschen. Dieses  könne  aber  nur  auf  dem  Wege  der  geschichtlichen 
Betrachtung  geschehen,  indem  mau  aus  den  einzelnen  Äußenmgen  im 
Laufb  der  Entwicidung  auf  die  besondere  Endursache  dieser  „Volksseele«' 
und  deren  Beschaffenheit  schliefe.  Prägnant  läßt  in  diesen  Sinne  Freytag 
in  „Soll  und  Haben«  den  Sprachforscher  sagen,  daß  äi»  Kenntnis  der 
Sprachen  für  die  Wissenschaft  die  beste  Hilfe  sei,  um  das  Höchste  zu  ver- 
stehen, was  der  Mensch  überhaupt  begreifen  könne,  „die  Seelen  dcrVölker*«. 

Wer  aber  eine  davon  abweichende  Auffassung  von  dem  Wesen  des 
Rechtes  sich  gebildet  liat,  muß  auch  versuchen,  die  Bedeutung  der 
Rechtsgeschichte  in  anderer  Weise  zu  nehmen.  Er  kann  sie  jedoch  nicht 
klarlegen,  es  sei  denn  wieder  nach  einem  allgemein  gültigen,  also 
rechtsfdiilosophischen  Grundgedanken.  Wenn  nach  einem  solchen  un* 
bedingt  letzten  formalen  Gesichtspunkte,  der  für  aUe  denkbare  Rechts- 
betrachtung gilt,  die  juristische  Einzelarbeit  unternommen  wird,  so  mrd 
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jeweilig  audk  die  rechtagesciliclitliche  Untersuduiig  und  Darstellung 
Unen  dienenden  und  nütsendeii  Platz  erhalten.    Dagegen  wurde  es  kein 

klarer  Gedanke  sein,  wenn  man  der  Re'^htsgeschichte  ein  gänzlich 
unabhängiges  eigenes  Ziel  stecken  wollte  und  das  Zurückgehen  in  die 
Vergangenheit  eines  Rechtes  als  eine  Art  von  Selbstzweck  behandeln 
möchte.  Dem  Wozu?  wmag  audi  t^n»  reditaldstoiiaidie  Erörterung  nicht 
ausfliweiciieii,  und  der  Zweifelsfrage  nach  ihrer  Dasejnsbereditigung  und 
ihrem  Werte  kann  ut  natürlich  nur  mit  dem  Nadiwriae  genügen,  ein 
notwendiges  Mittel  zu  dem  Zwecke  einer  einheitlich  ausgearbeiteten,  Ge«cinr}uu.hc 
wissenschaftlichen  R^chtslehre  7u  «ein.     Darum  bedarf  auch   das  Woße  .  "j*»'^^'"''«'' 

la  der  beuUfea 

Bekenntnis  mancher  Juristen  zu  einer  geschichtlichen  „Richtimg"  erst  joriapradMc 
noch  einer  klärenden  Analyse. 

DaA  der  Stoff  eines  besonderen  Rechtsinhaltes  in  der  Geschichte 
entstanden  ist,  verstdit  sich  von  sdHMt  Unter  diner  „Richtung«  vmnag 
man  aber  mit  Grund  doch  nur  die  formale  Art  und  Weise  zu  vor- 
stehen, in  der  jemand  einheitlich  allen  ihm  vorkommenden  geschicht- 
lichen Stoff  bearbeitet.  Dan^im  würde  die  bloße  Berufung  auf  gfe- 
schichtliche  „Richtung"  nur  dann  eine  methodisch  gesclüossene  letzte 
Grundlage  der  juristischen  Arbeit  abgeben  können,  wenn  nachgewiesen 
würde:  entweder,  daB  es  aufier  der  genetischen  Erkenntnis  des  Rechtes  ceneUtcb«  nna 
eine  davon  unabhängige  systematische  überhaupt  nicht  geben  könne, 
oder  doch,  daft  jene  erste  die  logische  Bedingung  ffir  die  zweite  sei  und  am 
dedudb  den  sachlichen  Vorrang  verdiene.  Keines  von  beiden  ist  be- 
gründet; das  Gegenteil  der  aufgeführten  Sätze  ist  wahr. 

Wenn  wir  in  einem  bestimmten  Rechtssystem  dcis  begrifFliche  Ver- 
hältnis des  Eigentums  zu  dem  Pfandrechte  erwägfen  oder  das  dieser  beiden 
zu  der  Einrichtung  der  Schuldverhältnisse,  so  ist  dieses  keine  genetische, 
sondern  eine  systematische  Betrachtung,  —  das  heiAt:  es  ist  nicht  eine 
Erklärung  wahrgenommener  Erscheinungen  aus  notwendigen  wirkenden 
Ursachen  her,  sondern  ein  Begreifen  von  zusammengesetzten  WUlens- 
inhalten  nach  bleibenden  logischen  Bedingungen.  Und  so  durch 
das  ganze  Rechtsgebiet  hindurch.  Auch  da,  wo  wir  von  der  Entstehung 
rechtlicher  Verhältnisse  und  dem  Eintreten  rechtlicher  Folgen  handeln, 
ist  dies  kein  Aneinanderreihen  im  genetischen  Sinne;  es  muß  der 
Attsdmck  »Ursache**  schon  sehr  verblaßt  und  eigentlich  in  ganz  vei^ 
waschener  Obertrsgung  gebraucht  wenden,  wenn  die  Wendung  zutreflbn 
soll,  daß  ein  Rechtsgeschäft  oder  ein  Delikt  die  danach  vom  Rechte 
gesetzten  Folgen  „verursache".  Und  wie  wollte  man  aufrechterhalten, 
daß  der  Grundbegriff  des  Rechtes  selbst,  seine  Abgrenzung  von 
Moral,  Sitte,  Willkür,  oder  die  Klarlegung  der  formalen  Bedininmgen 
von  begründeten  kritischen  Urteilen  in  die  Klasse  der  Erwägungen 
genetischen  Charakters  gehören?  —  So  ze^  nch,  daß  der  Satz  un- 
begründet ist,  daß  man  Recht  und  rechtliche  Zustände  nicht  anders 
denn  auf  genetische  Welse  begreifen  könne. 
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Statt  dessen  sind  beide  Methoden,  die  genetische  und  die 
systematische,  zu  pflegen.  Wer  es  für  unrichtig  erachtet,  daß  die 
Jurisprudenz  eine  ausschließlich  „genetische"  Betrachtungsweise  bedeute, 
der  sagt  damit  wahrlich  nicht,  daß  das  geltende  Recht  „ungeschichu 
lieh«'  aufzufassen  und  etwa  ausschlieBlich  „systematisch*  za  unter- 
suchen sei. 

Fragt  man  dann  aber  nach  dem  Verhältnis  dieser  beiden  Arten 
wissenschaftlichen  Forschens  und  Arbeitens,  so  ist  die  systematische 
Feststellung  die  formale  Bedingung  für  die  genetische  Frage  und 
hat  insofern  vor  dieser  den  logischen  Vorrang.  Denn  alle  cntwicklungs- 
geschichtliche  Betrachtung  —  dies  muß  heute  stets  auf  das  neue  betont 
werden  —  ist  nur  analytisch.  Sie  geht  von  einem  Gewordenen  nach 
ruckwlrts  in  der  Ahsidit,  jenes  ^tematisch  bereits  Festgd^te  aus  seinem 
Werdegang  noch  genauer  imd  schärfer  erkennen  zu  können;  tmd  sie  ge> 
braucht  das  Richtmaß  eines  systematisch  begrilnd'^-ten  Urteiles  über  das 
Gewordene.  —  So  setzt  die  Geschichte  des  Eigentums  einen  syste- 
matisch gesicherten  Begriff  des  Eigentums  als  allgemeine  und  bleibende 
Aufgabe  des  Rechtes  voraus,  die  dann  erst  verschiedene  Einzel- 
ausführungen im  Laufe  der  Geschichte  erfahren  hat  Wenn  wir  nicht 
den  logisch  festen  Halt  in  einem  einheitUchen  Begriffe  besaften,  so 
konnten  wir  ja  auch  niemals  den  Wechsel  in  Nebenbestimmungen  als  die 
Entwicklung  eines  und  desselben  Instituts  genetisch  beobachten 
und  darlegrn.  —  Es  ist  wohl  „die  Geschichte"  allg-emein  als  „Lehrmeisterin" 
angerufen  worden;  so  für  Politik  und  Gesetzgebung  in  weitem  Maße  und 
großen  Zügen  besonders  von  Macchiavelli  und  dann  von  Montesquieu. 
Aber  es  ist  doch  selbstverständlich,  daß  der  bloße  Erfolg  als  solcher  hier 
nicht  entscheidet  Um  von  dem  Wollen  und  Tun  der  Vergangenheit  eine 
begründete  Lehre  ziehen  zu  können,  muß  man  erst  wissen,  ob  damals  es 
auch  wirklich  richtig  und  gut  zugegangen  ist,  und  diese  kritische  Er- 
wägung fußt  wiederum  auf  einer  formalen  Methode  des  Richtens  und 
Bestimmens,  nach  welcher  der  geschichtlich  gelieferte  Stoff  bearbeitet 
sein  will.  —  Man  hat  oft  und  viel  über  die  Bedeutung  der  römischen 
Juristen  für  imsere  Zeit  geschrieben  und  gestritten.  Allein  es  sollte  auch 
hier  klar  sein,  daß  jede  dahingehende  Erörterung  nur  die  Bestimmung 
eines  konkreten  Tatbestandes  <—  der  vorliegenden  Schriften  der 
klassischen  Jurisprudenz  —  nach  einer  abstrakten  formalen  Art  ist,  die 
als  allgemein  begründete  Methode  des  juristischen  Denkens  und  Urteilens 
dabei  logisch  vorausgesetzt,  wenngleich  nicht  immer  in  klarer  Bewußtheit 
schon  dargelegt  ist  — •  Und  so  muß  jeder  Ausblick  in  die  Vergangenheit, 
jedes  Hervorholen  eines  rechtsgeschichtlichen  Stoffes  sich  in  den  Gesamt* 
entwurf  einer  systematischen  Grundidee  einfügen,  sofern  jene  Wert 
haben  sollen.  Ja  selbst,  wer  auf  das  Ganze  der  Kulturgeschichte  der 
Menschheit  eingehen,  wer  die  Frage  nach  dem  möglichen  Fortschritt 
in  der  sozialen  Entwicklung  aufwerfen  will,  der  bedarf  zur  Ausführung 
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tuid  Losung'  der  Lmtimg  durch  ein  etohmdiches  Prnmp,  als  unbedingter 

und  reiner  Methode  systematischen  Sinnes  und  Wertes. 

Das  Erfi^obnis  dieser  Betrachtung-en  für  ('.if^  Zukuiifl-saufgaben  der 
Rechtsg-eschichte  geht  zunächst  dahin,  daß  für  die  s^cschichtliche  Rechts- 
forschung  eine  eigene  und  selbständige,  wahrhaft  grundsätzliche  Auf- 
gabe nicht  besteht,  sondern  daß  sie  ein  dienendes  Mittel  innerhalb  eines 
einheitlichen  Gesamtplanes  der  Rechtsbetrachtung  bt  In  der  Literatur 
wird  sie  zumeist  in  dieser  abstrakten  Weise  nicht  erwogen.  Statt  dessen 
finden  l&ch  mehr  konkrete  Krörterungen  über  den  Wert  der  römischen,  K.  .nUche 
teilweise  auch  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Über  das  erstq"enannte  g^^^J^ 
Thema  ist  nachgerade  eine  kleine  Bibliothek  entstanden,  und  bis  in  die 
neueste  Zeit  treten  sehr  verschiedene  Meinungen  auf,  die  sowohl  das  seit- 
her Gelebtete,  als  auch  die  weiteren  Aufgaben  betreffen.  Erst  kürzlich 
sind  von  italienischen  und  anderen  andlndischen  Juristen  überschwenglich 
erhebende  Abschätzungen  der  rmmschen  Rechtsgesdiichte  laut  geworden 
(gesammelt  imd  herausgegeben  von  Leonhard,  igo6),  wogegen  vor  nicht 
langem  Jhering  („Scherz  und  Emst  in  der  Jurisprudenz"  1885)  sich  ganz 
entgegengesetzt  geäußert  hat  Während  bei  den  ersten  von  der  „ewigen" 
Bedeutung  der  römischen  Rechtsgeschichte  gesprochen  und  für  sie  ein 
Register  bedeutsamer  Hoffnungen  und  Aufgaben  aufgestellt  wird,  sagt 
der  zuletzt  genannte  Sdirifistdller  von  der  gegenwärtigen  romanistisdien 
Literatur,  daB  die  Ausbeute  kaum  der  Mühe  und  Arb<dt  lohne,  weniges 
Heu  mit  vielem  Unkraut  vermischt,  eine  dürftige  Ernte,  die  durch  den 
erschöpften  Boden  des  römischen  Rechtes  selber  verschuldet  sei,  über 
deren  Wert  sich  nur  die  t^Jischen,  welche  selber  die  Arbeit  daran  setzen 
und  ein  natürliclies  Interesse  haben,  dieselbe  hochzuhalten.  „Wäre  ich  noch 
jung",  so  scliheüt  am  Abend  seines  Lebens  der  gefeierte  Romanist  trübe, 
„ich  würde  ein  anderes  Fach  erwählen.* 

Es  ist  klar,  daft  nut  diesen  versdiiedenen  Wertungen  die  Frage  nach  wicbtiKM 
dem  Wichtigen  und  dem  Unwichtigen  aus  dem  geschichtlichen  Verlaufe  "^jj^^^^* 
des  Rechtes  her  aufgerollt  ist  In  der  Tat  ist  es  diese  Grrundfi-age,  welche  gMcUeitt*. 
für  den  Historiker  überall  den  Ausschlag  geben  muß.  Daß  nicht  jedes 
Geschehnis  ch  r  Menschengeschichte,  bloß  weil  es  einmal  da  war,  es  auch 
verdient,  als  „geschichtliches"  Ereignis  bearbeitet  und  in  die  wissen- 
schaftliche Betrachtung  des  sozialen  Lebens  eingefügt  zu  werden,  ist  ja 
von  yomherein  sicher.  £s  verdient  sc^ches  bloB  dann,  wenn  es  die  formale 
Ei^nschaft  des  Wichtigen  besitzt  Meint  dann  jemand,  es  mit  dem  Ur- 
teile hierüber  nodh  nicfat  wagen  zu  können  und  deshalb  einstweilen  alles 
nur  Vorhandene  sammeln  und  registrieren  zu  müssen,  so  befindet  er  sich 
zweifellos  nur  in  einer  vorbereitenden  Tätigkeit.  Welches  nun  das 
Merkmal  des  Wichtigen  für  „die  Geschichte"  allgemein  sei,  das 
gereicht  ja  der  historischen  Wissenschaft  namentlich  in  der  neueren 
Zeit  zur  methodischen  Sorge,  — >  wie  es  in  jenem  Betrachte  mit  der 
Rechtsgeschichte  im  besonderen  sich  veriudte,  das  ist,  wie  vorhin 
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ausgeführt,  im  letzten  Grunde  Sache  der  rechtsphiloaophischen  Er- 
wägung. 

Aber  läßt  sich  nicht  —  mit  dem  Vorbehalte  dieser  letzten  und  höchsten 
'l^bteh^  Instanz  —  docb  ans  der  l^genart  der  genetischen  Betrachtung  für  sich 
eine  bestinunte  äuAere  Weise  vorzeidinen,  die  fOr  die  Rechtsgeschichte 
überhaupt  gilt?    Und  sollten  nicht  aus  dieser  RidiUinie  her  für  die 

Gegenwart  gewisse  Zukunftsaufgaben  der  Rechtsgeschichte  sich  ergeben, 
die  in  ihrer  Wichtigkeit  in  jedem  Falle  außer  Zweifel  stehen  dürften? 

Dem  ist  in  der  Tat  so.  Die  Frage  nach  dem  ursachlichen  Verlaufe 
der  Änderungen  von  bestimmtem  Rechtsinhalte  im  Laufe  der  sozialen 
Geschichte  lä£t  sich  allerdings  in  einer  fibereinstimmenden  Art  und  Weise 
überall  aufbehmen.  Bei  der  besonderen  Vervriil^chung  dnes  sosialen 
Lebwis  bilden  sich  geseUschallliche  i^Erscheinungen**,  das  «nd  gleichheit> 
liehe  MassenerKcheinungon  rechtlicher  Beziehungen  nach  eigenartiger  Zu- 
sammenschlioßung  und  Klassifizierung'.  Indem  diese  anschwellen  und  in 
sicherer  Tendenz  fortsclireiten,  drängen  sie  auf  Umänderung  der  bestehenden 
Rechtsordnung,  als  der  bedingenden  Art  und  Weise  des  seitherigen  Zu- 
sammenwirkens. Die  Notwendigkeit  einer  rechtlichen  Änderung  gibt  sich, 
genetisch  betrachtet»  in  gewissen  Ansichten  und  Bestrebungen  kund»  die 
letztlich  aus  den  sozialen  Phänomenen  erwachsen  sind»  in  deren  Dariegung 
sie  eine  Erklärung  ihrer  EntstehungsgrQnde  allein  finden  können.  So  bietet 
die  Geschichte  des  sozialen  Lebens  der  Menschen  einen  ständigen  Kreis- 
lauf, in  dem  gesellschaftliche  Phänomene  und  ihnen  entspringende 
Strebungen  eine  Xcugfjstaltung  der  rechtiichen  Regelung  hervorrufen,  und 
diese  nun  wieder  neue  soziale  Erscheinungen  ermöglicht,  üne  formal 
gleichförmige  i&neuerung,  deren  metiu>di8che  Erwägung  dem  Recht»» 
historiker  sdne  Au%abe  scharf  vorzeichnet:  n&mlich  das  Wwden  und 
Vergehen  des  geschichtlichen  Rechtsstoffes  immer  nur  aus  voraus- 
gegangenen sozialen  Phänomenen  her  zu  begreifen. 

In  den  beiden  oben  genannten  Hauptzweigen  der  uns  vornehmlich 
interessierenden  Rechtsgesciiichte,  der  römischen  und  der  deutschen,  würde 
das  Gesagte  alsbald  in  den  folgenden  zwei  wichtigen  Aufgaben  seine  An- 
Ver-  Wendung  finden  können.  Einmal  für  die  Vereinheitlichung  des  römischen 
ciaheituchnne  Roiches  uud  Rccfatos  m  dem  alhnähUchen  Vorschreiten  der  Kaiserzeit 

des  n>mnciH>o 

RakiiM  mi  Hier  wäre  die  Ausbildung  eines  Zeitalters  der  itafienisdien  und  weiteren 
*-  „Manufaktur"»  anscheinend  besonders  bedeutsam  in  den  ersten  zwei  Jahr- 
hunderten unserer  Zeitrechnung,  zu  verfolgen,  und  wiederum  das  Rück- 
stauen des  Rechtes  und  seine  Eigenart  in  der  Zeit  nach  Diokletian  aus 
der  wieder  hereinbrechenden  Naturalwirtschaft  her.  Die  Kodifikation  des 
Theodosius  IL  erscheim  m  der  Neuzeit  wohl  allzu  wenig  benutzt,  und  die 
ausgezeichneten  Materialien»  die  vordem  (xodiofredus  gesammelt,  werden 
heute  zur  Kenntnis  des  Rechtes  und  der  sozialen  Zustände  jener  Zeit  iik 
der  Regel  nicht  ausreichend  verwertet  Grewiß  liegen  auch  hier  überall 
treffliche  Vorarbeiten  für  die  zusammenfiusende  Kenntnis  der  genannten 
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Periode  der  Rechtsgeschichte  vor.  Aber  sie  sind  mehr  oder  weniger 
vereinzelt;  und  die  neueren  Hilfsmittel  der  Papyri  haben  in  ihren  so 
interessanten  rechtsgeschichtlichen  Ereebni^^spn  doch  die^^f!  letzterwähnte 
Eigenschaft  der  Vorarbeiten  nicht  ausmerzen  können.  Daß  endlich  das 
Suchen  und  Behandeln  der  Interpolationen  in  unseren  Quellen  des 
rönuachen  Rechtes  nicht  zu  sehr  gesteigert  'werden  sollte,  das  ist  in  den 
letzten  Zetteo  von  bewifarten  Aiitorititten  mit  Grund  Immer  wieder  betont 
und  eingescii£rft  worden.  Zweifellos  sind  die  genannten  Bemühungen  not- 
wendig und  verdienstlich;  aber  sie  sollten  nicht  zu  viel  Energie  zu- 
ungunsten der  Hauptaufgaben  eines  Rechtshistorikers  beanspruchen: 
Schließlich  ist  der  Gedanke  der  römischen  Rechtsgeschichte  und  der  Be- 
griff der  Interpolationeukuude  doch  nicht  um  und  dasselbe. 

Auf  dem  Gebiete  der  deutadien  Reditsgeschichte  besteht  nach  wie  GwcUgu» 
vor  als  Hauptaufgabe  die  Aufhellung  und  erschöpfende  DarsteUung  des  ^1  ^ZI^Z 
wichtigsten  Vorganges,  den  das  Rechtsleben  unserer  Vergangenheit  auf-  Reckt««, 
zuweisen  hat:  der  Rez^tion  des  römischen  Rechtes.    Gerade  hierfür 
dürften  die  vorhin  angegebenon  methodischen  Richtlinien  von  Bedeutung 
sein  können     Die  ausgezeichneten  Ergebnisse  der  deutschrechtlichen  Er- 
forschung des  früheren  Mittelalters  und  die  schönen  Einblicke,  welche  von 
gründlichen  Untersuchungen  in  den  Proseft  der  Rezeption  im  einzelnen 
ermöglicht  werden»  «e  lassen  immer  auf  das  neue  ISr  den  Freund  der 
vaterländischen  Geschldite  den  Wunsdi  rege  werden,  die  Aufiiafame  der 
fremden  Rechte  in  Deutsdhland  endlich  einmal  in  abgerundeter  Darstettung 
beschrieben  zu  sehen. 

in.  Die  Rechtsphilosophie.  Wir  haben  in  der  Einleitung  zu  dieser 
Abhandlung  darauf  hingewieaen,  daft  jeder,  der  mit  dem  Rechte  sich  be^ 
schiftigt,  mit  zweierlei  unvermeidfich  beflJt  wird:  Mit  technisch  ge- 
formten Sätzen  dw  Recht  schaüKsoden  Gewalt  und  auAerdem  imt  einer 

]^sicht  und  Lehre,  die  von  podtiver  Satzung  unabhängig  ist  und  doch 
in  alle  rechtliche  Erwägung  ständig  eingreift  und  deren  geordnetes  imd 
begründetes  Vorgehen  erst  ermöglicht  Aus  diesem  Zweiten  wurde  oben 
(I.  a.  E.)  die  juristische  Methodenlehre  herausgehoben,  jetzt  ist  die  Frage 
seiner  weiteren  Bedeutung  aufzunehmen. 

Dabei  tritt,  wie  bemerict,  das  Problem  nach  einem  allgemein-  ttnTnMm 
gültigen  Halt  auf,  der  uns  von  dem  besonderen  Inhalte  der  mensch-  ^^^^ 
lieh  gesetzten  Gebote  unabhängig  machen  kann.    Die  positive  Satzung  k 
einer  Recht  setzenden  Gewalt  kann  als  solche  nicht  den  Anspruch  er- 
heben, eine  unbedingte  und  letzte  Norm  abzugeben:  Sie  imterliegt  selbst 
wieder  der  Messung  an  einem  Maßstäbe  über  ihr.    Dieses  Ringen  nach 
Festigkeit    imd   Unabhängigkeit  gegenüber   der   bedingten  Anordnung 
konkret«'  Rechtssätze  ist  in  dem  geschlossen  genommen«^  Kreise  der 
Juristen  des  19.  Jahxbunderts  flbermäftig  zurückgetreten;  ihm  in  seinem 
b^rründeten  Fragen  und  Fonchen  wieder  zur  rechten  Anericettnung  zu 
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verhelfen  und  an  .seiner  wissenschaftlichen  Förderung"  und  tunlichsten 
Lösung  mitzuarbeiten,  das  ist  die  größte  der  Zukunftsaufgaben,  die 
der  heutigen  Rechtswissenschaft  gesteckt  sind. 

Ein  Venneiden  dieser  Aufgabe  als  solcher  geht  ohne  logischen  Wider- 
spruch nicht  an.  Auch  wer  sagen  wollte,  daA  er  eine  „rechtsphilosophisdie'' 
Unteisuchungr  gsx  nicht  als  möglich  anerkenne »  der  hätte  damit  gerade 
schon  eine  dazu  gehörige  Erwägung  begonnen.  Denn  die  Eigenart  der 
Rechtsphilosophie  liegt  in  der  Frage  nach  dem,  was  sich  als  unbedingt 
allgemein  für  alles  denkbare  Recht  lehren  läßt,  und  dazu  würde  auch 
eine  radikal  zweifelnde  und  verneinende  Antwort  auf  jene  Frage  —  wie 
der  soeben  angenommene  skeptische  Einwurf  —  bereits  zählen,  freilich 
nun  auch  des  Nachweises  in  gesclilossener  Deduktion  bedürftig  sein. 

Falls  aber  jemand  unternehmen  möchte,  xur  Begründung  eines  be- 
stimmten Rechtes  und  seiner  Erforschung  und  Lehre  (z.  B.  des  romischen 
Rechtes  und  dessen  wissenschaftlicher  Behandlung)  sich  auf  die  Not- 
wendigkeit des  geschichtlichen  Werdens,  auf  Entwicklung"  oder  „Träg- 
heitsgesetz" in  der  Geschichte  und  anderes  mehr  zu  berufen,  so  wäre  das 
wieder  nichts,  als  ein  Versuch  zu  sachlicher  Rechtfertigung  gewisser  be- 
dingter Rcchtscinrichtungen  durch  Bezugnahme  auf  ein  unterliegendes, 
einheitlich  geltendes  Grundgesetz.  Wir  sind  also  mit  jener  B^nfung 
mitten  in  der  rechtsphilosophischen  Frage  darin,  und  die  danach  nicht 
zu  lungehende  Aufgabe  geht  somit  dahin,  den  angeschlagenen  Gedanken 
nicht  in  einem  bloßen  Stichworte  stehen  zu  lassen,  sondern  folgerichtig 
auszudenken.  Es  gilt  zu  prüfen,  was  mit  den  zitierten  Aufstellungen  in 
grundsätzlicher  und  schlechthin  allgemein  zutreffender  W^ise  cigenthch 
gemeint  ist,  und  ob  das  also  notwendig  Gemeinte  dem  kriuschen  Urteile 
sachHdi  standhalten  kann. 

Auf  die  Feststdlung  dieser  tteigiründenden  Aufgabe  der  Rechtswiss«i- 
Schaft  hab«i  wir  an  diMer  Stelle  uns  zu  beschränken.  Was  programmatisch 
zu  Vxnt  weiteren  Inangriffiiahme  in  dem  vorliegenden  Zusammenhang 
auszufuhren  ist,  ergibt  sich  unmittelbar  aus  der  Gnmdlegimg  des  Auf- 
satzes über  „Das  Wesen  des  Rechtes  und  der  Rechtswissenschaft", 
der  den  vorliegenden  Band  dieses  Werkes  einleitet  Dort  findet  sich  ins- 
besondere auch  die  Art  einer  grundsätzlich  begründeten  Rechtspraxis  des 
genaueren  erwogen,  und  ein  Finden  von  richtl^fem  Rechte  sowohl  in  der 
Rechtsprechung,  wie  für  Refonnbestrebungen  der  Politik  näher  be- 
schrieben (a.a.O.  D. 4). 

Sonach  sei  hier  nur  darauf  erneut  hingewiesen,  wie  bei  dem  Entwerfen 
imseres  nunmehrigen  wissenschaftlichen  Problems  und  in  der  Art  seiner 
Auflösung  zweierlei  gegenüber  allen  seitherigen  rechtsphilosophischen 
Bemühungen  in  grundlegender  Bedeutung  betont  werden  muß.  Einmal 
Die  dm  FhifM  dieses,  dafi  die  drei  allgemeinen  Rechtsfragen,  die  mit  einer  Dar- 
^ww^ilk^  legung  von  besonderem  Inhalte  bestimmten  geschiditlichen  Rechtes 
schlechterdings  nicht  beantwortet  werden  können,  —  das  ist  die  Frage  nach 
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dem  Begriffe  des  Rechtes,  nach  der  Begründung  seines  Zwangs- 
anspruches, nach  dem  Merkmal  der  sachlichen  Richtigkeit  eines 
gegebenen  rechtlichen  Wollens  —  sich  nicht  mit  einer  einzigen  Formel 
geschlossen  auflosen  lassen.  E.s  ist  zunächst  jede  für  sich  zu  untersuchen 
und  ihre  Vereinigung  erst  wieder  in  dem  bmne  auszuführen,  üuü  (in  der 
eben  gegebenen  Reihenfolge)  immer  die  Losung  der  einen  Frage  die 
Bedingung  für  das  Aufidehmen  und  Beantworten  der  folgenden  ist,  in  der 
Lehre  von  dem  richtigen  Rechte  dieses  aber  dann  abschließend  gipfelt 

Zum  anderen  ist  die  Rechtsphilosophie  auf  der  scharfen  Trennimg  von  FormM.^ 
formalen  Beding-uncfen  einer  rechten  Einsicht  und  von  raaterialen  Be-  "^''"'e"'«'" 
Sonderheiten,  die  nach  jenen  bearbeitet  sin(i,  aufzubauen.    Nur  von  jenen  Be»Q«d«!iUitea. 
ersten  ist  eine  unbedingt  gültige  Lehre  möglich.    Das  bunte  Getriebe 
der  atoffUch  bedingten,  geschtchiUdien  Rechtseinrichtimgen  vermag  für 
sich  allein  behandelt  niemals  einen  festen  Halt  der  Gedanken  zu 
gehen;  und  sobald  nur  das  leiseste  Element  von  material  bestimmtem, 
konkretem  Wollen  und  Anordnen  in  einer  rechtlichen  Betrachtung  en^ 
halten  ist,  so  gilt  sie  eben  nicht  allgemein. 

Das  Zweite,  womit  es  also  ein  Jurist  neben  seinen  Paragraphen, 
neben  dem  besonderen  Stofife  der  geschichtlichen  Rechte  ständig  zu  tun 
hat,  ist  somit  nicht  ein  zweites  „Recht'S  nicht  ein  neuer  Kodex  an- 
geblich »idealer**  Rechtssätze,  noch  auch  ein  Inb^^^  »sozial-etiüscher« 
Normen  bestimmten  Inhaltes  aufierhalb  des  Rechtes:  jenes  andere, 
das  neben  dem  bunten,  wechselnden  Material  technisch  geformter 
Satzung-en  steht,  das  bedeutet  vielmehr  eine  grundsätzliche  Richtung  der 
Gedanken,  eine  einheitliche  formale  Art  und  Weis©  des  Be- 
stimmens und  des  Urteileiis. 

Es  ist  diese  Fragestellung  und  Methode,  das  Vertrautwerden  mit  der 
Form  eines  recfadichen  Wollens,  als  einem  eigenen  Gegenstande 
wissenschaftlicher  Erwägung,  womit  Mch  die  lange  veznachlSsdgte 
FhEosophie  des  Rechtes  2u  gutem  und  durchdringendem  Einflüsse  wird 
erheben  können.  Im  Zusammenschlüsse  mit  der  oben  (I.  a.  E.)  erwähnten 
juristischen  Methodik  mag  es  möglich  werden:  die  reine  Rechtslehre 
kritisch  zu  begründen  und  systematisch  auszuführen.  Sie  ist  es,  die  zur- 
zeit uns  fehlt,  und  von  deren  begründendem  Ausbau  doch  die  Zukunft 
aller  Besonderheiten  des  Rechtes  und  sehier  Wissenschaft  in  bedingter 
Abhängigkeit  steht 
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Arbeitszwang.  zl2> 
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Aufbewahrungsarbeit  109. 

Aufenthaltsort  von  Personen   und  Sachen. 

Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  6s. 
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Bescluinpfungcn  der  Konfessionen.  ifiL 
Beschuldigte. 
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Conseil  d'Etat  s.  Staatsrat,  Französischer, 
contentieux  administratif.   357.   %6%.  374- 

392-  394- 
— ,  section  du.  376. 
Corpus  juris.   4-   6.    7-    29-  86^ 

—  —  canonici.    240.  »79. 
county  Councils.  379. 
Coutumes.  fi. 

D. 

Dankwardt  499- 
Dante  Alighieri.  2St>. 
Dardanellen.  444. 
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181. 

Eherecht,  Bürgerliches,  fii. 
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512 


Register. 
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Gefängnis. 
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422, 

Geschlechtsvormundschaft,  xu 
Geschworene,    zifu   230.  231. 
Gesellschaft,  Begriff  der  menschlichen. 
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— ,  Verhältnis  von  Gewohnheit  und.  XXXIII. 
— ,  — ,  Verwaltung  und.  346. 
Gesetzbuch,   Deutsches  bürgerliches.     11  ff. 
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Haverei.  11%. 

Heer  des  Deutschen  Reiches.  319. 
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Institut  de  droit  international  iso. 
Institutiones.  8lL 
interdictum.  2Si. 

Interessen,  Höhere  und  niedere.  XLII. 
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J. 

Japan,  Stellung  von,  im  Völkerrecht.  430. 
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— ,  öffentliche.    227.  liL. 
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Laissez- faire -Prinzip,    418.  419. 

Land  als  Bedingung  der  Anerkennung  des 

Staates.  43s. 
Landesausschuß  von  Elsaß  -  Lothringen.  304. 
Landesherr.    32s  3-6. 
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Mädchenhandel.    422.  453. 
Mäkler.    108  f. 
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Marine.  300. 

Marokko,  Stellung  von,  im  Völkerrecht.  429. 
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Militär- Gerichtsordnung.  227. 
Militärhoheitsrechte.  319. 
Militärkonventionen.    310.  320. 
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Moser,  Johann  Jakob.   437-  493- 
Mündlichkeit  der  Verhandlung,    'i?!.  192. 

22s.  369. 
Museen.  406. 
Mutter,  Gewalt  der.   76 f. 
Mutterrecht.  XXXII. 
Mutterschaft.  421. 

N. 

Nachhaft,  Korrektionelle.  213. 
Nachlaß.   22:  82. 
Nachschußpflicht,  Unbeschränkte, 
Namenrecht.    22-  22: 
Napoleon  L   8,    ifi.   374.  484. 
Nationalität.  441. 

— ,  Eigentümlichkeiten  der.   VIII.  X. 
Nationalitäten,  Verhältnis  der,  zum  Staat.  399- 
NationaUtätsprinzip.  400. 
Nationalökonomie,  Verhältnis  der,  zur  Juris- 
prudenz.   499.  504. 
Natur  des  Menschen.   *W.  XXXVII. 

—  des  Rechtes.  Vf. 
Naturalisation.    151.    302.  441. 
Naturjil  Wirtschaft.  23. 

Naturrecht.    »IV.    XVIIL   (y  403^ 
493. 
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Naturrecht,  seine  Fehler.  VI. 

Ncbcnfra^cn  im  Strafprozefl.  231. 
NebengescUc ,  Strafrechtliche.  211- 
Nebcnklage.  xzä. 
Neutralität.    439.    468.  '476. 
— ,  Bewaffnete.   483  f. 
— ,  Pflichten  der.  477. 
— ,  Rechte  der.  479. 
Nichtigkeitsbeschwerde.  376. 
Nichtigkeitseinwand.  107. 
Nichtigkeitsklage.  iM. 
Niederlassungsverträge.  449- 
Nieflbraucher.  ^2. 

Nordamerika,  Trennung  von  Staat  und  Kirche 

in.  2Ml 
Normen,  Sozial -ethische.  XLI. 
Noterbrecht.  81» 
Notorietät.  174. 
Notstand.  205. 
Notwehr.  204. 
Nutznießung,  Elterliche.  77. 
Nutzungsrechte.    *S3.   ^  6fl- 

O. 

Oberaufsichtsrecht,  Kirchliches,  des  Staates. 

Oberbefehl,  Kaiserlicher.  319. 
Oberkirchenrat,  Evangelischer.  249. 
Oberlandesgcrichte.    165.  1661 
Oberverwaltungsgericht,  Preußisches  3S8- 

360.  361. 
— ,  Sächsisches.  362. 
Obervormundschaft.  2^: 
obligatio  bonae  fidei  und  obligatio  stricti  iuris. 

Obliy.itionenrccht.   ^    ü  156. 

Öffentlichkeit  der  Verhandlung  im  Prozeß. 
172.    225.  369. 

ökonomische  Phänomene  der  sozialen  Pro- 
duktion.   XII.  XXXIV. 

Offenbarung  als  Kirchcnrcchtsquelle.  243. 

Offenbarungseid.  187. 

Offiiialmaximc.    'iGS.    182.  369. 

Okkupation.  440. 

Olshaiisen,  Justus.  2QI. 

Opcnilion,  Ärztliche.  205. 

Option.  440- 

Orden,  Geistliche.  246. 

Orderpapier,  iti. 

Ordination  in  der  evangelischen  Kirchen- 
verfassung. 246. 
—  in  der  katholischen  Kirchenverfassung.  2^^ 
Ortsgemeinden,  Evangelische.  247. 
Ortskrankenkasse, 

P. 

Pacht.  42. 
Pächter.  J2. 

Papste.  Erlasse  der.  241. 


Pandectae.  iL. 
Pandektenrecht.   ^   ^  ul 
Papst.    245.  2M. 
— ,  seine  Souveränität.  443. 
Pardon.  47» 

Parität.    »267.    279.  284. 
Paritätspflege,  Staatliche.    270 f. 
Parlamentarismus.  334. 
Parochialzwang.  269. 
Parochie,  Katholische.  24;. 
Parteieid.    126.   •177.  I79- 
Parteien  im  Zivilprozefl.  167. 

—  im  \'en.valtungsstrcitvcrfahren.  368. 
Parteifälligkeit.  167. 
Partikularrecht.   4.  's. 
Partilnilarstaatcn ,  Staatsnatur  der.  437. 
— ,  —  der  deutschen.  296. 
Patentamt,  Reichs-.  363. 
Patentwesen.  300. 

Patronat.   aso.  251. 
Pension  der  Beamten.  332. 
Persien,  Stellung  von,  im  Völkerrecht.  429. 
Persönlichen  Rechte,  System  der.  XXXV.  146. 
Persönlichkeit,  Unterschiede  völkerrechtlicher. 
436f. 

Persönlichkeitsrechte.   22:  'I4- 

Person,  Juristische.   22 ff. 

— ,  — ,  ihre  Rcchufähigkeit  im  Auslande,  igi. 

— ,  Natürliche.    20 ff. 

Personalstatut,  IS3. 

Personcnrcchtc.    19  f. 

Personenversicherung.  123. 

Petition.  349. 

Pfändung.    •187.  150. 

Pfandrecht  des  Handwerkers.  £2. 

—  des  Vermieters.  45. 

—  an  beweglichen  Sachen.  155. 
Pfandschaft.  441. 

Pfarramt,  EvangcUsches.  247.  248.  2';o.  255- 

Pfarrer,  Katholischer.    24^  250. 

Pflichtteil.  1^ 

Pflichttcilsrecht. 

Phylloxera  -  Konvention.  45^. 

Physiokratcn.   418.  419- 

Placet.  276. 

Piraterie.  444- 

poenae  medicinaics  und  vindicativae.  251. 
Politik  auf  wisscnschaflUchcr  Grundlage.  UV. 
Polizei.    387  ff. 

— ,  Heutige  Bedeutung  des  Wortes.  i8q_- 
— ,  Gericluliche.  222; 
— ,  Rechtsformen  der  Tätigkeit  der.    392  fl- 
— ,  Strafverfügungen  der.  yz. 
Polizeiaufsicht.  213. 

Polizeibehörden,  Gebundenheit  der,  an  Nor- 
men, Gesetze,  die  Mitwirkung  von  Selbst- 
verwaltungskörpem,  an  die  Rechtskontrolle 
usw.    390  ff. 

— ,  Organisation  der.  395. 
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Polizeierlaubnis.  393. 
Polizei  recht.    390  ff. 

Polizeistaat.    *3So.    387-    3»8-    397-  419- 
Polizeistrafe.  393. 
Polizeistrafverordnung.  393. 
Polizeiverfiigung.  392. 
Polizeiverordnung.  392. 
Polizeizwang.  394. 
Pontifices.  85. 

Postglossatoren    87.  , 
Post    und  Telegraphenverwaltung  des 

Deutschen  Reiches.   300.  *3i6. 
Postzwang.  ^17. 

Präcedcnzfallc  im  Völkerrecht.  434. 
Präfekturräte  in  Frankreich.    374.  '375. 
Prämiengeschäft.  wSL 
Prämienrcscrve  bei  der  Lebensversicherung. 

129.  131. 
Prämienversicherung.   122.  iiL. 
Prämienzahlung  bei  der  Versicherung.  127. 
Pranger,  aoi. 

Presse,  Verhältnis  der,  zum  Staat.  413. 
— ,  — ,  zum  Volksbildungswescn.    413.  415. 
Pricstertum  im  Katholizismus.  244. 

—  im  Protestantismus.  246. 
Primogcnitiu-ordnung.  327. 

Prinzipal,  seine  Fürsorgepflicht  gegen  die 

Hilfspersonen,  ino 
Prise.   424.   ^  ^ 
Prisengerichte.    484.  48;. 
Privateigentum.  XIII. 

—  im  Landkriege.  473- 

—  im  Seekriege,  47s. 

Privatpersonen,  Unneutrales  Verhalten  von, 

während  eines  Krieges.  478. 
Privalrecht.    i  ff. 
— ,  Agrarisches,  ifi, 
— ,  Bäuerliches  und  junkerliches.  zL 
— ,  Bürgerliches,  i 

—  des  BGB.    13  f. 

— ,  Gemeines  deutsches.    4.  *$. 

— ,  Internationales.    '144.  451. 

— ,  Partikulares.   4.  '5. 

Privaturkundc.    177.  I79. 

Privatverkehr,  Internationaler.   448 f.  4^1. 

Privatversicherung.    119.  *120. 

— ,  Gesetzliche  Regelung  der.    125  f. 

— ,  Kaiserliches  Aufsichtsamt  für.  363. 

Privilegien,  Diplomatische.  46^. 

— ,  Konsularische.  464- 

Produktionsförderung  durch  den  Staat.  420. 

Produktionsmittel.   XIII.  XIV. 

Prokura,  mo 

Proletariat.    417.    418.  •419. 

Proselytenraacherei.  269. 

Prusülulion.    417.  •421. 

Protektorat,  Völkerrechtliches.    438.  46^. 

Prozeß,  Unterbrechung  und  Aussetzung.  173. 

Prozeßarten,  iiesündcre.  i8Sff. 


Prozeßbevollmächtigte.  167. 
Prozeßfähigkeit.    'lö?.    172.  173. 
Prozeßgesetz,  Französisches.  16«;. 
Proreßkoslen.    ihiL    *iSi.    ifiöx  192. 
Prozeßordnung,  Hannoversche  allgemeine 

bürgerliche.  164. 
Prozeßrecht,  Gemeines  deutsches.  164. 
— ,  Internationales.  452. 
— ,  Römisch -kanonisches.  164. 
Prügelstrafe.    202.  222. 
Pscudoisidor.  279- 
Pseudonym.  22, 

Psychiatrie,  Stellung  der,  zur  Strafrechtswissen- 

Schaft.  217. 
PubUzitätsprinzip  des  Grundbuches.  £8. 
PuchU,  Georg  Friedrich.    XXXIII.  Qo. 
Püttcr,  Johann  Stephan.  387. 
Pufendorf,  Samuel.  IV. 

Q. 

Qu^telet,  Lambert  Adolphe  Jacques.  219. 
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208. 


Ratiiikation  von  Staatsverträgen. 
Reaktionszeit  in  Preußen.  3S3. 
Realkonkurrenz  mehrerer  Verbrechen. 
Rcalunion.    4  ^7. 
Rebellen.  468. 
Rechnungsbehörden.  331. 
Rechnungskontrulle  des  Deutschen  Reiches. 
3J4 

Recht,  sein  Begriff.    *l.    XXII.  507; 
— ,  seine  genetische  und  systematische  Be- 
trachtung. SOI. 
Gegenständliche  Einheit  im.  496. 
seine  Geltung.  XXII. 
seine  Geschichte.    500  fi. 
seine  innere  Gesetzmäßigkeit.  XXXVII. 
seine  Idee.  XXXVII. 
seine  Natur.  Vf. 
seine  Philosophie.    505  ff. 
ab  Politik  der  Gewalt  XXXVIII. 
seine  Quellen.  498. 
seine  sachliche  Richtigkeit.  XX. 
seine  religiöse  Stütze.  XXXVII. 
seine  Technik.   497  ff. 
sein  Wesen.  Iff. 
seine  Zukunftsaufgaben.  49Sff. 
sein  Zwangsanspruch.    *II.  507. 

—  als  Zwangsversuch  zum  Richtigen, 
LV. 

—  als  Mittel  zur  Erreichung  von  Zwecken. 
XVIII. 

— ,  Begrenztheit  seiner  Unverletzbarkeit. 
XXVII. 

— ,  Entwickelung  im.  XLV. 
— ,  Begrifflicher  Unterschied  von  Sitte  und. 
XXII. 
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XLV. 
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Recht,  Unterschied  von  Willkür  und.  XXIV. 
— ,  Problem  des  allgemeingültigen  Haltes  im. 
505- 

— ,  sein  Verhältnis  zur  sozialen  Wirtschaft. 
XXX. 

— ,  Trennung  von  Geltung  und  Richtigkeit 
von.  XV. 

— ,  Allgemeines  bürgerliches ,  in  seinem  Ver- 
hältnis zum  Handelsrecht.  2^ 

— ,  Autonomes.  448. 

— ,  Bürgerliches,   i  21. 

— ,  — ,  sein  System.    19  ff. 

— ,  Christliches.  6fi» 

— ,  Gellendes.  LH. 

— ,  —  unrichtiges.  LVIII. 

— ,  Gemeines.    4.  's. 

— ,  Gerechtes  und  gelindes.    LIII.  LV. 

~,  Kanonisches,   »j.    237  f. 

— ,  Konventionelles.  448. 

— ,  Richtiges.  XLIIIff. 

— ,  — ,  Seine  Grundsätze.  LI. 

— ,  Römisches  bürgerliches,  seine  Aufnahme 
in  Deutschland.    3  f.  >0S- 

— ,  Technisch  geformtes.   LH.  LVIf. 

— ,  Volkstümliches.  496. 

— ,  Konflikt  zwischen  bloß  gesetztem  und 
grundsätzlich  richtigem.  LVIII. 

— ,  Unterscheidung  zwischen  öffentlichem  und 
Privat-.  ^M. 

und  Rechtsprechung,  Einheit  von,  in  Eng- 
land. 377- 

Rechte,  Sog.  immaterielle,  im  internationalen 
Privatrecht.  157. 

— ,  Prinzip  der  persönlichen.    XXXV.  146. 

Rechtsänderungen,  Ursachen  von.  XXXIV. 

Rechtsbesch  werde  im  Verwaltungsstreit- 
verfahren.  36s.  368. 

Rechtsbetrachtung,  Form  und  Stoff  der.  XVI  f. 
XLIII. 

— ,  Formale  Bedingungen  einer.  4Q7. 
Rcclitsbruch  als  Schöpfer  neuen  Rechts.  XXV. 

XXVI.  XXXIll. 
Rechtsentstehung.   XXXI  ff. 
— .  Originäre.   XXVI  f. 
Rechtsfähigkeit  der  Frau.  iL 

—  des  Fremden.    zi_    14.;.  'iSi. 

—  der  Unmündigen.  2i 
Rechtsgcfühl.  III. 
Rechtsgeschäft.    27  ff. 
Rechtsgcschichte.    500  ff. 

— .  Äußere  Weise  der.  ^04. 

— ,  Wichtiges  und  Unwichtiges  in  der.  so3. 

—  ,  Deutsche.  SOS- 

— ,  Römische.    S"3-    li04  f. 
Rechtshängigkeit.  170. 
Rechtshilfe, 

— ,  Gegenseitige,  der  Gerichte.  318. 

— .  Internationale.  4^2. 

Rcchtsinhalt,  seine  dreifache  Trennung.  XIX. 


Rechtskraft  des  Urteils.  1&2. 

—  und  VoUstreckung  ausländischer  Urteile. 

Rechtsmittel,    ifia  ff. 

—  im  Verwaltungsstreitverfahren.  370- 

Rechtspflege.    *3.^g.  .^98. 
Rechtsphilosophie.    ^  ff. 
— ,  Die  drei  Fragen  der.  XV. 
Rechtssätze,  Technisch  geformte.  4q6. 
Rethtsschule,  GcschichtÜche.  »VII.  XXXIIL 
SQQ. 

Rechtsschutz,    ifii.    163.  167. 

—  durch  die  Verwaltungsgerichte.  366.  371. 

—  im  konstitutionellen  Staat.    353  ff. 

—  im  landesfiirstlichen  PoÜzeistaat.  350. 

—  im  völkerrechtlichen  Verbände.  451, 

—  der  Person  nach  Völkerrecht  446. 

—  -Mittel  im  öffentlichen  Recht.    348 f. 

—  -Organisation.  340. 

— ,  Verband  für  gewerblichen.   4  so. 
Rechtsstaat.  3'>S- 

Rechtsstellung,  Kaufmännische.  QO. 
Rechtstheorie,  Die  kritische.    XIV ff. 
Rechtstheorien,  Frühere.   IV ff. 
Rechtsverordnungen  des  Deutschen  Reiches. 
314.  345- 

Rechtswidrigkeit,  Ausschluß  der.   204.  .36«;. 
Rechtswissenschaft,  Deutsche.   ^  ^ 
— ,  ihr  Wesen.  Iff. 
— ,  ihre  Zukunftsaufgaben.   495  ff. 
Rechtszwang.   II.    •  XXXIV. 
rccursus  ab  abusu.  ifn. 
Reformationsrecht  des  Staates.  273. 
Reformgesetzgebung,  Preußische.  355. 
Regentschaft.  328. 

Regierung,  Die,  im  Völkerrecht.  443. 
Regierungsgewalt  des  katholischen  Klerus. 

Registereinwand.  io~. 

Registerrichter.  97. 

Reglement,  Haager.   469 f. 

Reich,  Deutsches.    296 ff. 

 ,  Formen  seiner  Tätigkeit.   313  ff. 

—  — ,  sein  Gebiet.  301. 

 ,  seine  Organisation.    306  ff. 

—  — ,  seine  Staatsnatur.  297. 

—  — ,  Verhältnisi  seiner  Staatsgewalt  zu  der 
des  Gliedstaates.  298. 

—  — ,  seine  Verwaltungen.    31 5  ff. 
Reichsämter.  312 
Reichsangehörigkeit.    .;oi . 
Reichsbank.  ^00. 
Reichsbehörden,    ^oo.  '312. 
Reichsbürgerrecht.  303- 
Reichseisenbahnamt.  317. 
Reichsexekution.  300. 
Rcichsfiskus.  ^22. 

Reichsgericht,  Deutsches.  161;.  227.  31 V 
— ,  Österreichisches.    <7i.    *  ^72. 
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Reichsgerichte,  Die  alten.    340 f. 
Reichsgesetzblatt.  314. 
Keichsgesetzgebung,  Deutsche.   398  ff.  *3t3. 
Reichskammcrgcricht.    ^  89- 
RcichskaDiler.    309.   •31a.   3'4-   3'S-  Mi- 
Reichsland,  Das.  303- 
Reichsmilitärj^ericht.    313.  320. 
Rcichspatcntaint.  363. 
Reichspnvatrecht.    1 4  f. 
Rcichsstaatsrecht.  294. 
Reicbsstrafgesetzbuch.    199  t  209. 
Reichsstrafprozefiordnungen.   2  26  f. 
Reichstag,  Deutscher.    •309.    313.  315. 
Reichsverfassung.  298. 
Rcichsvcrsicherungsamt.    141.  363. 
Reichsverwaltungsgericht.  363. 
Reinigungseid.  178. 
Rekurs.  349. 

Religion  als  Gegenstand  der  Kulturpflege.  40a. 
Religionsedikt,  Bayrisches,  von  1818.  242. 
Religionsfreiheit,  üj^ 
Religionsgeselbchaften  8.  Kirchengesell- 
schaften. 
Religionswechsel.  258. 
Rentengüter.  15. 
Repatriierungsverfahren.  441. 
Replik  der  Eintragung.  107. 
Reportgeschäft  io8. 
Repressalien.    459.  469. 
Requisitionen.  476. 

Reservatrechte  der  süddeutschen  Staaten.  300. 

Resident.  461. 

Rcstitulionsklage.  186. 

Retorsion.  146. 

Retorsionsrecht.  448. 

Rciiungsptlicht  des  Versicherten.  127. 

Reue,  Tätige.  213. 

Rcsision.    171.  •184.   227.   231.   370.  372. 
Revisionsgericht  232. 
Richter.    339.    345-    346.    348.    354-  383. 
— ,  seine  Machtbefugnisse  im  Strafprozeß.  229. 
Richter,  Ämilius  Ludwig.  291. 
Richtigkeit,  Formale.    XL.   XLI.  XLIII. 

—  eines  Rechts.  XLVIll. 

—  als  formale  Eigenschaft  eines  Rechtssatzes. 
LV. 

Riesenbetriebe,  Stellung  der,  zum  Staat  114  f. 
Ringe.  loj. 

Rousseau,  Jean  Jacques.  Vf. 
Ruckfall.  213. 

Rückversicherung    121.    126.    •129.  131. 

Rtickvenvcisung,  Problem  der  sog.  151. 
Rugcpilicht,  Handelsmaflige.  io6. 

8. 

Sachbeschädigung  228. 
Sachenrecht,    i^.  '52 

—  im  internationalen  Privatrecht.    154  f. 


Sachurteil.  i8i. 
Sachverständiger.    177.  229. 
Sachwidrigkeit.    36  s. 
Sanitätskonvcnlioncn.  453. 
Savigny,  Friedrich  Carl  v.   VII.   XXVI.  lo» 
•11.  82. 

— ,  — ,  seine  Theorie   des  internationalen 

Privatrechts,  155. 
Schadenersatz.  ^  ^o.  41,  42.  ^  ^  43. 

55.    ufi.  122, 

—  im  Völkerrecht.  458. 
Schadenversicherung.   12^  •124.  Lifi.  127  f. 

129. 

Schiedseid.  178. 
Schiedsgerichte.  164. 
— ,  Internationale.  460. 

—  für  Arbeiterversicherung.  141. 
Schiff,  Frei,  unfrei  Gut   480.   482.  484- 
— ,  — ,  frei  Gut   480.  484. 
Scbiffahrtsverträge.  449. 
Schiffsmannschaft,  Rechte  und  Pflichten  der. 

112f. 

Schlüsselgewalt  der  Ehefrau.   72.  78. 
Schöffengericht    227.    231  233. 
Scholastik.  87. 

Schriftliches  Verfahren  im  Prozeß,  171- 
Schriftsatz.  170. 

Schulden  des  Deutschen  Reiches.  322. 

Schuldfragen.    230.  231. 

Schuldner,  seine  persönliche  Haftung.  25. 

Schuldübemahme. 

Schuldverhältnisse,  Recht  der.  ll  15.  •34. 
Schuldvcrträge.    38  f. 

Schutz  der  Kirchen  durch  den  Staat.  277- 
Schutzgebiet,  Zugehörigkeit  zum  deutschen. 

302. 

Schuttgebiete,  Rechtliche  Natur  der  deutschen. 

305- 

Schutzrecht,  Staatliches,  über  die  Kirchen. 

Schutzstaat.  438. 

Schweiz,  Neutralität  der.  439. 

Schwurgericht.  225.  Z2h.  227.  230.  23»-  233 

Seebeute,  Seebeuterecht.    '474.  491. 

Scedariehen.  12SL 

Seehandelsrecht,    x  1 2  f. 

Seekrieg.   468.   474.  476. 

Sceminen,  Recht  zur  Legung  verankerter.  476. 

Seepolizei.  444. 

Seerechts,  Pariser  Deklaration  betr.  verschie- 
dene Punkte  des.    '471.   484.  489. 
Seeschiffahrt.    443.  '445. 
Seeslraßen.  444. 

Seeverkehr,  Neutraler,  im  geltenden  Recht. 
485  ff. 

.Seeversicherung.  120.  122  i2>.  126  128  130. 
Seinsollendes,  sein  Verhältnis  zum  Seienden. 

XLVIII. 
Sekten.  239. 
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Selbsthilfe.  3£   ii8f.   Lili   Li?i  i6»- 

Selbsthilfeverkauf.  106- 

Selbstmord,  Einfluß  von,  auf  die  Zahlpflicht 

des  Versicherers.  LiiL 
Selbstverwaltung.  338. 
Separatio  perpetua.   2£i  7'- 
Seydel,  Max  v.  396. 
Sicherheitspolizei.  389. 
SicherungsmaBrcgeln  im  Strafrecht.  222.  2:4. 
Simmel,  Georg.  XXVIII. 
Simultancum.  270. 
Sippe,    fifi^  6t. 

Sitte  als  Gegenstand  der  Kulturpflege.  400. 
— ,  Begrifflicher  Unterschied  von  Recht  und. 
XXII. 

Sittlichkeit   erxwungen    durch    das  Recht. 

XXXVI. 
Sittlidikeitspolizei.  391. 
Sklavenhandels,  Regime  zur  Unterdrückung 

des  afrikanischen.  444. 
Smith,  Adam,    418.  419. 
Sohm,  Rudolf.  XXXV. 
Sonntagsfeier.  378. 
Sonntagsruhe.  278. 
Souvenm,  Der,  im  Völkerrecht.  442. 
Souveränität.  VI. 

—  des  Gesetzgebers,  Idee  der.  147. 

—  des  Staates.  438. 

—  — ,  Begrenzung  der,  durch  das  Völker- 
recht. 431 

—  als  Bedingung  der  Anerkennung  eines 
Staates.  434. 

Sozialdemokratie.  424. 
Soziale  Frage.  XIV. 
Sozlalf^eschichte.  XXXIV. 
Sozialismus.  X. 
— .  Moderner.   XIII.  XXXV. 
Sozialpolitik  des  19.  Jahrhunderts.  420. 
— ,  Verhältnis  der,  zur  Kunst.  407. 
— ,  — ,  zur  Strafrechtswissenschaft,  üi. 
Sozialwisscnschrift,  Ikgriflf  der.  XXVIII. 
Soitiologie,  Verhiiltiiis  der,  zur  Strafrechts- 
wissenschaft. 219. 
Spencer,  Herbert.  XXVIII. 
Spezifikationskauf.  106. 
Spieleinwand.  107. 
Spinoza,  Baruch.  XVIII. 
Spionage.  473. 

Sprache  als  Gegenstand  der  Kulturpflege.  ^99. 
Staat,  seine  Definition.    296.  336. 
— ,  seine  Entstehung,  Untergang,  Kontinuität. 
434  ff. 

— ,  seine  Gebietshoheit.  439. 

— ,  Einheit  von,  und  Kirche.  279. 

— ,  Trennung  von,  und  Kirche.    2.H y  402. 

— ,  sein  Vcrh.'Lltnis  zum  Bildungswesen.  409  AT. 

— ,  —  zur  Frauenfrage  421. 

— ,  —  zur  Kirche     •272.  402. 

— ,  —  zur  Kunst  403. 


Staat,  sein  Verhältnis  zur  Presse.  412. 

— ,  —  zur  Technik.  409. 

— ,  —  zur  Volkswirtschaftspflege.   41 8  AT. 

— ,  Der  abhängige.  438. 
— ,  Der  neutralisierte.  438. 
Staatenbund.  437. 
Staatenreich.  437. 

Staatensystem  des  Völkerrechts.  430. 
Staatenvereine.  449. 

Staatenverkehr,  Amtlicher,  seine  Organisation. 
460  flf. 

Staatsabsolutismus.  2SL. 

Staatsangehörigkeit.    150.    151.  isi. 

— ,  Erwerb  und  Verlust  der.  302. 

— ,  Wirkung  der  Änderung  der,  auf  das 
Familienrecht.  1^3. 

— ,  Einfluß  der,  auf  Rechte  der  Kirchen- 
glieder. Zd2. 

— ,  — ,  auf  Pflichten  — .   264  f. 

Staatsanwalt.    i66.    229.  234. 

Staatsanwaltschaft.  22L.  227.  228.  230. 
Uh 

Staatsaufsicht  über  die  Kirche.   '275.  281. 

2^.\.  286. 

—  über  das  Versicherungsgewerbe.    131  ff. 
Staatsbürgerrecht.  302. 
Staatschristentum.    282.  289. 
Staatsdiener.    331  ff. 

Staatseigentum.  439. 
— ,  Feindhches.  473. 
Staatsfolgerecht.    •435.  49J. 
Staatsgerichte.  318. 
Staatsgerichtshöfe.  331. 
Staatsgewalt.    326.  336. 
— ,  Einteilung  der.  337. 
Staatshilfe.  138. 

Staatsidee,  Christliche.    282.  289. 
Staatskirchenrecht.  240. 
— ,  Deutsches.  287. 

Staatskirchentum.    279.    •280.    281.  289. 
Staatsrat,  Französischer.   374.   37s.  •376. 
— ,  Italienischer.  382. 
Staatsrecht,  Deutsches.    293 ff. 
Staatssekretäre.  330. 
Sta;itsscrvitut.  441. 
Staatsverfassungen,  Deutsche.    3 24 f. 
Staatsverträge  des  Deutschen  Reiches.  314. 

—  als  Quellen  des  Völkerrechts.  433. 
— ,  Fortbestehen  der.  436. 

Staats  vertrag.   4  54  ff. 
— ,  seine  Aufhebung.  457. 
— ,  seine  Rechtskraft.  457. 
StaatswiUe.  336. 
Standesbeamte.  69. 
Standcsj^erichte.    192  f. 
State  &  intcrfcrcnce.  420. 
Statistik,  Bedeutung  der,  für  die  Strafrechts- 
wissenschaft. 219. 
Statthalter  von  Elsaß -Lothringen.  '304.  312. 
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Statutentheorie   des   internationalen  Privat- 
rechts.   146  f. 
Stein,  Lorenz  v.  499. 
Stellvertretung  beim  Rechtsgeschäft. 
Steuerdelikte.  232. 
Steuern.  422. 

Steuerprivilegien,  Kirchliche.  277. 
Stiftungen,  Rechtsfähigkeit  von.    24 f. 
Stimer,  Max.  XXXV. 

Stoff  der  Rechtsbetrachtung.    XVI  f.  XLIll. 

Strafaufhebungsgründe.  21^1 

Strafbaren  Handlungen,  Dreiteilung  der.  iQ&f. 

—  ,  System  der,  im  Bürgerlichen  Strafgesetz- 
buch.  209  f. 

Strafbarkeit,  Erkenntnis  der.  205. 

—  des  Versuchs.    207.  2oq. 

Strafe.    155.    196.    202    •212.  •221. 
Strafensystem.  102. 

—  des  Reichsstrafgesctzburhs  212. 
Strafgesetzbuch,  Bayrisches,  von  1813.   197  f. 
— ,  Josephinisches.    196.  197. 

— ,  Preußisches,  von  1851.  iqq. 
Strafgesetze,  Geltungsbereich  der.  211. 
Straf gesetzgebung.    197  ff. 
Strafgewalt,  Staatsaufsicht  über  die  kirchliche. 

221- 

Strafkammern.    227.  233. 

Strafmilderung.  207. 

Strafprozeß ,  Französischer.    235.  228. 

—  als  Parteiproreß.    227 f. 

—  ,  seine  Unterschiede  vom  Zivilprozeß.  229. 
Strafprozeßordnung,  Braunschweigische,  von 

1849.  22^ 
— ,  I>cutsche,  von  1877.    2 26 f. 
— ,  Hanno vrische,  von  1850.  aifi. 
— ,  österreichische,  von  1873.  225. 
— ,  Preußische,  von  1867.  226. 
Strafprozeßrecht.    2  23  ff. 
Strafrahmen.  2H. 
Strafrecht    196  fl. 

—  ,  Außcrdcutsrhes.    200  - 

— ,  Intemation^es.    2 14  f.  452. 
— ,  Kirchliches  katholisches.    251  f. 
— ,  Philosophie  des.  201. 
Strafrethtsphilusophie.  211L. 
Strafrechtssystem.    203  ff. 
Strafrechtstheorien,  zaif. 
Stratrcchtswissenschaft,  Deutsche,  mi- 
Strafsachen,  Ausschluß  des  Rechtswegs  in. 
343. 

Strafverfahren,  Französisches.  224. 
Strafvollstreckung.    202.    2  vi. 
Streitgenossen  im  Zivilprozeß.  167. 
Slromschiffahrtsvereine.  449. 
Stücklohn.  £r 
Sühneleistung.  195. 

Suezkanal,  Gemeinsame  Protektion  der  See- 
mächte über  den.  4^7. 
Summenversicherung.    123.    '124.  LiS» 


Superintendenten.  249. 

Syllabus.  J8n. 

Synoden,  Evangelische.  248. 

T. 

Tagegelder  der  Landtagsabgeordneten.  330. 

—  der  Reichstagsabgeordneten.  310. 

Tarifipolitik.    422.  423. 

Tatbestand  der  einzelnen  Verbrechen.  20S^ 

Tatsache.  XLIIL 

Taufe.  2S9. 

Technik  als  Gegenstand  der  Kulturpflege.  409. 
Teilnahme  am  Verbrechen.  207. 
Teilurteil.  iM. 

Telcgraphcnvcrein,  Allgemeiner.  4^0. 
Telegraphen  Verwaltung  des  UcutüchenReiches. 

3QO.  •316. 
Temporaüensperre.    276  f. 
Terminhandel.  106- 
Terrae  missionis.  245. 
Territorialgewässer.  44s. 
Territorialismus,  iäx. 
Territorialprinzip  im  Strafrecht.    2^4.  215. 
Territorium,  Völkerrechtliches.   439 f. 
Testament.   Sa.  iqS. 
Testierfreiheit,  rj. 

Theater,  Verhältnis  der,  zim>  Staat.    406  f. 
Theodosius  d.  Gr.  279. 
Thcodosius  II.,  seine  Kodifikation.  S04. 
Thomasius,  Christian.  IV. 
Thronfolge.  327. 
Tierhalter,  seine  Haftpflicht.  40. 
Todesstrafe.    iq5.    2112-   '212.  224 
Toleranzantrag  von  1900.   afti  283 
Town  Councils.  379. 
Toynbeehalls.  415. 
Traditionsprinzip.   5^  sS- 
Transportdienst  im  neutralen  Seeverkehr.  485. 
Transportgeschäft.    1 09  f. 
Transportversicherung.    123.    L2fi.  131. 
Trauordnungen,  Evangelische.  264. 
Trauung.   6^.    64  f.  62:^ 
Treu  und  Glauben.  LI.  LVI,  36,  321 
497- 

Treubruchsklage.  56. 
Tridentinum.  241. 
Trusts.  104. 

Türkei,  Stellung  der,  im  Völkerrecht.   4 28 f. 
465. 

U. 

Übereinkünfte.  .456. 
Überfall.  a68. 
Übertretung.    209.  225. 
Umstände,  Mildemde.    197.  231. 
Uneheliche.   74  ff. 
Unfallfürsorge.  I37. 
Unfallrente  137. 
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Unfallversicherung  in  der  Privatversicherung. 
121.  126. 

—  in  der  Arbeiterversicherung.    133.  *t3S- 

Unfehlbarkeit  des  Papstes.    241.  240. 
Union,  Evangelische.    22 L 
Universalepiskopat.    241.  246. 
Univcrsalsukzcssion.  157. 
Universitäten.   409  f. 
Univcrsity  extension.  412. 
Unmündige  im  BGB.   22»  2&m 
Untcrlassungsdelikt.  204. 
Untersuchungshaft.    229.  234. 
Untersuchungsrichter.    230.  234. 
Unterrichtswesen.  410. 
Urheber -Rechtsschutz.  4SI. 
Urkunde  im  Prozeß.    *177-  179. 
Urkundenprozeß.  189. 
Urteil,  seine  Rechtskraft.  182. 
— ,  Ausländisches,   seine   Rechtskraft  und 

Vollstreckung,   'iso.  182. 
Urteilsartcn.    •163.  i8of. 
UrteilsfaUung.  i8i. 

V. 

Vasallenstaat.  438. 
Vater,  seine  Gewalt.  76. 
Vaticanum.    241.  280. 
Vattel,  Emeric  de.  493. 
Verantwortlichkeit,  Gewerbliche  und  soziale. 

132.    136.  138. 
Verband,  Gesellschaftlicher.    22 f. 
Verbrechen.    19;.    196.    202.  •204. 
— .  seine  Ursachen.    217  ff. 

—  im  engeren  Sinn.    209.  22$. 
Verbrecher,  Geborener.  218. 
Vereine,  Rechtsfähigkeit  der.  25 

—  —  im  Auslande,  isi. 
— ,  Religiöse.  274. 

Vereinswesen,  Freies,  seine  Anteilnahme  an 

der  Kulturpflege.  398. 
Verfahren,  Erstinstanzliches,  im  Strafprozeß. 

230. 

— ,  Objektives.  232. 

Verfahrensarten,  Besondere,  im  Strafprozeß. 
232. 

Verfassungsstreitigkeiten ,  Erledigung  von , 

durch  den  Bundesrat.  308. 
Verfügung,  Letzt  willige.  SiL 
Verfiigungsgcschäft.    29.    sS.  S8. 
Verfügungsprozefl.  190. 
Vergehen.    209.    22  y 
Vergleich  im  Prozeß.  180. 
Vergütung,  Recht  auf,  im  Dienstvertrag.  49. 
Verhaftung.  39:. 

Verhandlung,  Aussetzung  der,  im  Zivilprozcfl. 
'73- 

— ,  Mündliche,  — .    171.    i7.\  192. 
— ,  — ,  im  Strafprozeß.  225. 


Verhandlung,  Einheit  der,  im  Zivilprozeß. 

♦172.    181-  192. 
— ,  Leitung  der,  im  Zivilprozeß.  I72f. 
Vcrhandiungsmaxime.  i£äf.  173. 175. 189.  369. 
Verjährung  im  Strafrecht.  213. 

—  des  .■Anspruches.    ^2.    1^6.  170. 
Verkclir.Der  territoriale,  im  Völkerrecht.  446  ff. 
Vcrkehrsanstalten,  öfTcntlichc,  des  Deutschen 

Reiches.  316. 
Verkehrsfreiheit.  446. 
Verkehrsgebiet,  Internationales.   4^ ff. 
Verkehrsorganisationen.  ^Jof. 
Verkehrssitte.    ^6.  37. 
Verleger.  109. 

Verleihungsprinzip  für  den  Erwerb  der  Rechts- 
fähigkeit des  Vereins.  25. 
Verlobung,  bj. 
Vermieter,  sein  Recht.  ^ 
Vermögen  des  Deutschen  Reiches.  ^^22. 

—  der  Kirchen-  und  ReligionsgescUschaften, 
sein  Schutz.  269. 

Vermögensrechte,  i^f. 
Vermögenssteuer.  422. 
Vemjögensverwaltung,  Kirchliche.  349. 
~,  —  Staatsaufsicht  über  die,  276. 
Vernunftrecht, 

Verpflichtungen,  Rein  kaufmännische.    104 f. 
— ,  Vertragsmäßige,  im  internationalen  Privat- 
recht. ISS. 
Verpflichtungsgeschäft.    2^  73. 
Versäumnisurteil.    'iSi.  183. 
VerschaflTungsrcchte.    £3.  53. 
Verschuldungsprinzip.  39. 
Versicherung,  Laufende.  130. 

—  auf  Gegenseitigkeit.    122,  123. 
Versicherungsagenten.  126. 
Versicherungsamt,  Reichs-.  363. 
Versicherungsanstalten  für  die  Arbeiter- 
versicherung.   133.  136. 

Versiclicrungs  ;\ufsichtsgesetz,  131. 

Versichci-ungsbcdingungen.    1 24. 

Versicherungsdauer.  127. 

Versicherungsgesellschaften.  103. 

Versicherungsgcvcrbe.    120.    12L.  '130. 

Vcrsichcrungsrecht.  iififf. 

Versicherungssumme.    127.  129. 

Versicherungsvei  träge.    •  123.  130. 

Versicherungswert.    127.  129. 

Versicherungszwang,    ijj.  134. 

Verstaathchung  und  Vcrstadtlichung  der  Be- 
triebe. 422. 

Vertrag,  Internationaler  454. 

— ,  Fiskalischer.  454. 

Versuch,  Strafbarer.    207.    209.  213. 

— ,  Untauglicher.  207. 

Verteidiger,  Verteidigung  im  Strafprozeß. 
224.  22a. 

Vertrage,  Internationale,   über  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts.  150. 
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Vertragsarbeit,  mi^ 
Vertrug  sfrciheit.  •38.  8^ 

Vertretungsgewalt.    jb.  Z2i 
Verursachungsprinzip.  .S9- 
Verurteilung.  124. 
— ,  Bedingte.  i22^ 
Verwaltung,  Ausübung  der.  ii8. 
— ,  Begriff  der.  *34S. 
— ,  Abgreruung  der,  gegen  die  Justiz.   341  f. 
— ,  Verhältnis  der,  zum  Gesetz  und  zur  Justiz. 
346.  354. 

Verwaltungsbehörde,  Straflicscheide  der.  2^2. 
Vcrwaltungsbehütden,  Moderne,  in  England. 
379. 

Verwaltiin^rsbesrhwerde.  349. 
Vcnvaltungsgenchte,  Deutsche.    3^7.  •358. 
— ,  Organisation  der.  360. 
— ,  Zuständigkeit  der.  363. 
— ,  Französische,    374  f. 
Verwaltungsgerichtsbarkeit.    347  ff. 
Vcrwaltungsgerichtshof,  ßadischer.  ^6z. 
— ,  Hessischer.  363. 
Vcrwaltungsprozefl  s.  Verwaltungsstreit- 
verfahren. 
Vcrwaltungsrecht.    3  36  ff.    387  ff. 
— ,  Internationales.  452f. 
Verwaltungsrechtspflcge.    344.    •  347. 

—  in  England.  377. 

—  in  Frankreich.  373. 

—  in  lutlicn.  381. 

—  in  Österreich.  370. 

— ,  Elinfiihrung  der,  in  Preußen.  357. 
Verwaltungsstreilsachen.  363. 
Verv^altungsstreitverfahrcn.   348.  357.  •3C7. 
Vcrwaltungsvereine.  449- 
Verwaltungsvcrordnungcn   des  Bundesrats. 

Verwaltungszwangsvcrfahrcn.  370. 
Venvandtschaft  als  Ehehindemis.  62. 
Verwendung,  Gütliche.  455. 
Verzug  der  Leistung.  42. 
Viehversicherung. 
Vindicatio  rei.  jo. 

Visitationsrecht  der  Kriegsschiffe.  484.  •485. 

Völkerrecht .   ^22  ff. 

— ,  sein  Geltungsgebiet.    427  —  31. 

— ,  sein  juristischer  Charakter.    431  —  33. 

— ,  seine  Quellen,  433f. 

— ,  seine  Verletzungen.  4S8. 

— ,  seine  Zwangsmittel.    459  f. 

Vogelschutz  •  Konvention .  453. 

Volksaufgebot.    470.  471. 

Volksbibliotheken.  414. 

Volksbildungswesen. 

—  ,  sein  Verhältnis  zur  Presse.    413.  415. 
Volksgcist  als  Schöpfer  des  Rechts.  •VII. 

XXXVII.  ^ 
Volkstheater.  407. 
Volksunivcrsitätcn.  410. 


Volksvertretung.  32v 
VolksT^irtschaftspflege.    4 18  ff. 
Vollstreckungsbefehl. 
VoUstreckungstilel.  iSif. 
Vollstreckungsverfahren.  163. 
Vorbehaltsgut.  22i 
Vormund.  liL 
Vormundschaft.   77  ff. 
Vorsatz.  206- 

Vorstellungstheorie  im  Strafrecht.  206. 
Voruntersuchung.  225.  228.  230.  231.  234. 

w. 

Wächter,  Karl  Georg  von  147. 
Waflenstillstand.  490. 
Wahlmänner.  329. 
Wahlrecht,  Reichstags-,   309.  334. 
Waren.  10^. 

Warenumsatzgeschäfte.  106. 
Warenlombard.  109. 
Warrantverkehr.  109. 
Wechsel    ^2;   32i  mf. 
Wechselhaft.  j£. 

Wechselordnung,  Allgemeine  deutsche,  ll  2ii 
VVcchsclprozeß.  189. 
Wechbclrecht.    1 1 1  f. 

—  im  internationalen  Privatrecht.  156. 
Wehrgeld.  195. 

Wchrptlicht.  321. 
Wchrpflichtcntzichung.  2^2. 
Weihegewalt.  244. 
Weltmeer  als  Verkehrsgebiet.  443. 
Weltpostverein.    4  so. 
Weltrechtspflege,  Prinzip  der.  zis- 
Werklieferungsvertrag,  ^i. 
Werkvertrag.   ^  ff. 
Wertpapiere.    1 1 0  ff. 
Wertzuwachssteuer.  ^22. 
Wcttvcrsicherungcn.  12X. 
Widerklage.  170. 

Wiederaufnahme  des  Verfahrens.    183.  232. 
Wildheit.  XXXII. 
Wilhelm  II.  12. 

Willenstheorie  im  Strafrecht.  206. 
Willkür,  Unterschied  von  Recht  und.  XXlVff. 
Windscheid,  Bernhard,  go. 
Wirtschaft,  Soziale.    XI,  »XXIX. 

—  —  als  Hervorbringerin  der  Ideen.  XII. 
 ,  ihr  Verhältnis  zum  Recht.  XXX. 

XXXVII. 
Wirtschaftspolitik.    ^  &  ff. 
Wirtschaftsvereinc.  2iL 
Wirtshaus.   41  j. 
Wissenschaftsp  flegc.   409  ff. 
Wittum.  63. 

Wohnsilz,  151.  152. 

— ,  Wirkung  seiner  Änderung  auf  das  Familien- 
recht. 15^ 
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WolflF,  Christian.  493. 

Wollen,    Richtiges  sittliches  und  soziales. 

•XVIII.    XXXVI.  XLIX. 
— .  Inhaltlich  freies.   XIX.  XLVI. 


Z. 

Zahlungsbefehl.  189. 
Zeitlohn,  so- 

Zensuren  im  Strafrecht  der  katholischen  Kirche. 

Zentnimspartei.  281. 
Zession.  440. 
Zeuge.    176.  229. 
Zeugnis  im  Dienstvertrag.  50. 
Zeugnispflicht.  177. 
Zeugniszwang.  I77. 
Zinsfuß.  lOS- 
Zitelmann,  Emst.  %oo. 
Zivilehe.   OL.  63. 
Zivilisation.  XXXII. 
Zivilliste.  327. 
ZivilprozeB.  ff. 

— ,  seine  Unterschiede  vom  Strafprozeß.  229. 
Zivilprozeßordnung, 

— ,  Bayrische,  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten von  1869.  i6s. 
—  für  das  Deutsche  Reich  vom  jo.  L  1877. 

— ,  Lübecker,  von  1862.  i6s. 


Zivilprozeßordnung ,  Württembergische ,  von 

1868.  i6i 
Zi  vilprozeßrecht .    162  ff. 
~  im  internationalen  Privatrecht.    158  f. 
Zölibat.  244. 

Zoll-  und  Handelsverein  vom  22.  III.  1833.  450. 
Zolldelikte,  zji. 

Zolltarife,  Veröffentlichung  der.  450. 
Zollverein.  299. 
Zorn,  Philipp.  296. 
Zuchthaus.  21i. 
Zuchtpolizeigerichte.  225. 
Zunftzwang.   93.  96. 
Zurcchnunpsfahigkeit.  20^. 
Zuständigkeit  der  Gerichte.    *iG6.  192. 
Zuständigkeitsgesetz.    360.  36s. 
Zwangserziehung.  73. 
Zwangshaft,  187. 

Zwangsmittel  des  Völkerrechts.  459. 
Zwangsvcrgleich  im  Konkursverfahren,  igi. 
Zwangsversicherung.  4.I7- 

Zwangsversteigerung.  6SL 

—  und  Zwangsvcrwaltung,  Gesetz  über.  16:;. 

Zwangsvollstreckung.  lSfi.flF. 

Zwecke,  Gesetzmäßigkeit  der.  XVIII. 

— ,  Gemeinschaft  der,   als  Kriterium  der 

menschlichen  Gesellschaft.  XXIX. 
Zweikammersystem.  329. 
Zweikampf.   XXIII.  208. 
Zwischenurteil.    lÄQ.    iSa.  185 
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